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Vorrede. 


Eine  quellenmäfsig  gearbeitete  Geschichte  der  Juden 
und  insbesondere  des  Judenrechtes  in  Österreich-Ungarn  ist 
bisher  nicht  geschrieben.  Wenn  ich  in  dem  vorliegenden 
Werke  zum  erstenmale  den  Versuch  unternehme,  eine  Dar- 
stellung der  Rechtsverhältnisse,  der  Schicksale  und  Drang- 
sale der  Juden  in  den  Ländern  dieser  Monarchie  während 
des  Mittelalters  auf  Grund  der  vorhandenen  Litteratur,  sowie 
an  der  Hand  ungedruckter  Urkunden  zu  geben,  so  verkenne 
ich  keineswegs  die  Schwierigkeiten  der  mir  gestellten  Auf- 
gabe ;  denn  einerseits  ist  das  hierbei  zu  bewältigende  Materiale 
so  umfangreich  *),  so  zerstreut  und  zum  Teile  auch  so  schwer 
zugänglich,  dafs  eine  vollständige  Verwertung  desselben  ein 
für  einen  Einzelnen  kaum  erreichbares  Ziel  ist,  andererseits 
fehlt  es  bezüglich  einzelner  Länder  und  bezüglich  der  meisten 
bei  der  Erläuterung  der  Judengesetze  in  Betracht  kommen- 
den Rechtsinstitutionen  fast  gänzlich  an  Vorarbeiten,  so  dafs 
ich  in  beiden  Richtungen  genötigt  war,  erst  eine  Grundlage 
zu  schaffen  und  mir  ein  eigenes  Urteil  zu  bilden,  das  viel- 
leicht vor  dem  Forum  der  Kritik  nicht  standhalten  dürfte. 
Mit  Rücksicht  auf  diesen  Umstand  werde  ich  daher  jede 
mir  zukommende  Ergänzung  oder  Berichtigung  meiner  An- 
gaben und  Ansichten  mit  gröfsteni  Danke  entgegennehmen 
und  möglichst  berücksichtigen. 

')  Ich  verweise  hier  nur  auf  die  Regestensammlung  von  £.  Birk 

zu    Liichnowskys   achtbändiger   Geschichte    des    Hauses    Habsburg 

1836  ff.),  auf  die  Arbeiten  von  Chmel,  Kurz,  Schlager,  Tomaschek  u.  a. 


VI  Vorrede 

Wenn  ich  trotzem  diese  Arbeit,  das  Resultat  langjährige 
mOhevoUer  Studien,  der  Öffentlichkeit  übergebe,  so  war  fc 
mich  der  Wunsch  entscheidend,  ein  bisher  fast  ToUständ: 
unbekanntes,  überaus  interessantes  und  wichtiges  Gebiet  di 
Rechtslebens  in  Österreich-Ungarn  zu  erschliefsen  und  durc 
Vergleichung  der  österreichisch-ungarischen  Judensatzungi 
mit  der  aufserösterreichischen  Judengesetzgebung  den  Bewe 
zu  erbringen,  dafs  die  Judengesetze  des  Mittelalters  tn^ 
örtlichen  und  zeitlichen  Verschiedenheiten  nicht  ohne  Wechse 
Wirkung  aufeinander  geblieben  sind,  sondern  dafs  sie  in  ihr« 
Ausgangspunkten  und  in  zahlreichen  Einzelnbestinunung^« 
so  enge  zusanmienhängen ,  dafs  in  vielen  Beziehungen  y 
einem  internationalen  Judenrechte  im  Mittelalter  gesproch. 
werden  kann.  Schon  hier  mufs  ich  bemerken,  dafs  die  öst£ 
reichisch-ungarischen  Privilegien  des  13.  und  14.  Jahrhunde^ 
zu  den  humansten  und  liberalsten  Gesetzen  des  MittelaltiE 
gehören,  dafs  sie  jedoch  auch  andererseits  infolge  der  grofs 
Freiheiten,  die  sie  den  Juden  gewährten,  den  Anlafs 
schweren  Beschuldigungen  gegen  die  letzteren  und  zu  harC 
Bedrängnissen  derselben  gegeben  haben.  So  wurde  —  m 
nur  zwei  Schattenseiten  jener  Privilegien  hervorzuheben 
durch  den  in  allen  österreichisch-ungarischen  Judenordnung 
vorkonmienden  Artikel  5,  gemäfs  welchem  die  Juden  ^ 
Pfand  jede  wie  immer  benannte  Sache,  auch  gestohlene  ib. 
geraubte  Gegenstände  (Art.  6)  (mit  Ausnahme  von  blutig 
und  nassen  Gewändern  und  geweihten  Sachen)  annehnj 
konnten,  der  den  Juden  so  oft  zur  Last  gelegten  Hehlei 
Thür  und  Thor  geöf&iet,  und  die  allzu  günstigen  Bestfi 
mungen  über  die  Gewährung  des  Zinsdarlehens  in  den  Judei 
Privilegien  Herzog  Friedrichs  II.,  Pr^mysl  Ottakars  un 
Rudolfs  von  Habsburg  haben  —  meist  mehr  im  Interess 
der  Fürsten  als  der  Juden  —  den  Wucher  gefördert,  d( 
im  Verlaufe  des  Mittelalters  mit  den  Märchen  von  Hostiei 
Schändungen,  Brunnenvergiftungen  und  Ritualmorden  de 
Vorwand  zu  den  meisten  Verfolgungen  und  zu  der  schlief 
liehen  Ausweisung  der  Juden  aus  vielen  deutsch-öste 
reichischen  Ländern  bot 


Vorrede.  VII 

Bezüglich  der  äufseren  Einrichtung  des  Werkes  habe 
ich  zu  bemerken,  dafs  der  I.  Band  desselben  die  Darstellung 
der  Eechtsverhältnisse  der  Juden  in  Österreich  ob  und  unter 
der  Enns,  in  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Salzburg,  Tirol 
und  Vorarlberg  enthält.  Der  II.  Band  soll  sich  mit  den 
Rechtsverhältnissen  der  Juden  in  den  italienischen,  slavischen 
und  ungarischen  Ländern  der  Monarchie  beschäftigen.  Ein 
alphabetisches  Register  für  beide  Bände  wird  den  Abschlufs 
bilden. 

Bei  jenen  Ländern,  in  denen  die  Juden  über  das  Mittel- 
alter hinaus  bleiben  durften,  beschränkte  ich  mich  auf  die 
^Schilderung  der  Rechtsverhältnisse  derselben  bis  Ferdinand  I., 
da  ja  eine  Fortsetzung  dieses  W^erkes  bis  auf  die  Neuzeit 
nicht  ausgeschlossen  ist  *,  bei  den  übrigen  Ländern,  aus  denen 
sie  gegen  Ende  des  Mittelalters  ausgewiesen  wurden  (Ab- 
Teilung  II  des  I.  Bandes),  gab  ich  eine  Übersicht  ihrer  bisher 
gröfstenteils  wenig  bekannten  Geschichte  bis  auf  die  Gegenwart. 

Der  Darstellung  des  Judenrechtes  und  der  Geschicke 
^Icr  Juden  in  den  österreichisch-ungarischen  Ländern  schickte 
ich  als  Einleitung  eine  in  gedrängter  Kürze  entworfene  Unter- 
suchung über  die  Principien  oder  Ausgangspunkte  der  Juden- 
f<«setzgebung  in  Europa  im  Mittelalter  voraus,  die  ursprüng- 
lich nicht  im  Plane  dieses  Werkes  lag,  die  sich  aber  im  Ver- 
laufe meiner  Studien  als  notwendige  Voraussetzung  für  das 
Verständnis  des  Folgenden  ergab,  teils  um  den  Zusammen- 
hang der  Geschichte  der  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in 
V)sterreich-Ungarn  mit  der  allgemeinen  Geschichte  des  Juden- 
rechtes  in  Europa  nachzuweisen,  teils  um  für  die  rechtliche 
Stellung  der  Juden  und  für  die  Judengesetzgebung  im  Mittel- 
alter überhaupt  eine  feste  Basis  zu  gewinnen. 

Ich  nehme  bezüglich  der  die  Grundlagen  dieser  Ab- 
handlung bildenden  Ansichten  durchaus  nicht  die  Priorität 
für  mich  in  Anspruch.  Die  konfessionellen  Divergenzen  als 
Quelle  der  verschiedenen  Behandlung  der  Juden  in  der 
Gesetzgebung  und  im  Leben  aufzufassen,  ist  bei  den  be- 
kannten Anschauungen  des  Mittelalters  so  naheliegend,  dafs 
auf  dieselben   wohl  in  jeder  Darstellung  der  Geschicke  des 


Vm  Vorrede. 

jüdischen  Volkes  Rücksicht  genommen  werden  mufs.  Gerad. 
in   dieser  Richtung  haben  mir  gediegene  Vorarbeiten,  wi 
die  im  Werke  näher  angeführten  Schriften  von  Dahn  uxi^ 
Gr  aetz  bezüglich  der  westgotischen,  die  Werke  von  Hamm^  j 
von  Purgstall   und  Weil  sowie  der  Artikel   „Juden"    vor 
Cassel  in   „Ersch   und   Grubers   Encyklopädie"    bezüglich 
der   islamitischen   Judengesetzgebung   u.   a.   ein    wertvolles? 
Substrat   geliefert^    das    ich    unter   Bedachtnahme   auf  die 
übrige   Litteratur   und   die   einschlägige   Gesetzgebung  für 
meine  Zwecke  benützen  konnte. 

Allein  auch  die  zweite  meiner  Untersuchung  zu  Grunde 
gelegte  Ansicht,  dafs  die  nationale  Verschiedenheit  ebenfalls 
den  Ausgangspunkt  einer  besonderen  Behandlung  der  Juden 
in  rechtlicher  und  socialer  Beziehung  bildete  und  dafs  in 
dieser  Richtung  das  sogenannte  Fremdenrecht  mafsgebend 
war,  ist  nicht  neu. 

Hervorragende  deutsche,  französische,  englische  und 
holländische  Forscher  (Brunner.  Du  Gange,  Heusler,  Klim- 
rath,  Kluit,  Lamprecht,  Lauri^re,  Konrad  Maurer,  Robertson. 
VioUet  u.  a.)  haben  bereits  früher  diese  Auffassung  teils 
angedeutet,  teils  mehr  oder  minder  entschieden  ausgesprochen. 

Dagegen  existiert  eine  die  Richtigkeit  dieser  Ansichten 
aus  der  Geschichte  und  Gesetzgebung  der  einzelnen  mittel- 
alterlichen Machtgebiete  nachweisende  und  begründende 
Arbeit  bisher  nicht,  und  deshalb  hielt  ich  es  nicht  für  über- 
flüssig, in  der  Einleitung  den  Versuch  zu  machen,  die  Grund- 
lagen und  Tendenzen  der  mittelalterlichen  Judengesetzgebung 
nach  dieser  Richtung  hin  zu  untersuchen  und  klar  zu  stellen. 

Selbstverständlich  betrachte  ich  mit  dieser  kurzen  Skizze 
die  Untersuchung  über  die  Principien  der  mittelalterlichen 
Judengesetzgebung  noch  lange  nicht  für  abgeschlossen ,  und 
es  würde  mich  freuen,  wenn  ich  durch  meinen  Aufsatz  den 
Anstofs  zur  weiteren  wissenschaftlichen  Erörterung  dieser 
Frage  gegeben  hätte.  — 

Bei  der  Schilderung  der  geschichtlichen  Ereignisse  be- 
folgte ich  meist  die  synchronistische  Methode;  bei  der  Be- 
sprechung der  einzelnen  Gesetze  ging  ich  vergleichend  vor 


Vorrede.  IX 

und  suchte   zu  jedem  derselben  einen  kurzen  Kommentar 
unter  steter  Bedachtnahme   auf  die  übrige   österreichisch- 
ungarische  und  auf  die  aufserösterreichische  Gesetzgebung, 
sowie,  wo  es  das  Verständnis  erforderte  und  soweit  es  der 
Raum  zuliefs,    auf  das  mosaisch-talmudische,  das  römische 
und  kanonische  Recht  zu  geben.    Für  das  deutsche  Recht 
nahm  ich  hierbei  neben  Otto  Stobbes  verdienstvoller  Schrift 
über  die  Juden  in  Deutschland  im  Mittelalter  besonders  die 
ausgezeichneten  Arbeiten  Heinrich  Brunners  und  das  vor- 
treffliche  Lehrbuch    der    deutschen    Rechtsgeschichte    von 
Richard  Schröder,  für  das  französische  Recht  Lauri^re- 
Secousse,  Ordonnances  des  Roys  de  France,  für  das  spa- 
nische und  portugiesische  Recht  (mit  allzeit  wohlwollender 
Unterstützung  des  ordentlichen  Professors  der  romanischen 
Sprachen   an   der    deutschen    Universität   in    Prag,   Herrn 
Dr.  Julius  Cornu)  die  Siete  partidas  und  die  Ordena- 
<;oes  Affonso  V.   nebst  der  überall   citierten   Litteratur  (in 
letzterer  Beziehung  besonders  der  Arbeiten  von  Kayserling) 
zur  Grundlage.   Bei  den  Citaten  aus  dem  Talmud  benützte 
ich  die  innen  angegebenen  Werke  von  Fassel ,   Hamburger, 
Saalschütz   u.  a.   und   liefs  mir  besonders   wichtige   Stellen 
von  in  Prag  lebenden  Talmudisten  übersetzen.   Bei  der  syste- 
matischen Behandlung  des  Civilprozesses  folgte  ich  meistens 
den  Werken    von    Wetzell    (1878)    und    D.    Uli  mann 
(2.  Auflage  1886). 

Ich  mufste  bei  der  Verwertung!;  der  vorliandenen  Litteratur 
manches  Bekannte  wiederholen,  manches  vielleicht  nicht  im 
unmittelbaren  Zusammenhange  Stehende  heranziehen;  allein 
Dach  meiner  Ansicht  hat  bei  einem  Werke,  das  zum  ersten- 
male.  wenn  auch  nur  in  Umrissen,  ein  so  weites  Gebiet,  wie 
die  Geschichte   des   Judenrechtes  behandelt,   der  Autor  die 
Pflicht,  alles  zusammenzufassen,  was  zur  Erleichterung  des 
Verständnisses  beitragen  kann,  und  deshalb  hielt  ich  es  für 
erspriefslicher,  lieber  etwas  mehr  als  zu  wenig  zu  sagen.  — 
Bei    dem  Abschlüsse   meiner  Arbeit  ist  es  mir  eine  an- 
genehme Pflicht   und   ein  Herzensbedürfnis,   Allen,   die  mir 
hei  meinen  Studien   und   bei   der  Vollendung  dieser  Schrift 
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in  irgend  einer  Richtung  behilflich  waren,  meinen  innig 
verbindlichsten  Dank  auszusprechen.  Vor  Allen  danke 
von  ganzem  Herzen  Herrn  Dr.  Julius  Cornu,  ord.  1 
versitäts-Professor  in  Prag,  der  mir  in  der  liebenswürdig! 
Weise  die  Erkenntnis  des  s])anischen  und  portugiesisc 
Hechtes  erschlofs,  den  Herren  Uni  versitäts  -  Profess< 
Dr.  Julius  Jung  in  Prag  und  Dr.  Oswald  Redlich  in  V 
für  die  mir  mit  freundlichster  Bereitwilligkeit  zur  ^ 
fügung  gestellten  Beiträge  zur  Geschichte  der  Juden 
Tirol  und  Herrn  Dr.  Michael  Stenta,  Professor  i.  R, 
der  nautischen  und  Handelsakademie  in  Triest,  weh 
mich  in  selbstloser  Freundschaft  durch  Mitteilung  und  Eopii 
zahlreicher  Urkunden  über  die  Juden  in  Triest  und  Isti 
bei  meinen  Forschungen  erfolgreich  unterstützte. 

Weiter  spreche  ich  meinen  ergebensten  Dank  aus 
Herren  Universitäts-Professoren  Dr.  Adolph  Bachmai 
Dr.  Jaromir  Celakovskv,  Hofrat  Dr.  Horatius  Krasi 
polski,  Dr.  Ivo  Pfaff  und  Dr.  Hanns  Schreuer  in  Pi 
dem  Direktor  des  k.  und  k.  Haus-,  Hof-  und  Staat^rch 
in  Wien,  Herrn  Hofrat  Dr.  Gustav  Winter,  dem  Profei 
an  der  technischen  Hochschule  in  Wien  Herrn  Dr.  Jos 
Neuwirth,  dem  Direktor  des  k.  k.  Statthalterei-Arch 
in  Innsbruck  Herrn  Professor  Dr.  Michael  Mayr,  • 
Herrn  kais.  Rate  Dr.  Alexander  Petter,  Direktor 
Museum  Carolino-Augusteum  in  Salzburg,  Herrn  Realsc 
Professor  Ludwig  Schönach  in  Innsbruck,  der  k.  un 
Hofbibliothek  in  Wien,  den  Landesarchiven  in  Gi 
Klagen  fürt  und  Salzburg.  Mit  dankbarer  Weh 
gedenke  ich  des  verstorbenen  Hofrates  und  Oberdiret 
des  Innsbrucker  Statthalterei- Archives ,  Herrn  Dr.  D 
Ritter  von  Schönherr,  und  des  Schulrates  in  Ti 
Herrn  Dr.  Losert 

Ich  bitte  den  Vorstand  und  die  Mitglieder  der  „Ges 
Schaft  zur  Förderung  deutscher  Wissensch 
Litteratur  und  Kunst  in  Böhmen**  für  die  mi 
cente  Subventionierung  meiner  Arbeit,  der  Verlagsb 
handlung    Duncker   &   Humblot    in    Leipzig,    für 
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freundliche  Übernahme  des  Verlages  und  die  würdige  Aus- 
stattung des  Buches,  und  meinen  Freund,  Herrn  Joseph 
Koch,  Chef  der  k.  und  k.  Hof-  und  der  k.  k.  Universitäts- 
Bnchhandlung  J.  G.  Calve  in  Prag,  für  die  mir  mit  Rat 
nnd  That  hierbei  geleistete  Hilfe  meinen  verbindlichsten 
Dank  entgegennehmen  zu  wollen.  — 

Ich  habe  das  vorliegende  friedliche  Werk,  für  dessen 
VoUendung  ich  Gott  aus  tiefster  Seele  danke,  aus  historischer 
Perspektive,  absehend  von  den  Strömungen  und  Wirren  der 
Gegenwart,  im  Dienste  der  Humanität  und  der  Wahrheit 
geschrieben;  ich  übergebe  es  der  Öffentlichkeit  mit  dem 
Wunsche,  dafs  die  fortschreitende  Kultur  des  20.  Jahrhunderts, 
an  dessen  Schwelle  wir  stehen,  dahin  führen  möge,  dafs 
über  der  von  den  Schlacken  konfessioneller ,  nationaler ,  so- 
cialer und  wirtschaftlicher  Vorurteile  befreiten  Menschheit 
in  unvergänglichem  Glänze  die  strahlende  Sonne  reinster 
edelster  Menschenliebe  aufgehen  und  leuchten  und  dafs  end- 
lich die  Zeit  kommen  möge,  wo  der  „Mensch  dem  Menschen 
Bruder  wird  trotz  alledem  und  alledem".     Das  walte  Gott! 

Prag,  im  Januar  1901. 

Dr.  Scherer. 


Inhalt. 


Einleitung.  seit* 

Die  Principien   der  Judeniresetzirebuni:   in 

Europa  während  des  Mittelalters  .  .  .  1—105 

A.  Die  Jaden^setsgebung  -vom  Standpunkte  der  Staats- 

religion     d—  61 

L  Die  römisch-heidnische  Judengesetzgebong 9 —  10 

II.  Die  romisch-christliche  Judengesetzgebung 11 —  19 

III.  Die  est-  und  westgotische  Judengesetzgebung    ....  19 —  26 

IV.  Das  langobardische  Recht 26—  27 

V.  Die  bui^ndische  und  fränkisch-merovingische  Juden- 
gesetzgebung    27—  29 

VI.  Die  Judengesetzgebung  in  den  Staaten  des  Islam    .   .  29 —  32 

VII.  Die  kirchliche  Judengesetzgebung 32 —  .>0 

Vin.  Der  fanfluls  der  römisch-christlichen  und  kirchlichen 
Judengesetzgebung    auf    die    staatliche    Judengresetz- 

gebung  des  Mittelalters 50 —  61 

1.  Kastilien 50—  52 

2.  England 52—  M 

3.  Frankreich 54—  55 

4.  Portugal 55 —  57 

5.  Sicilien 57—  58 

6.  Ungarn 58—  60 

7.  Deutschland  und  die  österreichischen  Länder    .   .    .  60 —  61 

8.  Polen 61 

B.  Die     Jadengesetsgebang     v-om     Standpunkte     des 

Fremdenreehtea 62—105 

I.  Das  fränkische  Reich 62—  69 

IL  Deutschland 69—  87 

m.  England 87—  93 

IV.  Frankreich 93—100 

V.  Die  Staaten  der  pyrenäischen  Halbinsel 100 — 10 

VI.  Snditalien    .   .   .   ! 103—105 


Inhalt  XIII 

I.   Abteilung. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  In  Österreich 

ob  und  unter  der  Enns. 

Erstes  Kapitel. 

Die  BechtsverhältniBse  der  Juden  in  Österreich  vom 
Anfange  des  X.  Jahrhunderts  bis  sur  Judenordnung. 
Kaiser  Friedrichs  IL  vom  Jahre  1288. 

Seit« 

§  1.  Die  ZoUordnung  von  Raffelstätten 109—113 

§  2.  Die  Judeuniederlassungen  und  deren  innere  Einrichtung   113 — 121 

§  3.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Juden 121—129 

§  4.  Herzog  Friedrich  II.  (1230—1246) 130—134 

Zweites  Kapitel. 

Die  Jadenordnung  Kaiser  Friedrichs  IL  vom  Jahre  1288. 

§  0.  Der  Wortlaut  des  Privilegiums 135^137 

§  6.  Die  Grundlage  und  die  Tendenzen  des  Privilegiums  137 — 142 
§  7.  Quellen  und  Inhalt  des  Fridericianums  vom  Jahre  1238  142 

A.  Quellen 142 

B.  Inhalt 143—172 

L    Öffentliches  Recht 143—146 

1.  Die  Kammerknechtschaft 143 — 144 

2.  Freiheit  der  Judenhäuser  von  der  Hospitalität  144—145 

3.  Schutz  ihrer  religiösen  Freiheit 145—146 

4.  Freier  Handel  mit  ihren  Waren 146 

IL   Privatrecht 147—162 

lU.    Verfahren 162 

A.    Streitigkeiten  zwischen  Christen  und  Juden  162 — 170 
ß.    Streitigkeiten  der  Juden  untereinander.    .    .   170 — 171 

IV.    Strafrecht 171—172 

Drittes   Kapitel. 

Das  Judenprivilegium  Herzog  Friedrichs  U.  vom  Jahre 

1244. 

§  8.   Geschichtlicher  Überblick,  Charakter  und  Wortlaut  des 

Privilegiums 17:^—184 

§  9.   Das   Geltungsgebiet   und    der    Inhalt  des   Privilegium 

Fridericianum  vom  1.  Juli  1244 184—185 

A.    Privatrechtliche  Bestimmungen. 

L    Materielles  Recht      185—216 

{  10-    Die  Gewähruug  des  Zinsdarlehens 185—196 


XIV  Inhalt 

Pfandrechtliche  Bestimmungen.  ^.^^ 

§11.      L  Da«  Pfandobjekt 196-201 

§  12.    n.  Einflufs  der  bona  fides  bei  Verpfandung  gestohlener 

oder  geraubter  Sachen 201—204 

§  13.  in.  Aufhebung   der   Haftpflicht    des  jüd.    Gläubigers 

bei  zufälligem  Untergange  des  Pfandes    ....  204 — 209 

§  U.  IV.  Die  Verpfändung  von  Immobilien 209—211 

§  15.    V.  Erlöschung  des  Pfandrechtes 211—21« 

B.    Btxafirecht 216 — 2dU 

II.   Materielles  Strafrecht. 

§  16.    I.  Einleitung 216-217 

IL  Die  einzelnen  Delikte 

§  17.    a.  Delikte  der  Christen  gegen  Juden 217— 2^^ 

1.  Verwundungen  aller  Art 217 — 220 

2.  Mord 221—223 

8.  Unrechtes  Mautnehmen  und  reraub 223—225 

4.  Friedhofsschändung 225—226 

5.  Bewerfen  der  Judenschule 226 — 227 

6.  Entfuhrung  eines  Judenknaben 227 

7.  Gewaltsame  Wegnahme  eines  Pfandes  und  Heim- 

suche  227—2:^0 

§  18.    b.  Delikte  der  Juden  gegen  Juden 2S0 

ÜL   Formelles  Recht.     (Civil-  und  Strafverfahren.) 

§  19,     1.  Ort  der  Verhandlung 230—231 

§  2a    2.  Zeit  der  Verhandlung 232—233 

§  21.    8,  Die  Personen  im  Civil-  und  Strafprozesse 

a.  Die  Parteien 233 

b.  Die  Richter 234—249 

1.  Der  Herzog 234 — *Ä=> 

2.  Der  oberste  Landeskämmerer 235 

3.  Der  Judenrichter 235-240 

4.  Der  Judenmeister 241 — 247 

5.  Die  ordentlichen  Gerichte 247—249 

§  22.   Übersicht  der  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit  bei  den 

Juden  der  übrigen  europäischen  Staaten 249 — 285 

1.  Fränkisches  Reich 251—254 

2.  Deutschland 254—260 

a.  Frankreich 260—266 

4.  Spanion 266—273 

5.  Portuff«! 273—275 

6.  EngUmi 275— ÄüO 

7.  Italien      280-285 


Inhalt.  XV 

Seite 

§  23.  4.  Das  Gerichtsverfahren 285—313 

A.  Der  Prozefsgang 285 — 290 

§  24.  B.  Die  Beweisführung 290—291 

1.  Civilverfahren. 

I.   Zeugenaussagen 291 — 298 

IL   Der  Eid 293—299 

111.   Der  Urkundenbeweis 299—305 

2.  Strafverfahren. 

17.   Der  Beweis  durch  Zweikampf 305-312 

§  25.  5.  Urteil,  Exekution,  Appellation 312—313 

C.   öffentliches  Recht. 

§  26.   Obersicht 313-315 

V  iertes  KapiteL 
Die  JadengeBetsgebiing  PrSmysl  Ottokars  IL  von  Böhmen 

(1251-1276). 

§  27.  Die  Judenprivilegien  vom  Jahre  1254,  1255  und  1268. 
Die  Beschlüsse  des  Wiener  Provinzialkonzils  vom 
Jahre  1267 316—3:« 

Fünftes  Kapitel. 
Die  BechtsTerhältnisse  der  Juden  unter  Rudolf  von  Habs- 
burg bis  Rudolf  IV. 

§  2.^   Rudolf  von  Habsburg 339—345 

§29.   Albrecht  1 345-855 

§  '^y   Friedrich  I.  der  Schöne  (1308—1330) 356-3o9 

§;n.   Albrecht  II.   der  Weise,   der  Lahme  (1330—1358)  und 

Otto  der  Fröhliche  (1330-1^39) 359-:^73 

Sechstes  Kapitel. 
Von  Rudolf  IV.  bis  Friedrich  ni. 

y^2.    Rudolf  IV.  (1358-1365) 374—386 

.§  :ii.    Albrecht  111.  mit  dem  Zopfe  (1365—1395)  u.  Leopold  III. 

der  Biedere  (1365-1386) :^6-402 

§  M.    Albreclit  IV.  (1395-1404)  und  Wilhelm  (1395—1406)  .  402—406 
§  :i5.    Albrecht  V.  (1411-1439) 406—420 

§  :'A    Ladi:^lau8  Poßthumus  (1440—1457) 420-421 

• 

Siebentes  Kapitel. 
Von  Friedrich  III.  bis  Ferdinand  I. 

§37.     Friedrich  III.  (1458-1493) 422—440 

13-^.     Max  L  (1493—1519) 441-450 

§  39.     Die   niederösterreichischen   Weistümer    betreftend   die 

Juden 451-452 


X^'J  Tnijät. 

I>ie  ReditsireHialtiLiBBe  der  Juden  In  Steierm&rk, 
Ktmlen.  Kraln.  Salzburs-  Tirol  nsd  Vorarlberg. 

1.  AbfK^tmin.  ^HLeieniiark  nod  Kizntfin 4.3»^»— 517 

IL  Aktwiirnnz.  ILnin.    . I»l^ — 528 

nL  A'tfHidmiti.  I^  JuöeDxsteaem  im  OsaeerQcx.  n.  Itümj- 

<>3tei7eitä: 52^ — 542 

r^'   AJMtdmzti.  Süiziimx 5^-t— 571 

T.  Absctmixi.  Tnroi 572 — 667 

'•X  Af.->':imhi.  Trrt:r:i»«ri: 66^ — 67 


Zusätze. 


S.  8  Z.  2  V.  o.  ist  nach  1284  beizufügen:  för  Deutschland  1286. 

S.  10  N.  1  ist  zu  ergänzen:  A.  Berliner,  Geschichte  der  Juden  in 
Rom  von  der  ältesten  Zeit  bis  zur  Gegenwart.  1893  I.  Mommsen, 
Römisches  Strafrecht    1899.   S.  571  £,  574,  610,  611,  638. 

Za  S.  29  ff.  VL  Nach  A.  von  Krem  er,  Geschichte  der  herrschenden 
Ideen  des  Islams.  1868  S.  332  ff.,  461  N.  12  und  Kulturgeschichte 
des  Orients  unter  den  Kalifen  1875  1 102  ff.,  und  Steinschneider, 
Polemische  und  apologet  Litteratur  in  arabischer  Sprache  (Abh. 
für  die  Kunde  des  Morgenlandes  VI  1877,  Anhang  I,  S.  165,  Nr.  158), 
sind  die  sogenannten  „Omar^schen  Satzungen**  die  Bedingungen^ 
unter  welchen  sich  die  Christen  einer  nicht  genannten  Stadt 
(Jemsalem?)  dem  Kalifen  Omar  I.  unterwarfen  und  die  letzterer 
bestätigte.  Aus  den  citiertcn  Werken  von  Kremers  geht  hervor, 
dafs  dieser  Kalif  behufs  Purifizierung  Arabiens  von  den  Un- 
gläubigen Christen  und  Juden  zur  Auswanderung  zwang  und  dafi 
er  in  Glaubenssachen  überhaupt  die  Tendenz  verfolgte,  die  Moslims 
^ungemischt  und  streng  geschieden  von  den  Andersgläubigen*'  zn 
erhalten  und  dafs  es  nicht  in  der  Absicht  der  siegreichen  Moslimen 
lag,  ^die  unterjochten  Völker  sich  zu  assimilieren,  sondern  dafs 
sie  im  Gegenteile  die  Scheidewand  zwischen  Gläubigen  und  Un- 
gläubigen möglichst  scharf  gezogen  und  strenge  eingehalten  wi^isen 
wollten**  (Kulturgeschichte  I  102,  104 l  Bei  dieser  von  den  «päteren 
Raufen  beibehaltenen  Tendenz  ist  kaum  anzunehmen,  daf«  jene 
Bedingungen  lediglich  für  die  christlichen  Bewohner  einer  ein- 
zelnen Stadt  exiaseen  wurden:  es  erscheint  vielmehr  sehr  wahr- 
scheinlich, dals  Omar  b^huf-  Dorchfuhrang  der  ax^edeuteten 
Scheidung  der  Xoeiims  vo<d  den  Aiwiersgilabigen  aligemeine  Vor- 
schriften über  die  Stellung  der  letzteren  'vielleiefat  mit  ver- 
schiedenen besoaderen  Zusätzen  z.  B.  für  die  Christen  bezogüeh 
des  ListeDsi  in  feinem  Reiche  eria«t>(en  hat  and  da/j  die  CViristen 
jener  Stadt  bei  ihr*T  Unterwerfai^  dieselben  za   be^yi^rrü    ver- 

8ek«rer.  Wmtri^  L  II 
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sprechen  mafsten.    Es   wäre   auch  aaf&ileDd,  dafs  die 
knngen    der   sogenannten    .Omar'schen    Satzungen'^    nur   für 
Christen  gelten  sollten,  die  Juden  aber  von  denselben  befreit 
wesen  wären,  umsomehr  da  Omar,  obwohl  die  Juden  als  N: 
kommen    Isaaks    den   Arabern    als   Nachkommen    Ismails    ni 
standen,  als  die  Christen,  die  ersteren  aus  Arabien   ebenso 
wie?  wie  die  letzteren  und   seine  Nachfolger  bezüglich   der 
schränkenden  Vorschriften  ebenfalls  keinen  Unterschied   macht" 
zwischen  Christen  und   Juden.     Eine  neuerliche  Prüfung  die^^^' 
Krage  von  fachmännischer  Seite  wäre  sehr  wünschenswert. 

Die  S-  31  angeführte  Verfugung  des  Mongolen -Khans  Gazan  erfol^^^ 
im  Dezember  1299  (dOhsson  a.  a.  O.  III  2741 

Zu  S.  42.    Die  im  Kanon  68  des   W,  Laterankonzils   enthaltene   9^^ 
rufnng  auf  einen  Kleideninterschied ,   den  Moses  den  Juden  stM^" 
getragen    hat,    bezieht   sich    wohl  auf  4.   Mos.    15.  37—40:    Ü«**^ 
Jahve  redete  zu  Moses  und  sprach:    Rede  zu  den  Söhnen  Isr^^^ 
und  sage  ihnen,  dafs  sie  sieh  Schaufaden  (zizith)  anbringen  an  ^^ 
Zipfel    ihrer   Kleider   durch   alle    ihre  Geschlechter   und   an  d# 
Schaufäden   dieser  Zipfel    eine   puqmrblaue  Schnur.     Und 
Fäden  sollen  dazu  dienen,  dafs  ihr,  wenn  ihr  sie  anschauet,  euci 
aller  Grebote  Jahves  erinnert,   um  sie  zu  halten  und  nicht  folge 
eueren    Herzen    und    eueren    Augen,   dafs   ihr   ihnen   nachbuhlet--** 
sondern   dafs  ihr  eingedenk   seid  meiner  Gebote  und  sie  ausübet^ 
und    heilig   seid    euerem    Gotte    vgl.  dazu    5.    Mos.   22,    12    und 
Matth.  23,  5'. 

Diese  auf  rein  ethische  Motive  zurückzuführende  religiöse 
Vorschrift  über  die  Schaufäden  an  den  talis  (den  viereckigen  Ge- 
wändern) der  Männer  in  Israel  wurde  zur  Begründung  einer  kirch- 
lichen Satzung  herangezogen,  die  für  die  Juden  beiderlei  Ge- 
schlechtes  so  verhängnisvolle  Folgen  hatte.  Die  von  Robert 
(a.  a.  O.  81  ff.)  angeführte  Stelle  aus  Ps.  33:  14  stammt  weder  von 
Moses  noch  bezieht  sie  sich  auf  den  Kleiderunterschied,  konnte 
daher  nicht  die  Grundlage  des  Kanon  68  bilden. 

S.  144  Z.  10  V.  o.  hat  das  Alinea  zu  beginnen:  Neu,  wie  in  der  all- 
gemeinen Judenordnung  Kaiser  Friedrichs  II.  12^^  für  Deutsch- 
land ist  nur  .... 

S.  172  N.  1  ist  beizufügen:  S.  Mayer,  Geschichte  der  Strafrechte. 
1876.    S.  689  ff. 

S.  192  ist  zu  ergänzen:  In  Venedig  bestand  bei  Darlehen  gegen 
PHLnder  ein  Maximalzinsfufs  von  lO^'o,  bei  Darlehen  ohne  PflLnder 
von  12 •/o.  Vgl.  Saudi,  Principj  di  storia  civile  della  repubbl. 
di  Venezia  1771,  III  1,  437.  —  In  Mittelitalien  war  der  Zins- 
fufs   höher.    So    wird   in  dem  Vertrage  zwischen  der  Gemeinde 
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San     Cjirimignano  (bei  Florenz)  und  drei  Juden  ddo  Siena,  16.  Juli 
130^      ein  Zinsfafs  von  jährlichen  30  ^/o,   in   dem   Vertrage  dieser 
Stad^t;   mit  einem  Juden  vom  9.  März  1480  das  prestum  oder  bancum 
fenojris  bei  Darlehen   bis   10  Goldfloreni  mit  25  ^/o,  bei  höheren 
Darl^lien   mit   20®/o   festgesetzt.     Diese    Verträge   sind    auch    in 
anderer  Beziehung  interessant.     In  dem   ersteren  Vertrage    wird 
normiert,  quod  aliquod   pignus  non  posset  (ab)  eis  peti  pro  furto 
und    <lar8  sie  ein  über  ein  Jahr  stehendes  Pfand  verkaufen  können. 
^aelx    dem  Vertrage  vom   Jahre   1892  sollten  die  Juden  bei  Be- 
lehn ung  gestohlener  Pfander  gegen  Ausfolgung  derselben  die  Dar- 
lehenssumme  zinslos  zurückerhalten  (vgl.  §  12  S.  208).  David- 
*oViTi,  Forschungen  zur  Geschichte  von   Florenz.     1900.     II  328, 
N.  2461,  2468. 

S.  217  bei  §  17  ist  zu  citieren:    Mayer,  Geschichte   der  Strafrechte 
512,  539,  549,  556,  575,  601  ff. 

8. 2^N.  6.  Die  Ansicht  von  Luschins  wurde  bereits  vor  mir  in 
der  mir  nach  Abschlufs  des  Druckes  durch  die  Güte  des  Herrn 
Rabbiners  Dr.  Herzog  in  Smichow  zugekommenen  Schrift  von 
M.  PollÄk,  A  zsidok  B^cs-Ujhelyen  (Die  Juden  in  Wiener  Neu- 
stadt) 1892,  S.  26  ff.  bekämpft. 

S.  283  Z.  10  V.  u.:   dienchelele  aus  dem  Hebräischen  „beth  din  chelele" 
(allgemeines  Gerichtshaus).   Giovanni,  L'fibraismo  della  Sicilia  109. 

S.  805  N.  1.    Die  Bemerkung  bezüglich  Hormayrs  (Wien  III  180  ff.) 

ist  dahin  richtig  zu  stellen,   dafs  derselbe  des  Wucherpatentes 

vom  Jahre   1338  bei   der  Schilderung  der   Ereignisse  des  Jahres 

1349  wohl  erwähnt,  aber  hierbei  folgendes  bemerkt:    „Schon  um 

'^nnenwende   1338  sah  Albrocht   sich   «,^ezwungen,   die  Juden   zu 

erinnern,  der  Volkswut  zuvorzukommen,   sich  gesetzliche  Zinsen 

bestimmen  zu  lassen,  darüber  den  grofsen  Eid  auf  die  Thorah  zu 

schwören    und    ihre   Genossen    abzumahnen    von    unmenschlicher 

Ansprache    an   die  Christen,    dergleichen   Shakespeare  in   seinem 

nKaufmann   von  Venedig"    wahrlich    nicht  die  ärgste  zur   Schau 

g*^stellt  hat!  —  Er  gab  den  Judenbrief  und  in  das  Eisenbuch  der 

iitadt  kam   in  hebräischer  Sprache  der  „Revers  der  Samnung  der 

Joden  zu  Wien,  mit  Willen   ihres  Leibs,   unbezwungen  und  mit 

ganzem  Herzen,  dafs  sie  sehen  die  Not  der  ehrsamen  Bürger  und 

«leu  Zwist  darüber  und  wie  ihnen   das   hart  sei  und  wie  sie  das 

thun  wollen  mit  Gottes  Gnad  und  mit  ihrer  Gnad.    Darum  geben 

sie  hinfur  zu  leihen  1  Pfund  Wiener  Pfennig  und  3  Pfennig  und 

60  Pfennig  und  wieder   einen  und  30  Pfennig  um  einen  Helbling 

für  die   Woche    den   Reichen    wie    den    Armen.     Das    haben   sie 

gethan  zu   Wien   am    Freitag  am  Neumond   im  July   des  Jahres 

5098  als  die   Welt  erschaffen   ward  und  das  sind  die  Namen  der 

U* 


XX  Nmchtrige. 

jädiaehen  Meister  u.  s.  w.**  —  Aus  der  Yergleichnng  des  oben  an 
geföhrten  Reverses  und  des  Wucherpatentes  der  Hersoge  Albrecht  II 
und  Otto  mit  dieser  Darstellung  ergiebt  sich,  wie  weit  die  letzten 
den  beiden  Urkunden  entspricht. 

8.  4G0  N.  4.  Gasparitz,  Renn  im  15.  und  zu  Anfang  des  16.  Jahr 
hunderts  (Mitteil,  des  histor.  Vereins  für  Steiermark  1897  [stat 
Rann  . . .  18d3  auf  S.  461]  XLV  S.  160)  nennt  diesen  Jndenriehte 
Marcus  Pesendorfer  1477. 

S.  460.  In  Wiener  Neustadt  werden  folgende  Judenrichter  ge 
nannt:  1328  Wemhart  in  dem  Thurm,  1401  Konrad  Parchheimer 
1431  Johann  Hagenauer  und  Johann  Zech.  VgL  PolI4k,  A 
zsidök  B^cs-Ujheljen  27.  1361  wurde  von  Rudolf  IV.  aach  dai 
Judengericht  in  Wiener  Neustadt  aufrecht  erhalten  (ib.  30).  Ob« 
die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  Wiener  Neustadt  überiiaiip( 
Poil&k  20 — 41,  fiber  einen  Eingriff  des  Stadtrichters  in  die  Becbli 
des  Vorbeters  Meisterlein  S.  29,  über  das  Jndenbnch  daselbsl 
S.  37  ff. 

S.  595.  Wie  mir  nach  Abschlufs  des  Druckes  von  befreundeter  SeiU 
mitgeteilt  wird,  hat  eine  ähnliche  Ansicht,  wie  die  auf  S.  595  be 
züglich  der  mutmafslichen  Entstehung  der  Legende  von  Anderi« 
von  Rinn  entwickelte,  bereits  der  bekannte  Tiroler  IMchtei 
A.  P ichler  von  Rautenkar  (f  15JXI.  1900)  ausgesprochen;  dod 
konnte  ich  dessen  Werke  nicht  mehr  benützen.  Schon  hier  se 
bemerkt,  dafs  der  8.  594  Z.  9  v.  u.  citierte  Haller  Chronist  nicki 
Schweizer,  sondern  Schweyger  heifst. 


Einleitung. 

Die  Principien  der  Judengesetzgebung  in  Europa 

wälirend  des  Mittelalters. 


Scherer.   Beiträge  I.  1 


Die  Judengesetze  0  des  Mittelalters  können  nach  den 
^ncipien,  von  denen  sie  ausgehen,  und  den  Tendenzen,  die 
?>\e  verfolgen,  in  zwei  Gruppen  eingeteilt  werden : 

I.  Die  Gesetze,  welche  die  Juden  als  Angehörige  einer 
fremden,  der  herrschenden  Staatsreligion  entgegengesetzten 
Konfession  auffassen,  gegen  deren  Einwirkung  die  erstere 
teils  durch  Präventiv-,  teils  durch  Repressivmafsregeln  ge- 
schützt werden  mufs.  Die  Gesetze  dieser  Gruppe  gewähren 
(ien  Juden  bezüglich  ihrer  Religion  und  ihres  Kultus  eine 
beschränkte  Duldung  und  schtltzen  sie  sowohl  beztlglich  ihres 
Lebens,  ihrer  Freiheit  und  ihres  Eigentumes  als  auch  ihrer 
Gebräuche  und  Kultusstätten  gegen  Gewaltthätigkeiten, 
Räumen  ihnen  aber  nur  geringe  Rechte  ein.  Dieses  Princip, 
^'on  welchem  sich  Spuren  bereits  in  der  Judengesetzgebung 
^les  heidnischen  Roms  finden ,  durchweht  die  römisch-christ- 
liche, die  germanisch-christliche  (in  den  auf  römischem  Boden 
entstandenen  germanischen  Reichen),  die  kirchliche  und  die 
wohamedanische  Judengesetzgebung. 

')  Von    allgemeinen    Werken    über    die    Geschichte     der   Juden 

seien  erwähnt:  Jo  st,  Geschichte  der  Israeliten  seit  der  Zeit  der  Makka- 

bäer  bis  auf  unsere  Tage.    1820—47.    12  Bde.;  Depping,  Les  Juifs 

dans  mojen  kge  (französ.  u.  deutsch).    1884;  Cassel,  Artikel  „Juden" 

in  Ersch  und  Gruber,  Allg.  Encyklopädie  der  Wissenschaften  u.  Künste. 

n.  Sektion.    27.  Bd.    1850;  Graetz,  Geschichte   der  Juden  von  den 

ältesten  Zeiten   bis  auf  die  Gegenwart.     11  Bde;  für  die  Geschichte 

der  Juden    im    Mittelalter    Erler  in  Vering,    Archiv   für    kathol. 

Kirchenrecht.    Bd.  41—44,   48,   50,  53  (Graetz  und  Erler  sind   wegen 

ihres  einseitigen  Standpunktes  mit  Vorsicht  zu  benützen). 

1* 
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IL  Die  Gesetze  der  zweiten  Gruppe  gehen  von  der  An- 
schauung aus,  dafs  die  Juden  Angehörige  einer  fremden 
Nation,  Ausländer  und  daher  nach  dem  Fremdenreehte  zu 
behandeln  sind. 

Im  Gegensatz  zu  den  Volks-  oder  Stammesgenossen, 
die  nach  dem  zuerst  im  fränkischen  Reiche  zur  Geltung  ge- 
langten Principe  des  persönlichen  Rechtes,  wo  immer  sie 
sich  befanden,  das  Recht  ihres  Stammes  mit  sich  trugen, 
waren  die  Fremden  *),  die  sich  im  Lande  niederliefsen,  ohne 
die  Munt  oder  Vogtei  eines  Einheimischen  (senior,  patronus), 
insbesondere  des  Königs,  zu  erlangen,  in  den  Staaten  des 
Mittelalters  principiell  recht-,  fried-  und  bufslos.  Der  Fremde 
konnte  auf  dem  Territorium  des  Volkes  oder  Stammes,  dem 
er  nicht  angehörte,  kein  Recht  erlangen,  da  das  Recht  nicht 
die  Folge  des  zufälligen  Wohnens  in  einem  bestimmten 
Territorium,  sondeni  der  Angehörigkeit  zu  einem  Stamme 
war.  Das  eigene  Recht  der  Fremden  war  nicht  anerkannt. 
Sein  bewegliches  Gut^)  und  sein  Erbe  gehörte  (nach  lango- 
bardischem  Rechte  in  Ermangelung  ehelicher  Söhne  [Roth 
367],  nach  fränkischem  Rechte  auch  bei  Vorhandensein  von 
Kindern),  dem  Muntherrn®),  bis  Kaiser  Friedrich  IL  1220 
durch   die  Authentika   „Omnes   peregrini"    ftlr  sein  ganzes 


*)  Vgl.  hierzu  Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer  1828  (1854, 
1881)  396;  Wilda,  Strafr.  der  Germanen  1842  672;  Heusler,  Institu- 
tionen des  deutschen  Privatrechtes  1885.  I  144 flF.;  Wait«,  Deutsche 
Verfassungsgeschichte  1882  ff.  II  1,  270;  IV  44,  237;  Loening,  Ge- 
schichte des  deutschen  Kirchenrechtes  II  51;  Klimrath,  Travaux 
sur  rhistoire  du  droit  fran^ais  I  405;  Brunner^  Deutsche  Rechts- 
geschieh te  1887.  I  273 ff.;  Du  Gange,  Glossarium  mediae  et  infimae 
latinitatis  1840—1850;  ed.  Favre  1883—87,  I  162 ff.;  Demangeat, 
Histoires  de  la  condition  civile  des  ^trangera  en  France  1844;  Sapey , 
Les  6trangers  en  France  sous  Tancien  et  nouveau  droit  1843;  Solo- 
man,  De  la  condition  juridique  des  ^trangers  1843;  Warnkönig- 
Stein,  Franz.  Staats-  und  Rechtsgeschichte  II  180  ff. 

*)  Zuerst  ausgesprochen  in  dem  Privilegium  Karls  des  Grofsen 
für  das  Schottenkloster  auf  der  Insel  Honau  vom  Juli  772  (?):  quia 
res  peregrinorum  propriae  sunt  regis;  Böhmer- Mühlbacher,  Re- 
gesta  Imp.  1889  I  1,  63  ff.,  152. 

•)  Brunner,  I  1,  275. 
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Reich  die  Freigabe  solcher  Erbschaften  verfügte  M.  Der  im 
Lnnde  befindliche  Fremde,  der  nicht  unter  dem  Schutze  oder 
der  Vogtei  eines  Einheimischen  stand,  konnte  nach  Jahr  und 
Tag  auf  Grund  des  königlichen  „Wildfangrechtes"  durch  den 
Büttel  ftlr  einen  Eigenmann  des  Königs  erklärt  werden  und 
infolgedessen  ohne  königliche  Bewilligung  das  Territorium 
desselben  nicht  mehr  straflos  verlassen^).  Die  Fremden 
konnten  jederzeit  aus  dem  Lande ,  in  dem  sie  sich  nieder- 
gelassen, ausgewiesen  und  ihre  Habe,  die  ja  nicht  ihnen, 
sondern  den  Muntherren  gehörte,  ihnen  abgenommen  werden. 
Sie  besafsen ,  so  lange  sie  die  Munt  des  Königs  oder  eines 
Einheimischen  nicht  gewannen,  kein  Wergeid  und  konnten 
straflos  getötet  werden.  Durch  die  königliche  Munt  erlangten 
sie  ein  Wergeld,  das  im  Falle  ihrer  Tötung  an  den  Munt- 
herm  fieP).  Diese  thatsächlich  ausgetlbte  Gewalt  über  die 
Fremden  kommt  im  Mittelalter  nirgends  zu  einem  begriflFs- 
mäfsigen  Ausdrucke.  Sie  äufsert  sich  (auch  in  Urkunden 
und  Gesetzen)  nur  nach  ihren  Wirkungen,  und  die  zuerst  in 
Frankreich  aufgekommene  Bezeichnung  der  den  Inhalt  dieser 
Gewalt  bildenden  Willkürakte  mit  dem  terminus  technicus 
«Fremdenrecht,  ins  albanagii",  ist  geradeso  zutreffend,  aber 
nicht  so  harmlos  wie  die  bekannte  Ableitung  der  Worte 
c^nis  a  non  canendo  oder  lucus  a  non  lucendo:  denn  jenes 
sogenannte  Recht  war  die  gröfste  Willkür,  das  schreiendste 
Unrecht  sowohl  bezüglich  der  Bedrückungen  als  auch  bezüg- 
lich der  Begünstigungen    der  Fremden,   da    letztere    meist 


')  Mon.  Germ.  Leges  II  243;  c.  10  C.  com.  de  succ.  6,  59.  An 
Sfelle  der  vollständigen  Einziehung  des  Erbes  tritt  seither  der  Abzug 
eines  Teiles  des  Nachlasses  (Gabella  hereditaria).  Vgl.  auch  Etablisse- 
ment  de  S.  Louis  I  31,  87;  II  30. 

*)  Maurer,  Frohnhöfe  II  96;  Grimm,  Altdeutsches  Recht  399; 
Vgl.  dazu  auch  Du  Gange  sub  voce  attractus,  Wildfangiatus  I  459, 
VIII  415. 

«)  L.  Franc.  Gham.  c.  9,  Baiuv.  IV  30,  31;  Rothar.  367;  Edw.  und 
Guthr.  12;  Aethelred  8,  38;  Knut  II  40.  Nach  Ine  23  erhält  der 
Konig  die  eine  Hälfte  des  Wergeides;  die  andere  fallt  den  Verwandten 
dos  Erschlagenen  zu.  Vgl.  Heusler,  Institutionen  I  145;  Brunner, 
RG.  I  1,  273  n.  2—5. 
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wieder  die  übrigen  Bevölkerungsklassen  zurücksetzten  oder 
benachteiligten. 

Nach  diesem  Fremdenrechte  wurden  im  karolingischen 
Reiche,  in  Deutschland,  in  den  meisten  Ländern  Österreichs 
und  bis  in  das  13.  u.  14.  Jahrhundert  in  Aragonien,  Eng- 
land, Frankreich,  in  Kastilien,  Portugal  und  Süditalien  auch 
die  Juden  behandelt. 

Bei  der  Occupation  der  römischen  Gebiete  fanden  die 
germanischen  Völker  vorzugsweise  Angehörige  zweier  fremder 
Nationen  vor:  die  Römer  und  die  Juden.  Die  ersteren  wurden 
in  den  neuen  germanischen  Staaten  als  gleichberechtigt  mit 
den  Volksgenossen  anerkannt;  das  römische  Privatrecht  blieb 
in  Geltung  und  wurden  in  einzelnen  Staaten,  wie  im  West- 
gotenreiche (L.  Romana  Wisigothorum),  in  Burgund  (L.  Ro- 
mana Burgundionum) ,  in  Churrätien  (Capitula  Remedii)  für 
die  römischen  Unterthanen  eigene  Gesetze  (leges  Romanae) 
erlassen.  Auch  für  die  Juden  blieben,  wie  nachgewiesen  werden 
wird,  im  ostgotischen,  west gotischen ,  burgundischen  und 
wahrscheinlich  auch  im  langobardischeu  Reiche  die  römisch- 
christlichen Judengesetze  in  Kraft.  Diese  rechtlichen  Ver- 
hältnisse änderten  sich,  als  die  bisher  dem  Arianismus  er- 
gebenen germanischen  Völkerschaften  den  Katholicismus  an- 
nahmen, Römer  und  Germanen,  die  kein  Religionsunterschied 
mehr  trennte,  immer  mehr  verschmolzen  und  infolgedessen 
das  römische  Recht,  wenn  auch  nur  allmählich,  seine  Be- 
deutung und  Geltung  verlor. 

Seit  dieser  Assimilierung  der  Römer  und  Germanen 
blieben  die  Juden  in  den  auf  römischem  Boden  entstandenen 
germanischen  Staaten  als  einziges  fremdes  Volk  übrig; 
denn  wenn  auch  Angehörige  anderer  fremder  Nationen,  be- 
sonders als  Handelsleute,  in  diesen  Staaten  lebten,  so  kommen 
sie  doch  nur  als  Einzelne,  aber  nicht  als  Volk  in  Betracht. 
Da  die  Volks-  oder  Stammesrechte  für  sie  nicht  galten,  die 
römische  Judengesetzgebung  aber  mit  dem  römischen  Rechte 
überhaupt  aufser  Kraft  gesetzt  worden  war,  so  wurden  die 
Juden  nicht  blofs  als  Fremde  an  sich,  sondern  auch,  weil 
ihnen  jeder  Rechtsl>oden  für  den  Verkehr  mit  der  herrschen- 
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den  Nation  entzogen  worden  war,  vollkommen  rechtlos.  Ihr 
Leben  und  ihr  Gut  standen  aufserhalb  des  herrschenden 
Volksrechtes.  Das  jüdische  Recht  war  nur  insoweit  an- 
erkannt, als  ihnen  der  Gebrauch  desselben  bei  der  Regelung 
ihrer  Rechtsverhältnisse  untereinander  oder  in  den  ihnen 
erteilten  Specialprivilegien  besonders  zugestanden  wurde,  er- 
langt« jedoch  nirgends  als  Volks-  oder  Stammesrecht  Gel- 
tung oder  Bertlcksichtigung.  Da  alle  für  sie  erlassenen 
Satzungen  ein  Ausflufs  der  Gunst  oder  Gnade  waren,  so 
war  ihre  rechtliche  Stellung  eine  durchaus  prekäre  und  das 
ihnen  verliehene  Sonderrecht  jederzeit  widerruflich.  Sie 
waren  friedlos;  daher  ihre  Aufnahme  unter  die  eines  be- 
sonderen Friedens  oder  Schutzes  Geniefsenden  ^).  Infolge 
des  Wildfangrechtes  waren  sie  Eigenleute  des  Königs,  dessen 
Schutzrecht  der  Juden  schon  in  der  karolingischen  Zeit  nach- 
weisbar ist;  ohne  seine  oder  ihres  Muntherm  Erlaubnis 
durften  sie  nicht  in  das  Gebiet  eines  anderen  Machthabers 
auswandern  und  konnten  von  diesem  reklamiert  werden.  Es 
konnte  ihnen  ein  besonderer  Wohnort  angewiesen  oder  ver- 
boten werden.  Da  die  Juden  und  ihre  Habe  dem  Muntherm 
gehörten,  konnte  dieser  sie  selbst  und  ihr  Vermögen  ver- 
schenken oder  an  sich  ziehen,  ihre  Forderungen  annullieren 
oder  herabsetzen  u.  Ä.  Auf  Grund  des  Frenidenrechtes 
waren  sie  verpflichtet,  für  den  Schutz,  den  ihnen  der  König 
oder  ein  anderer  Muntherr  gewährte ,  besondere  Leistungen 
zu  übernehmen  und  Abgaben  zu  entrichten,  die  oft  ganz 
willkürlich  bestimmt  und  eingehoben  wurden^).  Aus  diesem 
Grunde  wurden  sie  in  Deutschland  seit  dem  12.  Jahrhundert 
als  zur  königlichen  Kammer  gehörig  behandelt^).   Für  diese 

')  Vgl.  den  Landfrieden  Heinrichs  IV.  llOJi  (M.G.L.  II  60),  die 
trenga  Heinrici  1224  c.  1  (ib.  II  267),  die  Landfriedensbünduisse  1254 
und  1265  (ib.  368,  369),  Sachsenspiegel  II  66,  §  1 ;  III  6,  §  3  u.  a. 

-)  Eine  Folge  dieser  Abgabenpflicht  der  Juden  war  auch,  dafs 
?ie  bei  dem  Übertritte  zum  Christentume  ihr  Vermögen  oder  ihr  Erb- 
teil verloren,  welche  die  Fürsten  als  Ersatz  für  den  Entgang  jener 
Abgaben  einzogen. 

'')  Vgl.  das  Privilegium  Heinrichs  IV.  für  die  Juden  in  Worms  1090 
(floeniger,   Zeitschrift  für  Geschichte  der  Juden   in   Deutschland   I 
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Zugehörigkeit  der  Juden  zur  königlichen  Kammer  f&tuc — i 
Friedrich  II.  in  den  Judenprivilegien  für  Sidlien  1234  uszi 
für  Wien  1238  zuerst  die  seither  zum  terminus  technic^sJ 
gewordene  Bezeichnung  derselben  als  servi  camerae  ein, 
die  später  sogenannte  „Kammerknechtschaff  der  Juden 
daher  nur  eine  Folge  der  Anwendimg  des  Fremdenrecht>^ 
auf  dieselben  *). 

Um  den  Konsequenzen  des  Fremdenrechtes  zu  entgeh^^ 
oder  dieselben   abzuschwächen,    erwirkten   sich    die  Jud^^ 
(meist  gegen  grofse  Zahlungen),  wie  andere  Fremde,  v(f^ 
den  Landesherren  in  den  meisten  Staaten,  in  denen  dies^^ 
sogenannte  Recht  galt,  Specialprivilegien,  die  nicht  nur  di^ 
geschilderten  Härten  milderten  oder  aufhoben,  sondern  ihnet^ 
meist  eine  bevorzugte  Ausnahmsstellung  gewährten.  Zuweilei^ 
verliehen  die  Landesfürsten  oder  andere  Machthaber  auch 
den  Juden  aus  eigenem  Antriebe  in  Würdigung   ihrer  Be- 
deutung als  Vermittler  des  Handels  und  des  Geldverkehres 
oft  sehr  weitgehende  Sonderrechte  und  Begünstigungen,  um 
sie  an  das  Land  oder  den  Ort  zu  fesseln,  in  denen  sie  sich 
niedergelassen  hatten,  und  in  kommerzieller  und  finanzieller 
Beziehung  Vorteil   aus  ihnen  zu  ziehen.     Allein  eine  An- 
näherung oder  Verschmelzung  zwischen  den  Christen   und 
den  Juden  trat  trotz  der  langen  Ansässigkeit  der  letzteren 
in  einem  Lande  nicht  ein.    Wie  sie  der  ganzen  christlichen 
Gesellschaft  im  Mittelalter  fremd  gegenüberstanden,  so  blieben 
sie  es  auch  in  den  einzelnen  Staaten,  da  die  beiden  Assi- 
milierungsmittel  der  gleichen  Konfession   oder  Nationalität 
fehlten.    Die  Verschiedenheit  beider  nebst  Vorurteilen  bil- 
deten eine  unüberbrückbare  Kluft  zwischen   ihnen  und  der 
christlichen  Bevölkerung,  und  sie  blieben  Fremde  und  wurden 
auch  stets  als  solche  behandelt. 


130,  Friedrich  I.  für  die  Juden  in  Regensburg  1182  (Scheffer- Boichorst 
in  den  Mitteilungen  des  Instit.  für  Österreich.  Geschichtsforschung 
X  459). 

>)  Über  die  verschiedenen  Ansichten  bezüglich  der  Ranuner- 
knechtschaftf  vgl.  Aronius,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden  im 
fränkischen  und  deutschen  Reiche  bis  zum  Jahre  1273,  1887  ff.    139  ff. 


A.  Die  Jndengesetzgebnng  vom  Standpunkte 

der  Staatsreligion. 


I.  Die  rSmisch-heidDische  JndeDgesetzgebnng^). 

In  dem  heidnischen  Rom  trat  die  Religion  gegenüber 
der  Politik  in  den  Hintergrund.  Mit  seltener  Staatsklugheit 
respektierten  die  Republik  und  anfangs  auch  das  Kaiserreich 
die  Religionen  aller  der  zahlreichen  unterworfenen  Völker 
und  Stämme  und  erleichterten  durch  die  Aufnahme  der 
Kulte  derselben  in  die  römische  Religion,  die  bezüglich  der 
griechischen  zur  fast  vollständigen  Identifizierung  der  römi- 
schen und  griechischen  Gottheiten  und  zur  Hellenisierung 
des  römischen  Gottesdienstes  führte,  die  Assimilierung  dieser 
Völkerschaften  mit  dem  römischen  Staatswesen. 

Auch  die  Juden  wurden  (abgesehen  von  der  139  a.  Ch. 
von  dem  Prätor  Hispalus  wegen  angeblicher  Proseliten- 
macherei  verfügten  Ausweisung  aus  Rom)^)  bis  in  die 
Kaiserzeit  in  ihrem  Kultus  nicht  behindert.  Julius  Cäsar 
gewährte  ihnen  Kultusfreiheit  und  Exemtion  von  der  römi- 
schen Civilgerichtsbarkeit,  wahrscheinlich  auch  Befreiung 
von  dem  Militärdienste,  und  nach  Cäsars  Tode  bestätigten 


')  Gans,  Gesetzgebung  über  Juden  in   Rom  nach  den  Quellen 

des  römischen  Rechts  (Zeitschrift  für  Wissenschaft  des  Judentums  1822, 

fleft  142,  Z.  2,  8);  Mommsen,  Der  Religionsfrevel  nach  röm.  Rechte 

fSjbels  histor.  Zeitschr.  64,  1890.   S.  422  ff.),  Vogelstein  u.  Rieger, 

Gesch.  der  Juden  in  Rom  1896,  1  10  ff. 

2)  Valerius   Max.  I  3,  8;  Schürer,  Gesch.  des  jüdischen  Volkes 
ir  505. 
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der  Senat,  später  Augustus,  Tiberius  (im  Jahre  31),  Claudius 
und  Alexander  Severus  diese  Freiheiten^). 

Trotz  dieser  Toleranz   gegen  fremde  Kulte*)   fehlt  es 
aber  auch  nicht  an  Verfügungen,   welche   den  Schutz  der 
römischen    Staatsreligion    gegen    das    Eindringen    fremder 
Religionsanschauungen ,    so    namentlich    der   chaldäischen, 
ägyptischen  und  jüdischen,  später  besonders  der  christlichen, 
bezweckten.    Derartige  Mafsregeln  bezüglich  des  Judentumes 
waren   nebst  der  bereits  erwähnten  Verfügung  des  PrÄtors 
Hispalus:   die  Verweisung  der  Juden  aus  Rom  imd  Italien, 
wenn  sie  nicht  ihren  Glauben  abschwören,  unter  Tiberius 
(19)^),  das  Verbot  der  Abhaltung  religiöser  Zusammenkünfte 
unter  Claudius  (49/50)*),   die   schweren  Strafen  der  ohne 
obrigkeitliche    Bewilligung    zum    Judentum    Übertretenden 
unter    Domitian^),    die  Dekrete  Hadrians    und    Antoninus"^ 
Pius   gegen    die    Ausübung  der  jüdischen   Konfession   und^ 
insbesondere    gegen    die    Beschneidung  •)    und    die    Ediktes^ 
Neros')  und  des  Septimius  Severus  (204)®),  die  bei  schwerer^ 
Strafe  den  Übertritt  zum  Judentume  und  zum  Christentümer 
verboten.   Abgesehen  von  diesen  auf  die  Religionsverschieden— 
heit  zurückzuführenden  Beschränkungen  genossen  die  Juden^ 
seitdem  Caracalla  (198—217)*)  durch  seine  bekannte  Kon- 
stitution alle  Bewohner  des  römischen  Reiches  zu  römischen 
Bürgern  machte,  alle  staatsbürgerlichen  Rechte  der  Cives 
Romani. 


»)  Joseph.  Flav.  Antiquitates,  14,  10;  16,  6;  Philo  leg.  ad  Cw. 
II  569,  Jos.  Antiq.  19,  5;  Tacitus  Annal.  12,  52;  Lampridius  Alex. 
Severus  46;  Mommsen,  Rom.  Gesch.  V  547  n. 

»)  Cicero  pro  Flacco  28:  Sua  cuique  civitati  religio,  —  noetrm 
nobis. 

')  Jos.  Antiq.  18,  8,  5;  Tacitus  Ann.  2,  85;  Suetonius  Tiberius  S6. 

*)  Dio  Cass.  60,  6;  Sueton.  Claud.  25. 

'^)  Dio  Cass.  67,  14. 

«)  Mommsen,  a.  a.  0.  420,  Rom.  ß.G.  V  545,  549.  Vgl.  daxa 
Vogelstein  u.  Rieger  a.  a.  0.  I  30. 

7)  Tacit  Annal.  13,  32. 

^)  Spartianus,  Sev^er.  17;  £usebii  historia  eccl.  6,  1;  Momm- 
sen, Religionsfrevel  407 — 409. 

«)  Ulpian  17  D.  de  statu  hom.  1,  5. 
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IL    Die  rSmisch-christliche  Jndengesetzgebnnfi;. 

Diese  günstige  rechtliche  Stellung  der  Juden  änderte 

sich  wesentlich,   als   das  Christentum   unter  Gonstantin  I. 

312  Staatsreligion  wurde.    „Unter  den  christlichen  Kaisern 

^urde   die   Religion   eine   bedeutende   Quelle    der   Rechts- 

^ersehiedenheit ,    und   zwar    sowolil    das    Bekenntnis   einer 

von  dem  Christentum  verschiedenen  Religion  als  auch  die 

Abweichung  von  der  orthodoxen  christlichen  Lehre.    Beide 

hatten  Beschränkungen  der  Rechtsfähigkeit  zur  Folge ,  die 

bei  manchen  Häretikern  und  Apostaten  beinahe  zur  völligen 

Rechtlosigkeit  führte**»). 

Die  Tendenz  der  bereits  unter  Constantin  I.  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Kirche  beginnenden  Judengesetzgebung 
ist  Zurückdrängung  des  Judentums  und  Verhinderung  seiner 
Ausbreitung   und   Schutz   der   Staatsreligion   gegen  Beein- 
flussung oder  Schädigung  durch  dasselbe.    Der  Charakter 
derselben   ist   daher   vorwiegend    repressiv    und   präventiv. 
Der  Geist  Christi,  jener  erhabenen  Lichtgestalt,  deren  ganzes 
Leben  und  Lehre  der  vollendetste  Ausdruck  der  Menschen- 
liebe und  Duldung  ist,   schwebt  nicht  über  diesen   und  den 
im  weiteren  Verlaufe  im  Anschlüsse  an  dieselben  erlasseneu 
kirchlichen  Gesetzen,  sondern  der  finstere  Geist  der  Intoleranz, 
der  Vorurteile  und  des  Fanatismus;  durch  sie  wurde  haupt- 
sächlich  die    Kluft    geschaflen,    die   die   Christen    von   den 
Juden  trennt;  sie  haben  die  Juden  inmitten  der  christlichen 
(Tesellschaft  völlig  isoliert  und  der  Schmach  und  Verachtung 
Tireisgegeben. 

Entsprechend  der  oben  angedeuteten  Tendenz  zeigt  sich 
n  diesen  Gesetzen  das  Bestreben,  die  Juden  als  eine  minder- 
wertige, den  Christen  untergeordnete  verächtliche  Meuschen- 
lasse,  als  inferiores,  quasi  infames,  als  turpes  und  perversi. 
as  Judentum  als  eine  gottlose  und  gefährliche  Sekte  (secta 
efaria,  feralis),  als  Aberglauben  (superstitio,  d^Qi]ox€ia),  die 

')  Puchta-Rudorff,    Kursus    der    [nstitutionen    1856,    IT    470; 
immcrn,  Gesch.  des  röm.  Privatrechtes.    1826.    I  2,  469  flF.  §  180. 
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gottesdienst liehen  VersammlungeD  der  Juden  als  gotte^ 
lästerlich  (sacrilegi  coetus),  als  Schandthaten  (flagitia),  a 
Befleckung  ( Judaicis  semet  polluere  contagiis)  hinzustellen^).- 

Die  Anfänge  der  römisch-christlichen  Gesetzgebung  knüpfe 
zum  Teil  an  die  Legislation  der  römisch-heidnischen  Kaiac 
an.  Constantin  der  Grofse  verbot  315  den  Juden  bei  Straf 
des  Feuertodes,  sich  an  ihren  zum  Christentum  übergetretene! 
Glaubensgenossen  saxis  aut  alio  furoris  genere  zu  vergreifeii 
erklärte  den  Übertritt  vom  Christentum  zum  Judentiui 
(ähnlich  wie  Septimius  Severus  204  den  Übertritt  von  dei 
römischen  Religion  zum  Judentum)  für  strafbar  und  unter- 
sagte 336  die  Beschneidung  christlicher  Sklaven,  die  ii 
Folge  der  Vornahme  der  Bes«!chneidung  die  Freiheit  erlangei 
sollten^),  wie  bereits  Hadrian  und  Antoninus  Pius  die  Be- 
schneidung als  Kastration  verboten  hatten.  Ebenso  erinnert 
das  von  Constantin  I.  321  erlassene  Dekret  betreffend  die 
Verpflichtung  zur  Übernahme  von  Gemeindeämtern  an 
ähnliche  Gesetze  des  Septimius  Sevenis  und  Caracalla'). 

Unter  den  Nachfolgern  Constantins  des  Grofsen  ge- 
stalteten sich  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  im  römisch 
christlichen  Reiche  folgendermalsen: 

1.   In  religiöser  Beziehung. 

Die  jüdische  Religion,  wenn  auch  als  Sekte,  als  Abel 
glauben  bezeichnet,  war  eine  erlaubte  Religion,  religio  1 
cita*),   die   geschützt    wurde.    368  verboten   Valentinian  * 

J)  Vgl.  L.  7  Cod.  Theod.  16,  8;  1,  6,  24  ib.;  1.  3  D.  50,  2,  1 
C.  1,  5;  8  C.  1,  9;  Nov.  45  Basil.  I  1,  40;  3  C.  Th.  16,  7;  44  < 
16,  5  u.  a. 

2)  1  C.  Theod.  16,  9.  Nach  Eusebii  Vita  Constant.  IV  c.  S 
(Migne,  Patrolog.  graeca  XX  1175)  verbot  er  auch  das  Halten  chris 
lieber  Sklaven. 

»)  3  C.  Th.  16,  8;  Ulpian  de  off.  proeons.  3,  3,  15  D.  27,  1;  3  1 
50,  2.  330  befreite  Constantin  die  sich  dem  Gottesdienste  Widmende 
„ab  Omnibus  tam  personalibus  quam  eivilibus  muneribus".  2  C.  T 
16,  8. 

*)  9,  13  C.  Tb.  16,  8;  1.  3  D.  50,  2,  1.  21  Cod.  1,  5;  8  C.  de  Jn 
1,  9;  L.  11  pr.  ad  leg.  Com.  48,  8;  L.  15  §  6  de  excuss.  27,  1. 
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(864-375)  und  Valens  (364—878)  die  Einquartierung  in  den 
Synagogen,  da  hierzu  „privatorum  domus,  non  religionum 
loca"  bestimmt  seien  *). 

Am  30.  September  393  untersagte  Theodosius  I.  (379  bis 
195)  jede  Störung  der  religiösen  Versammlungen  der  Juden, 
a  Judaeorum  sectam  nulla  lege  prohibitam  satis  constat^ 
nd  gebot ,  den  Obermäfsigen  Eifer  (nimietatem)  derjenigen 
lit  Strenge  hintanzuhalten ,  die  im  Namen  der  christlichen 
«ligion  die  Synagogen  zu  zerstören  oder  plündern  wagen  *). 
}6  und  397  schützten  Honorius  (395—423)  im  weströmischen 
Qd  Arcadius  (395 — 408)  im  oströmischen  Reiche  die  Juden 
igen  alle  Eingriffe  in  das  Selbstbestimmungsrecht  ihrer  Ge- 
einden,  gegen  die  Untersiigung  gottesdienstlicher  Zusammen- 
ünfte,  gegen  die  Beleidigung  ihrer  Patriarchen  und  gegen 
törung  ihrer  Ceremonien ^).  409  und  412  verbot  Honorius, 
e  Juden  an  ihren  Sabbaten  und  Festtagen  zu  körperlichen 
rbeiten,  Dienstleistungen  an  den  Fiskus  (angariae)  und  zu 
irichtlichen  Verhandlungen  heranzuziehen,  „cum  reliquum 
MB  tempus  satis  publicis  legibus  sufficere  videatur**  *). 
•as  Schutzgesetz  vom  6.  August  412  war  neuerdings  gegen 
ie  Mifshandlungen  und  Verfolgungen  der  Juden  und  Nieder- 
rennung  und  Beschädigung  ihrer  Synagogen  und  Wohnungen 
Mtacula)  gerichtet,  auch  wenn  einer  von  ihnen  ein  Ver- 
gehen verübt,  da  hierfür  die  Gerichte  bestimmt  seien  und 
lieinand  sich  selbst  rächen  dürfe*).  Diese  Verfügung 
^urde  423  unter  Androhung  der  Strafe  des  duplum  des  Ge- 
aubten  wiederholt®).  Zu  den  Begünstigungen  in  konfessio- 
neller Beziehung  ist  auch  die  Aufhebung  des  von  Vespasian 
eingeführten  fiscus  iudaicus  für  den  Besuch  der  Synagogen 
lurt^h  Kaiser  Julian  (361—363)  zu  zählen'),   sowie  die  331 

')  2  C.  Th.  7,  8;  1  Cod.  9,  4. 

')  9  C.  Th.  16,  8. 

')8,  9,  11,  12,  20,  21;  C.  Th.  16,  8. 

')  3  C.  Th.  2,  8;  20,  16,  8;  8  C.  Th.  8,  8. 

')20  C.  Th.  8,  8;  21,   16,  18;  14,  18  Cod.  Just.  1,  9. 

*)  26  ib.  16,  8. 

')  Julian!  Ep.  25  ad  Judaeos  (Opera  ed.  Hertlein  I  512). 


II« 


*lt 
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uud  883  verfügte  Befreiung  aller  derjenigen  von  dem 
curiouat,  die  sich  Gott  weihen  0« 

Nel)en  diesen  Vorschriften  zum  Schutze  der  jüdiae 
lieligion  uud  ihrer  Bekenner  fehlt  es  auch  nicht  an  1 
fUgun^en,  welche  den  Zweck  verfolgen,  das  Judentum  zurfl 
/udrängnn  und  seine  Verbreitung  und  seine  Einwirkung . 
die  (yhriHtüu  zu  verhüten  oder  zu  erschweren.  Schon  G 
NtiintiuH  (337—361)  bedrohte  357  den  Übertritt  vom  Chriil 
tuiuü  /um  Judentume  mit  Vermögenskonfiskation *).  Yak 
tiniaii  II.  entzog  den  zum  Judentume  Abgefallenen  388 1 
roHtit'rfahigkoit;  doch  mufste  die  Klage  auf  Annullierung  t 
loKtaniontoH  innerhalb  der  nächsten  5  Jahre  nach  demTl 
lioH  Apostatoii  erhol)eu  werden^).  Am  26.  Mai  408  gel 
IhinoriuH,  dais  die  Juden  bei  der  Feier  des  Purimfestei  j 
toMtd  Ainani)  Nicht«  zur  Verachtung  der  christlichen  Bfl 
Kioti  voruolunen,  daher  z.  B.  kein  Kreuz  verbrennen^),  i 
().  April  417.  8.  August  423  und  31.  Januar  430  veil 
Thotulosius  IL  don  lUiu  neuer  Synagogen  bei  einer  Stn 
\\\\\  M  VWl  (u)ldes  und  gestattete  lediglich  die  Reparal 
(It^r  altou  Suiagogou,  >volche  einzustürzen  drohen  (quae  r 
natu  uiiuantur^V 

/u   don  oIhmi  angodoutoten,  obwohl  ihrem  Wesen  n 
Nt^wit^^ohd  oiuo  privatr^^htliche  Einschränkung  enthalten 
\  Ol  iu^uu^ix'u  ^x^tumMi  auch  das  Verbot  des  Haltens  und 
liostliuoiduu^  ihristlicher  Sklaven  und  das  Verbot  der  1 
6suM'hou  i'hrislou  uud  Juden. 

rousisiuüus  \«^rlvi  deu  Juden«  neue  christliche  Skia 
a\  ovMvoiMi.   Cousuuciu  IL  und  C4>nsla]is  untersagten 
uk^ituupi   vk^u  IW^u  ohrtsclieher  Sklaven.    Dieses  Vei 
\\\H\to  ^'0^1  w^u  Ih^yUKsiu^  L  und  Gratian  erneuert*). 

^'  ..V  k  \\  Vh.  u\  IS.  jw  •:?>.  li.  L 

*'   IS    .^.    l^    S.     \'.*u    IVnMwi'J»    IL    :«?— «W   cnwcrt.     1 
-  A^   ^r    V'.    V).    \K   S.    N/v     PieiAL    n  i  $5:  1$^   19  C<^ 


-     15     - 

>er  Ankauf,  Besitz  oder  die  Beschneidung  christlicher 
reo  sollte  den  Verlust  derselben  und  entsprechende 
ire  Strafen  (congruae  poenae)  zur  Folge  haben.  Ho- 
ts gestattete  415  den  Juden  das  Halten  christlicher 
teil  unter  der  Bedingung,  dafs  sie  dieselben  in  der  Aus- 
ig ihrer  Religion,  nicht  stören.  Dagegen  verbot  Theodo- 

n.  am  8»  April  417  neuerdings  die  Erwerbung  christ- 
ff  Sklayen  durch  Kauf  oder  Schenkung  bei  sonstigem 
luBte  derselben  und  bedrohte  am  9.  April  423  die  Be- 
iladung mit  Yermögenskonfiskation  und  Todesstrafe^). 

Die  Ehe  zwischen  einem  Juden  und  einer  Christin  wurde 
Km  Yon  Constantin  II.  339  bei  Todesstrafe  für  den  ersteren 
rboten').  Theodosius  I.  untersagte  unterm  14.  März  388 
«rhaupt  die  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  bei  Strafe 
s  Ehebruches  •).  393  wurde  die  Eheschliefsung  nach  jü- 
aehem  Rechte  fQr  unzulässig  erklärt  und  weiter  angeordnet, 
ifs  die  jüdischen  Ehen  nach  römischem  Rechte  eingegangen 
»den  müssen^). 

Justinian  I.  (527—565)  wiederholte  das  Sklavenhaltungs- 
^bot  und  bestimmte,  dafs  die  Sklaven  der  Juden  durch 
nnahme  des  Christentumes  ohne  Lösegeld  frei  werden 
Jlen*).  Justinian  war  auch  der  erste  römisch-christliche 
aiser,  der  direkt  in  die  religiösen  Institutionen  der  Juden 
ngriff,  indem  er  durch  die  Novelle  146  vom  23.  Februar 
>3  de  Hebraeis  den  Gebrauch  der  Deuterosis  (secunda  lex) 
ler  des  Talmud  als  „inventum  .  .  .  virorum  ex  sola  terna 
quentium  nihilque  divini  in  se  habentium"  untersagte- 
>ch  weiter  in  der  religiösen  Intoleranz  gingen  die  byzanti- 
jchen  Kaiser  des  8.  und  9.  Jahrhunderts.  Leo  III.  der 
Eiurier  (718—741)  verlangte  723  in  der  Constitutio  55  „ut 
daei   secundum  christianismi  ritum  vivant"  und  bedrohte 

')  2,  3,  4  C.  Th.  16,  9;  22,  26  ib.  16,  8. 
»)  6  C.  Th.  16,  8. 

»)  2  C.  Th.  3,  7;  6  C.  Just.  1,  9;  5  C.  Th.  ad  leg.  Jul.  de 
ilt,  9,  7. 

*)  7  C.  J.  de  Judaeis  9,  1;  7  C.  J.  de  Jud.  39,  3. 
f')  6  C.  J.  1,  3. 
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'lir;Kniiff*n .  'iie  von  .ien  iThristlkhen  Gebräuchen  abweichen 
und  /u  «len  ^irren  unil  Lehrsätzen  der  Jaden  zurückkehren 
mir  «irr  i^nrafe  'ler  Apostasie.  Die  Basiliken  Leos  VI.  des 
I'hiloHophen  (SS»5— 911)  irewdhrleisteten  die  Sicherheit  der 
.*yna(zojren  und  ihres  Vermögens  (Basil.  I  t.  I,  16)*),  hoben 
*\AUk(i^'Ti  'lii'  jililische  Ehere<:ht  auf  (I  1,39)  und  verordneteiL 
i\ii['.^  auch  ihre  Streitigkeiten  ngoi;  %r^y  d'Qr^ay.Biop  aiTcuv,  si»- 
mir.  in  religiösen  Angelegenheiten,  nach  römischem  Rechte 
/u  ent>chriden  sind  (I  1.  40).  Der  Talmud  (Deuterosis) 
Würde  aPrf^rmiils  verboten  (I  1.  57). 

2.    In  civil  rechtlicher  und  prozessualer 

Beziehung. 

Moiioriiis  und  Aroadius  erklärten  398,  dafs  die  Juden 
mir  h  i<f'm(;in('in  römischen  Recht  leben  (Bomano  et  commoDi 
wm:  vivrnte^),  und  daher  alle  Rechtssachen,  die  sich  nicht 
nuf  iliir  iNdi^ncin  (ad  superstitionem  eorum)  beziehen,  bei 
drn  ordrutliclirn  (lorichten  einbringen  und  alle  Klagen  nach 
den  lömiM-lirn  (lesetzen  behandeln  sollen;  wenn  sie  jedoch 
III  ^/i'^rriisrifigiMii  Kinvorstftndnisse  nach  Art  der  Schiedsrichter 
hn  ()iiidt*n*ii)  .luden  oder  den  Patriarchen  mit  Zustimmung 
di'i  Piiilriiu  in  privatreclitlichen  Rechtsgeschäften  den  Streit 
Musini;'«!!  >\olhMi,  so  sollte  ihnen  von  Rechts  wegen  nicht 
miIhiIim  mmii,  «lirsi»s  ihr  Gericht  zu  erwählen,  und  die  Eot- 
I  hiMduii^'.rn  dt*>srlbru  sollten  von  den  Provinzgerichten  gleich 
drn    \u'.sjnnrlirn   riut*s  Schiedsrichters  exequiert  werden*^. 

Nach  1  .!J  i\  l'h.  de  .lud.  16,  8  und  1.  15  Cod.  de 
hid  l.^»  KiMiiiteii  Sireiii^koitou  zwischen  Christen  und  Juden 
im*  \eM  nmiu  Juden,  sondern  nur  von  dem  ordentlichen 
linlilei    eiil-;rliu*deu   werden. 

I  iiu-  r.e.tlM.uikunii  in  prixatrechtlicher  Beziehung  lag 
»••»"  "•!,»,'  Ml  der  \erüi:;uu;^  Tlioodosius'  IL  und  Valen- 
•'"•»"  tu  1*1  Äv»^  \eni  S.  Vpiil  426,  dals,  wenn  ein  Jude 
•  <■  •      nni.,!,»,    ..o'.  f.xrr  i,Mirr>reiitum  fn^kehrt,  derselbe  von 

•  '!■    ' ■■    i  \   '.=     f -.►b.u-h  ISnStf.  I  Uff. 

■  '  *    «       ' '•        «•■■■       ■*.    L     yjil.  hierzu  die  Ferschiedenen 

•  ■■«   'f    ' ,.•...' i  t ..'.- '    '   -x   i\.';rf.  W!*i4j:!.^ih.  •^, 35  und  Brunner. 
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seinen   Eltern    oder   Grofseltern    nicht    enterbt    oder    im 
Testamente  mit  Stillschweigen  tibergangen  oder  mit  einem 
geringeren  Erbteile  bedacht  werden  dürfe,   als   ihm  ohne 
Testament  zukommen  würde.    Geschieht  dies  trotzdem,  so 
solle  der  zum  Christen tume  Übergetretene  erben,  als  ob  kein 
Testament  vorhanden  wäre,  und  selbst  wenn  er  das  gröfste 
Verbrechen   gegen  seine  Eltern  oder  Grofseltern  begangen 
hätte,  80  soll  er  zwar  die  gesetzliche  Strafe  hierfür  erleiden 
(manente  ultione  legitima),  allein  nicht  von  dem  Pflichtteil 
ausgeschlossen  sein,   ut   hoc  saltem   in  honorem  religionis 
electae  meruisse  videatur*).    Zu  den  privatrechtlichen  Be- 
schränkungen gehören  femer,  wie  bereits  erwähnt,  die  Vor- 
schriften über  den  Sklavenbesitz    und   die  Ehen  zwischen 
Christen  und  Juden. 

In  prozessualer  Beziehung  sind  besonders  hervorzuheben 
^ie  Bestimmungen  Justinians  vom  28.  Juli  531  über  die 
Zeugnisfihigkeit  der  Juden!  In  denselben  wird  den  Juden 
und  Häretikern  die  Zeugnisfilhigkeit  bei  Gericht  (iudicialia 
testimoniä)  gegen  Rechtgläubige  (sive  utraque  pars  orthodoxa 
Sit  sive  altera)  abgesprochen ;  nur  untereinander  und  bei 
Testamenten  und  Kontrakten  sollte  ihr  Zeugnis  gelten^). 
Letztere  Bestimmung  ist  auch  in  die  Basiliken  (I.  1,  37—40) 
übergegangen,  die  aufserdem  Apostaten  zum  Judentum  von 
rfer  Zeugnisfähigkeit,  Testierfähigkeit  und  von  dem  Erbrechte 
ausschliefsen  und,  wie  dies  bereits  Valentinian  IL  383  be- 
stimmt hatte,  die  Anfechtbarkeit  der  Testamente  wegen 
ipostasie  des  Testators  innerhalb  der  ersten  fünf  Jahre  nach 
dessen  Tode  zulassen. 

Der  Ausdehnung  des  römischen  Rechts  auf  die  Streitig- 
keiten der  Juden   bezüglich  ihrer  Religion   (nQog  ttjv  d^Qrjg- 
z£ia>  avTiüv  [Basil.  I  1,40])  wurde  bereits  erwähnt,  und  nur 
in  Geldsachen  {iv  xQrifiatiyif^  konnten  jüdische  Schiedsrichter 
entscheiden®). 


^)  28  C.  Th.  16,  8. 

2)  21  C.  de  hereticis  1,  5, 

3)  C.  W.  Heimbach,  Basilicorum   U.  LX.   1838—70;   Kriegel, 
Xov.  Constit  Just.  81. 

Scherer,  Beiträge  I.  2 
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Auf  Constantin  V.  Porphyrogenetos  (911 — 959)  wird  d 
EideBformel  zurückgeführt:  Der  Jude  umgürte  sich  m 
Dornen,  halte  in  seiner  Hand  die  Gesetzrolle  und  spreck 
„Bei  dem  Herrn,  gepriesen  sei  er,  der  Gott  unserer  Vitei 
der  Erde  und  Himmel  gemacht  hat  und  uns  an  das  Luk 
durch  das  rote  Meer  geführt  hat,  ich  lüge  nicht.  Sollte  ici 
Hl)er  als  Lügner  befunden  werden,  so  gebe  mir  der  Herr  dei 
Aussatz  des  Giezi  und  Naaman  und  den  Fluch  des  Priesteis 
lleli,  und  es  öffne  die  Erde  ihren  Mund  und  verschlinge 
mich  lebend  wie  Dathan  und  Abiron^''  ^)  wohl  die  älteste  osd 
das  Urbihl  der  später  zu  besprechenden  emiedrigendeii 
Formeln  des  Judeneides  im  Mittelalter. 

3.    In  öffentlich-rechtlicher  Beziehung. 

Durch  ein  Edikt  des  Kaisers  Honorius  vom  22.  April 
404  wurden  die  Juden  und  Samaritaner  von  dem  Kriegs- 
diouste  (ouiuis  militia)  und  durch  das  Gesetz  vom  10.  Sßrs 
418  von  allen  StaatsÄmtern  und  Würden  (administrationes  e^ 
dignitates)  ausgeschlossen  und  ihnen  neuerlich  der  Zutrit 
zum  Kriegsdienst  verwehrt:  nur  der  Zutritt  zur  Advokati^ 
und  den  Kurialamtern  (curialium  munus)  wurde  ihnen  go 
stattet*).  Durch  die  Constitutio  Sirmondensis  vom  9.  W 
425  c.  (>  wurde  ihnen  auch  die  Ausübung  der  Advokati 
uutersii^t**),  Theodosius  II.  und  Yalentinian  III.  wiedc 
holten  am  «U.  Januar  439^)  diese  Ausschliefsung  von  aU< 
Khivnstellen,  AYürden  und  öifentlichen  Ämtern  (auch  de 
Amte  tnues  defensor  civitatis  und  eines  Kerkermeister 
LtH>  I.  (457  474)  verwehrte  468  allen  Nichtorthodoxen  d 
Zutritt  zu  der  Advokatie,  und  Justin  I.  (518-527)  die  Tc 
nähme  an  irgend  einer  AVürde*). 

M  L  0  u  u  0 1  a  V  i  u  s «  J  u»  ^cratvo-romanom.   1596,  S.  119  ff. 
•»  U'k  :i4  0.   Th.  K  S 

')  Oou»titutiout'2k  4U*äi  J.  Sinuoudus  divulgsvit  ed.  Haenel  1( 
p.  46vS. 

*)  19  0.  J,  t  9,    Nov.  Theod.  II  t  S.  §  2. 
•)  5i  0.  J.  :>,  6;  U  h  4- 
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i.:»::  r;:fi  ''*-'  /uM^a  .i  -Vt-Lnii  dir  ahen  Freiheitende 
/i'.-.'-n  i'v'Tt  M:STjr.ii.-:  .iritaTri  AiiiijTiiiinif.  qui  iura  veterui 
:.;.  :  .:>:-:  ii  .  i  ;i.ri  Lr  '-i  '•:  •'f!TT..t.Ti  •:'ri5»c'i'VÄri *  ♦.  Auch  schützt 
.■.«:^:  :i:-i    i.:*j.*:..i  £-:i:i    .-•  vj.Tr.LJ.^icieiTeD.  M>  in  Mailani 
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•    ..        .:  „.y."     \  ,  ■'  •     .zi    'i- .i.i*-:     *.-.>    C>i.    Thr»»do>iaü 
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und  412    über    die    Respektierung    der    Sabbatruhe    auf- 
genommen *). 

Seit  der  Katholisierung  des  Westgotenreiches  unter 
Rekkared  (586 — 601),  besonders  seit  dem  III.  Konzil  von 
Toledo  589  (dem  sogen.  Konversionskonzil),  trat  jedoch  be- 
züglich der  Rechtsverhältnisse  der  Juden  sowohl  in  der 
kirchlichen  als  in  der  der  letzteren  parallelen  weltlichen 
Gesetzgebung  eine  wesentliche  Änderung  ein.  Während  die 
bei  ihrem  Glauben  verhÄrrenden  Juden  blofs  in  einigen 
Kichtungen  eingeschränkt  wurden,  enthalten  die  Gesetze  für 
die  jüdischen  Konvertiten  und  die  apostasierenden  Juden 
ungemein  harte  Verfügungen*). 

Schon  unter  Ghindasuinth  (641  —  652)  zeigt  sich  das 
Bestreben,  für  sämtliche  Bewohner  des  Westgotenreiches, 
ohne  Unterschied  der  Nationalität  und  Konfession  ein  all- 
gemein verbindliches  Reichsgesetz  zu  schaflFen.  Da  infolge 
der  Annahme  des  Katholicismus  seitens  der  Westgoten  der 
Glaubensunterschied  zwischen  diesen  und  den  Römern  aus- 
geglichen war,  hob  Rekkesuinth  (649—672)  um  654  die  oben 
erwähnte  Lex  Romana  Wisigothorum  Alarichs  II.  auf  und 
erklärte  das  westgotische  Gesetzbuch  als  ein  alle  Unterthanen 
verpflichtendes  Gesetz^). 

Mit   der    Aufhebung    der    Lex    Romana   Wisigothorum 
^aren  auch  die  in  derselben  enthaltenen  die  Juden  betreiTen- 
^en  Vorschriften  aus  dem  Codex  Theodosianus  aufser  Kraft 
getreten,  und  es  war  daher  notwendig,  in  dem  neukodifizierten 
Beiehsgesetz  auch  Bestimmungen  über  dieselben  aufzunehmen- 
Alle  drei  Redaktionen  der  Lex  Wisigothorum   (von  Rekke- 
suinth, Erwig  [682]    und  Egika  [687—701])  enthalten  auch 

'jHänel  a.  a.  O.  44. 

2j  Vgl.  hierzu  Graetz,  Die  westgotische  Gesetzgebung  in  betreff 
der  Juden  (Jahresbericht  des  jüd.-theol.  Seminars  „Fränkelscher  Stif- 
timg"  Breslau  1858);  Dahn,  Die  Könige  der  Germanen  1871,  VI  418 
bis  431:  Dahn,  Westgot.  Studien  1874,  2^5 ff.;  Zeumer,  Gesch.  der 
westgot.  Gesetzgebung  (Neues  Archiv  für  ältere  deutsche  Geschichts- 
:unde  XXIII  2,  1898.    421  ff.  (bes.  481  ff.,  490,  494,  500,  506). 

»)  L.  Wisig.  II  1,  8,  9;   Brunner,  Deutsche  R.G.  I  328,  n.  36; 
ieumer  a.  a.  O.  486. 
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im  XII.  Buche,  Titel  2  und  3  de  Judaeis,   unter   welche^ 
Bezeichnung  sowohl  die  ungetauften  Juden  als  die  jQdische^H: 
Konvertiten    zu    verstehen     sind ,     in    nicht    weniger    al  s 
43  Kapiteln  Satzungen  bezüglich  der  Juden  und  der  jüdische  v] 
Neophyten,    die   jedoch    ausschliefslich   Verbote    aofsteUevi. 
Auf  die  ihrem  Glauben  treugebliebenen  Juden  beziehen  sicli 
L.  Wisig.  XII  2,  11,  12. (Verbot,  christliche  Sklaven  zu  er- 
werben) —   von  Rekkared  (586-601),   XII  2,  13  (Verbot, 
christliche  Sklaven  zu  besitzen)  und  14  (Verpflichtung  für 
die  Nachfolger  auf  dem  Throne,  dieses  Sklavenbesitzverbot 
sub  perpetuae  maledictionis  censura  zu  halten),  von  Sisebut 
(t  620),   L.  Wisig.  XII  2,  9,  10  (Aüsschliefsung  der  Judeu 
und  jüdischen  Konvertiten    von  der  Zeugenschaft   und  der 
Anklage  gegen  Christen),  von  Sisenand  (631—636),  XII  3,3 
(der  von  Erwig  wiederholte  Befehl,  dafs  die  Juden  sich  taufen 
lassen    oder    auswandern    sollen)    von   Chintila  (636— 641X 
XII  2,  15  (Verbot   für   die  Christen,   Juden  oder  jüdische 
Konvertiten    durch    Patronatsschutz    zu    begünstigen)    von 
Rekkesuinth  (649-672),  XII  2,  18  (Anerbot  des  Schiffiihrt- 
verkehrs  ins  Ausland   [ad  cataplum  cum  transmarinis  com- 
merciis]  und  des  Handels  mit  Christen)  von  Egika  (687—701). 

Die  übrigen  Bestimmungen  des  1.  XII  der  Lex  Wisigo- 
thorum  l>eschäftigen  sich  mit  den  jüdischen  Konvertiten  und 
enthalten  durchwegs  sehr  scharfe  Präventivmafsregeln,  od* 
die  selten  freiwillig  übergetretenen,  sondeni  meist  nurgewalt-  ! 
sam  zum  Christentum  bekehrten  und  daher  leicht  zum  Abbll  \ 
geneigten  Neophyten  von  der  Rückkehr  zu  ihrem  alten 
Glauben  abzuschrecken. 

So  beziehen  sich  besonders  die  von  Rekkesuinth  erlasseneo 
Gesetze  L.  Wisig.  XII  2,  4  (die  getauften  Juden  dürfen  ach 
dem  Christentum   nicht   entziehen)   und   12   (die  RückkdiT 
zum  Judentum  wird   mit  Todesstrafe  bedroht),   ferner  XII, 
2.  5 — 8  (die  Konvertiten  dürfen  das  Paschafest,  den  Sabbat 
und  andere  jüdische  Feiertage  nicht  begehen,  die  jüdisehen 
Ehegesetze  und  Hochzeitsceremonien,  die  Besdmeidung  und 
die  Speisegesetze   nicht   beobachten)  —    nur   auf  die  zum 
Christentum  übergetretenen  Juden,  und  die  berüchtigte  Jaden- 
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gesetzgebung  Erwigs  (680-687)  in  L.  Wisig.  XII  3,  3—28 
enthält  ausnahmslos  Strafbestimmungen  für  diese.  Nach 
dem  oben  angeführten  Gesetze  Rekkesuinths  XII  2,  12  sollte 
der  Abfall  vom  Christentum  mit  Steinigung  durch  die 
Glaubensgenossen  oder  Feuertod  bestraft  werden.  Erwig 
verwandelte  diese  Strafe  in  Geifselhiebe ,  Decalvation,  Kon- 
fiskation und  Exil  (§  3).  Die  Vornahme  oder  Zulassung  der 
Beschneidung  wird  bei  Männern  mit  vollständiger  Kastration 
und  Yermögenskonfiskation,  bei  Frauen  mit  Nasenabschneiden 
und  Vermögenskonfiskation  bestraft  (§  4);  die  Feier  des 
Pascha-,  des  Sabbats-  und  anderer  Feste  bei  100  Geifsel- 
hiebe, Decalvation  und  Verbannung  verboten  (§§  4,  5);  die 
Konvertiten  mufsten  sich  an  den  Sonn-  und  christlichen 
Feiertagen  der  Arbeit  enthalten  (§  6);  die  Speisewählerei, 
selbst  die  Weigerung,  mit  Christen  zu  essen,  wird  mit 
100  Geifselheiben  und  Decalvation  bedroht  (§  7);  nur  von 
Schweinefleisch  (escis  porcinis)  dürfen  sie  sich  straflos 
enthalten,  wenn  dies  aus  natürlichem  Ekel  und  nicht 
^egen  des  mosaischen  Verbotes  geschieht;  bei  der  mehr- 
erwähnteu  Strafe  dürfen  sie  die  christliche  Religion  nicht 
verspotten  oder  angreifen  (§  9),  keine  Bücher  lesen  oder  in 
il^ren  Häusern  verbergen,  in  quibus  male  contra  fidem  Christi 
sentitur  (§  11);  sie  dürfen  keine  christlichen  Sklaven  halten 
(^  12);  müssen  während  der  jüdischen  Feiertage  unter  der 
Aufsicht  der  Geistlichkeit  bleiben  (§  20)  u.  a. 

Nicht    genug   an  den   angeführten   weltlichen   Gesetzen 

'iefsen   die    katholischen    Westgotenkönige     auch    auf   den 

Kirchenversammlungen  in  Toledo,  die   immer  mehr  mit  den 

i?eichstagen  zusammenfielen,  Satzungen  bezüglich  der  Juden 

teschliefsen,  die  in  die  acta  consiliorum  aufgenommen  wurden 

und  gesetzliche  Kraft  für  die  weltlichen  Gerichte  durch  die 

Aufnahme   in   das  Gesetzbuch  durch  den  König   oder  durch 

eine  königliche  Bestätigung  erhielten '). 

Von  den  18  Provinzialkonzilien  zu  Toledo  beschäftigten 

ich    nicht   weniger  als   neun  (III  589  c.  14,    IV  633  c.  59, 

')  Zeumer  a.  a.  0.  485. 
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VI  d38  c.  3,  VIII  652  c.  12,  13  und  prief^  IX  655 
X  656  c.  7,  12,  13,  XII  680  praef.  c  3,  9,  12.  X\ 
praef.  8,  9.  XVII  694  praet  4,  c.  8)  mit  der  Jud« 
Auch  bei  den  Konziliarbeschlüssen  mflssen  die  CanoD 
züglich  der  Juden  und  jüdischen  Xeophyten  auseii 
gehalten  werden. 

Das  unter  dem  ersten  katholischen  Könige  Re 
abgehaltene  dritte  Konzil  zu  Toledo  589  c.  14  verb 
Fhe  zwischen  Juden  und  Christinnen,  den  Besitz  Christ 
Sklaven  seitens  der  Juden  und  schlois  die  letzteren  toi 
Ämtern  mit  Strafgewalt  aus\>.  Unter  Reccareds  v 
Nachfolger  Sisebut  {f  520)  wurden  die  Juden  612  v 
Alternative  gestellt,  entweder  das  Christentum  anznn 
cvUt  Auszuwandern ^l  Doch  Swintila  1621—631)  ri 
uTtnebeueu  Juden  zurück  und  viele  wandten  sich  ' 
ihr^^m  alten  Glauben  zu').  Das  IV.  Konzil  zu 
uurer  Siseuand  »031  —  636)  633  c.  57  dekretierte,  daf 
Jud«^  iu  lliukuut't  zum  Christentum  gezwungen  werdeo 
^i<*  dies  Äur  Zeit  des  sehr  religiösen  Fürsten  Siseh 
«.•ivhcu  s*:'i.  und  Isid*>r  von  Sevilla  tadelt  das  Voi 
S.st^buts  direkt  »Sisebut  aemulationem  quidem  habuil 
V 't.1  >*:vuy'iuu:  scieutiauii  *l  Bezüglich  der  ungetauften 
»cvubi^si'.TCe  das  IV.  KoDzil  die  Beschlüssse  des  IlL  <c 
<.»•>.  00  .  der.^  iecaurtea  uud  rückfiLlligen  Juden  sollte 
Kvder  iixeu-.'oiaüeu  und  ihre  Knechte  freigelassen  i 
.'.  i^J:?  ;  <:*rsr:er':*  >»,»'' reti  ta  Klotsteru  oler  christlichen  Fa 
c.OfieM  ^tr'wo  <:.  o*,'*  :  die  gUubigea  Kinder  jüd.  Apo 
>i***!;er'  ijis  t'ro:"':':>';  oa.«::::  ihren  Eltern  nicht  verlieren  ( 
d:*:  V;'A;"^r-  der  G-r-cjuirt-a  oiit  Ungetauften  wurd 
v.i«,-^t  ■>»;** >r,:-ji:V  u.7i'  V  rliiie^'iuijLng  an  Christen  bedroht 
KU'.'i'-r-^«,'  >»'.''^eü  ic*(i;iTj:sun:äiiij£  sein  (C.  64»'». 

^  vi»,   ^.i     i  ;  •  s    t.    k  ',\  S   <;<. 


König  Chintila  (636—641)  befahl  den  Juden  abermals, 
äch  taufen  zu  lassen  oder  auszuwandern,   und  das  unter 
seiner  Regierung  abgehaltene  VI.  Konzil  zu  Toledo  638  be- 
stätigte nicht  nur  die  früheren  Gesetze  und  Konzilsbeschlüsse, 
j     sondern  nach   c  3  sollte  jeder  Nachfolger  vor   der  Thron- 
L     besteigung    schwören,    keine    Verletzung    des    katholischen 
I     Glaubens  seitens  der  Juden  zu  dulden,   widrigenfalls  er  als 
l     »Futter  des  höllischen  Feuers"  verflucht  sein  sollte  *).    Nach 
l     dem  Tode  des  milden  und  toleranten  Ghindaswinth  (642  bis 
652)  klagte    sein    Sohn  Rekkesuinth   (649—672)    auf   dem 
VIII.  Konzil  von  Toledo  652,  dafs  sein  Reich  durch  die  „an- 
steckende Pest   des  Judentumes"   befleckt  sei  und  beschwor 
die  Versammlung,   ohne   Gunst   oder  Ansehen   der  Person 
einen  Gott   und   seinem   Glauben  wohlgefälligen   Beschlufs 
bezüglich  der  Juden  zu  fassen;  das  Konzil  begnügte   sich 
jedoch  (c.  12,  13),  die  Gesetze  Sisenands  zu  erneuern*).   Im 
Jahre  654  wurden  die  Konvertiten,  wie  schon  früher  unter 
Chintila,  genötigt,  einen  Revers  (placitum  Judaeorum)  aus- 
zustellen, im  katholischen  Glauben  treu  zu  verharren  und 
sich  aller  jüdischen  Riten,  Gebräuche,  Satzungen  und  Ge- 
wohnheiten zu  enthalten').   Ungeachtet  dieses  Reverses  ver- 
langte das  IX.  Konzil  von  Toledo  655  c.  27 ,  dafs  die  ge- 


L 


\ 


tauften  Juden  sowohl  die  christlichen  Festtage  als  auch  die 
jüdischen  Feiertage  unter  der  Aufsicht  der  Priester  zu- 
bringen sollten  bei  sonstiger  Prügelstrafe  oder  Fasten  (ab- 
stinentia)  *).  Das  X.  Konzil  zu  Toledo  656  unter  demselben 
Könige  untersagt  neuerdings  unter  Strafe  der  Exkommuni- 
kation^ und  ewigen  Höllenstrafe  den  Verkauf  christlicher 
Sklaven  an  Juden*). 

Unter  Erwig  erreichte  auf  dem  XII.  Konzil  zu  Toledo 
P.  Januar  681  die  judenfeindliche  Stimmung  den  Höhepunkt. 
Der  König  beschwor  die  Versammlung,   das  Land  von  dem 

I)  d'Aguirre  11  513. 

-')  d'Aguirre  a.  a.  0.  II  547. 

3)  L.   Wisig.  XII,  2,  16;  d'Aguirre  II  567. 

-*)  d'Aguirre  a.  a.  0.  II  567. 

\i  d'Aguirre  II  581. 
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Aussatze  der  Entartung  zu  reinigen  und  von  Grand  ans  die 
Pest  der  Juden  zu  vertilgen  und  legte  ihnen  die  Ton  ilis 
gegen  den  Abfall  der  Juden  promulgierten  Gesetze,  m 
welchen  oben  bei  L.  Wis.  XII  3,  die  Rede  war,  zur  Prüfung 
vor.  Das  Konzil  billigte  dieselben  und  erklärte  sie  für  un- 
widerruflich (c.  9,  praef.  3) '). 

Unter  Egika  sanktionierte  das  XVI.  toledanische  Konxil 
693  über  Antrag  des  Königs  sowohl  die  älteren  als  auch 
die  neueren  Gesetze  gegen  die  Juden,  unter  den  letiter» 
auch  die  in  der  Novelle  XII  2,  18  Egikas  zur  L.  Wisi- 
güthorum  enthaltene  Untersagung  der  Schiffahrt  in  das  Aus- 
land und  jedes  Geschäftsbeti'iebes  mit  den  Christen  (pnet 
8,  9)  % 

Als  die  Juden,  der  ewigen  Chikanen  und  Quälereien 
nittde,  eine  Verschwörung  gegen  die  westgotische  Herrschaft 
anzettelten,  ihre  Unisturzpläne  aber  verraten  wurden,  erliefe 
Egika  im  Einverständnisse  mit  dem  XVII.  Konzil  zu  Toledo 
im  November  694  ein  Dekret,  in  welchem  alle  Juden  Spaniens 
und  der  gallischen  Provinz  als  Sklaven  oder  Leibeigene  er- 
klärt, an  westgotisclie  Herren  verschenkt  und  durch  das 
Land  verteilt  wurden  (mit  Ausnahme  jener,  welche  in  den 
Engpässen  der  gallischen  Provinz  als  Grenzwächter  wohnten 
und  das  Land  gegen  den  EinftiU  der  Feinde  schützten)- 
Kinder  tlber  sieben  Jahre  sollten  ihren  Eltern  abgenommeD 
und   frommen  Christen  zur  Erziehung  übergeben  werden*)- 

Kgikas  Sohn  Wittiza,  der  letzte  König  der  Westgoten 
(701—710)  hob  dieses  Gesetz  auf. 

IV.    Das  langobardische  Recht 

(Mithi\lt  keine  Bestimmungen  bezüglich  der  Juden;  dieKontrc» 
\r\m\  ob  die  römisch-kaiserlichen  Judengesetze  auch  nacl 
di'i  Oceupation  Überitaliens  durch  die  Langobarden  in  Kraf 

•)  t^A^Mli^^o  (i82,  C^ß. 

'I  ilAjfuirr«».  II  7.S6. 

')  <'ntir.  tolot.  XVII  praef.  4,  can.  8  (d'Aguirre  753,  757);  Grteti 
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des  letztereD  Verbot  der  Bestellung  von  Judei 
über  Christen;   IIL  zu  Orleans  538  c.  13  Sehn 
liehen  Sklaven,   Verbot  der  Ehe  und  der  Teili 
disehen  Mahlzeiten  und  c  30  Verbot   für  die 
Gründonnerstage   an    durch  vier   Tage   unter 
Verwände  unter  den  Christen  einherzugehen  m 
sie  zu  mischen;    IV.  zu  Orleans  541  c.  30  Schu 
liehen    Sklaven;    zu   Mäcon   581    c.    13    Verbo 
Richtern  oder  Zöllnern  zu  machen,  c.  14  [mit  '. 
ein  Edikt  Childeberts]  Verbot,  sich  vom  Grund 
Ostersonntag  in  den  Gassen  und  auf  dem  Mark 
c.  15  I.  Verbot  an  jüdischen  Mahlzeiten  teilzui 
Zulässigkeit   des  Loskaufes  eines  christlichen 
seinem  jüdischen  Herrn   um   den   Preis  von  1 
Verlust    eines   solchen  Sklaven    im  Falle    der 
zum   ITiertritt   in   das   Judentum;   V.  zu  Pai 
Verbot  der  Übertragung  eines  militärischen  oder 
amtes  an  Juden,  zu  Rheims  624  c.  11,  Verbot 
handeis  und  der  l'bertragung  öffentlicher  ÄDi 
u.  a.),  sondern  auch  Päpste  teils  direkt,  wie  Gre/ 
im  Juli  599  in  seinen  Schreiben  an  Königin 
die  Könige  Theodobert  (f  612)  und  Theoderi 
züglich  des  Verbotes  des  Haltens  christlicher  ' 
indirekt ,  wie  Stephan  III.  (758  -772)  in  dei 
den  Erzbischof  Aribert   von  Narl>onne   betn 
liehen  Grundbesitz  der  Juden  und  das  Zusanr 
Juden  und   Christen'),    für   die   kirchliche] 
Propaganda. 

Die  kirchlichen  Satzungen  fanden  aucl 
staatliche  Gesetzgebung.    So  verbot  Childel 
im  Sinne  des  III.  Konzils  von  Orleans  538 
vom  Gründonnerstag  bis  zum  Ostersonnta; 
(quasi  insultationis  causa)  auf  den  Strafsei 
herumzugehen •),  und  Chlotar  II.  (584—629' 

>)  Ep.  Gregorii  IX  109,  110  (Migne,  Patp 
«)  Steph.  papae  ep.  2  (Migne  a.  a,  O.  129, 
•)  M.  Germ.  LL  I  1.  Vgl.  dazu  das  Konzil 
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an  das  V.  Konzil  zu  Paris  614  c.  15  die  Bekleidung  öffent- 
licher Ämter  seitens  der  Juden  *). 

Wie  im  Westgotenreich,  fehlt  es  auch  im  Merovinger- 
reich  nicht  an  Versuchen ,  die  Juden  zum  Christentum  zu 
bekehren;  so  liefs  582  Chilperich  (t  584)  viele  Juden  taufen 
und  ward  deren  Pate  *) ;  weiter  ging  629  Dagobert  (623  bis 
639),  der  diejenigen,  die  die  Taufe  nicht  annehmen  wollten, 
aus  seinem  Reiche  ausweisen  liefs  ®). 

VI.  Die  JndeDgesetz^ebnn^  in  den  Staaten  des  Isl&m^). 

Die  Gesetzgebung  in  den  Staaten  des  Islam  regelt  die 
Rechtsverhältnisse  der  Juden  (und  der  Christen)  ebenfalls 
ausschliefslich  von  dem  Standpunkt  der  Religions Verschieden- 
heit und  verhält  sich  daher  den  Andersgläubigen  gegenüber 
teils  abwehrend,  teils  vorbeugend.  Obwohl  in  einigen  Be- 
stimmungen mit  der  auf  dem  gleichen  Principe  beruhenden 
kirchlichen  und  christlich-staatlichen  Judengesetzgebung  über- 
einstimmend, überbietet  sie  dieselbe  doch  in  den  meisten  Vor- 
schriften an  brutaler  Gehässigkeit  und  chikanöser  Intoleranz. 
lu  keiner  Gesetzgebung  wurde  der  Versuch,  die  Angehörigen 
i^T  herrschenden  Religion  von  den  Ungläubigen  zu  unter- 
scheiden, so  konsequent  und  so  rücksichtslos  durchgeführt, 
^ie  in  der  islamitischen. 

Schon  Mohamed  verbot  den  Ungläubigen,  auf  Pferden, 
zu  reiten.  Der  zweite  Chalif  Omar  (634—644)  ordnete  an, 
dafs  die  Christen  und  Juden  in  den  unterworfenen  Ländern 
^eder  neue   Gotteshäuser  bauen  noch   die  alten  baufälligen 


^ßd  von  Meaux  845,  c.  73  und  Boretius,  Beiträge  zur  Kapitularien- 
Kritik  21. 

')  Chlot.  edict.  c.  10  (M.  G.  LI.  I  15). 

*)  Gregorii  Turon.  bist.  Franc.  VI  17;  dazu  Loening,  Gesch. 
^es  Kirchenrechtes  II  56. 

')  Fredegarii  chron.  c.  65  (ed.  Monod,  Etudes  crit.  sur  les  sour- 
^«8  de  l'Mst.  m^rov.  II  147). 

*)  Vgl.  hierzu  S.  Cassel,  Juden  (in  Ersch  und  Gruber,  Allg. 
Eöcyklopädie  der  Wissenschaften  u.  Künste  II.  Section.  XXVII 188  ff.) 
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herstellen  lassen,  keine  Kundschafter  aufnehmen  und 
selben,  wenn  sie  sie  kennen,  den  Moslems  anzeigen  soll 
dafs  sie  niemand  hindern  dürfen,  Moslem  zu  werden,  mid 
gegen  jeden  Moslem  achtungsvoll  betragen,  kein  Recht  sprei 
oder  Amt  bekleiden,  keinen  Wein  verkaufen  und  ihre  H 
nicht  wachsen  lassen,  ihre  Namen  nicht  in  Siegelringe  gn 
lassen,  aufserhalb  ihrer  Häuser  weder  die  heilige  Sc 
noch  das  Kreuz  öffentlich  tragen,  in  ihren  Häusern  m 
gedämpftem  Tone  läuten,  nur  halblaut  singen  und  f&r 
Verstorbenen  blofs  still  beten  sollen ;  dagegen  wurden  Mosl 
die  Ungläubige  mifshandelu,  mit  einer  Geldstrafe  bed 
Zur  Verhütung  der  Vermischung  der  Gläubigen  und 
gläubigen  sollten  in  allen  eroberten  Ländern  die  Letzl 
durch  den  Gürtel  und  durch  eine  Naht  auf  dem  Oberk 
(die  Juden  durch  eine  gelbe,  die  Christen  durch  eine  b 
die  Magier  durch  eine  schwarze  Naht)  sowie  die  Kopfl 
sich  unterscheiden  *). 

Diese  Omarischen  Satzungen  wurden  immer  w 
republiziert,  so  von  Omar  IL  (717  —  720),  von  dem  zw 
Abbasiden  Abu  Dschafar  Mansur  (754—775),  von  Ha 
Arraschid  (786—809  ^),  l)esonders  aber  von  dem  fanatis 
Chalifen  Almutawakkil  Ala-1-lahi  (847—861). 
terer  zwang  849/50  die  „Völker  der  Schrift"  (die  5 
mohamedaner) ,  gelbe  Tücher  (tajalis)  über  den  Kle 
und  statt  des  Gürtels  um  den  Leib  eine  dicke  Schnu 
zulegen;  auch  die  Frauen  mufsten  gelbe  Obertücher  ( 
tragen.  Die  Steigbügel  und  Sattel  der  Ungläubigen  s( 
von  Holz  und  der  Hinterteil  des  Sattels  mit  zwei  Ki 
versehen  sein;  ihre  Sklaven  sollten  an  den  Beinkle 
zwei   vier  Finger  breite  Streifen  von  anderer  Farbe  h 


^)  Mouradjea  d'Ohsson,  Histoire  des  Mogols  ISdi,  ID 
Hammer-PurgBtall,  Des  osmanischen  Reiches  Staatsrerfassni 
Staatsverwaltung  1815,  I  133 ff.:  Weil,  Geschichte  der  Chalifei 
I  56,  n  162  n.  1. 

*)  Weil  a.  a.  0. 1  583:  Hammer,  Gemäldesaal  moslim.  Her 
1837  ff^  II  176,  Weil  II  161  (Chronik  des  Ihn  el  Athir  [t  1232] 
Geschichte  der  Abbasiden  von  Ibn  Chaldun  [f  1406]  f.  8a) 


lüemand  durfte  ohne  Abzeichen  ausgehen  ^).  Alle  seit  ihrer 
Unterwerfung  neuerbauten  Kirchen  und  Synagogen  wurden 
in  Mosche^i  verwandelt  und  ihre  Friedhöfe  zerstört;  von 
ihren  Häusern  sollten  sie  ein  Zehntel  des  Wertes  zahlen ;  an 
d^  Wohnungsthüren  sollten  sie  eine  den  Teufel  vorstellende 
hölzerne  Figur  anbringen;  ihre  Gräber  sollten  der  Erde 
gleich  und  nicht  erhaben  sein ;  sie  sollten  zu  keinem  Staats- 
dienste verwendet  werden  und  die  Moslims  sollten  ihnen 
keinen  Unterricht  im  Koran  erteilen^).  853/4  verbot 
Ahnutawakkil  den  Ungläubigen  neuerdings,  auf  Pferden  zu 
reiten  und  gestattete  ihnen  blofs  den  Gebrauch  von  Eseln 
und  Mauleseln;  weiter  ordnete  er  an,  dafs  sie  an  ihren 
Oberkleidem  einen  zwei  Ellen  langen  gelben  Streifen  tragen 
sollten«). 

Der  nicht  minder  fanatische  Fatimide  Hakem  Biam- 
rilla  in  Ägypten  (996  —  1021)  erneuerte  die  Omarischen 
Vorschriften  und  ordnete  u.  a.  an,  dafs  die  Christen  am 
Halse  ein  Kreuz,  die  Juden  das  Bild  eines  Kalbskopfes 
(wohl  zur  Erinnerung  an  das  goldene  Kalb)  tragen  sollten  *). 
Sultan  Nurredin  Mahmud  (f  1174)  liefs  im  Sinne  der 
Omarischen  Gesetze  alle  Christen  und  Juden  in  Syrien  und 
Ägypten  aus  den  Ämtern  entfernen '^).  Bei  den  Mongolen 
führte  Khan  Gazan,  nachdem  er  zum  Islam  tibergetreten 
war,  die  Omarischen  Satzungen  ein  und  liefs  die  Kirchen  und 
Synagogen  zerstören*). 

In  dem  maurischen  Spanien  bestimmte  der  Almohade 
AMi  Jussuff  Ja'küb  Almanssur  (f  1198),  dafs  die 
zwangsweise  zum  Islam  übergetretenen  Juden  bis  zu  den 
Füfsen  reichende  Ärmel  und  als  Kopfbedeckung  grobe  häfs- 

^)Bar-Hebraeus  (Gregor  Abulfaradsch  ibn  Harun  1 1286)  Chron. 
%Tiac  ed.  Kirsch  165-,  Makrizi,  Histor.  Coptorum  ed.  Wetzer 
105,  106. 

*)  Ibn  el  Athir,  Chronik  vom  Jahre  155  der  Hedjrah  bis  271  f. 
^7;  Ibn  Chaldün  a.  a.  0.  III  55  (bei  Weil,  Gesch.  der  Chalifen  II  354). 
')  Ibn  el  Athir  f.  22  (Weil  a.  a.  0.  353,  354  n.  2). 
*)Bar.Hebraeus  a.  a.  0.  I  220;  Makrizi,  Bist.  Copt.  117. 
)  Hammer,  Gemäldesaal  mosl.  Herrscher  V  239. 
•idOhsson,  Hist.  des  Mogols  IV  145;  Bar-Hebraeus  I  644. 
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licfa  geformte  Schleier  statt  des  Turbans  tragen  sollen.  Sein 
Nachfolger  Abu  Abdallah  Mohammed  al  N&ssir  (1198 
bis  1213)  schrieb  für  diese  Konvertiten  gelbe  Kleider  und 
Turbane  vor^. 

Bei  den  Osmanen  wurde  Blau  die  Farbe  der  Faf&- 
und  Kopfbekleidung  der  Juden*). 

In  dem  seit  827  von  den  Saracenen  unter  Führong  dsr 
Aglabiten  (bis  878)  eroberten  S  i  c  i  1  i  e  n  schrieb  Ibrahtm-ilm- 
Achmed  für  die  Christen  und  Juden  ein  Abzeichen  ?ob 
weifser  Farbe  (für  Erstere  mit  dem  Bilde  eines  Schweines, 
für  die  Letzteren  mit  dem  Bilde  eines  Aflfien)  vor.  TaMn 
mit  denselben  Abbildungen  sollten  sie  an  ihren  Hausthüren 
anbringen®). 

VII.    Die  kirchliche  Jndengesetzgebiinji^. 

Die  Kirche  betrachtete  kraft  des  ihr  von  Christus 
(Matth.  28,  19—20)  übertragenen  Lehramtes  als  eine  ihrer 
vorzüglichsten  Aufgaben,  für  die  allgemeine  Ausbreitung 
und  die  unversehrte  Reinhaltung  der  christlichen  Lehre  Sorg» 
zu  tragen  und  alles  abzuwehren  und  fernzuhalten,  was  dieser 
ihrer  Hauptaufgabe  im  Wege  stand  oder  entgegentrat  Ob- 
wohl ihrem  Begriffe  nach  zunächst  die  von  Christus  gestiftete 
sichtbare  Gemeinschaft  aller  Gläubigen,  zog  sie  doch  aack 
die  extra  ecclesiam  stehenden  Juden,  Saracenen,  Heiden  und 
Häretiker  in  den  Bereich  ihrer  Jurisdiktion  und  GesetzgeboB^ 
und  legte  sich  das  Recht  bei,  bezüglich  derselben  VorschrifteP 
zu  erlassen ,  die  sich  sowohl  auf  ihre  Rechte  als  auch  dsi 
ihre  Pflichten  bezogen.  Der  Standpunkt  der  Kirche  gegsor 
über  dem  Judentum  und  seinen  Bekennem  ist  der,  daä  die 
jüdische  Religion  eine  geduldete  ist  und  dafs  den  Juden  fOt 
ihr  Leben,   ihr  Eigentum,   ihre   religiösen  Gebräuche,  Duro 


>)  Munk,  Notice  sar  Joseph  ben  Jehuda  40  (bei  Graeti,  Gesck 
der  Juden  VII  18  n.  2). 

')  Hammer-Purgstall,  Gesch.  des  osman.  Reiches  1827  I  182; 
d'Ohsson  a.  a.  0.  III  416. 

>)  Amari,  Storia  dei  Musulmani  di  Sicilia.   1854  ffl  II  56. 


—    33    — 

Gotteshäuser  und  Friedhöfe  Schutz  zu  gewähren  ist  und 
zwar  nicht  blofs  aus  Humanität,  sondern  weil  sie  ein  leben- 
diger Beweis  für  die  Wahrheit  des  christlichen  Glaubens 
sind  (in  testimonium  orthodoxae  fidei  reservati),  dafs  jedoch 
andererseits  das  Christentum  gegen  jede  Einwirkung  des 
Judentums  und  seiner  Lehren  und  Gebräuche,  sowie  jeder 
nähere  Verkehr  zwischen  Christen  und  Juden,  jede  Ausübung 
einer  Macht  oder  Gewalt  der  letzteren  über  die  ersteren, 
jede  Schädigung  der  Bekenner  der  christlichen  Religion 
durch  die  jüdischen  Glaubensgenossen  mit  allen  Mitteln 
hintanzuhalten  und  zu  verhüten  sind. 

In  diesem  Sinne  nahm  die  Kirche  bereits  entscheidenden 
Einflufs  auf  die  Judengesetzgebung  der  römisch-christlichen 
Kaiser.     Nach    dem    Zusammenbruche    des    weströmischen 
Beiches  sorgte  sie  durch  zahlreiche  Partikularkonzilien  dafür, 
dafs  in  den  auf  römischem  Boden  entstandenen  christlich- 
germanischen  Staaten   die   von    ihr  vertretenen  Tendenzen 
tticht  in  Vergessenheit  geraten.    Seit  Gregor  dem  Grofsen 
(590—604)    griffen    die   Päpste   (besonders   Alexander  III., 
Innocenz  III.,  Honorius  III.,  Gregor  IX.  und  Innocenz  IV.) 
^mittelbar  in  die  Judengesetzgebung  ein  *),  und  durch  ihre 
Konstitutionen,  durch  die  Beschlüsse  der  allgemeinen  Kon- 
silien (namentlich  des  XI.  und  XII.  [III.  und  IV.  Lateranensi- 
^henjvom  Jahre  1179  [c.  26]  und  1215  [c.  67—70]),   sowie 
durch  die  die  meisten  bisherigen  kirchlichen  Satzungen  ent- 
Wtenden  Rechts-  und  Gesetzbücher  (D  e  c  r  e  t  u  in  G  r  a  t  i  a  n  i 
(zwischen  1141 — 1150],  das  die  Bestimmungen  der  Synoden 
von  Karthago  419,  Agde  506 :  34  und  40,  Clermont  535 :  4, 
>facon581:  16,  der  III.  [589:  14]  und  IV.  [633:  56,  58,  59, 
öl,  62),  von  Toledo,  des  Trullanischen  Konzils  692:  11  über 
rfie  Ausschlielsung   der  Juden    von    der  Anklage    und   dem 
Zeugnisse  gegen  Christen  [c.  25  C.  2  q.  7,    e.  1  C.  4  q.  1], 
ober  die  Nichtbeteiligung  der  Christen   an   den  Gastmälem 
der  Juden   [c.  12,  13,  14  C.  28  q.  1],    über   das  Eheverbot 


*  V^l.  Erlei*,  Die  Juden  des  Mittelalter«,  in  Vering,   Archiv 
nr  kath.  Kirchenrecht,  Bd.  48  (neue  Folge  42)  S.  5  ff.,  374  ff. 

-Sc herer,  Beiträge  I.  S 
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zwischen  Christen  und  Juden  [c.  15  C.  28,  q.  1]  und  Trennun 
der  Juden  von  ihren  christlichen  Gattinnen  und  Kinder 
[c.  10,  11  C.  28  q.  1],  über  den  Besitz  christlicher  Sklave] 
[c.  13  D.  541,  c  15,  16,  17,  18  ib.],  über  die  Ausschliefeun^ 
der  Juden  von  öffentlichen  Ämtern  [c.  14  D.  I  54],  über  den 
Verkehr  zwischen  Gläubigen  und  Ungläubigen  [c.  12— i< 
C.  28  q.  1],  über  das  Verbot  für  Christen,  mit  Juden  a 
wohnen  und  von  ihnen  Arzneien  zu  nehmen  [c  23  C.  0 
q.  l],  das  Verbot  der  Zwangstaufe  [c.  5  D.  45],  die  Übei 
legungsfrist  für  die  Katechumenen  [93  D.  IV]  und  di 
Rückkehr  der  getauften  Juden  zum  Judentum  [94  D.  IS 
enthält,  und  Decretales  Gregorii  IX.  [um  1234],  di 
im  c.  21  X  2,  20  de  testibus  et  attestationibus,  im  c.  16 
3,  30  de  decimis,  im  c.  1—5,  7,  8,  9,  13—16,  18,  19  X 
ü  de  Judaeis ,  Sarracenis  et  eorum  servis  und  c.  12  und  1 
X  5,  19  de  usuris  von  den  Juden  handeln)  wurde  allmähli< 
ein  für  die  ganze  christliche  Welt  geltendes  kanonisch« 
Judenrecht  geschaffen,  das  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  di 
Staaten  der  pyrenäischen  Halbinsel,  in  England,  FrankreU 
und  anderen  Ländern  von  der  staatlichen  Gesetzgebm 
recipiert  wurde  und  auch  in  den  übrigen  europäisch^ 
Staaten  nicht  ohne  Einflufs  auf  die  Vorschriften  und  Gesetz 
für  die  Juden  geblieben  ist. 

Die  kirchlichen  Satzungen  bezüglich  der  Juden  verfolgen 
wie  oben  erwähnt,  einen  doppelten  Zweck :  Schutz  der  Jude 
gegen  Gewaltthätigkeiten  und  Schutz  des  Christentums  du 
seiner  Bekenner  gegen  das  Judentum  und  seine  die  christlich 
Lehre  schädigenden  Einflüsse.  Zur  Sicherung  der  Judei 
gegen  Gewaltthätigkeiten  erliefsen  die  Päpste  seit  Calixtus  II 
(1119— 1124)  Schutzhüllen,  in  welchen  den  Christen  verbot« 
wurde,  sie  gegen  ihren  Willen  zur  Taufe  zu  zwingen,  s» 
ohne  Urteil  der  irdischen  Grewalt  zu  töten  oder  zu  vei 
wunden,  ihnen  ihr  Geld  abzunehmen  oder  ihre  guten  G< 
brauche  abzuändern,  insbesondere  aber  bei  der  Feier  ihn 
Feste  keinen  von  ihnen  mit  Knütteln  oder  Steinen  zu  störei 
Niemand  sollte  von  ihnen  Leistungen  und  Dienste  verlange 
ausgenommen  solche,   die  sie  in  früheren  Zeiten  bereits  i 
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verrichten  gewohnt  waren.  Um  der  Verkehrtheit  und  Hab- 
sucht schlechter  Menschen  zu  begegnen,  wurde  weiter  an- 
geordnet, dafs  niemand  es  wage,  die  Friedhöfe  der  Juden  zu 
beschädigen  oder  in  dieselben  einzudringen,  oder,  um  Geld 
zu  erlangen,  menschliche  Leichname  auszugraben.  Wer 
gegen  die  Bestimmungen  dieser  Bullen  etwas  unternimmt, 
der  sollte  sein  Amt  oder  seine  Ehren  verlieren  oder  der 
Exkommunikation  verfallen  sein,  wenn  er  nicht  für  seine 
Vermessenheit  entsprechende  Genugthuung  leistet. 

Wie  aus  den  Dekretalen  Gregors  IX.  (c.  9  X  5,  6)  hervor- 
geht, hat  Innocenz  III.  (1198—1216)  unterm  15.  September 
1199  die  Schutzbulle  Clemens'  III.  (1187  —  1191)  „Sicut 
Judaeis  non"  nach  dem  Beispiele  seiner  Vorgänger  CalixtusII. 
(1119-1124),  Eugen  III.  (1145—1153)  und  Alexander  III. 
(1159—1181)  bestätigt.  Erneuert  wurde  diese  Bulle  von 
Coelestin  III.  (1191—1198),  Honorius  III.  (1216—1227)  am 
7.  November  1217,  Gregor  IX.  (1227—1241)  am  3.  Mai  1235, 
Innocenz  IV.  (1243-1254)  am  22.  Oktober  1246,  Gregor  X. 
<1271— 1276)  am  10.  September  1274,  ferner,  wie  aus  den 
Konfirmationsbullen  späterer  Päpste  hervorgeht,  von 
Nikolaus  III.  (1277—1280),  Honorius  IV.  (1285  —  1287), 
Nikolaus  IV.  (1288—1292),  von  Clemens  VI.  (1342—1352) 
am  4.  Juli  1348,  Urban  V.  (1362—1370)  am  7.  Juli  13G5, 
Bonifacius  IX.  (1389—1404)  am  2.  Juli  1389,  Martin  V. 
<l«7-1431)  am  20.  Februar  1422  und  Eugen  IV.  (1431 
•'is  1447)  am  6.  Februar  1432  ^). 

Aufser  diesen  allgemeinen  Schutzbullen  erliefsen  die 
Päpste  auch  Bullen  zum  Schutze  der  Juden  aus  bestimmten 
Anlässen,  so  Gregor  IX.  an  die  Erzbiscböfe  und  Bischöfe 
in  Frankreich  am  6.  April  1233  und  9.  September  1286  an- 
läfslich  der  Verfolgung  und  Beraubung  der  Juden  in  Frank- 


')  Potthast,    Regesta    Pontif.     Rom.    1198—1304.     Berlin    1874 

X.  834,  5616,  9893,   12  315,  20  915;  BuUar.  Rom.  Edit  Taur.    IV  522; 

Äajnaldus   Ann.    ad  a.   1422,  36;  Stern,  Urkundliche  Beiträge  über 

die  Stellung  der  Päpste  zu  den  Juden  1893,  1895.   N.  11,  34,  171-174, 

178,  195,  204,  208,  212. 
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reich  seitens  der  Kreuzfahrer'),  Clemens  VI.  am  26.  Sep- 
tember 1348  anläislich  der  gegen  die  Juden  erhobenen 
Beschuldigung  der  Brunnenvergiftung  *) ,  Martin  V.  am 
18.  Februar  1418  zu  Gunsten  der  Juden  in  Deutschland  und 
Savoyen').  und  am  23.  Dezember  1420*)  die  Bulle  .Licet 
Judaeorum  omnium"  für  die  Juden  in  Osterreich  und  im 
Venetianischeu  Gebiete,  gemäfs  welcher  Judenkinder  beider- 
lei Geschlechts  vor  Erreichung  des  12.  Lebensjahres  wider 
ihren  und  ihrer  Eltern  Willen  nicht  zur  Taufe  gezwungen 
werden  sollten*). 

Andere  päpstliche  Bullen  waren  gegen  die  Beschuldigung 
gerichtet,  dals  die  Juden  bei  ihren  Riten  Menschenblut  ge 
brauchen. 

Nach  dem  Vorgange  Kaiser  Friedrichs  IL,  der  anlifelifk 
der  Ermordung  zahlreicher  (32)  Juden  in  Fulda  am  28.  De- 
zember 12;^.'.  wegen  ihnen  zur  Last  gelegter  Ermordung  von 
fünf  christlichen  Kindern  aulserhalb  der  Stadt  auf  Grund  eines 
von  aus  Deutschland  und  den  westlichen  Ländern  eingeladenen. 
im  jüdischen  Gesetze  l)ewanderten  Neophyten  abgegebenen  Gut- 
ailitens  tun  die  Juden  von  der  Anklage  des  rituellen  Mo^de^ 
treispiechendes  Urteil  erlassen  und  dasselbe  als  „absolucio* 
dem  lleiclisprivilegium  für  die  Juden  in  Deutschland  voB» 
.lull   12:U>  beigefügt  hatte**),  nahm  Innocenz  IV.  infolge  der 

M  Kaynahlusjul  a.  l'JS6,48:  Potthast  1024;J;  Stern  NM92,  196,19' 

-)  Kaviial.lus  iu\  a.  l.'US,  33. 

')  Lan^,  Hr«;t*:?ta  s.  renim  Boic.  autographa  1822,  XII  276.  27?? 
?^  t  «TU  a.  a.  n.  X.   10. 

*j  Hfi  StiTn  N.  16  ist  die  Bulle  vom  1.  Januar  1421  datierf 
allriii  «Iniino  (.'ah'ndas  Januarii  1421  entspricht  dem  23.  Dezember  14?^ 

^  Cud.'v  ilor  Wiener  llofbibliothek  4954  N.  44:  Schligei 
Wii'iHT  Skizzt'n  aus  dt'in  Mittelalter  II  209.  Sauerland  in  Geige« 
/Mit.rl.r    V  :^2  iX. 

^•]  IMht  dl«*  Vorjrange  in  Fulda  vgl.  Graetz,  Gesch.  der  Jude 
VII  09,  l(Mi,  X.  1.  :, ;  ubor  die  erwähnte  Kommission  Böhmer.  Font« 
II  107  «Anna!.  Argontinenses  ad  a.  12:^),  II  397  und  III  109:  Moi 
«»'•riii.  ^-,  XVI  :n  ;Ann.  Erphoni).  Mon.  Germ.  XVlI  17d;  (Annil« 
MarliHn-iit. ,  b(>.-4(>nd«*rs  aber  Hoeniger  Zur  Geschichte  der  Jude 
l)iiif-rlil,ii,c|,  irn  Mittelalter  (L.  Geiger,  Zeitsohr.  für  die  Gesch. d( 
•Itid.-n  in  I>»-utM:hland   l^iS»)  I  142  ff.). 


—    37       - 

grausamen  Behandlung  der  Juden  in  Valr6as  in  Frankreich, 
die  ohne  jeden  Beweis  beschuldigt  worden  waren ,  am 
26.  März  1247  ein  zweijähriges  Mädchen  Meilla  gekreuzigt 
und  ihr  Blut  als  Opfer  (quasi  sacrificium)  verwendet  zu 
haben,  in  zwei  Bullen  „Si  diligenter  attenderet"  und  „Divina 
iustitia  nequaquam"  vom  28.  Mai  1247  an  den  Erzbischof 
von  Vienne  infolge  einer  Bittschrift  der  Judenschaft  in 
Vienne  die  Juden  gegen  diese  Beschuldigung  in  Schutz  und 
befahl,  dafs  sie  wegen  dieser  und  ähnlicher  Anklagen  von 
niemand  widerrechtlich  belästigt,  ihnen  Freiheit  und  Habe 
zurückgegeben  und  Schadenersatz  geleistet  und  der  freie 
Aufenthalt  im  Lande  gestattet  werde.  Anläfslich  der  Be- 
raubung der  Juden  von  einzelnen  geistlichen  und  weltlichen 
Fürsten  in  den  Städten  und  Diöcesen  in  Deutschland  unter 
der  „falschen"  Beschuldigung,  dafs  sie  am  Passahfeste  das 
Herz  eines  getöteten  Kindes  unter  sich  verteilen  *),  richtete 
Innoccnz  IV.  unterm  5.  Juli  1247  die  energische  Bulle 
«Lacrimabilem  Judeorum  Alemanie"  an  die  Erzbischöfe  und 
Bischöfe  in  Deutschland,  in  welcher  er  erklärt,  dafs,  wenn 
irgendwo  ein  Leichnam  gefunden  werde,  man  den  Juden  bös- 
willig den  Mord  zur  Last  lege  und  sie  auf  Grund  solcher 
und  zahlreicher  anderer  Erdichtungen  (figmenta)  ohne  An- 
l^lage.  ohne  Geständnis  und  ohne  ITberführung  und  gegen 
die  ihnen  von  dem  apostolischen  Stuhle  erteilten  Privilegien, 
g^gen  Gott  und  die  Gerechtigkeit  aller  ihrer  Güter  beraube 
und  sie  durch  Hunger,  Gefängnis  und  soviele  Belästigungen 
und  Beschwerden  quäle,  sie  auch  Strafen  der  verschiedensten 
Art  unterwerfe  und  soviel  als  möglich  zu  dem  schimpflichsten 
Tode  verurteile,  so  dafs  die  Juden  unter  der  Herrschaft  der 
genannten  Fürsten,  Adeligen  und  Machthaber  noch  in  einer 
ärgeren  Lage  sind,  als  ihre  Väter  in  Ägypten.    Da  er  nicht 


')  Vgl.  Mol  inier,  Enquöte  sur  un  meurtre  impiit^  aux  Juifs  de 
Valreas  (Cabinet  bist.  Nouvelle  S6rie  II  1884,  121  ff.;  Stern,  Urk. 
Beiträge  über  die  Stellung  der  Päpste  zu  den  Juden.  1895,  46  ff.  Die 
ßulien  bei  Berger,  Les  R^gistres  d'Innooent  IV.  1884;  IV  420 
V.  281%  2838.  Die  päpstl.  Bullen  über  die  Blutbeschuldigung  1893  u. 
900,  2-9;  Stern,  N.  206,  207. 
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w^jl^.  'ii.>  ii-  erwki  t :at  Jikoei'  *tf  nmrerecliTe  Weise  mifs- 

aiiiär:T  v*-T6*ii.   s^.-  T^r-rfl»^  €t.  d»i*    dk-  Erzbischöfe  und 

Bi*«cLc»ir    äcL  iiieL  rti5?iiz  cnä  r&ti£  rTweisen,  wenn  ae 

SLÖeiu  dA->  dir  PriiiT«i .  Ad-^öirta.  und  Machthaber  bezOg- 

ML    dr^   Tr.rfcCsirtscLict*«:    etrEirz    dir  Juden   ohne  Gnmd 

€ivfc*  TiLTrnrr'LEicL .   dcL   gr-iröii^eB   Zustand   den  Gesetxen 

geiLir?  ▼-ir-d*-ri:r-r>ieli*ii  ard  tici-T  cestatten.  dafs  sie  in  Hin- 

tßiif:   wf£-L    dk-?€-r    und    iriiiicbt-r   Anschnldigongen  von 

irgeüd   ;rniaiid    irider  »jrNtLr   'rielä?riet  werden  sowie  daß 

äe   drrgjri'^'rjrn  lieii^iiger   diirci;  kirchliche   Strafen,  ohne 

einr  I'ies^Lwrr-ir  zbxiljiüä-l.  im  Zamoe  halten *).    In  der  Be- 

>titiinaL£  dri  hz^Vir  .SiruT  Jndaeis  nön"  Tonn  25.  September 

\2x^'  in  der    Ac>ierticTiiig  &l    den  Bischof    Hermann  tod 

Wtrz'r'tri:   wiederh'»!:   Itn»icen2  I\\  das  Verbot ,  die  Jude» 

zu  rescr/HidierL,  dais  är  r»e:  ihrein  Ritns  Menschenhlnt  ge- 

br&iicbt-L     .Drc   etitni  &hqIli^  -  is  obiidat,  qaod  in  ritu  soo 

humiDo  uTÄLtur  >inini:iie.  cum  tarnen  in  veteri  testamento. 

j-raeceptum  e>T  ris.  ui  öe  hnm&no  sancnine  taceamus,  quod 

qnf'libri  ^aLfImIe  nc»n  uiaLtiir,  cum  apud  Fuldam  et  in  pluri- 

bns  &lii>  loci^  i'r'ptrr  hiiiTi>  miNÜ  su>{ddonem  mnlti  Judae 

sint    i»cci'i.   quc'd   auctöriTäte   praesentinm.   ne  deinde  fiat 

di>trictiu>  ii:Lil»rmTi>  *  -  - 

lii  gleicher  Wei>e,  wie  lnnf»cenz  IV.  in  der  letxtdtierte: 
Bulle  ^•'lu  25.  Sei'tembrr  V2h:\  sprachen  sich  auch  Gregor  S 
uuteni:  7.  OktoV»er  1272.  Martin  V.  unterm  20.  Februa 
1422.  Nili"lau>  V.  unterm  2.  November  1447  bei  BestÄtigun 
der  Bullr  .Situt  Judeis  non*.  Paul  III.  in  der  Bulle  -Li« 
•ludaei"  vi-ui  12.  Mai  IM^f»  an  die  Bischöfe  in  Ungarn.  Böhnie 

1  Kavnaldnfi  Ar.ca;.  eccl.  ftd  &.  1247  K.  &4.  Potthut  Reg.  1269( 
Bergor  a!  a.  0.  4t^-*.  X.  SÜTT:  Stern,  Beiträge  II  63.  N.  210.  Fi 
Vionno  wuriio  dit^o  Bulie  speciell  unterm  IS.  August  ansgeferti 
iSton»  X.  *21K 

')  l>it>9e  Bullo  wurde  dem  JodenpriTilc^nm  PtanTsl  Ottokmr 
von  Br»hmon  Aom  29.  März  12M  inwriert.  das  von  Karl  IV.  am  80.  Si 
tombor  1.'^56  bestatict  wurde.  Vgl.  RSfsler.  Deotache  Rechtadei 
mJ4ler  ans  BMimen  nnd  Mähren.  1S4!>.  I  172:  JxreCek,  Codex  iu 
1^>h.  iNiT.  1  184.  rrlaküv>kv,  Cod.  dipl.  inria  municip.  regni  Bol 
miae  1SM\  H.  X.  4:  Stern,  N.  212. 
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md  Polen  und  Clemens  XIII.  (1788—1769)  in  den  Bullen 
om  9.  Februar  1760  und  21.  März  1763  sehr  entschieden 
[egen  die  Blutbeschuldigung  der  Juden  aus*).  Rudolf  von 
labsburg  bestätigte  am  4.  Juli  1275  die  Bullen  Innocenz'  IV. 
om  5.  Juli  1247  und  Gregors  X.  vom  7.  Juli  1274  mit  dem 
ieisatze:  Adjicimus,  ut  nulla  omnino  causa  dampnari  pos- 
int vel  debeant,  nisi  legitimo  Judeorum  et  Ghristianorum 
Bstimonio  convincantur. 

Abgesehen  von  diesen  zu  Gunsten  der  Juden  erlassenen 
lullen  enthält  die  kirchliche  Gesetzgebung  fast  ausnahmslos 
egen  die  Juden  gerichtete  Satzungen  teils  präventiver,  teils 
jpressiver  Natur. 

Dieselben  bestimmen  bezüglich  des  Verhältnisses  der- 
Jlben  zu  den  Christen  und  dem  Christentume  folgendes: 

1.  Den  Christen  ist  nicht  erlaubt,  mit  Juden  zu  essen. 
(Synode  zu  Elvira  306:  50  zu  Laodicea  zw.  343  u.  381 :  37, 

ä,  Ägde  506:  40,  Epaon  517:  15,  III.  Synode  zu  Orleans 
38:  13,  zu  Macon  581:  15,  Conc.  Trullanum  692:  1,  zu 
lainz  888:  7,  Narbonne  1050:  6,  Breslau  1267:  10,  Wien 
267:18,  Exeter  1287:  49;  vgt.  auch  Ecberti  Archiepis- 
opi  Eboracensis  735—766  Excerptiones  A.  147)  2): 

2.  Die  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  ist  verboten. 
(Synode  von  Elvira  306: 16,  Chalcedon  451  :  14,  IL  Orleans 

»35:19   und    III.   Orleans  538:  13,   III.   Toledo   589:   14, 


')  Die  päpstlichen  Bullen  über  die  Blutbeschuldigung  1893,  1900. 
5-  1M3;  Stern,  Urk.  Beiträge  I  5;  Stern  N.  39;  Israel.  Monats- 
flirift  1893,  N.  6;  Österr.  Wochenschrift  1889,  N.  19,  Bullen  30-36; 
lallen  144—151.  Gregor  X.  bestätigte  auch  am  7.  Juli  1274  die  Bulle 
QDOcenz'  IV.  ^Lacrimabilem"  vom  5.  Juli  1247.  Potthast  20861; 
^eyden,  Gesch.  der  Juden  in  Köln  1867.  S,  357;  Ennen-Eckertz, 
uellen  zur  Gesch.  der  Stadt  Köln  1867,  III  107. 

^Bezüglich  der  Quellen  für  diese  Übersicht  (Mansi,  CoUectio 
acilionim,  Harduin,  Coli.  conc.  u.  a.)  vgl.  Hefele,  Konziliengeschichte 
►•5  ff!  (fortgesetzt  von  Kardinal  Hergenröther  9  Bde),  soweit  nicht 
im  folgenden  angegebenen  Ergänzungen  notwendig  waren.  Über 
Breslauer  Synode  Hube,  Antiq.  constit.  syn.  provinc.  Gnesnensis. 
ropoli   1856,  68—71. 
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IV.  Toletio  »133:  r}3.  >zabolcs  1<)92:  10.  Tarragoiii  1239H 
Liber  pnenirent.  Thwulori  arrfaiep.  Cantiuur.  (f  691)  c.  16* 
Ehebni«!h  mir  einer  J^riin  wird  mit  ftkn^hriger  Bufi 
( EWira  306 :  TS  i .  rnzuchtsvergehea  eines  Juden  mit  eim 
Christin  wer»ien  mit  einer  Strafe  von  10  M.  Ar  den  Judei 
mir  Aa^peits<!hen  und  Verbannung  fftr  immer  für  die  Christi 
bedrf»ht  «Breslau  1267:  U,  Wien  1267:  17). 

3.  Die  Juden  dtlrfen  keine  chrisüichen  Ammen.  Knefht 
Mägde,  Sklaven.  Tagiöhner  haben. 

iIII.  Orleans  538:  13.  IV.  Orleans  541:  13.  Mi« 
581:  16.  IIL  Toledi)  589:  14,  Rheims  624:  11,  IV.  Tolec 
♦;:33:  66.  Ronen  I"74:  14,  Szabolcs  1092:  10,  Gran«)  IIi: 
6,  XL  allgem.  [IIL  Lateran.]  1179:  26  [c.  5,  7;  X5.  C 
Oxfonl  1222.  Narboone  1227:  2,  Ronen  1231:  49,  Tarragoi 
1239:  4,  Beziers  1246:  38,  Breslau  1267:  14,  Wien  126' 
16,  Exeter  12S7:  49^),  Prag  1:349:  50*),  Basel  1434:  Ses 
XIX  ■^).) 

4.  Die  Juden  müsiMen  den  Kirehenzehnt  entrichten. 
(Gerona  1078:  10.  XL  allgeui.  [IIL  Lateran,]  1179:5 

[o.  16  X  (ie  decimis  3,  30],  XII  [IV.  Lateran.]  Konzil  121« 
67  [c.  18  X  de  usuris  5.  19],  Oxford  1222,  Noyon  1233:  1 
Breslau  1267:  14,  Wien  1267:  15,  Exeter  1287:  49.) 

Nach  den  Satzungen  der  Synoden  von  Narbonne  122' 
4  und  Beziers  1246:  42  mufste  jede  jüdische  Familie  2 
()steru  dem  Ortspfarrer  6  Denare  entrichten. 

5.  Die  Juden  dürfen  keine  Ämter  bekleiden,  besonde 
keinen  öffentlichen  Ämtern  vorstehen. 

(Clerinont  535:  9.  Macon  581:  13,  IIL  Toledo  589:  1 
V.  Paris  614:  15.  Kheims624:  11,  IV.  Toledo  633:  65,  VI 
Toledo  653:  11,  XII.  Toledo  681:  9,  Meaux  845:  73,  Pai 

M  Thorpe.  Aucient  laws  and  Institutes  of  England  1840,  285 

*)  Nach  Peterffy,  Concil.  sacin  eccL  rom.-cathol  in  regno  H 
^'ariac  ab  ao.  1016— 17:U.  Poson.  1741—42,  1  54,  fand  das  Gra 
Konzil  1114,  nach  Katona,  Hist.  crit.  reg.  Hang.  1778  ff.  II  283 
.Uhn-  1112  statt. 

■)  Mansi  a.  a.  O.  XXIV  830. 

M  Höfh-r,  Concil.  Fragen.  1862.    XXVIII. 

•^)  Man»i  XXIX  ^8 ff.:  Hefelo  VII  589. 
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850:20,  Rom  1078^),  Avignon  1209:  2,  XII.  allgem.  [IV. 
Later.]  1215:  69  [c.  16  X  de  Judaeis  5,  6],  Narbonne  1227: 
2,  Chäteau-Gontier  1231:  31,  Beziers  1246:  38,  Wien  1267: 
16,  Ofen  12792):  114,  Exeter  128:49,  Valladolid  1322:  12, 
Prag  1349:  50  und  Basel  1434:  Sess.  XIX.) 

6.  Die  Christen  sollen  nicht  jüdische  Ärzte  beiziehen, 
^OD  Juden  keine  Medikamente  nehmen,  nicht  die  ungesäuerten 
Brote  der  Juden  essen,  nicht  mit  ihnen  baden. 

(Trullanische  Synode  [Quinisexta]  692:  11,  Trier  1227. 
8,11,  Beziers  1246:  43,  Albi  1255:  69,  Wien  1267:  19, 
Exeter  1287:  49,  Basel  1434:  Sess   XIX.) 

7.  Die  Juden  dürfen  in  der  Charwoche  (besonders  in 
den  letzten  drei  Tagen  derselben)  nicht  öffentlich  erscheinen 
und  müssen  in  diesen  Tagen,  sowie  wenn  das  Altarsakra- 
inent  an  ihren  Häusern  vorbeigetragen  wird ,  Fenster  und 
Thüren  schliefsen. 

(III.  Orleans  538:  30,  Macon  581:  14,  Meaux  845:  13, 
XII.  allgem.  [IV.  Later]  1215:  67,  |[c.  5  X,  5,  6],  Ronen 
li23:  125,  Narbonne  1227:  3,  Beziers  1246:  41,  Fritzlar 
^'259:  8,  Breslau  1267:  12,  Wien  1267:  19,  Exeter  1287: 
49,  Prag  1349:  50.) 

8.  Die  Juden  dürfen  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht 
öffentlich  arbeiten  oder  Handel  treiben. 

(Szabolcs  1092:  26,  Avignon  1209:  4,  Beziers  1246:  40, 
Palencia  1388:  6,  Basel  1484  [Dekret  vom  7.  September].) 

9.  Die  Juden  beiderlei  Geschlechts  müssen  von  den 
Christen  sie  unterscheidende  Kleider  oder  ein  Unterschei- 
dungszeichen an  ihren  Kleidern  tragen. 

(XII.  allgem.  [IV-  Lateranensisches]  Konzil  1215:  68 
[c.  15  X.  5,  6  de  Judaeis],  Narbonne  1227:  3,  Ronen  1231: 

'^^,  Noyoii    1233:  16,  Arles  ||||-:   16,  Tarragona    1239:  4, 

JBeziers  1246:  39,  Monteil  [Valence]  1248:  4,  Albi  1254:  64, 
ö5,  70,  Fritzlar   1259:  8,    Arles  1260:  8,  Breslau  1267:  13, 

'j  Jaff^,  Monumenta  Gregoriana  1865,  331;  Maiisi,  Coli.  conc. 
X  .508. 

^  Hube  a.  a.  0.  159-161. 
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»tiv  der  Dekretierung  des  Kleiderunterschiedes  war,  sondern 
Cs  die  kirchliche  Gesetzgebung  nach  dem  Vorbilde  ähn- 
iher  bereits  besprochener  Vorschriften  des  Islam  durch 
ese  Verfügung  die  Juden  bezw.  Saracenen  inmitten  der 
ffistlichen  Gesellschaft  des  Mittelalters  isolieren,  sie  schon 
uTserlich  als  Ungläubige,  in  diese  Gesellschaft  nicht  Gehörige 
ennzeichnen  wollte,  deren  Umgang  gemieden  werden  soll. 
In  diesem  Zwecke  wurden  die  Juden  und  Saracenen  der 
dmnde  und  Verachtung  preisgegeben  und  unsäglichen 
Verfolgungen,  Chikanen  und  Leiden  ausgesetzt.  So  hatte 
er  Christocentricismus  des  Mittelalters  leider  auch  manche 
lit  der  humanen  Lehre  Christi  in  direktem  Widerspruch 
tehende  Konsequenzen.  Diese  Vorschrift  des  Fanatismus 
ind  der  Intoleranz  bleibt  ein  Makel  der  kirchlichen  Gesetz- 
ebung  für  alle  Zeiten,  der  nicht  gemindert,  sondern  eher 
rhöht  wird  durch  den  Umstand,  dafs  sie  nicht  originell, 
ODdem  aus  dem  Islam  entnommen  ist. 

Kleiderordnungen  (abgesehen  von  Vorschriften  über  die 
fracht  des  Klerus)  hatten  bereits  früher  Päpste  erlassen,  so 
Iregor  VIII.  1187^);  allein  diese  war  lediglich  gegen  be- 
timmte  leichtfertige  oder  prahlerische  Kleider  gerichtet  und 
)etraf  nur  Einzelne. 

Die  Bestimmung  des  Kanon  68  des  IV.  Lateranischen 
Konzils  entsprang  der  Initiative  Innocenz'  III.,  der  bereits 
m  Jahre  1204  verlangt  hatte,  dafs  die  Kleidung  der  Juden 
>eiderlei  Geschlechts  von  der  der  Christen  verschieden  sein 
olle  2). 

Sein  Nachfolger  Honorius  III.  fafste  das  Gebot  des 
'onzils  noch  mild  auf,  wenn  er  am  29.  April  1221  dem 
rzbischof  von  Bordeaux  und  dessen  Suffraganen  auftrug,  die 
ihren  Diöcesen  lebenden  Juden  zwar  zur  Anlegung  einer 
iterscheidenden  Tracht  zu  veranlassen,  aber  sie  hierbei 
:ht  allzusehr  zu  beunruhigen,  da  sie  ja  ohnehin  kenntlich 
en,  so  dafs  man  unwissend  sich  mit  ihnen  fleischlich  nicht 

Jj  Mansi,  Coli.  conc.  XXII  534. 

*)  Struvii,    Script,    rerum    German.   I    1097,   II   554;    Hurter, 
eh.  Papst  Innocenz  des  Dritten.    1834.    I  313—315. 
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Teniiis(  ben  Ivonne  (qu(»ci  ipnoraiiter  commisceri  noD  possint'). 
Von  den  nadifolgenden  Päpsten  erneuerten  Gregor  IX. 
unterm  4.  (ider  5.  März  123;^.  Alexander  IV.  unterm  3.  Sep- 
tember 1257.  Martin  V.  unterm  3.  Juni  1425  in  der  BuDe 
^Sodes  apost^»li(.a*'  und  Eugen  IV.  unterm  8.  Juni  und 
'J5.  (.Oktober  1432  ^i  da>  Gebot  des  Tragens  eines  besonder« 
Abzeichen?  an  der  Kleidung,  femer  Benedict  XIII.  untena 
11.  Mai  1415. 

Cbaralvteristisch  für  die  Ansichten  des  Mittelalters  be 
züglirh  der  .luden  ist .  dafs  gerade  diese  schmachTolle 
Institution  fast  im  ganzen  christlichen  Europa  von  der  welt- 
lichen Gesetzgebunc  teils  aus  Gehorsam  gegen  die  Kirche, 
teils  aus  finanziellem  Interesse .  um  die  Juden  als  leicht  er- 
ktnnbares  Steuerobjekt  zu  ülierwachen  und  auszubeutefl. 
n^ripiert  und  die  Aufsera chtlassung  der  Befolgung  mit 
M-hweren  Stmfen  Viodroht  wurde. 

10.  Die  .luden  «lürfen  nn  christlichen  Fasttagen  kein 
Vieisch  >erkaufen.  T>ie  Chiisten  sollen  von  ihnen  Fleisch 
und  andere  F.fswaren  nicht  kaufen. 

(Avicnon  1209:  4.  Narbonne  1227:  2,  Breslau  1267:  10. 
Wien  1207.  IS.» 

Nach  c.  :^^^  des  Konzils  von  Beziers  1246  und  c.  66  des 
Konzils  von  Albi  1250  dnvfttn  sie  Fleisch  in  den  Schlacht- 
bAuseni  dtT  Christ^'n  nicht  verkaufen. 

11.  Pif  .Inden  dürfen  nicht  überall  wohnen. 
Nach  den  Satzungen  der  Sj-nodeu  von  Breslau  1267:  li 
und  Valencia  13'^j^:  5  dürfen  sie  nur  in  eigenen  Judenvierteh» 
nach  <•.  12  der  t>>n4»dr  zu  Bourges  1276  nur  in  StAdten  odei 
j!rolVrn'n  Orten,  nach  c,  2;^  der  Synode  von  Ravenna  1311 
nur  m  (»rten  mit  S>nagogen.  nach  c-  12  der  Synode  voi 
Salamanta    1:1^5^5   in   keinem  Hause,    das  der  Kirche  gehör 

M  Kh\«hMu-  Aiui.  «a  n  V2\2\  N.  4S:  Potthast  6641;  r.  Kaumet 
<;r!*cli.  «i«r  Hi»hiiiJ't«nf«'ii  V  ÄV 

•1  KaxiiHliius  An«,  ftd  n  lÄ^,  N.  49;  Rodonberg,  Epi*t  XII 
S410C.  1  M:>:  Anvrax  .  lv<^gistro>  de  Grogoire  IX  ll?9Ö  X.  115S>,  165t 
L.".b,  \U\\u'  i\r>  v'\\\y\o>  juiv(^  1  116,  Bull  Rom  IV  71>:  St<»r 
ju  Ä.  o.  4:v 
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der  das  in  der  Nähe  des  Friedhofes  liegt,  wohnen.  Nach 
lern  Dekret  des  Konzils  von  Basel  vom  7.  September  1484 
K)llen  sie  von  den  Christen  getrennt  und  soviel  als  möglich 
entfernt  von  den  Kirchen  wohnen.    (Mansi  XXIX  98  flf.) 

12.  Christen  dürfen  bei  Juden  nicht  wohnen. 
(Narbonne    1050:  6,    Pont-Audemer  1279:  9,    Mainz 

1310:  123.) 

13.  Christen  dürfen  ihren  Hochzeiten,  Begräbnissen  und 
Festen  nicht  beiwohnen. 

(Wien  1267:  18,  Valladolid  1322:21,  Lavaur  1368: 113, 
Basel  1434 :  Sess.  XIX.) 

14.  Christen  dürfen  ihre  Güter  oder  Häuser  an  Juden 
nicht  verpachten  oder  vermieten,  Zölle,  Abgaben,  Mauten, 
Salinen  u.  A.  an  sie  nicht  übertragen. 

(Ofen  1279:  114,  L^czycz  1285:  34,  Bologna  1317:  14, 
Basel  1434:  Sess.  XIX.) 

15.  Juden  dürfen  Christen  nicht  anklagen  und  können 
nicht  Zeugen  gegen  Christen  sein. 

(Karthago  VII  419,  Decret.  Grat.  c.  1  C.  4  q.  1  §  1, 
e.  25C.  2  q.  7,  Chateau  -  Gontier  1231:  33.)  Dagegen  be- 
stimmte das  XI.  allgemeine  (III.  Lateran.-)Konzil  1179:  26, 
^fs  das  Zeugnis  der  Christen  gegen  Juden  angenommen 
werden  müsse*).  Alexander  IIL  hatte  schon  1175  bezüglich 
der  Zeugnisfrage  entschieden ,  dafs  es  keinem  Christen  und 
feinem  Juden  gestattet  sei,  nur  durch  das  Zeugnis  eines 
Einzigen  seinen  Rechtshandel  zum  Abschlufs  zu  bringen; 
^  seien  daher  bei  Rechtsstritten  zwischen  Christen  und 
Juden  nach  dem  Worte  des  Herrn  immer  zwei  Zeugen  not- 
wendig, qui  sint  probatae  vitae  et  tidelis  conversationis  ^). 

16.  Die  Juden  dürfen  neue  Synagogen  nicht  bauen,  da- 
gegen die  alten  behalten  und  ausbessern.  Diese  in  milderer 
?0Tm  dem  Codex  Theodosianus  entnommene  Vorschrift  er- 
euerte  Alexander  III.  in  einem  Schreiben  an  den  Erzbischof 
on  Bourges^). 

')  c.  21  X  2j  10  de  testibus  et  attestationibus. 

«)  Jaff^,  Regesta  pontif.  Rom.  u.  ad  a.  1198,  1885  ff.,  9039;  c.  23 

2,  20. 

»j  7  X  5,  6  de  Judaeis  etc.;  Jaff^  9331. 


(Kon^    von    Oxford    1222:    Wien    1267:   19;   Exeter 
1287:  -49.. 

17.    Kelche,  kirchliche  Kleider  und  andere  Gegenstindf 
Bücher.  Kreuze  i   <lürten  an  Juden  nicht  verkauft  oder  ao 
>ie  ver])ßiinler  wenlen. 

iLaviiur   1368:  S2.    >essio  XIX   des    Konzils  zu  Basel 
vom  7.  Sfptemi)er  1434/) 

1>.  Ju«ien  .lüften  nicht  Unterhändler  bei  Ehe- 
srhliersuiijzeii  ler  Chrisren  i  matrinioniorum  proxenetae),  öffient- 
iioh  auerkaante  Sensalen  oder  Vermittler  (mediatores)  bei 
\errni^en  sein  und  akademische  Grade  (gradus  quoscomqae 
s*h»»la:*ricos    erwerben. 

.Basel   1434:  <esi=i.  XIX. i 

I*^  Pit*  .I'hiHn  «lürt'en  mit  einfachen  Leuten  über  den 
]iar:]oi:sc!iHn  Giauivu  nicht  ilisputieren. 

20.  r-virrTT  .^ines  Christen  zum  Judentume  oder  RücK- 
v-.Mir  eirits  ^Hr;i:i:reii  luiieu  zu  seiner  früheren  Religion  i^^ 
'vie  ll•vr^^•»■MMJe  H.iresie  zu  behandeln. 

Maitj.:   :  V-:   125.' 

21.  l'»r  rilniuii  und  andere  gesien  das  Christentum 
-:ern'iirrr/   l':l..'!'.'r    <'\i\d   zu  konriszieren  und  zu  verbrennet»- 

\V=t;    Mt'ii    j:i^«Miirv    v..»rl^oten  Justinian  durch  die  >'•>" 
■f!!»'  \\i^    -vhl    i»    B.i<:i:ken    l  l  57)  den  Talmud;  nach  I^ 
^v.sit:    \ll    '^  II    i  i  •TTiii    'iw  li^tauften  Juden  keine  Büeh«^^ 
■  ser?    ^tl  !*   in    iir"^!i  H.iiistM-i    aufl>ewahren,  in  quibus  mal^ 
*<»u*:"i    *:i' :i!  C'ir'^r:   <t'!r:rur.     Diese  Bestimmung  des  wes^^ 
-:>ri-«'ii''j!   ' "•-'^•r.::«;i»'iit>   :iar:e  die   XII.  Svmxie   von  Toled^ 
''>1 :  '.'»    .  'm'!!.:!.     ^.;ir:i. t    uar    sich    <lie    kirchliche   Geseiz^^ 
jceiMiii-j:    mir    •{:*'<>  »•    t'ru"    airlu    mehr    Iwschäftigt.     Yxst 
irre'jrr  IX.    r^ri'«':'>   ,ni:"  »ir'Uiii   «ler  Berichte   eines  jüdischen 
tCoü\err:vn.  N-lv^'a-.is  Pi»ui:i  aus  l.n  Rochelle,  am  9.  Juni  1239 
ein  >cürM':vrj  jii  .jlle  Kr/i^is.'l^.'te  urnl  Bischöfe  in  Frankreich. 
m   wf^l.;;!»-!!:    .^:*    :'miji:i     'iT*;«''.    am    orsren   Sabbat     in    der 
:iaciKen  F.isri'ri.^H:\   m  um    iie  ludeü  zum  Mor:zeuj;nttes<lienst 
m  ihren  Svyi.u  nt^a  vef^aMiriir-r  ^-in  würden,  alle  Kxeniplare 
■ies    Tilnuiil    zu    !\«u^^z:'-Ten    'i-:l    d-Mi    Dominikanern    und 
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Franciskaneru  zu  übergeben.  Insbesondere  dem  Bischof  von 
Paris,  Wilhelm,  erteilte  er  den  Auftrag,  die  ihm  von  Nikolaus 
Donin  zu  überbringenden  gleichlautenden  apostolischen 
Schreiben,  sobald  er  es  für  zeitgemäfs  halte,  den  Erzbischöfen 
und  Königen  von  Frankreich,  England,  Aragonien,  Navarra, 
Kastilien-Leon  und  Portugal  zu  übersenden*).  Am  20.  Juni 
1234  ordnete  Gregor  IX.  an,  dafs  Bischof  Wilhelm  von  Paris 
und  die  Vorsteher  der  Dominikaner  und  Franciskaner  in 
den  genannten  Ländern  die  Juden  mit  Hilfe  des  brachium 
saecolare  zur  Herausgabe  ihrer  Bücher  zu  zwingen  und 
letztere,  wenn  sie  die  von  Donin  behaupteten  Irrtümer  ent- 
gelten, zu  verbrennen  haben.  Von  den  weltlichen  Herrschern 
scheint  nur  Louis  IX.  von  Frankreich  den  Befehlen  des 
Papstes  nachgekommen  zu  sein.  Er  liefs  den  Talmud  kon- 
fiszieren und  setzte  eine  Kommission  aus  Geistlichen  und 
Kabbinem  (R.  Jechiel  aus  Paris,  R.  Moses  aus  Coucy, 
R.  Jehuda  b.  David  aus  Melun  und  R.  Samuel  aus  Chftteau- 
Thierry)  zur  Prüfung  des  Talmud  ein  (Juni  1240).  Trotz 
der  Verteidigung  des  Talmud  durch  R.  Jechiel  wurde  die 
Vernichtung  der  abgelieferten  Exemplare  desselben  beschlossen, 
und  im  Juni  1242  in  Paris  die  öffentliche  Verbrennung  einer 
grofsen  Anzahl  von  Exemplaren  des  Talmud  und  ähnlicher 
Bücher  veranlafst  ^), 

Infolge    eines    Gesuches     der    französischen    Juden    an 
Innocenz  IV.  um  Belassung,  bezw.  Rückerstattung  des  Talmud 
ordnete  dieser  Papst  in  einem  Schreiben   an  den  Kardinal- 
legaten Odoin  Paris  die  nochmalige  Prüfung  desselben  an.   Auf 
^^nind  des  Berichtes  Odos  über  das  Ergebnis  der  zu  diesem 
Zwecke   eingesetzten  Kommission   richtete   Innocenz  IV.   an 
Louis  IX.  untenn  9.  Mai  1244  in  der   Bulle  „Impia  Judae- 
onim  perfidia"     das   Ersuchen,    den   Talmud   und   ähnliche 
Bücher   der   Juden    im    ganzen   Königreich    verbrennen    zu 
kssen^),  und   der  Legat  Odo   verbot  unterm  15.  Mai  1248, 

^)  Potthast,    Reg.   10759,    10760;    Echard   et    Qu^tif,    Script. 
ordin.  praedicatomm  I  128. 

2)  Graetz,  Gesch.  der  Juden  VII  103—107  und  N.  5. 

»)  Raynaldus  Ann.  eccl.  ad  a.  1244  ff.,  40—42 ;  Bull.  Pontif.  Rom. 
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wolle,  (lafs  die  erwähnten  Juden  auf  ungerechte  Weise 
handelt  werden,  so  verordne  er,  dafs  (die  Erzbischöfc 
Bischöfe)  sich  ihnen  günstig  und  gütig  erweisen,  wen 
finden,  dafs  die  Prälaten,  Adeligen  und  Machthaber  b 
lieh  des  Vorausgeschickten  gegen  die  Juden  ohne  C 
etwas  unternehmen,  den  gehörigen  Zustand  den  Ges 
gemäfs  wiederherstellen  und  nicht  gestatten,  dafs  sie  in 
kunft  wegen  dieser  und  ähnlicher  Anschuldigungen 
irgend  jemand  wider  Gebttlir  belästigt  werden  sowie 
sie  dergleichen  Belästiger  durch  kirchliche  Strafen, 
eine  Beschwerde  zuzulassen,  im  Zaume  halten  ^).  In  de 
stätigung  der  Bulle  „Sicut  Judaeis  non"  vom  25.  Sept< 
1253  in  der  Ausfertigung  an  den  Bischof  Hermann 
Würzburg  wiederholt  Innocenz  IV.  das  Verbot,  die  , 
zu  beschuldigen,  dafs  sie  bei  ihrem  Ritus  Menschenblu 
brauchen  („nee  etiam  aliquis  eis  obiiciat,  quod  in  rit 
humano  utantur  sanguine,  cum  tamen  in  veteri  testan 
praeceptum  est  eis,  ut  de  humano  sanguine  taceamus, 
quolibet  sanguine  non  utantur,  cum  apud  Fuldam  et  in 
bus  aliis  locis  propter  huius  modi  suspicionem  multi  J 
sint  occici,  quod  auctoritate  praesentium,  ne  deinde 
districtius  inliibemus)"  ^). 

In  gleicher  Weise,  wie  Innocenz  IV,  in  der  letztciti 
Bulle  vom  25.  September  1253,  sprachen  sich  auch  Greg 
unterm  7.  Oktober  1272,  Martin  V.  unterm  20.  Fe 
1422,  Nikolaus  V.  unterm  2.  November  1447  bei  Bestät 
der  Bulle  „Sicut  Judeis  non",  Paul  III.  in  der  Bulle  . 
Judaei"  vom  12.  Mai  1540  an  die  Bischöfe  in  Ungarn,  Bc 

1)  Rayoaldus  Annal.  eccl.  ad  a.  1247  N.  84,  Potthast  Reg.  ] 
Berger  a.  a.  0.  468  N.  3077;  Stern,  Beiträge  II  63,  N.  210 
Yienne  wurde  diese  Bulle  speciell  unterm  18.  Aug:u8t  ausge 
(Stern  N.  211). 

')  Diese  Bulle  wurde  dem  Judenprivilegium  Pfemvsl  Otto! 
von  Böhmen  vom  29.  März  1254  inseriert,  das  von  Karl  IV.  am  du 
tember  1856  bestätigt  wurde.  Vgl.  Röfsler,  Deutsche  Recht 
mäler  aus  Böhmen  und  Mähren.  1845,  I  172;  JireCek,  Code 
Boh.  1867,  I  184;  (^elakov»ky,  Cod.  dipl.  iuris  municip.  regni 
mime  1886,  9.  N.  4;  Stern,  N.  212. 
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und  Polen  und  Clemens  XIII.  (1788—1769)  in  den  Bullen 
vom  9.  Februar  1760  und  21.  März  1763  sehr  entschieden 
gegen  die  Blutbeschuldigung  der  Juden  aus*).  Rudolf  von 
Habsbarg  bestätigte  am  4.  Juli  1275  die  Bullen  Innocenz'  IV. 
vom  5.  Juli  1247  und  Gregors  X.  vom  7.  Juli  1274  mit  dem 
Beisatze:  Adjicimus,  ut  nulla  omnino  causa  dampnari  pos- 
üint  vel  debeant,  nisi  legitime  Judeorum  et  Christianorum 
testimonio  convincantur. 

Abgesehen  von  diesen  zu  Gunsten  der  Juden  erlassenen 
Bullen  enthält  die  kirchliche  Gesetzgebung  fast  ausnahmslos 
gegen  die  Juden  gerichtete  Satzungen  teils  präventiver,  teils 
repressiver  Natur. 

Dieselben  bestimmen  bezüglich  des  Verhältnisses  der- 
selben zu  den  Christen  und  dem  Christentume  folgendes: 

1.  Den  Christen  ist  nicht  erlaubt,  mit  Juden  zu  essen. 
(Synode  zu  Elvira  306:  50  zu  Laodicea  zw.  343  u.  381 :  37, 

38,  Agde  506:  40,  Epaon  517:  15,  III.  Synode  zu  Orleans 
538:  13,  zu  Macon  581:  15,  Conc.  Trullanum  692:  1,  zu 
Mainz  888:  7,  Narbonne  1050:  6,  Breslau  1267:  10,  Wien 
1267:18,  Exeter  1287:  49;  vgt.  auch  Ecberti  Archiepis- 
copi  Eboracensis  735-766  Excerptiones  A.  147) »): 

2.  Die  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  ist  verboten. 
(Synode  von  Elvira  306: 16,  Chalcedon  451  :  14,  II.  Orleans 

^^'\^  und    III.   Orleans  538:  13,   III.   Toledo   589:   14, 

')  Die  päpstlichen  Bullen  über  die  Blutbeschiildigung  1893,  1900. 
^•1^23;  Stern,  Urk.  Beiträge  1  5;  Stern  N.  :39;  Israel.  Monats- 
'^^rlft  1893,  N.  6;  Österr.  Wochenschrift  1889,  N.  19,  Bullen  30-36; 
Bollen  144—151.  Gregor  X.  bestätigte  auch  am  7.  Juli  1274  die  Bulle 
iMocenz'  IV.  ^Lacrimabilem"  vom  .5.  Juli  1247.  Potthast  20861; 
^evden,  Gesch.  der  Juden  in  Köln  1867.  8,  :357;  Ennen-Eckertz, 
Qaeilen  zur  Gesch.  der  Stadt  Köln  1867,  III  107. 

*)  Bezüglich  der   Quellen    für  diese  Übersicht  (Mansi,   Collectio 

concflionun,  Harduin,  Coli.  conc.  u.  a.)  vgl.  H  efole,  Konziliengeschichte 

1^55  ff.  (fortgesetzt  von   Kardinal  Hergenröther  9   Bde),   soweit  nicht 

die  im  folgenden  angegebenen  Ergänzungen  notwendig  waren.     Über 

die  ßreslauer  Synode  Hube,  Antiq.  constit.  syn.  provinc.  Gnesnensis. 

Petropoli  1856,  68—71. 
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IV.  Toledo  633:  63,  Szabolcs  1092:  10,  Tarragona  1239:  4. 
Liber  poenitent.  Theodori  archiep.  Cantuar.  (f  691)  c.  16*). 

Ehebruch  mit  einer  Jüdin  wird  mit  fttnfjfthriger  BuTse 
(Elvira  306:  78),  Unzuchtsvergehen  eines  Juden  mit  einer 
Christin  werden  mit  einer  Strafe  von  10  M.  für  den  Juden, 
mit  Auspeitschen  und  Verbannung  für  immer  für  die  Christin 
bedroht  (Breslau  1267:  14,  Wien  1267:  17). 

3.  Die  Juden  dürfen  keine  christlichen  Ammen,  Knechte, 
Mägde,  Sklaven,  Taglöhner  haben. 

(III.   Orleans   538:   13,    IV.  Orleans   541:  13,    Macon 
581:  16,   III.  Toledo  589:  14,  Rheims  624:  11,   IV.  Toledo 
633:  66,  Rouen  1074:  14,  Szabolcs  1092:  10,  Gran«)  1112: 
6,    XL    allgem.  [III.   Lateran.]   1179:  26  [c.  5,  7;  X  5,  6], 
Oxford  1222,  Narbonne  1227:  2,  Rouen  1231:  49,  Tarragona^ 
1239:  4,    Beziers   1246:  38,   Breslau  1267:  14,  Wien  1267  ::: 
16,  Exeter  1287:  49«),   Prag  1349:  50*),  Basel  1434:  Ses^, 
XIX  «).) 

4.  Die  Juden  müssen  den  Kirchenzehnt  entrichten. 
(Grerona  1078:  10,  XL  allgem.  [IIL  Lateran.]  1179:    26 

[c.  16  X  de  decimis  3,  30],  XII  [IV.  Lateran.]  KonzU  1215: 
67  [c.  18  X  de  usuris  5,  19],  Oxford  1222,  Noyon  1233:  !«• 
Breslau  1267:  14,  Wien  1267:  15,  Exeter  1287:  49.) 

Nach  den  Satzungen  der  Synoden  von  Narbonne  1227: 
4  und  Beziers  1246:  42  mufste  jede  jüdische  Familie  ^^ 
Ostern  dem  Ortspfarrer  6  Denare  entrichten. 

5.  Die  Juden  dürfen  keine  Ämter  bekleiden,  besonder^ 
keinen  öffentlichen  Äniteni  vorstehen. 

(Clennont  535:  9,  Macon  581:  13,  IIL  Toledo  589:  IC 

V.  Paris  614:  15,  Rheims  624:  11,  IV,  Toledo  633:  65,  VIII. 
Toledo  653:  11,  XII.  Toledo  681:  9,  Meaux  845:  73,  Pavia 


1)  Thorpe,  Ancient  laws  and  Institutes  of  England  1840,  28& 

•)  Nach  Peterffy,  Concil.  sacra  eccl.  rom.-cathol  in  regno  Him- 
gariae  ab  ao.  1016— 17H4.  Poson.  1741—42,  I  54,  fand  das  Grauer 
Konzil  1114,  nach  Katona,  Hist.  crit.  reg.  Hang.  1778  ff.  II  283  in 
Jahre  1112  statt. 

•)  Mansi  a.  a.  0.  XXIV  890. 

*)  Höfler,  Concil.  Prägen.  1862.    XXVIIL 

»)  Mansi  XXIX  98ff.:  Hefele  VII  589. 
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850:  20,  Rom  1078 *),  Avignon  1209:  2,  XII.  allgem.  [IV. 
Later.]  1215:  69  [c.  16  X  de  Judaeis  5,  6],  Narbonne  1227: 
2,  Ch&teau-Gontier  1231:  31,  Beziers  1246:  38,  Wien  1267: 
16,  Ofen  1279«):  114,  Exeter  128:49,  Valladolid  1322:  12, 
Prag  1349:  50  und  Basel  1434:  Sess.  XIX.) 

6.  Die  Christen  sollen  nicht  jüdische  Ärzte  beiziehen, 
^on  Juden  keine  Medikamente  nehmen,  nicht  die  ungesäuerten 
Brote  der  Juden  essen,  nicht  mit  ihnen  baden. 

(TruUanische  Synode  [Quinisexta]  692:  11,  Trier  1227. 
8,  11,  Beziers  1246:  43,  Albi  1255:  69,  Wien  1267:  19, 
Exeter  1287:  49,  Basel  1434:  Sess.  XIX.) 

7.  Die  Juden  dürfen  in  der  Charwoche  (besonders  in 
den  letzten  drei  Tagen  derselben)  nicht  öffentlich  erscheinen 
und  müssen  in  diesen  Tagen,  sowie  wenn  das  Altarsakra- 
ment  an  ihren  Häusern  vorbeigetragen  wird,  Fenster  und 
Thüren  schliefsen. 

(III.  Orleans  538:  30,  Macon  581:  14,  Meaux  845:  13, 
XII.  allgem.  [IV.  Later]  1215:  67,  |[c.  5  X,  5,  6],  Ronen 
^-23:  125,  Narbonne  1227:  3,  Beziers  1246:  41,  Fritzlar 
^259:8,  Breslau  1267:  12,  Wien  1267:  19,  Exeter  1287: 
^9,  Prag  1349:  50.) 

8.  Die  Juden  dürfen  an  Soim-  und  Festtagen  nicht 
öffentlich  arbeiten  oder  Handel  treiben. 

(Szabolcs  1092:  26,  Avignon  1209:  4,  Beziers  1246:  40, 
Valencia  1388:  6,  Basel  1434  [Dekret  vom  7.  September].) 

9.  Die  Juden  beiderlei  Geschlechts  müssen  von  den 
'^'^risten  sie  unterscheidende  Kleider  oder  ein  Uuterschei- 
^Qögszeichen  an  ihren  Kleidern  tragen. 

(XII.  allgem.  [IV.  Lateranensisches]  Konzil  1215:  68 
[c.  15  X.  5,  6  de  Judaeis],  Narbonne  1227:  8,  Rouen  1231: 

4!^,  Xoyoii    1233:  16,  Arles  |||^:   16,   Tarragona    1239:  4, 

5eziers  1246:  39,  Monteil  [Valence]  1248:  4,  Albi  1254:  64, 
ö5.  70,  Fritzlar   1259:  8,   Arles  1260:  8,  Breslau  1267:  13, 

')  Jaff^,  Monumenta  Gregoriana  1865,  331;  Mansi,  Coli.  conc. 
XX  508. 

-^  Hube  a.  a.  O.  159-161. 
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Wien  1267 :  15,  Pont- Audemer  1279 :  9,  Ofen  1279 :  13,  Exete 
1287:  49,  AschaflFenburg  1292:  18,  Mainz  1310:  122,  Ra 
venna  1311:  23,  Avignon  1326:  57,  Prag  1349:  50,  Salzburj 
1418:  33,  Basel  1434  [Dekret  vom  7.  September],  Bamben 
1451 1)  u.  a.) 

Der  für  die  Juden  so  folgenschwere  Beschlufs  de« 
Lateran.-Konzils  vom  Jahre  1215  c.  68  lautet: 

In  uonnullis  provinciis  a  Ghristianis  Judaeos  seu  Sarra- 
cenos  habitus  distinguit  diversitas;  sed  in  quibusdam  sie 
quaedam  inolet  confusio,  ut  nulla  differentia  discemantur. 
Inde  contingit  interdum,  quod  per  errorem  Christiani  Judae- 
orum  seu  Sarracenorum  et  Judaei  seu  Sarraceni  Christia 
norum  mulieribus  commiscentur.  Ne  igitur  tarn  danmata 
commixtionis  excessus  per  velamen  erroris  huiusmodi  ulte^ 
oris  excusationis  possint  habere  diffugium:  statuimus,  ^ 
tales  utriusque  sexus  in  omni  Christianorum  provincia 
omni  tempore  qualitate  habitus  publice  ab  aliis  populis  (3^^ 
tinguuntur,  quum  etiam  per  Moysen  hoc  ipsum  legatur  ^ 
iniunctum  *). 

Als  Grund  für  diese  die  Juden  tief  demütigende  kin^s 
liehe  Satzung  wird  daher  angegeben,  damit  nicht  aus  Irrt*« 
fleischliche  Vermischungen  zwischen  Juden  und  Christen  i^* 
zwischen  Christen  und  jüdischen  Frauen  vorkommen  könn^' 
Erwägt  man  jedoch,  dafs,  wie  aus  dem  Worte  „interduiu 
geschlossen  werden  mufs,  derartige  Vergehungen  nur  «u 
weilen  vorkamen,  und  vergleicht  man  die  im  Kanon  68  selbst 
angeführte  ratio  legis  dieser  grausamen  Vorschrift  mit  der 
im  Gegensatze  zu  der  römisch-christlichen  Gesetzgebung 
überaus  milden  Behandlung  des  eines  Unzuchtvergehens  mit 
einer  Christin  schuldig  befundenen  Juden  nach  den  Synodal- 
satzungen (vgl.  Konzil  von  Breslau  1267:  14  und  Wien  1267 
17),  so  gelangt  man  zu  der  Überzeugung,  dafs  der  in  den 
citierten   Kanon  angegebene  Grund   wohl  kaum  das  wahn 

»)  Hartz  heim,  Conc.  Genn.  V  410-413;  Schmitt,  Die  Bam 
berger  Synoden  84—88. 

*)  Vgl.  dazu  U.  Robert,  Etnde  histor.  et  arch.  snr  la  roue  de 
Juifs  (R^vue  des  ^tndes  juives  1883,  VI  81  flF.). 
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.QÜN  der  Dekretienuig  des  Kkäiamaxeoäxia  wkr.  ^lOföfn 

i9i^%  ^e  kirchliche   Gesetzgebaac  mmA  -ml  V.)r:c:ib^   iia- 

Mei  bereits    besprocbener  Tw^cbiifkn  i^  WJLjl    ixr\ii 

ü«se  Verfügung    die  Juden   bezv.  SstnoniML   -ni-T".ga    »^ 

ehn^Wcben  Gesellschaft  des  MineUIt«»^  ^KJerin.  K*r  i«!ä««a 

iiitserUcb  als  Ungläubige,  in  diese  G«seQ««h.fcfc  ij^is  •>rit:'r-r-r 

tonzeicbnen  wollte,  deren  Umeug  eentJM-f«  v-rira  <txl 

Zu  diesem  Zwecke  worden  die  Jo4r&  sr«i  T^^ruyr^i^tn   4rr 

Scküde  und    Veracbtong    preisgegeben    ^an    ^3:^.kgi:«r2*r!i 

Xerfolgungen ,  Chikanen   und  Leiden  acs^eüetn.    >>  i^nr- 

dei  ChriBtocentricismos  des  Mittelalter«  k'A^t  as^-th  !n.acch<e 

nüt  der  humanen   Lebre  Cbristi  in  direkteai  Wi^i^r^prscL 

stehende  Konsequenzen.     Diese  Vorsehrift   i^  Faiu-.5mii- 

und  der  Intoleranz  bleibt  ein  Makel  der  kirrfcli-^hrn  ij^-sctz- 

gebung  für  alle  Zeiten,   der  nicbt  geminden.  ^^ni^m  eher 

erhöht  wird  durch  den  Umstand,   dafs  ^ir  nicht   orlzinell. 

sondern  aus  dem  Islam  entnommen  ist. 

Kleiderordnungen  (abgesehen  von  Vorschriften  tkb^r  die 
Tracht  des  Klerus)  hatten  bereits  früher  Pa^pste  t-rlas?en.  m» 
ör^orVIII.  1187»);  aUein  diese  war  lediglich  srcen  be- 
^immte  leichtfertige  oder  prahlerische  Kleider  gerichtet  und 
^traf  nur  Einzelne. 

ßie  Bestimmung  des  Kanon  68  des  IV.  L^iteräLi-ch^L 
Konzils  entsprang  der  Initiative  loDOcenz"  III..  lirr  r-^reits 
^ffl  Jahre  1204  verlangt  hatte,  dai's  die  KleiduDg  der  Juden 
teiderlei  Geschlechts  von  der  der  Christen  v^rsohieiieu  ^ein 
solle  2). 

Sein  Nachfolger   Honorius  III.    faiste    da-  «ielnit    des 

Konzils  noch   mild  auf,   wenn  er  am   29.    Ai»ril    1221    dem 

Krzbischof  von  Bordeaux  und  dessen  Sutfraiianen  auftrug,  die 

in  ihren  Diöcesen  lebenden  Juden  zwar  zur  Anlegung  einer 

unterscheidenden   Tracht  zu   veranlassen ,    al>er    sie   hierbei 

nicht  allzusehr  zu  beunruhigen,  da  sie  ja  ohnehin  kenntlich 

seien,  so  dafs  man  unwissend  sich  mit  ihnen  tieischlich  nicht 

Vj  Mansi,  Coli.  conc.  XXII  534. 

-)  S  t  r  u  V  i  i ,    Script,    rerum    German.    I    1097 ,   II    554 ;    1 1  u  r  t  o  r , 
Gesch.  Papst  Innocenz  des  Dritten.    1834.    I  313—315. 
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Terinischen  könne  (quod  ignoranter  commisceri  non  possint ' 
Von  den  nachfolgenden  Päpsten  erneuerten  Gregor  U 
unterm  4.  oder  5.  März  1233,  Alexander  IV.  unterm  3.  Sej) 
tember  1257,  Martin  V.  unterm  3.  Juni  1425  in  der  BuU 
„Sedes  apostolica"  und  Eugen  IV.  unterm  8.  Juni  uäI 
25.  Oktober  1432^)  das  Gebot  des  Tragens  eines  besonderen 
Abzeichens  an  der  Kleidung,  ferner  Benedict  XIII.  antens 
11.  Mai  1415. 

Charakteristisch  für  die  Ansichten  des  Mittelalters  be- 
züglich der  Juden  ist.  dafs  gerade  diese  schmachTolle 
Institution  fast  im  ganzen  christlichen  Europa  von  der  welt- 
lichen Gesetzgebung  teils  aus  Gehorsam  gegen  die  Kirche, 
teils  aus  finanziellem  Interesse .  um  die  Juden  als  leicht  er- 
krnnbares  Steuerobjekt  zu  überwachen  und  auszubeuteo 
recipiert  und  die  Aufserachtlassung  der  Befolgung  uoi 
schweren  Strafen  bedroht  wurde. 

10.  Die  Juden  dürfen  an  christlichen  Fasttagen  k^^ 
Fleisch  verkaufen.  Die  Christen  sollen  von  ihnen  Fleis* 
und  andere  Efswaren  nicht  kaufen. 

(Avignon  1209:  4,  Narlionue  1227:  2,  Breslau  1267:  1^ 
Wien  12G7,  18.) 

Nach  c.  38  des  Konzils  von  Beziers  1246  und  c.  66  d^ 
Konzils  von  Albi  1259  durften  sie  Fleisch  in  den  SchlaclH 
liäusem  der  Christen  nicht  verkaufen. 

11.  Die  Juden  dürfen  nicht  überall  wohnen. 

Nach  den  Satzungen  der  Synoden  von  Breslau  1267:  \i 
und  Palencia  13:38:  5  dürfen  sie  nur  in  eigenen  Judenviertehi 
nach  c.  12  der  Synode  zu  Bourges  1276  nur  in  Städten  ode 
gröfseren  Orten,  nach  c.  23  der  Synode  von  Kavenna  131 
nur  in  Orten  mit  Synagogen,  nach  c-  12  der  Synode  ?o 
Salamanca   1335  in  keinem  Hause,   das  der  Kirche  gehöi 


1)  Raviialdus  Ann.  ad  a.  1221  N.  48:  Potthast  6641;  v.  Kaume 
Gesch.  der  Hohenstaufen  V  2Sb. 

')  Raynaldas  Ann.  ad  a.  1233,  N.  49:  Rodonberg,  Epist.  X] 
saec  I  515:  Auvray,  R^gistres  de  Gregoire  IX  1890  N.  1159.  165 
Lob,  R^vue  des  ^tudes  juives  I  116,  BulL  Rom  iV  718;  Stei 
a.  a.  O.  45. 
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ler  das  in  der  Nähe  des  Friedhofes  liegt,  wohnen.  Nach 
ftm  Dekret  des  Konzils  von  Basel  vom  7.  September  1434 
»ollen  sie  von  den  Christen  getrennt  und  soviel  als  möglich 
^Tilfemt  von  den  Kirchen  wohnen.    (Mansi  XXIX  98  S.) 

12.  Christen  dürfen  bei  Juden  nicht  wohnen. 
(Narbonne    1050:  6,    Pont-Audemer   1279:  9,    Mainz 

1310:  123.) 

13.  Christen  dürfen  ihren  Hochzeiten,  Begräbnissen  und 
Festen  nicht  beiwohnen. 

(Wien  1267:  18,  Valladolid  1322:  21,  Lavaur  1368: 113, 
Basel  1434 :  Sess.  XIX.) 

14.  Christen  dürfen  ihre  Güter  oder  Häuser  an  Juden 
\    nicht  verpachten  oder  vermieten,  Zölle,   Abgaben,   Mauten, 

Salinen  u.  A.  an  sie  nicht  übertragen. 

(Ofen  1279:  114,   Uczycz  1285:  34,  Bologna  1317:  14, 
1434:  Sess.  XIX.) 

15.  Juden  dürfen  Christen  nicht  anklagen  und  können 
nicht  Zeugen  gegen  Christen  sein. 

(Karthago  VII  419,  Decret.  Grat.  c.  1  C.  4  q.  1  §  1, 
^•25  C.  2  q.  7,  Chateau  -  Gontier  1231:  33.)  Dagegen  be- 
stimmte das  XL  allgemeine  (III.  Lateran.-)Konzil  1179:  26, 
^fs  das  Zeugnis  der  Christen  gegen  Juden  angenommen 
werden  müsset.  Alexander  III.  hatte  schon  1175  bezüglich 
der  Zeugnisfrage  entschieden ,  dafs  es  keinem  Christen  und 
deinem  Juden  gestattet  sei ,  nur  durch  das  Zeugnis  eines 
Einzigen  seinen  Rechtshandel  zum  Abschlufs  zu  bringen; 
^'^  seien  daher  bei  Rechtsstritten  zwischen  Christen  und 
Juden  nach  dem  Worte  des  Herrn  immer  zwei  Zeugen  not- 
wendig, qui  sint  probatae  vitae  et  fidelis  conversationis  ^). 

16.  Die  Juden  dürfen  neue  Synagogen  nicht  bauen,  da- 
gegen die  alten  behalten  und  ausbessern.    Diese  in  milderer 
Form  dem  Codex  Theodosianus  entnommene  Vorschrift  er- 
neuerte Alexander  III.  in  einem  Schreiben  an  den  Erzbischof 
von  Bourges^). 

')  c  21  X  2,  10  de  testibus  et  attestationibus. 
«)  Jaff^,  Regesta  pontif.  Rom.  u.  ad  a.  1198,  1885  ff.,  9039;  c.  23 
X  2,  20. 

8)  7  X  5,  6  de  Judaeis  etc.;  Jaff6  9331. 
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Franciskanern  zu  übergeben.    Insbesondere  dem  Bischof  von 
Paris,  Wilhelm,  erteilte  er  den  Auftrag,  die  ihm  von  Nikolaus 
Donin    zu     überbringenden     gleichlautenden    apostolischen 
Sehreiben,  sobald  er  es  für  zeitgemäfs  halte,  den  Erzbischöfen 
UBd  Königen  von  Frankreich,  England,  Aragonien,  Navarra, 
Xastilien-Leon  und  Portugal  zu  übersenden^).    Am  20.  Juni 
1234  ordnete  Gregor  IX.  an,  dafs  Bischof  Wilhelm  von  Paris 
die  Vorsteher  der  Dominikaner  und  Franciskaner  in 
genannten  Ländern  die  Juden  mit  Hilfe  des  brachium 
tteealare    zur   Herausgabe   ihrer   Bücher   zu   zwingen    und 
letztere,  wenn  sie  die  von  Donin  behaupteten  Irrtümer  ent- 
gelten, zu  verbrennen  haben.    Von  den  weltlichen  Herrschern 
scheint  nur   Louis  IX.   von  Frankreich   den   Befehlen   des 
Papstes  nachgekommen  zu  sein.    Er  liefs  den  Talmud  kon- 
fiszieren und   setzte  eine  Kommission  aus  Geistlichen  und 
Rabbinern    (R.  Jechiel    aus    Paris ,    R.  Moses    aus    Coucy, 
B.  Jehuda  b.  David  aus  Melun  und  R.  Samuel  aus  Chäteau- 
Thierry)  zur  Prüfung  des  Talmud   ein  (Juni  1240).     Trotz 
der  Verteidigung  des  Talmud  durch  R.  Jechiel  wurde  die 
Vernichtung  der  abgelieferten  Exemplare  desselben  beschlossen, 
^d  im  Juni  1242  in  Paris  die  öffentliche  Verbrennung  einer 
gi'orsen  Anzahl  von  Exemplaren  des  Talmud  und  ähnlicher 
Bücher  veranlafst  *). 

Infolge  eines  Gesuches  der  französischen  Juden  an 
iDDocenz  IV.  um  Belassung,  bezw.  Rückerstattung  des  Talmud 
ordnete  dieser  Papst  in  einem  Schreiben  an  den  Kardinal- 
legaten Odoin  Paris  die  nochmalige  Prüfung  desselben  an.  Auf 
Grund  des  Berichtes  Odos  über  das  Ergebnis  der  zu  diesem 
Zwecke  eingesetzten  Kommission  richtete  Innocenz  IV.  an 
Louis  IX.  unterm  9.  Mai  1244  in  der  Bulle  „Impia  Judae- 
orum  perfidia"  das  Ersuchen,  den  Talmud  und  ähnliche 
Bücher  der  Juden  im  ganzen  Königreich  verbrennen  zu 
lassen^),  und   der  Legat  Odo   verbot  unterm  15.  Mai  1248, 

')  Potthast,    Reg.   10759,    10760;    Echard    et    Qu^tif,    Script. 
OTdiit  praedicatorum  I  128. 

*)  Graetz,  Gesch.  der  Juden  VII  103—107  und  N.  5. 

')  Raynaldus  Ann.  eccl.  ad  a.  1244  «F.,  40—42 ;  Bull.  Pontif.  Rom. 


-    48     - 

den  Juden  den  Talmud  herauszugeben  ^).  Louis  IX.  ordne 
hierauf  im  G.  32  der  Ordonnance  pour  la  r^formation  d 
moeurs  im  Dezember  1254  an:  Judei  cessent  ab  usuris 
blasphemiis,  sortilegiis  et  caracteribus  et  tarn  talib 
(Talemus,  Talmud)  quam  alii  libri,  in  quibus  inveniont 
blasphemiae,  comburantur.  et  Judei,  qui  hoc  servare  noluerii 
expellantur  et  transgressores  legitime  puniantur').  De 
Konzil  zu  Beziers  1255  teilte  der  König  mit,  dafs  er  d 
Verbrennung  aller  Exemplare  des  Talmud  angeordnet  habe 

Clemens  IV.  (1265—1268)  forderte  infolge  der  Denn 
ciationen  des  jüdischen  Konvertiten,  des  Dominikaners  Ff 
Pablo  Christiane,  unterm  15.  Juli  1267  den  König  Jayi 
(Jakob)  I.  von  Aragonien  (1213—1276)  auf,  den  Talmud  d 
allen  seinen  Ergänzungen  zu  konfiszieren  und  an  den  Ei 
bischof  Benedict  von  Tarragona  und  dessen  Suifragane  « 
liefern  zu  lassen.  Der  König  setzte  eine  Kommission  z 
Prüfung  des  Talmud  ein;  doch  scheint  keine  Verbrennu 
desselben  angeordnet  worden  zu  sein ,  da  ein  Mitglied  i 
Kommission,  der  gelehrte  Raymund  Martin,  erklärt  hat 
dafs  manche  Stellen  im  Talmud  Zeugnis  für  die  Wahrb 
des  Christentums  ablegen*). 

Honorius  IV.  (1285  —  1287)  eiferte  in  der  Bulle  v< 
30  November  1286  an  die  Erzbisehöfe  von  Ganterbury  u 
York   und  ihre  SuflFragane   u.  a.  auch  gegen  den  Talmud 

Johann  XXII.  (1316-1334)  mahnte  in  der  Bulle  v 
4.  September  1320  an  die  Erzbischöfe  von  Bourges  « 
Toulouse  und  deren  SuflFragane ,  sowie  an  den  Bischof  ^ 

Edit.  Tannn  III  508  N.  4,  Potthast,  11376;  Berger,  R^tresd'Ii 
Cent  IV  N.  682. 

» I  Acta  SS.  V  :^6,  387. 

*)  Lauriöre,  Ord.  des  rois  de  France  l  75. 

3)  Mansi,  Coli.  conc.  XXIII  876;  Schölten,  Oesch.  Ludwig 
des  Heiligen,  11  16  flF.,  25  ff. 

*)  Kaynaldus,  Annal.  eccl.   ad  a.  1266  N.  29,  33;  ad  a. 
X.  25;  Potthast  20081,  20082;  Graetz  VII  135 ff. 

^)  Raynaldus  a.  a.  O.  ad  a.  1286  N.  25—27:  Potthast  22 
Prou,  Reg.  Honorii    IV  N.   809;  Posse,    Analecta  Vatic  N.  J 
p.  115. 
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P&fis  unter  BerufuDg  auf  die  citierten  Bullen  Clemens'  IV. 
und  Honorius'  IV.  und  das  Dekret  des  päpstlichen  Legaten 
Odo  vom  15.  Mai  1248  zum  Einschreiten  gegen  den  Talmud  *). 
Von  späteren  Päpsten  verbot  besonders  der  Gegenpapst 
Benedict  XIII.  (Petrus  de  Luna)  in  der  Bulle  vom  11.  Mai 
1415  den  Talmud. 

22.  Den  Juden  ist  verboten,  ihre  zum  Christentum  tiber- 
getretenen Glaubensgenossen  zu  enterben. 

(XL  allgem.  [III.  Lateran.]-Konzil  1179:  26  [c.  5  X  5,6 
deJudaeis  etc.];  Mandat  Johann  XXII.  vom  19.  Juli  1320, 
hetreffend  die  Juden  in  den  päpstlichen  Gebieten^).) 

23.  Sie  durften  christliche  Kirchen  nicht  betreten  und 
ihre  Schätze  in  denselben  zur  Sicherung  gegen  Baub  nicht 
aufbewahren. 

(Konzil  von  Oxford  1222  und  Worcester  1240»).) 
Nebst  diesen  auf  der  Verschiedenheit  der  Konfession 
beruhenden  Satzungen  erliefs  die  Kirche  auch  Vorschriften 
gegen  eventuelle  wirtschaftliche  Schädigungen  der  Christen 
seitens  der  Juden,  so  besonders  Verbote  gegen  Wucher  tiber- 
hiupt  und  gegen  tibermäfsigen  Wucher  (Bulle  Eugens  III. 
vom  1.  Dezember  1145  [c.  12,  13  X  de  usuris  5,  19],  das 
Konzil  von  Avignon  1209:  4,  das  XII.  allgem.  Konzil  1215: 
ö' [C'  18  X  de  usuris  5,  19],  die  Synoden  von  Narbonne 
^227:2,  B^ziers  1246:  37  u.  a.).  Die  übrigen  kirchlichen 
Gesetze  titer  Wucher  werden  später  im  Zusammenhang  mit 
^^r  staatlichen  Gesetzgebung  über  Wucher  und  Zinsfufs  be- 
handelt werden. 

Wie  das  Konzil  von  Basel  in  dem  wiederholt  citierten, 
m  der  XIX.  Sitzung  beschlossenen  Dekrete  vom  7.  Septem- 
^^UU,  so  republizierten  Eugen  IV.  (1431  —  1447)  am 
^'  August  1442,  Nikolaus  V.  (1447—1455)  am  1.  März  1451 
^»d  Calixtus  III.  (1455-1458)  am  28.  Mai  1456  alle  kirch- 

')Raynaldus  ad  a.  1320  N.  24  ff.;  Jost,  Gesch.  der  Juden  VI 
^';  Jhe  english  historical  Review  III  1891,  372. 
'  2  Extravag.  commun.  5,  2. 
'^Mansi,  Coli.  conc.  XXII  1172. 
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liehen  SatzuDgen  gegen  die  Juden  und  erklärten  alle  ihnei 
von  Päpsten  oder  wem  immer  verliehenen  PrivilegieiL 
Exemtionen  und  Immunitäten  fOr  ungültig^). 

VI II.  Einflnrs  der  rSmiseh-ehristliehen  nnd  der  kirehh'ckei 
JndeniresetEgebnng   anf  die   staatliehe   Jodemjcesetifrebi^ 

des  Mittelalters. 

Wie  bereits  oben  angedeutet,  wurde  die  kirchliebe 
Judengesetzgebung  von  der  staatlichen  Judengesetzgebaf 
l>eson<1ers  in  Kastilien ,  England ,  Frankreieh ,  Portogil. 
Sicilion  seit  dem  13.  Jahrhundert,  in  Ungarn  bereits  ii 
11.  Jahrhundert  in  mehrfachen  Beziehungen  recipiert  Aiek 
die  römisch  -  christliche  Judengesetzgebung  blieb  auf  nele 
diestM-  .ludengosetze  nicht  ohne  Einflufs.  i 

1 .    Kastilien. 

I>as  \on  Fenlinand  III.  dem  Heiligen  (1230— 1252)  be 
^tnuiono    und    von    Alfons    X.    dem    Weisen    (1252—1282) 
\olloiuloto  (iosot7buch   Siete  partidas  (el  setenario),  disti 
k\w  Stt  lle  ilor  vielfach  sich  widersprechenden  Fueros  aof  des  \ 
römisclu  n  und  kanonischen  Rechte  benihende  Nonnen  eil- 
tahvte.  aber  ei>>t  auf  dem  Reichstage  zu  Alcalä  de  Henitc* 
l:US  i;est^t/e>kraft  erlangte,  steht  bezüglich  der  Juden  voll- 
>länilii:  auf  dem  Roden  der  romisch-christlichen  und  kanosi- 
>eht  u  itesetycebun4i.     Die  Partida  VII,  Tit.  24  de  los  Jutos 
enthielt    toljrende  diesem  Stj^ndpunkte  entsprechende  Bestim- 
mungen : 

L.  1.  Sie  >vdlten  zur  ewigen  Knechtschaft  (cativerio 
\M\Vi\  >untnuv»  \enirteilt  s<Mn  zur  Erinnerung,  dafs  sie  voi 
dou  Kivu/icern  Christi  abstAumien.  Das  Predigen  des  Juden- 
tu\uN  und  ProM^liteumachen  Mnd  bei  Todesstrafe  verboten. 

l.e>  2.    P)e  .luden    dürlen    sich   am   Charfreitag  nichl 

M  KiiM>Miau>.  Amml  »a  A.  144^  N.  1^  1451  N.  5.  1456  N.  67 
liulUt  Koni  Ktiii  Tai:!  V  ST.  1:?7:  RftTfirr,  Kikolans  V.  und  d» 
A\uU\\  viti  Noviu^  Anh    f.  kuth.  Kirchonrpcht  5S.  S.  212 ff.). 


~    51    — 

entlieh    zeigen.    Wer  ein  Ghristenkind  oder  eine  Wachs- 
ar am  Charfreitag  kreuzigt,  wird  mit  dem  Tode  bestraft. 
L.  3.    Die  Juden  sind  von  allen  Ehren  und  öffentlichen 
ntem  ausgeschlossen. 

L.  8.  Juden  und  Christen  dürfen  nicht  zusammen 
ohnen,  speisen  oder  baden.  Kein  Christ  soll  von  der  Hand 
ines  Juden  bereitete  Arzneien  nehmen. 

L.  9.  Fleischliche  Vermischungen  mit  Christen  sind 
verboten. 

L.  11.  Der  Bau  neuer  Synagogen  und  das  Halten  christ- 
licher Dienstboten  ist  nicht  gestattet.  Sie  mufsten  an  der 
Kopfbedeckung  bei  Strafe  von  10  Maravedis,  eventuell  im 
Me  der  Zahlungsunfähigkeit  von  10  Geifselhieben  ein  be- 
sonderes Abzeichen  tragen.  Dagegen  wurden  nach  Part.  VII. 
tit.  24,  1.  4 — 6  ihre  Synagogen  vor  Gewalt  und  Schändung 
geschützt,  und  ihre  zwangsweise  Taufe  sowie  die  Citation 
vor  Gericht  an  ihren  Sabbaten  und  Feiertagen  waren  ver- 
boten *  j. 

Das  Fuero  Real  de  Rey  Don  Alfonso  el  Sabio  1.  IV 
tit  2  de  los  Judios  verbietet  in  ley  1  den  Besitz  des  Talmud 
^U  anderer  gegen  den  christlichen  Glauben  gerichteter 
Bficher,  und  in  ley  2  die  Verleitung  eines  Christen  zum 
Übertritt  zum  Judentum  oder  die  Beschneidung  eines  Christen 
tei  Todesstrafe  und  Verlust  des  Vermögens,  gebietet  aber 
in  J.  7  die  Heilighaltung  des  Sabbat  und  anderer  jüdischer 
Feste  2). 

Das  im  Namen  des  minderjährigen  Juan  II.  erlassene 
;dikt  vom  12.  Januar  1412®)  wies  ihnen  eigene  Quartiere 
^uderias)   an,    die   mit  Mauern  umgeben  sein   und  nur  ein 


'}  Ley  es  de  las  Partidas  1758,  VIII  Vol.  Las  siete  partidas  de 
r  Don  Alfonso  el  Sabio  contejadas  con  varios  Codices  antiguos  por 
real  Academia  de  la  historia.  Madrid  1807,  III  Vol.,  III  669—675. 
guere  Ausgabe,  Paris  1847  in  5  Vol.) 

«)  Opusculos  legales  del  Hey  Don  Alfonso  el  Sabio.    Madrid  1836. 

118. 

»)  Alfonso  de  Spina,  Fortalitium  fidei  III  p.  936;  Amador  de  los 
OS,  Historia  etc.  II  618,  N.  XIX. 

4* 
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Wien  1267:  15,  Pont-Audemer  1279:  9,  Ofen  1279:  13,  Exel 
1287:  49,  AschaflFenburg  1292:  18,  Mainz  1310:  122,  B 
venna  1311:  23,  Avignon  1326:  57,  Prag  1349:  50,  Salzbu 
1418:  33,  Basel  1434  [Dekret  vom  7.  September],  Bambei 
1451 1)  u.  a.) 

Der  für  die  Juden  so  folgenschwere  Beschlufs  d< 
Lateran.-Konzils  vom  Jahre  1215  c.  68  lautet: 

In  nonnullis  provinciis  a  Ghristianis  Judaeos  seu  Sam 
cenos    habitus   distinguit   diversitas;  sed  in  quibusdam  s 
quaedam  inolet  confusio,  ut  nulla  differentia  discemanti: 
Inde  contingit  interdum,  quod  per  errorem  Christiani  Jads 
orum  seu   Sarracenorum  et  Judaei   seu  Sarraceni  Christ.: 
norum  mulieribus  commiscentur.    Ne  igitur  tam  danma^ 
commixtionis  excessus  per  velamen  erroris  huiusmodi  ulte 
oris    excusationis   possint   habere   diffugium:   statuimos, 
tales  utriusque  sexus  in  omni  Christianorum   pro\incia 
omni  tempore  qualitate  habitus  publice  ab  aliis  populis  (3 
tinguuntur,  quum  etiam  per  Moysen  hoc  ipsum  legatur 
iniunctum  ^). 

Als  Grund  für  diese  die  Juden  tief  demütigende  kini 
liehe  Satzung  wird  daher  angegeben,  damit  nicht  aus  Irrt^ 
fleischliche  Vermischungen  zwischen  Juden  und  Christen  XM 
zwischen  Christen  und  jüdischen  Frauen  vorkommen  könn< 
Erwägt  man  jedoch,  dafs,  wie  aus  dem  Worte  „interdoü 
geschlossen  werden  mufs,  derartige  Vergehungen  nur  z 
weilen  vorkamen,  und  vergleicht  man  die  im  Kanon  68  seih 
angeführte  ratio  legis  dieser  grausamen  Vorschrift  mit  de 
im  Gegensatze  zu  der  römisch-christlichen  Gesetzgebun 
überaus  milden  Behandlung  des  eines  Unzuchtvergehens  m 
einer  Christin  schuldig  befundenen  Juden  nach  den  Synoda 
Satzungen  (vgl.  Konzil  von  Breslau  1267:  14  und  Wien  1261 
17),  so  gelangt  man  zu  der  Überzeugung,  dafs  der  in  de 
citierten   Kanon  angegebene  Grund   wohl  kaum  das   wah 

^)  Hartzheim,  Conc.  Genn.  V  410-413;  Schmitt,  Die  Bai 
berger  Synoden  84—88. 

')  Vgl.  dazu  U.  Bobert,  Etnde  histor.  et  arch.  sur  la  roue  d 
Juife  (R^vue  des  ^tndes  juives  1883,  VI  81  ff.). 
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Motiv  der  Dekretierung  des  Kleideninterschiedes  war,  sondern 
dafe  die  kirchliche  Gesetzgebung  nach  dem  Vorbilde  ähn- 
licher  bereits  besprochener  Vorschriften  des  Islam  durch 
diese  Verfügung  die  Juden  bezw.  Saracenen  inmitten  der 
christlichen  Gesellschaft  des  Mittelalters  isolieren,  sie  schon 
äufserlich  als  Ungläubige,  in  diese  Gesellschaft  nicht  Gehörige 
kennzeichnen  wollte,  deren  Umgang  gemieden  werden  soll. 
Zu  diesem  Zwecke  wurden  die  Juden  und  Saracenen  der 
Schande  und  Verachtung  preisgegeben  und  unsäglichen 
Verfolgungen,  Ghikanen  und  Leiden  ausgesetzt.  So  hatte 
der  Christocentricismus  des  Mittelalters  leider  auch  manche 
mit  der  humanen  Lehre  Christi  in  direktem  Widerspruch 
stehende  Konsequenzen.  Diese  Vorschrift  des  Fanatismus 
und  der  Intoleranz  bleibt  ein  Makel  der  kirchlichen  Gesetz- 
gebung für  alle  Zeiten,  der  nicht  gemindert,  sondern  eher 
erhöht  wird  durch  den  Umstand,  dafs  sie  nicht  originell, 
sondern  aus  dem  Islam  entnommen  ist. 

Kleiderordnungen  (abgesehen  von  Vorschriften  über  die 
Tracht  des  Klerus)  hatten  bereits  früher  Piepste  erlassen,  so 
öregor  VIII.  1187*);  allein  diese  war  lediglich  gegen  be- 
stimmte leichtfertige  oder  prahlerische  Kleider  gerichtet  und 
^traf  nur  Einzelne. 

Die  Bestimmung  des  Kanon  68  des  IV.  Lateranischen 
Konzils  entsprang  der  Initiative  Innocenz'  III.,  der  bereits 
iffl  Jahre  1204  verlangt  hatte,  dafs  die  Kleidung  der  Juden 

beiderlei  Geschlechts  von  der  der  Christen  verschieden  sein 

solle  2). 

Sein  Nachfolger  Honorius  III.  fafste  das  Gebot  des 
Konzils  noch  mild  auf,  wenn  er  am  29.  April  1221  dem 
Krzbischof  von  Bordeaux  und  dessen  Sutfraganen  auftrug,  die 
ifl  ihren  Diöcesen  lebenden  Juden  zwar  zur  Anlegung  einer 
unterscheidenden  Tracht  zu  veranlassen,  aber  sie  hierbei 
nicht  allzusehr  zu  beunruhigen,  da  sie  ja  ohnehin  kenntlich 
seien,  so  dafs  man  unwissend  sich  mit  ihnen  fleischlich  nicht 


»)  Mansi,  Coli.  conc.  XXII  534. 

*)  Struvii,    Script,    renim    German.    I   1097,   II    554;   Hurter, 
Gesch.  Papst  Innocenz  des  Dritten.    1834.    I  313—315. 
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vermischen  könne  (quod  ignoranter  commisceri  non  possint  ')- 
Von    den    nachfolgenden    Päpsten    emeuerteo    Gregor   IX. 
unterm  4.  oder  5.  März  1233,  Alexander  IV.  unterm  3.  Sep- 
tember 1257,   Martin  V.  unterm  3.  Juni  1425  in  der  Bulle 
„Sedes    apostolica"    und    Eugen   IV.    unterm   8.  Juni   und 
25.  Oktober  1432^)  das  Gebot  des  Tragens  eines  besonderen 
Abzeichens  an  der  Kleidung,  ferner  Benedict  XIII.  untenD 
11.  Mai  1415. 

Charakteristisch  für  die  Ansichten  des  Mittelalters  be- 
züglich   der   Juden    ist,    dafs    gerade    diese    schmachYoQe 
Institution  fast  im  ganzen  christlichen  Europa  von  der  wett- 
lichen Gesetzgebung  teils  aus  Gehorsam  gegen  die  Kircbc, 
teils  aus  finanziellem  Interesse,  um  die  Juden  als  leicht  er- 
kennbares Steuerobjekt    zu    überwachen    und    auszubeuten, 
recipiert     und    die    Aufserachtlassung    der    Befolgung    fOiiX 
schweren  Strafen  bedroht  wurde. 

10.  Die  Juden  dürfen  an  christlichen  Fasttagen  k«i* 
Fleisch  verkaufen.  Die  Christen  sollen  von  ihnen  Fleisch 
und  andere  Efswaren  nicht  kaufen. 

(Avignon  1209:  4,  Narbonue  1227:  2,  Breslau  1267:  !<*• 
Wien  12G7,  18.) 

Nach  c.  38  des  Konzils  von  Beziers  1246  und  c.  66  d^ 
Konzils  von  Albi  1259  durften  sie  Fleisch  in  den  Schlach*' 
hftusern  der  Christen  nicht  verkaufen. 

11.  Die  Juden  dürfen  nicht  überall  wohnen. 

Nach  den  Satzungen  der  Synoden  von  Breslau  1267:  1^ 
und  Palencia  1338:  5  dürfen  sie  nur  in  eigenen  Judenviertebu 
nach  c.  12  der  Synode  zu  Bourges  1276  nur  in  Städten  oder 
gröfseren  Orten,  nach  c.  23  der  Synode  von  Kavenna  1311 
nur  in  Orten  mit  Synagogen,    nach  c.  12  der  Synode  von 
Salamanca  1335  in  keinem  Hause,   das  der  Kirche  gehört 


1)  Baynaldus  Ann.  ad  a.  1221  N.  48;  Pottbast  6641;  v.  Kaumer, 
Gresch.  der  Hohenstaufen  V  2Ji5. 

^  Raynaldus  Ann.  ad  a.  1283,  N.  49;  Rodenberg,  £pi»t.  Xlll 
saec  I  515;  Auvray,  R^stres  de  Gregoire  IX  1890  N.  1159,  lß58. 
Lob,  R^vue  des  <^tudes  juives  I  116,  Bull  Rom  lY  718;  Stern 
a.  a.  O.  45. 
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oder  das  in  der  Nähe  des  Friedhofes  liegt,  wohnen.    Nach 
dem  Dekret  des  Konzils  von  Basel  vom  7.  September  1434 
sollen  sie  von  den  Christen  getrennt  und  soviel  als  möglich 
entfernt  von  den  Kirchen  wohnen.    (Mansi  XXIX  98  flf.) 

12.  Christen  dürfen  bei  Juden  nicht  wohnen. 
(^Jarbonne    1050:  6,    Pont-Audemer  1279:  9,    Mainz 

1310:  123.) 

13.  Christen  dürfen  ihren  Hochzeiten,  Begräbnissen  und 
Festen  nicht  beiwohnen. 

(Wien  1267:  18,  Valladolid  1322:  21,  Lavaur  1368:  113, 
Basel  1434 :  Sess.  XIX.) 

14.  Christen  dürfen  ihre  Güter  oder  Häuser  an  Juden 
nicht  verpachten  oder  vermieten,  Zölle,  Abgaben,  Mauten, 
Salinen  u.  A.  an  sie  nicht  übertragen. 

(Ofen  1279:  114,  Uczycz  1285:  34,  Bologna  1317:  14, 
1434:  Sess.  XIX.) 

15.  Juden  dürfen  Christen  nicht  anklagen  und  können 
nicht  Zeugen  gegen  Christen  sein. 

(Karthago  VII  419,  Decret.  Grat.  c.  1  C.  4  q.  1  §  1, 
C-25C.  2  q.  7,  Chateau-Gontier  1231:  33.)  Dagegen  be- 
stimmte das  XL  allgemeine  (III.  Lateran.-)Konzil  1179:  26, 
<J^fs  das  Zeugnis   der  Christen    gegen   Juden    angenommen 

(werden  müsset.  Alexander  III.  hatte  schon  1175  bezüglich 
d^r  Zeugnisfrage  entschieden ,  dafs  es  keinem  Christen  und 
l^einem  Juden  gestattet  sei ,  nur  durch  das  Zeugnis  eines 
Einzigen  seinen  Rechtshandel  zum  Abschlufs  zu  bringen; 
^5  seien  daher  bei  Rechtsstritteu  zwischen  Christen  und 
Juden  nach  dem  Worte  des  Herrn  immer  zwei  Zeugen  not- 
wendig, qui  sint  probatae  vitae  et  tidelis  conversationis^). 

16.  Die  Juden  dürfen  neue  Synagogen  nicht  bauen,  da- 
gegen die  alten  behalten  und  ausbessern.    Diese  in  milderer 
Form  dem   Codex  Theodosianus  entnommene  Vorschrift  er- 
neuerte Alexander  III.  in  einem  Schreiben  an  den  Erzbischof 
von  Bourges^). 


')  c  21  X  2,  10  de  testibus  et  attcstationibus. 
«)  Jaff6,  Regesta  pontif.  Rom.  u.  ad  a.  1198,  1885  ff.,  9039;  c.  23 
X  2,  20. 

«)  7  X  5,  6  de  Judaeis  etc.;  Jaff6  9331. 
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fKoii2fl  Too  Oxford  1222:  Wiem  1267:  19;  £ 
1287:  49). 

17.  Keklie.  kirchlkiie  iQeider  und  andere  G^eDSl 
(Bftcher,  Kreuze)  dllrfen  an  Jvden  nidit  Terkaoft  ode 

sie  Terpfändet  werden. 

(Lavanr  1368:  82.  Sessio  XIX  des  Konzils  zu  I 
vom  7.  September  1434.) 

18.  Juden  dürfen  nicht  Unterliändler  bei  ] 
sehliefsmigen  der  Christen  ( matrimonionun  proxenetae),  öfl 
lieh  anerkannte  Sensalen  oder  Vermittler  (mediatores) 
Verträgen  sein  and  akademische  Grade  (grados  qaosenn) 
scholasticos;  erwerben. 

(Basel  1434:  Sess.  XIX.) 

19.  Die  Jaden  dürfen  mit  einfachen  Leaten  Qber 
katholischen  Glaaben  nicht  disputieren. 

(Wien  1267:  19.) 

20.  Übertritt  eines  Christen  zum  Judentume  oder  Rt 
kehr  eines  getauften  Juden  zu  seiner  früheren  Religion 
wie  überwiesene  Häresie  zu  behandeln. 

(Mainz  1310:  125.) 

21.  Der  Talmud  und  andere  gegen  das  Christenl 
gerichtete  Bücher  sind  zu  konfiszieren  und  zu  verbreni 

Wie  oben  angeführt,  verboten  Justinian  durch  die 
velle  146  und  die  Basiliken  (I  1  57)  den  Talmud;  nacl 
Wisig.  XII  3  11  durften  die  getauften  Juden  keine  Bü( 
l(.»sen  oder  in  ihren  Häusern  aufbewahren,  in  quibus  n 
contra  fidem  Christi  sentitur.  Diese  Bestimmung  des  w 
gotischen  Gesetzbuches  hatte  die  XII.  Synode  von  Toi 
081 :  9  gebilligt.  Seither  hat  sich  die  kirchliche  Ges 
gebung  mit  dieser  Frage  nicht  mehr  beschäftigt.  ] 
Gregor  IX.  erliefs  auf  Grund  der  Berichte  eines  jüdisc 
Konvertiten,  Nikolaus  Donin  aus  La  Rochelle,  am  9.  Juni  1 
ein  Schreiben  an  alle  Erzbischöfe  und  Bischöfe  in  Frankr« 
in  welchem  er  ihnen  .befahl,  am  ersten  Sabbat  in 
nächsten  Fastenzeit,  wenn  die  Juden  zum  Morgengottesdi 
in  ihren  Synagogen  versammelt  sein  würden,  alleExemp 
<le8    Talmud   zu   konfiszieren    und    den   Dominikanern 


Franciskanem  zu  Qlcrpri<em.    iii»es«i 

Paris,  Wilhelm,  erteilte 

Donin     zu     aberbrnngeBd« 

Schreiben,  sobald  er  es  ftr 
und  Königen  von  Frankrad 
Kastilien-Leon  und  Portugal 
1234  ordnete  Gregor  IX- 
und  die  Vorsteher  der 
den  genannten  Ländern  die  J»im  adi  S^t   ä»   mcmm 
saecolare    zur    Heraasgabe   ihrer   Bic^*?   xx   rv:iiieE!L    imt 
letztere,  wenn  sie  die  vaa  Doub  liMias|4Ma.  IrranMfr 
hielten,  zu  verbrennen  haben.    Tob 
scheint  nur    Louis  IX.    von 
Papstes  nachgekommen  zu  sein.     Er  bei«  «kl  TajiLiit  kiife- 
liszieren  und   setzte  eine  KommiasioB  aa^  •~««<cj>!ä»«9.  um 
Babbinem    (R.   Jechiel    aus    Paris.    R.  M^iise^    aiz«    C-mcf. 
R.  Jehuda  b.  David  aus  Melun  and  B.  SamBei  aii^  C2s&i«aar- 
Thierry)  zur  Prüfung  des  Talmod  ein  iJwm  12i>>^    Ttki 
der  Verteidigung  des  Talmud  durch   R.  Jerhiel   vxne  c>f 
Vernichtung  der  abgelieferten  Exemplare  de$$elhem  hes^ü  rs?iei. 
und  im  Juni  1242  in  Paris  die  öffentliche  Verbrennon^  ri^er 
grofsen  Anzahl   von  Exemplaren  des  Talmud   UD*i  äil!:':.-: 
Bücher  veranlafst  ^). 

Infolge  eines  Gesuches  der  französischen  Jud-c  ;-l 
Innocenz  IV.  um  Belassung,  bezw.  Rückerstattuni:  dr>  Talmu-i 
ordnete  dieser  Papst  in  einem  Schreiben  an  iWn  Kaniin^i- 
l^gaten  Odoin  Paris  die  nochmalige  Prüfung  desselben  an.  Auf 
^»nind  des  Berichtes  Odos  über  das  Ergebnis  der  zu  diest^ni 
Zwecke  eingesetzten  Kommission  richtete  Innocenz  IV.  an 
l^ouis  IX.  unterm  9.  Mai  1244  in  der  Bulle  „Impia  Judae- 
orum  perfidia"  das  Ersuchen,  den  Talmud  und  ähnliche 
Bücher  der  Juden  im  ganzen  Königreich  verbrennen  zu 
lassen'^),  und   der  Legat  Odo   verbot  unterm  15.  Mai  1248, 

')  Potthast,   Beg.   10759,    10760;    Echard    et    Qu^tif,    Scn>t. 
wdin.  praedicatomm  I  128. 

-iGraetz,  Gesch.  der  Juden  VII  103—107  und  N.  5. 
')Raynaldua  Ann.  eccl.  ad  a.  1244  ff.,  40—42:  Hüll.  Pontif.   Rom. 
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M*'i    .'u'i*'i    Mfi   "'.iiiiuc    !tffriiiiS7ii5*'i«^i. '*..    Loiur  IX.  uräneit 
lif".  i;"    i:i         -1   ür"   ■  r üoiuiaiir*    ]m>u:    u.   T^inmiatinij  des 
ijn»»'ir-     ui   It^-'i^iuiit^"    -tTk^  ai      .iuue.    -^essein   ai'  UKurb  er 
iiia-pii*'iij::        •■i'~J»*-ci:-     -^     ■-"ara^-erinui'    <»:     laiL    inKlii» 
7<i*'iiti:       'Juiiiiui'     iiuaiL  c.ii    iifir      il  nninib^   isveuiiuinT 
!•:€•  •lUivMi.it*    '•'•iiiiiu*aiiTU'   *^  -luci**.  im.  lur  .-i+'rvan-  Duluerim 
*■:  ii*-";i:i!'ii*    •'*    •Taij-i:*'*-'i-'nr*:-    i^^niimf    puiiiairiii7'*i.    Itan 
i^«n:z      ZI    ]»*.;:i'"-   .IIA   t-in*^    ue:  £nni£    mir.   dai^  er  die    ' 

'"i*Mii*'i:  ,2'ir.^IJti?'     ji»ru«rTt   nuuuFt'  der  Iwio- 

j'bTiM  "i  •':  •:t.iii  uin^^riL  ITi.  .^ui:  ]i5f»T  der  Eönic  Jiitw 
.!f  Ml'  J  ' '•!  .A'iti;«iiii*'i.  121-'— IST»".;  aul.  ä€ttj  Talmud  Siit 
4;.**i  ^*.ii**i  L'iLiizui.t'^'L  ZU  i.niiiijizJereiF  und  tu  dei  £n- 
•iiM«;.' '  ii*']!*'^!'":  Ml  TLvri.coiih  imri  d^ÄfieL  Sufh'acaDe  iBi^ 
:j'3*:'vl  7\  i. -•^**i..  J»^T  Köiiii:  s*'tzTf  t-int-  EonimissidB  m 
J'rifi-i  r  '•*'  'Ji.iiU'!  eiL -.  cio'i;  sc.Leiin  kt^iue  TerbreimiUi? 
•lesy:^'»*'!  i  !::.•■ -r':!!*':  v.iro**i.  zu  sf-it.  du  eiü  Maxflied  düT 
K'»iiiIl:"j  •:  '»' r  t'-j'-iir:*'  IiayiuuDd  Miimij .  erklkn  hatte. 
'iai^   iLfar-i'-'.<^   ^t*  i*-i:    :iij  liijiuud  Zt^ufniij-  für   dit*  "Wahrhdt 

Hf'i. '-•i^-  J'^.  ]J:.:'  — j2^T.  eifeil**  iL  der  Bulle  vom 
"•♦J  N""iL.'":  JJ""'  <jl  'ije  Er7l»is'hofe  von  Cantjerliurv  iind 
Ynik    Ulli    :?:!•    ^utlrt.jaD^r    u    a.  «urli  pep*-!!  den  TulmudM. 

Jm1i:^ijt!  .\X]J.  ^yy^^j  —  l-^AA)  luabDt*  in  der  Bulle  vom 
4.  Sf'jit^'iijiKer  ]•'•-'"  >iii  'lie  Erzbischöfe  von  Bource$  und 
TouIouMi*   uTjd   iWi^-h  >ulfTtJi:HDe.  5(»wie  an  den  Bischof  von 

Edit.  Taunii  UI  r^^-  N  4,  JV.nha«!.  lliiTG:  Berper,  Sf!cL«tres d'Ini»- 
•■«•iit  IV  N.  o^i^ 

»    A'-ta  SS.  V  .>it.  ::-:. 

-I  Lauri'T«*,  *»id.  d«-  roi«  '!♦*  France  I  75. 

=  ,  Maijsi.  Coli.  oijr.  XXIII  -76:  Scbolten.  Gf»ch.  Lndirig  IX 
i\vn  JloiJifr'rii,   II    10  fl..  25  ff. 

«;  KayIJal'lu^.  Annal.  *•(•>.•].  aii  a.  1266  N.  29.  83:  ad  a.  1;^ 
N.  2:k  P..ttha«*t  20i.»-l.  2mii-2:  Urac^tz  VII  i:i5ff. 

^  kayiialdup  a.  a.   O.    ad   a.    12-'i  N.  2.>— 27:  Potthast  22MI 
l'roii.  \i*"z.   Hoiiorii    IV  X.    mj9:  Popm*,    Analecta   Vatic.   N.   1:{9Ö. 
|i.   II'i. 
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ris  unter  Berufung  auf  die  citierten  Bullen  Clemens^  IV. 
d  Honorius'  IV.  und  das  Dekret  des  päpstlichen  Legaten 
io  vom  15.  Mai  1248  zum  Einschreiten  gegen  den  Talmud  ^). 
)D  späteren  Päpsten  verbot  besonders  der  Gegenpapst 
snedict  XIII.  (Petrus  de  Luna)  in  der  Bulle  vom  11.  Mai 
15  den  Talmud. 

22.  Den  Juden  ist  verboten,  ihre  zum  Christentum  über- 
tretenen  Glaubensgenossen  zu  enterben. 

(XI.  allgem.  [III.  Lateran.]-Konzil  1179:  26  [c.  5  X5,6 
Judaeis  etc.];  Mandat  Johann  XXII.  vom  19.  Juli  1320, 
»reffend  die  Juden  in  den  päpstlichen  Gebieten*).) 

23.  Sie  durften  christliche  Kirchen  nicht  betreten  und 
e  Schätze  in  denselben  zur  Sicherung  gegen  Raub  nicht 
fbewahren. 

(Konzil  von  Oxford  1222  und  Worcester  1240«).) 
Nebst  diesen  auf  der  Verschiedenheit  der  Konfession 
ruhenden  Satzungen  erliefs  die  Kirche  auch  Vorschriften 
gen  eventuelle  wirtschaftliche  Schädigungen  der  Christen 
itens  der  Juden,  so  besonders  Verbote  gegen  Wucher  über- 
upt  und  gegen  übermäfsigen  Wucher  (Bulle  Eugens  III. 
D  1.  Dezember  1145  [c.  12,  13  X  de  usuris  5,  19],  das 
Qzil  von  Avignon  1209:  4,  das  XII.  allgem.  Konzil  1215: 
fc.  18  X  de  usuris  5,  19],  die  Synoden  von  Narbonne 
7:  2,  B^ziers  1246:  37  u.  a.).  Die  übrigen  kirchlichen 
etze  über  Wucher  werden  später  im  Zusammenhang  mit 
staatlichen  Gesetzgebung  über  Wucher  und  Zinsfufs  be- 
ielt  werden. 

Wie  das  Konzil  von  Basel  in  dem  wiederholt  citierten, 
er  XIX.  Sitzung  beschlossenen  Dekrete  vom  7.  Septem- 
1434,  so  republizierten  Eugen  IV.  (1431  — 1447)  am 
ugust  1442,  Nikolaus  V.  (1447-1455)  am  1.  März  1451 
Calixtus  III.  (1455-1458)  am  28.  Mai  1456  alle  kirch- 

)  Kaynaldus  ad  a.  1320  N.  24  ff.;  Jost,  Gesch.  der  Juden  VI 

rhe  english  historical  Review  III  1891,  372. 

)  2  Extra  vag.  commun.  5»  2. 

)  Mansi,  Coli.  conc.  XXII  1172. 

lerer.   B«»iträge  I.  4 


-     50    — 

liehen  Satzungen  gegen  die  Juden  und  erklärten  alle  ihiiei 
von  Päpsten  oder  wem  immer  verliehenen  PrivilegieD, 
Exemtionen  und  Immunitäten  für  ungültig^). 

VI  II.  Eiiflufs  der  rSmisek-ckristlieken  und  der  kirekliekfi 
Jnden^esetxgebung   auf  die   staatlicke   JndeM|!:e8etxf:^kiig 

des  Mittelalters. 

Wie  bereits  oben  angedeutet,  wurde  die  kirchliche 
Judengesetzgebung  von  der  staatlichen  Judengesetzgebang 
besonders  in  Eastilien ,  England ,  Frankreich ,  Portugal, 
Sicilien  seit  dem  13.  Jahrhundert,  in  Ungarn  bereits  !■ 
11.  Jahrhundert  in  mehrfachen  Beziehungen  recipiert.  Audi 
die  römisch -christliche  Judengesetzgebung  blieb  auf  viele 
dieser  Jurtengesetze  nicht  ohne  Einflufs. 

1 .    K  a  s  t  i  1  i  e  n. 

Das  von  Ferdinand  III.  dem  Heiligen  (1230—1252)  be- 
gonnene und  von  Alfons  X.  dem  Weisen  (1252 — 1282) 
vollendete  Gesetzbuch  Siete  partidas  (el  setenario),  das  an 
die  Stelle  der  vielfach  sich  widersprechenden  Fueros  auf  dem 
römischen  und  kanonischen  Rechte  beiiihende  Normen  ein- 
führte, aber  erst  auf  dem  Reichstage  zu  Alcalä  de  Henares 
1348  Gesetzeskraft  erlangte,  steht  bezüglich  der  Juden  voll- 
ständig auf  dem  Boden  der  römisch-christlichen  und  kanoni- 
schen Gesetzgebung.  Die  Partida  VII,  Tit.  24  de  los  Judios 
enthält  folgende  diesem  Standpunkte  entsprechende  Bestim- 
mungen : 

L.  1.  Sie  sollten  zur  ewigen  Knechtschaft  (cativeiio 
para  siempre)  verurteilt  sein  zur  Erinnerung,  dafs  sie  tob 
den  Kreuzigern  Christi  abstammen.  Das  Predigen  des  Juden- 
tums und  Proselitenmachen  sind  bei  Todesstrafe  verboten. 

Ley  2.    Die  Juden    dürfen   sich  am  Gharfreitag  nicht 

>)  Kaynaldus,  Annal.  ad  a.  1442  N.  15,  1451  N.  5,  1456  N.  67; 
Jiallar.  Rom  Edit.  Taur.  V  57,  127;  Kajser,  Nikolaus  V.  und  dk 
Juden  (in  Verings  Arch.  f.  kath.  Kirchonrecht  5S,  S.  212  ff.). 
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öffentlich    zeigen.     Wer  ein  Christenkind  oder  eine  Wachs- 
figur am   Charfreitag  kreuzigt,  wird  mit  dem  Tode  bestraft. 
L.   3.    Die  Juden  sind  von  allen  Ehren  und  öffentlichen 
Ä  mtem   ausgeschlossen. 

L.  8.  Juden  und  Christen  dürfen  nicht  zusammen 
wohnen,  speisen  oder  baden.  Kein  Christ  soll  von  der  Hand 
eines  Juden  bereitete  Arzneien  nehmen. 

L.  9.  Fleischliche  Vermischungen  mit  Christen  sind 
verhoten. 

L.  1 1 .  Der  Bau  neuer  Synagogen  und  das  Halten  christ- 
licher Dienstboten  ist  nicht  gestattet.  Sie  mufsten  an  der 
Kopfbedeckung  bei  Strafe  von  10  Maravedis,  eventuell  im 
Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  von  10  Geifselhieben  ein  be- 
sonderes Abzeichen  tragen.  Dagegen  wurden  nach  Part.  VII. 
tit.  24,  1.  4 — 6  ihre  Synagogen  vor  Gewalt  und  Schändung 
geschützt ,  und  ihre  zwangsweise  Taufe  sowie  die  Citation 
vor  Gericht  an  ihren  Sabbaten  und  Feiertagen  waren  ver- 
boten *)- 

Das  Fuero  Real  de  Key  Don  Alfonso  el  Sabio  1.  IV 
tit.  2  de  los  Judios  verbietet  in  ley  1  den  Besitz  des  Talmud 
und  anderer  gegen  den  christlichen  Glauben  gerichteter 
Bücher,  und  in  ley  2  die  Verleitung  eines  Christen  zum 
IJ bertritt  zum  Judentum  oder  die  Beschneidung  eines  Christen 
liei  Todesstrafe  und  Verlust  des  Vermögens,  gebietet  aber 
in  1.  7  die  Heilighaltung  des  Sabbat  und  anderer  jüdischer 
Feste  *). 

Das  im  Namen  des  minderjährigen  Juan  II.  erlassene 
Kdikt  vom  12.  Januar  1412®)  wies  ihnen  eigene  Quartiere 
< Juderias)   an,    die   mit  Mauern  umgeben  sein   und  nur  ein 


')  Leyes  de  las  Partidas  1758,  VIII  Vol.  Las  siete  partidas  de 
reT  Don  Alfonso  el  Sabio  contejadas  con  varios  Codices  antiguos  por 
U  real  Academia  de  la  historia.  Madrid  1807,  III  Vol.,  III  669—675, 
(Neuere  Ausgabe,  Paris  1847  in  5  Vol.) 

^  Opusculos  legales  del  Rey  Don  Alfonso  el  Sabio.    Madrid  1836. 

II  118. 

')  Alfonso  de  Spina,  Fortalitium  fidei  III  p.  936;  Amador  de  los 

RioB,  Historia  etc.  II  618,  N.  XIX. 

4* 
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einziges  Thor  haben  sollten.     Das  Wohnen  aufserhalb  der 
Juderia  war  bei  körperlicher  Züchtigung   und  Vermögens- 
verlust  verboten.   Sie  durften  die  Arzneikunst,  das  Apotheker- 
und Schankgewerbe  und  Handwerke  für  Christen  nicht  aus- 
üben.   Sie  durften  mit  Christen  nicht  essen,  ihren  Hochzeiten 
und  Leichenbegängnissen  nicht  beiwohnen,  keine  christlichen 
Diener,  Handwerker,  Gärtner,  Hirten  halten,  kein  Amt  ver- 
walten und  mufsten  eine  eigene  Tracht  und  das  Judenzeicben 
von  roter  Farbe  tragen.    Das  Tragen  der  Landestracht,  das 
Stutzen  des  Bartes  oder  des  Haupthaares  war  bei  schwerer 
Geldstrafe  verboten. 

2.    England. 

In  England  erliefs  Heinrich  IIL  (1216—1272)  am 
31,  Januar  1253  eine  Judenordnung*),  die  in  den  meistefl 
Bestimmungen  mit  der  kirchlichen  Judengesetzgebung  übtf- 
einstimmt.  Nach  A.  4  sollten  die  Juden  in  den  Synagogen 
die  Feste  nach  ihrem  Ritus  mit  leiser  Stimme  (submissa 
voce)  begehen  so,  dals  es  die  Christen  nicht  hören").  A.  5 
schreibt  vor,  dafs  jeder  Jurte  dem  Vorsteher  der  Kirche,  ii 
deren  Pfarrsprengel  er  wohnt,  für  alle  auf  sein  Haus  tuen- 
den PfarrgebiUiren  verantwortlich  sein  solle.  Gem&fs  A.  <» 
sollte  in  Hinkunft  keine  christliche  Amme  ein  Judenkhid 
säugen  oder  nähren,  noch  sollte  ein  Christ  oder  eine  ChristiA 

M  Tovey,  Anglia  iudaica  or  the  Historj  and  ADtiqoities  of  te 
Jews  in  England  17M8,  146  ff. ;  Madox,  Uistory  and  Antiqnities  of  tke 
Exchequcr  of  the  king  of  England  1769,  I  249  N.  1. 

*)  Eine  ähnliche  Verfügung  erliefs  der  Chalif  Omar.  Aber  es  leUt 
aui'h  nicht  an  kirchlichen  Vorschriften  dieses  Inhaltes  So  gebot 
(«regor  der  (irofse  (Epist.  I  10  Opp.  omnia  II  497\  dafs  eine  Sjnagog«» 
die  80  nahe  bei  einer  christlichen  Kirche  liegt,  „at  ad  eam  voz  psaUoi» 
tiam  per^'cniret*' ,  verlegt  werden  solle,  und  Innocenz  III.  (Migset 
Patrol,  II  977:  Potthast  2878)  beklagt  sich  in  dem  Schreiben  an  d« 
Erzbischof  von  Sens  15.  Juli  1205  darüber,  dafs  die  Jaden  nicht  ,de» 
missa  voce,  sed  cum  magno  clamore^  ihre  Feste  feiern.  Im  Jabre  12B8 
wurden  sie  in  Paris  sogar  zu  einer  Strafe  von  3  livr.  verurteilt,  qood 
uimis  alte  cantaverunt.  Brüssel,  Nouvel  examen  de  l'usage  g^n^nl 
des  fiefs  en  France,  I  603. 
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bei  einem  Juden  oder  einer  Jüdin  dienen,  mit  ihnen  speisen 
oder  in  ihrem  Hause  wohnen.  In  der  Fastenzeit  sollte  kein 
Me  und  keine  Jüdin  Fleisch  essen  oder  kaufen  (A.  7). 
Kein  Jude  durfte  den  christlichen  Glauben  herabsetzen  oder 
öffentlich  über  denselben  disputieren  (A.  8).  Kein  Jude 
durfte  geheimen  vertrauten  Umgang  mit  einer  Christin  und 
kein  Christ  mit  einer  Jüdin  haben  (A.  9).  Kein  Jude  darf  eine 
Kirche  oder  Kapelle  betreten  (aufser  um  durch  sie  zu  gehen), 
noch  darf  er  in  ihnen  verweilen  zum  Hohne  Christi  (A.  10), 
Kein  Jude  darf  in  irgend  einer  Weise  einen  anderen  Juden, 
der  sich  zum  christlichen  Glauben  bekehren  will,  daran 
hindern  (A.  11).  Das  Statute  of  Pillory  1267  verfügte,  dafs 
kein  Christ  bei  einem  Juden  Fleisch  kaufen  solle.  Zu  den 
hierher  gehörigen  Einrichtungen  in  England  gehörte  auch 
das  von  Heinrich  III.  1233  errichtete  Asyl  für  zum  Christen- 
tume  tibergetretene  Juden  in  London  (domus  conversoruip, 
kouee  of  converts)  unter  einem  eigenen  custos  (warden)  *), 

Das  unter  Eduard  I.  (1272—1307)  1275.2)  erlassene 
Statutum  de  Judaismo  ist  die  erste  Parlamentsakte,  die  sich 
auf  die  Juden  bezieht  und  die  gänzlich  auf  dem  kanonischen 
Rechte  beruht^).  Durch  dieses  Statute  of  Judaisme  wurde 
ihnen  ganz  im  Sinne  des  edictum  Ludwigs  IX.  de  reformandis 
moribus  1254 :  32  der  Wucher  gänzlicli  verboten ,  dagegen 
konnten  sie  auf  jede  Weise  Handel  treiben ,  für  christliche 
Herren  arbeiten  und  auf  zehn  Jahre  Ländereieu  pachten; 
sie  durften  nur  in  königlichen  Städten  wohnen ;  alle  Juden 
beiderlei  Geschlechts  mufsten  ein  bestimmtes  Abzeichen  von 
gelber  Farbe,  6  Zoll  lang,  3  Zoll  breit,  an  ihren  Ober- 
kleidern tragen;  kein  Christ  durfte  bei  einem  Juden  dienen 


')Madox  a.  a.  0.  I  259.    Tovey  216. 

^  Nach  Lappenberg-Pauli,    Geschichte    von  England   1855, 
^  31,  Abg.  5  wurde  es  im  Jahre  1276  erlassen. 

^  Tovey  a.  a.  0.  200  ff.;   contin.   chron.   Florentii   Vigor.  (Wor- 
cester)1849,  S.   214  ff.;   Rymer,  Foedera,   Conventiones,  Literae  .    . 
"  Acta   publica   inter   Reges   Angliae    et  alios  quosvis  Imperator  es, 

%B,  Pontifices  de  ab  ao  1101—1654  habita  et  tractata  ^^^  II  73. 

löOl  IT. 


—    14    — 

xi-L   ;eirtr  "»'^'jT-for  rv"i=<:üHiL  «ZirsTiHi  lubi  Jvdeo  sollte  fer- 
bi:''<^iL  i^ix.   yjA:ii  ioem.  rlaixbiüm.  E'Ankie  tiq^b  Jahre  1279   j 

<»:.C.ic  la^ba:  Jlü^.    ütn  C'rr^xruL^   >JEJk5  Kjicbli,  die  ReligioB   j 

liS:  -vittt*  :»fc  iltLix  iie  7i»i*a  ij-  ii-t  P^i^en  derDomiiu- 
ii^itr  uLTLi'ic^a' .  IiL  fcLu*  äfis^  n  Ä  -fe?  III.  Ljteni- 
S:«ixl?  11??  ":*fsn7tTTTe  I.iTit!:'£  I.  'iik£^  jäe  b<-kehrten  Judei  ^ 
*f:ji  '.i.rfsxi.  V^cibi'efn.  Li^  ;.^i5iiiic  jül  'ÜTm  Fläki&5  nel.  die  HJJfle 
■>*iilaira  s.iV'ifa.' .    lur  £:a-:;£  virile  üa  «ües«!  Bestrebimgei  *  ; 

16.   Ar^-l    liST   xiTt-^Ttir:.    i>f   Jt   r.  4S»  alle  kircUidei 

^r:**:Tjif  Äfi-^üL  L\r  Tiira  Vfr:iM  WiS  I»3as^n$  von  Chrislci 
:^:  .vtCi>*T-l.:t:a  -  '»"fc-xc  ätr  ll'^ritrariirE&fi  •öäeoitlicher  Amter 
juT.  Jirlt: .  £«i-*t:.iiujiif:  .'-isaiLiüer  :«iipi  ier  Bemfang  jl- 
ii5clv::  Ärr*^.  ^:-¥ji  5?^  I-iipriLf  z#«i«  SrEULpokeen.  Gebot  der 
S»:i.:::>M:L*:  ::::  TiLr^a  -LZtL  Trusäz^i  a3l  Chjjfh^itage.  des 
TrAi":;.^    -.3tf!>    A:vK::if:L>  xii    i^T  Zii-imfi   der  Zehntes) 

5.    7  T  i  3.  i  r  -t ;  -c  i. 
1:   rrh-X-i.-:.  --rz^'i  L:  i:>  IX-    1236—1270.  im  Min 
li'S^  *::':•::  1  TiuTpv-  .vt<  ."rifi.  trvili.-ieajiidi5*fhen  Konvertiten. 
.ü*:>  l\r::.r\\ia:^  :*.*:■■;   L':.r:>TiiZf :• .  ja.  äjlTs  die  Juden  ils 
A'r^i-..'::tv    tv..  rlii  **:>  siirir.rr"S:E:  Fiii  oder  Tneh  ^rota 
.:f  i-y.'T:    »r*  vds.7.:-.    rr.c:-:     l^   irs  Ow-rk3eide  und  zwar 
äu:  AtT  i>r«>:  '.:t..*  au:   i:r.  r.trirt.  trt«o  <c*Uen  bei  Strafe 
.ie*  Vt:;u>:c>   y:^  v  ":n:i~f:.:r>  rie:  Senk  eT^tmalisen  Betreten 
ohr.t    Z<;:*:.t:.    -:.:.  "»:-   1.'    L:-sre*   Silber  hei   dem   zweiten 
Au.MrÄ:'r.:".Ä>i<<r.  v.t*-:  V.rs::.:-:: ' .    Philipp  IIL  il270  bis 
12>c»    ii.i  .itr':.;.:<  Ä.t>s:  Orvri.Ari* ,   Loai<X.  «1314 — 1316» 
ViO>:::v.v..:t   :v.  ixz  ^•rA.-u.r.:  >:n  IS.  Juli  1315:  3,  dais  sie 
eir.  .Vbrt::*r.tv.   'lT.  Arr  Gr:  .'*  . .iiiü  Han<c  toumois  d*argent* 

*    Liur:-.  r*  A.   *.  ö    i    "li. 
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üd     von    anderer    Farbe    als    ihr    Kleid    tragen    sollen^). 
^Wlipp  V.  (1316—1322)  behielt  in  der  Ordonnanz  vom  April 
1317  zwar  das  Judenzeichen  bei;  allein  es  murste  nur  an 
\>eBtimmten  Orten  angelegt  werden.  Johann  der  Gute  (1350 
Us  1864)  verordnete  wiederholt  (Dezember  1362,  Oktober 
und  Dezember   1363)  das  Tragen  der  rouelle  mit  der  Be- 
stimmung,  dafs   das  Judenrad  die  Grofse  des  königlichen 
Siegels  haben  solle'). 

Louis  IX.  hatte,  wie  oben  geschildert  die  Konfiskation 
und  Verbrennung  des  Talmud  angeordnet;  dagegen  bestinmite 
das  Edikt  Phüipps  V.  vom  April  1317:  15,  dafs  ihnen  ihre 
Bacher  nicht  weggenommen  werden  dürfen '),  und  A.  27  des 
Judenprivilegiums  Königs  Johann  vom  März  1360^)  verbot, 
dafs  ihnen  ihre  Rollen  und  BOcher  von  einer  Amtsperson 
oder  einem  anderen  Christen  entzogen  werden. 

Bezüglich  der  Zeugnisfähigkeit  der  Juden  gegen  Christen 
stellte  sich  Louis  IX.  in  den  Etablissements  (November  1272) 
^anz  auf  den  Boden  des  Justinianischen  Rechtes  (1.  21  C. 
fe  haereticis  1,  5),  indem  er  ihnen  im  c.  133  de  juif  die 
ähigkeit  absprach,  vor  Gericht  Zeugnis  gegen  Christen  ab- 
liegen*^). 

Im  Einklänge  mit  c.  26  des  III.  Lateran-Konzils  vom 
hre  1179  verbot  Karl  VI.  (1388-1423)  mit  den  Ordonnanzen 
m  4.  April  1392  und  25.  April  1393,  die  zum  Christentume 
•ertretenden  Juden  ihrer  Habe  zu  berauben,  wovon  später 
sführlich  gesprochen  werden  wird. 

4.    Portugal. 

Die    von  AflFonso  V.  (1438—1481)  1480  veröffentlichten, 
e    von    Affonso   IL  (1211—1223)  bis  Duarte  (1433—1438) 

^)  i^aun^re  I  598. 

^;  Pasquier,   Recherches  de  la  France  1621,  732.    Ord.  des  rois 
60:^,  642,  648. 
^)  Lauri^re,  Ord.  des  rois  I  647  ff. 
*)  Ord.  des  rois  III  473—81,  R^cueil  des  ord.  III  351  ff. 
'*)  Vi  oll  et,  Les  JEtablissements  de  Saint  Louis  1881^86,  II  151. 
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erlassenen  (besetze  enthaltenden  Ordenafoes  do  SeDhor  Rey 
D.  Atfonsi)  V.  M  handeln  im  1.  II  t.  66 — 98  Ton  den  Juden. 
Der  Einttufs  des  kanonischen  Rechtes  anf  diese  Gesetze  ist 
unverkennbar.  Nach  t.  6*5  war  das  Halten  christlicher 
Diener.  Verwalter,  Pächter,  Kuh-  und  Schweinehirten,  Maul- 
eseltreiber u.  a  ,  die  mit  den  Juden  wohnen,  bei  schweren 
Strafen  gemäfs  einer  Verordnung  Königs  Duarte  Terboten. 
Männliche  Feldarbeiter  durften  sie  halten;  doch  sollten  die- 
selben nicht  bei  ihnen  wohnen.  T.  67  verbot  den  Juden  das 
Betreten  der  Wohnung«^  n  christlicher  Frauen  (Nonnen,  Witwen, 
Jungfrauen  oder  verheirateter  Frauen  in  Abwesenheit  ihrer 
Männer);  Christinnen  war  das  Betreten  des  Judenquartiers 
(judaria)  o<ier  geschlechtlicher  Umgang  mit  Juden  bei  Todes- 
strafe verboten  (vgl.  auch  Ord.  V  25).  Juden  durften  nach 
t.  68  keine  Kirchengüter  und  Zehnten  pachten,  koni|tei 
gemäfs  t.  85  nicht  ü£fentliche  Beamte  des  Königs,  der  In- 
fanten, geistlicher  Wür<lenträger  und  anderer  höherer  Herren 
sein;  sie  sollten  als  Abzeichen  einen  sechseckigen  gelben 
Stern  auf  dem  Oberkleide  oder  Hute  (Verordnung  Affonsos 
IV.  1325),  später  ein  rötliches  sechseckiges  Zeichen  von  der 
(iröfse  des  grofsen  Staatssiegels  auf  dem  Oberkleide  bei 
Verlust  des  Kleides  o<ler  15  Tagen  Arrest  tragen  (V'^rord- 
nung  Joäos  I.  vom  20.  Februar  1391)^).  Ein  Jude,  der 
Christenkleider  anlegt ,  wird  Sklave  des  Königs •).  Nach 
Ord.  AflF.  I  62  §  13,  II  76  und  80  §§  1—11  durften  sie  nach 
dem  Abend-Ave-Läuten  bei  sonstiger  schwerer  Strafe  nicht 
aufserhalb  des  Judenquartiers  weilen.  Affonso  IV.  (1325  bis 
1357J  verbot  ihnen  alle  Wucherverträge*).  Im  Sinne  der 
mehr  erwähnten  Verfügung  des  römischen  Kaisers  Honorius 
verboten  Ord.  Äff.  II  90.  sie  an  ihren  Sabbaten  und  anderen 
Festtagen  vor  Gericht  zu  laden  oder  gerichtlich  gegen  sie 
zu  verfahren.    Von  dem  Beschlüsse  der  Cortes  von  Coimbra 


'i  Ausgabf^  Coimbra  1792,  p.  421  ff. 
•-•)  Ord.  Off.  II  74  §  14.  -6. 
»)  Ord.  Off.  V  26. 
♦    Ord.  Off.  II  96.  97. 
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1211,  dafs  kein  Jude  seine  zum  Christentume  übertretenen 
Kiüder  enterben  dürfe  (Conc.  Later.  III  1179:  26),  wird 
später  gesprochen  werden  (Ord.  Äff.  II  79). 

5.    S  i  c  i  1  i  e  n. 

In  Sicilien  wurden  von  den  kanonischen  Vorschriften 
besonders  das  Gebot  de^  Tragens  einer  unterscheidenden 
Kleidung  bezw.  eines  Abzeichens,  das  Verbot  der  Erwerbung 
oder  des  Besitzes  christlicher  Sklaven  und  das  Verbot  der 
Übertragung  von  Ämtern,  femer  der  Advokatie  in  die  staat- 
liche Gesetzgebung  aufgenommen.  Schon  auf  dem  Hoftage 
M  Messana  im  Mai  1221  ordnete  Friedrich  I.  (IL)  (1198  bis 
12S0)  den  Juden  an,  dafs  sie  eine  unterscheidende  Kleidung 
zu  tragen  haben  ^).  Diese  Vorschrift  wurde  von  dem  Reichs- 
tage zu  Piazza  am  20.  Oktober  1296  2)  und  durch  ein  Edikt 
^om  10.  August  1395  (unter  Androhung  einer  IStägigen 
Gefängnisstrafe)  wiederholt  und  mit  der  letzteren  Verfügung 
als  Abzeichen  ein  rotes  Tuch  in  Form  eines  Kreises  und  in 
ier  Gröfse  des  königlichen  Siegels  (mit  Ausnahme  von 
Palermo,  wo  dieses  Abzeichen  nur  die  Gröfse  eines  Caroline 
I  kaben  sollte)  eingeführt.  Ein  eigener  Gustos  rotellae  rubeae 
l^atte  die  Einhaltung  dieser  Vorschrift  zu  überwachen^). 

Das  Verbot,  dafs  kein  Jude  oder  Heide  einen  christlichen 

Sklaven  erwerben  oder  besitzen  dürfe,  stammt  wahrscheinlich 

ebenfalls  von   Kaiser  Friedrich  II*).     Die  Gonsuetudines   et 

statuta  Messanae  c.  77  verboten  bereits  im  Sinne  der  römisch- 

firistlichen  Gesetzgebung  den  Juden  den  Ankauf  oder  Besitz 

christlicher  Sklaven  bei  Strafe  des  Vermögens-  und  Freiheits- 

')  Huillard-Br^hoUes,  Historia  dipl.  Friderici  if.    Paris  1852, 
n  178;  Böhmer-Ficker,  Regesta  Imp.  1881,  V  1.   Mon  Germ.  Script. 

'-)  C.  67  Cap.  Regni  Siciliae  I  79  (bei  v.  Brünneck,  Siciliens 
mittelsdierUche  Stadtrechte  1881,  II  267). 

3j  Rochus  Pirrug,  Sicilia  sacra  II  907  1050;  Zunz,  Zur  Ge- 
chichte  and  Litteratur  1845,  I  492;  Zunz-Perreau,  Storia  degli 
sbrei  in  Sicilia  (Archivio  storico  Siciliano  1879)  6,  8. 

^)  Mantia,  Storia  della  legislazione  civ.  e  crim.  di  Sicilia  1866, 

178. 
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Verlustes  und,  wenn  der  Sklave  beschnitten  oder  zum  AJbhll 
vom  Christentum  verleitet  wurde,  bei  Todesstrafe^). 

Von  der  Verwaltung  der  Ämter  schlofs  c  17  der  unter 
Karl  von  Anjou  (1263—1285)  1283  erlassenen  Verordnung 
de  privilegiis  et  immunitatibus  ecclesiamm  zunftchst  nnr 
Juden,  die  Unterthauen  der  Kirche  waren,  aus').  Der 
Reichstag  zu  Piazza  beschlofs  jedoch  am  20.  Oktober  1296^ 
dafs  Juden  weder  Richter  noch  Ärzte  sein  sollen,  und  ebaeo 
niufs  aus  den  Antiquissimae  consuetudines  Panonnisinae 
c.  15  und  67  gefolgert  werden,  dafs  sie  von  Ämtern,  von 
der  Advokatie  und  dem  ärztlichen  Berufe  ausgesehlosBen  ' 
waren. 

Das  Stadtrecht  von  Palermo  1428')  verbot  den  Jaden 
das  Arbeiten  an  Sonntagen. 

Bezüglich  der  Zeugnisfähigkeit  dekretierte  der  erwähnü^ 
Reichstag  zu  Piazza  (entsprechend  1.  21  Cod.  de  haeret  1,  &>- 
dafs  das  gerichtliche  Zeugnis  der  Juden  gegen  Christen  nf^^ 
wirksam,  das  Zeugnis  der  Christen  gegen  sie  jedoch  zulft«^ 
sei.    Von  den  Bestimmungen  der  Stadtrechte  über  die  2jeugni^^ 
fthigkeit  wird  später  die  Rede  sein*). 

6.    Ungar  n. 

In  Ungarn  bestand  im  11.  und  12.  Jahrhundert  ein  ähn- 
liches Verhältnis  zwischen  der  kirchlichen  und  staatlichen 
Gesetzgebung  wie  in  dem  katholischen  Westgotenreich. 
Die  Beschlüsse  der  Reichs-  und  Kirchenversammlungen  zn 
Szabolcs^j  vom  21.  Mai  1092,  welcher  König   Ladislaus  I. 


*)  Carcani,  Constit.  regum  regni  utriusque  Siciliae  1786,  227; 
Böhmer-Ficker,  Regesta  1260. 

<)Le  Bret-Gianone,  Gesch.  des  Königreiches  Neapel  1768^ 
III  98. 

*)  Gregorio,  Script,  rer.  Arag.  II  527. 

^)  In  Rom  wurde  das  Judenzeichen  durch  das  Statut  vom  J.  1960, 
in  Venedig  durch  das  Edikt  vom  28.  Juni  1366  eingeführt.  Vogel- 
stein-Rieger a.  a.  0.  I  fiSbj  Saudi,  Princ  di  storia  civ.  de  ia  re- 
puW.  di  Venezia  1771,  III  4.^  ff. 

>^)  Man8i,Conc.XX768ff.:Endlicher,Mon.Arpadianal849»88& 
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(1077—1095)    präsidierte,    wurden    sowohl    als    kirchliche 
Caoones  als  auch  als  weltliche  Gesetze  (Decretum  I.  Ladislai) 
promulgiert.    C.  10  dieses  Dekretes  verbietet  im  Einklänge 
mit  den   kirchlichen    Satzungen    den   Juden   die   Ehe   mit 
Chrigtinnen  und  das  Halten  christlicher  Sklaven,   c.  27  de 
laboribus  Judeorum  in  festivitatibus  das  Arbeiten  am  Sonn- 
tag und  an  gröfseren  Festen  bei  Verlust  der  bei  der  Arbeit 
benutzen  Werkzeuge.    Entsprechend  dem  c.  60  der  I.  Graner 
SjDode  1112   (1114?)   bestimmt   das   Decretum^)   Golomani 
;    regis  (1095— 1114)  im  c  74,  dafs  kein  Jude   einen  christ- 
L    liehen  Sklaven  kaufen  oder  verkaufen  oder  in  seinem  Dienste 
behalten  dürfe.  Wenn  er  denselben  binnen  der  ihm  bewilligten 
t    Frist  nicht  verkaufe,   solle   er   ihn  verlieren.    Nach  c.  75 

ti  können  sie  von  heidnischen  Sklaven  ihre  Äcker  bearbeiten 
lassen.  Sie  können  auch  Grundbesitz  haben,  dürfen  aber  nur 
in  Städten ,  in  denen  ein  Bischofssitz  ist,  wohnen.  In  dem 
Jodengesetze  Kolomans  I.  ^)  wird  im  Art.  1  nochmals  der  An- 
oder Verkauf  oder  Besitz  von  Christensklaven  welcher 
Sation  immer  verboten. 

Der  mehrjährige  Konflikt  Andreas'  IL  (1205—1235)  mit 
den  Päpsten  Honorius  III.  und  Gregor  IX.  hatte  seinen  Grund 
hauptsächlich    darin,    dafs  der  König  Juden  und  Isinaeliten 
Ämter    übertrug.     Im     A.    24    der    goldenen     Bulle     vom 
Jahre  1222,  im  Decretum  II.  1231  A.  31  und  in  dem  Jura- 
mentum  de  reformando  regno^)  (dem  sogen.  Bereger  Kon- 
kordate) vom  20.  August  1233  mulste  Andreas  II.  nicht  nur 
versprechen,   in  Hinkunft  Juden  und  Isuiaeliten  nirht  mehr 
zu  Vorstehern    von    öffentlichen   Ämtern    zu    l>estellen    oder 
ilinen  ein  öffentliches  Amt  zu  übertrafen,   sondern  in  dem 
letzteren  sich  auch  verpflichten.   Sorge  zu  tragen,   dar>  sie 
^ich  durch  ein   äufseres  Abzeichen  von  den  Christen  unter- 
sckeiden   (die    älteste    derartige    Vorschrift    in    Ö>terreich- 
rngam).  dafs  sie  keine  christlichen  Sklaven  kaufen,  keine 

')  Endlicher  a.  a.  O.  36^?  ff. 

'Endlicher  371  E 

')  Endlicher  a.  a.  O.  4:^6. 
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•in^diciifu  3le!l^^tNlren   Juiten.    iuiB  sie  keine  ChrhtiDoeo 
it^inirtn.     Die**?  Zin^srirsiinsi  !*?•?  kin-hÜL'hen  Rechts  auf  Jie 
.'iuieuÄ-^'L'i:*-"iiiiL:    ii   riiicuTi    kann    hier    aur   ansedeuM 
vt-r'iru .     lir    lU^iüiir.'iriif   S'Jiiiiier'in^  der  skizzierten  Ver- 
■TM!i«'Mui;^»u    üui>    lev    Z'Jii"^riMlunt£   'ler  Reirhtivi^rhältnissc 
ier    .'Kit-!!     u    ViiLiiii-n    im    11,  Bamitf   dieses  Werkes)  vor- 

7.    D"?  i "  -     i    .1  1  i   i  1  i   i :  *  ■'»  "sT"?  rr»^  ii.'  h  isL'hen  Lämler. 

ji  r*'urs  Miaiui    iiid    n    i^n   ies£»:*awdrtij^t-n  osteneichi- 
s'iieii  Läiiiifn     :.>i:' -^ür-u    'ni  Tuixarnf  famiea  »lie  den  Juden 

iii:4:'inr-r';i»"i    I:t'-r:iiiiii'iiiL£^:*!i     it^r    kir'.-lilii.'Iien    Gesetzgebung 
■-.-irz    i«"*    'iu.i'     .  --.^iii-x   ;v     ,SuifTt!ere    dehne  rat  "*  an  den 

ieurs4'!iH!i   '''Di-^ii  n'iir     mi  4.  M.'irs  Ii33   nnd   trotz  ilen  B^ 
<i'''.\' ■\><<^\\   ::i  ij/'ü-'iHr  \  »u-::i"en    Fncziar  1259,  Breslau  I2ö'- 
w  Hii   lii-      .x.^vKLfiMi  Mir-^   I2!?-J.    Mainz  KMO,    Prag  1340. 
^y..::'a-z    "4*S     'Vi-:mii-u    -44«?    :i.    a. i    nur   sehr  lang;?^^ 
I''':i;Z'Ki^  iii^'.'LL»:'!!    vi."ie    i'M   S.'hiitzbuIIe  ^Sicui  Juda^*" 

'j.  Tj  •  'I  Mrjiii-"^  :i  f.-»?!!  ..'  i«iH!j;i.*'.  •leiiium  Herzog  Friedriohsl  -*' 
•  r-rj  i  sr:  ••-rii.M  m  ..'.i'  */i-44  \md  dessen  Nachldldunse^' 
w-»:  ■>■;   ir'i-  'ii>i.T*^r;!ri-^  in^seivri  'aatrii 'Z^  wiesen  wenlen  wir^^' 

"^r.iT'r:':"    ir      j    i:i«i.-r»^!:;  L.iuderu  bereits  im  Laufe  «ie^^ 
!  \  Ja  •'••'i  i'ie;"^       ü    i^r  -raarü-.-Iiea  Ju-lenüresetzgebuni:  auf^ 
«■•■=i'>'.'  :.'.>r.'-   B»>r:::in;:j;i    :->  •:.  r>,s  ,ies  IV.  Laterauensischen 
K-.»ü^:.'<    ".••'.     .'.I  ■•;■     lil".     vrrerfend    die    uuiers^-heidende 
K !  e  i '  i ;.:  v .: .  w ' :  -i  U  • :  L »»^  u r  s; ": !  i ::  d  nur  all  uiählioh  und  a n  ein- 
/•r!ri^:i    nrrru    tT'^r    <k'."    -iet:    drei '.'^i^er  Jahren   ni:>4,    1435^ 

K ■ :' :  ■ " 'J ■  ■  ".  ■  kil -^  A v«; r ii: ; r; of n  : ni  >*i n n»»  dt*r  kiivh liehen  Vor- 
<«*;tirirti^'ii  ku?:i-'D  ■-■«i'^i;)!  v>r  >**  ^"üoc  j.  B.  Kadolt*  von  Hab:^bursr  »in 
•4.  Juii  1">;  I-.r:  Jii-^a  :u  K'cvu^bunr  übwr  Bitten  Je#  dorti^^n 
Bi>chi>rV'i.  wäLrecd  i'T  pA.ss-H:Tir:i;;-j  wrboqcen  za  bleiben.  Thüren 
wiA  F»'ii*t- r  vrTyoh'.'V-.-i'T!  z'i  ''lirrü  imd  ?ioh  auf  Wetf^.*n  und  StrafsieD 
zur  Sohmai'h  d-<  ohri*:[:'.'h":'.  «''.:i-.;b-'ii!'  uioht  <ehen  zu  las5on  iPertz, 
M.  Germ.  II.  L- -  4::»-:  Ki-1.  Cod.  Karisp.  I  5T6.i  Über  lia«  Juden- 
z».'ichen  vjltL  :iriili  Srobb^>.  ::r.  •»renzb'.Keu  In»S?.  X.  17.  G.  Wolf,  in 
G»*iger«  Znitsrhr.  I  '2A9. 
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des  15.  Jahrhunderts,  allgemein  in  der  Reichspolizeiordnung 
vom  Jahre  1530,  durchgeführt. 

InOsterreich  wurde  zuerst  durch  das  Mandat  Max'  I. 
Yom  12.  September  1511  angeordnet,  dafs  die  aufserhalb  der 
Stadt  Wien  sich  aufhaltenden  Juden  an  die  für  die  in  Wien 
lebenden  vorgeschriebene  Kleiderordnung  nicht  gebunden 
sein  sollen,  sondern  sich  beliebig  kleiden  können  ^) ,  woraus 
geschlossen  werden  mufs,  dafs  eine  Kleiderordnung  für  die 
Juden  in  Wien  schon  früher  (vielleicht  unter  Friedrich  III., 
aber  wohl  nicht  aus  konfessionellen,  sondern  auch  fiskali- 
schen Gründen,  um  sie  schon  äufserlich  als  leicht  erkenn- 
bares Steuerobjekt  zu  bezeichnen,  oder  von  Max  I.)  erlassen 
wurde.  Die  Judenordnung  für  Wien  vom  22.  Mai  1528*) 
dagegen  bestimmte:  „Und  so  ein  Jude  in  seinen  Sachen  und 
Geschäften  hier  ist,  soll  er  allweg  das  jüdische  Zeichen  un- 
verdeckt  und  unverborgen  vom  an  seiner  Bekleidung  tragen, 
dadurch  er  von  den  Christen  erkannt  und  darin,  als  billig 
ist,  ein  Unterschied  gehalten  werde*)." 

In  dem  Generale  Ferdinands  I.  vom  1.  August  1551 
für  die  unter-,  ober-  und  vorderösterreichischen  Erbländer 
wurde  den  Juden  vorgeschrieben,  dafs  sie  auf  ihren  Ober- 
Heidern  ein  Abzeichen  in  Form  eines  gelben  Ringes  von 
bestimmter  Gröfse  bei  sonstiger  Bestrafuog  zu  tragen  haben ^), 

8.    Für  P  0  1  e  n 

hestiramte  c.  19  des  Statutes  von  Nieszawa  (November  1454) 
iffi  Sinne  des  c.  13  des  Breslauer  und  113  des  Ofener  Kon- 
zils, dafs  die  Juden  beiderlei  Geschlechtes  eine  sie  von  den 
Christen  unterscheidende  Kleidung  tragen  sollen*). 


M  Meynert,  Nachlese  zur  Geschichte  der  Juden  in  Osterreich 
(Pbilippf^ohu  und  Jost,  Jahrbuch  f.  Geschichte  der  Juden  und  des 
Jndentumes  1861,  II  380). 

*j  Die  Juden  in  Österreich.  Vom  Standpunkte  der  Geschichte, 
des  Rechtes  und  des  Staatsvorteiles  1842,  I  111. 

3;  Codex  Austriacus  1704,  I  566ft.;  Bandtkie,  Jus  polon.  1881, 

289^290. 

*)  Volumina  leg.  1347—1780,  1859  I  525. 


B.    Die  Jndengesetsgebnng  vom  Standpunkte 

des  Fremdenrechtes. 


I.    Das  fränkische  Reich  ^). 

Im  fränkischen  Reiche  galten  für  die  Juden,  wie  in  den 
übrigen  auf  römischem  Boden  entstandenen  germaniecbeit 
Staaten  auch  nach  der  Oceupation  die  römisch-christliche«* 
Judengesetze  *). 

Durch  den  Übertritt  Chlodwigs  zum  Katholicismus  4?^ 
vollzog  sich  der  Assimilierungsprozefs  zwischen  Franken  ub^ 
Römern  schneller  und  leichter  und  das  römische  Recht  tr»^^ 
früher  aufser  Kraft  als  in  den  anderen  germanisch-chrisÜicheC 
Staaten. 

Mit  dem  letzteren  verlor  auch  die  römisch-christliche 
Judengesetzgebung  ihre  Gültigkeit,  und  die  Juden,  deren 
eigenes  Recht  nicht  anerkannt  war,  kamen,  wie  anderw&rts, 
infolge  ihrer  Rechtlosigkeit  als  Fremde  in  das  Verh&ltnis 
der  Unfreien  oder  Eigenleute. 

Die   unbedeutende   Judengesetzgebung   der   Merovinger 


1)  Cassel  a.  a.  0.  61  ff.;  Graetz  V  55  ff,  216ff.,  a45ff.;  Stobbe, 
Die  Juden  in  Deutschland  wahrend  des  Mittelalters  in  politucber,  ao> 
ciaier  und  rechtlicher  Beziehung  1866,  d— 7;  Waitx,  Deutsehe  Ver- 
fassungsgeschichte 1885.  IV  H43ff.;  Löning,  G^esch.  des  dentsriicii 
Kirchenrechtes  1878,  II  51  ff.;  Heus  1er,  Institutionen  des  deatscfaen 
Privatrechtes  1885,  86  I  147;  ßrunncr,  Deutsche  Rechtsgeachichte  I 
1887,  228,  275  ff^  II  1892,  49  u.  a. 

•)  Waitz,  Verf.-Gesch.  II  177, 
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beschäftigt  sich,  wie  oben  angedeutet  wurde,  mit  den  Juden 
lediglich  als  Andersgläubigen.  Gleichwohl  finden  die  Aus- 
weisuogeD  derselben  unter  Chilperich  582  und  Dagobert  629 
ihren  Erklärungsgnmd  wohl  nur  in  dem  Fremdenrechte, 
i  h.  in  der  mit  diesem  Namen  bezeichneten  Willkür ,  mit 
der  die  Könige  über  die  rechtlosen  Fremden  nach  ihrem 
GQtdflnken  verfahren  konnten,  wenn  sie  auch  vielleicht  aus 
religiösen  Motiven  erfolgt  sein  mögen  ^). 

Die  Nachrichten  über  die  Juden  im  fränkischen  Reiche 
während  der  Herrschaft  der  Karolinger  fliefsen  nur  spärlich 
und  geben  keine  klare  Auskunft  über  ihre  rechtliche  Stellung. 
Die  gesetzlichen  Bestimmungen  beziehen  sich  entweder  auf 
die  Juden  überhaupt  oder  ergeben  sich  aus  Specialprivilegien 
für  einzelne  besonders  bevorrechtete  Juden.  Sowohl  aus 
den  allgemeinen  Vorschriften  als  auch  aus  diesen  Schutz- 
briefen geht,  wenn  auch  nur  in  unbestimmten  Umrissen, 
hervor,  dafs  die  Juden  im  allgemeinen  in  der  karolingischen 
Zelt  als  Unfreie,  als  Eigenleute  im  Gegensatze  zu  den  Volks- 
genossen, daher  nach  dem  Fremdenrechte  behandelt  wurden. 

Allgemeine   Bestimmungen,    aus    denen    dies   gefolgert 
werden  kann ,  enthält  das  Capitulare  missis  Aquisgran.  alt. 
809  c  13.    Aufserdem  berufen  sich  der  später  zu  besprechende 
Schutzbrief  für  die  Juden  David  und  Joseph  samt  Genossen 
in  Lyon  ^)  und  der  Erzbischof  Agobard   von  Lyon  in  seiner 
Schrift    „de    insolentia    Judaeorum"    c.   3    auf   allgemeine 
Kapitularien  für  die  Juden,  deren  vollständiger  Inhalt  jedoch 
nicht  bekannt  ist,  aus  deren  im  erwähnten  Schutzbriefe  an- 
geführter Bestimmung  aber  geschlossen  werden  mufs,   dafs 
sie  auch  eine  Verfügung  enthielten,   in  welcher  festgesetzt 
war,  wegen  welcher  Vergehen  die  Juden  gegeifselt  werden 
durften. 

Gemäfs  dem  Aachener  Capitulare  vom  Jahre  809  c.  13 


')  Vgl.  dazu  Dahn,  Deutsche  Geschichte  1883,  I  2,  558. 

*)  Bo2i6re,Recueilg6n4raledesformule8  r  1859,  N. 28;  Zeumer, 
Formulae  imperiales  e  curia  Ludovici  Pii  (Moii.  Germ,  Form.  Mero- 
vingici  et  Karolini  aevi  1882,  I  309  ff.,  31. 
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wurde  bestimmt,   dars,   wenn  ein  Jude  einen  Christen  mit 
einer  Klage  belangt  und  entschieden  wird,  dars  er  den  Be- 
weis mit  Zeugen  führen  solle,  für  den  Christen  drei  geeignete 
christliche  Zeugen  genügen  sollen,  der  Jude  aber  nach  dem 
Werte  der  Sache  vier  oder  neun  oder  sieben  Zeugen  haben 
solle,  wenn  jedoch  ein  Christ  einen  Juden  klagen  will  and 
zwar  in  jeder  Sache  in   gleicher  Weise  die  Beweisführang 
mit   drei   geeigneten   christlichen   Zeugen   oder   drei  Joden 
genügen   solle  V).    Diese  Vorschrift  über  die  Beweisfbhnng 
seitens  des  klagenden  Juden  hat  wohl  ihren  Grund  haupt- 
sächlich in  dem  Milstrauen,  dem  die  Aussagen  eines  Fremden, 
eines    Nicht  Volksgenossen    gegen    einen    Volksgenossen  be- 
gegneten,   umsomehr,    wenn   dieser    Fremde    zugleich   Aft- 
gehöriger   einer  fremden  Religion  ist.    Aus   dem   letzteren 
Grunde  ist  anzunehmen,  dafs  die  von  dem  Juden  zu  fOhren- 
deu  Zeugen  Christen  sein  mufsteu,  daCs  somit  gegen  den  be- 
klagten Christen  nur  die  Zeugenschaft  von  Christen  zulässig 
war,  umsomelir  als  selbst  nach  den  Schutzbriefen  der  Jad^ 
gegen  den  Christen  nur  mit  christlichen  Zeugen,  wenn  aach 
in  geringerer  Zahl,  den  Beweis  führen  konnte. 

Aus  der  einzigen  bekannten  Bestimmung  des  citiert^^^ 
verlorenen  allgemeinen  Judengesetzes  Ludwigs  des  Fronuft^^ 
geht  hervor,  dafs  die  Juden   im   Beweisverfahren  als  IT*** 
freie  l)ehandelt  wurden,  da  der  körperlichen  Züchtigung  i^ 
diesem   Falle   nur   Unfreie  unterworfen  waren.     Diese  Ut^ 
freiheit  der  Juden  kann  jedoch  nur  dadurch  entstanden  sein« 
dafs  sie  infolge  ihrer  Recht-  und  Schutzlosigkeit  auf  GmiKi 
des  Fremdenrechtes  Eigenleute  des  Königs  geworden  waren. 

Aus  diesem  Zustande  der  Unfreiheit  gelangten  die  Jud^ 
nur  dadurch,  dafs  sie  in  den  speciellen  Schutz  des  König» 
(defeusio  [Form.  30,  31],  uiundeburdium  et  defensio  [Form. 
30,  31],  tuitio  [Form.  52])  auf  Grund  der  commendatio 
(Form.  52)  aufgenommen  und  mit  besonderen  königliehen 
Schutzbriefen    ausgestattet    wurden.      Von    diesen    Schuti- 


^)  Boretius,  Capitiilaria  reg.  Francor.  1883,  I  152;  Brauner« 
R.G,  1  152. 
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briefen')  sind  nur  vier  erhalten;    doch  ist  nicht  daran  zu 
zweifeln,  dafs  weit  mehr  ausgestellt  wurden  ^). 

In  diesen  Privilegien  erhielten  die  mit  ihnen  begnadeten 
Jnden  folgende  Rechte: 

1.  Niemand  soll  sie  aus  irgend  einem  unerlaubten  An- 
lasse beunruhigen  oder  verleumden. 

(Form.  30,  31.) 

2.  Niemand  soll  ihnen  von  ihrem  rechtmäfsig  erworbenen 
Eigentume  etwas  entziehen  oder  mindern  und  einen  Zoll 
oder  sonstige  Leistungen,  besonders  Beförderungsmittel  oder 
Beherbergung,  von  ihnen  verlangen. 

(Form.  30.  Form.  31  und  52  haben  den  Beisatz:  sed 
liceat  eis  sub  mundeburdo  et  defensione  nostra  quiete  vivere 
et  partibus  palatii  nostri  fideliter  deservire.) 

3.  Sie  konnten  ihr  Eigentum  vertauschen  und  an  wen 
immer  verkaufen ;  sie  sollten  nach  ihrem  Gesetze  leben  und 
Christen  zu  ihren  Arbeiten  dingen  aufser  an  Sonn-  und 
Feiertagen  (was  auch  durch  das  oben  erwähnte  Capitulare 
missis  Aquisgr.  alt.  809  c.  13  verboten  war). 

(Form.  30,  31.) 

4.  Sie  hatten  das  Recht,  fremde  Sklaven  zu  kaufen  und 
innerhalb  des  Reiches  zu  verkaufen. 

(Form.  30.  Form.  31  enthält  am  Schlufs  das  Verbot  der 
Taufe  dieser  Sklaven  ohne  ihre  Zustimmung;  in  Form.  52 
fehlt  diese  Bestimmung.) 

5.  Bei  Rechtsstritten  eines  Christen  mit  den  privi- 
legierten Juden  beweist  der  Christ  mit  drei  geeigneten 
christlichen  und  drei  geeigneten  jüdischen  Zeugen;  bei 
Kechtsstritten  der  genannten  Juden  gegen  Christen  haben  die 
ersteren  christliche  Zeugen  beizuziehen  und  mit  ihnen  den 
Christen  zu  überführen. 

(Form.  30,  31,  52.) 

^]  Form  30,  31,  52  (vor  825)  und  der  Schutzbrief  des  Juden  Gau- 
diocug  und  seiner  Söhne  Jakob  und  Vivacius;  Bouquet,  Recueil  des 
lustor.  des  Gaules,  IV  624  N.  252. 

*)  Simsen,  Jahrbücher  des  fränkischen  Reiches  unter  Ludwig 
dem  Frommen  1874,  I  394. 

Weherer,  Beiträge  I.  5 
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6.  Niemand  soll  ihre  Sklaven  überreden  dürfen,  si 
taufen  zu  lassen,  um  die  Freiheit  zu  erlangen,  bei  eigei 
Gefahr  und  Schaden  an  seinem  Vermögen. 

(Form.  30.  In  den  Form.  31  und  52  fehlt  diese  1 
Stimmung.) 

7.  Da  der  Kaiser  die  in  den  Privilegien  genannt 
Judon  in  seine  Munt  und  seinen  Schutz  genommen,  so  st 
no  lange  dieses  Dienst-  und  Treuverhältnis  gegen  den  KiL« 
besteht,  derjenige,  der  zu  ihrer  Ermordung  rät  oder  einen? 
ihnen  tötet,  an   die  königliche  Pfalz  zehn  Pfund  Gold  zahle 

8.  Niemand  soll  sie  zur  Feuer-  oder  Wasserprobe,  d 
w^it  Karl  dem  Grofsen  im  Beweisverfahren  für  Freie  im  t 
geuuMuen  bestätigt  waren  ^),  oder  zur  Geifselung  verurteile 
Hoiuleru  sio  sollen  nach  ihrem  Gesetz  leben  und  den  Beut 
H\\\\v\\  (duct^re?). 

(Korni,  30.  In  der  Form.  52  fehlen  P.  7  und  8.) 
KoniK  !U  hat  folgende  Zusätze  bezw.  Abändemngei 
Im  \\  5  wini  bestimmt  sowohl  in  Form.  31  als  52:  Wei 
oluor  von  den  Zeugen,  Christ  oder  Jude,  die  Wahrheit  n 
hoiuiUohou  will ,  so  soll  der  Graf  des  Ortes  per  verissini 
UU|uisitiouem''>  (auf  Grand  einer  verlifslichen  amtlidv 
rutorsuohuu>:>  jtnleu  von  ihnen  nach  seinem  Gesetze  anhalte 
dio  W^hrhoit  ^u  sag^n. 

^tVrrn,  *^  hAt  hier  eingefilgt:  Er  darf  fremde  SkUf 
Kt^utou.  N^K't  mir  iuuerhäilb  de$  Reiches  verkaufen.) 

NNhmui  Kix-h(:$$trute  ^egi^n  sie  Ober  ihr  Hab  und  G 
s\\W\  ihiv  SkUw«  ettt:^eh.K*tt.  die  <diiie  schweren  Nacbl 
\^\\\  Vwxwhx  iutx^rbtatb  ihret>  Woknstties  (infira  patrii 
\\\\^\\  v'ut>^^h^^Wu  w^nlea  kCVotteik  :$«»  sollen  dieselben  bis  i 
U**tt^'u^^^u  vKv<  Ks*b^*r<  *al^wjeh.'i>be»  oder  reserviert  werd 
\\\\\  vUhu    u.u^  vf^tu  G^sec^  iier  defiBitivm  Enischeidi 

ISm   S*^ut'/.*^tvt  i\*tm.  ?l  bikt  ab  lecile  Bestimmoi 

^' Xv-^^^i  '^.itt^i^p  iCii^  öT  X  "all 

Sws^Kty^y^   ^t,      -S»vi<i^»|(Ki>Mr    iifT  WHiiMr    ll'iiiiwie  Bd.  M,  1 
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^ffland  soll  die  genmnntea  Juden  mt  Geirselii  schlagen, 
aafser  wenn  sie  nach  ihrem  Gesetxe  fiberführt  werden,  da(^ 
sie  jene  Kapitularien,  die  tod  dem  Kaisar  fbr  sie  (wohl  für 
alle  Juden)  kundgemacht  wurden,  verletzt  oder  nicht  befolgt 
Ilaben,  in  welchen  benimmt  wurde,  wegen  welcher  Vergehen 
sie  gegeifselt  werden  sollen. 

Überblickt  man  den  Inhalt  dieser  Schutzbriefe,  so  geht 
aas  denselben  hervor,  dafs  den  privilegierten  Juden  in  den- 
selben Schutz  gegen  Beunruhigungen,  Schutz  ihres  Eigen- 
tums, Freiheit  von  Zöllen  und  anderen  Lasten ,  freies  Ver- 
fügungsrecht über  ihr  Eigentum,  eine  gegenüber  den  Un- 
freien bevorzugte  Beweisführung,  in  Form.  30  auch  Schutz 
<les  Lebens  zugesichert  wurde.    Gerade  der  Umstand ,  dafs 
diesen  Juden  der  Schutz  des  Eigentums  und  des  Lebens  und 
das  freie  Verfügungsrecht  über  ihre  Habe  erst  besonders  ge- 
;    ^ährleistet  werden  mufste,   spricht   mehr  als  alles   andere 
dafQr,  dafs  die  Juden  im  allgemeinen  auch  im  fränkischen 
Reiche  ohne  specielle  königliche  Munt  schütz-  und  rechtlos 
varen  und  dafs  dem  Könige  das  freie  Dispositionsrecht  über 
sie  und  ihr  Eigentum  zustand.    Für  den  ihnen   gewährten 
Schutz  hatten  die  privilegierten  Juden  ^),  wie  aus  Form.  31 
nnd  52  und    dem   Privilegium   Ludwigs   des  Frommen   für 
Mehrere  Kaufleute  828  *)  hervorgeht,  nicht  näher  bestimmte 
Dienste  an  die  kaiserliche  Pfalz   zu  leisten  (partilms  palatii 
Dostri  fideliter  deservire).     Später  scheinen   die  Juden  jähr- 
liche Abgaben   entrichtet   zu   haben;    denn    der  P>z])i8ch()f 
Amu]o  von  Lyon  beschwört  in  seiner  Schrift  „Contra  Judaeos" 
c.  44*)  um  846  die  Könige,  wegen  der  jährlichen  Abgaben 
iznd  Geschenke,  die  von  ihnen  dargebracht  werden  (nee  propter 
annua  tributa   et   exenia   sua,  quae  ab  illis  persolvuntur), 
die  kirchlichen  Satzungen  nicht  zu  vernachlässigen. 

Trotz  den  erwähnten  Privilegien  waren  jedoch  auch  die 
kaiserlichen   Schutzjuden   den    Volksgenossen    nicht   ^h^ich- 


J)  Brunner,  R.G.  I  277. 

s)  SickeU   Beitrage  zur  EKplomatik  III  80,  Form  imp.  37,  Ro- 
d^e  N.  30.   (Praeceptum  negotiatorum.) 
»)  Migne,  Patrologia  lat.  116,  172. 

5* 
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gestellt ,  so  besonders  bezOglich  der  Beweisführung  mm  X 
Zeugen.  Ferner  fiel  narb  Form.  30  bei  Tötung  ein^-^ 
privilegierten  Juden  die  Geldstrafe  von  10  Pfund  in  Golci 
nicht,  wie  bei  den  Stammesgenossen,  als  Wergeid  an  di^^ 
Verwandten  des  Erschlagenen ,  sondern  an  den  MuntherrcB. 
den  Konig.  — 

Mit  der  Erteilung  der  in  den  erwähnten  Schutzbriefen 
enthaltenen  Begünstigungen  wird  gewohnlich  das  Auftreten 
der  beiden  Erzbischöfe  von  Lyon,  Ägobard  und  Amulo.  in 
Verbindung  gebracht:  allein  zunächst  kämpften  beide  our 
gegen  die  Xichtbeobachtung  der  kirchlichen  Vorschrifteii 
beztkglich  der  Juden.  Die  Kirche  war,  wie  oben  geschildert, 
auch  im  fränkischen  Reiche  auf  zahlreichen  Synoden  be- 
strebt, ihre  Tendenzen  bezüglich  der  Juden  zur  Anerkennung 
zu  bringen ;  im  Laufe  der  Zeit  scheinen  aber  diese  Synodal- 
lieschltisse  nicht  weiter  beachtet  worden  zu  sein  und  besonders 
auf  die  Stellung  der  Juden  wenig  Einflufs  geübt  zu  habe». 

Die   Schriften  Agobards^)  (zwischen  822  und  825)   und 
Amulos  Buch   contra  Judaeos^)    um    846    hatten    zunächst 
keinen  anderen  Zweck,    als   den  nicht  beobachteten  kirch- 
lichen Vorschriften  wieder  Geltung  zu  verschaffen;  aufser- 
dem  mag  die  Ausstattung   der   bisher  unfreien  Juden  dd'^ 
Vorrechten,  bei  denen  die  kirchlichen  Satzungen  zum  Teil^ 
ganz  ignoriert  wurden,  das  Mifstrauen  der  Geistlichkeit  er- 
regt  haben.     Agobard  und  sein  Nachfolger  Amulo  eiferten 
in    ihren    Schriften    gegen   den    Verkehr  der   Christen  mit 
Juden,  die  Haltung  christlicher  Dienstboten  seitens  derselben, 
(las  Verbot  der  Taufe  der  heidnischen  Sklaven  der  Juden 
den  Neubau  einer  Synagoge,  die  Mitfeier  des  Sabbats  seitens 
der  Christen,  Verkauf  von  Fleisch  und  Wein  an  Christ«!, 
N'erlegung  der  Märkte  von  dem  Sabbat  auf  einen  andern 
Tag  aus  Rücksicht  für  die  Juden,  gegen  das  Arbeiten  der 

M  Coii8ult«tio  et  supplicatio  ad  proceres  palatii;  Ad  proeeret 
)>alatii  contra  praeceptum  impium:  De  insolentia  Jadaeomm;  De  Jndai- 
iMM  Bupenititionibua;  Epistola  ad  Nibridium  (ed«  Baluxe;  Migne  Pa- 
trol.  lat.  104.  70,  101  ff). 

')  Amulonis  contra  Judaeos  Über  (Migne,  Patrol.  lai.  11^  141  . 
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von  ihnen  gedungenen  Christen  am  Sonntage,  gegen  die  Be- 
stellung der  Juden  als  Zöllner  u.  a.  ^). 

Die  Anklagen  der  beiden  Erzbischöfe  scheinen  jedoch 
wirkungslos  geblieben  zu  sein,  da  von  einer  denselben 
Rechnung  tragenden  staatlichen  Gesetzgebung  nichts  bekannt 
geworden  ist,  und  das  Capit.  Niumag.  miss.  806  *)  c.  4,  das  den 
Bischöfen,  Äbten  und  Äbtissinnen  empfiehlt,  die  Kirchen- 
schätze sorgfältiger  zu  bewahren,  damit  durch  die  Unredlich- 
keit und  Unachtsamkeit  der  Wächter  nichts  abhanden  komme, 
weil  nach  dem  Kaiser  zugekommenen  Berichten  jüdische 
und  andere  Kaufleute  sich  rühmten,  sie  könnten  alles,  was 
ihnen  beliebt,  von  jenen  kaufen,  und  das  im  Capit.  miss. 
Aquisgran.  alt.  809  c.  13  enthaltene  Verbot,  am  Sonntage 
Christen  für  ihre  Arbeit  zu  dingen,  einer  früheren  Zeit  an- 
gehören. Die  übrigen  Kapitularien  betreffend  die  Juden  wer- 
den im  Verlauf  dieser  Arbeit  berücksichtigt  werden. 

II.   Deutschland^). 

Wie  im  fränkischen  Reiche,  so  bildete  das  Fremdenrecht 
^uch  in  Deutschland  die  Grundlage  der  Behandlung  der 
Juden.    Schon   Urkunden    aus   der   Zeit    Ottos   III.    lassen 


')  Über  Agobard,  vgl.  Simson  a.  a.  0.  I  393. 
I  «)Boretius,  Capitul.  1  131. 

I  ^  Spieker,  Über  die  ehemalige  und  jetzige  Lage  der  Juden  in 

^Deutschland  im  Mittelalter  1809;   Arnold,  Verfassungsgeschichte  der 
<ientschen  Freistädte  1854,  I  71,  II 214 ff.;  Waitz,  Verfa.ssungsgeschichte 
n  1,  270,  IV  37,  V370;  Wiener,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden 
in  Deutschland  während   des   Mittelalters    1862;   Stobbe,  Geschichte 
der  Juden  in  Deutschland  während  des  Mittelalters  in  politischer,  so- 
cialer und  rechtlicher  Beziehung  1866  (vgl.  hierzu:  K.  Maurer  in  der 
kritischen  Vierteljahrsschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft 
1867,    IX   564 — 581);    Maurer,    Geschichte    der   Städteverfassung    in 
Deutschland    1869,  I  342,   II  29,   228,   496;    Röscher,  Die  Juden  im 
Mittelalter,  betrachtet  vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Handelspolitik 
1875   (zuletzt    in    „Ansichten   der  Volkswirtschaft   aus  dem  geschicht- 
Lchen  Standpunkte".    3.  Auflage.  Bd.  II  311—354);  Gengier,  Deutsche 
^'tadtrechtsaltertümer  1882,  97  ff.;  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschafts- 
leben im  Mittelalter  1885 ff.,  I  449  u.  a.;   Hoeniger,  Zur  Geschichte 
der  Juden  Deutschlands  im  früheren  Mittelalter;  Brefslau,  Diploma- 
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keinen  Zweifel  (iarüber  aufkommen,  dal's  sie  und  «lie  Kl 
leute,  die  zu  jener  Zeit,  wo  die  Deutschen  fast  nur  Ad 
bau  trieben,  nicht  Volksgenossen,  sondern  Fremde  waren. 
Sinne  des  Fremdenreclites  deu  Unfreien,  deu  Eigenleu 
eleich  gehalten  wurden.  So  schenkte  dieser  Kaiser  973  < 
Bistum  Merseburg  alles,  was  die  Mauern  der  StJidt  i 
schlierten,  mit  den  Juden  und  den  Kauf  leuten  ').  und  unb 
4.  Juni  973  bestätigte  er  dem  Erzhischof  von  Magdeb 
alle  Privilegien'),  darunter  auch  die  Gerichtsbarkeit  0 
ilie  dort  wohnenden  Kauf  leute.  Juden  und  Unfreien.  In  i 
ersten  Urkunden  und  einer  Urkunde  Heinrichs  11.  E 
November  1004'),  in  welcher  dersellie  dem  Bischöfe  Wig! 
von  Merseburg  die  Kaufleute  und  Juden  (mercfttores 
Judeos  Apellas).  welche  Bischof  Gisiler  zuerst  erwor 
hatte,  die  aber  vor  längerer  Zeit  verlauscht  oder  vera 
worden  waren,  wieder  zurückgiebt .  liegt  mehr  als 
Schenkung  der  Abgaben*)  von  den  Juden  und  Kauflea 
daselbst;  nach  deu  Ansichten  des  Mittelalters  ist  di 
Schenkung  vielmehr  eine  Überlassung  der  Kaufleute  i 
Juden  in  Merseburg  als  Eigenleute  mit  Hab  und  Gut  an  < 
Bistum  in  gleicher  Weise,  wie  Friedrich  II.  1211  der  Kir 
in  Palermo  alle  Juden  dieser  Stadt  schenkt*),  „ut  de  cet 

tische  ErläuteruDgen  zu  den  Judenprivilegien  Heiiiriirbs  IT. 
Stobbe.  Die  Judi-iiprivilegieD  UeiDrichs  IV.  für  Speier  'und 
Woniia  (Geigers,  Zeitschr.  f.  Gesch.  der  Juden  in  Deutschluid  l 
I  62ff.,  13«  ff^  1.^2  fT^  207  ff.);  Goldschmidt,  Univers&l;|,'ee<:biclit« 
Haodelsrechtcs  1  107  ff.;  Aroniua,  Kegesten  znr  Geschichte  der  Jo 
im  Muk.  und  deutschen  Reiche  bis  1273,  1887 ff.;  SchrOder.  Ld 
der  deutschen  Rechtsgeechichte  1894,  463  ff.;  Burkhard t  u.  M.  Ste 
Aus  der  Zeitscbriflen-Litteratur  z.  Gesch.  der  Joden  in  DeutMhl 
(Geiger  a.  a.  O.  II  1-47,  109—136). 

')  Thielmari  Chron.  III  i^  1  (Hon.  Germ.  SS.  lU  758). 

f^)  Mon.  Germ.  Diplomata  Ott.  II  N.  29.  Litteratur  bri  Arooi 
Regesten  57  N.  133, 

')  Thietmnri  Chron.  VI  c.  12  (M.  Germ.  S8.  III  809|. 

')  Brotuff,  Cliroiiica  und  AutiquitAlen  des  kaiserliub«ii  StUU 
Mareburg   1557  (vgl.  Hirsch,  Jahrbücher  Heinrichs  II,  I  21JT  i 

')  HuilUrU-BrfihoUes,  Hiatoria  dipl.  Fridfrici  s 
1  182,  19t. 


^ 
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homines  vestri  sint^  samt  allen  Abgaben,  und  wie  Karl  lY. 
1348  den  Bürgern  in  Worms  und  1349  der  Stadt  Speier  die 
Juden  und  die  Jüdischheit  daselbst  mit  Leib  und  Gut  und 
mit  allen  Nutzungen  und  Rechten  überläfst,  die  er  selbst  an 
iliiien  hat^).    Die  Gleichstellung  der  Kaufleute  und  Juden 
mit  den  Unfreien  in  dem  Privilegium  für  Magdeburg  vom 
4.  Juni  973,    die    gegen  Ende  des  Jahres  1012  von   Hein- 
rich II.  angeordnete  Vertreibung    der  Juden    aus   Mainz*), 
sowie  die  von  Heinrich  IV.  im  Mai  1098  angeordnete  Unter- 
ßuchung  über  das  Vermögen  der  während  des  ersten  Kreuz- 
zuges in  Mainz  und  wohl  auch  in  anderen  Städten  getöteten 
Juden*)  sind  ebenfalls  auf  das  Fremdenrecht  zurückzuführen, 
dem  gemäfs  die  Juden  Eigenleute  des  Kaisers  waren,  dem 
über  sie  und  ihre  Habe  das  freie  Verfügungsrecht  bezw.  das 
Anrecht  auf  ihre  Hinterlassenschaft  zustand.     ' 

Trotzdem  war  jedoch  die  Behandlung  der  Juden  nach 
dem  Fremdenrechte  bis  in  das  12.  Jahrhundert  in  Deutsch- 
land mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  derselben  als  Haupt- 
vennittler  des  Handels  und  des  Geldverkehrs  eine  milde. 
Bis  in  das  7.  Jahrhundert  war  der  Handel  im  Abendlande 
hauptsächlich  in  den  Händen  der  Syrer  *).  Seit  dem  7.  Jahr- 
hundert fiel  die  Vermittlung  des  Handels  vorzüglich  den 
Juden  zu,  wenn  auch  neben  ihnen  Araber,  Slaven,  Griechen 
und  Friesen  als  Handelstreibende  erwähnt  werden  ^). 

\)Stobbe   a.  a.  O.  22,  23. 

»)  Annal.  Quedlinb.  ad  a.  1012  (M.  G.  SS.  III  81);  dazu  Aronius, 
ß^geston  61  N.  144. 

')Ekkehardi  Chron.  (M.  G.  SS.  VI  209);  Waitz  a.  a.  0.  VIII 
'^  leitet  dieses  Anrecht  aus  dem  Schutzrechte  des  Königs  ab,  was 
Jedoch  aus  den  später  zu  entwickelnden  Gründen  kaum  zutrifft. 

*)  Scheffer-Boichorst,  Zur  Geschichte  der  Syrer  im  Abend- 
•&^de  (Mitteil,  des  Instit.  für  österr.  Geschichtsforschung  VI  521); 
ßrnnner,  R.G.  I  228,  n.  21. 

*)  Ober  den  Handel  der  Juden  vgl.  den  Bericht  des  General - 
Postmeisters  des  Chalifenreiches  Ibn  Chordädbeh  (f  912)  in  Journal 
asiatique  1865,  6.  S^rie,  V  512,  514  (übersetzt  von  Barbier  de  Mey- 
^rd),  ferner  den  Reisebericht  des  Ibrahim  Ibn  Ja'qüb,  der  im 
10.  Jahrhunderte  (973)  von  Afrika  über  Merseburg  nach  Mecklenburg 
rmte  (Jacob,   Der  nordisch- baltische  Handel  der  Araber  im  Mittel- 
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Trotz  dieser  Konkurrenz  waren  die  Juden ,  solange  d 
Deutschen  nur  Ackerbau  trieben,  die  Kaufleufe  xor'  *'|ox 
in  Deutäcbland,  und  hesouders  der  Handel  mit  den  Erzen 
nissen  des  Orieuts  lag  fast  nur  in  ihren  Händen.  Dafs  s 
sich  aber  such  schou  seit  dem  11.  Jahrhundert  mit  Da 
lehnsgeschaften  abgalien,  geht  aus  der  Vita  S.  Annonis  (u 
1100)  hervor,  nach  welcher  der  Erzbischof  Anno  von  Köl 
(1066—1075)  vor  seinem  Tode  die  Prokuratoren  der  en 
bischöflichen  Gütsr  ersuchte,  daför  Sorge  zu  tragen,  dafssi 
hei  Zahlung  seiner  nicht  geringen  Schulden  mit  gleicbe 
Gewissenhaftigkeit  bezOglicb  seiner  christlichen  wie  seiw 
judischen  Gläubiger  vorgehen  sollen*).  Auch  aus  den  c. 
und  2  des  Karl  dem  Grofsen  und  Ludwig  dem  Frommeu  ta 
geschriel^Qen,  aber  wahrscheinlich  einer  späteren  Zeit  u 
gehörenden  Capitulare  de  Judaeis*),  in  welchen  den  Jndei 
verboten  wird,  bei  Verlust  des  Vermögens  und  der  rechiei 
Hand,  Kirchengut,  sei  es  Gold,  Silber  txier  eine  amiOT 
Sache,  als  Pfand  oder  für  eine  Schuld  von  einem  Clirötci 
anzunehmen,  und  bei  Verlust  des  Pfandes  and  der  Sehuli 
einen  Christen  als  Unterpfand  (Bürgen!  von  einem  Judfl 
oder  einem  anderen  Chrigten  sich  steilen  zu  lassen,  mnfs  ft 
folgert  werden,  dafs  die  Juden  schon  frühzeitig  Darl^ 
geschüfte  betriehen. 

alt«r  1887,  122);  ferner  Heyd,  Gesch.  des  LevaiitebundeU  im  HiOli 
alter  167S,  1  140  ff.;  Güd cinann.  Gesch.  den  EniehungsweMM  a 
der  Kultur  der  Jadeo  in  Frankrek-h  und  Deut«rhUnd  18W.  1141 
29ä  ff.  Ober  den  Handel  der  Araber  vgl.  .lacob,  Welche  HaaU 
artikel  bezogen  die  Araber  des  Mittelalters  aud  den  nordinch-baltü^ 
Lindern?  1886.  0er  iiordiscli-bal tische  Handel  der  Araber  im  Hin 
alters  1887.  Die  Waren  bi?im  uordiach-baltiaehen  Verkehre  ira  UM 
alter  1891.  Ein  arabiticber  Berichterstatter  aus  dem  10.  JabriHud 
über  Palda  , . .  und  andere  SUdle  des  Abendlandes  1»96.  B«rägl 
des  Handels  der  Slaven,  s.  die  Zollordnuu^  Ludwig  des  Kimtga  A 
6,  9  iMon.  Gertn.  Leg.  III  481)  und  den  Ucricbt  des  Ibithini  ibn  Ja*( 
(vgl,  Jacob,  Der  nordisch-baltische  Handel  etc.  S.  122). 

<)  Mo».  Germ.  SS.  XI  302.  Vgl  hierin  GüderoauD  a.  ■.  O. 

Hoeniger,  Zur  Gesch.   der  Juden   DenlacUands    a.  k.  (X  [  88 

Lamprecbi.  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  [  j 

«)  Boretius  Cap.  I  258  (M.  G.  LI.  !  19*;, 
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Diese  Nützlichkeit,  ja  Unentbehrlichkeit  der  Juden  bei 
dem  Handels-  und  Geldverkehr  hatte  zur  Folge,  dafs  die 
Machthaber  sowohl  in  ihrem  eigenen  Interesse  als  im  Interesse 
der  Gesamtheit  sie  durch  Verleihung  von  Sonderrechten,  die 
sie  von  den  Konsequenzen  des  Fremdenrechtes  befreiten  und 
ihnen  einen  Ersatz  für  das  ihnen  sonst  fehlende  Recht  bieten 
sollten,  zur  bleibenden  Ansiedlung  zu  bestimmen  suchten  und 
in  üren  Erwerbszweigen  schützten  und  förderten. 

Zu  diesem  Zwecke  erteilten  die  Könige  wahrscheinlich 
zuerst  einzelnen  jüdischen  Kaufleuten  ähnlich,  wie  Ludwig 
der  Fromme,  Schutzbriefe ;  seit  dem  1 1 .  Jahrhundert  aber 
wurden  in  einigen  Städten  allen  daselbst  angesiedelten  oder 
in  dieselben  aufgenommenen  Juden  von  den  Königen  oder 
den  von  diesen  wohl  zur  Erteilung  von  Sonderrechten  er- 
mächtigten Machthabern  Specialprivilegien  verliehen,  so  in 
Speier  von  dem  Bischof  Rüdiger  Huozmann  unterm  13.  Sep- 
tember 1084  und  von  Kaiser  Heinrich  IV.  unterm  19.  Fe- 
bruar 1090,  in  Worms  von  Heinrich  IV.  (wahrscheinlich  1090) 
und  Friedrich  I.  unterm  6.  April  1137^),  in  Regensburg  von 
Friedrich  I.  im  Dezember  1182«). 

Während  Friedrich  I.  in  dem  letzteren  Pii\ilegium  den 
Juden  in  Regensburg  die  ihnen  durch  die  Gnade  seiner 
Vorgänger  (wahrscheinlich  Heinrich  IV.)  gewährten  Rechte, 
Dämlich  das  Recht,  Gold,  Silber  und  alle  Arten  von  Metallen, 
sowie  alle  Arten  von  Handelsgegenständen  zu  verkaufen  und 
nach  ihrer  alten  Sitte  zu  kaufen,  ihr  Eigentum  und  ihre 
Faren  zu  vertauschen  und  ihren  Nutzen  in  gewohnter  Weise 
ra  wahren,  bestätigt,  sichern  die  Privilegien  für  die  Juden 
n  Speier  und  Wonns  den  dort  ansässigen  Juden  in  un- 
erkennbarer Anlehnung  au  die  Schutzbriefe  Ludwigs  des 
rommen  einen  besonderen  Gerichtsstand  (1),  für  ihr  beweg- 
ches  und  unbewegliches  Vermögen  vollen  Schutz  (2),    den 


*,  Vgl.  über  diese  Privilegien  die  Aufsätze  von  Hoeniger, 
refslau  und  Stobbe  in  Geigers  Zeitschrift  für  Gesch.  der  Juden 
Deutschland  1886,  I  65  ff.,  136  ff.,  152  ff.,  207  ff. 

-)  Scheffer-Boichorst  in  den  Mitteil,  des  Instit.  für  österr. 
«chichtsforschung  X  459,  403. 
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te  sie  in  Speier  der  Synagogenvorstand,  in  Worms  der 
enbischof  zur  Angabe  der  Wahrheit  zwingen.  Bei  Be- 
ildigungen  in  einer  wichtigen  Sache  wurde  ihnen  das 
kationsrecht  an  den  Kaiser  (in  Speier  an  den  Bischof) 
eräurat  (14).  Es  war  ihnen  gestattet,  ihren  Wein,  ihre 
)estoffe  und  ihre  Arzneien  (antidota)  zu  verkaufen,  und 
laod  durfte  von  ihnen  Frondienste  oder  andere  öffent- 
!  oder  private  Leistungen  fordern  (15  *). 
Friedrich  IL  dehnte  im  Juli  1236  das  Wormser  Privi- 
im  auf  die  Juden  in  ganz  Deutschland  aus  und  fügte 
m  Reichsprivilegium  mit  Rücksicht  auf  die  oben  er- 
iten  Vorfälle  in  Fulda  die  sogen.  Absolucio,  d.  i.  ein 
dem  fachmännischen  Gutachten  einer  Kommission,  be- 
md  aus  in  den  Schriften  des  alten  und  neuen  Bundes 
rrichteten  Neophyten  verschiedener  Länder  beruhendes, 
uden  von  der  Anklage  des  Ritualmordes  freisprechendes 
11  der  Reichsfürst(  n  bei  und  verbot,  die  Juden  fernerhin 
n  dieses  bösen  Gerüchtes  (infamia)  zu  belästigen  oder 
1  Vorwürfe  zu  machen"). 

Dieses  Privilegium  war  —  abgesehen  von  den  später  zu 
rechenden  Landfrieden  vom  Jahre  1103  —  das  erste  all- 
'me  Judengesetz  für  Deutschland. 
Für  die  Erteilung  der  oben  erwähnten  Freiheitsbriefe 
?n  die  Juden  seit  Friedrich  I.,  desselben,  der  in  der  zu- 
st  für  Italien  erlassenen,  später  aber  durch  Vermittlung 
libri  feudorum  auch  in  Deutschland  zu  gesetzlicher 
iing  gelangten^)  Constitutio  de  regalibus*)  eine  feste 
idlage  für  das  kaiserliche  Regalienrecht  schuf,  wahr- 
inlich  ständige  Abgaben  an  die  kaiserliche  Kammer  zu 

^)  Über  die  Abweichungen  in  dem  Speierer  und  Wormser  Privi- 
in»  in  den  einzelnen  Bestimmungen   vgl.  Hoeniger  und  Stobbe 

0.  146  flF.,  211  ff. 

')  Hoeniger  136;  Annales  Marbac.  (M.  G.  SS.  XVII  178);  Boos, 
indenbuch  der  Stadt  Worms  II  742;  M.  Stern,  Die  Blutbeschul- 
H  in  Fulda  und  ihre  Folgen  (Geigers  Zeitschr.  1887,  II  194 ff). 

')  Schröder,  R.G.  633. 

*)M.  G.  Leg.  II  111. 


zahlen,  die  als  eine  Ablösungssumme,  als  ein  Ersatz  fOr  dei 
in  jenen  Privilegien   gelegenen  Verzicht   auf  die  aus  im 
Fremdenrecht  fliefsenden  kaiserlichen  Befugnisse,  sowie  ak 
Anerkennung  des  kaiserlichen  Prärogati>Techtes  aufzufassen 
Hind,   gemäls  welchem  die  Juden  im  Reiche  ausschliefslkh 
dem  Kaiser  zugehörten  und  ohne  dessen  S{)ecielle  BewilligoDg 
oder  Verleihung  niemand  sich  dieselben  aneignen  oder  ober 
Hie  verfügen  konnte  M.     Diese  Zugehörigkeit  der  Juden  zur 
kaiserlichen  Kammer   kommt  seit  Friedrich  I.  in  den  Priri- 
legieii    auch    formell    zum    Ausdruck.    In   dem  Privilegioa 
Heinrichs  IV.   für  einige  Juden  in  Speier  vom  19.  Februir 
lOlK)  nimmt  der  Kaiser  diese  Juden,  ähnlich  wie  Ludwig  der 
Fromme  in  Form.  52,  lediglich  in  seinen  Schutz  (in  tuitioDen 
n(mtram).     In  dem  Privilegium  Friedrichs  I.  für  die  Jod» 
in   Worms  vom   0.  Ai)ril   1157  wird  dagegen  zuerst  die  Zi- 
gehörigktjit  der  Juden  zur  kaiserlichen  Kammer  proklamieit 
(cum  ad  cameram  nostram  attineant).   Fast  dieselben  Werte 
finden  sich  in  einem  Privilegium  Friedrichs  I.  für  die  Kirche 
von  Arles  vom  Jahre  1177  (quos  camere  nostre  pertinentes*) 
un<l  ilem  olu^n  angeführten  Freiheitsbriefe  dieses  Kaisers  fttr 
die  Juden  in  Hegenshurg  vom  September  1182  (qui  spetiali 
pre  rogativa  dignitatis  nostre  ad  imperialem  cameram  dinos^ 
cuntur  |H»rtinere). 

Wahrscheinlieh  um  der  schon  aus  dem  absoluten  Ye^ 
fügungsrechte  des  Kaisers  üIhm*  die  Juden,  das,  wie  ob« 
gezeigt,  sich  aus  dem  Frenulenrechte  ergab,  Üiefsenden  Be- 
rechtigung   dessell)en     zur    Einhebung    von    Abgaben    und 


M  l>it*s  ori^it'bt  sich  au^t  dem  Eide  des  Erzbischofs  Philipp 
Kohl  U{^»  dt'ii  or  Friedrich  I.  bei  seiner  Unterwerfung  leisten  mafste, 
in  welchem  er  u.  h.  sieh  von  dem  Vorwurfe  reinigte,  die  Jaden  dem 
Kait«er  zum  Sehadeii  mit  einer  (.Geldstrafe  belegt  xu  haben  (Chitm. 
re^ia  iVloii.  ed.  Waitz  1.*^;  die  übrige  Litterator  bei  Aronins,  Ba- 
;;:e4teu  U«  N.  '>^.\'>)  und  aus  der  Urkunde  König  Heinrichs  vom  13.  An- 
gu»t  i2'V.  in  welcher  denH^lbe  erklärt,  dem  Grafen  Egrino  von  Fro- 
burg  nicht  mehr  zu  gr\>Uen.  weil  dieser  seine  Juden  bei  Freibiit|^  ge- 
fangen geuomiMeii  hatte.  (Huillard-Breholles  a.  a.  O.  LLI  424; 
Moue.  /citHchr.  t.  Hesch.  des  Oberrheins  IX  241. 

"'  Uuillara-Ureholles  a.  a.  O.  U  4TX 
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Leistungen  von  ihnen  eine  gesetzliche  Grundlage  zu  geben, 
verlieh  Friedrich  II.  allen  Juden  in  Deutschland  das  Reichs- 
privilegium  vom  Juli  1236,  in  welchem  er  die  Zugehörigkeit 
derselben  zur  königlichen  Kammer  dahin  erweiterte,  dafs 
er  sie,  wie  in  dem  Privilegium  für  die  Juden  in  Sicilien  vom 
Jahre  1234^)  und  in  Wien  vom  Jahre  12382),  ^is  Knechte 
seiner  Kammer  (servi  camere  nostre)  erklärte.  Hierdurch 
war  die  Abgabenpflicht  der  Juden  in  ganz  Deutschland 
gegenüber  dem  Kaiser,  die  den  wesentlichen  Inhalt  der  sogen. 
Kammerknechtschaft  bildet,  auch  formell  begründet,  und 
der  Ausdruck  „servi  camere"  wurde  seither  die  offizielle 
Bezeichnung  für  die  Juden  in  Deutschland,  deren  sich  die 
Nachfolger  Friedrichs  II.  in  Urkunden  und  Gesetzen  be- 
dienten, so  Konrad  IV.  in  einer  Urkunde  vom  Mai  1246  be- 
züglich der  Juden  in  Frankfurt  und  vom  20.  Januar  1251 
bezüglich  der  Juden  in  Regensburg  ^),  König  Wilhelm  in  der 
Urkunde  vom  15.  März  1255  bezüglich  der  Juden  in  Speier*), 
Richard  in  der  Urkunde  vom  16.  Oktober  1262  bezüglich 
der  Juden  in  Hagenau*),  Konradin  in  der  Urkunde  vom 
30.  November  1266  für  die  Bürger  von  Augsburg  ®).  Auch 
in  der  Folgezeit  wurde  dieser  terminus  technicus  beibehalten, 
erhielt  aber  eine  wesentliche  Erweiterung. 

Seit  den  Kreuzzügen  hatte  sich  die  sociale  Lage  der 
Juden  infolge  des  immer  schärfer  hervortretenden  religiösen 
Antagonismus  und  der  judenfeindlichen  kirchlichen  Gesetz- 
rebung,  sowie  aus  wirtschaftlichen  Gründen  (besonders  in- 
olge  der  Entstehung  eines  einheimischen  Bürgertums  und 
Laufmannstandes  und  des  durch  die  Geldherrschaft  und  das 


')  Petrus  de  Vineis,  Epist.  1566  N.  8. 

*)  V.  Meiller,  Österr.  Stadtrechte  und  Satzungen  aus  der  Zeit 
;r  Babenberger  (Arch.  f.  Kunde  österr.  Geschichtsq.  X  726  ff.)« 

•')  Böhmer,  Cod.  dipl.  Moenofrancof.  ia36,  76;  Mon.  Boica,  30a, 
789. 

^)  Hilgard,  Urkundenbuch  der  Stadt  Speyer  64,  N.  87. 

'^)  Scheid,  Histoire  des  Juifs  de  Haguenau  (Revue  des  ^tudes 
ives  n  86,  1). 

«)  Mon.  Boica  30  a,  357,  N.  816. 
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Wuchernionopol  der  Juden  herrorgerufenen  Gegensatzes  rt«s 
Schuldners  gegen  den  Gläubiger,  des  Pauperismus  gegen  den 
Kapitalismus)')  bedeutend  verschlechtert.  Allein  anci  in 
rechtlicher  Beziehung  traten  verschiedene  Änderungen  vi 
ihren  Ungunsten  ein.  Die  ursprüngliche  Gleichstellung  der 
Juden  mit  den  Christen  in  privatrechtlicher  Beziehung,  be 
sonders  bei  dem  Kigentumser werbe,  wie  sie  in  einig« 
deutschen  SiMten  nachgewiesen  ist ') ,  schwand  seit  Aa 
zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts,  und  in  offen tlich-recbt- 
lieber  Beziehung  waren  die  Juden  aus  Schutzbefohleixa 
lies  Königs,  wie  erwähnt  wurde,  königliehe  .Raminer- 
knechle"  geworden.  Zur  progressiven  Verschlechterung  ävt 
Lage  der  Juden  trug  besonders  auch  das  herrscheul« 
Feudalsystem  viel  Iwi.  Dasselbe  hatte  nicht  nur  in  Deutsch- 
land, sondern  in  allen  europäischen  Staaten,  in  deneo  « 
l>estanil,  zur  Folge,  dafs  jeder  Lehnsherr  die  nicht  in  seinen 
Gebiet«  sefshaften  Juden  als  AuswSriige  und.  wenn  sie  In 
seinem  Territorium  blieben,  als  seine  Eigenleute  behandelK 
die  er  verkaufen,  auswechseln,  ausleihen  und  Ql>er  die  « 
Oherhaupl  nach  freier  Willkür  verfügen  konnte.  So  rieh 
Herren,  so  viele  verschiedene  Behandiungsmethoiien*).  *i^ 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  trat  eine  noch  ungünstigere  Auf- 
fassung ihrer  öffeutlich- recht  liehen  Stellung  gegeaOber  doB 
Kaiser  und  dem  Reiche  ein. 

Als  nämlich  die  Juden  in  S|)eier.  Worms,  Mainz,  Opp(tt 
heim  und  der  Wetterau  (nach  der  gewöhnlichen  Annaliini 
anläfslich  des  Gerüchtes  von  dem  Auftreten  eiue-s  Messiu  i 
Syrien)  *)    eigenmächtig    auswanderten ,    nahm    Rudolf   n 


')  Röscher.  Ansichten  der  Volkswirtschaft  aus  dem  geedüct 
liehen  StADdpirnkte  (a.  a.  U.  335,  339). 

*)  Boaeatbal.  Zur  Geschichte  des  Ei^ntnme  in  dn'  Sla 
Wönbnrg  1»78,  16,  lü  ff.;  Hoeniger.  KSIner  Schrei nsarkoDd««  i 
12.  Jahrh.  (Publikationen  der  (TesellHcbaft  für  rheiniscbe  G««clücb 
knnde  I8S4)  und  „Zur  Oeaeliicbt«  der  Jaden  in  Deutschland"  ^  », 
161  ff. 

*)  VgL  hiereber  Bengnot,  Les  Jnifs  d'OccJdent  1831,  ( 
Schröder.  B.ß.  455. 


Vgl.  dagegen  Graetz 


ZJ 
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Habsborg  am  6.  Dezember  1286  die  von  ihnen  verlassenen 
Häaser  und  Grundstücke,  sowie  ihre  Mobilien  für  sich  in 
Anspruch  und  erklärte  hierbei  zur  Begründung  dieses  Vor- 
gehens, dafs  alle  und  jede  Juden  als  seine  Eammerknechte 
mit  ihren  Personen  und  allen  ihren  Sachen  ihm  gehören 
(com  universi  et  singuli  Judei  utpote  camere  nostre 
servi  cum  personis  etrebus  suis  omnibus  specia- 
liter  nobis  attineant,  ut  illis  Principibus,  quibus  iidem 
Jadei  a  nobis  et  Imperio  in  feodum  sunt  concessi,  condignum 
et  iustum  est  utique  consonum  racioni ,  ut  si  aliquis  Judei 
hoiusmodi  facti  profugi  sine  nostra  ut  Domini  sui  spe- 
eiali  hcencia  et  consemu  se  ultra  mare  transtulerunt,  ut  se 
vero  Domino  alienent,  de  illorum  possessionibus,  rebus 
etbonis  onmibus,  tam  mobilibus  quam  immobilibus,  ubi- 
eumque  ea  reperiri  contingit,  nos  ut  Domini,  quibus  [?] 
attinent,  licite  intromittere  debeamus,  ac  ea  non  immerito 
nostre  attrahere  potestati)  ^).  Hierdurch  war  das  aus  dem 
Fremdenrechte  zu  erklärende  absolute  Dispositionsrecht  der 
Kaiser  über  die  Juden  in  voller  Klarheit  zum  Ausdruck  ge- 
bracht und  ein  Zustand  geschaffen,  der  ihrer  vollständigen 
Bechtlosigkeit  gleichkam. 

In  praktischer  Bethätigung  des  von  Rudolf  von  Habs- 
burg  proklamierten    Grundsatzes    wurden    die    Juden     in 
Deutschland  bezüglich  ihrer  Personen  und  ihres  Eigentums 
Ton  seinen  Nachfolgern  in  rücksichtslosester  Weise  behandelt 
nnd  allen  oben  dargestellten  Ausflüssen  des  Fremdenrechtes 
Dflterworfen;   ihre  Freizügigkeit  wurde   aufgehoben  und  die 
Auswanderung  ohne  besondere  Erlaubnis   des  Kaisers  oder 
Jessen,  dem  er  das  Judenregal  übertragen  hatte,  verboten  ^), 
!as   Vermögen   der   ausgewanderten   und   der   ohne    Erben 
erstorbenen    oder    getöteten    Juden    (sowie    schon    früher 
Irt.  7  des  Speierer  und  Wormser  und  Art.  4  des  Wiener 
udenprivilegiums]    der    zum    Christentum     übergetretenen 
iden)   eingezogen;  sie  wurden  willkürlich  verpfändet   oder 


')  Schunck,  Cod.  dipl.  Mogunt.  |1797  p.  122,   124  N.  51,  52,  53. 
«)  Stobbe  a.  a.  0.  26. 
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verschenkt*),  ihre  Schuldfordeningen  wurden  annuUiert  » 
auf  einen  Teilbetrag  reduziert,  die  Zinsen  teilweise  o 
vollständig  nachgelassen,  Moratorien  nach  Gutdünken  bez 
lieh  der  Zahlung  des  Kapitals  oder  der  Zinsen  bewilligt  u 

So  schenkte  z.  B.  Albrecht  I.  dem  Erzbischof  von  Mi 
am  6.  Januar  1299  alle  Schuldforderungen  der  getöU 
erbenlosen  Juden  ^).  Heinrich  VII.  erläfst  unterm  20.11 
1312  „auctoritate  regia**  dem  Landvogte  Konrad  von  We 
berg  und  dessen  Sohne  zur  Belohnung  der  in  Italien 
Deutschland  geleisteten  Dienste  die  Schulden  an  die  in 
Vogtei  lebenden  Juden,  seine  Kammerknechte,  deren  Eij 
tum  und  Personen  ihm  und  dem  Reiche  unmittelbar  geW 
(quorum  res  et  personae  ad  nos  et  imperium  spectant 
mediate)  und  legt  den  Juden  hierüber  ewiges  Stillschwe; 
auf*).  Ludwig  der  Baier  begründet  unterm  5.  Februar  1 
den  dem  Burggrafen  Johann  von  Nürnberg  gewährten  K; 
lafs  der  Schulden  an  die  Juden  mit  den  Worten,  dafs 
und  dem  Reiche  die  Juden  „mit  Lib  vnd  mit  Gut 
gehörend*  und  er  mit  ihnen  thun,  handeln  und  schi 
könne,  was  er  wolle  und  ihm  gutdünkt*). 

Ebenso  erklärt  Karl  IV.  1347:  „vnd  auch  all  Juden 
leib  vnd  mit  gut  in  vnser  kameren  gehören  vnd  in  vnse 
gewalt  vnd  henden  sein,  daz  wir  von  vnser  mechtichait  di 
tun  vnd  lazzen  mügen  was  wir  wellen**  *).  Mit  He 
Rudolf  IV.  von  Österreich  und  dessen  Brüdern  schlofs 
selbe  Kaiser  als  König  von  Böhmen  unterm  13.  Dezei 
1360  einen  Vertrag  ab,  die  aus  ihren  Ländern  nach  Böl 
ziehenden  Juden  nicht  aufzunehmen,  wogegen  RudoU 
sich  und  seine  Brüder  in  einem  Vertrage  gleichen  Dm 


»)  Wiener  Regesten  11,  Nr.  62;  13,  N.  78;  (104,  112);  14, 
21,  N,  180;  22,  N.  141;  28,  N.  22;  29  N.  31;  33,  N.  63,  64;  34, 
74;  38,  N.  96;  89,  N.  105;  42  N.  128;  46,  N.  151  u.  a. 

«)  M.  Genn.  IV  LI.  2,  471,  477. 

•)  Böhmer,  Acta  imp.  selecta  1870,  451  N.  644. 

*)  Spiefs,   Archivalische  Nebenarbeiten  and  Nachrichteii 
1  118;  Mon.  Zollerana  111  n.  lia 

•)  Spiefs  a.  a.  O.  I  121:  Mon.  ZoUer.  m  181. 
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dasselbe  bezüglich  der  Juden  der  Länder  Karls  und  seines 
Bruders  Johann,  Markgrafen  von  Mähren,  gelobte  ^).  Ähnliche 
Verträge  schlössen,  wie  im  folgenden  dargestellt  werden  wird, 
die  französischen  Könige  mit  den  Baronen  ab. 

Durch  die  schon  im  13.  Jahrhundert  nachweisbare,  be- 
sonders aber  seit  Karl  IV.  immer  häufiger  erfolgende  Ver- 
leihung des  kaiserlichen  Judenregals  an  Landesherren  und 
Städte ')  gestaltete  sich  die  Lage  der  Juden  nicht  besser,  da 
einerseits  ihre  Freizügigkeit  noch  mehr  beschränkt,  anderer- 
seits die  Abgabenlast  vermehrt  wurde,   umsomehr   als   die 
Kaiser  trotz  diesen  Übertragungen  des  Judenregals  immer 
neue  Vorwände  fanden ,  den  Juden  auch  ihrerseits  Abgaben 
aufzuerlegen.     So   führte  Ludwig   der  Baier  1342   den  so- 
genannten „goldenen  Opferpfennig**   ein,   der  darin  bestand, 
dafs  jeder  Jude   und  jede  Jüdin ,   die  über  zwölf  Jahre  alt 
waren  ^)  und  mindestens  zwölf  Gulden  Vermögen  besafsen, 
wo  und   unter  welchem  Herrn  immer   sie   ihren  Wohnsitz 
liatten,    dem  Könige   jährlich    einen    Gulden    als    Leibzins 
zahlen  mufsten*),  und  Kaiser  Siegmund  beanspruchte  1434 
nach  seiner  Kaiserkrönung,  ebenso  Albrecht  IL  1438  nach 
seiner  Königskrönung  und  Friedrich  III.  sowohl   1442  nach 
seiner  Königskrönung  als  1452  nach  der  Kaiserkrönung  ohne 
Bücksicht   auf  die  Rechte   der  Territorialherren   unter  dem 
Titel  einer  „Krönungs-Ehrung**  von   den  Juden  in  Deutsch- 
land und  Italien  eine  aufserordentliche  Abgabe  zur  Deckung 
fJer  Krönungskosten*).      Motiviert    wurden    diese    Abgaben 


')  Steyerer,  Comment.  pro  hist.  Alberti  II,  ducis  Austriae  cogn. 
apientis  1725  Add.  314;  Glafey,  Anecdot.  s.  J.  J.  flistor.  ac  ius 
ubl.  illustr,    collectio  1734,  494.   Archiv  für  K.  öst.  G.-Q.  X  624. 

«)  Stobbe  19,  26,  41;  Schröder,  R.G.  455. 

*)  Mit  diesem  Alter  begann  auch  für  die  Leibeigenen  die  Pflicht 
ir  Zahlung  der  Kopfsteuer.    Gasse  1  a.  a.  0.  87,  N.  98. 

*)  Wiener,  Regesten  44,  N.  136,  137;  Stobbe  31;  Graetz  VII 
5.  Vgl.  hierzu  die  Urkunde  Ludwigs  des  Baiern  vom  12.  August 
il  (Böhmer,  Cod.  dipl.  Moenofranc.  609),  das  Edikt  Wenzels  vom 
bre  1391  (Moser,  Teutsches  Staatsrecht  IV  74)  und  Siegmunds  vom 
hre  1411  (Spiefs,  Archiv.  Nebenarbeiten  und  Nachrichten  I  217). 

5;  AViener  a.  a.  0.  194  N.  589;  246  N.   214,  216;    18,  N.  18;  79, 

rf  eher  er,  Beiträge  I.  6 
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mit  dem  Rechte  des  Königs  auf  das  Leben  und  das  Eige 
tum  der  Juden  beim  Antritte  der  Regierung.  Der  bektnn 
Vorkämpfer  für  die  Sache  des  Kaisers,  Markgraf  Albrecht  II 
Achilles  (t  1486)  von  Brandenburg,  erklärte  1462  bezttglk 
dieses  Rechtes  ganz  unverblümt :  .Denn  so  ein  yeder  Romi^iK 
Koning  oder  Kayser  gekrönt  würdet,  mag  er  den  Juden  aDeii 
halben  Im  Reich  all  Ir  gut  neroen ,  darzu  ir  leben  und  a 
tötten  bis  auf  ein  anzal,  der  lutzel  sein  soll,  zu  einer  g( 
dachtnus  zu  enthalten :  das  hat  die  gemain  Judischait  l 
Reich  Teutscher  land  freyheit  behalten,  das  sie  soMm 
beswerd  halben  mit  dem  drittentail  Irs  guts  hiofl 
einem  yeglichen  kayser  zu  geben  verpenet  sind ,  damit  1 
leib,  leben  und  ander  Ir  gut  auf  das  mal  zu  löfsen*,  v 
1463 :  „Es  sey  kundig  im  Reich,  so  ein  Romischer  konig  win 
erkoren  oder  so  er  zu  keyserlich  wirde  kompt  und  gekroi 
wird ,  dafs  er  die  Juden  alle  mag  brennen  nach  altem  He 
komen  oder  Gnad  beweisen  den  dritten  Pfennig  Ii 
gut  zu  nehmen,  damit  sie  Ir  Leben  retten"  *).  Der  ^dritl 
Pfennig"  oder  der  „güldene  Opferpfennig"  und  die  Kiw 
Steuer  waren  somit  ein  Entgelt  dafür,  dafs  der  gekrtal 
König  oder  Kaiser  von  seinem  „Rechte",  die  Judea  i 
töten ,  keinen  Gebrauch  machte. 

Wie  bezüglich  der  Auschreibung  und  Erhebung  der  Steuor 
verfügten  die  Könige  auch  bezüglich  der  Aufhebung  od* 
Reduktion  der  Schuldforderungen  der  Juden  und  der  Zins 
derselben  ganz  nach  Willkür  ohne  Rücksicht  auf  die  w«l 
erworbenen  Rechte  der  Gläubiger. 

Besonders  grell  tritt  diese  Rechtlosigkeit  der  Juden 
dem  Vertrage  König  Wenzels  (dessen  Versuch,  von  i 
rheinischen  und  schwäbischen  Städten  den  zehnten  Teil  i 
Juden  zu  erhalten,  1383  erfolglos  geblieben  war)*)  mit  t 
Vertreteni  der  schwäbischen  Städte  auf  dem  Städtetage 


:N.  8—10;  80,  N.   15;  81,  N.  20,  23—25;  82,  N.  28,  32:  83,  N.  34, 
84,  N.  43,  44:  Stobbe  18  ff. 

')  Spiofs,  Archival.  Nebenarbeiten  und  Nachrichten  1783.  I 
128;  Spiker  a.  a.  O.  13.5-137. 

»)  Böhmer,  Cod.  dipl.  Moenofranc.  I  762. 
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Ulm  vom  12.  Juni  1385  zu  Tage,  in  welchem  der  König 
gegen  Zahlung  von  40  000  f.  bei  den  in  dem  letzten  Jahre 
bei  Jaden  gemachten  Schulden  die  Zinsen  nachliers;  bei 
länger  stehenden  Schulden  sollten  Kapital  und  Zinsen  zu- 
sammengerechnet und  von  der  sich  ergebenden  Summe  ein 
Viertel  nachgelassen  werden.  Bezüglich  der  übrigen  drei 
Viertel  der  erwähnten  Summe  sollte  der  Schuldner  der 
Stadt,  in  welcher  der  Gläubiger  wohnte,  Pfänder  setzen. 
Eine  Kommission,  bestehend  aus  je  zwei  Vertretern  des 
Schuldners  und  der  beteiligten  Stadt,  event.  bei  Meinungs- 
differenzen unter  Zuziehung  eines  fünften  Mitgliedes  als  Ob- 
mann, sollte  entscheiden,  ob  die  gestellten  Pfänder  genügen. 
Für  die  Rückzahlung  der  reduzierten  Schuld  wurde  dem 
Schuldner  ein  Aufschub  von  zwei  Jahren  gewährt,  während 
welcher  Zeit  er  von  diesem  Bitrage  10  Prozent  zu  zahlen 
verpflichtet  war.  Bei  NichtZustandekommen  einer  Einigung 
zwischen  dem  jüdischen  Gläubiger  und  dem  Schuldner  sollte 
der  Rat  der  betreffenden  Stadt  die  Entscheidung  treffen. 
Im  Falle  der  nicht  erfolgten  Rückzahlung  der  Schuld  inner- 
halb des  zweijährigen  Moratoriums  konnte  die  Stadt  die 
Pfänder  verkaufen  oder  in  anderer  Weise  die  Forderung  des 
Juden  verfolgen;  Juden,  die  aus  einer  Stadt  entflohen, 
sollten  an  dieselbe  wieder  ausgeliefert  werden,  und  die  kon- 
trahierenden Städte  verpflichteten  sich  unter  einander,  inner- 
lalb  Jahresfrist  keinen  Juden  aus  einer  anderen  Stadt  auf- 
Tinehmen,  sondern  die  sich  etwa  dort  aufhaltenden  fremden 
uden  an  einem  bestimmten  Tage  festzunehmen  und  in  ihre 
leimat  zurückzuliefern  *). 

Ein  neuerlicher  Schuldennachlafs  erfolgte  im  September 
J90  zu  Gunsten  des  Herzogs  Friedrich  von  Baieru,  der 
ischöfe  von  Bamberg,  Würzburg  und  Augsburg,  des  Burg- 
afen  von  Nürnberg,  der  Grafen  von  Ottingen,  Wertheim 
a.,  der  Städte  Nürnberg,  Rotenburg,  Schweinfurt,  Wins- 
im  und  Weifsenburg  gegen  Zahlung  von  50300  Gulden  au 
Q  König.    Nach  der  zwischen  dem  Könige  und  d^^n  übrigen 


1)  Hegel,   Chroniken   der   deutschen  Städte   l8G2ff.,   l   113—124; 

Dbbe  a.  a.  O.  134,  252  N.   127. 
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erwähnten  Interessenten  getroffenen  Vereinbarung  sollten 
weder  Kapital  noch  Zinsen  den  Juden  gezahlt  und  diese  Ter« 
halten  werden,  alle  Pfänder  und  Urkunden  herauszugeben^). 

Wie  der  König,  so  nahmen  auch  die  LandesfQrsta» 
denen  das  Judenregal  verliehen  worden  war,  Schuldentilgungei 
und  Zinsenreduktionen  vor^). 

Allen  diesen  Gewaltakten  standen  die  Juden  schütz-  und 
wehrlos  gegenüber,  und  es  nützte  ihnen  wenig,  dafs  ihnen 
in   verschiedenen    Landfrieden    (so    dem    Landfrieden  tob 
6.  Januar  1103*),    dem   als   „treuga  Henrici"   bezeichneten 
Würzburger  Landfrieden   1224  [?]*),  dem  Landfrieden  fon 
Worms  vom  13.  Juli  und  6.  Oktober  1254*),  dem  Wetteraner 
Landfrieden  vom  15.  Mai  1265*))  und  in  ihren  Privilegien, 
sowie   nach    dem    Sachsenspiegel    (IL  66  §  1 ,   III.  6  §  8) 
Frieden  und  Schutz  zugesichert  waren;   diese  boten  kdne 
Gewahr  gegen  eine  solche  allem  Rechte  und  aller  Humanitlt 
Hohn  sprechende  Behandlung.     Der  königliche  Schutz,  der 
ihnen    als   Fremden   von   dem  Könige   als   ihrem   oberst« 
Muntherrn  hätte  gewährt  werden  sollen ,  war  trotz  der  Zt- 
sagen    in    den    erwähnten    Urkunden    meist   ein  blofs  theo- 
retischer; thatsächlich  kam  er  entweder  zu  spät,  als  nichts 
mehr  zu  schützen  war  (so  im  Landfrieden  1103  nach  dem 
I.  Kreuzzuge  vom  Jahre  1096),   oder   er  beschränkte^ ach 
auf   die   Gewährung   der   Zuflucht   in    einigen    königlichen 
Städten   (so  während  des  IL  Kreuzzuges  1146   unter  iKon- 
rad  III.'):  später  wurde  er  entweder  gar  nicht  gewährt  oder 
diente  nur  als  Vorwand,   um  sie  neuen  Abgaben  zu  unter- 
worfen. 

»)  Hegel  a.  a.  O.  26,  125—129;  Stobbe  136  ff. 

«)  Vgl.  hierüber  Stobbe,  249  ff.,  N.  126. 

•)  Mou.  Germ.  LI.  II  60. 

^)  M.  G.  LI.  II  267.  Vgl.  Weiland,  Trenga  Henrici  in  dtt 
Schriften  der  Gesellsch.  der  Savignv-Stifhmg  fnr  Rechtsgesch.  (Genk. 
Abu  VIII  116  ff. 

'^)  Weizsäcker,  I>er  Rheinische  Bund.  16  N.  1  §  3;  18  N.  t 
§  2,  50  §  a>, 

•)  V.  Ropp,  Ertbischof  Werner  von  Maini  165  N.  117. 

^)  Otton.  Frising.  Gesta  Frid.  I.,  I  ^.  88  (Mon.  6«nn.  SS.  XX  87«^ 
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Die  herkömmliche  Annahme,  dafs  der  Hauptinhalt  der 
sogenannten     „Kammerknechtschaft"    die    Gewährung    des 
königlichen  Schutzes  und  als  Gegenleistung  hierfür  die  Ab- 
gabenpflicht  der  Juden  sei,   erklärt   die  oben  dargestellte 
Behandlung  der  Juden  nicht;   denn  deshalb,  weil  Jemand 
den  Schutz  eines  Anderen  geniefst,  ist  er  ihm   doch  nicht 
mit  Leib  und  Gut  verfallen.    Dies  war  aber  bei  den  Juden 
der  Fall,   anfangs,  wie  oben   gezeigt  wurde,  mehr  latent, 
seit  dem  Ende    des  13.  Jahrhunderts  jedoch  offen   erklärt. 
Der  einzige    Erklärungsgrund    für    dieses    Abhängigkeits- 
verhältnis der  Juden,  demzufolge  nicht  nur  in  Deutschland, 
sondern  auch  in  den  meisten  übrigen    Staaten  des  Mittel- 
alters die   Könige  und  andere  Machthaber  über  ihre  Per- 
sonen und  ihr  Eigentum  nach  freier  Willkür  disponierten 
und  sie  und  ihr  Eigentum  wie  eine  ihnen  gehörende  Sache 
behandelten,  kann  nur  in  ihrer  ursprünglichen  Recht-  und 
Schutzlosigkeit  als  Fremde  liegen.    Das  absolute  Verfügungs- 
recht der  deutschen  Könige  bezüglich  der  Juden  wurde  seit 
dem  13.  Jahrhundert   wiederholt   sehr   entschieden   betont, 
und  doch  bringen  es  weder  Rudolf  von  Habsburg  noch  seine 
Nachfolger  mit  der  Gewährung  des  königlichen  Schutzes  in 
Verbindung,  und  auch  bei  Übertragung  des  Judenregals  an 
die  Landesfürsten  und  Städte  ist  von  der  Übertragung  und 
Übernahme  dieses  Schutzes  nicht  die  Hede;  es  war  einfach 
die  Überlassung  des  freien  Dispositions-  oder  Ausbeutungs- 
rechtes an  dieselben.  — 

Schon  im  Mittelalter  wurden  zur  Begründung  des  Ab- 
hängigkeitsverhältnisses der  Juden  gegenüber  dem  Kaiser 
und  dem  Reiche  verschiedene  Theorien  aufgestellt.  So  be- 
gründet Kaiser  Friedrich  IL  im  Art.  III  des  Stadtprivi- 
legiums  für  Wien  vom  Jahre  1237  die  Ausschliefsung  der 
Juden  von  der  Vorstandschaft  der  Ämter  daselbst  damit, 
dafs  die  kaiserliche  Machtfülle  von  altersher  zur  Bestrafung 
des  jüdischen  Verbrechens  den  Juden  immerwährende  Knecht- 
schaft auferlegt  hat.  Diese  Motivierung  ist  offenbar  dem 
Schreiben  des  Papstes  Innocenz  III.  an  den  Erzbischof 
vom     Sens     und    den     Bischof    von    Paris    vom     15.    Juli 
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:205 ')  entnommeD,  in  welcbem  es  heifst :  quos  propria  cnlp«.j 
ubmisit  pcrpetuae  servituti.  quum  Dominum  crucitixerunl 
ind  winl  nur  auf  ein  von  altersher  bestehendes  kai.«erli( 
techt  zurückgeführt.  Die  die  AusschliefsuDg  der  Juden  «M 
Lmtem  verfügenden  römisch-christlichen  flesetze  (c.  16,  M 
;.  Th.  16,  18,  19  C.  J.  1,  9,  8  C.  J.  2,  6.  15.  C.  J.  1,4» 
lovelle  45)  motivieren  zwar  diese  Mafsregel  nicht  mit  Itr 
Terknechtung  derselben  *l ;  allein  seit  dem  Bekanntwerden  da 
Mimischen  Rechtes  wurde  es  in  Deutschland  üblich,  sirk  trf 
:ie  römischen  Kaiser  (wenn  auch  nicht  immer  mit  soller 
«chtigung  oder  in  zutreffender  Weise)  zu  berufen.  uB 
■rlaseenen  Vorschriften  eine  gröfaere  AutoritAt  zu  verli 
io  wurde  ja  auch  die  Einführung  des  .güldenen  Pfe 
nit  der  Verfügung  Vespasians  begründet,  dafs  die  von  all 
ler  an  den  Tempel  zu  Jerusalem  jAhrlich  zu  zahlende 
;abe  (Didrachmos)  in  Hinkunft  an  den  Tempel  des  Ji 
^apitolinus  zu  Rom  zu  entrichten  sei. 

Auch  die  deutschen  Rechtsbücher  gehen  bei  BegrQndl 
leg  Judenschutzes  auf  die  römische  Kaiserzeit  zurück.  Nxh 
lem  Sachsenspiegel  III.  7^3  und  dem  Spiegel  deutscher 
^eute  c.  208  erwarb  den  Juden  den  Königsfrieden  Joseph) 
F]a^^us)  von  dem  Kaiser  Wspasian  zum  Lohne  dafür, 
T  seinen  Sohn  Titus  von  der  Gicht  heilte,  und  der  Schwi 
piegel  c,  260  berichtet  wieder,  dals,  was  die  Juden 
inaden  und  Rechten  haben,  ihnen  Josephus  von  dem  K&i 
'jtus  erworben  habe,  der  die  die  Zerstörung  Jenisal 
iberlebenden  Judtn  zu  eigeu  in  des  Reiches  Kammer  gpgefaea 
abe  und  dafs  sie  davon  des  Reiches  Knechte  seien  und  M 
ie  beschützen  solle.  Beide  Annahmen  sind  Fiktionen,  die  dfr 
istorischen  Grundlage  entbehren. 

Wie    bereits    erwähnt ,     erhielten    auch    die    Juden     in 
Deutschland   verschiedene  Privilegien,  von   denen  einxelse. 


>)  a  13  X  dp  JudaeU  5,  6. 

*)  Die    Gründe    Für    üie    Ausschliefsung    der   Juden 
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wie  die  oben  angeführten  für  Speier  und  Worms,  das  Reichs- 
Privilegium  vom  Jahre  1236 ,  die  Judenordnung  König  Hein- 
riehs  vom  30.  Juni  1230  für  die  Juden  in  Regensburg  >),  der 
Erzbischöfe  Konrad  und  Engelbert  von  Köln  vom  27.  April 
1252  und  vom  Jahre  1 266  ^) ,  des  Markgrafen  Heinrich  des 
Erlauchten   von  Meifsen  1265®),  des  Herzogs  Friedrich  von 
Baiern  vom  13.  Dezember  1380  (bestätigt  vom  Herzog  Hein- 
rich am   8.  Januar  1417)*),   des   Bischofs   Johann  IL    von 
Warzburg  vom  6.  Februar  1412  und  des  Bischofs  Gottfried 
wn  Würzburg  vom   25.  April   1444  (1445)*),    des  Kaisers 
Siegmund  für  die  Juden  in  Nürnberg,  Nördlingen,  Winsheim 
und  Weifsenburg  vom  4.  April  1416®)  u.  a.,  wie  glänzende 
Korallenriffe   aus  dem  Meere  des  Barbarismus,  der  rohen 
Gewalt  und  Willkür  emporragen;   aber   mit  Rücksicht  auf 
die  geschilderte  allgemeine  Behandlung  der  Juden  mufs  be- 
xweifelt  werden,  ob  die  in  denselben  erteilten  Zusicherungen 
iQch  thatsächlich  gehalten  wurden  und  die  Wirklichkeit  den 
humanen  Bestimmungen  jener  Privilegien  entsprach. 

III.   England'). 

Ganz  klar  und  unverblümt  ist  das  oben  geschilderte  Princip 
aasgesprochen  in  dem  Eduard  dem  Bekenner  (1042— 1066)  zu- 
geschriebenen,  aber  wahrscheinlich  erst  von  Heinrich  II. 
(1154 — 1189)    herrührenden    Gesetzesartikel    25:    Sciendum 

>)  Huillard-Br^holles  a.  a.  0.  III  421;  Mon.  Boica  30a,  538 
N.  283. 

*)  Ennen  und  Eckertz,  Geschichtsquellen  der  Stadt  Köln 
n  321  N.  308,  543  N.  495. 

«)  Stobbe  a.  a.  O.  305 ff. 

*)  Wiener,  Regesten  146  N.  308,  179  N.  505. 

*)  Heffner,  Die  Juden  in  Franken  1855,  Beil.  L  und  W. 

«)  Wiener  a.  a.  O.  177  N.  497. 

')  Zur  Geschichte  der  Juden  in  England  vgl.  Blessiers  Tovey^ 
Angiia  iadaica  or  the  History  and  Antiquities  of  the  Jews  in  Eng- 
land. Oxford  1738;  Madoz,  Uistory  and  Antiquities  of  the  Exche- 
qoer  of  the  king  of  England  1769.  2  Vol.;  Rymer,  Foedera,  con- 
ventionefl  et  .  .  .  acta  publica  inter  Reges  Angliae  et  alios  quosvia 
Imperatores  1704 ff.,  2.  Aufl.  1821—30;  Margoliouth,  The  History 
of  the  Jews   in  Great-Britain  1846  ff.;    Gneist,  Engl.   Verfassungs- 
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•est,    quod   oranes  Judaei,    ubicunque   in   regno  sunt,  sul 

tutela  et  defensione  regis  ligie,  debent  esse.    Neque  aliqui 

eorum   potest   subdere  se  alicui  diviti  sine   licentia  regis 

quia  ipsi  Judaei  et  omnia  sua  regis  sunt.    Quods 

aliquis  detinuerit   eos   vel   pecuniam   eorum,   rex  requin 

tamquam  suura  proprium,  si  vult  et  potest. 

Dieselbe  Auffassung  ist  auch  enthalten  in  dem  einen  Fra 

brief    Heinrichs    II.    bestätigenden    Privilegium    Richar 

Löwenherz'  (1189—1199)  vom  22.  März  1190  für  den  Jude 

Isaak  in  Ronen  und  der  Garta  Judaeorum  Angliae,  dem  PriTJ 

legiums  Johanns  ohne  Land  (1199 — 1216)  für  alle  Judei 

in  England  und  der  Normandie,  Art.  12,  vom  10.  April  120( 

die  fast  wörtlich   übereinstimmen.     Es   heifst    nämlich  ii 

ersteren:    „Liceat  eis   ire",   im   letzteren:    „Et    ubicunq» 

Judaei    fuerint,    liceat    eis    ire",    in    beiden:    „quocunqu 

voluerint    cum    omnibus    catallis    (Mobilien)    eorum  sicv 

nostre  res  proprie   et  nulli   liceat   eos  retinere  nttjn 

R    illasN 

-,*-T-— -j  eis  prohibere",  femer  in  den  Gapitula  placitonu 

Coronae  Regis  IX  1194,  wo  anläfslich  des  gegen  die  Jud« 
unter  Richard  Löwenherz  ausgebrochenen  Aufstandes  aB 
geordnet  wird,  dafs  alle  Pfänder  und  Schuldforderungen  dei 
hierbei  getöteten  Juden  für  den  König  in  Besitz  genonunei 
werden  sollen  (capiantur  in  manu  regis)*). 

Diese  sich  selbst  beigelegte  Gewalt  über  die  Juden  tl 
ihre  Eigenleute  nützten  die  englischen  Könige  in  der  rück 


ii 


geschichte  1882;  Goldschmidt,  Gesch.  der  Juden  in  England  v« 
den  ältesten  Zeiten  bis  zu  ihrer  Verbannung  I  1886;  Grofs,  Tk 
Exchequer  of  the  Jews  of  England  in  the  middle  ages  189! 
Schaible,  Die  Juden  in  England  rom  8.  Jahrh.  bis  auf  die  Oegd 
wart  1890;  Schanz,  Geschichte  der  englischen  'HandelqM>litik 
M8ff.  u.  a. 

^)  Die  Leges  regis  Edwardi  Conf.  bei  floveden,  Annal«  ^ 
Stubbs  II  231,  wo  jedoch  die  Worte  »si  -potest"  fehlen;  BU» 
History  of  the  Establishment  and  residence  of  the  Jews  in  Engl** 
1830  3;  Wilkins,  Leg.  Anglosax.  eccL  et  civ.  1721,  197:  Mai« 
Coli,  conc  XIX  719  c.  24.  Bezüglich  des  übrigen  vgl  Bj» 
Foedera  I  51:  Madox  a.  a.  0.  I  256  n.  1'.;  Hoveden,  AnnaLIII 
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ichtslosesten,  jeder  Humanität  Hohn  sprechenden  Weise  aus ; 
as  fiskalische  Interesse  drängte  alle  Gerechtigkeit  und 
lilligkeit  ihnen  gegenüber  in  den  Hintergrund.  Der  Jude 
ar  in  England  lediglich  ein  rechtloses,  von  der  Willkür  des 
önigs  ganz  abhängiges  Finanzobjekt.  Dieser  konnte  mit 
enifung  auf  das  oben  citierte  Gesetz  ihr  bewegliches  und 
ibewegliches  Eigentum  ganz  oder  zum  Teil  jederzeit  ein- 
ehen,  verkaufen,  verschenken,  verpfänden,  ihre  Forderungen  *) 
mullieren  oder  reduzieren;  das  Eigentum  flüchtiger  oder 
schlagener,  sowie  bis  1280  der  zum  Christentum  über- 
tretenen  Juden  gehörte  ihm  ^) ;  ohne  seine  Erlaubnis  durfte 
in  Jude  das  Land  verlassen  ^).  Der  König  war  der  Erbe 
les  verstorbenen  Juden,  von  dem  erst  die  Kinder  und 
jrwandten  gegen  Zahlung  grofser  fines  (Gebühren)  ihr 
brecht  abkaufen  mufsten*);  ohne  seine  Einwilligung 
irften  die  Juden  bei  schweren  Strafen  (amerciaments) 
cht  heiraten  oder  sich  scheiden  lassen  '^).  In  der  schonungs- 
äesten  Weise  wurden  sie  den  verschiedensten  Abgaben  und 
ildbufsen  (tallagia  de  bonis,  catallis  et  debitis,  dona, 
lata,  ransoms,  corapositions ,  licences,  fines,  amerciaments) 
illkürlich  unterworfen,  und  die  Einzahlung  derselben  durch 
inkerkerung ,  Vermögenskonfiskation ,  Wegnahme  ihrer 
rauen  und  Kinder,  Blendung  und  andere  grausame  Mittel 
^wungen.  Für  die  Einbringung  der  Steuern  und  Geld- 
rafen  mufsten  die  Gesamtheit  der  Juden  oder  die  Reichsten 
nter  ihnen  haften  ®). 

1187  nahm  Heinrich  I.  den  vierten  Teil  ihrer  Güter 
Is  tallagium  tamquam  de  catallis  weg ;  unter  Heinrich  II. 
üüfstensie  als  Saladinszehnt  oder  Kreuzzugssteuer  60000  Pfd. 
matten'),  und  es  wurde  behufs  Kontrolle  und  zur  Einhebung 

')Tovey  45;  42,  68,  69. 

*)Tovey  29,  30,  120,  126  und  128. 

')Tovey81. 

*)  Nachweise  bei   Gneist  a.  a.  O.   I  205;  Goldschraidt   I  68 

')  Madox  a.  a.  O.  I  229. 

*)Madox  I  226,  a,  229.    Vgl.  hierzu  Goldschmidt  I  63  ff. 

')  Madox  I  222. 
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der  Einkünfte  des  Königs  von  den  Juden  das  Scaccariu 
Jndaeonun  s.  Jndaismi.  excheqner  of  the  Jews.  errichU 
\on  welchem  später  aosfährlich  gehandelt  werden  wir 
Richard  Löwenherz  ordnete  1194  an^  dars  alle  Schuldscheu 
linder,  der  Haus-  und  Länderbesitz  der  Juden,  sowie  ih 
•Krnütigen  Einkaufte  in  ein  Verzeichnis  (roll)  eingetrag 
werden  sollen  (Capitula  plaeitorum  coronae  regis  c.  24) 
und  erhob  von  ihnen  ein  tallagium  von  2000  Mark');  Joh« 
ohne  Laod  liefs  sich  für  die  Bestätigung  der  Carta  Judaeon 
Angliae  et  Normanniae  4000  Mk.  zahlen*),  und  1210  < 
zwaog  er  durch  grausame  Martern  die  Zahlung  t< 
66000 Mk.*).  Unter  Heinrich  III.  (1216-1272)  erreicht 
diese  (relderpressungen  den  Höhepunkt.  1230  verlang 
dieser  König  den  dritten  Teil  des  Vermögens  der  Juden 
1230  und  1231  betrug  die  Judensteuer  15000  Mk.,  12 
und  1236  18000  Mk.,  1241  und  1244  20000  Mk.,  12 
60000  Mk..  1246  10 000  Mk.,  1247  5525 Mk.,  1249  10000MI 
1251  zahlten  sie  5000  Mk.,  1252  3500  Mk.,  1253  5000  M 
1259  5000  Mk.,  1271  6000  Mk.«).  In  der  oben  erwähnt 
Judenordnung  vom  31.  Januar  1253  bestimmte  Heinrich  II 
Quod  nullus  Judaeus  maneat  in  Anglia  nisi  servitium  Re 
faciat  et  quam  cito  aliquis  Judaeus  natus  fue[ri 
sive  Sit  masculus  sive  femina,  serviat  nobis  in  aliqno 
Nach  den  Berechnungen  Cokes,  Instit.  II.  89  bezog  ( 
Krone  vom  Jahre  1255—1273  420000  £  de  exitibus  Judi 
orum.  Lediglich  als  Steuerhewilligungsmaschine  berief  i 
König  1241  ein  jüdisches  Parlament  nach  Worcester, 
welches  jede  gröfsere  Gemeinde  je  6,  jede  kleinere  je  2  j 
geordnete  entsenden  sollte.    Für  die  Eintreibung  der  Sten 


')  Stubbs,  Select  charters  etc.  262  (Hoyeden,  Ann.  IIIV 
«)  Madox  I  23,  h. 
")  Tovey  a.  a.  0.  65. 

<)  Mathew  Paris  f  1259  —  Chronica  maior  1066—1258  ed.  1 
1680,  229;  Mon.  Germ.  28;  ßlunt  a.  a.  0.  81. 
^)  Blunt  a.  a.  0.  38. 
•)  Tovey,  106—108. 
')  Tovey  148. 
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wurden  die  Sammler  unter  Androhung  von  Kerkerstrafen, 
Vermögenskonfiskation  und  Deportation  nach  Irland  verant- 
wortlich gemacht*).  Unterm  24.  Februar  1255  versetzte 
Heinrich  III.  die  Juden  an  seinen  Bruder  Richard  von  Com- 
wallis,  „ut,**  wie  Mathew  Paris  sagt,  „quos  rex  excoriaverat, 
comes  evisceraret"  *).  Ein  zweites  Mal  verpfändete  er  sie 
seinem  Bruder  1271»).  Unter  Eduard  I.  (1272-1307) 
ordnete  1275  das  Statut  of  Judaisme  an,  dafs  alle  Juden 
beiderlei  Geschlechts  an  den  König  jährlich  drei  Denare 
pro  chevagio  (Vasallensteuer)  zu  Ostern  zu  zahlen  haben*). 
1288  liefs  Eduard  in  einer  Nacht  alle  Juden  in  ganz  Eng- 
land verhaften  und  gab  ihnen  nur  gegen  ein  Lösegeld  von 
1200O  Pfund  Silber  die  Freiheit  wieder.  Derselbe  König 
verfügte  mit  dem  Edikt  vom  31.  August  1290  über  Drängen 
ies  Klerus  und  des  Adels ,  von  welchen  der  erstere  dem- 
selben den  10.  Teil,  der  letztere  mit  dem  Klerus*^)  den 
15.  Teil  ihrer  Güter  als  Geschenk  bewilligten ,  dafs  alle 
Juden  aus  England  und  den  englischen  Besitzungen  in  Frank- 
reich bis  zum  1.  November  dieses  Jahres  wegziehen  müssen*). 
Das  liegende  Eigentum  der  Juden  fiel  tamquam  escaeta 
(echeat)  an  den  König  heim. 

Den  einzigen  Lichtpunkt  in  der  düsteren  Geschichte  der 

Juden    in    England    bildet    die    mehrmals    erwähnte    Carta 

Judaeorum  Angliae  et  Normanniae,  die  ihnen  wahrscheinlich 

Ton  demselben  Könige  Heinrich  IL,  der  ihnen  durch  Art.  25 

der  sogenannten   Leges  Edwardi   Confessoris   ihre    Freiheit 

genommen  und  sie  zu  Eigenleuten  der  Krone  gemacht  hatte, 

erteilt  und  von  Richard  Löwenherz  und  Johann  ohne  Land 


')  Tovey  110  ff. 

2)  Chronica  major  902. 

«j  Rymer,  Foedera  1  93,  118. 

*)  Tovey  205;  Rymer  a.  a.  0.  I  2,  159;  Stubbs,  The  constit. 
riatory  of  England  1880,  II  578:  de  taillage  au  roy,  ky  serf  il  est. 

^)  Baronagium  et  derus,  also  wohl  das  Oberhaus.  Annal.  Dun- 
;apl.  362. 

«)  Annal.  Dunstapi.  362,  Annal.  Osney.  326,  Annal.  Wigom.  503, 
[athew  of  Westminster,  Flores  temp.  414;  Stubbs,  Select  charters 
1  1874,  435,  476;  Graetz,  Gesch.  der  Juden  VII  463  N.  11. 


^ 
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(von  ieUteiem  am  10.  April  1200)  bestätigt  »nirde.  lu 
diesem  Privilegium  wird  den  Juden  in  England  uad  der 
Nornmndie  bewilligt,  in  diesen  Landern  frei  und  RUStiorfif 
(honorifice)  zu  leben  (Art.  1);  bei  Kechtsstritten  zwiscbeo 
Christen  und  Juden  wird  Beweisführung  durch  einen  christ- 
lichen und  einen  jüdischen  Zeugen  vorgeschriebeD  (Art.  2): 
wenn  jedoch  der  Jude  bei  seiner  Klage  eine  Urkundf  (breve) 
vorweisen  konnte,  so  ersetzte  diese  die  Zeugen  (Art.3);l« 
Klagen  eines  Christen  gegen  einen  Juden  sollte  per  p)M 
Jadaei  (durch  Glaubensgenossen  desselben)  entschieden  wetäft 
(Art.  4);  wenn  ein  Jude  stirbt,  sollte  sein  Leichnam  niclit 
auf  der  Erde  zurückbehalten  werden,  sondern  der  Erbe  sollte 
sein  Geld  und  seine  Schuldforderungen  haben  und  für  ilin. 
für  seine  Schulden  und  die  bei  Gericht  anhängigen  StrilU 
einstehen  (Art.  5);  die  Juden  konnten  alles,  was  ihnen  Or 
getragen  wurde,  ohne  Anstand  annehmen  und  kaufen, 
genommen  Kircbensachen  und  blutbeHecktes  Tuch  (Art.  6): 
wenn  der  Jude  von  Jemand  ohne  Zeugen  belangt  wird,  so 
sollte  er  unbehelligt  bleiben,  wenn  er  einen  Eid  auf  si-ii 
Buch  (wohl  die  Bibel)  ablegt  (Art.  7);  dasselbe  galt  bei  lt^ 
langung  wegen  der  Sachen,  die  zur  königlichen  Krone  ff- 
hören;  nur  sollte  der  Eid  super  rotulum  (auf  die  GeseU^- 
rolle)  abgelegt  werden  (Art.  8);  bei  Streitigkeilen  z" 
Christen  und  Juden  über  Gelddarleihen  sollte  der  Jude 
Höhe  des  Kapitales,  der  Christ  die  Höhe  der  Zinsen 
weisen  (Art  9);  nach  Jahr  und  Tag  konnte  der  Jude 
bei  ihm  versetzte  Pfand  anstandslos  verkaufen  (Art.  10); 
Juden  hatten  weiter  das  Vorrecht,  nur  vor  dem  £ 
der  königliehen  Kurie  oder  vor  den  Wächtern 
liehen  Burgen,  in  deren  Balleien  sie  wohnen,  zu 
(Art.  11);  sie  hatten  mit  ihren  l>eweglichen  Gütern 
nostrae  propriae  (wie  oben  erwähnt)  volle  FreizOi 
und  Niemand  sollte  sie  zurückhalten  und  ihnen 
bieten  (Art.  12) ;  sie  sollten  in  ganz  England  und 
mandie  von  allen  herkömmlichen  Abgaben,  Zöllen  und  i 
Weinaufschlage  (modiatiune  vini)  wie  das  eigene  Gut  < 
Königs  befreit  sein  (Art.  13).     In  diesen  Itecht<>n  sollten 
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geschützt  und  behütet  werden  und  Niemand  sollte  sie  gegen 
dieses  Privilegium  vor  Gericht  ziehen  (Art.  14).  — 

Nicht  ohne  Absicht  enthält  dieses  Privilegium  keine 
Bestimmung  über  die  Maximalhöhe  des  Zinsfufses  oder  über- 
haupt die  Zinsen  bei  der  ihnen  sonst  eingeräumten  Ge- 
währung von  Darlehen;  je  mehr  die  Juden  erhielten,  desto 
gröfser  war  der  Gewinn  des  Königs,  dem  ja  all  ihr  Eigentum 
gehörte ;  es  lag  daher  im  Interesse  des  letzteren,  sie  in  dieser 
Beziehung  nicht  einzuschränken. 

IV.    Frankreich*). 

Auch  die  wiederholten  Ausweisungen  und  Beraubungen 
er  Juden  in  Frankreich,  die  Aufhebung  oder  Reduktion 
irer  Schuldforderungen  und  der  Zinsen  derselben,  die  Be- 
ihränkung  ihrer  Freizügigkeit,  die  Verpfändung  oder  der 
erkauf  einzelner  Juden,  die  ganz  willkürlich  erhobenen 
rofsen  Steuern  und  sonstigen  Leistungen  sind  darauf  zurück- 
iführen,  dafs  sie  als  Fremde  recht-  und  schutzlos  waren 
od  infolge  des  Wildfangrechtes  als  Eigenleute  des  Königs 
ier  der  Barone  behandelt  wurden. 

1182  wies  Philipp  IL  August  (1180— 1223)  die  Juden 
as  seinem  Gebiete  aus,  kassierte  ihre  Schuldforderungen 
lit  Ausnahme  eines  Fünftels  derselben,  das  er  für  sich  be- 
ielt,  und  konfiscierte  alle  ihre  Immobilien  (domos,  vineas 
t  alias  possessiones^).     Im  Juli  1198  nahm  er   sie   wieder 

')  Zur  Geschichte  der  Juden  in  Frankreich  vgl.  Lauri^re- 
^cousse,  Ordonnanceß  des  Roys  de  France  de  la  troisieme  race,  re- 
ueillies  par  ordre  chronologique.  Paris  1723 — 1849,  21  Vol.;  Brüssel, 
lonvel  examen  de  l'usage  gäneral  des  fiefs  en  France  pendant  le  XL, 
II,  XIII  et  XIV.  si^cles  1750;  Beugnot,  Les  Juifs  d'Occident  1824; 
allez,  Des  Juifs  en  France  1845;  Warnkönig-Stein,  Französ. 
?clit8geschichte   1848,   II  203  ff.;   B^darride,  Les  Juifs  en  France, 

Italic  et  en  Espagne  1859,  1861;  Pigonneau,  Histoire  du  com- 
rce  de  la  France,  1885,  1889,  2  Vol.  I  66  ff.,  104 ff.;  242,  245 ff.; 
oll  et,  Precis  de  l'histoire  au  droit  fran^ais  1885,  30  u.  a. 

-j  Radulphus  de  Diceto,  Imagines  historiarum  (bei  Twysten, 
;.  anglicanae  scriptores  X  609;  Bouquet,  Recueil    des  bist,  des 
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auf,  jedoch  mursten  sie  hierfür  15000  Mark  Silber  bezahlen^). 
In  demselben  Jahre  schlors  er  mit  dem  Grafen  Thibaut  \m 
Champagne  einen  Vertrag  ab,  gemäfs  welchem  sie  sich 
wechselseitig  verpflichteten,  die  Juden  des  anderen  Teiles 
auf  ihrem  Gebiete  nicht  zurückzubehalten  und  nicht  n 
dulden ,  dafs  die  Juden  des  einen  mit  den  Unterthanen  des 
anderen  einen  Vertrag  abschliefsen  *).  Im  September  1208 
vereinbarte  er  mit  der  Gräfin  von  Troves  und  Guido  v« 
Dampierre  ein  Stabilimentum  bezüglich  der  Darlehensvertiige 
der  Juden*)  in  den  l)eiderseitigen  Gebieten,  nach  welch« 
die  letzteren  von  dem  Pfunde  nicht  mehr  als  zwei  Denare  ftr 
die  Woche  (43.33  ®  ©)  als  Zinsen  nehmen,  ihre  SchuldurkoihleB 
neu  besiegeln  lassen,  und  als  Pfänder  weder  KirchengeilAe, 
noch  Kirchenkleider,  noch  blutige  oder  feuchte  Gewänder, 
noch  Ländereien  der  Kirche  annehmen  sollten  (aufser  weil 
letztere  von  der  Gräfin  von  Troyes  oder  einem  andenB 
Baron  verpfändet  werden),  bei  sonstigem  Verluste  der 
Forderung.  Sobald  der  Schuldner  die  Darlehenssumme  er- 
halten hatte ,  mufste  sowohl  er  als  der  jüdische  Gläubiger 
schwören,  dafs  sie  nur  den  in  dem  Schuldscheine  (in  Script* 
conventionis)  angegebenen  Betrag  bekommen  und  gegebet 
haben.  Wenn  die  Juden  ohne  besiegelte  Urkunde  ein  Dtr- 
lehen gewährten,  so  erwuchs  hieraus  keine  Verpflichtung  fir 
den  Schuldner,  aufser  wenn  sie  ein  Pfand  in  Gold,  Silber, 
Kleidern  oder  Tieren  hatten.  Das  Siegel  der  Juden  soUtei 
in  jeder  Stadt  zwei  angesehene  Bürger  in  der  Weiee  ver- 
wahren, dafs  einer  das  Siegel,  der  andere  die  Rolle  in  OlA»* 
hatte ,  und  in  jeder  Stadt  sollte  ein  einziger  Schreiber  d^ 
Judenbriefe  sein,  der  Kaution  leisten  mufste,  dafs  er  seil 
Amt  im  Sinne  des  Gesetzes  verwalten  werde.  Ergämende  j 
Bestimmungen  zu  dieser  Verordnung  erliefs  Philipp  IL  Aogitft 
im  Februar   1218  in  der  Constitutio  de  Judaeis  potestatil 

Gaules   XVII   9,  10);   Rigord,   De  rebus  gestis   Phil.  Aug.  (RecMl 
XVII  6;  Duchesne,  Hist.  Franc.  Script  V  6). 

»)  Bouquet,  Recueil  XVIII  71;  Duchesne  a.  a.  O.  V  42. 

')  Brüssel  a.  a.  0.  I  571. 

"j  Brüssel  a.  a.  0.  I  blS-,  Lauri^re,  Ord.  I  ü. 
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8uae').  Von  beiden  Wucherpatenten  wird  später  die  Rede 
sein.  Ungeachtet  dieser  Satzungen  seines  Vaters  schlofs 
Louis  VIII.  (1223—1226)  mit  24  Baronen  am  8.  November 
1223  einen  Vertrag  ab,  gemäfs  welchem  keine  Darlehens- 
seliQld  der  Juden  in  Hinkunft  Zinsen  tragen  und  weder  der 
König  noch  die  Barone  die  Schuldner  derselben  von  der 
Octav  Aller  Heiligen  ab  zur  Zahlung  verhalten  sollten  (Art.  1). 
Alle  Schulden  an  Juden  sollten  binnen  drei  Jahren  in  neun 
Fristen  an  die  Herren,  denen  die  Juden  unterstanden  (quibus 
Judaei  subsunt),  bezahlt  werden  (Art.  2).  Im  Art.  3  ver- 
pflichteten sich  der  König  und  die  Barone  und  zwar  sowohl 
diejenigen,  welche  dieses  Stabilimentum  beschworen  haben 
als  alle  anderen,  dafs  sie  keinen  Juden  eines  anderen  Herrn 
aufnehmen  oder  zurückbehalten  werden.  Die  Juden  sollten 
keine  Siegel  zur  Besiegelung  ihrer  Schuldurkunden  haben, 
(Art.  4),  sondern  sollten  dieselben  auf  Befehl  der  Herren, 
denen  sie  unterstehen,  bei  sonstiger  Nullität  ihrer  Ansprüche 
bis  zum  nächsten  Lichtmefstage  einregistrieren  (inrotulari) 
lassen  (Art.  5).  Die  über  fünf  Jahre  alten  Schuldbriefe 
wurden  für  ungültig  erklärt  (Art.  6). 

Lag  schon  diesem  Stabilimentum  die  rücksichtsloseste 
Willkür  zu  Grunde,  so  wurde  es  doch  noch  übertreffen  von 
der  Gesetzgebung  Louis'  IX.  des  Heiligen  (1226-1270). 

In  dem  Statut  von  Melun  (statutum  apud  Meledunum)  vom 
Dezember  1230  de  Judaeis^)  bestimmte  dieser  König  „zum 
BeiJe  seiner  Seele  und  zum  ruhmreichen  Andenken  an  seinen 
^ater  König  Ludwig  und  seiner  Vorgänger",  dafs  weder  der 
Jönig  noch  die  Barone  gestatten  werden ,  dafs  die  Juden  in 
fiükunft  Schuldverträge  abschliefsen  (Art.  1).  Niemand  im 
anzen  Reiche  darf  den  Juden  eines  anderen  Machthabers 
irückbehalten,  und  wo  immer  jemand  seinen  Juden  (Judaeuni 
um)  findet,  kann  er  ihn  in  Haft  nehmen  wie  seinen  eigenen 


1)  Lauri6re,  Ord.  I  35-37. 

2)  Lauriere,    Ord.    I    53,    wo  jedoch    die   Jahreszahl    1233    an- 
ebeii  ist. 
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Sklaven  (tamquam  proprium  servum  suum  ^),  wie  lange  inun 
der  Jude  in  dem  Gebiete  eines  anderen  oder  in  einem  ander 
Reiche  (in  alio  regno,  also  auch  aufserhalb  Frankreichs)  v( 
weilt  habe  (Art.  2).  Die  bestehenden  Schulden  sollten 
drei  Terminen,  jedes  Jahr  zu  Allerheiligen,  zurückgezal 
werden  (Art.  3),  und  die  Juden  sollten  bei  sonstiger  l 
gültigkeit  derselben  ihre  Schuldbriefe  ihren  Herren  bis 
Allerheiligen  vorweisen. 

Durch  die  Bestimmung  des  Art.  2  war  den  Juden  i 
Freizügigkeit  vollkommen  entzogen ,  sie  wurden  glebae  i 
scripti,  und  die  übrigen  Artikel  beraubten  sie  ihres  b 
herigen  noch  von  Philipp  August  anerkannten  Erwerbes. 

Aber  es  sollte  bald  noch  Ärgeres  kommen. 

1234  erliefs  der  König,  abermals  zum  Heile  seiner  S« 
und  der  Seelen  seines  Vaters  und  aller  Vorgänger,  d 
christlichen  Schuldnern  ein  Drittel  ihrer  Schulden  an  Jnd 
und  ordnete  an,  dafs  die  Baillis  keinen  Christen  wegen  ein 
Schuld  an  Juden  gefänglich  einziehen,  und  die  Christ 
nicht  zwingen  dürfen ,  deshalb  ihre  ererbten  Güter  zu  n 
kaufen*).  Durch  die  Ordonnance  pour  la  r^formation  d 
moeurs  vom  Dezember  1254  verbot  er  ihnen  jeden  Wuch 
und  befahl,  dafs  sie  von  ihrer  Händearbeit  oder  von  ihr 
Geschäften  ohne  Wucher  leben  sollen  (Art.  82).  Im  ArtJ 
schärfte  er  die  genaue  Beobachtung  des  Statuts  von  Meh 
ein*).  Im  Dezember  1254  ordnete  er  die  teilweise  Te 
treibung  der  Juden  an,  um  die  Mittel  zu  einem  Ereuzzoj 
zu  erlangen,  rief  sie  aber  1257  oder  1258  wieder  zurüc 
Mit  einer  Ordonnanz  vom  Jahre  1257  oder  1258  betrau 
Louis  IX.  eine  geistliche  Kommission  damit,  dafs  die  t 
den  Juden  erhobenen  Zinsen  an  diejenigen,  die  sie  gezal 
haben,  oder  ihre  Erben  zurückerstattet  und  dafs  ihre  Hau 
und  sonstigen  unl>eweglichen  Güter  (mit  Ausnahme  der  alt 

1)  Brüssel  a.  a.  0.  I  587  ff.    Vgl.  dazu  Yaissette,   Bist« 
de  Languedoc  III  Preuves  514. 
•)  Ordon.  I  54. 
•)  Ordon.  I  75. 


—    97     - 

SjDagogen  und  der  Friedhöfe)  verkauft*).  Nicht  genug 
daran,  in  dem  Etablissement  (wahrscheinlich  während  der 
Oktave  Allerheiligen  1272)  c.  132  wurde  erklärt,  dafs  ihre 
beweglichen  Güter  dem  König  gehören  (les  meubles  aux  Juif& 
Bont  au  roy),  bezw.  den  Baronen  *). 

Angesichts  aller  Verfügungen  Louis'  IX.  bemerkt 
Beugnot  (a.  a.  0.  100)  mit  Recht:  „En  r^sultat,  le  rögne 
le  Saint  Louis  fut  une  6poque  funeste  aux  Juifs. " 

Philipp  IV.  der  Schöne  (1285-15514)  verbot  1299' 
ind  1303  mit  Berufung  auf  die  Ordonnanzen  Louis'  IX. 
euerlich  den  Wucher  und  alle  Wucherkontrakte.  Am 
2.  Juli  1306  wurden  alle  Juden  in  Frankreich  verhaftet  und 
men  bei  Todesstrafe  anbefohlen,  mit  Hinterlassung  ihres 
ermögens  und  ihrer  Schuldforderungen  das  Land  binnen 
lonatsfrist  zu  verlassen.  Der  wahre  Grund  dieser  Mafs- 
egel  des  Königs  war  seine  Geldnot,  obwohl  der  österreichi- 
che  Reimchronist  Ottokar  von  Horneck  angiebt,  dafs  die 
nanspruchnahme  des  Hoheitsrechtes  über  die  französischen 
uden  seitens  Kaiser  Albrechts  I.  den  hochmütigen  Philipp 
eranlarst  habe,  dem  deutschen  Kaiser  die  Juden,  aller  Mittel 
'ntWörst,  zuzuschicken.  1311  berief  er  von  den  Ausgewanderten 
lie  reichen  Juden  zurück,  um  ihm  bei  der  Einbringung  der 
ludenforderungen  an  Christen  behilflich  zu  sein,  die  er  an 
?ich  bringen  wollte,  vertrieb  sie  jedoch  bald  wieder^).  Louis  X. 


')  Ordon.  1  85. 

*)  V  i  0 1 1  e  t ,  Les  Etablissements  de  Saint  Louis  1881  — 1886.    4  Bde. 

11-13,11  249-252;  Lauri^re,  Ord.  I  216  c.  129.  Dieselben  Be- 
^ifliiimngen  wie  diese  Etablissements  enthalten  die  Coutume  de 
ouraine-Anjou  vom  Jahre  1246  c.  121  und  122  und  die  Regles  coutu- 
ite  (aus  dem  15.  Jahrhundert)  c.  16.  Nach  Lauri^ire  (I  216),  Du- 
nge (Observations  sur  les  Etablissements  184)  und  Viollet  (a.  a.  O» 

132)  stand  seither  trotz  der  Zugehörigkeit  der  Juden  an  die  Barone 
n  Könige  eine  Oberhoheit  über  sie  comme  les  aubains  zu;  vgl.  da- 
'CD  Beugnot  95,  der  aber  zugiebt,  dafs  seit  Louis  IX.  das  droit 
ibaine  ein  königliches  Prärogativrecht  wurde. 

')  Vgl.  hierüber  Graetz  VII  265  fF.;  Ordon.  I  443,  488.  Ottokars 
[omeck  Reimchronik  (beiPez,  Rerum  austr.  Scriptores  III  782  ff.). 

(•her*-r,  Beiträge  I.  7 
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(1314—1316)  rief  sie  am  18.  Juli  1315*)  wieder  zurück  und 
bewilligte  ihnen  für  zwölf  Jahre  den  Aufenthalt  in  Frank- 
reich, da  die  allgemeine  Stimme  des  Volkes  (commune 
clamour  du  peuple)  es  wünsche,  die  Prälaten  und  Barone 
es  ihm  empfohlen  haben  und  der  heilige  Ludwig  sie  eben- 
falls zuerst  vertrieben  und  dann  wieder  aufgenonunen  habe. 
Sein  Nachfolger  Philipp  V.  der  Lange  (1316—1822)  veriiefc 
ihnen  im  April  1317  u.  a.  das  Privilegium,  dafs  sie  (auber 
bei  offenkundigem  Morde)  nicht  zu  einem  DueU  gezwungci 
werden  dürfen,  dafs  sie  nicht  als  Sklaven  behandelt  werdet 
sollen,  dafs  ihre  Güter  an  ihre  nächsten  Verwandten  fallei, 
dafs  sie  in  ihren  Häusem  wohnen,  dieselben  jedoch  nicht  tt 
Christen  vermieten,  gute  Waren  (bei  sonstigem  Verfall  derselben 
zu  Händen  des  Königs)  verkaufen,  nur  ihren  Baillis  gerieht»' 
unterthänig  sein  und  ohne  vorausgegangene  Verständigung 
desSöu^chal  oder  ihres  Bailli  weder  verhaftet  noch  ihrer  (ieseti- 
bücher  (livres  de  leur  loy)  oder  Güter  beraubt  werden  sollen 
Nach  Jahr  und  Tag  waren  sie  nicht  verpflichtet,  die  ihnen  flbe^ 
gebenen  Pfänder,  falls  diese  dem  Verderbnis  ausgesetzt  waren, 
weiter  aufzubewahren.  Bei  Gold,  Silber  oder  solchen  Gegei- 
ständen,  die  ohne  die  Gefahr  einer  Verschlechterung  auf- 
l>ewahrt  wenleu  können ,  sollte  eine  Frist  von  zwei  Jahren 
gewährt  sein  ^).  Ein  l>esonders  günstiges  Privilegium  verBeh 
ihnen  König  Johann  (1350 — 1364'),  von  welchem  später  aü- 
führlich  gehandelt  werden  wird. 

*)  Ord.  I  596.    In  dieser  Ordonnanz  vom  18.  Juli  1315  wurde  be 
stimmt ,  dafs  sie  von  der  Handarbeit  oder  dem  Handel  leben  (2)»  cii 
Abzeichen  von  der  Gröfse  eines  blanc   toumois  d^argent  tragen  A 
von    den    früheren   Schuldforderungen    ein   Drittel   einheben  tolllai^ 
^s  fielen    an  den    König  (4);    sie   sollten  bezüglich  ihrer  bewegikte 
(iüter  nicht  behelligt  werden  {b\  die  Svnagogen  und  Friedhöfe  ga|p 
Zahlung  des  Kaufpreises  {1)^  ihre  Bücher  mit  Ausnahme  des  Tatainl 
zurückerhalten   9).   Nach  Ablauf  von  12  Jahren  konnte  sie  der  Kdaig 
nicht  ausweisen,  ohne  ihnen  ein  Jahr  zur  Abwickelung  ihrer  Gesehifti 
zu  bewilligen  ilOl   l>as   Leihen  auf  Wucher  (12)  oder  auf  Briefe  (IS 
wurde  verbott»n  u.  a. 

-)  Ord.  I  tUÖ.  tUT 

»>  Dasselbt*  Oni.  111  47^—481. 
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So  wechselten  nach  Willkür  der  Könige  Verfolgungen, 
iBsweisungen  und  Chikanen  mit  ausgedehnten  Privilegien 
ib,  und  alle  Konsequenzen  des  Fremdenrechtes,  die  die 
Könige  in  England  bezüglich  der  Juden  in  ihrem  Gebiete 
ogen,  sind  auch  in  Frankreich  nachweisbar. 

1296  schenkte  Philipp  IV.  seinem  Bruder,  dem  Grafen 
arl  von  Valois,  einen  Juden  in  Pontoise;  der  Graf  von 
alois  zahlte  an  Peter  von  Chambly  300  Livres  für  den  Juden 
imuel  de  Guitri  in  Ronen,  den  er  von  ihm  gekauft  hatte. 
99  verkaufte  Karl  von  Valois  dem  König  den  Juden  Vial 
id  die  übrigen  Juden  seines  Gebietes  für  20000  petits 
arnois*).  Unter  den  verschiedensten  Titeln  (tailles,  sub- 
les,  aides,  servitudes,  prßts,  contributions,  compositions, 
K^,  redevances)  wurden  ihnen,  wie  in  England,  die  will- 
xlichsten  Abgaben  auferlegt*).  Für  die  Aufhebung  des 
isweisungsediktes  Philipps  des  Schönen  mufsten  sie 
2.125  Livres  zahlen").  Philipp  V.  erhob  als  joyeuse  avenue 
a  den  Juden  seines  Gebietes  100000  Livres.  Am  Anfange 
s  13.  Jahrhunderts  zahlten  die  Juden  an  den  König 
OO  livres,  später  7500  livres  jährlich. 

Unter  Johann  dem  Guten  wurden  für  das  droit  d'entröe 
r  einen  Juden  und  seine  Frau  14  fl. ,  für  ein  Kind  oder 
len  Dienstboten  1  fl.  2  gros  tournois,  für  das  droit  de 
jour  7  fl.  bezw.  1  fl.  jährlich  verlangt.  Am  5.  Oktober  1374 
irde  ihnen  der  Aufenthalt  von  Karl  V.  gegen  Zahlung  von 
KK)  fl.  auf  zehn  Jahre  verlängert  *). 

104  Jahre  nach  der  Vertreibung  der  Juden  aus  England, 
itder  Ordonnanz  vom  17.  September  1394,  verfügte  Karl  VI., 
ifs  fortan  kein  Jude  und  keine  Jüdin  mehr  iu  irgend  einem 
eile  des  Königreichs  wohnen,  sich  auflialten  oder  verkehren 
irfe.     Sie   sollten  Frankreich  binnen  Monatsfrist  verlassen, 


')  Beug  not  a.  a.  O.  104;  Sauval,  Hist.  et  recherches  des  anti 
it^s  de  la  ville  de  Paris  U  528  ff. 

2j  Ord.  VI  44,  380. 

»)  Ord.  I  590. 

*)  Ord.  IV  44.  Bezüglich  anderer  Abgaben  und  Leistungen  vgl 
L  III  178,  338. 
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die  königlichen  Beamten  sollten  all  ihr  Vermögen  eindi 
ihre  Forderungen  eintreiben  und  zur  Bezahlung  i 
Schulden  an  Christen  verwenden  M;  auch  sollten  sie  S 
tragen,  dafs  die  Juden  sicher  und  ohne  Schädigung 
Land  verlassen.  Zur  Einziehung  ihrer  Schulden  wurd< 
Ausweisungsfrist  bis  zum  3.  November  verlängert;  abe 
südlichen  Frankreich  waren  Juden  noch  im  Januar  13 

V.    Die  Staaten  der  pyren&isclien  Halbinsel'). 

In  den  Staaten  der  pyrenäischen  Halbinsel  mag 
Umstand,  dafs  neben  den  Juden  noch  eine  zweite  fp 
Nation,  die  Mauren,  daselbst  lebten,  den  in  konfession 
Beziehung  meist  rücksichtslosen  Königen  bezüglich  der 
Übung  des  Fremdenrechtes  eine  gewisse  Zurückhaltung 
erlegt  haben,  umsomehr  als  ein  derartiges  Vorgehen,  w 
England  und  Frankreich,  gegen  die  beiden  fremden  Vi 
zur  Verarmung  und  Entvölkerung  dieser  Staaten  gel 
und  eine  allzu  schroffe  Handhabung  dieses  Rechtes  U 
lieh  der  Mauren  in  den  noch  bestehenden  maurischen  Rei 
zweifelsohne  Repressalien  gegen  die  in  denselben  lebe 
Christen  zur  Folge  gehabt  hätte. 

Trotzdem  dafs  die  Pnixis  in  der  Ausnützung 
Fremdeurechtes  daher  milder  war,  als  in  den  Nad 
Staaten,  wurden  dennoch  auf  Grund  dieses  Rechtes  die  J 

*)  Ord.  VII  675.  Nach  Basnage,  Bist  desJuifslX  604« 
die  Aasweisung  bereits  1927,  nach  M^ierai,  Abregt  ehronok 
III  147  und  Uenault,  Nouvel  abr^g^  chron.  I  S5Q  im  Jahre 
nach  Diihaillau,  Hidt.  de  Frame  XVII  804  im  Jahre  1395. 

*)  Ord.  VII  32. 

')  Ignacio  Jordan  de  Asso  y  del  Kio  j  Migael  de  Man 
Kodriguez,  I>i^*ur8o  sobre  el  estado  de  los  Jndios  en  Espafti 
läge  lu  ^£1  ordenamieuto  de  Leres)  1817, 125  ff.;  Amador  de  k» 
Kstndios  historicos,  politicos  v  Hterarios  sobre  lo6  Jadios  de  I 
1<48:  Lindo.  History  of  the  Jews  in  Spain  and  Portugal  1848; 
dor  do  los  Kios,  iiistoria  soviaL  p*.>litica  y  religioisa  de  loa  • 
1^75«  6>  8  Bde.  Vgl.  auch  Kodrignez  de  Castro,  BibUotheca 
ftola  1781. 
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and  die  Mauren  als  Eigenleute   des  Königs  angesehen  und 
behandelt. 

Im  Königreich  Aragonien  gehörten  nach  den  Fueros 
y  observancias   de    las  costumbres  del  Reyno  de  Aragon  ^) 
aus  der  Zeit  Jaymes  I.  (1213—1278)  die  Juden  und  Saracenen 
dem  Könige  (cum  eorum  persone   domini  regis  sunt).    Sie 
durften  sich  bei  Verlust  des  Kopfes  und  Vermögenskonfis- 
kation    nicht    in    den    Schutz    eines    Edelmannes    begeben 
oder  sich  vertragsmäfsig  verpflichten.  Jemandes  Gefangene 
oder  Sklaven  zu  sein.    Doch  auch  der  König,  dem  ihre  Per- 
sonen  gehörten,    durfte   sie    (aufser   im   Falle    eines   Ver- 
brechens)  nicht  verkaufen.    Niemand   sollte  sie   Gefangene 
(captivi)  nennen  oder  wie  Sklaven  verkaufen,   da  sie   nach 
dem  Gesetze  freie  Bewegung  haben.    Dagegen  konnten  sie 
^on  dem  Könige  kraft  seiner  Machtfülle  verschenkt  werden. 
Wie  die  Christen,  konnten  Juden   und   Saracenen   aus   der 
Kirche  oder  geistlichen  Orden  oder  Körperschaften  gehörigen 
Besitzungen  frei  hinwegziehen    und    durften   deshalb   weder 
verhaftet  noch    ihnen   ihre  lieweglichen  und  unbeweglichen 
iüter  weggenommen  werden.     Unter  einander  konnten  sie 
röter  kaufen  und  verkaufen ,  weil  hierdurch  ihr  Verhältnis 
ü  dem  Könige  dasselbe  blieb;   an  Christen  jedoch   nur  mit 
►ewilligung   des   königlichen   baiulus,   der  ein   Dritteil    des 
reises  erhielt. 

Von  dem  oben  erwähnten  königlichen  Prärogativrechte 
ebrauch  machend,  schenkte  Peter  III  (1276 — 1285)  von 
ragonien  1262  seiner  Gemahlin  Konstanze  die  Stadt  Gerona 
t  den  daselbst  befindlichen  Juden  ^). 

Dasselbe  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Könige  und  den 
den    bestand   auch    in    Kastilien.     So    erklärte    König 


1)  Fueros  j  observancias  de  las  costumbres  escriptas  dol  Reyno 
Aragon.   Impresso  en   (jarapo^a  (Saragossa)  en  el  afio  de  1576  f.  28 

29.    (In   der  kaiserl.  Hofbibliothek  in  Wien   Sig.  83  A.  3:3).     Vgl. 
bErsch    und  Gruber,  Allgem.  Encyklopädie  11  Seetion,  Bd.  27, 

511  ff- 

2)  Vaisette,  Hist  de  Languedoc  III  ad  a.  1262. 


Juan  I.  (1379—1890)  auf  den  Cortes  von  Soria»)  1380: 
»Los  Judios  son  nuestros,  son  cosa  nuestra.^  Das  im  Naneft 
des  minderjährigen  Königs  Juan  II.  erlassene  Edikt  vm 
12.  Januar  1412*)  bestimmte  u.  a.,  dafs  ein  Jude,  der  es  wage, 
auszuwandern ,  wenn  er  ergriffen  wird ,  sein  Vermögen  Ter- 
Heren  und  Leibeigener  des  Königs  werden  solle,  worans 
hervorgeht  dafs  ihnen  die  Freizügigkeit  entzogen  war;  selbst 
das  Ziehen  von  einer  Stadt  zur  andern  war  verboten.  All« 
Grundherren  war  verboten,  sie  aufzunehmen. 

Auch  in  Navarra*)  galten  die  Juden  als  Eigenleate 
des  Königs,  der  sie  verschenkte  und  verkaufte.  Karl  IL 
(1343—1387)  bestimmte,  dafs  ohne  Erlaubnis  des  Königi 
weder  Christen  noch  Mauren  von  den  Juden  liegende  Grttiüie 
kaufen  dürfen;  ebensowenig  durften  sie  dieselben  als  Ge- 
schenk oder  Pfand  von  Juden  annehmen,  eine  MafsregeL 
durch  welche  das  freie  YerfOgungsrecht  der  letzteren  wesoit- 
lich  beschränkt  wurde. 

In  Portugal*)  war  ihre  Freizügigkeit  aus  dem  gleich« 
Grunde  ebenfalls  l)eschränkt.  Nach  einer  Verfügung  Af- 
fonsos  IV.  (1325—1357)  verlor  der  Jude,  der  ohne  Be- 
willigung des  Königs  auswanderte,  sein  Vermögen  und  wurde 
samt  denen,  die  mit  ihm  zogen,  Sklave  des  Königs^). 

Wie  die  Mauren,  so  mufsten  auch  die  Juden  in  d« 
Staaten  der  pyrenäischen  Halbinsel  verschiedene  SteutttB 
(juderia ,  en  cal>eza ,  servicio  u.  a.)  zahlen.  Von  Chikumi 
auf  Grund  des  Frenidenrechts  blieben  sie  jedoch  frei.  Eni 
als  nach  der  thoberung  Granadas  (2.  Januar  1492)  dift 
letzte  mohamedauische  Reich  auf  der  Halbinsel  gefallen  wir,  * 

M  Cortes  de  los  antiguos  Reino  s  de  Leon  j  de  Castilla  1863, 11  312; 
Discurso  132. 

>)  Alfonso  de  Spina,  Fortalitinm  fidei  lU  93,  b;  Amador 
i\o  los  Rios,  Historia  II  618,  N.  XIX.;  Graeti  VH!  109. 

^)  Kajserling,  Die  Juden  in  Navarra,  den  Baskenlfindem  ml 
auf  den  Balearen  li<61,  S.  26,  93,  95. 

*)  Gordo,  Memoria  sobre  os  Judeos  en  Portugal  (in  den  Schrillem 
der  kön.  Akademie  der  Wissenschaften  in  Lissabon  VIII  2,  180^ 
Kayserling,  (iesch.  der  Juden  in  Portugal  1867. 

••)  Ord.  Äff.  II  74  §  14. 
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erliefsen  Ferdinand  der  Katholische  und  Isabella  am  31.  März 
1492^)  den  Befehl,  dafs  alle  Juden  innerhalb  vier  Monaten 
aus  Kastilien,  Aragonien,  Sicilien  und  Sardinien  bei  Todes- 
strafe auswandern  sollen.  Mit  Ausnahme  von  Gold ,  Silber, 
Münzen  und  den  Waren,  deren  Ausfuhr  verboten  war,  durften 
sie  ihre  Habe  mitnehmen.  Aus  Portugal  wurden  sie  mit 
dem  Edikt  Dom  Manuels  vom  24.  Dezember  1496*),  aus 
Xavarra  1498^)  von  dem  letzten  König  dieses  Landes,  Juan  de 
Labrit,  ausgewiesen. 

Alle  diese  Ausweisungen,  sowie  die  aus  England,  Frank- 
reich und  anderen  Ländern,  mögen  sie  aus  religiösem  Fana- 
tismus erfolgt  sein  oder  durch  Vergehungen  der  Juden 
(Wucher,  Kindermord,  Hostienschändung)  motiviert  werden, 
sind  auf  das  Fremdenrecht  zurückzuführen,  nach  welchem  die 
Juden  als  Fremde  principiell  schütz-  und  rechtlos  waren  und 
daher  auch  jederzeit  zum  Verlassen  des  Landes,  in  dem  sie 
bisher  gewohnt,  gezwungen  werden  konnten. 

VL    Sflditalien*). 

In  Süditalien  disponierten  schon  im  11.  Jahrhundert  die 
normannischen  Fürsten  über  die  dort  wohnenden  Juden  wie 
über  ihr  Eigentum.      So  schenkte    Herzog   Roger  I.    von 
Apulien  (1085—1101)   im  Jahre   1090   der  erzbischöflichen 
Kirche  von   Salemo   das  Judenviertel   (totani  Judeam)  mit 
allen  Juden,  die  darin  wohnen  oder  wohnen  werden,  woher 
immer  sie  kommen   (ausgenommen   diejenigen ,   welche    aus 
seinem    Gebiete    zuwandern)^).      Ebenso    schenkte    Hein- 
rich VL  (1194—1198)   im   Jahre    1195   dem   Marienkloster 


0  Araador  a.  a.  0.  TU  603 ff.;  Graetz  VIII  842  ff. 

^  Kayserling,  Gesch.  der  Juden  in  Portugal  1807,  128;  Graetz 

nrr  379  ff. 

*)  Kayserling,  Die  Juden  in  Navarra  108. 

*;>  Di  Giovanni,  L'Ebraismo  della  Sicilia  1748;  Zunz,  Zur  Ge- 
eh'ichte  und  Litteratur  1845,  I  484—535;  Znnz-Perreau,  Storia 
tegli  Ebrei  in  Sicilia  1879. 

'')  Muratori,  Antiq.  Italicae  I  899.  Diese  Schenkung  wurden 
p.«tätigt  1123  von  Herzog  Wilhelm  und  1221  von  Kaiser  Friedrich  IL 
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iiutige  Juileuschaft   (totam  JudeamlM  uo«! 

-ler   erzhischöflichen    Kirche    in    Parlermo 

...ii    ia.^clhst  in  der  Weise,  dals  sie  in  Hinkunft 

.  !  -ein  Nollen*).   Nt^henhei  fanden  Schenkungen 

..    i.  i  .luden,  auf  welche  es  wohl  liei  diesen  Ver- 

iNter  Linie  ankam,  statt.    1089  schenkte  Her- 

-.    A  i^.iitn,  die  Witwe  Roberts  Guiscards,  den  st^hsten 

iril\untte    von   den   .Iu<len   in    Palermo   und  nach 

.,i,'     «lle     Kinkünfte    von    densell)en    der    dortiüeu 

_,,K'M.      Wilhelm    II.    (11(50—89)     verlieh    der 

iiii    AmoH    die   Gerichtsbarkeit    über    <lie    dtirtigen 

..    xud  iibrrliefs  ihr  gewisse  Abgraben  derselben*).   Ähn- 

^    ^iunkun^ien  machte  Hoper  I.  an  die  Kirche  in  MeW. 

v:   I,  .111   I.  ;in  lue  Kirchen  in  Cosenza  und  Rossano*). 

:  in'diich  11.  rejielte  in  dem  Privilegium  vom  Jahre  1234*i 

.i.  \.'ilnltni<   der  .Imlen   in  Sicilien   gegenüber   lier  Krone 

»i.iJii.  daiN  vr  mit  Itücksiclit  auf  die  Schwäche  des  jüdischen 

\  ..;KrA  und  xNt'il  alle  un<i  jcmIc  .luden,  mögen  >ie  wo  immer 

I)  ,i(  II    Nrin»  r  .lurisdiktion   unterworfenen   Ländern  widmen. 

•i.i.  h  <l«'ii  N'orrechten  iles  christlichen  Gesetzes  und  d»'S  Reiches 

.hr  bi-MMidi'nn  Knechte   seiner  Kammer  (servi    sunt  nostrae 

r.HiMTjir  >|MM*iaU^s)  sind,  die  Juden  und  ihre  Güter  in  seinen 

und  di'N   lltirh(»s    besond(*ren   Schutz   nahm   und   ihre    guten 

(irbi.uirhc  und  (Gewohnheiten,  w'w  sie  dieselben  unter  seinen 

\  ini.vmj-*t'rn  iH'sessen  haben,  bestätigte. 

haniit  war  ausdrücklich  erklärt,  «lafs  die  Juden  Eijien- 
Irule  dt'>  Königs  und  des  Reiche>  seien,   und    das  erwähnte 

Miiiaroii    II.    ;i.    ().    VII    lb4:    UglM'lli,    Italia   .sacni    1717  ff.,    IX   -'»T- 
M  uillrti  «iHrt'holh's,  llirJtoria  «bplom.  Friderici  sei'iiiuii   1^54.  l  (vlj. 
•)  rirlnllia  a.  0.  X2ti?<:  M  urat  ori,  Soriptores  et  c.  XXIV  n4. 
*)  K'nthiis    Pirrns,    iSicilia    sacra   I    99,   101;    Huil  lard-Bre- 
■)  lIiM'h  US  Pirrns  I  75. 

*)  I   ^,'lif  lli.  Italia  sacra  VIII  226:  Huillard  a.  a.  O.  II  7iVi 
,  ('-»M'lli  a.  a.  O.  l  925.  IX  192,  2i)7. 
«j  TitriM    il«'    Vin«Ms.    Epist.    1566,    I    12,  727;    Lüni^.    I>i« 
,|iiif-.rh#-   j.'rirhsart'liiv.    1710  tV..  IV  l»i4. 
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Pririlegium  wurde  die  formelle  Grundlage  der  sogenannten 
„Kammerknechtschaft"   der  Juden  in   Italien.     Auch  Fried- 
rich III.  (1355-1377)  und  Martin  I.  (1392-1409)  bedienten 
sich  in  Urkunden   des  Ausdruckes   „servi  camere"*);  allein 
die  Kammerknechtschaft  der  Juden  in  Sicilien  führte  niemals 
zu  derartigen  Ausartungen  wie  in  Deutschland.    Ihre  Lage 
war  in  Sicilien   wie  in  Italien   überhaupt  eine  relativ  viel 
günstigere    als   in    den    übrigen    mittelalterlichen   Staaten. 
jKein  Land    ist   durch    Verfolgungen    blutigen    Charakters 
gegen  sie  weniger  befleckt,  als  Italien,  und  der  wehmütigen 
Erinnerungen  knüpfen   sich   für  die  Juden    nicht  so   viele 
daran,  wie  an  andere  Länder  Europas"*).    Nur  bezüglich 
der  Abgaben  waren  die  Juden   in  Sicilien   ungünstiger  ge- 
stellt, als  die  übrigen  Bewohner.    Neben   den  ordentlichen 
Steuern   hatten   sie  eine  Kopfsteuer,  Gisia  oder  Gezia,   zu 
zahlen,  der  zur  Zeit  der  arabischen  Herrschaft  Christen  und 
Juden  als  einer  Abgabe  für  die  freie  Ausübung   ihrer  Reli- 
gionen unterworfen  waren   und    die   unter    der  christlichen 
Regierung  als  eine  Art  Duldungssteuer  für  die  Juden  auf- 
recht   erhalten     wurde.      Andere    lästige    Verpflichtungen 
waren:    die    Lieferung    der    Fahnen    für    die    königlichen 
Schlösser   und    der   Standarten    für   die   Galeeren,   die   von 
Friedrich  II.  1224  eingeführte  jährliche  Zahlung  eines  grosso 
lomese  oder  römischen  Paolo  an  den  Inquisitor  und  die  Be- 
orguDg  der  Reinigung  der  königlichen  Schlösser^).    Aufser- 
im  hatten  sie  verschiedene  Zahlungen  und  Obliegenheiten 
den  einzelnen  Städten. 


*)  Rochus  Pirrus,  Notit.  eccl.  Siciliens.  1738,  II  846;  Gregorio, 
isid«^razioni  sopra  storia  di  Sicilia  dai  tempi  Normanni  sino  ai  pre- 
ti   lö05,  66. 

2    Cassel   a.  a.  O.  140,  144. 

"^i  Über    diese    Abgaben    und   Leistungen    vgl.  Zunz-Perreau, 

9  ff. 


I.  Abteilung. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  Osterreich 
ob  und  unter  der  Enns  im  {Mittelalter. 


Erstes  Kapitel. 

Die  Kechtsverhältnisse  der  Jnden 
in  Österreich  vom  Anfange  des  X.  Jahrhunderts 
bis   zur  Jndenordnnng  Kaiser  Friedrichs  IIo 

vom  Jahre  12380- 


§  1.    Die  Zollordnnng  von  Raffelstätten. 

Die  erste  bekannte   gesetzliche    Bestimmung   und    die 
älteste    historisch    unanfechtbare   Nachricht    bezüglich    der 

1)  Nebst  den  bei  Deutschland  angeführten  und  im  Verlaufe  der 
Darstellung  citierten  Werken  sind  zu  erwähnen:  Barth  v.  Barthen- 
heim,     Polit.   Verfassung    der   Israeliten    im    Lande   u.   Enns   1821; 
Schlager,  Wiener  Skizzen  aus  dem  Mittelalter  1836,  I,  IL  Die  Juden 
in  Österreich.    Vom  Standpunkte  der  Geschichte,  des  Rechtes  und  des 
Staats  vorteil  es  1842.    3  Bde.    G.  Wolf,  Ferdinand  IL  und  die  Juden 
1?<59.    Judentaufen  in  Österreich  18ö3.   Die  Juden  in  der  Leopoldstadt 
1864-      Zur    Geschichte  der  israel.  Gemeinde  in  Wien   1865.     Studien 
zur    Jubelfeier  der  Wiener  Universität   1864.     Geschichte  der  Juden 
in    Wien   1156—1876,  1876.   Luschin,  R.  von  Ebengreuth,  Geschichte 
des    älteren   Gerichtsverfahrens  in  Osterreich  ob   und  unter  der  Enns 
1?^79,   237 — 244.     Saitschik,  Beiträge  zur  Geschichte  der  rechtlichen 
Stellung   der  Juden,  namentlich  im  Gebiete  des  heutigen  Österreich- 
Ungarn    vom   10.  —  16.  Jahrh.    1890  u.  a.     Quellenmaterial   bei  Hor- 
mavr,   Wien,  seine  Geschicke  und  seine  Denkwürdigkeiten  1823 — 25. 
9   Bde.    Hormayr,  Archiv  1823,  1824,  1827;  v.  Meiller,  Stadtrechte 
und   Satzangen  aus  der  Zeit  der  Babenberger  (Arch.  für  Kunde  öster. 
(Tescb.-Q.   X}:  Weifs,  Geschichtsquellen  der  Stadt  Wien  (Tomaschek, 
l>ie   Rechte   und   Freiheiten   der   Stadt   Wien  I,  II  1877 ff.),  Urkunden- 
bu<-b     de»    Landes   ob    der  Enns.    8   Bde.     1852  u.    a.;    von    älteren: 
Fez,      Scriptores    rerum   austriacarum.    3   Bde.    1721—1745;    Rauch, 
Rfram   Austriac.   Scriptores.    3  Bde.    1793  ff.   Vergl  auch  Burkhard t 
u-    M.    Stern,   Aus  der  Zeitschriften-Litteratur  z.  Gesch.  der   Judeu 
in  Deutschland  (Geigers  Zeitschr.  II  136—142). 
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Juden  in  Österreich  ist  die  Zoll  Ordnung  von  Raffelstitten 
aus  der  Zeit  Ludwigs  des  Kindes  (899 — 911),  eine  zwischen 
den  Jahren  904  und  906  infolge  der  Klagen  der  baierischen 
Bischöfe ,  Äbte  und  Grafen  über  MautbedrQckungen  in  der 
Ostmark  (partes  orientales)  im  Auftrage  des  Königs  tob 
dem  Markgrafen  Aribo  (884 — 907)  unter  Zuziehung  vonG^ 
denkmännem  mit  Berücksichtigung  der  Zollverhältnisse  zor 
Zeit  Ludwigs  des  Deutschen  (f  876) ,  Karlmanns  (t  880) 
und  der  früheren  Könige  erlassene  Satzung  über  die  Zoll- 
stätten und  die  Zolleinnahmen  in  dieser  Grenzprovinz  ^). 

Diese  Zollordnung  bestimmte  im  Art.  9 :  Legitimi  mer- 
catores  i.  e.  Judaei  et  ceteri  mercatores,  undecunque  venerint 
de  ista  patria  vel  de  aliis  patriis,  iustum  theloneum  solvasl 
tam  de  mancipiis  quam  de  aliis  rebus ,  sicut  semper  ii 
prioribus  temporibus  regum  fuit.  Es  mufsten  demgemifl 
die  legitimi  mercatores*),  d.  h.  die  privilegierten  oder  kot 
zessionierten  Kaufleute,  ohne  Unterschied  der  Konfessioi 
und  des  Vaterlandes,  den  vollen  gesetzlichen  Zoll  sowohl  voi 
den  Sklaven  als  auch  von  anderen  Sachen  zahlen,  wie  es  zi 
Zeiten  der  früheren  Könige  war. 

In  doppelter  Beziehung  enthält  dieser  Artikel  im  Ver 
gleiche  mit  anderen  Gesetzen  der  Karolinger-Zeit  günstiger 
Bestimmungen  bezüglich   der  Juden:    zunächst   die  gleich 


i)Pertz,  Mon.  Germaniae,  Leg.  III  480;  Waitz,  Dentsek 
Verf.-Gesch.  IV  1,  70;  Kaemel,  Anfange  deatschen  Lebens  in  Osts 
reich  1879,  286;   Urkundenbach  des  Landes  ob  der  £nns  II  56,  N.  31 

')  Waitz  a.  a.  0.  III  1,  73  übersetzt  „legittimi  mercatores'  v 
der  «gemeine ,  der  eigentliche^  Kaufmann.  Nach  unserer  Ansiebt  t 
legitimus  mercator  der  gesetzlich  befugte,  privilegierte  oder  konses0 
nierte  Kaufmann  d.  h.  im  Gegensatze  zu  den  ementes  und  vendeat) 
der  A.  6  und  7  der  Zollordnung  derjenige,  der  gewerbmäfsig,  mit  A 
sieht  auf  Gewinn  (und  zwar  besonders  auf  Märkten)  HandelsgesdkÜ 
trieb  und  zu  diesem  Handelsbetriebe  durch  Erteilung  besoodei 
Privilegien  oder  Konzessionen  berechtigt  war.  Dals  auch  andei 
Kaufleuten  specielle  HandelspriWlegien  erteilt  wurden,  ergiebt  « 
aus  Form.  32  und  37  (M.  G.  LI.  V  3,  11,  13,  17).  Vgl.  Hoenig« 
Zur  Geschichte  der  Juden  Deutschlands  im  friiheren  Mittelalter  (Geig 
Zeitschr.  f.  Gesch.  der  Juden  in  Deutsehland  I  80)l 
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Wlbehandlung  ihrer  Waren  und  der  Waren  der  anderen, 
«mit  auch  der  christlichen,  konzessionierten  Kaufleute, 
fahrend  das  Capitulare  Karls  IL  vom  14.  Juni  877,  c.  31 
Dgeordnet  hatte,  dafs  die  Juden  den  zehnten,  die  christ- 
ehen  Geschäftsleute  (negotiatores  Christiani)  nur  den  elften 
eil  des  Handelsgewinnes  an  den  König  zu  zahlen  haben '), 
um  beztlglich  des  Umfanges  ihrer  Handelsbefugnisse; 
eim  nach  c.  3  der  Karl  dem  Grofsen  und  Ludwig  zu- 
eschriebenen ,  allerdings  schwer  verständlichen  und  höchst 
ahrscheinlich  unechten  Capitula  de  Judaeis  war  den  Juden 
5r  Verkauf  von  Wein,  Getreide  oder  anderer  Sachen  (neque 
umn  neque  annonam  vel  aliam  rem)  in  ihren  Häusern  bei 
ermögenskonfiskation  und  Kerkerstrafe  verboten  *),  während 
ie  Zollordnung  im  Einklänge  mit  dem  praeceptum  de 
idaeis  Ludwigs  des  Frommen  ®)  eine  derartige  Einschränkung 
ieht  enthält,  sondern  den  Handel  mit  Sklaven  oder  anderen 
achen  (tarn  de  mancipiis  quam  de  aliis  rebus)  ganz  all- 
emein gestattet. 

Diese  Bestimmungen  beziehen  sich  lediglich  auf  die 
idischen  Kaufleute;  bezüglich  der  rechtlichen  Stellung  der 
nderen  etwa  in  Baiem- Österreich  weilenden  kaum  zahl- 
eichen Juden  fehlen  ebenso  nähere  Nachrichten  bis  in  das 
I.Jahrhundert,  wie  bezüglich  der  Rechtsverhältnisse  der 
uden  in  Deutschland  überhaupt.  Aus  diesem  Grunde  ist 
s  auch  unmöglich,  sicherzustellen,  wann  die  ersten  Nieder- 
^sungen  der  Juden  in  Österreich  stattgefunden  haben,  und 
« lassen  sich  hierüber  nur  Vermutungen  aufstellen. 

Die  Worte  „de  ista  patria"  im  Art.  9  der  Zollordnung 
weisen  auf  einheimische  Juden  hin,  und  so  kann  man  an- 
ßlinieii,  dafs  Juden,  vielleicht  Nachkommen  von  Kaufleuten 
Jer  Ansiedlern  jüdischen  Stammes  in  der  Römerzeit*),  die 


^)  Mon.  Genn.  LI.  I  540. 

*)  Ib.  I  194.  Vgl.  bezüglich  der  erwähnten  Capitula  besonders 
retius,  Capitularia  I  258;  ferner  Waitz  a.  a.  O.  IV  46,  98. 

*}  Form.  30  (Zeumer,  Form.  imp.  309);  Waitz  a.  a.  0.  Mi. 

*)  Man  kann,  ohne  sich  der  Gefahr  auszusetzen,  eine  Absurdität 
!)ehaupten,  als  wahrscheinlich  annehmen,   dafs  an  dem  durch  das 
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Stürme  <ier  Völkerwanderung  üherdaueriKl,  als  Kaufleuie 
Hausierer  oder  Marktfalirer  io  diesem  Laude  schon  am  An- 
fang des  10.  Jahrhunderts  lebten.  Bei  der  wunderbam 
Widerstandskraft  der  jüdischen  Rasse  haben  wohl  auch  dii 

vortreffliclio  römiBche  StrnrBensjatcm  wesentlicb  geförderten  Hudc 
zwischen  Italien,  llljrien  und  den  anderen  südlichen  Linden,  dfi 
Donau  pro  vi  n/.en  und  den  uiirdlichen  Gebieten,  auch  Juden  (ovohl  ii 
Noritam  als  in  Panonien  teil  nahmen.  Die  früheren  Saiemichixia 
Chronisten  machten  bei  den  Berichten  über  die  ülteate  GescMdrU 
Öalerreiche  die  alige»chniacktcaten  Angaben  bezüglich  der  Jadfft 
niederla^sungen  in  diesem  Lande  zum  Ausgangspunkte  ihr«!  Dtf 
stellunK^D-  Nach  dem  Vorgange  des  Malth&ua  oder  Gregorina  Btfm 
,Pe»,  SS.  r.  A.  I  10*;:  Mayer,  Archiv  f.  Kunde  öaterr.  Geedrieh» 
quellen  LX295ff.|,  VeitArenpek,  Chron.  AusiriacnDi  (ib.  1174-1^ 
Heinrich  Gnndelfiug  (ib.  1045)  und  Thoma«  Ebendorfer  nl 
Haaeibach,  Chronkon  AuBt.  lib.  n  benchten  Wolfgaug  Lazia*,  Dl 
aliquot  geotiuni  migrattonibus  etc.  Basel  1576 ,  Vienna  AustrU«  i 
remm  Vicnnensium  LI.  IV  ib.  1546  und  dessen  Nachbeter  bia  Pab^ 
mann.  Alt-  und  Neii-Wien  1738  von  einem  Judeoreich  |Jndeii^«a| 
in  Ostexreich ,  das  von  Königen ,  Markgrafen  oder  Tetrarchen  nigM 
wurde,  die  ihren  Sitz  in  Tolln,  Stockerau,  Komeubnrg  und  Wia 
hatten,  welchea  letztere  von  ihnen  gegründet  worden  sei.  ä59  Jabl 
9  Monate  |810  Jahrej  nach  der  Sintflut,  am  12.  des  Brachmonato.  d 
der  Heide  oder  Jude  Abraham  mit  meinem  Weibe  Snsanna  nnd  t«itd 
.Söhnen  Sslim  (Rachimi  und  Ataim  ane  der  terra  Ammiracionis  sM 
Tbeomanaria  nach  Aaratim  (Stockerau)  in  Judeisa|itaii  gekommni.  Kl 
werden  72  Fürsten  jüdischer  Abkunft  bis  201  v.  Chr.  aufgezählt.  duM 
Gräber  nach  Laiiua  in  NufiKlorf.  Komeuburg,  Gr&feoateiu  o.  a.  Ol 
waren  u.  s.  w.  Diese  den  Kründnngen  des  Hajek  von  Libocisn,  M 
AnonymoB  ßelae  regia  notarius  und  der  verschiedenen  0«nealii{M 
8elb!>t  späterer  Zeit  ebenbürtigen  Angaben  wurden  achou  voaAfnea^ 
Sjlviua  Hist.  Austr,  tin  P.  Lambeccii  Comm.  de  bibi.  Caes.  II«.! 
p.  4T8|.  Cuspinian  Austria  1553  (in  prooemio)  and  Pez  SS.  G 
Anst.  a.  a.  O.  1047  gebührend  abgefertigt.  Wahrscheinlich  sind  diM 
oder  ähnliche  Sagen  zanächet  von  den  Juden  selbst  erfanden  und  TW: 
breitet  worden  in  der  leicht  begreiflichen  und  veneihlicheit  Alukl^ 
uro  den  Verdacht  von  sich  abtulenken,  als  stammten  »e  von  dettZdl 
genoasen  und  M5rdem  Christi  ab.  Diese  viel&cb  mirsrer«taMl«Mi 
und  mit  Zuthaten  versehenen  Fabeln  mOgen  bei  der  Sucht,  di«  BQJ 
lum  An^gangspnnkt«  aller  Fonchungen  zu  machen,  die  nniiiillif 
der  Berichte  der  Chrouisleu  «ein.  VgU  auch  Stobbe.  Jailm  1 
Deutschland  während  des  Mittelalter'  1866  S.  31  n.  11  und  t.  J 
den  Mitteil,  des  Jnsl.  für  österr.  Gcechichl^foracbnng  19 
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Einftlle  der  Magyaren  hierin  keine  wesentliche  Änderung: 
herbeigeführt ;  doch  dürfte  die  Zahl  der  jüdischen  Einwohner 
in  jenen  Zeiten,  wie  die  Bevölkerungszahl  überhaupt,  nur 
eine  unbedeutende  gewesen  sein. 

i2.  Jndenniederlassnngen  und  deren  innere  Einrichtung.. 

Den  Anstofs  zu  neuen  Judenniederlassungen  in  Öster- 
reich gaben  wahrscheinlich  einerseits  die  während  des  ersten' 
nnd  zweiten  Kreuzzuges  (1096—99,  1147—49)  in   anderen. 
Usdern  ^)    ausgebrochenen    Judenverfolgungen ,    von    denem 
Osterreich  verschont  blieb,  anderseits  der  durch  die  Kreuz- 
ige hervorgerufene  und  geförderte  Aufschwung  des  Handels, 
da  ja  das  Merkantilwesen  in  Deutschland  damals  fast  noch 
ausschliefslich  in  den  Händen  der  Juden  lag.    Was  speciell 
Osterreich  betriflft,   so  dürften    auch   die  Bemühungen  der 
Österreichischen  Markherzoge  seit  Leopold  V.  (1177—1194), 
den  einheimischen  Handel  zu  beleben,  Juden  bestimmt  haben,. 
äch  in  diesem  Lande  niederzulassen ,  ja  man  kann  hierbei 
selbst  direkte  Berufungen  jüdischer  Kaufleute  nach  Öster- 
reich als  sehr  wahrscheinlich  annehmen  in  ähnlicher  Weise, 
*ie  dies  bezüglich  der  Handelsleute  aus  Regensburg,   aus 
Flandern  u.  a.  0.  urkundlich  nachgewiesen  ist.   Diese  Nieder- 
assungen,  welche  mit  Rücksicht    auf  die  damalige  Haupt- 
beschäftigung der  Juden  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung 
Is  Handelskolonien  aufzufassen  sind,  erhielten  zunächst  ein 
esteres  Gefüge  und  eine  einheitlichere  Gestaltung  durch  die 
^ulturbedürfnisse  der  Ansiedler.     Aus  der  Vereinigung  ein- 
elner  Individuen  (jischuw)  entstanden  allmählich  zur  Pflege 
es  religiösen  Lebens  durch  gemeinsamen  Gottesdienst,  ge-^ 
leinsame    Festfeier    und    Vornahme    ritueller    Gebräuche, 
enn  wenigstens  10  religionsmttndige  (bar-mizwa),  d.  h.  über 

>)  Cosmas  Prag.  Chron.  Mon.  Germ.  SS.  XI  103,  125;  Elieser 
o  Nathan  in  den  „Hebräischen  Berichten  über  die  Judenver- 
pingen  während  der  Kreuzzüge"  von  A.  Neubauer  und  M.  Stern, 
irsetzt  von  S.  Beer  (QueUen  zur  Geßchichte  der  Juden  in  Deutsch- 
i  U)  1892  S.  25,  46. 

weherer,  Beiträge  I.  3 
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13  Jahre  alte  Personen  männlichen  Geschlechtes  (mi 
anwesend  waren,  Kultusgenossenschaften,  deren  Mitgl 
sich  in  einem  Privathause  zur  Verrichtung  des  Gottesdie 
und  Ausübung  der  religiösen  Ceremonien  versamm< 
Derartige  minjanim  entstanden  wohl  in  den  meisten  ( 
wo  die  erforderliche  Zahl  von  Kultusgenossen  vo 
den  war. 

Eine  gröfsere  Kultusvereinigung  mit  einer  Synj 
(beth-hakneseth)  oder  einer  Schule  (beth-hamidrosch) 
zugleich  als  gemeinsames  Gebetslokal  diente,  mit  einem 
mehreren  Rabbinern,  eine  Religionsgemeinde  (kahal,  kel 
dagegen  ist  seit  dem  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  n 
Wien,  später  auch  in  Krems  und  Wiener -Neustadt 
weisbar.  Im  weiteren  Verlaufe  des  Mittelalters  best^ 
derartige  Kehiloth  auch  in  Tulln,  Steyer  und  wahrsche 
in  Klosterneuburg. 

Die  Kultusausgaben  wurden  anfangs  zunächst 
freiwillige  Spenden  (zdaka),  später  durch  auf  die  in  d( 
treflfenden  Kultusgemeide  wohnenden  Israeliten  umg€ 
durch  Bann  und  andere  Mittel  erzwingbare  Beiträge 
Abgaben  l)estritten  *).  Zum  Zwecke  der  Krankenpfleg« 
der  Beerdigung  der  Verstorbenen  bestand  in  Wien 
1320  eine  Chewra  kadischa*).  Ähnliche  Chewroth  di 
auch  in  den  anderen  Judenansiedlungen  (besonders 
gröfseren)  gegründet  worden  sein. 

Die   Ausgestaltung    der   gröfseren   Kultusvereinig 

')  Vgl.  das  Mandat  Kaiser  Friedrichs  III.  dato  Krems,  14  j 
1477  an  den  Juden  Mosche  in  Radkerspurg,  Meister  der  Judei 
•daselbst  in  dem  Streite  der  Jüdischheit  in  Marburg  mit  David 
Sohn  zu  Marburg,  dem  Letzteren  den  Beitrag  von  12  fl.  zun 
der  Judenschule  in  Marburg  zu  erlassen  „nachdem  er  daat 
Marchburg  nicht  nier  wonen  wil"  und  darob  zu  sein,  dl 
Jüdischheit  in  Marburg  ihn  unangelangt  und  unbekümmert  law 
in  deshalben  mit  keinem  pan  noch  anderen  jüdischen  zwang] 
•dringen."  Ch  mel,  Urkundliches  zur  Gesch.  Kaiser  Friedrichs  IV 
f.  K.  österr.  Geschichtsquellen  1849,  II  82). 

•)  Wolf,  Die  Einla<lung  der  Wiener  Chebra  vom  J.  VSi 
der  Satzbrief  vom  J.  1329  fHebr.  Bibl.  VI  1863,  118— 119>. 
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(kehiloth)  zu  politischen,  von  der  Staatsgewalt  anerkannten, 
besonders  befriedeten  Gemeinwesen  unter  selbstgewählten 
Vorstehern^)  (Rosch-ha-kahal)  mit  autonomer  Verwaltung 
und  eigener  Gerichtbarkeit  erfolgte  in  langsamer  Entwicklung 
erst  im  13.  Jahrhundert. 

Die  Gemeinsamkeit  nicht  nur  der  religiösen,  sondern 
auch  der  rechtlichen,  socialen,  kommerziellen  und  kommu- 
nalen Interessen  führte  gemäfs  dem  allgemeinen  Gebrauche 
des  Mittelalters ,  nach  welchem  sich  Angehörige  derselben 
Nation  und  desselben  Berufes  teils  freiwillig,  teils  infolge 
obrigkeitlicher  Anordnung  nahe  bei  einander  ansiedelten, 
auch  zu  lokalen  Vereinigungen  der  jüdischen  Glaubens- 
genossen*). Die  obrigkeitlich  angeordneten  gemeinsamen 
Ansiedlungen  hatten  bezüglich  der  Juden  ihren  Grund  einer- 
seits in  der  Fürsorge  für  dieselben,  um  sie  gegen  feindliche 
Angriffe  besser  schützen  zu  können^),  anderseits  in  der  Ab- 
sicht, eine  Vermischung  der  Juden  mit  den  Christen  zu  er- 
schweren. Die  äufsere  Gestaltung  der  Judenansiedlungen 
war  nach  ihrer  Ausdehnung  verschieden.  Man  unterschied 
!  seit  dem  13.  und  14.  Jahrhundert  in  Österreich  genau  ab- 
'  gegrenzte  Judenviertel  (so  in  Wien,  vicus  Judaeorum)  und 
Judengassen  in  den  gröfseren  Städten  (so  z.  B.  in  Enns  1850, 
1366,  Krems  1422,  Wiener-Neustadt  1455  u.  a.  Städten  er- 
wähnt). Neben  diesen  Ansiedlungen  in  den  Städten  gab  es 
-^hon  im  12.  und  13.  Jahrhundert  nach  den  Juden  benannte, 

')  Im  Privilegium  Kaiser  Friedrichs  IL  1238,  Art.  11  und  12:  qui 

pniest  eis,  qui  est   super  eis;  später  hiefsen  die  Vorsteher  der  Juden- 

gemeinden    in    Deutsch- Osterreich  Judenmeister,  Meister   oder  Zech- 

oeister   der   Juden.     Über   wichtige    Angelegenheiten    entschied    die 

Gesamtheit,    so    1338   bezüglich    der  Herabsetzung  des  Zinsfufses    in 

Wien  die  „Sammung"  (Kahai)  der  Juden  in  Wien  d.  h.  die  ganze  Ge- 

neiode.    Dagegen  ist  das  schon  im  mosaischen  Rechte  (2  Mos.  18,  13; 

).  Mos.  16,  18,  19,  12)  vorkommende  Institut  der  Altesten  (parnassim) 

a  Österreich  nicht  nachweisbar. 

«)  Vgl.  G  engler,  Deutsche  Stadtrechtsaltertümer  1882,  S.  100,  103. 
")  Ausdrücklich     wird    dies    ausgesprochen    in    der    Verordnung 
erzog    Albrechts  III.    vom  22.   April    1371    bezüglich    der  Juden    in 
ejer.    Preuenbuber,  Annales  Styrenses  1748,  S.  58. 

8* 


aufserhalb   der  Städte   gelegene  Ortschaften.    In  welchen 
Zusammenhange  dieselben  mit  den  Juden  stehen ,  Iftfst  sich 
nicht  mehr  nachweisen.    Da  jedoch  in  allen  Ländern  Öster- 
reich-Ungarns   und    in     einzelnen    Ländern    Deutschlands 
„Judendörfer"  ^)   als   eine   besondere  Art  der  Judennieder- 
lassungen thatsächlich  bestanden  haben,  so  dürften  auch  die 
anderen  mit  dem  Worte  „Juden"   zusammengesetzten  Orts- 
namen  auf  urs))rün gliche  Judenniederlassungen    hinweiseiu 
sei  es,    dafs  Juden    die  ersten  Ansiedler   oder  der  Haupt- 
bestandteil  der  Bevölkerung   dieser  Orte  waren.    In  Oster- 
reich  ob   und  unter    der  Enns   werden  erwähnt:    Judenaa 
(Judinowe,  Judenowa)  bei  Tulln  1155*),  Judenfurt  1275*), 
Judendorf  bei  Wolfem  (Bez.  Steyr)  1371*);  später  kommoa 
vor:    Judenhof  (Bez.  Ybbs),   Juden  weis    (Bez.   Mistelbadi)<t 
Judenleithen  (Bez.  Perg). 

Ein  namhafter  deutscher  Sprachforscher*)  bringt 
die  mit  dem  Namen  „Juden**  zusammengesetzten  Ortsnai 
mit  den  Personennamen  desselben  Stammes  (Jud)  in  Vw- 
binduug  und  hält  die  Herkunft  dieser  Namen  von  den  Jade0 
für  mehr  als  zweifelhaft.  Allein  gegen  diese  Ansicht  ud 
für  die  oben  vertretene  sprechen  folgende  Thatsachen: 

1.  Es  kommen  zwar  die  Personennamen  »Jud",  »Jndl^ 
und  ähnliche  vereinzelt  vor,  aber  keineswegs  so  oft  und  be- 
sonders nirgends  in  einem  so  kausalen  Zusammenhange  oi^ 
den  aus  dem  Worte  „Juden**  zusammengesetzten  Ortsnamen« 


1)  So  in  Deutschland  bei  der  Suderbui-g  nächst  Magdebarf,  hi 
UaHe  and  bei  Salzwedel.    Gengier  a.  a.  O.  106ff. 

*)  Im  Cod.  trad.  des  Stiftes  Admont  lY.  89  wiid  11^5 
„praedium  ad  Judinowe**  (Font.  rer.  Aust.  yili3&;  Zakn, 
buch  des  Herzogt.  Steiermark  I  357). 

*)  Im  Rationarium  Austriae  (Notizenblatt  V  385).  Ober  die  L^ 
dieses  Ortes  vgl.  Neil l,  Versuch  einer  Topographie  der  venckoUflaai 
Orte  im  Viertel  unter  dem  Wiener  Walde  (BL  des  Vereins  för  Laade»» 
künde  in  Niederösl erreich  XVI  S.  188). 

^  Urkundenbuch  des  Landes  o.E.  VIII  505,  N.  608. 

^)  Fdrstemann,  Altdeutsches  Namenbuch.  Nordbansen  1856 hii 
1889,  11  864. 


i 
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um  das    häufige    Vorkommen    dieser    Ortsbenennungen    zu 

erklären. 

2.  Bestand  in  Deutschland  *)  und,  wie  im  Verlaufe  dieser 
Darstellung  nachgewiesen  werden  wird,  in  fast  allen  Ländern 
Osterreich -Ungarns  eine  Art  von  Judenansiedlungen  that- 
säcMich  in  der  Gründung  von  Judendörfern,  woraus  ge- 
schlossen werden  darf,  dafs  auch  andere  Judenniederlassungen 
nach  ihren  Gründern  oder  hauptsächlichsten  Bewohnern  in 
Terschiedener  Weise  benannt  wurden. 

3.  Gegen  die  Behauptung  Förstemanns  spricht  ins- 
besondere der  Umstand,  dafs  in  Böhmen,  Galizien,  Krain, 
rngarn  und  Kroatien  mit  den  Worten  „^id",  „%d",  „2ed**, 
»Zsidö*  zusammengesetzte  Ortsnamen  vorkommen,  die  wohl 
auf  die  Juden  hinweisen ,  mit  den  Personennamen  „Jud", 
«Judo"  u.  ä.  aber  in  keinem  Zusammenhange  stehen. 
ibrigens  kommen  auch  in  anderen  Ländern  (Italien,  Frank- 
reich, Spanien,  Portugal,  England)  Ortsbenennungen  nach 
den  Juden  vor,  z.  B.  Judeca  1090  bei  Saleruo,  Judaea,  Jurie, 
Juifverle  in  Paris  und  Avignon,  Judaearia  bei  Paris  (1216), 
Juierie  bei  Melun  (1302),  Aldea  de  los  Judios  (Judendorf) 
hei  Sevilla  unter  Alfons  X.  (1252—1284),  Juderia  in  Navarra, 
faternilla  de  los  Judios  in  Sevilla  (um  1248),  Judaria  in 
Aragonien,  Val  de  Judeo  bei  Loult*  in  Portugal,  Jewry  in 
London  2). 

4.  Endlich  mufs  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  Orts- 
bezeichnungen nach  Volksstämmen   überhaupt   häufig   statt- 
finden, obwohl  sich  auch  bei  diesen  ein  Zusammenhang  mit 
dem  betreffenden  Volke  oft  nicht  mehr  nachweisen  läfst;  so, 
um  nur  Deutschlands  und  Österreichs  zu  erwähnen,  die  zahl- 
reichen mit  den  Worten    „Deutsch-,  Böhmisch-,  Schwäbisch-i 
rngarisch-.  Windisch-,  Franken-,  Sachsen-"  u.  a.  zusammen- 


1)  Vgl.  Gengier  a.  a.  0.  8.  108,  109. 

2)  Muratori,  Antiquit.  Ital.  I  900;  Du  Gange,  Gloss.  III  911; 
KÄjserling,  Gesch.  der  Juden  in  Portugal  1867,  S.  7.  Stow,  Sur- 
vej  of  London  105.    Zuniga,  Annales  de  la  ciudad  de  Sevilla  I  136. 
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gesetzten  Ortsnamen,  so  dafs  es  nicht  auffallen  kann,  wenn 
einzelne  Orte  auch  nach  den  Juden  benannt  worden  sind. 

Dort,  wo  die  Juden  nicht  entweder  in  Judenviertehir 
Judengassen  oder  eigenen  Ortschaften  beisammen  wohnten^ 
mufs  angenommen  werden,  dafs  sie  unter  der  christlichen 
Bevölkerung  zerstreut  lebten. 

In  Österreich  unter  und  ob  der  Enns  sind  Juden  im 
Mittelalter  nachweisbar:  in  Wien,  Wiener-Neustadt,  in  deo 
meisten  landesftirstlichen  Städten  (Krems,  Hainburg,  Bnwi 
a.  L.,  Kloster-  und  Komeuburg,  Tulln,  Ybs,  Stein.  Eggen-  l 
bürg,  Waidhofen  a.  d.  Thaya,  Drosendorf,  Weitra),  femer  ii  j 
Melk,  Pulka,  Laa,  Herzogenburg,  Retz,  Hom,  Zwettl, 
Zistersdorf,  Traiskirchen ,  Leubs,  Perchtoldsdorf,  Mauer  (wo 
im  Juli  1895  zwei  jüdische  Grabsteine  aus  den  Jahren  1360 
und  1402  gefunden  wurden),  in  der  Passauer  Bischofetadt 
St.  Polten,  in  Linz,  Enns,  Steyr  u.  a.  0. 

Die  älteste  Judenniederlassung   dürfte  die   in  Wien  ge- 
wesen  sein ').    Höchst   wahrscheinlich   entstand  das  Juden- 


»)  G.  Wolf,  Geschichte  der  Juden  in  Wien  1156—1876,  Wi» 
1876  S.  3  behauptet  zwar,  dafs  die  jüdischen  Gemeinden  in  Wien»- 
Neustadt,  Krems  etc.  viel  früher  bedeutend  waren  als  die  von  Wi» 
und  A.   Mayer,    Der   neueste  Stand   der  Frage  über  die  riamlick 
Entwicklung   Wiens   von    den    ältesten   Zeiten  bis  zum  Schlosse  dei 
XIII.  Jahrhunderts  (ßl.  des  Vereins  für  Landeskunde  von  Nieder5•te^ 
reich  XII  229,  Abg.  4.,  erklärt,  diese  Ansicht  hätte  wenigrstens  beitg* 
lieh  Krems  viel   für  sich,  weil  diese   Stadt  mit  Tulln  und  Mauten 
schon    unter   den   Karolingern  als  königl.  Mundstadt  bezeichnet  fii 
1014  in   Passauer  Urkunden   „civitas''   genannt  wird  und  früh  duck 
ihren  Handel  und   ihre  Münzstätte  bekannt  gewesen  sei;  alldn  te 
alles  spricht  wohl  für  die  frühere  städtische  Entwicklung  von  Kieai 
>Vien  gegenüber,  welches  ja  erst  durch  die  Erhebung  zur  landesföiit* 
liehen  Residenz  unter  Heinrich  II.  Jasomirgott  (1141 — 1177)  an  Be* 
deutung  gewann,  aber  es  beweist  nicht  das  frühere  Bestehen  einer 
Judengomeinde    in   Krems    als   in   Wien.     Weder  Wolf  noch  Msjcr 
liefern  urkundliche  Beweise  für  das  Vorhandensein  von  Jndengemeiata 
in  Wiener-Neustadt.  Krems  etc.  vor  1204,  während  der  Bestand  datt 
Judenschule  in  Wien  1204  urkundlich  erwiesen  ist  und  auch  RabbiMr 
schon   im  12.  Jahrhundert   in  Wien  genannt  werden,  was  beides 
gröfsere  Judenniederlassung  voraussetzt 
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in  Wien  unter  Leopold  VI.  (1198-1230).  In  einer 
?  vom  30.  März  1204,  von  welcher  später  Näheres 
rt  werden  wird,  wird  eine  Judenschule  in  Wien  er- 
In  Mordechai  (R.  Mordechai  b.  Hillel  im  13.  Jahr- 
Megilla  c.  2  §  798,  Mordechai  Moed  Katona  c.  1 
od  Baba  Kama  c.  3  §  31  werden  schon  im  12.  Jahr- 
zwei Rabbiner  in  Wien  genannt:  R.  Tobias  und 
ithan.  Da  nun  der  Bestand  einer  Judenschule 
Vorhandensein  der  Rabbinatsinstitution  bereits  eine 
Judenansietllung ,  eine  Kehilah  voraussetzt,  so  mufs 
stehung  der  Wiener  Judengemeinde  in  die  Zeit 
i  gesetzt  werden^),  umsomehr,  da  einzelne  Juden 
,  wie  der  Jude  Shlom,  schon  vor  dieser  Zeit  eine 
gende  Stellung  einnahmen.  Im  13.  Jahrhundert 
Rabbinatsinstitution  schon  fest  begründet.  Der  erste 
3re  Rabbiner  in  Wien  war  Isaak  b.  Moses  (auch 
Or  Sarua*)  nach  seinem  Werke  Or  Sarua  [Licht- 
nannt),  ein  Sohn  des  R.  Moses  b.  Isaak  aus  Köln 
la  I.  366)  und  Schüler  des  R.  Jehuda  des  Frommen 
er,  des  R.  Isaak  b.  Jakob  Halaban  in  Prag,  des 
ham  b.  Asriel  aus  Prag  (?),  des  R.  Elieser  b.  Jehuda 
rms   und  des  R.  Jehuda  b.  Isaak  Sir  Leon  in  Paris. 


ber  die  örtliche  Lage  derselben  vgl.  Hormayr,  Jahrb.  der 
•  VI  1819,  S.  98,  Schlager,  Wiener  Skizzen  aus  dem  Mittel- 
>  1  1  17  ff.;  Camesina,  Wiens  örtliche  Entwicklung  von  der 
bis  zum  Ausgange  des  XIII.  Jahrhunderts.  1877,  dazu  ein 
läuterungen"  1877;  Derselbe,  Die  ehemalige  Judenstadt 
zur  Zeit  ihrer  Aufhebung  1422  (Berichte  und  Mitteilungen 
tumsvereins  in  Wien  XV  1875,  S.  173—196)  und  A.  Mayer, 
ste  Stand  der  Frage  über  die  räumliche  Entwicklung  Wiens 
Bl.  des  Vereins  f.  Landeskunde  von  Niederösterreich,  XI 
XII  228—231.) 

^1.  über  denselben  H.  Grofs,  R.  Isaak  b.  Moses  Or  Sarua, 
lg  zur  Geschichte  der  Tossafisten  (Frankel,  Monatsschrift  f. 
d  Litteratur  des  Judentums  XX  1871,  8.  248—264);  Graetz, 
r  Juden  VII  111;  Gast  freund,  Die  Wiener  Rabbiner  seit 
en  Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart  1879  S.  9.  Gastfreund  be- 
e  von  Grofs  behauptete  Abstammung  R.  Isaaks  aus  Böhmen 
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Einer  seiner  Schüler  war  der  berühmte  R.  Melr  b. 
von  Rothenburg  (t  1293).  R.  Isaak  aus  Wien  *)  lebte  z^ 
1200  und  1270 ;  die  Zeit  seines  Wirkens  in  Wien  ist  nich 
bekannt.  Sein  Werk  Or  Sarua,  ein  Ritual-Kodex  un 
mentar  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Jerusalem! 
Talmud  (Talmud  Jeruschalmi),  erschien  (unvollstün 
Druck  1862  in  Zitomir.  Es  wird  ihm  auch  das  Geb 
kamocha  bailmim  (keiner  unter  den  Stummen  ist  dir 
zugeschrieben.  Sein  Sohn  R.  Chajim  Elieser  Or 
(noch  um  1806  am  Leben)  genofs  ebenfalls  als  Tal 
einen  bedeutenden  Ruf.  Er  veranstaltete  einen  Aus2 
seines  Vaters  Werk,  den  sogenannten  „kleinen  Or  ! 
und  hinterliefs  eine  Rechtsgutachtensammlung  (1 
Leipzig  gedruckt).  Wiederholt  (Or  Sarua  II.  546  \ 
erwähnt  R.  Isaak  aus  Wien  auch  seines  Schwiege 
R.  Samuel  b.  Sabatai.  Ein  anderer  Rabbiner  in  Wi 
1240)  ist  R.  Abigedor  b.  Elia  ha-Kohen«),  ein  ! 
R.  Simha  b.  Samuel  aus  Speyer,  ein  gründlicher 
des  Talmud,  den  der  oben  genannte  R.  Melr  von  1 
bürg  in  Beantwortung*)  einer  Aufrage  der  Wiener 
„die  Bundeslade  der  Kreti  und  Pleti,  seinen  Lehr 
Meister,  den  Hohenpriester  mit  dem  Schilde  des  Recl 
der  Brusf*  nennt.  Von  ihm  stammt  eine  Rechtsgut 
Sammlung*)  und  ein  ethisches  Werk  „SchaAre  mussi 
Pforten  der  Moral.  Auch  Abigedors  Bruder  R.  El 
wirkte  in  Wien  *).  In  W  i  e  n  e  r  -  N  e  u  s  t  a  d  t  wer 
13.  Jahrhundert  erwähnt :  R.  C  h  a  j  i  m  b.  Mose,  der  Seh 
vater  des  R.  Abigedor,  und  der  Talmudist  und  entscl 


')  Über  diese  Bezeichnang  vgl.  Gastfreund  a.  a.  O.  S.  1 
Isaak  scheint  sich  nach  langem  Wandern  erst  in  seinen  späteren 
Jahren  in  Wien  niedergelassen  zu  haben. 

')  Über  denselben  vgl.  Frankel,  Monatsschrift  Xu  1( 
Graetz  a.  a.  O   VII  167,  Gastfreund  a.  a.  0.  S.  18  ff. 

•)  Responsen  des  R.  Meir  von  Rothenburg  N.  102. 

*)  Chajim  Or  Sarua  N.  102. 

'^)  Or  Sarua  I  206,  Responsen  des  B.  Meir  von  Rot 
§§  154,  102. 
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Gegner  des  Maimonides,  B.  Moses  b.  Chasdai  Taku,  der 
Verfasser  von  Tossaphot  (Hinzufügungen  zum  Talmud)  und 
wahrscheinlich  der  Schrift  „Kataw  Tamim",  (aus  Tachau?), 
welcher  zwischen  1250—1290  zuerst  in  Regensburg,  dann  in 
Wiener-Neustadt  lebte  und  in  letzterer  Stadt  starb  ^).  Andere 
jüdische  Gelehrte  in  Wiener -Neustadt  in  jener  Zeit  waren 
B.  Salman  und  R.  Phöbus^). 

§  3.    Die  Rechtsyerhältnisse  der  Juden. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  kann  geschlossen  werden,  dafs 
im  13.  Jahrhundert  sowohl  in  Wien  als  auch  in  Wiener- 
lieustadt  bedeutende  Judengemeinden  bestanden.  Was  die 
rechtliche  Stellung  der  Juden  betrifft,  so  kann,  da  die  Juden- 
gesetzgebung  in  Osterreich  erst  mit  dem  Privilegium  Kaiser 
Friedrichs  II.  vom  Jahre  1238  beginnt,  vor  dieser  Zeit  auf 
<iie  Rechtsverhältnisse  derselben  nur  aus  urkundlichen  Nach- 
richten über  die  Stellung  Einzelner  geschlossen  werden. 
Aus  diesen  Berichten  ergiebt  sich,  dafs  ihre  Lage  unter  den 
Babenbergem  eine  günstige  war. 

1194  wird  in  jüdischen  und  christlichen  Quellen^)    der 
\    Jude  Shlom  (Salomon)  als  Müuzmeister   des  Herzogs  Leo- 
pold V.  (1177 — 1194)   genannt,    und   zwar   dürfte    derselbe 
flach    den    Untersuchungen    Bergmanns    „über    das    älteste 
MöDzrecht  der  österr.  Herzoge"  ^)  nicht   nur  der  Münze  in 
Wien,  sondern   auch   der  in  Wiener -Neustadt  vorgestanden 
haben.     Stand  schon  seine  Ernennung  zum  herzoglichen  Be- 
amten im  Widerspruche  mit  den  Bestimmungen  des  kanoni- 


i|  Über  Ersteren  (Jast freund  a.  a.  0.  8.  20,  über  Letzteren 
firaetz  VII  168;  Grofs  a.  a.  O.  253. 

*)  Gastfreund  S.  20. 

3)  Ephraim  b.  Jakob  von  Bonn  (f  um  1200),  Erinnerungsbuch 
[2,  13  (Quellen  zur  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland  II  1892, 
>.  74  u.  211);  Mon.  Boica  IV  85  N.  115;  Emek  habacha(von  Joseph 
lÄ  Cohen  t  1575),  Übersetzung  von  M.  Wiener  1858  S.  37;  Meiller, 
legesten  der  Babenberger  1850,  S.  76  N.  73.  Brüll,  Jahrb.  f.  jüd. 
^esch.  und  Litteratur  1874,  237. 

*)  Jahrbuch  f.  Litteratur  CI  1843,  vgl.  Anzeigeblatt  S.  22. 
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sehen  Rechtes*),  so  war  auch  sonst  seine  Stellung  i 
gleiche,  wie  die  der  Christen.  Er  hielt  christliche  Die 
boten  (ebenfalls  gegen  die  Bestimmungen  des  kanonisc 
Rechtes)  und  war  von  dem  Besitze  von  Immobilien  n 
ausgeschlossen.  In  dem  Exemtionsprivilegium  des  Bise 
Wolfker  von  Passau  für  die  von  dem  Stadtkänmierer  G 
fried  in  Wien  in  seinem  Hofe  am  Kienmarkte  errich 
Dreifaltigkeitskapelle  von  der  Pfarrkirche  zu  St.  Stephan 
30.  März  1204  wird  erklärt,  dafs  Gottfried  für  diese  Exem 
der  Pfarre  zu  St.  Stephan  vier  Bauplätze  links  neben 
Judenschule  gegen  die  Donau  herab  und  ehevor  • 
JudenShlom  gehörig  gegeben  habe  *),  und  aus  dem  Pro» 
den  derselbe  Shlom  gegen  das  Kloster  Formbach  bei  Wie 
Neustadt  wegen  des  diesem  Kloster  von  dem  Wiener  Büi 
Wergand  bei  Antritt  des  Kreuzzuges  1190  vermachten  W 
gartens  führte^),  ergiebt  sich  ebenfalls  die  volle  Besitzfä 
keit  der  Juden  bezüglich  unbeweglicher  Güter.  Leopok 
entschied  zwar  auf  der  Ministerialenversammlung  in  Fiscl 
1194  über  die  Klage  des  Klosters,  dafs  dieses  den  W 
garten  ohne  Widerspruch  besitzen  solle ;  allein  Shlom  seh 
sich  mit  dieser  Entscheidung  nicht  zufrieden  gegeben 
haben;  denn  1195  sprach  der  mittlerweile  zur  Regiei 
gelangte  Herzog  Friedrich  I.  (1195 — 1198)  infolge  der  K 
Shloms  diesen  Weinberg  neuerdings  dem  Kloster  zu,  obi 
Shlom  „multa  dedit,  plura  promisit,  querimoniam  auxi 
vineam  hjibere  voluit,  sed  non  valuit",  aber  nicht  e' 
weil  er  nicht  besitzfähig  oder  im  Unrecht  war,  sondern 
der  fromme  Sinn  des  Herzogs  ihn  daran  hinderte  ( 
domini  pietas  eum  impedivit).  Schliefslich  kam  ein  Vergl 
zustande,  nach  welchem  Shlom  gegen  Entsagung  auf 
weiteren  Ansprüche  den  Ertrag  eines  Jahres  und  20  P 


')  Vgl.  die  betreffenden  Satzungen  in  der  Einleitung.  Übi 
gab  es  auch  in  Trier  und  Würzburg  jüdische  Mänxmeister.  1 
precht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I  1452,  1472;  Menadier  k 
Verhandlungen  der  numismatischen  Gesellschaft  in  Berlin  1887. 

«)  flormayr,  Wien  IX  Reg.  S.  73. 

»)  Mon.  Boica  IV  85  N.  115;  Meiller,  Regesten  77  N.  2. 
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erhielt.  Nach  den  oben  angeführten  jüdischen  Quellen  fiel 
5hlom  im  Juni  (im  Tamus  d.  J.  956)  1196  als  Opfer  der 
Vivatrache.  Einer  seiner  Knechte,  der  das  Kreuz  nahm, 
tahl  seinem  Herrn  24  Mark ,  und  als  Shlom  denselben  in 
as  Gefängnis  setzen  liefs,  forderte  die  Gattin  jenes  Knechtes 
ie  in  der  Kirche  versammelten  Kreuzfahrer  auf,  ihren 
[ann,  den  der  Jude  gefangen  halte,  zu  befreien.  Diese 
rangen  in  Shloms  Haus,  töteten  ihn  und  15  andere  Israeliten 
Dd  befreiten  den  Gefangenen.  Herzog  Friedrich  I.  liefs 
m  der  Rädelsführer  hinrichten,  den  Übrigen  that  er  aber 
ichts,  da  sie  zu  den  Kreuzfahrern  gehörten  und  der  Herzog 
)eDfalls  den  Kreuzzug  mitmachen  wollte. 

Hatte  das  Bestreben  der  österreichischen  Herzoge,  den 
nheimischen  Handel  zu  heben,  die  Juden  einerseits  wahr- 
heinlich  zur  Niederlassung  in  dem  Herzogtume  veranlafst, 
»  war  andererseits  gerade  diese  auf  die  Weckung  und 
örderung  des  Handels  ihrer  Unterthanen  gerichtete  Thätig- 
eit  der  Grund,  warum  die  Juden  in  Osterreich  bei  ihrer 
andelsthätigkeit  niemals  jenen  Einflufs  und  jene  Stellung 
langten,  wie  sie  den  Juden  in  Deutschland  noch  in  dem 
'ormser  Privilegium  Kaiser  Friedrichs  II.  vom  Jahre  1236 
ingeräumt  wurde. 

Die  Herzoge  Leopold  V.  (1177  —  1194),  Leopold  VL 
198-1230)  und  Friedrich  II.  (1230—1246)  hatten  ein  zu 
chtiges  Verständnis  für  die  kommerzielle  Bedeutung  Wiens 
id  Österreichs  überhaupt  infolge  der  günstigen  Lage  dieser 
adt  und  des  ganzen  Landes  an  der  gröfsten  Wasserstrafse 
ischen  Westen  und  Osten  und  an  den  Knotenpunkten  der 
rkehrsstrafsen  zwischen  Süd  und  Nord,  sowie  für  die 
olge  der  Kreuzzüge  vorgezeichnete  Richtung  des  Han- 
s  aus  Deutschland  und  den  anderen  westlichen  Ländern 
T  Österreich  und  speciell  über  Wien  nach  dem  Orient, 
dafs  sie  nicht  alles  aufgeboten  hätten ,  den  Aufschwung 
Verkehrs  und  des  Handels  in  jeder  Weise  zu  Gunsten 
eigenen  Landes  und  seiner  Bewohner  zu  fördern.  Dies 
',hah  teils  durch  die  anfängliche  Heranziehung  und  Be- 
>tigung   fremder  Kaufleute  aus   kommerziell   höher  ent- 
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wickelten  Ländern,  die  gleichsam  den  Landeseinwot 
als  Lehrer  und  Vorbilder  an  die  Hand  gehen  sollten, 
dies  die  Satzungen  Leopolds  V.  vom  9.  Juli  1192  füi 
nach  Wien  Handel  treibenden  Kauflente  aus  Regens 
Köln,  Aachen,  Ulm  und  Leopolds  VI.  für  die  Flandern 
Jahre  1208,  sowie  die  Bestimmungen  über  die  Burg- 
Wegemaut  in  Wien  beweisen,  in  welchen  Kaufleuti 
Schwaben,  Regensburg,  Aachen,  Metz,  Mastricht,  ausBöl 
aus  Gent,  Arras  und  anderen  niederländischen  Stü 
Bremen,  Venedig,  Graz,  Salzburg  erwähnt  werdend, 
durch  direkte  Begründung  und  Förderung  des  natio 
Handels  und  Verkehrs  und  durch  Regelung  des  Rechtsl 
in  Österreich  besonders  seit  Leopold  VI. 

Leopold  VI.,  welcher  der  Wiener  Kaufmannschaf 
Belebung  ihres  Handels  einen  Vorschufs  von  30000 
Silber  gewährte,  machte  durch  die  im  Art.  23  des  voi 
der  Stadt  Wien  verliehenen  Stadtrechtes  vom  IS.Oktobei 
ausgesprochene  Erhebung  Wiens  zum  ausschliefslichen  S 
platze  für  die  Waren  der  auswärtigen  Kaufleute  diese 
zum  Entrei)öt  des  gesamten  Land-  und  Flufshandels  zwi 
West  und  Ost,  Süd  und  Nord,  wodurch  er  bewirkte 
Tomaschek^)  richtig  bemerkt,  dafs  „nicht  ausländische 
leute,  wenn  sie  sich  nicht  in  Wien  bleibend  nieder! 
und  das  Bürgerrecht  erwarben,  sondern  die  Bürger 
es  fortan  waren,  denen  die  reichen  Früchte  des  merka 
Verkehrs  ausschliefslich  in  den  Schofs  fielen".  Di 
Tendenz  der  Hebung  und  Förderung  des  einheim 
Handels  durch  ein  frei  sich  entwickelndes  handelstüc 
Bürgertum  verfolgten  die  späteren  Stadtrechte  von  ^ 
(so  das  Stadtrecht  Kaiser  Friedrichs  II.  vom  April 
und  1247,  Herzog  Friedrichs  II.  vom  1.  Juli  1244,  B 
von  Habsburg  vom  24.  Juli  1278,  Albrechts  I.  vom  1 
bruar  1296.   Herzog   Albrechts  II.    vom   24.  Juli  134 


')  Vgl.  Tomaschek,   Die  Rechte   und  Freiheiten   dei 
Wien  I  1;  Urkunde  I,  II,  III,  IV. 
«)  A.  a.  0.  I  1  S.  XIX. 
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Budolfs  IV.  vom  12.  April  1364  *),  sowie  die  Stadtprivilegien 
fOrEnns  vom  22.  April  1212  und  15.  Oktober  1276«),  für 
Wiener-Neustadt  vom  5.  Juni  1239  und  28.  Mai  1244»), 
in  welch  letzterem  besonders  die  Mautverhältnisse  geregelt 
werden  und  von  Kaufleut^n  aus  Graz,  Leoben,  Judenburg, 
Friesach,  Venedig,  Wien,  Ebenfurt,  Brück,  Haimburg*)  ge- 
sprochen wird,  für  Haimburg*)  vom  I.Juli  1244,  Krems 
und  Stein  vom  24.  Februar  1305,  dessen  alte  Mautsatzung 
(forma  et  iustitia  mutae  minoris  in  Stein  observanda^)  aus 
dem  13.  Jahrhundert  sowohl  von  „indischen"  als  auch  von 
.griechischen"  Handelsartikeln  spricht,  und  andere  Städte. 
Bei  dieser  Handelspolitik  der  Babenberger,  welche  einer- 
seits die  fremdländische  Konkurrenz  heranzog  und  begünstigte, 
andererseits  aber  die  Entstehung  und  Förderung  eines  natio- 
nalen Handels  und  eines  einheimischen  handelstüchtigen 
Bttrgerstandes ,  ja  das  Übergewicht  des  letzteren  über  die 
auswärtigen  Handelsleute  bezweckte,  war  für  eine  ausschliefs- 
liche  Handelsthätigkeit  der  Juden,  wie  sie  ihnen  in  anderen 
Undem  zugewiesen  war,  kein  Raum,  und  obwohl  sie  den 
Handel  (besonders  mit  Erzeugnissen  des  Orients)  nach  wie 
vor  vermittelten,  so  war  derselbe  doch  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert nicht  mehr  ihre  einzige  Beschäftigung,  sondern  sie 
verlegten  sich  immer  mehr  auf  Geldgeschäfte.  Bei  der  durch 
die  glänzende  Hofhaltung  und  die  häufigen  Kriege  der  Mark- 
herzoge,  die  Kreuzztige  und  die  oben  angedeutete  Entwick- 
iDng  der  kommerziellen  Verhältnisse  in  Osterreich  hervor- 
rerufenen  stärkeren  Nachfrage  nach  Bargelde,  über  welches 
1  jenen  kapitalsarmen  Zeiten  fast  nur  die  Juden  verfügten, 
rJangten    sie    als   Banquiers    der  Landesfürsten    und    der 


1)  Tomaschek,  a.  a.  O.  Urkunde  VI,  X,  XI,  XV,  XVI,  XXIII, 
CXVII,  LXVI. 

*)  Mein  er,  Osterr.  Stadtrechte  und  Satzungen  aus  der  Zeit  der 
benberger  (Arch.  f.  Kunde  osterr.  Geschichts-Quellen  X  S.  96  ff.). 

3)  G.  Winter,  Das  Wiener-Neust ädter  Stadtrecht  des  13.  Jahr- 
aderts.     Wien  1880.    S.  107;  M eil  1er,  a.  a.  O.  128  und  129. 

*)  Meiller,  a.  a.  O.  188. 

*5)  JRauch,  Scriptores  rer.  Aust.  U  106. 
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Grofsen  und  als  Geldleiher  des  Bürger-  und  Bauemsi 
bald  grofsen  Einflufs. 

Im  dritten  und  vierten  Decennium  des  13.  Jahrhu 
spielte  besonders  der  ungarische  Jude  Teka  (Techa 
Geldvermittler  eine  hervorragende  Rolle. 

In  dem  Friedensvertrage  zwischen  Herzog  Leopo 
und  König  Andreas  II.  von  Ungarn  vom  6.  Juni  1225 
der  Herzog  diesen  Juden,  welcher  1232  als  comes  ca 
(kamaragröf)  und  Besitzer  des  Gutes  Besseneu  in  ü 
sowie  schon  1228  des  Gebietes  von  Ruhtukeir  genannt 
mit  Zustimmung  des  Königs  als  einzigen  Bürgen  (iidei 
für  die  an  den  letzteren  zu  zahlende  Summe  von  2000 
Silber;  würde  der  Jude  diese  Summe  zu  den  verabr 
Terminen  (St.  Michael  und  Mariae  Reinigung  je  eine 
von  1000  Mark)  nicht  zahlen,  so  sollte  der  König  vi 
Zahlung  jener  1000  Mark  frei  sein,  die  er  dem  H 
jährlich  zu  zahlen  verpflichtet  war.  Aus  einer  Urkunde 
Wien,  28.  Januar  1235*),  erhellt,  dafs  demselben 
(Techanus)  und  mehreren  Wiener  Bürgern  die  BesitJ 
des  Poppo  von  Pecach  (Peckau)  zu  Ober-  und  Mitteig 
Niederösterreich,  die  Letzterer  von  seiner  Mutter  geerl 
dem  Kloster  Reichersberg  geschenkt  hatte,  für  120 
Wiener  Münze  verpfändet  waren,  welchen  Betrag  das  I 
zahlen  mufste.  Teka  zeichnet  als  „Techanus  Judeoi 
mediante  et  procurante  hec  omnia  facta  sunt".     Ausg 


>)  Vgl.  über  ihn  K  o  h  n ,  A  zsid6k  tört^nete  mag}raror8a 
legr^gibb  idoktöl  a  Moh4csi  v^szig  (Geschichte  der  ungar. 
bis  zur  Niederlage  von  Mohnes)  1884,  397  ff;  Fej^r,  Co 
Hang.  III  9,  27,  140;  M ei  Her,  Regesten  136  N.  200  liest  „T 
Jndeorum^  und  übersetzt  „Decan  der  Juden^;  Jadendekane  gab 
nicht.  Brefslau,  Zur  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland  (i 
Schneiders  hehr.  Bibliographie  X,  1876,  S.  44'46  Abg.  4)  fi 
Namen  Tekanus  bei:  „aus  Tachau?"  und  scheint  denselben  m 
einen  aus  Tachau  in  Böhmen  stammenden  Juden  zu  halt« 
jedoch  Kohn  a.  a.  0. 

2)  Urkundenbuch  des  Landes  o.  E.  III  27,  XXIV;  Zal 
kundenbuch  des  Herzogtums  Steiermark  11  423  N.  320. 
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ist  die  Urkunde  in  Wien  im  Hause  des  Techanus  (Acta  sunt 
kec  aput  Wiennam  in  domo  Techani  Judei). 

Nach  Inhalt  einer  Urkunde  ddto.  Mautem  9.  Juli  1239 
schenkt  der  Subdiakon  Blasius  dem  Kloster  St.  Nikolaus  in 
Passau  zu  seinem  Seelenheil  Güter  zu  Mauer  an  der  Traisen, 
2u  Hirschau  und  Stalhofen  und  zwei  Weinberge  zu  Rossaz, 
&  es  jedoch  von  dem  Juden  Bibas,  dem  sie  Blasius  für 
eine  Schuld  von  zehn  Pfund  Wiener  Münze  verpfändet  hatte, 
einlösen  mufste^). 

Die  angeführten  Urkunden  beweisen,  dafs,  wie  oben 
bemerkt,  die  Juden  sich  schon  im  13.  Jahrhundert  neben  dem 
Handel  mit  Gelddarleihen  befassen,  ja  Teka  erscheint  im 
Friedensvertrage  vom  6.  Juni  1225  als  internationaler  Geld- 
vermittler. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  ergiebt  sich  bezüglich  der 
Jechtsverhältnisse  der  Juden  in  Österreich,  dafs  sie  prin- 
zipiell weder  von  dem  Grundbesitze  noch  von  der  Bekleidung 
Wentlicher  Ämter  ausgeschlossen  waren,  dafs  sie  christliche 
Dienstboten  halten  durften,  dafs  sie  sowohl  Handel  als 
Geldgeschäfte  trieben  und  dafs  sie,  wie  der  Bestand  der 
Judenschule  in  Wien  und  wahrscheinlich  auch  in  anderen 
Orten  und  der  Rabbinerinstitution  beweist,  in  der  Ausübung 
ihres  Kultus  in  keiner  Weise  behindert  wurden. 

Auf  Grund  der  Bestimmung  des  Privilegium  minus  vom 
17.  September  1156   „ut  nulla   magna  vel  parva  persona  in 
eiusdem  ducatus  regimine  sine  ducis  consensu  et  permissione 
aliquam  iustitiam  presumat  exercere"   standen   die  Juden  in 
Osterreich    unter    der    ausschliefslichen  Gerichtsbarkeit   des 
Herzogs.     Wie   in   zahlreichen  deutscheu  Bischofstädten  die 
daselbst   wohnenden  Juden    unter  der   unmittelbaren  Juris- 
diktion   des    Bischofs    oder    des    mit     derselben    betrauten 
bischöflichen  Beamten  standen,    so   war  dies  auch   in   dem 
lurch    das  genannte  Privilegium  Friedrichs  I.   mehrfach  be- 
rorrechteten  Markherzogtume  Osterreich  bezüglich  der  Juden 


')  Urkundenbuch   des  Landes  o.  E.   III   70,  LXIV;    Mon.  Boica 
V"  282  N.  82,  wo  der  Jude  Bibar  heifst. 
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gegenüber  dem  Herzog  der  Fall.  Ein  königliches  J 
schutzrecht  oder  Judenregale  bestand  daselbst  nicht.  Y 
Bedeutung  hätte  dasselbe  auch  in  einem  Lande  haben ! 
wo  —  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen^)  —  kein 
der  herzoglichen  Gerichtsbarkeit  eximierte  Gerichtsb 
bestehen  durfte  zu  einer  Zeit,  „wo  die  Staatshoheit  ntn 
inneren  Seite  des  Staatslebens  mit  der  Gerichtshohe 
sammenfiel"?  Ein  königliches  Judenschutzrecht  oder 
dasselbe  seit  Kaiser  Friedrich  IL  hiefs,  die  köni 
Kammerknechtschaft  der  Juden  ist  unter  den  Babenb 
in  Österreich  nicht  nachweisbar;  denn  weder  habe 
deutschen  Könige  jemals  den  Juden  in  Österreich  t 
gewährt  noch  haben  die  österreichischen  Juden  je  i 
königliche  Kammer  Abgaben  gezahlt;  beides,  Schut 
und  Abgabenpflicht,  bilden  aber  nach  der  gewöhnliche 
nähme  den  Hauptinhalt  des  königlichen  Judenregales 
Juden  in  Osterreich  unterstanden  somit  unmittelba 
Herzogen,  sie  gehörten  nicht  zur  königlichen,  sondei 
herzoglichen  Kammer,  genossen  als  solche  den  herzog 
Schutz  und  standen  unter  der  herzoglichen  Jurisdi 
So  wendet  sich  Shlom,  wie  oben  berichtet  wurde,  mit 
Klage  gegen  das  Kloster  Formbach  an  den  Herzog,  ui 
Herzog  bestraft  seine  Mörder. 

Unter  dem  mächtigen  Schutz  der  österreichische! 
zöge  blieben  die  Juden  zur  Zeit  des  ersten  und  z 
Kreuzzuges,  als  dem  Dämon  des  Fanatismus  in  Deut» 
und  Böhmen  so  \ie\e  ihrer  Glaubensgenossen  zum 
fielen,  von  allgemeinen  Verfolgungen  verschont;  dei 
Ermordung  Shloms  und  seiner  Glaubensgenossen  wai 
erwähnt,   ein    Akt   der   Privatrache.     Einzelne  Gewa 


1)  Brunner,  Das  gerichtliche  Exemptionsrecht  der  Bab« 
(Sitzungsbericht  der  Wiener  Akademie  XLVH  315  ff.  bes.  3{ 
874)  und  La  seh  in  von  Ebengrenth,  Geschichte  des  älteren  6 
Wesens  in  Österreich  ob  und  unter  der  Enns  1879  S.  14  C 
Berchtold,  Die  Landeshoheit  in  Osterreich  nach  den  echt 
unechten  Freiheitsbriefen.    München  1862.    S.  156  ff. 
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kamen  allerdings  auch  in  Österreich  vor^);  allein  vor  den- 
selben dürften  auch  die  christlichen  Unterthanen  kaum  be- 
wahrt worden  sein. 


')  So  wird  in  Cr  Sarna  225b  N.  762  von  einem  reichen  Manne^ 
luuneDS  Lewi,  berichtet,  dessen  Sohn,  um  die  Thora  zu  lernen,  in  da» 
Aofliand  ging.  Während  seiner  Abwesenheit  starb  Lewi  und  der 
9erzog  nahm  aUes,  was  demselben  gehörte.  Und  als  der  Sohn  de» 
!iewi  nach  Hause  zurückkehrte,  durfte  er  sich  nicht  zeigen.  —  Emek 
•bicha  (übers,  yon  M.  Wiener)  8.  84  u.  173  und  Schalschelet  hacka- 
tk  (des  Portugiesen  (redalja  Ihn  lachja,  f  1487)  S.  91  berichten 
oeh,  dafs  zur  Zeit  Friedrich  Barbarossas  in  Wien  drei  Christenknaben 
nter  dem  Eise  der  Donau  umgekommen  wären  und  deren  Tod  den 
nden  zur  Last  gel^t  wurde,  weshalb  der  Kaiser  in  den  Städten 
anes  Reiches  alle  Juden  in  den  Kerker  werfen  und  300  verbrennen 
eb.  Auch  Usque,  Ck>nsola9am  as  Tribula^oes  de  Ysrael  (Ferrara 
^^  m  N.  9,  Menasse  b.  Israel  (f  1657),  Rettung  der  Juden  (über- 
itA  Ton  M.  Mendelsohn.  Ofen  1821.  S.  81)  und  Card o so,  La» 
leelleiicias  y  calnmnias  de  los  Hebreos  (Amsterdam  1679)  S.  410  er- 
iben  dieses  Vorfalles  unter  einem  Kaiser  Friedrich  ohne  nähere 
iDgaben.  Der  Fraociskaner  Alfons  de  Spina  in  Salamanca  fuhrt 
m  imter  Berufung  auf  Amoldus  de  Alemania  in  seinem  Fortalitium 
dei  (Salamanca  1460)  als  VIL  crudelitas  Judaeorum  an  und  bringt 
tu  mit  der  Geschichte  der  Messnerin  in  Enns  in  Verbindung,  setzt 
ber  beide  Begebenheiten  in  die  Zeit  Kaiser  Friedrichs  (imperante 
riderico  imperatore).  während  Dr.  Eck,  Ains  Juden  buechlein»  Ver- 
'gnog  1.S41,  dieses  Ereignisses  unter  Albrecht  von  Österreich  1420 
▼thnt  Dagegen  berichtet  der  bereits  genannte  verläfsliche 
phraim  von  Bonn  (f  um  1200)  in  seinem  Martjrologium  hierüber 
ehts.  Graetz,  Creschichte  der  Juden  VI  252  Akg.  bemerkt:  Auk 
m  Umstände,  dafs  Ephraim  von  Bonn  dieses  Martyrium  verschweigt 
d  dal^  Friedrich  Barbarossa  keine  Gerichtsbarkeit  in  Wien  hatte 
rwohl  Emek  habacha  S.  34  von  den  Städten  des  Reiches  spricht), 
rf  dieser  Vor£ill  nur  unter  Friedrich  III.  aus  dem  Hause  Habsburg 
«tzt  werden:  dagegen  erklärt  Graetz  VIII  S.  144  N.  1  das  Jahr 

0  aLs  das  richtige  Datum,  welche  beiden  Angaben  unvereinbariich 
l,  da  Friedrieh  HL  vom  Jahre  1440 — 1493  reg^ierte.  —  Aus  dem 
weigen  des  Ephraim  von  Bonn  kann  geschlossen  werden,  dafs  jene 
folgnng  unt-er  Friedrich  Barbarossa  nicht  stattfand.  Auch  die  An- 
ooe,    dal«    dieses  Ereignis   unter  Friedrich  III.    vorgekommen    s^'i, 

1  dnrch    keine    der   zahlreichen   österreichischen    Chroniken  jener 

be^täti^.    währeod  die  obigen  Angab^m   fmit   Ausnahme  Spinae 

Gedaija^i  au«   dem   16.  Jahrhunderte  stammen   und   die  Verfasser 

<  il  *  r  *  r .   fc-jiSri**   1.  9 
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§  4.    Herzog  Friedrich  II.  (1230—1246). 

Besonders  günstig  gestaltete  sich  die  Lage  der  . 
in  Österreich  unter  dem  kriegslustigen,  prachtliebendei 
allezeit  geldbedürftigen  letzten  Babenberger,  Herzog  ! 
rieh  IL  dem  Streitbaren  (1230—1246).  Nicht  nur  nah 
Anstellung  der  Juden  als  herzogliche  Beamte  höchst 
scheinlich  immer  mehr  überhand,  sie  erscheinen  aa< 
seine  Ratgeber  in  wichtigen  internationalen  Angelegen! 
Auf  ihren  Rat  verbot  der  damals  mit  Ungarn  und  B< 
kriegführende  Herzog  1235  die  Ausfuhr  von  Getreid 
wahrscheinlich  auch  von  Wein  nach  Salzburg  und  die  < 
Lande  *) ,  wohl  teils  um  seinen  Truppen  den  Provij 
sichern,  teils  um  durch  die  Grenzsperre  nach  Weste 
ungarischen  Handel  zu  schädigen;  für  Salzburg  alle 
ohne  Erfolg,  da  sowohl  die  Stadt  als  das  Gebiet  m 
treide  aus  Schwaben  und  mit  italienischen  und  französ 
Weinen  reichlich  versorgt  wurden. 

Dieser  grofse  Eintlufs  der  Juden"),  neben  dem  dun 
Handelskonkurrenz  und  ihre  Geldherrschaft  hervorgen 
Antagonismus,  mochte  in  den  seit  Leopold  VI.  mäcbti; 


<ior  citierteii  Werke  von  dem  Orte  der  That  weit  entfernt  w« 
Am  wahrscheinlichsten  ist,  dafs  man  1420,  da  der  Jndenhafs  ii 
neinen  Gipfelpunkt  erreicht  hatte,  den  Untergang  der  drei  1 
auf  der  l>onau  den  Juden  zur  Last  legte,  um  neben  der  B 
Hch&ndun^  in  Enns  einen  weiteren  Beschuldigongsgrand  g^en 
zuführen,  vorausgesetzt,  dafs  die  ganze  Begebenheit,  deren  die 
zeiti{:ei»  österreichischen  und  anderen  Chroniken  nicht  erwähnen 
von  dem  gehässigen  Spina,  auf  welchem  die  Berichte  der  ander« 
Angt»fulirten  fufsten,  erdichtet  worden  ist. 

M  Annah»s  S.  Rudperti  Salisb.  (Pertz,  Mon.  Grerm.  IX  70( 
Atistrie  consilio  Judaei>rum  [im  Chron.  March.  pii]:  saomm) 
Austrie  cUusit  nee  per  terram  vei  aquam  annonam  in  partes  su] 
in^  penni^iit ;  nei*  tarnen  eo  minus  civitas  Salzburgensis  et  tota  pi 
illius  frutueuto  de  Suevia  sibi  allato  vinoque  Latino  et  Fra; 
habuudavit  Vjkrl.  auch  Kicker,  Herzog  Friedrich  IL  Im 
IS?4.    S,  44. 

*)  Dopsoh.  Heiträjre  zur  Gesch.  der  Finanzverwaltuiig  ii 
reich   im  I:t.  Jahrh.  (Mitt.  des  Iiistit.  f.  i^t.  Gesehichte  XVIII 
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trebenden  Städten,  namentlich  Wien  und  Wiener-Neustadt, 
ine  gereizte  Stimmung  gegen  sie  hervorgerufen  haben. 
Dsbesondere  erregte  die  Übertragung  von  Ämtern  an  Juden 
ie  Unzufriedenheit  der  genannten  Städte ,  und  es  bedurfte 
ir  einer  Gelegenheit,  um  diese  Stimmung  zum  Ausdruck 
i  bringen. 

Diese  Gelegenheit  bot  sich,  als  Kaiser  Friedrich  II.  1236 
«h  Verhängung  der  Reichsacht  über  Herzog  Friedrich  II.  *) 
id  nach  der  Eroberung  Österreichs  durch  seine  Bundcs- 
nossen  Herr  dieses  Landes  geworden  war.  Die  StÄdte,  mit 
isnahme  von  Wiener-Neustadt,  welches  dem  Herzog  treu 
eb,  schlössen  sich  dem  Kaiser  an,  Wien  öffnete  dem  kaiser- 
hen  Exekutionsheere  freiwillig  die  Thore,  und  das  Be- 
Bben  des  nach  einem  Siege  des  Herzogs  und  des  Grafen 
bert  IV.  von  Bogen  bei  Wiener-Neustadt  über  seine 
ndesgenossen,  Konrad  von  Nürnberg  und  die  Bischöfe  von 
ssau  und  Freising,  aus  Italien  herbeigeeilten  Kaisers  ging 
n  dahin,  den  Adel,  den  Klerus  und  die  Bevölkerung  der 
erreichischen  Städte  für  sich  zu  gewinnen.  In  dieser 
sieht  erteilte  der  Kaiser  der  Stadt  Wien  im  April  1237 
Privilegium  ^) ,  in  welchem  er  in  Anerkennung  der  Er- 
«nheit  und  Treue,  mit  welcher  die  Bürger  der  Stadt  dem 
iser  und  dem  Reiche  sich  unterworfen  haben,  und  um 
selben  für  die  Unbilden  zu  entschädigen,  welche  ihnen 
frühere  Herzog  zugefügt  hat,  die  Stadt  und  ihre  Bürger 
immer  und  unwiderruflich  unter  seine  und  des  Reiches 
!ht  und  Gewalt  nahm   und  denselben  verschiedene  Frei- 


'j  Vgl.  das  Manifest  des  Kaisers  vom  Mai  1236  an  den  König 
Lzel  von  Böhmen.  Huillard-Br6  hollos,  Historia  diplom. 
jrici  n.    Paris  1854.    IV  1,  852  ff. 

2)  Huillard-Br^holles,  a.  a.  O.  V  .55;  Tomaschek,  Rechte 
Freiheiten  der  Stadt  Wien  I  1,  Urkunden  VI;   Hormayr,  Wien 

N.  50;  V.  Mein  er  im  Arch.  f.  K.  österr.  Gesch.-Q.  X  126  u.  a. 
g-ieichlautendea,  angeblich  den  Bürgern  von  Neustadt  im  April 
erteiltes  Privilegium  ist  unecht.  Böhmer-Ficker,  Reg.  V  448 
t,  38;  Winter,  Urk.  Beitr.  zur  Rechtsgesch.  ober-  und  niedor- 
-.  Städte,  Markte  und  Dörfer  XII.  Ebenso  die  Erneuerung  dos- 
a  vom  Juli  1247. 

9* 
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heiten  verlieh.  Im  Art.  III  dieses  Privilegiums  schlofs  er 
(zweifellos  auf  Bitten  der  Bürgerschaft)  die  Juden  von  der 
Leitung  von  Ämtern  aus  (Ad  hec  catholici  principis  partes 
üdeliter  exequentes  judeos  ab  officiorum  praefectura  ex- 
cepimus,  ne  sub  praetextu  praefecturae  opprimant  Christianos, 
cum  imperialis  auetoritas  a  priscis  temporibus  ad  perpetaaB 
iudaici  sceleris  ultionem  eiisdem  iudeis  indixerit  perp^nui 
servitutem).  Diese  Ausschliefsung  der  Juden  von  den  Amten 
erfolgte,  wie  aus  der  citierten  Bestimmung  des  PrivilegioM 
hervorgeht,  in  der  milderen  Form  der  kirchlichen  GestKir 
gebung,  indem  sie  nicht  von  den  Ämtern  überhaupt,  wie  a 
die  christlich  -  römischen  Kaiser  thaten,  sondern  blofs  m 
der  Vorstehung  von  Ämtern  ausgeschlossen  wurden*).  Be- 
merkenswert ist,  dafs  der  Kaiser  sich  zur  Begründung  dieser 
Ausschliefsung  der  Juden  —  abgesehen  von  dem  schon  m 
den  Kaisern  Theodosius  II.  und  Valentinian  in  ihrer  Constitotio 
vom  31.  Januar  439')  angeführten  Motive,  damit  sie  unter 
dem  Verwände  der  Vorstandschafl  die  Christen  nicht  unte^ 
drücken  —  darauf  beruft,  dafs  die  kaiserliche  Macht  schon ii 
alten  Zeiten  den  Juden  zur  immerwährenden  Strafe  f&r  dal 
jüdische  Verbrechen  ewige  Knechtschaft  auferlegt  hat,  eil» 
Fiktion ,  die  bereits  in  der  Einleitung  ihre  Würdigung  g»* 
funden  hat. 

Durch  die  Erklärung  Wiens  zur  unmittelbaren  Rdcki- 
Stadt  waren  die  Juden  in  Wien  als  nunmehrige  unmittelbai» 
Heichsunterthanen  Zugehörige  der  kaiserlichen  Kammer  g^ 
worden,  wie  es  die  Juden  in  ganz  Deutschland  waren,  wd 
hätten  konsequenterweise  auch  an  den  Privilegien  Teil  hibii 
sollen,  die,  wie  oben  dargestellt,  Kaiser  Friedrich  IL  IB 
Juli  1286  den  Juden  in  Deutschland  verliehen  hatte. 

Der   eitierte  Art.  III   des   Stadtprivilegiums  für  Win 
vom  April  1237   und  das  sichtliche  Bestreben  des 


»)  Konx.  von  Clermont  535  c  9  und  neben  anderen 
SynoiW    zu   Rom   1078   und  dus  IV.  Lateran.  KonaQ  1215  e.  •  (1 

X  5,  <;i 

»)  C.  Just.  1,  9.    £ine  gleiche  YeracdDvng  eriiafk  J«itiiLL|| 

(12  Co<l.  J.  1,  5)  und  Justinian  (Nov.  4S),  »'S 
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sich  den  ihnen  feindlich  gesinnten  Bürgern  Wiens  gefällig 
zu  erweisen,  mufste  jedoch  die  Juden  dieser  Stadt  mit  bangen 
Besorgnissen  bezüglich  ihres  ferneren  Schicksals  erfüllen. 

Sei  es  nun,  dafs  die  Wiener  Juden,  um  hierüber  Klar- 
ieit  zu  erlangen  (vielleicht  unter  Vorlage  einer  Abschrift 
des  erwähnten  Privilegiums  für  die  Juden  in  ganz  Deutschland 
Tom  Juli  1236^)  sich  an  den  Kaiser  mit  der  Bitte  wandten, 
dieses  Privilegium  auch  auf  sie,  deren  Stellung  gegenüber 
dem  Seiche  und  Kaiser  ja  jetzt  die  gleiche  geworden  war 
wie  die  der  Juden  in  Deutschland,  auszudehnen,  sei  es,  dafs 
Friedrich  IL,  der  ja  sowohl  in  Sicilien  als  in  Deutschland 
den  Juden  günstige  Privilegien  erteilt  hatte,  den  üblen  Ein- 
druck, den  jener  Art.  III  des  Stadtrechtes  für  Wien  auf  die 
Juden  gemacht  haben  mochte,  abschwächen  wollte,  während 
der  Belagerung  von  Brescia  (in  obsidione  Brixie),  welche  der 
mittlerweile  nach  Italien  zurückgekehrte  Kaiser  am  3.  August 
1238  begonnen  hatte,  zu  einer  Zeit,  da  Herzog  Friedrich  der 
Streitbare   bereits    einen   grofsen   Teil   Österreichs    zurück- 

*)  Die  Ausfolgimg  von  Abschriften  dieses  Privilegiums  läfst  sich 
Bachweisen.    Unterm  11.  März  1260  bestätigte   Bischof  Eberhard  von 
Wonns  eine  Abschrift  desselben   „inxta  continentiam   originalis  privi- 
legii,  cum  propter  viarum  discrimina  et  dubium  terre  statum  ad  diversas 
partes  Httera  buUata  caute  nequeat  transportari,  ubi  tarnen  eins  copia 
Decessaria  exhibetur."   Wie  Sto  bbe,  Die  Judenprivilegien  Heinrichs  IV. 
fir  Speier  und  Worms  (Geiger,  Zeitschrift  für  Geschichte  der  Juden 
in  Deutschland  I  206),  vermutet,   wollten  damals  die  Wonnser  Juden 
iben  1260  der  Tötung  eines  Christenkindes  beschuldigten  Glaubens- 
genossen in   Weifsenburg  mit   dieser  Privilegiumsabschrift  behilflich 
sein,  da   die  diesem  Privilegium  beigefugte  Absolucio  derartige  An- 
schuldigungen   bei    schwerer   Strafe   verbot.     Mit  Rücksicht    auf  die 
WTichtigkeit  des  erwähnten  Privilegiums  für  die  Juden  in  Deutschland 
mterliegt   es    wohl    kaum    einem   Zweifel,    dafs   sich    die   deutschen 
^udengemeinden    Transsumpte    desselben    verschafften.     Dies    dürfte 
ach  von   den  Juden   in  Wien  geschehen  sein,    die  ja,    wie   sich   aus 
►r  Sarua  (II  103,  107,  384,  388,  440),  den  Rechtsgutachten  des  R.  Meir 
OD  Rothenburg  (§§  53,  57)  und  anderen  hebräischen  Quellen  ergiebt, 
irekte  Verbindungen  mit  den  deutschen  Judengemeinden  unterhielten, 
tnsomehr,    weil   doch   schwer   angenommen  werden   kann,    dafs    der 
Miser  während  seines  Feldzuges  den  ganzen  Kanzleiapparat  mit  sich 
ihrte. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Jndenordnimg  Kaiser  Friedrichs  IL 

vom  Jahre  1238. 


§  5.   Der  Wortlaut  des  Privile^amg. 

I.  Der  Wortlaut  des  von  Kaiser  Friedrich  II.  den  Juden 
in  Wien  verliehenen  Privilegiums  ist  folgender*): 

Fridericus  Dei  gratia  Romanorum  Imperator  semper 
Augustus,  Jerusalem  et  Sicilie  Rex. 

1.  Per  presens  scriptum  Notum  fieri  volumus  universis^ 
quod  isos  Judeos  Wienne  seruos  Camere  nostre  sub  nostra 
et  Imperiali  protectione  reeipimus  et  fauore. 

2.  Praeterea  statuimus  ut  in  domibus  ipsorum  absque 
eorum  eonsensu  hospites  non  recipiautur. 

3.  Si  autem  apud  eos  res  furtiua  inventa  fuerit,  si 
dixerit  Judeos,  se  emisse,  iuramento  probet  secundum  Legem 
suam,  quantum  emerit  et  tantumdem  reeipiat  et  rem  ei, 
cuius  est,  restituat. 

4.  Nullus  filios  uel  filias  i[)Sorum  inuitos  baptizare  pre- 


')  Die  Original-Pergament-Urkunde  befindet  sich  im  Hans-,  Hof- 
und  Staatsarchive  in  Wien.  Abgedruckt  ist  dieselbe  in  Hormayrs 
Taschenbuch  1812,  69;  Hormayr,  Wien  I  2;  Urkundenbuch  XXII 
N.  XLIX;  bei  Meli  1er,  Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschichts-Qu.  X 
127—128;  Tomaschek,  Rechte  und  Freiheiten  dor  Stadt  Wien  I 
1,  20  VIII;  Hoeniger,  a.  a.  0.  S.  145  u.  a. 
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prindpes  nostri  ....  venerabiles  patriarca  Aquilegiensis, 
S.  Magimtinus  . . .  Magdeburgensis  archiepiscopi,  Goloniensis 
et  Leodiensis  electi  .  .  .  Pataviensis  .  .  .  Herbipolensis  .  .  . 
Qaarmaciensis  et  Misnensis  episcopi  . . .  dux  Karinthiae  . . . 
ü.  comes  Ascharie ,  comes  G.  de  Arnestain  et  quamplures 
alii . . .  Acta  sunt  hec  anno  dominice  incamationis  millesimo 
ducentesimo  tricesimo  octavo  mense  Augusti  undecime  in- 
dictionis  imperante  domino  nostro  Friderico  dei  gratia  Roma- 
Borum  imperatore  semper  augusto  etc.  Datum  in  obsidione 
Brixia  anno  mense  et  indictione  prescriptis. 

$  6.  Die  Grandlage  nnd  die  Tendenzen  des  Privilegiums. 

I.  Wie  bereits  oben  bemerkt,  schliefst  sich  dieses  Privi- 
legium sowohl  bezüglich  des  Inhaltes  als  bezüglich  des 
Textes  am  nächsten  an  das  Privilegium  an  ^),  welches  Kaiser 
Friedrich  IL  den  Juden  in  Deutschland  auf  ihre  Bitte  unter 
Zugrundelegung  eines  von  Heinrich  IV.  den  Juden  in  Worms 
erteilten  und  von  Friedrich  I.  am  6.  April  1157  bestätigten 
Privilegiums  im  Juli  1286  verliehen  hatte.  Trotzdem  be- 
stehen zwischen  beiden  Privilegien  sehr  wesentliche  Unter- 
schiede, und  nicht  ein  einziger  Artikel  des  Judenstatuts  vom 
Jahre  1238  stimmt  mit  den  entsprechenden  Satzungen  des 
Privilegiums  vom  Jahre  1236  wörtlich  überein. 

Die  Artikel  1  des  letzteren  (Exemtion  von  der  Gerichts- 
barkeit des  Bischofes,  des  Kämmerers,  Grafen,  Schultheifsen 
oder  sonst  irgend  Jemandes  und  ausschliefsliche  Unterstellung 
unter  den  selbst  gewählten  und  von  dem  Kaiser  auf  Grund 
der  Wahl  ihnen  vorgesetzten  Vorstehers),  Art.  2  (ungestörter 
Besitz  ihrer  ererbten  beweglichen  und  unbeweglichen  Habe 
und  Verbot  der  Besitzstörung  bei  kaiserlicher  Ungnade,  so- 
wie  Verbot   der    Wegnahme    einer    Sache    bei    Strafe    des 
duplum),  Art.  3  (Freiheit   des  Wechseins  von  Silber  in  der 
ganzen  Stadt,  ausgenommen  vor   der  Münze  oder  wo  sonst 
die  Münzer  zum  Wechseln  sich  niedergelassen  haben)  und 


')  Vgl.  Hoeniger  a.  a.  O.  146. 
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Art.  4  (vollkommene  Handelsfreiheit  im  ganzen  Reiche  und 
I^fi*eiung  von  Zoll  und  öffentlichen  oder  privaten  Abgaben) 
fehlen  in  dem  Fridericianum  vom  Jahre  1238  gänzlich.  Nur 
im  Art.  1  des  Wiener  Pri\ilegiunis  erinnern  die  Worte: 
„»eruos  camere  nostrae"  an  die  Worte  des  Wormser  Prin- 
legiums:  „cum  ad  cameram  nostram  attineant*'.  Art.  2  des 
Wiener  Privilegiums  spricht  die  Befreiung  von  der  Hospi- 
talitÄt,  von  welcher  später  die  Rede  sein  wird,  aus,  wie 
Art.  5  des  Wormser  Privilegiums,  enthält  aber  nicht  die  ii 
dem  letzteren  statuierte  Befreiung  von  der  Beistellung  eim 
Pferdes  bei  Reisen  des  Königs  oder  des  Bischofs  oder  des 
Vorspannes  bei  Expeditionen  des  Königs. 

Art.  3  des  Wiener  entspricht  dem  Art.  6  des  WonMer 
Privilegiums;  nur  steht  im  ersteren  unrichtig  .quantum' 
Htatt  „quanti". 

Art.  4  stimmt  mit  Art.  7  des  Wormser  überein  bis  irf 
einige  stilistische  Änderungen,  so  im  ersteren  „vel"  sUtt 
„aut",  „eorum"  statt  „ipsorum",  „errarium  nostrum^  statt 
^erarium  regis**,  und  dafs  im  Wiener  in  dem  SchloTssatiB 
„Hic'ut  legem  .  .  ."  der  Singular  statt  des  Plurals  gebraucM 
wird. 

Im  Art.  5  des  Wiener  Privilegiums  steht  offenbar  in>- 
tümlich  „ad  seruitia  eorum  con vertat"  statt  des  richtipa 
Textes  des  Art.  8  des  Wormser:  „a  servitio  eorum  a vertat*, 
und  die  Schlufsworte  des  letzteren:  „servus  vero  per  omBit 
preceptis  domini  sui  obediat,  salva  nihilominus  christianae 
Hdei  observacione"  fehlen  in  letzterem  gänzlich. 

Art.  9  (Halten  christlicher  Mägde  und  Ammen  imi 
Dingen  von  Christen  zu  Arbeiten  aufser  an  Fest-  und  Sern- 
tiigi^n  und  wenn  der  Bischof  oder  ein  Kleriker  dagegen  Eil- 
ttprache  erhebt),  sowie  Art.  10  (Verbot  des  Ankaufes  ehriai- 
IJrlKM'  Sklaven)  des  Wormser  Statuts  sind  in  das  Wienar 
Privilegium  nicht  aufgenommen. 

Im  Art.  6  des  Wiener  Privilegiums  ist  der  erste  Stts 
du«  Art.  11  des  W^ormser  Freiheitsbriefes  bis  auf  eine  gau 
HHiHuU*uton(\e  stilistische  Änderung  (,,in^  statt  .contra*) 
i^rtrillßh  recipiert;  dagegen  ist  der  zweite  Satz  des  Wormaer 
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PriTilegiums,  betreflFend  den  gemischten  Zeugenbeweis,  weg- 
gelassen. 

Art.  7  des  Wiener  korrespondiert  dem  Art.  12  des 
Wormser  Privilegiums ;  nur  steht  im  ersteren  „probet"  statt 
jCogaf*,  und  der  Schlufssatz  des  letzteren  „Quicumque  etc.", 
enthaltend  die  Strafsanktion,  fehlt.  Nach  appallaverint  steht 
M\  welches  im  Wormser  Privilegium  nicht  vorkommt  und 
anch  Qberflüssig  ist. 

Auch  Art.  8  des  privil.  Viennense  stimmt  mit  Art.  13 
des  Vormatiense  fast  wörtlich  (ausgenommen  „errarium 
Dostrum"  statt  „erarium  regis",  wie  im  Art.  4,  und  „set" 
statt  „et")  bis  auf  den  Schlufs  überein.  Das  Schlufs-Alinea, 
welches  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  die  Strafe  des 
Augenausstechens  und  des  Abhauens  der  rechten  Hand  des 
Mörders  festsetzt,  ist  in  das  Wiener  Privilegium  nicht  auf- 
genommen. 

Im  Art.  9  des  Wiener  Statuts,  der  bis  auf  einige  wört- 
liche Änderungen,  wie  „Et  si  —  quod  si",  „aliquis  —  ali- 
qnando",  dem  Art.  14  des  Wormser  entspricht,  ist  die  Be- 
stimmung „a  suis  paribus  et  non  ab  aliis  iudicentur"  durch 
4ie  Worte  „coram  eo,  qui  preest  eis"  substituiert,  und  statt 
»ab  eo,  qui  est  episcopus  eorum"  steht  „qui  est  super  eis"  ^). 
Ini  Wiener  Privilegium  sind  im  Art.  9  auch  die  Schlufs- 
^orte  „si  volüerint"  des  Art.  14  des  Vormatiense  weg- 
gelassen. 

Auch  der  letzte  Artikel  des  Wiener  Freiheitsbriefes  ent- 
spricht bis  auf  den  Schlufs  inhaltlich  dem  Art.  15  des 
Wormser.    Der  Wortlaut  ist  jedoch  verschieden.    Das  erstere 


^)  Hoeniger  a.  a.  0.  S.  150  bemerkt:  „Der  nur  kurz  erwähnte 
Jodeomeister  (qui  preest  eis)  sieht  einem  herrschaftlichen  Beamten  be- 
denklich ähnlicher,  als  dem  frei  gewählten  Judenbischof";  allein  in 
^ien  hat  es  überhaupt  nie  Judenbischöfe  gegeben.  Es  wäre  daher 
brch  die  Aufnahme  der  Bestimmung  des  Wormser  Privilegiums  in 
«fi  Wiener  Statut  ein  den  lokalen  Verhältnissen  nicht  entsprechendes, 
en  Juden  in  Wien  vielleicht  widerstrebendes  Novum  geschaffen 
Orden,  nmsomehr,  da  in  Wien  damals  auch  kein  katholischer  Bischof 
inen  Sitz  hatte. 


I 
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lautet:  „Preterea  vinum  suum  pigmenta  et  antidola  po 
vendere  christianis";  der  Art.  15  des  Wormser  Privileg 
dagegen  bestiniiiit:  „Habeant  preterea  vinum  suum  pign 
et  aiitidota  vendere  Christianis  licenciaiii".  Der  Schluf 
des  letzteren:  _Et  sicut  predixituus,  nullus  ab  eis  e; 
palefridos  vel  angariain  vel  aliquani  esaccioneiu  publicai 
privatam"  ist,  wie  die  korrespondierenden  Bestimmungei 
Art.  4  und  5.  in  das  Wiener  Privilegium  nicht  Qber^giti 
Auch  die  einen  integrierenden  Bestandteil  des  Woi 
Privilegiums  bildende  absolucio,  die  Lossprechung  der  J 
von  der  Beschuldigung  des  Ritualinordes  infolge  der  i\ 
Verfolgung  in  Fulda  (28.  Dezember  1235).  wurde  dem  W 
Privilegium  nicht  beigefügt. 

II.  Diese  Abweichungen  des  Prinlegiums  für  die  J 
in  Wien  von  dem  allgemeinen  Judenpri\11egium  des  Ji 
1236  sind  keine  zufälligen,  sondern  haben  ihren  Gnu 
einer  ganz  bestimmten  Absicht  des  Kaisers. 

Während  Friedrich  II.  in  dem  letzteren  PrivUegiun 
auf  den  Schutzbriefen  Ludwigs  des  Frommen  für  ein 
Juden  im  fränkischen  Reiche  oder  auf  dem  nicht  meh 
kannten  allgemeinen  Privilegium  dieses  Kaisers  fllr  alle  J 
seines  Reiches  beruhende  .ludenreeht,  wie  es  sich  in 
Privilegien  Heinrichs  IV.  und  Friedrich  Barbarossas 
einzelnen  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  Erweitem 
erhalten  hatte,  bestätigt,  ohne  auf  die  mittlerweile  erfloss 
den  Juden  ungDnstigen  Bestimmungen  des  kanoni! 
Rechtes  und  auf  die  auf  eine  Einschränkung  der  Hu 
befugnisse  der  Juden  gerichteten  Wunsche  des  Bflrgersli 
Rücksicht  zu  nehmen  und  jenem  Privilegium  nocl 
Abfiolucio  zum  Schutze  der  Juden  gegen  unbegrQndete 
dächtigungen  beifügte,  bestimmten  den  Kaiser  bei  der 
fiziemng  des  Rechtes  der  Juden  in  Wien  lediglich  polil 
Racksichten.  Hier  handelte  es  sich  ihm  neben  der  B«f 
der  rechtlichen  Stellung  der  Juden  in  Wien  beso 
darum,  das  kaiserliche  Hoheitsrecht  l>ezügltch  der  Jod 
Osterreich  zu  erlangen  und  in  dem  eroberten  Laude  dl 
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zog  Friedrich  IL  schwer  bedrängte  Bürgerschaft  und 
itlichkeit*)  für  sich  zu  gewinnen. 
In  Durchführung  des  ersteren  Planes  revindizierte  oder 
lierte  er  in  dem  Art.  1  des  Privilegiums  vom  Jahre 
das  sonst,  wie  oben  bemerkt,  in  fast  ganz  Deutschland 
König  zustehende,  in  Österreich  auf  Grund  des  privi- 
m  minus  von  den  Herzogen  ausgeübte  Judenschutzrecht 
[lieh  der  Juden  in  Wien  für  sich  und  das  Reich  (Judeos 
ne  seruos  camere  nostre  sub  nostra  et  Imperiali  pro- 
me  recipimus  et  favore,  in  welchen  Worten  zugleich 
(estätigung  liegt,  dafs  bisher  dieses  Recht  den  öster- 
ischen  Herzogen  zustand).  Fortan  gehören  die  Juden 
ien  zur  kaiserlichen  Kammer,  sind  kaiserliche  Kammer- 
ite,  sie  werden  in  des  Kaisers  und  des  Reiches  Schutz 
junst  zurückgenommen.  Die  höchste  Gerichts- 
\t  über  sie  steht  wieder  dem  Kaiser  zu;  die  höchste 
llationsinstanz  ist  dieser  (Art.  7  und  9):  in  seine 
Der  fliefsen  alle  in  dem  Privilegium  vorgesehenen  Straf- 
r  (Art.  4,  5,  8). 

)ie  andere  Tendenz  des  Kaisers  bei  Erlassung  des 
er  Judenprivilegiums  geht  daraus  hervor,  dafs  er  aus 
3lben  alle  in  den  Wormser  Privilegien  enthaltenen  Be- 
lUDgen  eliminierte,  die  bei  der  Geistlichkeit  (so  die 
fsworte  des  Art.  8  und  Art.  9  und  10)  oder  der  Bürger- 

(so  Art.  1,  2,  3  und  besonders  4  des  Wormser  Privi- 
ns)  Anstofs  erregen  konnten.  Während  das  Wormser 
istatut  von  dem  Geiste  edelster  Toleranz  und  Humanität 
weht  ist,  macht  das  Wiener  durch  seine  Bedachtnahme 
ie  Wünsche  des  Klerus  und  des  Bürgerstandes  den 
uck    einer   schlau    berechneten    captatio    benevolentiae 

beiden  Ständen    gegenüber,   und    dürfte   daher  wohl 

als   das  Ergebnis    der   durch   die  Vorgänge  in  Fulda 

en  Erlafs  des  Reichsgesetzes  von  1236  notwendig  aufs 

n  Flufs  geratenen  Bewegung   gegen  die  Juden  aufzu- 


VgL  Contin.  Sancruc.  (Mon.  Germ.  IX  738);   Ficker,   Herzog 
h  IL  66. 


fassen  sein  ^).  Alle  Einschränkungen  in  dem  Wiener  Prifi- 
legium  gegenüber  dem  Wormser  sind  nicht  Folgen  ms 
innerhalb  der  zwei  Jahre  seit  Erlassung  des  letzteren  etn 
eingetretenen  Änderung  in  der  rechtlichen  Stellung  der 
Juden  überhaupt,  da  ja  das  Wormser  Statut  noch  1360  in 
Kraft  bestand^),  sondern  haben  lediglich  ihren  Grund  in  der 
sorgfältigen  Berücksichtigung  der  lokalen  Verhältnisse  und 
Wünsche  Wiens  seitens  des  Kaisers. 

§  7.    <lnellen  und  Inhalt  des  Fridericiannms  vom  Jahre  123& 

A.    Quellen  des  Privilegiums. 

Bei  Prüfung  der  Grundlagen   und  Erörterung  des  Ib- 
haltes  des  Judenprivilegiums  vom  Jahre  1238  mufs  auf  die 
Quellen  des  allgemeinen  Judenstatuts  Kaiser  Friedrichs  IL  , 
vom  Juli   1236   zurückgegangen  werden,  dessen  Benutzang 
bei  Abfassung  des  Judengesetzes  oben  nachgewiesen  wurde 

Mit  Rücksicht  darauf,  dafs  sowohl  die  dem  FridericianiiB 
vom  Jahre  1236  zu  Grunde  liegenden  Privilegien  Heinrichs  IV. 
und  Friedrichs  I.   für   die   Juden   in  Worms   als  auch  das 
Privilegium    Heinrichs  IV.    für   die    Juden    in    Speier  vom  ■ 
19.  Februar  1090    in   den    Art.  1—5,    8,  9,    11—14  (ent- 
sprechend den  Art.  1,2,  5—9  des  Judenstatuts  vom  Jährt'; 
1238)  im  wesentlichen   mit  den  Schutzbriefen  Ludwigs  dei 
Frommen  für  einzelne  Juden   im  fränkischen  Reiche*)  dea 
Inhalte    nach    übereinstimmen    und   nur   Art.  6,  7,   10,  IS 
(Art.  3,  4,  10  des  Wiener  Privilegiums),  sowie  die  Schloi^ 
bestimmungen  der  Art.  8,  11,  12  und  13  und  der  Anfang  dct 
Art.  14   des   Wormser   und    Speierer    Privilegiums    in   des 
Ludoviceischen   Judenschutzbriefen    nicht    vorkommen ,    s4  ] 
müssen  diese,  da  der  Inhalt  des  allgemeinen  Gesetzes  diescil 


')  Hoeniger  a.  a.  0.  S.  150. 

2)  Ebendaselbst  S.  1:^7. 

')  Zeumer,  Fonnulae  Merovingici  et  Carolin]  aevi  (Mon. 
V,  I8Ö6,  S.  309,  :^ia  325  X.  30,  31,  52);  vgl  hieran  BrefsU«, 
Diplom.  Erläntenin^en  zu  den  Jadenprivilegien  Heinrichs  IV.  (Gkigeii 
Zeitschrift  für  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland  I  152), 
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Kaisers  für  die  Juden  seines  Reiches  ^)  unbekannt  ist,  als  die 
gemeinsame  Grundlage  aller  genannten  Judenordnungen  an- 
gesehen werden. 

B.    Inhalt  des  Privilegiums. 

Das  Privilegium  für  die  Juden  in  Wien  vom  Jahre  1238 
ist,  wie  oben  nachgewiesen  wurde,  ein  vielfach  eingeschränkter 
Auszug  aus  der  allgemeinen  Judenordnung  des  Kaisers 
Friedrich  II.  für  die  Juden  in  Deutschland  vom  Jahre  1236 
und  enthält  daher  keine  erschöpfende  Darstellung  des  für  die 
luden  Wiens  geltenden  Rechtes,  sondern  beschränkt  sich 
lediglich  auf  die  Regelung  der  wichtigsten  Rechtsverhält- 
ttise  derselben.  Von  den  zehn  Artikeln  dieses  Gesetzes  be- 
riehen sich  Art.  1,  2,  4  Ul  2)  und  10  auf  die  öffentlich- 
rechtliche  Stellung  derselben,  Art.  3,  4  (al.  3)  und  5  (al.  2) 
Bind  privatrechtlichen  Inhaltes ,  Art.  4,  5  (al.  2)  und  8  be- 
handeln strafrechtliche  und  Art.  6,  7,  9  prozessuale  Fragen. 

I.    Öffentliches  Recht. 

1.  Gemäfs  Art.  1  nimmt  der  Kaiser  die  Juden  Wiens, 
die  Knechte  seiner  Kammer,  in  seinen  und  des  Reiches  Schutz 
und  seine  Gunst  zurück. 

.Hierdurch  wurden  die  Juden  in  Wien  den  Juden  in  den 
neisten  Teilen  des  Deutschen  Reiches  gleichgestellt.  Die 
on  Friedrich  II.  in  der  Judenordnung  gewählte  Formel  für 
ie  Wiederherstellung  oder  mit  Rücksicht  auf  das  oben  Ge- 
igte eigentlich  Begründung  des  kaiserlichen  Schutzrechtes 
?züglich  dieser  Juden  entspricht  dem  in  den  Formulae 
adwigs  des  Frommen  N.  30,  31  und  52  vorkommenden 
?rhältnisse  des  mundeburdium  und  der  defensio,  sowie  der 
Art.  1  des  Wormser.  im  Prooemium  des  Speierer  und  in 
m  Privilegium  Friedrichs  I.  für  die  Juden  in  Kegensburg 
m  September  1182  ausgesprochenen  Zugehörigkeit  der 
ien    zur   königlichen  Kammer.    Eine   den  Juden   in  Wien 

^)  VgL  den  Schlufs  der  Form.  31  und  Agobardi,  Do  insolentia 
laeomm  c.  2,  3;  Epist.  ad  proc.  palat.  contra  impium  praeceptiim 
gne,  Patr.  lat.  CIV  70,  175). 
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nachteilige  Änderung  ihrer  staatsrechtlichen  Stellung  la( 
umsoweniger  in  der  Absicht  des  Kaisers,  als  er  ja  in  den 
Privilegium  für  Wien  vom  April  1237  *)  auch  diese  Stadt 
und  ihre  Bürger  für  ewige  Zeiten  und  unwiderruflich  unter 
seine  und  des  Reiches  Herrschaft  nahm,  d.  h.  ihnen  die 
Reichsunmittelbarkeit  verlieh.  Es  wäre  daher  eine  In- 
konsequenz gewesen,  die  Juden  als  Unterthanen  des  Hera^ 
zu  belassen  und  die  Bürger  Wiens  für  Reichsunterthanen  n 
erklären. 

Neu  für  Deutschland  ist  nur  die  Bezeichnung  der  Judei 
als  servi  camerae,  welcher  Ausdruck,  dem  Privilegium  Fried- 
richs II.  für  die  Juden  in  Sicilien  vom  Jahre  1284  ent- 
nommen, nunmehr  der  terminus  technicus  für  das  Abhängig- 
keitsverhältnis der  Juden  dem  Kaiser  und  später  den  Landei- 
herren  gegenüber  wurde. 

2.  Freiheit  der  Jadenhäuser  von  der  HospitalitäL 

Analog  den  besonders  im  oströmischen  Reiche')  det 
kaiserlichen  Beamten  gewährten  evectiones  bei  Benutzung  der 
Staatspost  (cursus  publicus)  hatte  sich  im  fränkischen  ud 
später  im  Deutschen  Reiche^)  die  allgemeine  VerpflichtioK 
zu  gewissen  Naturalleistungen  an  den  König  (servitium  regi^ 
an  sein  Haus,  sein  Gefolge,  seine  Abgesandten,  sowie  tt 
alle,  die  auf  Grund  königlicher  Anweisungen  (tractoria)  af 
dieselben  Anspruch  erheben  konnten,  ausgebildet.  Zu  diem 
Naturalleistungen  gehörte  besonders  die  Pflicht,  den  Ge- 
nannten Herl>erge  (mansio,  mansionaticum,  hospitatio),  Unte^ 
halt  (paratae  et  pastus)  und  die  notwendigen  Beförderung^ 
mittel  (evectio,  paravereda,  angaria,  parangaria)  zu  ge- 
währen. Das  hieraus  fliefsende  Recht  bezw.  die  korrespo» 
dierende  Pflicht  der  Aufnahme  hiefs  Herbergrecht.  Ati 
gerechtigkeit,  hospitalitas ,  hospitatio,  ins  albergariae,  heri 


»)  Huillard-Br^holles  a.  a.  0.  V  55. 

^)  Boeking,   Notitia    dignitatnm   et   administrationiiin 
civilium  quam  militarium  in  partibus  Orientis  1899,  14 — 1& 

>)  Waitz  a.  a.  O.  II  2,  295;    IV  11  ff.    Brunner,   I>«iImI 
Rechtsgescliichtc  II  228;  Schröder  a.  a.  O.  192,  52dff. 
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bergam*).  Im  Laufe  der  Zeit  fanden  viele  Befreiungen  von 
dieser  Verpflichtung  (manchmal  gegen  Zahlung  einer  Ab- 
Idsongssumme)  statt,  und  im  12.  Jahrhundert  war  die  Be- 
ierbergung  fast  nur  mehr  eine  Pflicht  der  Bischöfe  und  der 
Reichsstädte,  die  von  Rudolf  von  Habsburg  1274  und  1290 
neuerlich  in  aller  Form  ausgesprochen  wurde ').  Von  diesen 
Katuralleistungen  wurden  die  königlichen  Schutzjuden  schon 
an  fränkischen  Reiche  befreit').  Das  Wormser  Privilegium 
rom  Jahre  1236  bestimmt  im  Art.  6:  In  domibus  eorumsine 
»Dsensu  ipsorum  hospites  non  recipiantur;  nullus  ab  eis 
iqnum  ad  profectionem  regis  vel  episcopi  aut  angariam  regle 
txpedicionis  requirat.  Im  Art.  2  des  Privilegiums  für  die 
uden  in  Wien  werden  ihre  Häuser  blofs  von  der  zwangs- 
weisen (absque  eorum  consensu)  Herbergspflicht  befreit. 

S.    Schutz  ihrer  religiösen  Freiheit. 

Nach  Art.  4  darf  niemand  die  Söhne  oder  Töchter  der 
uden  in  Wien  gegen  ihren  Willen  taufen;  wenn  jemand  die- 
elben  mit  Gewalt  entführt  oder  raubt  oder  zwangsweise 
anft,  so  hat  er  12  Pfund  Goldes  an  das  kaiserliche  Ärarium 
:u  zahlen.  Wenn  jedoch  einer  von  ihnen  sich  freiwillig 
aufen  lassen  will,  so  ist  er  durch  drei  Tage  zurückzuhalten, 
bmit  unverfälscht  erkannt  wird,  ob  er  wegen  der  wahren 
leligion  oder  wegen  einer  ihm  zugefügten  Unbill  sein  Gesetz 
»eine  Religion)  verlasse. 

Dieser  Artikel  gewährleistet  den  Juden  Schutz  gegen 
ligiösen  Zwang.  Wie  sie  nicht  mit  Gewalt  oder  unfrei- 
llig   getauft   werden   dürfen,    so  können    sie   auch   nicht 


^)Da  Gange,  Glossarium  med.  et  infim.  Latinit.  (ed.  nova  a 
Faure  1885.)  IV  240:  Hospitatio  est  ius  divertendi  in  domum  alte- 
3  hospitandi  causa  vel  redemptio  pecuniaria  eiusmodi  iuris.  Vgl. 
h  IV  193  sub  Herebargium. 

«)  W  a  i  t  z  a.  a.  0.  VIII  227 ;  F  i  c  k  e  r ,  Entstehungszeit  des 
Wabenspiegels.  Sitzungsber.  der  Wiener  Akad.  LXXVII  816,  820; 
im  er.  Die  deutschen  Stadtesteuem  1878.    125  ff.,  137. 

•)  Zeumer,  Form.  30,  31,  62.    Die  den  fränkischen  Schutzjuden 
ährte  Befreiung  von  Wegegiebigkeiten  (W  a  i  t  z  a.  a.  O.  II  552). 
j  in  die  späteren  Judenprivilegien  nicht  über. 

»rherer.  Beitr&ge  I.  10 
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gegen  ihren  Willen  von  dem  Übertritt  zum  Christentum  al 
gehalten  werden ;  nur  wird  eine  dreitägige  Deliberationsfrii 
vorgeschrieben,  um  den  wahren  Beweggrund  des  Übertritt« 
sicherstellen  zu  können  0. 

Diese  Bestimmungen  sind  auf  kirchliche  Vorschrift 
zurückzuführen;  Gregor  der  Grofse  (590 — 604),  c  56  d 
IV.  Konzils  von  Toledo  633,  Gregor  IV.  (827—844)  u 
Leo  VII.  (936 — 939)  verboten  die  zwangsweise  Taufe  i 
Juden,  welches  Verbot  auch  in  die  (später  zu  erwähne 
den)  päpstlichen  Schutzbullen  überging*).  Die  dreitägi) 
Deliberationsfrist  entspricht  jedoch  den  kirchlichen  Vo 
Schriften  nicht,  da  das  Konzilium  von  Agde  506  c.  34*)  eii 
Frist  von  acht  Monaten  vorschreibt. 

Über  die  Folgen  des  freiwilligen  Übertrittes  eines  Judi 
zum  Christentume  (Verlust  der  Erbschaft)  wird  bei  B 
sprechung  der  privatrechtlichen  Bestimmungen  des  Wie» 
Judenprivilegiums  ausführlich  gehandelt  werden.  ADe 
nicht  nur  die  Juden  selbst,  sondern  auch  ihre  heidnisdi 
Sklaven  durften  gemäfs  Art.  5  unter  dem  Vorwande  d 
christlichen  Religion  nicht  getauft  und  ihrem  Diensthtf 
abspenstig  gemacht  werden  bei  Strafe  des  Bannes,  d. 
Zahlung  von  drei  Pfund  Silber  und  der  Verpflichtung,  d 
Sklaven  seinem  Herrn  zurückzustellen.  Auch  diese  Folg 
der  widerrechtlichen  Taufe  der  heidnischen  Sklaven  der  Jni 
werden  teils  im  Strafrecht,  teils  im  Privatrecht  des  Fridf 
cianum  näher  besprochen  werden. 

In  öffentlich-rechtlicher  Beziehung  ist  für  die  KuH 
freiheit  der  Juden  nach  dem  Judengesetze  vom  Jahre  1 
von  weittragender  Bedeutung,  dafs  in  vier  Artikeln  (8,  i 
und  7)  das  jüdische  Gesetz  ausdrücklich  anerkannt  und 
Recht  bestehend  erklärt  ist. 


1)  Auch  der  Talmud  (Jebamoth  76  a)  verlangt  bei  dem  Über 
^iafs  die  Bekehrung  eine  reine  sei  und  aus  Oberteagnng  erfblg^ei 

«)  Ep.  Gregorii  M.  1,  47,  col.  541:  Decret  Gmtiaiu  I;  Ja 
Kegesta  Pont.  Rom.  N.  2766,  9038:  Concil.  Later.  HI  20*  1. 

«)  c.  93  Decr.  Grat.  III  d.  4. 
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4.   Freier  Handel  mit  ihren  Waren. 

Art.  10  gestattet  den  Juden  den  freien  Verkauf  ihres 
Weines,  ihrer  Färbmittel  und  ihrer  Arzneien  (antidota)  an 
Christen,  entsprechend  dem  Art.  1 5  des  Wormser  und  Speierer 
Jadenprivilegiums  und  im  Gegensatz  zu  dem  bereits  be- 
sprochenen Capitulare  de  Judaeis^)  c.  8,  gemäfs  welchem 
die  Juden  weder  Wein  noch  Getreide  noch  andere  Gegen- 
stände bei  Strafe  der  Konfiskation  und  Einkerkerung  ver- 
kaufen durften. 

IL    Privatrecht. 

Privatrechtliche  Bestimmungen  enthalten  die  Art.  3,  4 
(dritter  Absatz)  und  5  (zweiter  Absatz). 

1.  Die  wichtigste  Begünstigung,  welche  die  Juden  in 
Wien  in  privatrechtlicher  Beziehung  in  dem  Privilegium  vom 
Jahre  1238  erhielten,  enthält  Art.  3:  „Wenn  bei  den  Juden 
eine  gestohlene  Sache  gefunden  wird  und  der  Jude  sagt,  er 
babe  sie  gekauft,  so  soll  er  mit  einem  Eide  nach  seinem 
Gesetze  nachweisen,  um  welchen  Preis  er  sie  gekauft  hat. 
Ebensoviel  soll  er  zurückerhalten  und  die  Sache  ihrem 
früheren  Eigentümer  zurückgeben." 

Diese  Bestimmung   ist   aus   dem   Art.  6    des  Wormser 
Privilegiums  in  das  Privilegium  für  die  Juden  in  Wien  über- 
gegangen, wurde  in  dem  Privilegium  Herzog  Friedrichs  IL 
von  Ost  erreich   für   die  Juden    seines   Gebietes  vom   1.  Juli 
1244  auf  verpfändete  Sachen  ausgedehnt  und  fand  Eingang 
im  Sachsenspiegel  (III.  7  §  4)   und   andere,  später  zu  be- 
sprechende Rechtsquellen.    Weder  nach  dem  römischen  noch 
nach  dem  älteren   deutschen  Rechte  (abgesehen  von  den  in 
vier  Volksrechten   enthaltenen  Abweichungen)    hat  der  Be- 
sitzer einer  dem  Eigentümer  entzogenen  Sache  Anspruch  auf 
den    Ersatz   des   für   dieselbe    von    ihm    gezahlten   Preises 
seitens  des  Eigentümers. 

Bei  der  Klage  auf  Rückerstattung  des  entzogenen  Eigen- 
tumes   nach    römischem    Rechte    (rei    vindicatio)    mufs 


1)  ßoretius  a.  a.  0.  I  258. 

10 
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der  Besitzer  der  entzogenen  Sache  dem  Eigentümer  der- 
selben ohne  Rücksicht  auf  die  causa  oder  Art  des  Besitzes, 
d.  h.  mag  er  redlicher  oder  unredlicher,  juristischer  oder 
faktischer  Besitzer,  Besitzer  im  eigenen  oder  fremden 
Namen  sein,  volle  Restitution  leisten,  somit  die  entzogene 
Sache  cum  omni  causa,  d.  i.  mit  allem  zurückgeben,  was 
der  Eigentümer  gehabt  hätte ,  si  controversia  ei  facta  ooi 
esset,  und  hat  nur  bei  gemachten  Verwendungen  als  bonae 
fidei  possessor  die  exceptio  wegen  impensae  necessarite 
et  utiles,  als  malae  fidei  possessor  wegen  impensae  ne- 
cessariae,  als  dieblicher  Besitzer  gar  keine  exceptio  gegen 
den  Eigentümer.  Dem  redlichen  Erwerber  der  fremden 
Sache  steht  aufserdem  unbedingt,  dem  unredlichen  auf  Gmod 
specieller  Zusage  das  Regrefsrecht  gegen  denjenigen  zu,  von 
dem  sie  die  Sache  erworben  haben '). 

Im   älteren   deutschen  Rechte   fand  der  Schutz  des 
Eigentumes  seinen  Ausdruck  lediglich  in  der  Deliktsklnge, 
in  der  strafrechtlichen  Verfolgung  bei  Entziehung  einer  be- 
weglichen Sache  durch  Diebstahl  oder  Raub  (I.  Sal.  37,  47, 
1.  Rib.  33,  47,  72;  Ed.  Roth  231,  232  u,  a.),  sowie  nach  des 
Principe:    „Hand   mufs  Hand   wahren"    bei    rechtswidriger 
Vorenthaltung  einer  anvertrauten  Sache  (1.  Sal.  52,  1.  Rib.  32). 
Gegen  einen  Dritten,  an  den  die  anvertraute  Sache  mit  oder 
ohne  Wissen  des  Vertrauensmannes  gelangt  war,  stand  dett 
Eigentümer  keine  Klage  zu ;  er  hatte  sich  an  die  .wahieodtt 
Hand"*  zu  halten.    Nur  konnte  bei  diebischer  (wahrscheinlidi 
auch   räuberischer)  Entwendung   der  Bestohlene   durch  die 
Spurfolge  (vestigii  minatio),  eventuell  durch  das  Dritthand- 
verfahren  (intertiatio,  anevang)  sein  ihm  entzogenes  Eig^h 
tum  bei  einem  Dritten,  bei  dem  es  gefunden  wurde,  in  An- 
spruch nehmen  und  den  Besitzer  zur  Angabe  seines  Erwerbe 
grundes  verhalten.    Nannte  dieser  seinen  Gewährsmann  ini4 


J)  L.  9  D  de  rei  vind.  6,  1;  1.  75  de  verb.  rig.  50,  16;  L  »,  27, 
C.  de  evict  8,  45;  1.  3,  23  C.  de  r.  vind.  3,  32;  l.  2  C.  de  fnitis  a.  IL 
Vgl.  Pnchta-Rudorff,  Kursus  dir  Institutionen  II  §  281  ft.; 
Arndts,  Pandekten  §§  166—168,  302  ff.;  Wächter,  Pandekten  Id&l 
§§  143  ff.,  205  ff.  u.  a. 
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der  letztere  bekannte  sich  zu  der  Gewährscbaft,  so  mufste 
er  dem  bisherigen  Besitzer  gegen  Ausfolgung  der  beanstan- 
deten Sache  den  für  diese  bezahlten  Preis  herausgeben,  und 
die  Klage  ging  gegen  den  Gewährsmann ,  eventuell  dessen 
Vordermänner,  bis  entweder  der  Dieb  entdeckt  oder  der 
rechtmäfsige  Erwerb  nachgewiesen  war.  Konnte  jedoch  der 
Besitzer  der  dem  Eigentümer  entzogenen  Sache  seinen  Ge- 
währsmann bezw.  dieser  seine  Yormänner  nicht  namhaft 
machen  oder  erschienen  diese  nicht,  so  mufste  die  strittige 
Sache  an  den  Bestohlenen  ohne  Ersatz  zurückgestellt  werden 
und  der  Belangte  konnte  sich  durch  Reinigungseid  nur  von 
Diebstahlsbeschuldigung  befreien  \).  Zum  Ersatz  des  für  die 
dem  Eigentümer  entzogenen  Sache  gezahlten  Preises  an  den 
Besitzer  derselben  ist  jener  nicht  verpflichtet.  Von  diesem 
Grundsätze  des  älteren  deutschen  Rechtes  giebt  es  jedoch  schon 
in  den  Yolksrechten  einige  Ausnahmen. 

Nach  L.  Burgundionum  Extrav.  21,  9*)  mufs  ein  Bur- 
gunder, der  von  einem  Franken  vor  Zeugen  einen  Sklaven 
kauft,  im  Falle  der  Vindikation  des  letzteren  seitens  des 
Eigentümers  denselben  zurückgeben,  jedoch  nur  gegen  Er- 
satz des  Preises,  den  er  nach  Aussage  der  Zeugen  für  ihn 
gezahlt  hat  (quantum  precium  dedit,  tantum  recipiat). 

Nach  Hlodhaers  and  EMrtces  domas  c.  16^)  soll  ein 
Kenter,  der  in  London  Vieh  (feoh)  vor  zwei  oder  drei  un- 
b^holtenen  Zeugen  oder  des  Königs  wic-gerefen  (Wik- 
grafen)*)  kauft,  wenn  man  es  später  bei  ihm  in  Kent  an- 
schlägt (anevanc),  zunächst  in  die  Stadt  in  des  Königs  Saal 
11  dem  Manne  ziehen,  der  ihm  verkaufte,  wenn  er  ihn  weifs 
md  zu  dem  Zug  (Gewährszug)  bringen  kann;  wenn  er  dies 


>)  Brunner,  RG.  11  495;  Heu  sie  r,  Institutionen  des  deutschen 
rivatrechtes  1886,  II  6  ff.,  209;  Albrecht,  Gewere  81;  Schröder, 
G.  266,  365,  686,  §§  85 :  3,  37  :  6,  61 :  2. 

*j  Salis,  MG.  Leges  I  2,  1892;  Ginoulhiac,  Revue  bist,  de 
oit  II  568. 

^)  Scbmid,  Gesetze  der  Angelsachsen.  II.  Auflage  58.  Hlodhär 
^erte  in  Kent  673—685,  Eftdric  685-86. 

*)  Über  wiegeröfe  (Stadtgraf)  vgl.  Schröder  a.  a.  0.  608  N.  3^. 
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nicht  kann,  künde  er  dann  am  Ältare  (im  Heiligtum)  mit 
einem  seiner  Zeugen  oder  mit  des  Königs  wtc-gerefen,  dals 
er  das  Vieh  oflFen  um  sein  Geld  in  der  Stadt  kaufte,  und 
man  gebe  ihm  dann  seinen  Preis  (his  weord)  zurück; 
kann  er  das  nicht  bezeugen  mit  rechter  Kunde ,  so  gebe  er 
es  auf  und  der  Eigentümer  greife  zu. 

Nicht  so  weit  gehen  in  der  Ersatzleistung  die  1.  Wia- 
gothorum  VII.  2,  8  ^)  und  die  zum  Teile  auf  dieser  beruhende 
1.  Baiuvariorum  9,  7.  In  beiden  Gesetzen  wird  dem  Be- 
sitzer der  Ersatz  blofs  des  halben  Preises  gegen  Herausgate 
der  Sache  an  den  Eigentümer  zugesprochen  (accepta  prelfi 
medietate  restituat);  bei  Sachen,  die  über  See  gekommei 
sind  und  an  einen  Westgoten  um  einen  angemessenen  Preis 
(competenti  pretio)  verkauft  wurden,  hatte  der  Käufer,  wem 
später  erwiesen  wurde,  dafs  sie  gestohlen  sind,  keine  ChikaaB 
(calumnia)  zu  besorgen  (L.  Wisigoth.  XL  3,  1  „de  trai»- 
marinis  negotiatoribus). 

Die  ratio  legis  dieser  singularrechtlichen  Bestimmongea 
der  germanischen  Volksrechte  ist ,  wie  aus  Obigem  hervor- 
geht, die  Schwierigkeit  der  Regrefsnahme  seitens  des  bOBi 
fide  et  iusto  titulo  Erwerbenden  gegen  den  Verkäufer. 

Nach  dem  Talmud*)  mufs  der  einem  Dritten  li- 
gerichtete  Schaden  immer  ersetzt  werden,  gleichgültig  ob  el 
irrtümlich  oder  absichtlich  zugefügt  wird  (Baba  kama  26,  tX 
Daher  ist  die  Vindikation  einer  entzogenen  Sache  selbst  gegei 
einen  Besitzer,  der  sie  bona  fide  et  iusto  titulo  erwcMM 
hat,  ohne  Anspruch  auf  Ersatz  seitens  des  letzteren  zalisdf 
Nach  Gittin  58  mufs  derjenige,  der  einen  Gegenstand  m 
einem  Rechtsräuber  erwirbt,  denselben  ohne  jede  Entsehl 
diguDg  zurückgeben. 

Andererseits  verschafft  die  Bezahlung  des  KaufschiUiil 
Dach  Baba  niezia  45,  b  Eigentumsrecht,  und  der  Bcril 
(chasakah)  einer  beweglichen  Sache  begründet  die  Vermuta 

>)  Dahn,  Westgotische  Studien  1874,  S.  94. 

*)  Vgl.  auch  S.  Mayer,  Die  Rechte  der  Israeliten,  Atbttner  m 
Römer  mit  Rucks,  auf  die  ueuen  Gesetzgebungen  1866,  II 150  £,  181 
Bloch,  Das  mosaisch-talmudische  Besitzrecht.    1897. 
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des  Eigentumsrechtes  für  den  Inhaber  (Baba  bathra  30 ,  a, 
41,  b,  Schebuoth  45,  46,  a),  so  dafs,  wer  einen  Anderen 
aus  dem  Besitze  setzen  will ,  sein  stärkeres  Recht  beweisen 
mufs  (Baba  kama  35,  a,  Baba  bathra  29,  b,  30,  a).  Eine 
zwischen  der  oben  angedeuteten  strengen  Restitutionstheorie 
und  dem  Schutze  des  Besitzers  vermittelnde  Bestimmung 
enthält  Baba  kama  114,  b,  115,  b:  „Wenn  jemand  sein  Ge- 
räte oder  seine  Bücher  in  der  Hand  (in  dem  Besitze)  eines 
Anderen  erkennt  und  es  geht  das  Gerücht  durch  die  Stadt, 
dafs  ihm  ein  Diebstahl  geschehen  sei,  so  soll  der  Käufer  (der 
Sache)  schwören,  wie  viel  er  für  sie  gegeben  hat  und  nimmt 
sein  (Jeld;  wenn  aber  nicht  das  Gerücht  durch  die  Stadt 
gegangen,  so  ist  ersterer  (der  Eigentümer)  nicht  beglaubigt 
genug;  denn  ich  sage:  er  hat  sie  (seine  Sache)  einem  Andern 
verkauft  und  jener,  bei  dem  sie  gefunden  wurde,  hat  sie  von 
dem  ersten  Käufer  gekauft."  Nach  einer  ausführlichen  Er- 
örterung verschiedener  Einwürfe  wird  am  Schlüsse  bemerkt : 
«Dies  ist  nur  dann  notwendig,  wenn  der  erste  Eigentümer 
seine  Sachen  zu  verkaufen  pflegt,  sonst  nicht*). 

Nach  dieser  Talmudstelle  erlangt  der  Eigentümer  einer 
gestohlenen   Sache    die  Berechtigung    zur  Vindikation  der- 
selben dadurch,  dafs  ein  Gerücht  von  dem  bei  ihm  verübten 
Diebstahle    durch    die    Stadt    geht,    der    Diebstahl    daher 
notorisch    ist,    da  ja   der   Besitz    einer    beweglichen   Sache 
Dach  Baba  bathra  30,  41    die  Vermutung  des  Eigentums- 
rechtes  für   den   Inhaber   begründet;   der  Besitzer  der  ge- 
stohlenen Sache  wird  geschützt  bezw.  erlangt  den  Anspruch 
auf  Ersatz  des  gezahlten  Preises  dadurch,  dafs  er  den  Kauf 
ond  die  Höhe  des  gezahlten  Preises  beschwört,  somit  seinen 
iustus  titulus  nachweist;  denn  nach  Baba  mezia  45,  b  hat  er 
durch  Zahlung   des  Kaufschillings   das   Eigentumsrecht  er- 
worben  und   braucht  dasselbe  daher   nur  gegen  Ersatz  des 
bezahlten    Preises    aufzugeben,    ferner    dadurch,    dafs    der 
reklamierende  Eigentümer  seine  Sache  zu  verkaufen  pflegt, 

>)  Vgl.  hierzu  Goldschmidt,  über  den  Erwerb  dinglicher 
fiecbte  von  dem  Nichteigentümer  (Zeitschr.  für  das  ges.  Handelsrecht 
18^^.    Vm  266—278);  Stobbe,  Juden  118  ff.,  241  N.  109  ff. 
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so  dafs  bei  dem  Erwerber  der  gestohlenen  Sache  die  bona 
fides  angenomiuen  werden  mufs,  dafs  jener  auch  diesnud 
seine  Sache  verkauft  habe. 

Die  Nachtalmudisten  waren  geteilter  Ansicht  bezügUch 
der  Entschädigung  bei  dem  Kaufe  geraubter  SicheB. 
R.  Gerschom  b.  Jehuda  in  Mainz  (f  1028)  erklärt  Tosafol 
Baba  kama  58,  wenn  ein  Jude  aus  seinem  Hause  voneineB 
NichtJuden  vertrieben  wird  und  ein  zweiter  Jude  kauft  das* 
selbe,  so  mufs  der  Beraubte  den  Käufer  entschädigen,  wen 
er  sein  Eigentum  wieder  haben  will ;  denn,  wie  von  späteres 
Erklärern  beigefügt  wird,  die  oben  angeführte  Vorschrift  m 
Gittin  58,  dafs,  wer  einen  Besitz  von  einem  Rechtsräuber 
erwirbt ,  denselben  dem  früheren  Besitzer  ohne  Ersatz  xt- 
rückgeben  mufs,  findet  nur  Anwendung,  wenn  der  Besitnr 
Aussicht  hat,  das  Seinige  gerichtlich  wieder  zu  erlangei, 
aber  nicht,  wenn  er  voraussichtlich  nicht  zu  seinem  Reebte 
gelangen  wird.  R.  Salomon  b.  Aderet  (f  1310)  respondierti 
in  einem  ähnlichen  Falle  (Resp.  356,  Livorno  1654),  dib, 
wer  einen  geraubten  Gegenstand  kauft,  ihn  dem  Beraobtei 
(ohne  Ersatz)  zurückgeben  mufs  *). 

Die  Tekanoth  der  Rabbiner-Synode  zu  Mainz  1223  Te^ 
boten  bei  Strafe  des  Bannes  (cherem)  den  Ankauf  gestohlener 
Sachen  unter  Hinweis  auf  die  hieraus  entstehenden  Ge- 
fahren *). 

Der  Schulchan  Aruch')  unterscheidet  zwischen  beirtf 


')  Frankel,  Entwurf  einer  Gesch.  der  Litteratar  der  nmchtilfr 
Responsen.     1865.    25,  49. 

')  Güdemann,  Gesch.  des  Erziehongswesens  und  der  Kotttf 
der  abendländ.  Juden  während  des  Mittelalters  und  der  neaerei  f^ 
1880.    262. 

>)  Schulchan  Aruch  (der  hergerichtete  Tisch)  heifst  der  tob  B- 
Joseph  Karo  1567  veröffentlichte,  dem  Tur  des  R.  Jakob  b.  Asdbflt 
vom  J.  \M0  nachgebildete  Kodex  des  jüdischen  Rechtes  seit  dem  T0^ 
luste  der  nationalen  Selbständigkeit  der  Juden.    Er  besteht,  wie  T«,  j 
aus  vier  Teilen :  Orach  chajim  (Bestimmungen  über  den  Kultus)»  Jsie   < 
deah  (Ritual-,  Speise-  und  Zinsvorschriften),  Eben  haSser  (Eherecht) 
und  ChOv<chen  (ha)  mischpat  (Privatrecht  mit  Ansachlufs  des  Qiereektoi^ 
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ind  unbeweglichen  Sachen.  Bei  den  ersteren  muTs 
entümer,  wenn  er  die  ihm  entzogene  Sache  wieder 
ill,  dem  redlichen  Erwerber  oder  Besitzer  den  ganzen 
1  daffir  gezahlten  Preis  ersetzen,  weil  sonst  niemand 
stufen  könnte  und  wollte  (Choschen  mischpat  356,  6,  8). 
beweglichen  Sachen  dagegen  braucht  der  Eigentümer 
is  nicht  zu  ersetzen ;  der  redliche  Erwerber  hat  sieh 
zu  halten,  der  sie  ihm  verkauft  hat,  und  mufs  selbst 
1  dem  geraubten  Grundstücke  bezogenen  Früchte 
eben  (Ch.  m.  373,  1,  2). 

)  Wormser,  Speierer  und  Wiener  Privilegium  n&hem 
.  meisten  den  Bestimmungen  des  Talmud  (Baba  kama 
115  a),  verlangen  jedoch  nicht  die  Notorietät  des 
bis.  Der  Sachsenspiegel  erinnert  dagegen  durch  die 
„Svat  der  jode  koft  anderes  ding  vnverholen  vnde 
;tolen  bi  dages  lichte  vnde  nicht  in  beslotene  hus^ 
dömas  Hlödhaeres  and  Eädrtces  c.  16,  nach  welchem 
ifer  des  reklamierten  Viehes  beweisen  mufs,  dafs  er 
tlich  in  der  Stadt  gekauft  habe.  Denselben  Grund- 
thalten  das  Stadtrecht  von  Murten  (aus  dem  13.  Jahr- 
0,  §  34^),  das  Rechtsbuch  nach  Distiuktionen  III.. 
und  27,  das  Bamberger  Stadtrecht*)  §  76  u.a.  Das 
enthält  jedoch  bezüglich  der  Juden  eine  bemerkens- 
lusnahme.  §  115  bestimmt:  Man  mag  einem  Juden 
ibe  vnd  phant  an  offen  strazen  auch  aDuangen  mit 
5,  daz  einem  verstoln,  geraubt  oder  on  recht  entwert 
allem  rechten  als  vorgeschriben  stet.  §  114  verfügt 
)y  weil  er  ez  aber  in  dem  haws  bat,  so  mag  man  im 
chts  wegen  nichts  darvmb  zu  sprechen  als  einem 
wann  sy  auf  phant,  dy  in  erlaubt  sein,  wol  lochen 
si    sein    rechtvertig    oder    verstoln    oder    geraupt. 


•nden  wird  Choschen  mischpat   mit  Oh.  m.  citiert.    Über  das 
^1.  Fasse  1,  Das  mos.-rabbin.  Civilrecht.    1852.    S.  170  §§  340 

i^aupp,  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters.  1854.    II  158. 
;apfl,  Gerichtsbach  der  Stadt  Bamberg  1306  —  1338.    1839. 
202. 
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darvmb  si  nicht  wizen  zu  derselben  Zeiten,  als  sie  darau 
leihen. 

Der  oben  dargestellte  Schutz  des  redlichen  Erwerbe 
fand  im  Laufe  des  Mittelalters  besonders  aus  Handels-  ao( 
Verkehrsrücksichten  Anerkennung  in  den  Stadtrechten  de 
Handelsstädte  (so  in  Flandern*),  im  Luzemer  Stadtrecht 
aus  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  (Art.  72)  und  der  See 
st&dte  (Lübeck  [1226—1243],  Hamburg  [1270],  VII,  9). 

Den  entgegengesetzten  Standpunkt  vertritt  die  kirchUd» 
Gesetzgebung.  Entsprechend  dem  auf  dem  IV.  LateraneB 
sischen  Konzil  1215  c.  41^)  bezüglich  der  Ersitzung  ad 
gestellten  Principe:  „Quoniam  omne  quod  non  est  ex  fid 
peccatum  est"  bestimmt  die  Diöcesansynode  in  Gnesen  toi 
Jahre  1285  c.  32"):  Item  quum  Judaei  melioris  conditioni 
non  debeant  esse  Christianis  et  Ghristiani  res  furtivas 
quamvis  emptas,  vero  domino  absque  Solution 
pretii  cogantur  ad  restitutionem  ipsarum,  statuimus,  a 
Judaei,  apud  quos  res  furtivae  inventae  fuerint,  absqn 
solutione  pretii,  cogantur  ad  restitutionem  ipsann 
rerum.  Si  vero  in  hac  abusione  fuerint,  ut  res  apud  eo 
repertas  nisi  data  pecunia  restituant  aut  manutenuerint,  ai 
etiam  defensaverint,  per  censuram  ecclesiasticam  compescanto 
Eine  Provinzialsynode  zu  Magdeburg*)  (zwischen  1383  n 
1403)  unter  dem  Erzbischof  Albert  IV.  verfügt:  Revocamvi 
cassamus  et  tollimus  omnia  privilegia  libertatis,  in  quibuaä 
(Judaeis)  concessum  est  et  contra  veritatem  Evangelicam  ( 
de  tali  igitur  preceptum,  ne  rem  furtivam  eis  in  pigM 
datam  teneantur  domino  suo  requirenti,   gratis  et  sii 


1)  Warnkönig,  Flandr.  Staats-  u.  R6.  II  2,  U.-B.  89,  194,  9 
Michelsen,  Oberhof  zu  Lübeck.  1839.  146;  Stobbe,  Handlmckl 
deutschen  Privatrechtes.  1871  ff.  §  146  N.  22;  Stob be,  Juden  U 
Heusler,  Deutsches  Privatrecht  II  215;  Goldschmidt  a.a.O.  H 
Schröder,  R,G.  682. 

•)  c.  20  X  de  praescr.  2,  26. 

')  Hube,  Antiquissimae  constitutiones  synodales  piOTUKi 
Gneznensis.    1856.    171. 

*)  Schannat,  Concil.  Germ.  V  707. 
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omni  solutione  restituere;  cum  hoc  non  liceat  Christiano, 
nee  licere  debet  Christi  et  eius  crucis  et  nostre  religionis 
inimico.  Judei  vero  renuentes  et  contradicentes,  res  furtivas 
dominis  suis  gratis  restituere,  cum  ipsis  furibus  communicare 
videntur  in  furto,  similiter  in  spolio  et  in  preda. 

2.  Eine  privatrechtliche  Folge  des  bei  Art.  4  besprochenen 
Übertrittes  eines  Juden  zum  Christentum  war  der  Verlust 
der  Erbschaft  (et  sicut  legem  patrum  suorum  reliquit,  ita  et 
relinquat  hereditatem). 

Der  Übertritt  zu  einer  anderen  Religion  hatte  weder 
Dach  dem  Gesetze  Moisis  Doch  nach  dem  Talmud  (Kiddu- 
sehin 18,  a,  Baba  bathra  56,  a,  Nasir  (51,  a)  den  Verlust  des 
Erbrechtes  zur  Folge.  Trotzdem  müssen  schon  frühzeitig 
Enterbungen  aus  diesem  Anlasse  bei  den  Juden  gebräuchlich 
gewesen  sein;  denn  eine  Verordnung  Thedosius'  II.  und 
Valentinians  IIL  vom  8.  April  426  bestimmt,  wie  in  der  Ein- 
leitung erwähnt,  dafs,  wenn  ein  Jude  oder  Samariter  sich 
2um  Christentum  bekehrt,  seine  Eltern  oder  Grofseltern 
ihn  weder  enterben  noch  mit  Stillschweigen  übergehen  noch 
mit  einem  geringeren  Erbteile  bedenken  dürfen,  als  ihm 
ohne  Testament  zugefallen  wäre.  Geschähe  dies  trotzdem, 
80  solle  der  zum  Christentum  Übergetretene  erben,  als  ob 
kein  Testament  vorhanden  wäre.  Selbst  wenn  er  das 
gröfste  Verbrechen  gegen  seine  Eltern  oder  Grofseltern  be- 
gangen hätte,  so  solle  er  zwar  die  gesetzliche  Strafe  dafür 
erleiden  (manente  ultione  legitima),  aber  nicht  von  dem 
Pflichtteile  ausgeschlossen  sein,  ut  hoc  saltem  in  honorem 
religionis  electae  meruisse  videatur^). 

Im  weiteren  Verlaufe  des  Mittelalters  wurde  trotzdem 
die  Enterbung  der  jüdischen  Konvertiten  seitens  ihrer  jüdi- 
schen Verwandten  zur  Regel,  worauf  wohl  die  Konstitution 
Kaiser  Constantius'  vom  Jahre  357  (c.  7  C.  Theod.  16,  8),  in 
welcher  der  Übertritt  eines  Christen  zum  Judentum  mit 
lermögenskonfiskation  bedroht  wurde,  und  die  Novelle  115 
c.  3  §  1 7),  durch  welche  Justinian  den  Abfall  vom  Christen- 


^)  88  Cod.  Theod.  16,  8. 
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tum  als  EDterbuDgsgrund  erklärte,  nicht  ohne  Einflafs  wareo. 
Die  Ansichten   der  Nachtalmudisten  gingen  auch  hier  mr 
einander.    R.  Isaak  Alfasi  (f  1103)  vertritt  in  Resp.  112  mit 
Berufung  auf  den  Talmud  die  Ansicht,  dafs  der  Mann  seiner 
Frau,    die  das  Judentum  verläfst,   ihr   früher   erworbenes 
Eigentum  nicht  vorenthalten  könne.  Dagegen  lehrte  R.  Zadok, 
Gaon  zu  Sura  (im  9.  Jahrhundert) ,   dafs  der  Austritt  au 
dem  Judentume   das  Erbrecht   wechselseitig   aufhebe.   Der 
Ausgetretene  beerbe  nicht  seinen  im  jüdischen  Glauben  Ter- 
bliebenen  Vater,  der  Mann  nicht  seine  aus  dem  Judentunie 
ausgetretene  Gattin.     Dasselbe   behaupten   der  bereits  c^ 
wähnte  R.  Gerschom  (Pardes  26,  Responsensammlung  des  R. 
Melr  von  Rothenburg  928,  929  ^)  und  R.  Moises  b.  Maimini 
(Maimonides,  1135-1205)  in  Jad  hachasaka  IV  §  12,  6,  ge- 
mäfs  welchem  den  Gerichten  das  Recht  zusteht,  den  ab- 
gefallenen Juden  das  Erbrecht  abzusprechen,  wenn  sie  es  ftr 
zweckdienlich  halten ,   damit  durch  das  Vermögen  des  Ab- 
gefallenen nicht  das  neue  Religionsbekenntnis  gestärkt  werde. 
Hat  er  jedoch  Kinder,  so  erben  diese.    Auch  nach  Schukktt 
Aruch  (Ch.  m.  283,  2)   kann   das  Gericht  einen  aus  des 
Judentum  ausgetretenen  Erben  zur  Strafe  des  Frevels  dei 
Erbrechtes  für  verlustig  erklären ').    Diese  von  den  jüdischei 
Gesetzlehrem    als    Präventivmafsregel    zur    Verhütung  ta 
Abfalles  von  der  mosaischen  Religion,  somit  aus  konfessb* 
nellen  Gründen ,   ausgesprochene  Enterbung  eines  jüdisckei 
Konvertiten  erhielt  jedoch,    wie  bereits  in  der  Einleitmg 
nachgewiesen  wurde,  infolge  der  oben  geschilderten  Behiod' 
lung   der  Juden  nach  dem  Fremdlingsrechte  in  den  meistet 
Staaten  des  Mittelalters  allmählich  eine  andere  Bedeutung. 
Durch  den   Übertritt  eines  Juden  zum  Christentum  veikr 
der  Landesherr  zugleich  ein  ihm  nach  dem  Fremdenreekte 
zu  verschiedenen  Giebigkeiten  verpflichtetes  Steuersubjekt, 
und  es  wurde  daher  üblich,  als  Ersatz  für  diesen  Entgaig, 


>)  Frankel,  Entwarf  einer  Geschichte  der  Littermtar  der 
talmud.  Responsen.     1865.    8.  19,  26. 

*)  Fasse  1,  Das  mos.-rabb.  Civilrecht     1852.    I  S.  882. 
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0  lediglich  aus  fiskalischen  Gründen,  das  Vermögen  oder 
5  Erbe  des  Übergetretenen  zu  konfiszieren*). 

Gegen  diese  in  Deutschland ,  England ,  Frankreich, 
rtugal  und  Spanien  nachweisbare  Einziehung  des  Ver- 
gens  oder  Erbes  der  zum  Christentum  übergetretenen 
len  trat  zuerst  das  III.  Lateran-Konzil  vom  Jahre  1179 
26)  auf:  (Judaei  seu  Saraceni),  qui  praeterea  Deo  in- 
rante  ad  fidem  se  converterint  Christianam,  a  possessioni- 
;  suis  nullatenus  excludantur,  quum  melius  conditionis  ad 
im  conversos  esse  opporteat  quam  antequam  fidem  susce- 
int,  habeantur.   Si  autem  secus  fuerit  factum,  principibus 

potestatibus  eorundem  locorum  iniungimus  sub  poena 
ommunicationis,  ut  portionem  hereditatis  suae  et  bonorum 
nun  ex  integre  eis  faciant  exhiberi*).  Dieselbe  Tendenz 
folgen  die  Briefe  Innocenz'  III.  vom  5.  November  und 
Dezember  1199«). 

Aber  nur  allmählich  wurde  diesem  kirchlichen  Gebote 
ge  geleistet.  In  Deutschland  wird  trotz  demselben 
Art.  7  des  Wormser  und  des  Speierer  und  Art.  4  des 
5ner  Judenprivilegiums  jene  Folge  des  Abfalles  vom 
lentum  ausgesprochen,  und  zwar  verliert  der  aus  dem 
ientum  Ausgetretene  nach  dem  Wormser  und  Wiener 
tut  sein  Erbe,  nach  dem  Speierer  seinen  Besitz  (possessio- 
q).  Dagegen  ist  die  Bestimmung  des  III.  Lateranensischen 
nzils  in  dem  Schwabenspiegel  (vollendet  1274/75)  c.  262 
*eits  anerkannt:  Unde  ist  daz  sich  ein  jode  tovfl^et,  er 
lg  mit  rehte  sin  gut  vnde  sin  erbe  wol  hau.  daz  erlovbet 
div  geschrift  wol,  div  da  heisset  decretalis  vnd  ander 
setzede  vber  joden. 

In    Portugal    bestimmten    die    Cortes    vom   Coinibra 


')  über  das  traurige  Schicksal  dieser  Konvertiten  vgl.  Annal. 
inndi  (Mon.  Germ.  XVI  SS.  454)  und  Summa  dictaminis  M.  Dominici 
dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  (Quellen  zur  bayer.  u.  deutschen 
'}l  IX  549);  Form.  36. 

2j  c.  5  X  5,  6. 

3)  Migne,   Patr.   1.  t.  CCXIV— CCXVII  (00.  Innoc.  III  1,  754, 

Potthast  a.  a.  0.  858,  890. 
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unter  Affonso  II.  (1211—1223),  dafs  kein  Jude  eines  seiner 
zum  Christentum  Obergetretenen  Kinder  enterben  dürfe. 
Die  Getauften  erhalten  ihr  gesetzliches   Erbe  und  können 


jeden  jüdischen  Verwandten  beerben  *).    Dagegen  beschwerten     j 
sich   die   portugiesischen    Bischöfe    1258    über    Affonso  III.     | 
(1248—1279)  bei  Gregor  IX.,  dafs  er  das  Vermögen  der  zum     | 
Christentum  übergetretenen  Juden  konfisziere*).    In  Ära-     ■ 
gouien  wurde  die  Einziehung  des  Vermögens  der  jüdischei     \ 
Konvertiten   von  Jayme  I.  (1213  — 1276 •),    in    Kastilici    j 
durch    1.  6  der  Siete  Partidas  VII.  24,   in  Vennaissii    l 
und  den  päpstlichen   Besitzungen  durch   die  Bulle  Jo-    i 
hanns  XXIL  il316— 1334)  vom  19.  Juni  1320*),  in  Frank-    ^ 
reich  durch  die  Ordonnanzen  Karls  VI.  vom  4.  April  1392    j 
und  25.  April  1393*)  abgestellt.    In  England  verordnete    j 
Kdu^^ni  I.  1280,  dafs  die  Übergetretenen   die  Hälfte  ihres  | 
Venuoüeus  erhalten  sollten,  die  andere  Hälfte  sollte  dem  toi   i 
Heiuriih  IIL    12$^  errichteten   house   of   converts  (domus  ^ 
cv»ttver^>rum^    ruf  allen*).    Trotzdem   erhielt    sich   die  Ent-  j 
orbun^  ikr  jüdischen  Apostaten  bis  in  das  15.  Jahrhundert:  ] 
^K^nn  kUs  Konril  zu  R'isel  bestimmte  am  7.  September  1434   = 
kSt^o  \1X,  c.  6^,   dafs  die  Konvertiten  ihres  Vermögen 
tiicht  £\x  IvriuNfu  sind,  aber  das  durch  Wucher  oder  uner- 
iAttb^n^ct  Frwerb  Uewonnene  dem  Geschädigten  zurOckgebei 
<<.>Uvas    Nur   w^nu  diese  nicht  ausfindig  zu  machen  wlrei, 
^^^<C;i(rt:'  dre  Kirvhe.  es  als  Begünstigung  für  die  empfangCM  '-. 
V:»utV  ^u  cn^OLmt'Q  Zwecken  zu  behalten,  und  Niemand  soUb 
'yw  U3ir;«ir.  a;ti».iera.  sondern  es  als  einen  grofsen  Gewinn 
:*&»«..  djkLV  du*:A'lben  für  Christus  gewonnen  wurden^). 


*^  vVi  i?  Nfttö^^r  R«rr  Affonso  I.  2  t.  79. 

*■  K  *^  *tf  r'.*»?i.  JttJen  in  PortngaL    S.  3,  5. 

*'  r.*;?;iiL  i^  Mdhrca.  Mmnm  hisp.    168a    502. 

ft^x-^THiv    o»i»Ä  Y  e.  e:  Bull.  Rom.  Tmurini  IV  29A. 

;  ti?  ,?p^.  vVi  VH  .>57  und  792.    Nach  Mmbillons  Annftka 
).i-i  \ir-,  VI  Nfrf:;»  «m  It,  Man  1381  eine  ähnliche  Verfiig«^ 

•    V  /  >.  ;  V .    Vawrl^4  ;%%£;uv>a  21«  ff,  218. 

•  i-.',  i   -,  YUl  llAh  Hefele.  CondUengeschichte  VII  7S 


«  »  • 
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Id  Österreich  ist  die  Bestimmung  des  FrideFicianum 
vnn  Jahre  1238  Ober  den  Verlust  des  Erbes  der  jQdischen 
AjAstaten  in  die  Judenoidnung  Herzog  Friedrichs  II.  vom 
l  Jnli  1244  nicht  aufgenommen  worden  und  fehlt  auch  in 
iffi  derselben  folgenden  österreichisch -ungarischen  Juden- 
Kivilegiea. 

3.  Aus  Art.  5  ergiebt  sich ,  dafs  die  Juden  in  Wien 
heidnische  Skiaren  halten  konnten  und  dafs  es  ein  straf- 
liürer  EingrilT  in  ihr  Eigentumsrecht  war,  dieselben  unter 
dpm  Vorwaude  der  christlichen  Religion  zu  taufen  und  von 
ihrem  Dienst«  abspenstig  zu  machen.  Diese  Bestimmung 
ai'ht  an  sich  nicht  im  Widerspruche  mit  den  kirchlichen 
)>iiizuQgen ,  da  diese  den  Juden  nur  das  Halten  christ- 
licher Sklaven  verbieten.  Dagegen  ist  es  nicht  im  Ein- 
klänge mit  diesen  Vorschriften,  dafs  der  bisherige  heidnische 
R'lave  nach  der  Taufe  seinem  jodischen  Herrn  zurückgegeben 
«erden  soll,  da  die  Kirche  den  Ungläubigen  den  Besitz 
rliristlicher  Sklaven  verbietet. 

Die  Regelung  des  Verhältnisses  der  christlicheu  Sklaven 
n  ihren  jüdischen  Herren  bildete  seit  der  Christianisierung 
lies  römischen  Reiches  einen   steten  Gegenstand  der  Gesetz- 
gehni^.    Obwohl  der  Talmud  (Jebamot  48,  6)  den  Juden  jeden 
Zwang  in  Glaubenssachen    gegenüber   ihren   nichtjadischen 
Slilaven  verbietet'),  so  haben  die  christlich-römischen  Kaiser 
UD(I  die  Kirche  seit  der  MJtte  des  4.  Jahrhunderts  dennoch 
die  christlichen  Sklaven  der  Juden  und  anderen  Ungläubigen 
durch     Präventivvorschriften    gegen    ihre    nicht  christlichen 
Herren  zu  schützen  gesucht.    Constantius  und  Constans  ver- 
boten 339  den    Besitz    oder  die   Beschneiilung  christlicher 
Sklaven  *).    Theodosius  I.  wiederholte  dieses  Verbot  mit  dem 
Beisatze,  dafs  die  bei  Erlassung  dieses  Gesetzes  im  Besitze 
von  Juden   befindlichen  christlichen  Sklaven  um  einen  von 
den  Christen  zu  zahlenden  angemessenen  Preis  aus  dieser 

')  Vgl.  dazu  FraDkel,  Eotwurf  einer  Geschichte  der  Litteratur 
d^r  nachtftlmnd.  Responsen.     1865.     S.  84,  87. 
»)  c.  2  Cod.  Th.  16,  9;  2  Cod.  Just.  1,  10. ' 
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unwürdigen  Knechtschaft  gelost  werden  sollen^).  Honorius  j 
dagegen  gestattete  415  den  Juden  das  Halten  christlicher  ] 
Sklaven  unter  der  Bedingung,  dafs  sie  dieselben  in  der  Aas- 
übung ihrer  Religion  nicht  stören.  Theodosius  II.  verbot 
wieder  die  Erwerbung  christlicher  Sklaven  durch  Kauf  oder 
Schenkung  bei  Verlust  derselben  417  und  423,  und  unter- 
sagte 426  in  einem  gemeinschaftlich  mit  Valentinian  III.  er- 
lassenen Gesetze  selbst  das  Dienen  von  Christen  bei  Juden*). 
Justinian  wiederholte  dieses  Verbot  und  bestimmte,  dafs  die 
Sklaven  der  Juden ,  Heiden  und  Häretiker  durch  die  An- 
nahme des  Christentums  ohne  Lösegeld  frei  werden'). 

Ebenso  beschäftigte  sich  die  kirchliche  Gesetzgebung 
frühzeitig  mit  der  Stellung  und  dem  Loskaufe  der  christ- 
lichen Sklaven  der  Juden,  so  insbesondere  das  lU.  und 
IV.  Konzil  von  Orieans  538  und  541  c.  13  und  c  3031. 
Das  I.  Konzil  von  Macon  581  c.  16  erklärte,  dafs  jeder  Christ 
das  Recht  haben  solle,  den  christlichen  Sklaven  eines  Juden 
um  den  Preis  von  12  Solidi  loszukaufen,  da  es  ein  Fre?«! 
sei ,  dafs  diejenigen ,  die  Christus  mit  seinem  Blute  erlöst 
hat,  in  den  Fesseln  der  Verfolger  verstrickt  bleiben*). 

Besonders  energisch  trat  Gregor  der  Grofse  (590— fiM) 
gegen  das  Halten  christlicher  Sklaven  seitens  der  Juden  auf^)> 

Um  so  auffallender  ist  es,  dafs  der  Schutzbrief  Ludwip 
des  Frommen  für  R.  Domatus  und  dessen  Neifen  Samid 
(Form.  30)  das  Vorgehen  gewisser  Leute,  welche  die  Sklaven 
der  Juden  überreden ,  sich  taufen  zu  lassen ,  als  gegen  die 
christliche  Religion  verstofsend  bezeichnet,  da  die  hefligen 
Canones  nicht  nur  nicht  festsetzen ,  sondern  bei  Strafe  dei 
Bannes  verbieten ,  die  Sklaven  der  Juden  zur  Annahme  der 
Taufe  zu  bewegen,    um  die  Freiheit  zu  erlangen,  während 


»)  5  C.  Th.  3,  1. 

»)  c.  3-5  C.  Th.  16,  9;  28,  16,  8;  56  C.  J.  1,  3,  §  S. 

8)  Mausi  IX  15,  118,  935. 

*)  Epp.  Greg.  M.  (Migne  Patr.  77,  1038,  1041).  Vgl.  auch  6m 
über  poenit.  des  Erzbischofs  Theodor  von  Canterbnry  (f  691)  c  42  «od 
des  Erzbischofs  Egbert  von  York  (f  766)  Ezceiptiones  A.  150  bdl 
Thorpe,  Anc.  laws  and  institutes  of  England.    1840. 
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r  Schutzbrief  für  die  Juden  David  und  Joseph  (Form.  31) 
)f8  verbietet,  die  fremden  Sklaven  der  Juden  ohne  Zu- 
mmung  und  Wissen  der  letzteren  zu  taufen. 

Gerade  diese  mit  den  kirchlichen  Satzungen  im  grellsten 
iderspruche  stehenden  Bestimmungen  der  Ludoviceischen 
denprivilegien  bildeten  daher  auch  den  Hauptangriffspunkt 
;obards  0- 

Die  Kirche  hielt  weiterhin  an  dem  Verbote  des  Haltens 
ristlicher  Sklaven  seitens  der  Juden  fest  und  begünstigte 
t  Loslösung  derjenigen  Sklaven,  die  zum  Christentum  über- 
ten  wollten,  so  das  Decretum  Gratiani  c.  13  und  14  D.  54, 
26  des  III.  Konzils  vom  Lateran  1179  und  besonder» 
egor  IX.,  welcher  (c.  19  X,  5,  6)  den  Juden  verbot,  einen, 
r  getauft  ist  oder  sich  taufen  lassen  will,  zu  kaufen  oder 
der  Sklaverei  zurückzubehalten;  wenn  ein  Sklave  sich 
ifen  liefs  oder  getauft  zu  werden  wünschte,  so  sollte  er 
itsprechend  dem  c.  16  des  I.  Konzils  von  Macon)  gegen 
lag  von  12  Solidi  aus  der  Sklaverei  entlassen  werden; 
irde  jedoch  der  Jude  binnen  drei  Monaten  einen  solchen 
laven  nicht  zum  Verkaufe  anbieten  oder  einen  solchen  zu 
nen  Diensten  kaufen ,  so  sollte  derselbe  ohne  jeden  Preis 
r  Freiheit  gelangen. 

Die  unter  dem  Einflüsse  des  kanonischen  Rechtes  ent- 
indenen  Gesetze  in  Spanien  und  Portugal  enthalten  ähn- 
he  Bestimmungen.  Die  Siete  Partidas  VII.  24,  1.  6  er- 
iren,  wie  bereits  in  der  Einleitung  erwähnt  wurde,  einen 
1  einem  Juden  gekauften  christlichen  Sklaven  für  frei  und 
bohen  den  Juden,  wenn  er  wissentlich  einen  Christen  als 
laven  kauft,  selbst  mit  dem  Tode.  Nach  einer  Konstitution 
Iros  IL  von  Aragonien  vom  Jahre  1283  (1.  1,  T.  1,  c.  30) 
ten  die  zum  Christentum  übergetretenen  saracenischen 
ensklaven  durch  die  Taufe  die  Freiheit  erlangen,  und  in 
tugal  waren  die  Juden  verpflichtet,  ihre  maurischen 
iven,  wenn  sich  diese  taufen  liefsen,  binnen  zwei  Monaten 


^)  ^g^-  Agobardi  de  baptismo  iudaic.  mancip.,   £p.  ad  proc.  pal., 
[  de  Insolentia  Judaeorum  (Migne,  Patr.  CIV   102,  104,  175,  72). 

oberer,  Beitrkge  I.  11 
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nach  Empfang  der  Taufe  zu  verkaufen,  widrigens  dieselbe! 
Eigentum  der  Krone  wurden*). 

Die  Consuetudines  et  statuta  Messinae  c.  77  verbotei  ] 
den  Juden  den  Ankauf  und  den  Besitz  christlicher  Sklaven 
bei  Strafe   der  Konsfiskation  des  Vermögens   und   der  dei  ; 
Käufer  oder  Besitzer  treflFenden  servitus  curiae.  —  ! 

Das  Worraser  Judenprivilegiura  gestattet  den  Juden  ii  j 
Art.  9  auch  das  Halten  christlicher  Mägde  und  Ammen,  so- 
wie christlicher  männlicher  Diener  (das  Speierer  nur  du 
letztere)  ausgenommen  an  Sonn-  und  Feiertagen  und  wa« 
weder  der  Bischof  noch  ein  Geistlicher  dagegen  Widerspnwk 
erhebt.  Im  Art.  10  beider  genannter  Privilegien  wird  di- 
gegen  der  Ankauf  christlicher  Sklaven  verboten. 

Im  Statute  für  die  Juden  in  Wien  kommen  diese  Be- 
stimmungen nicht  vor;  auch  fehlt  in  demselben  der  Schlufr 
Satz  des  Art.  9  jener  beiden  Freiheitsbriefe,  dafs  der  Christ 
gewordene  Sklave  in  allem  den  Befehlen  seines  Herro  ge 
horchen  solle,  unbeschadet  der  Beobachtung  der  christlichen 
Religion. 

III.    Verfahren. 

Beztlglich  des  Prozefsverfahrens  unterscheidet  das  JudeiK 
Privilegium  vom  Jahre  1238,  ob  es  sich  um  Streitigkeitei 
zwischen  Christen  und  Juden  oder  der  Juden  unter  einandtf 
handelt.  Auf  die  ersteren  beziehen  sich  Art.  6  und  7,  irf 
die  letzteren  Art.  9. 

A.   Streitigkeiten  zwischen  Christen  und  Jaden. 

1.  Art.  6  anerkennt  bei  diesen  Rechtsstritten  die  voBl! 
Gleichberechtigung  beider  Streitteile  und  ihres  Rechte 
Wenn  ein  Jude  mit  einem  Christen  oder  ein  Christ  wit. 
einem  Juden  einen  Prozefs  ftlhrt,  so  soll  jeder,  je  naehdA 
es  die  Sache  erfordert,  nach  seinem  Gesetze  sich  rechtfertigoi^ 
und  den  Beweis  führen. 

Dieser  Artikel  entspricht  wörtlich  dem  ersten  Satze  dei 
Art.  11  des  Wormser  Judenstatuts  und  involviert  durch  dk 
hier   und  im   Art.  7   ausgesprochene   Anerkennung  der  fcfll 

1)  Ord.  Äff.  4,  51:  Kayserling,  Juden  in  Portugal  S.  59  X.4 
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idaeomm  eine  Anwendung  des  Personalitätsprincips  be- 
glich des  Rechtes  der  Juden,  das  sonst  bei  denselben,  wie 
en  gezeigt  wurde,  keine  Geltung  hatte*). 

Der  Artikel  läfst  im  Unklaren  über  den  Gerichtsstand 
i  den  Streitigkeiten  zwischen  Christen  und  Juden.  Auch 
s  wahrscheinlich  während  der  Occupation  Österreichs  durch 
liser  Friedrich  IL  1236/37  auf  Veranlassung  der  öster- 
chischen  Landherren  *)  verfafste  kürzere  österreichische 
ndrecht  enthält  hierüber  keine  Bestimmung.  Wahrschein- 
li  waren  die  Juden  bei  den  Prozessen  mit  Christen  dem- 
ben  Gerichte  unterworfen  wie  diese  (vielleicht  dem  nach 
n  Privilegium  für  die  Stadst  Wien  vom  April  1237  von 
n  Kaiser  alljährlich  zu  bestellenden  Richter) ;  doch  fehlen 
ch  für  diese  Annahme  nähere  Anhaltspunkte,  umsomehr 

die  Herrschaft  des  Kaisers  und  der  Bestand  seiner 
ienordnung  für  Wien  nur  von  kurzer  Dauer  waren. 

2.  Als  Beweismittel  waren  in  den  oben  erwähnten 
chtsstritten  nach  Art.  7  zulässig: 

a)  Der  Eid  nach  jüdischem  Rechte. 

b)  Der  gemischte  Zeugenbeweis. 

c)  Dagegen  war  es  verboten,  die  Juden  zum  Gottes- 
eile der  Feuerprobe,  des  Kesselfanges  und  der  Wasser- 
>be  zu  verhalten,  sowie  die  Zwangsmafsregeln  gegen 
freie  (Prtigelbank,  Gefängnis)  gegen  sie  in  Anwendung  zu 
ngen.  Die  Bestimmung  bezüglich  des  Eides  fehlt  in  den 
nkischen  Schutzbriefen;  dagegen  stimmt  die  Anordnung, 
's  der  Eid  nach  vierzig  Tagen  (post  quadraginta  dies) 
ulegen  ist,  bezüglich  dieser  Frist  mit  analogen  Be- 
nmungen  im  fränkischen  Rechte  tiberein;  so  konnte  der 
if  nach  dem  ersten  Capitulare  zur  1.  salica  c.  9  einen  des 
Schlages  Verdächtigen  vor  das  nächste  mallum  laden  und 

auferlegen,  binnen  vierzig  Nächten  mit  einer  bestimmten 


»)  ßrunner,   R.G.  I   259„  276   n.  26;   Stobbe,  Jahrb.  des  gem. 
ichen  Rechtes  VI  21. 

^)  Dopäch,   Entstehung  nnd  Charakter  des  österr.  Landrechtes 
(ArchiF  für  österr.  Geschichte  LXXIX  1  ff.). 

11* 
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Zahl  von  Helfern  einen  Reinigungseid  zu  schwörend; 
der   bannitio   wie    bei   der   älteren   mannitio    betrugen  die 
Ladungsfristen  7,  14,  40  (42)  Nächte«). 

Die  Bestimmung  des  Art.  7  über  den  Zeugenbeweis 
(Art.  12  des  Wonnser  Judenprivilegiums)  ist  den  Judei 
günstiger  als  die  diesfällige  Vorschrift  in  den  fränkisckei 
Schutzbriefen;  denn  nach  diesen  Specialpri\ilegien  bewd* 
der  Christ  bei  einem  Rechtsstritte  gegen  einen  Juden  ait 
drei  geeigneten  christlichen  und  drei  geeigneten  jttdisdiei 
Zeugen,  der  Jude  gegen  einen  Christen  jedoch  nur  ait 
christlichen  Zeugen.  Das  Wormser,  Speierer  und  Wieair 
Judenstatut  enthalten  keine  Bestimmung  bezüglich  derZaH 
der  Zeugen;  die  Entscheidung  hierüber  dürfte  entweder 
dem  Ermessen  des  Richters  oder  der  Übereinkunft  (fcr 
streitenden  Parteien,  jedoch  mit  der  Einschränkung  üb»* 
lassen  gewesen  sein,  dafs  mit  Rücksicht  auf  die  Parität  der ; 
Streitteile  die  Zeugen  in  gleicher  Anzahl  beiden  KonfessioM 
angehören  müssen. 

Bezüglich  des  Zeugenbeweises  unterscheiden  sich  S$ 
drei  erwähnten  Judensatzungen  vorteilhaft  von  den  frohem 
und  gleichzeitigen  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Ä 
Zeugenfähigkeit  der  Juden.  Im  römischen  Reiche  spiacfc] 
zuerst,  wie  in  der  Einleitung  dargestellt  wurde,  Justiii]it| 
531  den  Juden  und  Häretikern  die  Fähigkeit  ab,  Zeuguti 
vor  Gericht  (iudicialia  testimonia)  gegen  Rechtgläuliigl] 
abzulegen ,  mögen  beide  Streitteile  orthodox  sein  oder 
einer;  nur  bei  Testamenten  und  Kontrakten  sollte  proptirl 
utilitatem  ihr  Zeugnis  gelten:  bei  Streitigkeiten  unter  enhl 
ander  durften  sie  der  Streitenden  würdige  Zeugen  führen^] 

Denselben  Grundsatz   behielten  die  Basiliken^)  ai^ 
das  ältere  kanonische  Recht*)  bei. 


M  Bohrend,  Lex  salica  1874,  S.  91. 
«)  Brunner,  R.G.  II  3a5,  338. 
«)  c.  21  C.  J.  L  5;  Novelle  45  c.  1. 
*)  Basilicorum  11.  LX  ed.  Heimbach  1833  I  1,  37—40. 
*)  Konzil  von  Karthago  VII  419;  Decret  Gratiani  c  25  C.  Ä  7; 
c.  1,  C.  4  q.  1  §  1. 
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Die  spätere  kirchliche  Gesetzgebung  war  milder. 
Alexander  III.  (1159—1181)  bestimmte   1175,  dafs  es 
iemem  Christen   und   noch  weniger  einem  Juden   gestattet 
^ID  sollte,  nur  durch  das  Zeugnis  eines  Einzigen  seinen 
frozek   zum    Abschlüsse   zu   bringen   und   daher   auch  bei 
Streitigkeiten  zwischen  Christen  und  Juden  nach  den  Worten 
des  Herrn*)  immer  wenigstens  zwei  oder  drei  Zeugen  not- 
wendig seien,   die  eines  bewährten  Lebenswandels  und  treu 
im  Verkehre  sind,  und  das  unter  diesem  Papste  abgehaltene 
elfte  allgemeine  (dritte  Lateranensische)  Konzil  1179  c.  26 
iperordnete,  dafs  das  Zeugnis  der  Christen  gegen  Juden  in 
tUen  Rechtssachen  anzunehmen  sei,   da  diese  sich   heraus- 
nehmen, ihrer  Zeugen  gegen  Christen  sich  zu  bedienen,  und 
bedrohte  diejenigen  mit  dem  Banne,  welche  in  dieser  Rich- 
tung den  Juden  vor  den  Christen  den  Vorzug  geben  wollten, 
da  sie  den  Christen  unterworfen   sein    sollen   und  von  den- 
selben aus  blofser  Humanität  geduldet  werden^).    Dagegen 
beklagt  sich  Innocenz  III.  in  seinem  Schreiben  an  Petrus 
Von  Sens  und  Odo  von  Paris  vom  15.  Juni  1205,  dafs  dem 
Zeugnisse  der  Christen   gegen  Juden   nicht  geglaubt,  aber 
das   Zeugnis   der    letzteren    gegen    Christen    angenommen 
Werde*),    und   das  Provinzial  -  Konzil  von  Chateau  -  Gontier 
l231  *)  schlofs  die  Juden  von  der  Zeugenschaft  gegen  Christen 
Oberhaupt  aus,  weil   von   ihren  Zeugnissen   viel  Übles  ent- 
^hen  könne,  wie  dieses  schon  die  westgotischen  Konzilien 
bestimmt    hätten*).      Das    fränkische    und    deutsche 
(echt   basiert  auf  dem  später  im  Sachsenspiegel  (III.  19) 


J)  Matth  18,  16.  Vgl.  dazu  4.  Mos.  35,  30;  5.  Mos.  17,  6;  5.  Mos. 
19  15.  Sanhed.  30,  a.  Über  das  jüdische  Recht  Saalschätz,  Das 
^oos2Lische  R.  1853,  II  607  N.  773. 

«)  C.  23  u.  c.  21  X  2,  20. 

»j  C.   13  X  5,  6;  Migne  a.  a,  0.  II  694;  Potthast  2565. 

*)  Mansi  XIII  223  c.  3. 

»)  Nach  c.  64  des  IV.  Toledaner  Konzils  633  waren  rückfallige 
Juden  zeugnisunföhig;  nach  L.  Visig.  XII  2,  10  sowohl  Juden  als 
eetaiifte  Juden.  Erst  die  Nachkommenschaft  der  Letzteren,  wenn  sie 
moram  probitate  et  fidei  plenitudine  geeignet  befunden  wurde,  wurde 
zur  Zengenscbaft  zugelassen. 
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zum  Ausdrucke  gebrachten  Grundsatze,  dafs  der  besser 
borene   in   seinem  Rechte   gekränkt    ist,    wenn    ein  ) 
geringeren  Wertes  ihn  durch  Zeugnis  oder  Eid  ül)erfü 
könnte").   Der  Jude  war  dem  Christen  als  Xichtchrist, 
Deutschen   als  Fremder  nicht  gleichgestellt   und  nicht  e 
bürtig.     Schon  das  Cap.   miss.   Aquisgran.   alt.  c.  13'J 
stimmt,   dafs,  wenn  ein  Jude  einen  Christen  belangt, 
geeignete  christliche  Zeugen  für  diesen  genügen :  der 
aber  mufste  nach  dem  Werte  der  Sache  (secundum  est 
tionem  rei)  4  oder  9  oder  7  Zeugen  führen.    Wenn 
ein  Christ  einen  Juden  belangt ,  so  sollen,  in  welcher  S 
immer,  drei  geeignete  christliche  Zeugen  oder   drei  J 
genügen.     Selbst   die   Schutzbriefe   Ludwigs  des   Fron 
machen,  wie  oben  nachgewiesen,  bezüglich  der  Zeugnisfi 
keit  der  Juden  keine  Ausnahme.    Der  mutmafsliche  G 
für  diese  ungleiche  Behandlung  der  Juden  ist  in  der 
leitung   angegeben.     Der   Schwabenspiegel   c.  260  und 
verlangt,  dafs  der  Jude  den  Christen  mit  drei  Christenk 
überführen  solle;  denn  es  geht  nach  Recht  kein  Eid  ( 
Juden  über  einen  Christenniann ;  will  man  aber  den  Be 
gegen  einen  Juden  führen ,   so  mufs  man  mindestens  € 
Juden  als  Zeugen  haben,  der  dabei  war.    „Das  Recht  h 
die  Juden  seit  der  Zerstörung  Jerusalems  von  den  römis 
Königen  erworben." 

Die    deutsche    Partikular -Gesetzgebung    ist    zum 
milder^). 

Von  den  in  den  gegenwärtig  österreichichen  L&n 
erlassenen  Gesetzen  ist  das  Privilegium  des  Herzogs  Sobfeh 
von  Böhmen  (1174—1178)  für  die  Deutschen  in  der  Vor 
Pofi(?*)  hervorzuheben,  in  welchem  bestimmt  wird,  da 
Rechtsstritten  der  Böhme  gegen  den  Deutschen  zwei  Deu 


V)  Göhrum,  Gesch.  Darstellung  der  Lehre  von  der  Ebenb 
keit  1846,  I  271  ff.;  Stobbe,  Juden  142  ff. 

•)  Boretius  I  152;  Brunner  R.G.  I  276. 

«)  Vgl.  hierüber  Stobbe,  Juden  S.  259  Akg.  141. 

*)  Celakovskj,    Codex    iuris     munic.    regni    Bohemime 
I  S.  2. 
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und  einen  Böhmen,  der  Deutsche  gegen  den  Böhmen  zwei 
Böimen  und  einen  Deutschen  als  Zeugen  führen  solle,  und 
dafs  dasselbe  bezüglich  der  Römer  und  Juden  gelte. 

In  Frankreich  konnten  gemäfs  den  Etablissements 
de  St.  Louis  1272*)  c  133  die  Juden  kein  Zeugnis  vor 
Gericht  gegen  Christen  ablegen,  entsprechend  c.  21  C.  Just.  1,5. 
Dieselbe  Bestimmung  enthalten  die  Coutume  de  Touraine- 
Anjott  1246  c.  121  und  122  und  die  rfegles  coutumiferes  c.  16  2). 
In  Portugal  galt  nach  den  unter  AflFonso  I.  Henriquez 
(1139—1185)  erteilten  Foros  de  Santarem  c.  3  und  den 
Foros  de  Beja  tit.  6  in  Rechtsstritten  zwischen  Juden  und 
Juden  und  zwischen  Juden  und  Christen  nur  das  Zeugnis 
eines  Christen^);  nach  dem  späteren  Rechte  (Ord.  Äff.  1.  II 
t  88  §§  7,  8,  9 ;  1.  III  t.  42)  hatte  das  Zeugnis  eines  Juden 
gegen  einen  Christen  nur  Gültigkeit,  wenn  auch  ein  Christ 
dasselbe  bezeugte,  das  Zeugnis  eines  Christen  gegen  einen 
Juden  aber  immer,  selbst  in  Prozessen  der  Juden  unter- 
einander*). Nach  spanischem  Rechte  (Leyes  nuevas*) 
sollten  alle  Rechtshandlungen  zwischen  Christen  und  Juden 
oder  Mauren  vor  dem  Alkalden  und  vor  christlichen  und 
jüdischen  oder  maurischen  Zeugen  stattfinden. 

Nach  den  Fueros  y  observancies  de  las  costumbres  escriptas 
de]  Reyno  de  Aragon®)  war  bei  Verträgen  zwischen  Christen 
and  Juden  der  gemischte  Zeugenbeweis  vorgeschrieben  (debet 
probare  cum  Christiane  et  judeo).  Bei  Wucher,  Raub  und 
solchen  Angelegenheiten,  die  nicht  auf  einem  Vertrage 
zwischen  Christen   und  Juden  beruhten,    konnte  der  Beweis 


';  Viollet,    Les   Etablissements    de    St.    Louis.     Paris    1881/86, 
151. 
«)  Viollet  a.  a.  0.  I  24. 

3)  Kayserling,  Gesch.  der  Juden  in  Portugal  1867,  339,  341. 
•r  Jude  mufste  nach  Art.  5  der  Foros  de  Beja  mit  Juden  und 
riäten   beweisen. 

*)  Kayserling  a.  a.  0.  S.  15. 

»I  Opusculos  legales  del  Rey  D.  Alfonso  el  Sabio.     Madrid  18JS6, 
IBlff. 

«)  Gedruckt  1576  f.  X. 
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gegen  einen  Juden  oder  Saracenen  auch  durch  andere  Zeuges 
secundum  usum  regni  geführt  werden. 

Im  Königreich  Navarra  bewies  der  Christ  gemäfs  dem 
Fuero  von  Calatayud  1131  gegen  einen  Juden  mit  einem 
Christen  und  ebenso  der  Jude  und  nach  dem  Fuero  de 
Estella  1164  bei  Schuldforderungen  gegen  einen  Juden  mit 
einem  Christen  und  einem  Juden  und  der  JucTe  gegen  einen 
Christen  ebenfalls  mit  einem  Christen  und  einem  Juden. 
Besafs  jedoch  der  christliche  Gläubiger  einen  von  den  Juden 
ausgestellten  Schuldschein,  so  konnte  der  Jude  nicht  leugnen, 
„quia  carta  facta  de  rabi  valet  quantum  testes* ,  aufser  er 
konnte  durch  Zeugen  den  Beweis  liefern ,  dafs  er  den  Be 
sitzer  des  Schuldscheines  bezahlt  habe*).  Auch  die  über 
Erbschaften,  Käufe  und  Verkäufe,  Schenkungen  u.  dgl.  auf- 
genommenen  notariellen  übereinkommen  zwischen  Christen 
und  Juden  mufsten  nach  dem  Fuero  general  1.  II  t.  6  c  12, 
um  gültig  zu  sein,  vor  einem  christlichen  und  jüdischen 
Zeugen  abgeschlossen  werden^). 

In  Italien  waren  nach  dem  Privilegium  Friedrichs  IL 
für  Trani  1221,  nach  den  Consuetudines  von  Syracus  c  24 
und  den  Statuta  Messinae  c.  47  die  Christen  gegen  Jodet 
und  die  Juden  gegen  Christen  als  Zeugen  nicht  zugelassen*)- 
Dagegen  bestimmten  die  Antiquissimae  consuetudines  Panor^  ] 
mitanae  c.  15  t,de  Judaeis  et  Saracenis  aliisque  haeretidf  ] 
a  testimonio  repellendis*)",  dafs  Juden  gegen  Christen  ift  ] 
keiner  Weise  als  Zeugen  geführt  und  auch  nicht  zu  Schiedn*  i 
richtem  gewählt  werden  sollen,  und  dafs  ihr  Zeugnis  iii> 
gültig  sei ,  wenn  sie  von  Christen  oder  gegen  Christen  Tnr  i 
Gericht  (in  iudiciis)  als  Zeugen  geführt  werden,  weil  sie  det  i 

i 

^)  Kayscrling,  Gesch.   der  Juden   in  Nairarra  etc.  S.  190  A.  ! 
197  D. 

*)  Rayserling  a.  a.  0.  194  B. 

>)  Böbmer-Ficker,  Reg.  Imp.  1881  V  1,  ld20;  Winkelmamm, 
Acta  imp.  ined.  saec.  XIII.  Innsbruck  1880,  221;  v.  Brünneck.  Si* 
ciliens  mittelalterliche  Stadtrechte  1881,  I  147,  93. 

*)  V.  Brünneck  a.  a.  O.  I  15. 
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Ciristen  unterworfen  sein  sollen  und  weil  sie  wegen  des 
falseben  Zeugnisses,  das  sie  gegen  Christum  abgelegt  haben, 
infam  und  von  der  Gemeinschaft  der  Gläubigen  abzusondern 
sind.  Nach  demselben  Stadtrechte  sind  die  Christen  zum 
Zeugnisse  gegen  Juden  zuzulassen  und  anzunehmen,  und  ihr 
Zeugnis  gegen  Juden  soll  immer  gelten,  aufser  wenn  sie  nach 
gemeinem  Beftte  ausgeschlossen  sind.  Ein  Gesetz  Fried- 
richs IL  (III.)  (1295—1337)  vom  20.  Oktober  1296  c.  67 
erklärte  im  Einklänge  mit  dieser  Bestimmung  für  ganz 
Sicilien  —  unter  Aufhebung  der  entgegenstehenden  Lokal- 
gesetze —  das  gerichtliche  Zeugnis  von  Juden  gegen  Christen 
fär  unwirksam,  dagegen  das  Zeugnis  der  Christen  gegen 
Juden  in  Bechtsstritten  allgemein  für  gültig  *).  Viel  billiger 
^ar  die  Gesetzgebung  in  England.  Nach  den  Libertates 
nnd  Consuetudines  für  die  Juden  in  England  und  der  Nor- 
mandie  von  Heinrich  IL  (1154—1189),  welche  Johann  ohne 
Land  am  10.  April  1200  bestätigte-),  mufste  bei  Bechts- 
stritten zwischen  Christen  und  Juden  der  Kläger  einen  gesetz- 
Mfsigen  (legitimum)  christlichen  und  einen  gesetzmäfsigen 
jüdischen  Zeugen  führen.  Hatte  der  Kläger  keinen  Zeugen, 
» sollte  der  Jude  durch  den  Eid  auf  sein  Buch  (die  Thora, 
8olo  sacramento  super  librum  suum)  unbehelligt  (quietus) 
bleiben.  -— 

Im   Gregensatze    zu    dem   mosaischen    Hechte,    das   als 

Beweismittel   weder  die  Folter  noch  —  abgesehen  von  dem 

Trinken   des  bitteren  Fluchwassers  seitens  der  der  Untreue 

verdächtigen  Ehegattin  (4.  Mos.  5,  21-31)  —  Gottesurteile 

im  Sinne    des   mittelalterlichen  Bechtes   kennt,   galten   im 

frlnkischeu  Beiche  gemäfs  der  Anordnung  Karls  des  Grofsen : 

Dt  omnes  iuditium  Dei  credant  absque  dubitatione^)  —  die 

Gottesurteile,  soweit  sie  nicht  einen  reinchristlichen  Charakter 

hatten,    wie  die  Kreuz-  und  Abendmahlprobe,  auch  für  die 

Juden,  und  die  Befreiung  von  denselben,  sowie  den  übrigen 


J)  V.  Brünneck  a.  a.  0.  II  267. 

*)  Madox,  History  of  the  Exchequer  etc.   London  1769, 1  256  N.  1. 

')  Boretius,  Capitularia  I  150,  20;  259,  6. 
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im  Art.  7.  angeführten  Zwangsmitteln  erfolgte  nur  auf 
eines  königlichen   Specialprivilegiums  ^).    Nach  dem 
für  die  Juden  in  Wien  vom  Jahre  1238,  sowie  Art. 
Wormser  und  Speierer  Judenprivilegiums  tritt  die  Bef 
von  jenen  Beweis-  und  Zwangsmitteln  ex  lege  ein. 

3.  Infolge  der  Kammerknechtschaft  der  Juden 
ihnen  gemäfs  Art.  7  in  jeder  Angelegenheit  frei,  a 
Kaiser  auf  Grund  des  dem  letzteren  zustehenden  Evok 
rechtes  ^)  zu  appellieren  und  wird  ihnen  die  hierzu  er 
liehe  Frist  (induciae®)  gewährt,  d.  h.  die  Appellati 
aufschiebende  Wirkung. 

B.    Streitigkeiten  der  Juden  untereinander. 

Bezüglich  dieser  Rechtsstritte  ergiebt  sich  aus 
folgendes : 

1.  Die  Entscheidung  in  diesen  Prozessen  stam 
Vorsteher  der  Juden  zu.  Nach  Art.  14  des  Worm« 
Speierer  Judenprivilegiums  wurden  derartige  Streitij 
der  Juden  a  suis  paribus,  von  ihren  Glaubensgenosse! 
leicht  von  den  Gemeindeältesten  (pamassim  —  2.  M 
13;  5,  16,  18;  5,  19,  12  und  andere  Stellen)  entscl 
ähnlich  wie  dies  in  dem  citierten  Judengesetze  Heinri 
für  die  Juden  in  England  bestimmt  war. 

Die  eben  erwähnte  Institution  der  Ältesten  ist  ii 
und  dem  Herzogtume  Österreich  überhaupt  nicht  na( 
bar;  dagegen  bestand  das  Amt  des  Judenvorstehers 
scheinlich  schon  vor  Erlassung  des  Judenprivilegiun 
Jahre  1238,  da,  wie  oben  nachgewiesen  wurde,  in 
bereits  seit  dem  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  eine  g 
Judenniederlassung  existiert«  und  daher  schon  dam^ 
Notwendigkeit  der  Bestellung  eines  Vorstehers  für  d 
eingetreten  sein  dürfte.  Wie  aus  den  Worten  „ab  e 
preest   eis"    und   „ab  eo  qui  est   super  eis"    gescl 


>)  Form.  30. 

*)  Franklin,  Das  Reichshofgericht  im  Mittelalter  1869, 

')  Über  induciae  Da  Gange,  Glossarium  IV  346. 
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werden  mufs,  fand  Kaiser  Friedrich  II.  in  Wien  bereits 
einen  Vorsteher  der  Juden  vor  und  wies  demselben  blofs  den 
im  Art.  9  angegebenen  Wirkungskreis  zu. 

2.  Aus  Art.  6,  gemäfs  welchem  die  lex  Judaeorum  auch 
in  Streitigkeiten  zwischen  Christen  und  Juden  Anwendung 
findet,  mufs  geschlossen  werden,  dafs  das  jüdische  Recht 
nmsomehr  in  Rechtsstritten  der  Juden   untereinander  galt. 

3.  Der  Judenvorsteher  war  berechtigt,  denjenigen,  der 
in  treuloser  Weise  die  Wahrheit  über  eine  unter  den  Juden 
vorgefallene  Angelegenheit  verheimlichen  wollte  (nach  Ana- 
logie der  in  den  fränkischen  Schutzbriefen  [Form.  31  u.  52] 
bei  Rechtsstritten  zwischen  den  Juden  und  Christen  den 
Grafen  eingeräumten  Inquisitionsgewalt  gegen  den  die  Wahr- 
heit verweigernden  christlichen  oder  jüdischen  Zeugen),  zum 
Bekenntnisse  der  Wahrheit  zu  zwingen ;  denn  wie  nach  mosai- 
schem Rechte  (3.  Mos.  5,  1),  so  war  es  auch  nach  deutschem 
Hechte  allgemeine  Pflicht,  bei  Ermittelung  der  Wahrheit 
mitzuwirken  ^). 

4.  Wie  in  den  Rechtsstritten  der  Juden  und  Christen 
(Ah,  7),  so  wurde  ihnen  auch  in  den  Streitigkeiten  unter- 
einander, aber  nur  bei  Beschuldigungen  in  einer  wichtigen 
Sache,  der  Rechtszug  an  den  Kaiser  mit  Suspensiveffekt 
Pingeräumt. 

IV.    Strafrecht. 

Strafbestimmungen  enthalten  die  Art.  4,  5  und  8. 

Nach  Art.  4  sollte  derjenige,  der  Judenkinder  beiderlei 
eschlechts  ohne  ihre  Einwilligung  tauft,  sowie  derjenige, 
sicher  sie  gefangen  hält  oder  raubt  und  zwangsweise 
oft,  12  Goldpfunde  an  das  kaiserliche  Ärar  als  Strafe 
dien. 

Der  Art.  5  bedroht  denjenigen,  der  einen  heidnischen 
lensklaven  tauft  und  hierdurch  vom  Dienste  seines  jüdischen 
rm  abspenstig  macht,   mit  einer  Geldstrafe  von  3  Pfund 


^)  Brunner,   Zeugen-    und  Inquisitionsprozefs  der  karoling.  Zeit 
5.    S.    10,   63,   108,  130;   Deutsches  R.G.   I  277;    Schröder,   R.G. 
374. 
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Silber  (wahrscheinlich  zu  Händen  dieses  Herrn  als  £ 
digung  für  den  widerrechtlichen  Eingriff  in  sein  £ig< 
recht). 

Gemärs  Art.  8  sollten  (in  Übereinstimmung  n 
ersten  Satze  des  Art.  13  des  Wormser  Judenprivil 
im  Falle  der  Tötung  eines  Juden  sowohl  der  Anstii 
Mordes  als  der  Mörder  je  12  Pfund  Goldes  an  das 
liehe  Ärar  entrichten,  teils,  wie  bei  der  Zwangstaufe  i 
als  Ersatz  für  den  Entgang  eines  Kammerknecht< 
als  Fredum,  d.  h.  für  den  begangenen  Friedensbr 
zahlende  Bufse.  Bei  Verwundungen  ohne  tödlichen  I 
mufste  nach  demselben  Artikel  sowohl  der  Anstifter 
Thäter  je  ein  Goldpfund  als  Bufse  (compositio) 
Wenn  ein  Sklave  einen  Juden  tötete  oder  verwunc 
war  dessen  Herr  verpflichtet,  entweder  die  oben  e 
Bufse  zu  zahlen  oder  den  Sklaven  zur  Strafe  zu  z 

Eine  Zahlung  an  die  Verwandten  bei  Tötun 
Juden  fand  nicht  statt ;  denn  die  Juden  hatten  kein  \ 
weil  dasselbe  ein  Ausflufs  des  Standes  war,  die  Jud 
keinem  Stande  angehörten*).  Die  bei  Verwundun 
zahlende  Bul*se  flofs,  wie  aus  Art.  4  und  dem  ersten 
des  Art.  9  geschlossen  wenlen  muiV,  wohl  in  die  kai 
Kammer. 


M  Über    die    Haihm^    der    Herren    bei    Sklavend^ik 
Schröder,  RG.  262,  277  N.  4^  291,  Sia 

*)  Ueusler,  Iiii»tit.  de:»  deatscken  PriTmtrecktesw    1888. 


Drittes  Kapitel 

Das  Jndenpriyileginm  Herzog  Friedrichs  n. 

vom  Jnli  1244. 


S  8.   Gescliielitlieher  Überblick,   Charakter  und   Wortlaut 

des  Privileginins. 

Im  Laufe  des  Jahres  1238  hatte  Herzog  Friedrich  IL 
?anz  Osterreich  mit  Ausnahme  von  Wien  wieder  für  sich 
gewonnen.  Die  im  Oktober  1239  begonnenen  Unterhand- 
angen mit  dem  Kaiser  führten  zur  Aussöhnung  beider 
örsten,  und  gegen  Ende  dieses  Jahres  unterwarf  sich  auch 
'ien  nach  harter  Belagerung  dem  Herzoge,  sodafs  derselbe 
ifangs  1240  wieder  im  vollen  Besitze  seiner  früheren  Macht 
ir  *)-  Schon  am  5.  Juni  1239  hatte  er  den  Bürgern  von 
iener-Neustadt  zur  Belohnung  ihrer  Treue  und  Stand- 
ftigkeit,  „als  das  Reich  und  fast  die  ganze  Welt  mit 
rker  Hand  ihn  bekämpften",  ein  Privilegium  erteilt,  in 
Ichem  er  u.  a.  ähnlich  wie  der  Kaiser  in  dem  Privilegium 
-  Wien  vom  April  1237  versprach,  die  Juden  dieser  Stadt 
Hinkunft  von  der  Vorstandschaft  der  Ämter  auszuschliefsen 
lod  iudeos  predicte  civitatis  de  cetero  in  nullo  officio 
?ficiemus)2). 


1)   Vgl.  hierüber  Ficker  a.  a.  0.  83  ff. 

«)  V.  M  e i  1  ler,  Stadtrechte  (im  Arch.  f.  K.  österr.  Geschichtsquellen 
128);    Hormayr,  Taschenbnch  1812,  S.  75;   v.  Meiller,  Reg.  aus 
Zeit  der  ßabenberger  158  N.  45. 
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Das  Streben  des  ehrgeizigen  Herzogs  ging,  nachdem  er 
wieder  Herr  seiner  Länder  geworden  war,  dahin,  seine 
Hoheitsrechte  ganz  und  voll  zur  Geltung  zu  bringen  und  die 
Spuren  der  kaiserlichen  Herrschaft  in  Österreich  zu  tilgen. 

In  dieser  Absicht  erteilte  er  der  Stadt  Wien  am  1.  Juli 
1244  ein  Privilegium^),  durch  welches  er  das  Stadtrecht  des 
Kaisers  vom  April  1237  aufser  Kraft  setzte  und  das  Leo> 
poldinische  Stadtrecht  vom  18.  Oktober  1221  (mit  einig« 
Abänderungen,  besonders  mit  Aufhebung  der  nach  den- 
selben zulässigen  Gottesurteile)  an  dessen  Stelle  setzte,  so- 
dafs  auch  (im  Gegensatze  zu  dem  eben  erwähnten  Prin- 
legium  für  Wiener-Neustadt)  die  Bestimmung  jenes  kaisCT- 
lichen  Privilegiums  (Art.  III),  betreffend  den  Ausschlufs  der 
Juden  von  der  Vorstehuug  der  Ämter,  aufser  Kraft  trat;  ii 
gleicher  Absicht  verlieh  er  am  1.  Juli  1244  von  Starkenberg 
aus,  ohne  das  kaiserliche  Privilegium  für  die  Juden  in  Wien 
vom  August  1238  und  die  darin  zur  Geltung  gebrachte 
kaiserliche  Kammerknechtschaft  dieser  Juden  zu  beachtei, 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  den  Juden  im  (Jebiete  voi 
Österreich  ein  Privilegium ,  welches  in  der  Folgezeit  du 
Musterstatut  für  die  Judengesetzgebung  in  den  angrenzendet 
östlichen  und  nördlichen  Ländern  wurde  und  mit  geringe! 
Abänderungen  inmitten  aller  Stürme  der  folgenden  Zeit« 
als  das  Palladium,  als  die  Magna  Charta  der  Freiheiten  der 
Juden  in  Österreich  bis  zum  Jahre  1420  in  Kraft  blieb*^ 
Mögen  die  Beweggründe  bei  Erlassung  dieses  (JesetÄi 
welche  immer  gewesen  sein,  sei  es,  dafs  der  Herzog  den 
Kaiser  überbieten  und  seine  Landeshoheit  in  vollem  Glantt 
zeigen  wollte,  oder  dafs  die  Juden,  was  bei  der  steten  GeW* 
bedürftigkeit    dieses    prachtliebenden     und     kriegslustigen ; 

Fürsten  sehr  wahrscheinlich  ist,  das  Privilegium  mit  schwere« 

■<( 

')  Meiller  a  .a.  O.  131— K38;  Tomaschek  I  24,  X;  UailUrd- 
Brt'holles  a.  a.  0.  VI  524. 

''')  Rauch,  Herum  austr.  Script  I  201  ff.  Die  Jaden  in  öitcr* 
reich  I  35;  v.  Meiller  im  Arch.  f.  Kunde  österr.  CreschichtsqaeUen X 
146;  v.  Meiller,  Regesten  aus  der  Zeit  der  Babenberger  179  N.  131; 
Tomaschek,  Rechte  und  Freiheiten  der  Stadt  Wien  I  21  N.  9. 
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Seide  erkaufen  mufsten,  im  Vergleiche  mit  den  Gesetzen, 
Welche  um  dieselbe  Zeit  Alfons  X.  von  Spanien,  Ludwig  IX. 
OD  Frankreich  und  Heinrich  III.  von  England  für  die  Juden 
lirer  Länder  erliefsen,  im  Vergleiche  mit  den  kurz  vorher 
3n  Innocenz  III.  und  dem  IV.  Laterankonzil,  sowie  späteren 
äpsten  gegen  die  Juden  gerichteten  kirchlichen  Satzungen 
ad  den  von  Kaiser  Friedrich  IL  für  die  Juden  in  Sicilien 
teilten  demütigenden  Vorschriften,  ist  die  Judenordnung 
erzog  Friedrichs  IL  von  Österreich,  welche  nicht  nur  keine 
nzige  der  zahlreichen  entwürdigenden  Bestimmungen  jener 
jsetze  enthält,  sondern  den  von  der  Landwirtschaft,  vom 
>werbe  und  vom  zunftmäfsigen  Handel  ausgeschlossenen 
iden  das  gewinnreiche  Privilegium  des  Zinsdarlehns- 
schäftes  zuwies  und  sie  gegen  Unbilden  jeder  Art  schützte, 
Q  strahlender  Stern  in  dunkler  Nacht,  ein  schönes  Denkmal 
r  Toleranz  und  Humanität  dieses  Fürsten. 

Von  der  Judenordnung  Kaiser  Friedrichs  II.  für  Wien 
iterscheidet  sich  das  Privilegium  Fridericianum  vom  Jahre 
144  nicht  nur  dadurch,  dafs  es  ein  Gesetz  für  alle  Juden 
Österreich,  ein  Landesgesetz  war,  sondern  ganz  besonders 
irch  die  verschiedene  Auffassung  der  Stellung  der  Juden, 
ährend  in  dem  kaiserlichen  Judenprivilegium  für  Wien  die 
iden  (wenigstens  bezüglich  der  von  ihnen  vorzugsweise  ge- 
iirten  Warenartikel)  vorwiegend  als  Handelsleute  erscheinen, 
'handelt  sie  die  Judenordnung  vom  Jahre  1244  fast  aus- 
bliefslich  als  Geldvermittler.  In  nicht  weniger  als  elf 
rtikeln  wird  von  ihren  Darlehnsgeschäften  gesprochen,  und 
ir  ein  einziger  Artikel  (Art.  12)  erinnert  in  bescheidener 
eise  an  ihre  frühere  Stellung  als  Kaufleute. 

Sei  es,  dals  die  Juden,  die,  wie  oben  nachgewiesen 
irde,  schon  zu  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  in  Österreich 
li  mit  Vermittlung  von  Darlehen  beschäftigten,  infolge  der 
ts  wachsenden  einheimischen  und  fremden  Konkurrenz 
ni  Handel  auf  den  Betrieb  des  letzteren  selbst  weniger 
vicht  legten,  sei  es,  dafs  Herzog  Friedrich  den  Be- 
übungen seiner  Vorfahren  auf  Begünstigung  des  nationalen 
idels  und  Hebung  des  Bürgerstandes  durch  Fernhaltung 


I 

■ 


176    — 


I 


der  Juden  \on  dem  Handelsbetriebe  Reclmuiig  tragen  wo 
sein  Privilegium  weist  den  Juden  TorDebmlich  d»s  L 
gewerhe  zu.  Während  ferner  das  Privilegium  des  Kii 
nur  in  drei  Artikeln  {Art.  4,  5.  8)  einzelne  Straf h« 
mungen  zum  Schutze  der  Juden  enthält,  schützt  das  Sl 
vom  Jahre  1244  in  elf  Artikeln  (Art.  9.  10.  11.  13.  U, 
18,  20,  21,  26,  28)  diesell>en  gegen  Gewaltthätigkeit«n  ) 
Art.  Entgegen  dem  Judengesetze  für  Wien  erwähnt 
herzogliche  Judeuordnung  in  keiner  Weise  der  lexjudaeoi 
Nach  Art.  7  und  9  des  Fridericianum  vom  Jahre 
konnten  die  Juden  an  den  Kaiser  appellierten;  nach  An 
stand  nur  dem  Herzoge  das  Evokationsrecht  zu;  ein  weil 
Hecbtszug  war,  wie  es  auch  dem  Privilegium  minus 
sprach,  ausgeschlossen.  Als  in  staatsrechtlicher  Beziel 
l)emerkenswert  sei  schon  hier  darauf  hiugewieseu,  dafs,  w4h 
der  Kaiser,  der  im  Juni  1245  das  Privilegium  Friedrid 
vom  Jahre  1156  (Privilegium  minus)  bestätigt  hatte, 
Herzug  Friedrichs  Tode  im  April  1247  das  von  diesem 
sierte  und  durch  das  Privilegium  vom  1.  Juli  1244  ers 
kaiserliche  Sladtprivilegium  für  Wien  vom  April  1237  wi 
herstellte,  das  Judenprivilegium  vom  1.  Juli  1244 
Kaiser  nicht  aufgehoben  wurde,  was  wühl  einen  Beweis 
für  liefert,  dafs  die  Schutzhoheitsrechte  der  öst«rreichij 
Herzoge  bezüglich  der  Juden  ihres  Gebietes  von  Friedrict 
der  1238  die  Zugehörigkeit  der  Juden  zur  kaiserli 
Kammer  mit  so  viel  Nachdruck  betont  hatte,  nicht  t 
bestritten  wurden. 

Wie  überhaupt  die  Gesetzgebung  des  Mittelallers 
wiegend  einen  aphoristischen  Charakter  hat  und  sich  aa 
gerade  notwendig  gewordene  Kegelung  einzelner  Recht 
hältuisse  beschränkt,  so  ordnete  auch  das  Statut  Fried 
des  Sti'eitbaren  die  Stellung  der  Juden  nur  soweit,  »i 
das  jiraktische  Bedürfnis  erheischte.  Infolge  der  Zami 
des  Zinsdark'hiisgewerlves  an  die  Juden  waren  die  W« 
beziehungen  zwischen  ihnen  und  den  Chrislcn  viel  nut 
faltiger  geworden  als  bisher;  Konflikte  konnten  dadord 
liäutiger  eintreten   als   dies  früher  der  Fall  war.     Es  t 
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^er  pfandrechtliche  und  strafrechtliche  Bestimmungen  deir 
aptinhalt  dieses  Privilegiums.  Von  den  30  Artikeln  des- 
sen beschäftigen  sich  22  mit  pfandrechtlichen  und  straf- 
itlichen  Fragen.  Die  übrigen  Artikel  behandeln  das 
fahren  (Art.  16,  17,  19,  22,  29)  und  öffentlich-recht- 
3  Angelegenheiten  (Art.  12,  24).  Dagegen  wird  mit 
)m  Takte  jeder  Eingriff  in  die  religiösen  Anschauungen^ 
e  die  Regelung  der  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
in  vermieden.  Kultusangelegenheiten,  das  Eherecht, 
ilien-  und  Erbrecht  bilden  keinen  Gegenstand  dieses 
tzes.  Die  im  Privilegium  vom  Jahre  1238  enthaltene 
immung  über  die  Folgen  der  Apostasie  ist  nicht  recipiert 
ien ;  es  fehlt  jede  Vorschrift  über  die  Formel  des  Juden- 
j  (abgesehen  von  Art.  19),  sowie  über  den  Wirkungs- 
i  des  Judenvorstehers  und  war  die  Regelung  dieser  An- 
genheiten  wahrscheinlich  der  Autonomie  der  Juden- 
jinden  und  ihrer  Organe  überlassen.  Trotzdem  werden 
leligionsgebräuche  der  Juden  respektiert  (Art.  13  [maut- 

Überführung  ihrer  Leichen],  19  [Anerkennung  des  Eides 
Juden])  und  die  Schulen  und  der  Friedhof  derselben  in 
tiger  Weise  geschützt. 

Das  Privilegium  vom  1.  Juli  1244  ist  gröfsten teils 
uär;  die  Benutzung  eines  früheren  Statutes  als  Grund- 

bei  Abfassung  desselben   läfst  sich  nicht  nachweisen')^ 


»)  Dudik,  Mährens  allgem.  Geschichte.  1878.  S.  223  N.  1,  weist 
f  hin,  dafs  König  Wenzel  I.  von  Böhmen  ein  Judengesetz  erlasseD 
dessen  Inhalt  wir  leider  nicht  kennen,  und  bemerkt:  „Da  sich 
König  Ottokar  II.  auf  dasselbe  mit  den  Worten  beruft:  *secun- 
formam  privilegii  ipsis  (sc.  Judaeis)  super  iuribus  eorum  a  patre 
nostro  et  a  nobis  indultum«  und  nicht  auf  das  Fridericianum, 
wir  den  Ursprung  dieses  österreichischen  Judenrechtes  vom 
li  1244  nicht  nachweisen  können,  was  hindert  uns  daran,  in 
a  österreichischen  das  uns  unbekannte  Judenprivilegium  König 
eis  I.  zu  erblicken?"  Das  Privilegium  Ottokars  ist  in  dem  ur- 
ehen  Formelbuche  des  k.  Notars  Heinricus  Italicus  enthalten, 
igegeben  von  J.  Voigt  (im  Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschicht- 
D  XXIX  176  ff.  N.  186).  Es  bezieht  sich  auf  die  durch  fremde 
1  arg  bedrängten  Juden  in  Brunn,  gewährt  ihnen  für  ein  Jahr 

erer.  Beitrig«  I.  12 
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wenn  auch  einzelne  Bestimmungen  dieser  Judenordnun} 
analoge  Satzungen  in  anderen  Judengesetzen  erinnern, 
finden  sich  Anklänge  an  das  Privilegium  Kaiser  Friedrich 
vom  Jahre  1238  in  den  Art.  1,  6,  9,  11,  24;  Art  5 
spricht  zum  Teile  den  Gesetzen  Philipp  Augusts  von  Fi 
reich  aus  den  Jahren  1206  und  1218;  Art.  9,  10,  14,  IJ 
28  dürften  auf  der  Bulle  „Sicut  Judaeis"  und  an^ 
kanonischen  Satzungen  basieren;  auch  mit  der  Cl 
Judaeorum  Angliae  et  Normaniae  Heinrichs  IL  von  Enf 
stimmen  einzelne  Bestimmungen  des  Fridericianum  zum ' 
überein,  so  Art.  1  dieses  Privilegiums  mit  Art.  2  des 
lischen  Gesetzes,  Art.  4  mit  7,  Art.  5  mit  6,  Art.  8  mi 
Art.  12  mit  12  und  13,  Art.  25  bezüglich  des  Beweises  d 
Urkunden  mit  Art.  3,  Art.  27  mit  Art.  10. 

Das  Fridericianum  war  das  erste  Gesetz,  das 
gröfseren  oder  geringeren  Abänderungen  und  Zusätzen,  j< 
unter  Zugrundelegung  des  ursprünglichen  Textes,  in 
Hauptländem  Österreich -Ungarns  Geltung  erlangte; 
auf  demselben  beruhen  die  Judengesetze  B^las  IV. 
Ungarn  vom  5.  Dezember  1251  und  22.  März  1256,  Ph 
Ottokars  II.  von  Böhmen  vom  29.  März  1254,  8.  März 


Steuerfreiheit  und  Freiheit  von  allen  Arten  von  Diensten,  yerl 
dafs  die  magistri  monete,  der  camerarius  Moraviae  und  die  curat 
nenses  sie  belästigen  und  untersagt  den  Gerichten,  über  sie  zu  nr 
^nisi   in   tribus  dumtaxat  casibus,   homicidii  videlicet,   fnrti,  & 
quibus   secnndum   fonnam  privilegii    ipsis  (d.  h.  den  Brünner  « 
super  iuribus  eorum  a  patre  olim  nostro  et  nobis  indiiltam  est,  r 
previa  iudicentur".   Wenzel  1.  gewährte  hiemach  den  Brünner 
ein  besonderes  Privilegium  fori,  ausgenommen  bei  Mord,  Diebeta] 
Fälschung;  allein  dieser  Freibrief  bezüglich  eines  besonderen  Ge 
Standes  der  Brünner  Juden  (vielleicht  des  Meisterschaftsgerichtes 
<ioch   nicht  als  Quelle  des  Fridericianum  vom  1.  Juli  1244  aa^ 
M' erden,  das  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  omiassender 
regelt,  umsomehr  da  dieses  Privileg  gerade  von  dem  in  dem 
legium  Wenzels  I.  eingeräumten  besonderen  Oerichtsstande  der 
schweigt      Die  Ansicht  Dudiks,   als  sei  das  unbekannte  Privil 
Wenzels  I.  das  Mutterrecht  des  Fridericianum  v.  J.  1244»  malGi 
4ils  unrichtig  bezeichnet  werden. 
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uod  23.  August  1268,  Boleslaw  des  Frommen  von  Kalisz 
^om  16.  August  1264,  Bolkos  I.  von  Schlesien  und  Fürsten- 
ierg  vom  7.  August  1295  (bestätigt  von  BolkoII.  von  Schlesien 
aad  Schweidnitz  am  6.  Dezember  1328),  Heinrichs  III.  von 
Jlogau  1299,  Kasimirs  III.  des  Grofsen  von  Polen  vom 
.  Oktober  1834,  15.  Juli  1364  und  25.  April  1367  und  das 
idenprivilegium  des  Grofsfürsten  Witold  von  Litthauen 
)ffl  1.  Juli  1388.  Auch  auf  die  Judensatzungen  für  Portenau 
iffl  20.  Juli  1399  und  5.  August  1452,  die  Judenordnungen 
IS  Bischofs  Ulrich  III.  von  Brixen  vom  11.  November  1403, 
8  Herzogs  Friedrich  IV.  von  Tirol  vom  1.  Mai  1431  und 
ß  Capitula  Judaeorum  Pirani  vom  6.  Juni  1484  scheint  das 
idericianum  nicht  ohne  Einflufs  gewesen  zu  sein.  Der 
ellenmäfsige  Nachweis  wird  bei  den  citierten  Judensatzungen 
bracht  werden.  Durch  diese  weite  Ausdehnung  seines 
iltungsgebietes  wurde  es  trotz  der  mannigfachen  Abände- 
ngen  und  Ergänzungen,  die  es  erfuhr,  die  Grundlage  eines 
temationalen  Judenrechtes  für  einen  grofsen  Teil  des  öst- 
then  Europas. 

Herzog  Friedrichs  IL  Judengesetz  ist  nur  in  einer  ein- 
ten, aus  dem  14.  Jahrhundert  stammenden  Pergament- 
tndschrift  des  Serviteuklosters  in  der  ehemaligen  Vorstadt 
issau  in  Wien  erhalten,  welche  nicht  frei  ist  von  mannig- 
ehen  Abschreibfehlem,  die  hier  an  der  Hand  der  Nach- 
Idungen  jenes  Gesetzes  (im  folgenden  bezeichnen  wir 
fi  ungarische  Judenprivilegium  B^las  IV.  1251  mit  B,  die 
ttakarschen  Privilegien  vom  Jahre  1254  und  1268  mit 
I  und  0  II  und  die  schlesischen  mit  S)  richtig  gestellt 
mien. 
Der  Text  dieser  Handschrift  ist  folgender: 
Fridericus  dei  gratia  dux  Austrie  et  Styrie  et  dominus 
.miole  Omnibus  hanc  literam  inspecturis  salutem  in  per- 
tuam.  Quoniam  uniuseuiusque  couditionis  in  uostro 
minie  commorantes  (zu  ergänzen  ist :  homines  nach  B  und 
I  und  II)  volumus  gratie  ac  benivolentie  nostre  partieipes 
eniri    iudeis   universis  et  in  districtu  Austrie  constitutis 

Ä  iura  statuimus  ipsis  inviolabiliter  observanda: 

12* 
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(1.)  Statnimus  itaque  primo  ut  pro  pecunia  mobfli  tfl 
re  immobili  aut  in  causa  querimoniali  qne  tangit  persouB 
aut  res  iudei,  nullus  christianus  contra  iudeum  nisi  cioi 
Christiane  et  iudeo  in  testimonium  admittatur. 

(2.)  Item  si  christianus  iudeum  impetit  asserens,  qvrf 
ei  sua  pignora  obligavit  et  iudeus  hoc  diffitetur,  si  christiami 
iudeo  ^)  simplici  verbo  fidem  adhibere  noluerit,  Iudeus  iuranto 
super  equivalente  sibi  oblato^)  suam  intentionem  probabitct 
transiet  absolutus. 

(3.)  Item  si  christianus  obligaverit  pignus  iudeo  affinnatt^' 
quod  iudeo  pro  minori  pecunia  obligavit,  quam  iudeus  onh| 
fiteatur,  iurabit  iudeus  super  pignore  sibi  obligato  et  quoi' 
iurando  probaverit,  christianus  ei  solvere  non  recuset 

(4.)  Item  si  iudeus  Christiane  non  assumptis  testibtf - 
dicat,  se  pignus  mutuasse,  et  ille  negayerit,  super  bo6^ 
christianus  suisolius  iuramento  se  expurget. 

(5.)  Item  iudeus  recipere  poterit  nomine  pignoris  oi 
que  sibi  fuerint  obligata  quocumque  nomine  vocentur  ni 
de  hiis  requisitione  facta  exceptis^)  sanguinolentis  et 
factis*)  quas  nullatenus  acceptabit. 

(6.)   Item  si  christianus  impetiverit  iudeum,  quod  pi( 
quod  iudeus  habet,  ei  furtim  aut  per  violentiam  sit  abl 
iudeus  iuret  super  illo  pignore,  quod,  tamen  •)  recepit, 
esse  ablatum   aut  raptum  ignorarit,  hoc  in  suo  iori 
implicito ,  quanto  sit  ei  pignus  huiusmodi  obligatum,  et 
probatione   facta    christianus  sortem  et  usuras  ei  persoh 
medio  tempore  accrescentes. 

(7.)    Item  si  per  casum  incendii  aut  per  furtum 
per  vim  res  suas  cum  obligatis   sibi  pignoribus  amiaeiit 


M  Alle  anderen  Privilegien:  iudei. 
*)  0  II  und  B  unrichtig:  obligato. 
•)  Zu  ergänzen:  vestibus. 
*)  Recte:  madefactis. 

'^)  Im  Einklänge  mit  den  anderen  PrlYÜegien  ist  «tatt 
.cum**  zu  setzen. 
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ioc  constiterit  et  christianus  quod*)  obligavit  nichilominus 
euiD  impetit,  iudeus  iuramento  proprio  absolvatur. 

(8.)  Item  si  iudei  de  facto  inter  se  discordiam  moverint 
autguerram,  iudex  civitatis  nostre  nullam  sibi  iurisdictionem 
rendicet  in  eos,  sed  ipse  dux  aut  summus  terre  sue  Came- 
rarius  iudicium  exercebit.  Si  autem  vergebit*)  in  personam, 
»li  duci  hie  casus  observabitur  ®)  iudicandus. 

(9.)  Item  sie  christianus  iudeo  vulnus  qualecumque  in- 
lixerit,  reus  duci  solvat  duodecim  marcas  auri,  sue  camere 
deferendas,  vulnerato  XII  marcas  argenti  et  expensas,  quas 
pro  suimet  curatione  impenderit  medicine. 

(10.)  Item  si  christianus  iudeum  interemerit,  morte*) 
djpo  iudicio  puniatur  et  omnia  rei  mobilia  et  immobilia  in 
dttcis  transeant  proprietatem*). 

(11.)  Item  si  christianus  iudeum  ceciderit,  ita  tamen, 
quod  sanguinem  eins  non  effuderit,  solvet  duci  IV  marcas 
*uri,  percusso  IV  marcas  argenti.  Si  pecuniam  habere  non 
potuerit,  per  truncacionem  manus  satisfaciat  pro  commisso. 

(12.)  Item,  ubicumque  iudeus  dominium  nostrum  tran- 
äerit,  nullus  ei  aliquod  impedimentum  preparabit*)  nee 
molestiam  inferat  nee  gravamen ,  set  si  aliquas  raerees  aut 
dias  res  duxerit,  de  quibus  muta  debeat  pervenire,  i)er 
©nia  mutaruni  loca  non  nisi  debitam  solvat  mutam,  quam 
)lveret  unus  civium  illius  civitatis,  in  qua  iudeus  eo  tem- 
)re  demoratur. 

(13.)  Item  si  iudei  iuxta  suam  consuetudinem  ex  mortuis 
is  aut  de  eivitate  ad  civitatem  aut  de  i)rovincia  ad  pro- 
iciam  aut  de  una  terra  in  alterani  terram  deduxerint, 
All  ab  eis  a  mutariis  nostris  volumus  extorqueri ;  si  autem 


»)  Nach  O  1  und  II  qui. 

^)  Oie  übrigen  Privilegien:  Si  autem  reatus  vergit. 

«)  Nach  O  I  und  II  und  B. :  reservabitur. 

*)  morte  fehlt  im  B  und  0  I  und  II. 

5)  Die  anderen  Privilegien:  potestatem. 

«)  Alle  übrigen  Privilegien:  prestabit. 
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buch,  Heinricus  de  Sevelde,  Chadoldus,  Heinricus  de  Pnin^* 
Chunradus   de    Hintperch,   Hainricus   Habespack,   Pincert^' 
Hainricus    de    Hakenperch,    Chunradus    de    Sekine  (rect^* 
Zekinge),   iudex  Curie  nostre  et  alii  quam  plures.    Datui^ 
apud  Starchenberch  Anno  ab  incamacione  domini  MCCXLiV 
Kaleudis  Juli,  secunde  indictionis*). 

§  9.    Das  Geltungsgebiet  und  der  Inhalt  des  Prinlegini 

Fridericiannm  vom  1.  Juli  1244. 

Das  Judenprivilegium  Herzog  Friedrichs  IL  vom  l.Juli 
1244  enthält  zunächst  im  Prooemium  Bestimmungen  bezüg- 
lich des  Geltungsbereiches.  Damach  galt  es  blofs  für  die 
„Judei  in  districtu  Austrie  constituti",  d.  h,  für  die  Judet 
des  Herzogtums  Österreich,  in  welchem  dem  Herzoge  du 
ius  distringendi ,  die  Gerichtsgewalt,  zustand*),  bezog  sädi 
aber  nicht,  obwohl  Friedrich  dieses  Statut  als  dux  Austrie 
et  Styrie  et  dominus  Camiole  erliefs,  auf  die  Juden  in  der 
gemäfs  dem  Erbvertrage  zwischen  Leopold  V.  von  Österreick 
und  Ottokar  VI.  von  Steyer  vom  18.  August  1186  seit  des 
24.  Mai  1192  mit  Österreich  vereinigten  Steiermark  und  m 
den  seit  1229  zu  Österreich  gehörigen  Lehen  in  Krain.  Sir 
einzelne  öffentlich-rechtliche  Bestimmungen  desselben  habet 
auch  für  diese  Territorien  Geltung,  so  die  im  Art.  12  ge- 
währte Freiheit  von  Belästigungen  bei  dem  Durchzuge  der 
Juden  durch  das  herzogliche  Herrschaftsgebiet  (ubicumqi 
iudeus  dominium  nostrum  [zu  welchem  ^uch  Steiermark  aal 
die  Besitzungen  in  Krain  gehörten]  transierit)  und  die  gleicht' 
Mautbehandlung  l)ei  allen  Mautstätten  bezüglich  ihrer] 
Waren  mit  den  Bürgern  ihres  Aufenthaltsortes,  ferner 
im  Art.  13  zugestandene  mautfreie  Überführung  ihrer  TotA] 
von  einer  Stadt  oder  Provinz  in  die  andere  oder  aus  eil 
Lande  in  das  andere®). 


>)  Rektitiziert  nach  Tomaschek  a.  a.  O.  I  23  N.  6. 
')  Über  districtus  und  ius  distringendi  vgL  Du  Crnnge« 
rium  in  147  ff. 

')  ^'gl.   dazu  die  Mautordnung  für  Wiener-Neustadt   (im 


IS» 
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I^as  Judenstatut  Friedrichs  II.  vom  1.  Juli  1244  enthält 
iß  seinen  dreifsig  Artikeln : 

I.  privatrechtliche  Bestimmungen  und  zwar  sowohl  mate- 
rieJJes  als  formelles  Privatrecht ; 

IL  strafrechtliche   Bestimmungen    und    zwar  ebenfalls 
/öateriell-straf rechtliche  als  strafprozessuale  Verfügungen; 
III.   öflFentlich-rechtliche  Anordnungen. 


A.   Privatrechtliche  Bestimmungen. 

I.    Materielles  Recht. 

§  10.    Die  Gewährung  des  Zinsdarlehens. 

Die  bedeutendste  privatrechtliche  Konzession,  welche  die 
den  in  dem  Fridericianum  erhielten,  war  die  Gestattung 
5  Zinsdarlehens  mit  Sicherung  ihrer  aus  demselben  er- 
chsenden  Forderungen  durch  Pfandbestellung,  von  der 
Jfsten  Wichtigkeit  in  einer  Zeit,  da  das  kirchliche 
isenverbot  bereits  auf  die  Laien  ausgedehnt  und  das  Zinsen- 
hmen  von  der  Kirche  mit  schweren  Strafen   bedroht  war. 

Die  Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Zinsen  von  einem 
Lrlehen  beschäftigte  schon  frühzeitig  die  Gesetzgebung  und 
5  Wissenschaft 

Das  mosaische  Gesetz  verbietet  wiederholt^)  unter 
nweis  auf  Gott,  der  „der  Bedrückten  sich  annimmt",  den 
3der  fürchten  mufs",  das  Zinsennehmen;  es  gestattet  nur, 
n  Fremden  Wucher  zu  nehmen^).  Ebenso  verurteilen 
i.  15,  5,  Hesekiel  18,  13  und  die  Sprüche  Salomons  28,  8 
•n  Wucher. 


45:  Ist  daz  man  die  toten  Juden  fürt  über  das  gemerkh,  si  schullcn 
;in  mauter  dingen  wie  sey  mügen;  ist  aver,  daz  sey  sind  von 
sterreich  oder  von  Steyren,  so  gebent  seynichtz.  Winter, 
rkundliche  Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  der  ober-  und  niederösterr. 
:ädte,  Märkte  und  Dörfer.     1877.    S.  66. 

3)  2.  Mos.  22,  25,  3.  Mos.  25,  36,  37,  5.  Mos.  23,  19,  20. 

2 1  5.  Mos.  23,  20. 
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Noch  schärfer  als  die  mosaische  Gesetzgebung  spricht 
sich  der  Talmud  gegen  das  Zinsennehmen  aus;  er  bezeiclmet 
den  Zinsgläubiger  als  Gesetzesübertreter,  als  AbtrQimiga 
und  Gottesleugner  und  vergleicht  ihn  (wie  später  das  kano- 
nische Recht  c.  10,  11,  c.  4  q.  4  Decr.  Grat.)  mit  Räubere 
und  Mördern*),  er  schliefst  ihn  von  der  Ablegung  einei 
Zeugnisses  und  des  Eides  aus  und  bedroht  ihn  mit  des 
schwersten  Strafen^). 

Von  den  griechischen  Schrifstellem  tritt  besondeis 
Aristoteles  (Pol.  III.  23)  entschieden  gegen  das  ZinsennehiM 
auf,  das  er  als  aus  einer  Übervorteilung  eines  anderen  her- 
vorgegangen (irc  aXXijXwv  taxiv)  bezeichnet;  daher  sei  der 
Zins  unter  allen  Erwerbszweigen  der  unnatürlichste.  Platoi 
(Nomoi  XI  921)  verlangt,  dafs  überhaupt  keine  Zinsen  ge- 
stattet sein  sollen. 

Eine  gesetzliche  Zinstaxe  bestand  in  Griechenland  nicht; 
der  Zinsfufs  in  Attika  schwankte  zwischen  10  und  18  ^k.  \fk 
Seedarlehen  zwischen  24  und  36  ®  o  (so  konnte  z.  B.  der  Sokri- 
tiker  Äschines  nur  gegen  36  ®/o  Geld  erhalten).  In  der 
Diadochenzeit  (4.  Jahrhundert)  war  der  gewöhnliche  Zinsftift 
bei  pfandrechtlicher  Sicherstellung  10  ®/o.  In  der  römisehei 
Zeit  stieg  er  bis  48  ®/o  nebst  Zinseszinsen  (oyaroxicTfiog)'). 

Bei  den  Römern*)  war  das  Zinsennehmen  nicht  ver- 
boten,  aber  gewissen  Beschränkungen  unterworfen.  Die  erste 
Regelung  des  Zinsfufses  erfolgte  durch  die  Zwölftafelgeseti* 


1)  Midrasch  Rabba  Schemoth  31,  Siphra  Behar  6,    Baba 
61  a,  71  a. 

*)  R.  Haschana  1,  8,   Sanhedrin  3,  3,  Schewnoth  7,  4,  Baba 
94,  6. 

')  de  Vries,  De  foenoris  nautici  contractu  apud  Atticos.  1842; 
Goldschmidt,  Untersuchungen  zu  1.  122  §  1  D.  de  V.  O.  45,  1.  1855; 
Mathiafs,  Das  focus  nauticum  und  die  geschichtliche  Entwickhn^ 
der  Bodmerei.  1881;  Szanto,  Anleihen  griechischer  Staaten.  ISMl 
S.  32  ff.;  vgl.  auch  Cicero  ad  Att.  V  21,  10. 

*)  Unterholzner,  Die  Schuldverhältnisse  des  röm.  Reicliet» 
1840.  I  316;  Piichta,  Kursus  der  Institutionen  III,  261:  Wind- 
scheid,  Pandekten  II  §  261  u.  a.;  Mommsen,  Rönu  Gesch.  IH 
520;  Friedländer,  Darstellungen  aus  der  Sittengeschichte 
188&-90.    I  246,  256,  lU  12  N.  4. 
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gebimg,  welche  das  foenus  unciarium  (ungefähr  8^/8  ®/o)  ein- 
führte*). 407  wurde  der  Zinsfufs  auf  die  Hälfte  reduziert 
(foenus  semiunciarium)  *).  Doch  kommen  schon  zur  Zeit  der 
Republik,  wie  später  im  Mittelalter,  wiederholt  Nieder- 
schlagungen der  Zinsen  zu  Gunsten  der  Schuldner  und 
Schuldennachlässe  vor,  so  412  infolge  der  1.  Genucia,  387, 
666  und  668  auf  Grund  der  1.  Licinia ,  der  1.  Pompeia  et 
Cornelia  und  der  1.  Valeria. 

In  der  Kaiserzeit  wurde  ein  Zinsenmaximum  von  12  ®/o 
(usurae  centesimae)  festgesetzt®).  Handelte  es  sich  jedoch 
nicht  so  sehr  um  ein  Äquivalent  für  die  Kapitalsbenutzung 
«Is  vielmehr  um  die  Übernahme  einer  Gefahr ,  wie  bei  dem 
Transport  über  See  (pecunia  traiectitia) ,  so  war  die  Be- 
stimmung der  Zinsen  (foenus  nauticum)  für  die  Dauer  der 
Gefahr  dem  Übereinkommen  der  Parteien  überlassen*). 

Justinian  setzte  den  Zinsfufs  auf  6  ®/o  (semisses  usurae), 
ei  Handels-  und  Gewerbsleuten  auf  8  ®/o  herab,  gestattete 
fe  usurae  centesimae  (12  ®/o)  nur  bei  dem  foenus  nauticum 
id  bei  rechtskräftigen  Erkenntnissen  (usurae  iudicatae)  und 
rbot  den  Anatocismus,  die  Zinseszinsen  (usurae  usurarum), 
pfie  die  usurae  ultra  duplum  s.  alterum  tantum*). 

Sehr  strenge  fafste  die  Kirche  mit  Rücksicht  auf  den 
ruch  Christi:  „Mutuum  date  nihil  inde  sperantes"®)  das 
isennehmen  als  gegen  das  göttliche  Recht  verstofsend 
ntra  iura  divina),  als  im  alten  und  neuen  Bunde  ver- 
nmt  (utriusque  testamenti  pagina  condemnata)  auf^). 


1)  Tac.  Annal.  VI  16. 

2)  Liv.  VII  27. 

3)  Pauli  Sent.  II  14,  24;  L.  1,  2  Cod.  Th.  de  uauris  2,  33. 
*)  Pauli  Sent.  II  14,  3. 

6)  L.  26  Cod.  de  usuris  4,  32 ;  1.  26,  5,  1  D.  de   cond.  indeb.  12,  6 

1.  27  D.  de  re  iudic.  42. 

«)  L.UC.  6,  35. 

'*)  Vgl-  hierzu  Endemann,  Die  nationalökonom.  Grundsätze  der 
onischen  Lehre.  1863.  S.  8  ff.,  20  ff.;  Neumann,  Geschichte  des 
chers  in  Deutschland.  1865.  S.  5  ff.,  293;  Funk,  Geschichte  des 
•hl.  Zinsverbotes.  1876;  von  Böhra-Bawerk,  Geschichte  und 
tik    der  Kapitalszinstheorien.     1884.    S.  25  ff. 
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Schon  das  Konzil  von  Nieaea  325  verbot  den  Geistlich« 
das  Zinsennehmen.  Leo  I.  erklärte  443  die  Usura  auch  fl 
Laien  als  damnabilis,  und  Alexander  IIL  bedrohte  1179  d: 
Usurarii  manifesti  mit  der  Exkommunikation  und  Yerweig« 
ning  des  christlichen  Begräbnisses*).  Urban  III.  (1186)  ui 
Innocenz  III.  (1213)  präcisierten  den  BegriflF  des  Wucbe 
genauer*),  letzterer  befahl  die  Rückerstattung  der  bezöge» 
Zinsen  bei  Kirchenstrafen,  und  Gregor  IX.  dehnte  1236  in 
Begriff  des  Wuchers  auch  auf  den  Fall  aus ,  wenn  bei  d 
Darleihung  eines  Kapitals  wegen  einer  eventuellen  Ge& 
etwas  ultra  sortem  ausbedungen  wird®). 

Noch  weiter  ging  Gregor  X.  1274,  indem  er  die  Ai 
Weisung  der  Usurarii  aus  den  Gemeinden,  Korporationen  ui 
Städten  und  Rückerstattung  aller  bezogenen  Zinsen  ) 
sonstiger  Versagung  der  Absolution  und  des  kirchlichen  B 
gräbnisses  anordnete  und  die  Wucherer  für  unfähig  erklärt 
Testamente  zu  errichten*);  ihre  Testamente  sind  irrita,  tai 
quam  iniusto  lucro  contaminata. 

Clemens  V.  endlich  erklärte  auf  dem  Konzil  von  Vieni 
(1311)  jede  den  Gresetzen  der  Kirche  entgegenstehende  die 
bezügliche  weltliche  Gesetzgebung  für  null  und  nichtig  u 
bedrohte  alle  Behörden  und  Fürsten,  welche  usurarii  manife 
dulden,  zinsfreundliche  (jesetze  erlassen  oder  die  erlasse« 
nicht  binnen  drei  Monaten  aufheben,  die  Richter,  wdd 
einen  Schuldner  zur  Zinsenzahlung  verurteilen  und  al 
welche  ihre  Häuser  zur  Betreibung  des  Wuchers  überliSM 
mit  der  Exkommunikation*). 

Auch  die  Juden  waren  von  dem  kirchlichen  Wucb 
verböte    nicht    ausdrücklich    ausgenommen*);    allein    die 


')  c.  2,  3  X  de  usuris  5,  19. 

«)  c.  5,  10,  11,  13,  17  X  de  usur.  5,  19;  c  5  X  5,  17. 

8)  c.  19  X  1.  c.    Vgl.  dazu  Neumaun  a.  a.  0.  17  flF. 

*)  c.  1,  2  VI  de  usur.  5,  5. 

*)  c.  UD.  Ciem.  de  usur.  5,  5. 

*)  Zu  weit  bezüglich  des  kirchlichen  Einflosaes  geht  Endeaia: 
Studien  in  der  röm..  kanonischen  Wirtschafts-  und  Reehtaldire.  IJ 
U  385  £    Vgl.  hierüber  L  a  s  t  i  g  (Hildebranda  Jahrb.  t  NatioHi] 
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Verbot  hatte  einen  rein  theoretischen  Charakter  und  traf  sie 

nur  indirekt.    Denn  wenn  Innocenz  III.   (c.  12,  de  usur.  5» 

19)  die  weltlichen   Machthaber  auffordert ,    die  Juden  zum 

Erlasse  der  Zinsen  zu  nötigen,  und  den  Christen  bei  Aufser- 

Ächtlassung  dieser  Anordnung  jeden  Verkehr  mit  ihnen  bei 

Strafe  der    Exkommunikation    verbietet,    und    wenn    das 

Lateranensische  Konzil    1215  c.  67  (c.  18  X,  5,   19)   diese 

Anordnung  wiederholt,  so  beweisen  diese  Verfügungen  nur, 

dafs  der  Kirche  ein  direktes  Koörcitivmittel  gegen  die  Juden 

in  dieser  Richtung  nicht  zu  Gebote  stand. 

Auch  darf  nicht  vergessen  werden,  dafs  sich  die  Christen 
ebenfalls    vielfach    an    das    kirchliche    Zinsenverbot    nicht 
hielten.     Nicht   nur    die   christlichen   Einwohner   einzelner 
Handelsstädte  (so  Genua,  Florenz   und  besonders  die   lom- 
kardischen   Städte,   Cahors^)    u.    a.)    waren   als   Wucherer 
berüchtigt,  sondern  der  bekannte  Ausspruch  des  heil.  Bern- 
kardvon  Clairvaux  1146,  dafs,  wo  die  Juden  nicht  sind,  die 
christlichen  Wucherer  es  ärger  treiben,  als  die  Juden  (sie 
ttbidesunt,  peius  iudaizare  dolemus  christianos  feneratores)  *) 
nnd  die  zahlreichen  Konzilienbeschlüsse  gegen  den  Wucher  be- 
weisen,  dafs  trotz   allen    Zinsenverboten   und    „trotz   allen 
iimmlischeu  und   irdischen   Strafen",    die    auf   das    Zinsen- 
nehmen gesetzt  waren,  das  letztere  in  der  Praxis  fortdauerte, 
teils  unverhüllt,  teils  in  mannigfachen  Verkleidungen®).    Wie 
•erbreitet  der  Wucher  unter  den  Christen  war,  beweist  der 
lüsspnich  Innocenz'  III.,  dafs  die  Verhänguug  von  Kirchen- 
Grafen  über  die  christlichen  Wucherer  mit  der  Schliefsung 
*r  Kirchen  gleichbedeutend  wäre*). 


OV  329,    387,  XXIII  140);    ßehrend,    Handelsrecht  I  §  8  N.  18; 
>Id8chmidt,  Universalgeschichte  des  Handelsrechtes  I.    1891.    140 

168. 

>)  Deren  Namen  (Lombardi,   Caorcini,  Cauwercini,  Gawertschin) 
rde  allmählich  der  Gattungsnamen  für  chrir<tliche  Wucherer.    Vgl. 
•umann  a.  a.  O.  368;  Stobbe  (in  Goldschmidts  Zeitschr.  f.  Handels- 
ht  VIII  48  flF.);  Du  Gange,  Gioss.  sub  voce:  lombardi,  caorsini. 
2j  Bernardi  00.  ed.  Mabillon  1719.    I  N.  363  (329). 
»)  V.  Böhm-Bawerk  a.  a.  0.  28. 
*)  Innocentii  III.  Epist.  (Migne,  Patrol.  215.     1380). 
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Für  die  weltlicheu  Machthaber  bestand  vor  dem  vj- 
wäbnten  Verbote  Clemens"  V,  kein  Anlafs.  dem  Wufli« 
durch  Gesetze  entgegenzutreten,  und  in  allen  christlichen 
Staaten  wurde  \a  der  ersten  Hillfte  des  13.  .lahrhuwierW 
den  Juden  durch  besondere  Privilegien  das  Recht  eingeriitml 
Zinsen  von  Darlehen  zu  nehnieu'l. 

Die  Stellung  der  Juden  hatte  sich  im  Laufe  des  ]'2.  oad 
13.  Jahrhunderts  wesentlich  verändert.  Aus  HauflenUl 
waren  sie,  wie  Iiereits  erwähnt,  seit  dem  Aufblühen  einö 
christlichen  Bandelsstandcs  mit  Begünstigung  habsüchtilir 
Fürsten  und  flrolseii  vorwiegend  Gelddarleiher  gewonln, 
und  eine  Regelung  der  ihnen  ah  solche  zustehenden 
Rechte  und  obliegenden  PHichten  lag  sowohl  in  ihrem  Int«^ 
esse  als  im  Interesse  der  Darlehnswerber. 

Diesen  Zweck  verfolgen  die  meisten  Judensa tzungen  d» 
13.  Jahrhunderts.  Das  Fridericianum  handelt  in  4  Artikel! 
von  den  Zinsen.     Im  Art.  6  wird  bestimmt,  dai's.  wenn  imi 


')  Erst  l^iiis  IX.  von  Frankreich  ordnet«  in  der  Conslit  dew 
fonnanttis  moribus  1254  A.  32  an,  daf»  die  Jnden  von  dem  Woeta 
lassen  und  von  ihrer  Hundearbeit  oder  ihren  G«schfiflen  ohne  VlwAn 
leb^-n  sollen  (Reeueil  I  272).  Herzog  Heinrich  lU.  der  Gute  von  Br»- 
bant  bestimmte  in  seinem  Testamente  vom  26.  Februar  1261,  dafc  tt 
Juden  und  Cauwcreineu  aus  Brabant  gänzlich  vertrieben  wenl* 
sollon,  ausgenotumen  diejenigen,  welche,  wie  andere  Kaufleate.  Bn- 
delegeseliäfte  treiben  und  ohne  Darlehen  und  Wucher  leben.  Ulöt 
schon  Heraog  Johann  !.  verspraeli  der  Stadt  LOwen  bei  BestitigMI 
ihrer  Freiheiten  am  29.  Juni  1267.  Juden  and  Cauwercincn  dahi*  R 
setzen  und  zu  halten,  wie  in  Brüssel.  (Carmolj,  Essai  sur  l'hislMt 
des  Juiffl  en  Belgiqiie  [ßevue  Orient.  1841.  82];  Roenen,  GeKrUe- 
denis  der  Joden  in  Nederland.  1843.  64;  Bergmann,  Het  mtnlEf 
hertogdom  Brabant  1.17  %4:  Jean  de  Klerk.  De  Brabanisehe  Ye«Ma 
ed.  WUlems.  18:^9.  I  665  N.  62.)  1285  be^^^ehlors  da^  PartameK  1i 
London,  quod  Judaei  peenniam  amplius  non  praestAbunt  ad 
(Madoi,  Hist.  of  the  Exeboquer  I  261,  r.).  Vgl  sneh  Dfner  St^l- 
recht  von  1344—1421  (von  Michnay  und  Lichner  184Ö.  A.  1»2  S.  llSiV 
Von  der  Juden  gesnch  wil  ich  nitcz  sagen,  wenn  sve  snile« 
gepot  saro  dj  Christen  arbaiten  vnit  ke^  gesuoh  nnnrn  von  51 
Wer  das  vber  ya  verhengt  oder  andern  exu  niunen,  (ICT  ri 
lia«  »elbig  nni  jüngsten  tag. 
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;hrist  einen  Juden  beschuldigt,  dafs  das  Pfand,  das  der 
lüde  hat,  ihm  durch  Diebstahl  oder  Raub  weggenommen  sei, 
ler  Jude  auf  dieses  Pfand  schwören  solle,  er  habe  nicht  ge- 
mfst,  dafs  dasselbe,  als  er  es  annahm,  dieblich  oder 
iuberisch  weggenommen  sei,  und  zugleich  in  seinem  Eide 
infagen  solle,  für  wie  viel  ihm  dieses  Pfand  versetzt  sei. 
^enn  er  diesen  Beweis  erbringt,  soll  sich  der  Christ  nicht 
reigem,  ihm  das  Kapital  und  die  in  der  Zwischenzeit  an- 
ewachseneu  Zinsen  zu  bezahlen.  Art.  23  ordnet  an,  dafs, 
?enn  ein  Christ  von  dem  Juden  ein  Pfand  einlöst,  ohne  die 
linsen  zu  zahlen,  nach  Monatsfrist  bei  Nichtzahlung  der  Zinsen, 
linseszinsen  zu  entrichten  sind.  Art.  27  verfügt,  dafs,  wenn 
er  Jude  ein  von  einem  Christen  erhaltenes  Pfand  während  des 
Zeitraumes  eines  Jahres  innegehabt  hat  und  der  Wert  des 
landes  das  Darlehnskapital  und  die  Zinsen  nicht  über- 
teigt,  der  Jude  seinem  Richter  das  Pfand  zeigen  und  dann 
ie  Freiheit  haben  solle,  es  zu  verkaufen.  Art.  30  endlich 
etzt  den  Zinsfufs  für  die  Woche  mit  höchstens  8  Pfennigen 
om  Talente ,  somit ,  da  ein  Talent  240  Pfennige  enthält, 
lit  173.33  ®/o  fest^).  Dieser  enorme  Zinsfufs  ist  der  zweit- 
löchste,  der  in  den  Judenprivilegien  des  13.  Jahrhunderts 
;ewährt  wurde.  Nur  das  Statut  für  die  Juden  der  Provence 
om  23.  Mai  1243 «)  normiert  einen  Zinsfufs  von  300% 
quinque  solidorum  pro  libra  quolibet  mense),  verbietet  aber 


^)  Die  Annahme  R  i  z  y  s ,  Über  Zinstaxen  und  Wuchergesetze. 
i59.  72  **,  Leopold  der  Glorreiche  habe  in  dem  A.  91  des  Wiener- 
eostädter  Stadtrechtes  das  den  Juden  erlaubte  Zinsenmafs  mit 
•  Pfennigen  wöchentlich  vom  Pfunde »  also  mit  304,5  V »  bestimmt 
renn  hier  nicht  ein  Schreibfehler  unterlaufen  ist"),  beruht  in  der 
lät  anfeinem  Irrtume.  Denn  nach  Winter,  Das  Wiener-Neustädter 
«itrecht  des  13.  Jahrh.  1880.  106,  setzt  A.  111  dieser  mit  dem 
men  eines  Herzogs  Leopold  als  Aussteller  versehenen  Arbeit  das 
senmaximum  mit  4  Pfennigen  wöchentlich  vom  Talente,  also  mit 
►6**'o  fest,  was  der  judenfeindlichen  Tendenz  dieser  Schrift  voll- 
imen   entspricht. 

2)  Arnaud,   Essai  sur  la   condition   des   Juifs   en  Provence   au 
-en  äge.     1879.    S.  67  ff. 
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Zinseszinsen  bei  Strafe  des  Verlustes  der  Zinsen  und  Zins»- 
Zinsen. 

Die  übrigen  Judensatzungen  des  13.  Jahrhunderts  be* 
stimmen  einen  viel  niedrigeren  Zinsfufs. 

In  Frankreich  setzen  die  Judenordnungen  Philipp  IL 
Augusts    vom    1.   September    1206:    1    und    vom    Februar 
1218 :  2  den  Zinsfufs  mit  2  d^niers  vom  Pfunde  für  die  Wodie» 
daher  mit  43.33  ®/o  fest.    Im  November  1223  verboten  zwar 
Louis  VIII.,  in  der  Constitutio  de  reformandis  moribus  tob 
Jahre  1254:  32   Louis  IX.   und  in   den   Ordonnanzen  toi 
Jahre  1299,  1303  und  der  Judenordnung  vom  Jahre  1315:11  , 
Philipp  IV.  den   Juden  den  Wucher;  allein  König  Johan  1 
der  Gute   gewährte   ihnen  in  dem   Privilegium   vom  Min  | 
1360  :  8  einen  Zinsfufs  von  quatre  d^niers  par  li\Te  für  Ä  i 
Woche ,    somit    86.66  ^/o ,    und    gemäfs    einer    Ordonnait  j 
Karls  VI.    vom   Juni   1387    konnten    sie    die    Zinsen  vm 
Kapital  schlagen  und  Zinseszinsen  nehmen  (faire  de  montei 
montes)  *). 

In  S  i  c  i  1  i  e  n  gestattete  Friedrich  II.  1231  den  Judei» 
10%  jährlich  an  Zinsen  zu  stipulieren  •) ;  was  sie  jedock 
über  diese  Zinstaxe  nehmen,  sollten  sie  im  neunfachen  B»* 
trage  (in  nonum)  an  die  königliche  Kurie  als  Strafe  zahlet.  ^ 

In  Kastilien  gestattete  Alfons  X.  25  ^o  (de  tres  pir 
quatro  al  anno).  Nimmt  der  Jude  mehr,  so  hat  er  dtf 
Duplum  an  den,  von  dem  er  es  genommen,  zu  zahlOL 
Sancho  IV.  bestätigte  auf  den  Cortes  von  ValladolÜ 
1293  :  21  diese  Bestimmung  und  setzte  für  die  Schuldforde- 
rungen der  Juden  eine  Verjährungsfrist  von  6  Jahren  fast 
Trotz  der  Bitte  der  Cortes  von  Valladolid  1299  :  13  um  Ab- 
kürzung dieser  Verjährungsfrist  auf  4  Jahre  behielt  Fer- 
nando IV.  die  Frist  von  6  Jahren  bei.  Der  obige  ZinshÜl.' 
von  25  ®  0   wurde   unter  Alphons  XI.   auf  den   Cortes 


1)  Ord.  des  rois  I  36,  44,  47,  75,  338,  545,  596;  ni  851  £;  VI  ITL 
Schuldennachlässe  kamen  vor  unter  Louis  VIII.  1228  und  Loob  DL 
1234  ^Ord.  I  47,  54). 

*)  Const.  regni  Sic  I,  18  (Huillard-Br^holies  a.  a.  O.  IV  l(^ 
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Madrid  1329  :  52  bestätigt,  jedoch  den  Schuldnern  ein  Viert- 
teil des  Kapitals  und  der  Zinsen  nachgesehen  und  bezüglich 
des  Restes  die  Rückzahlung  in  drei  Raten  bewilligt.  Auf 
den  Cortes  von  Alcalä  de  Henares  1348  wurde  sowohl  den 
Christen  (c.  55)  als  den  Juden  und  Mauren  (c.  57)  der 
Wucher  verboten,  und  auf  den  Cortes  von  Burgos  1379  :  25 
mter  Juan  II.  wurde  dieses  Verbot  wiederholt  ^). 

In  Aragonien  und  Katalonien  durften  die  Juden 
lach  den  Konstitutionen  der  Cortes  von  Tarragona  1228 
Ihrlich  nicht  mehr  als  20  solidi  pro  centum  nehmen  und 
lie  Zinsen  nicht  zum  Kapitale  schlagen.  In  den  Constitu- 
Jones  pacis  et  treugae  vom  Jahre  1231  wird  ihnen  derselbe 
linsfufs  gewährt,  während  die  christlichen  Gelddarleiher  nur 
i^lo  verlangen  durften.  Die  Constitutiones  adversus  ava- 
itiam  Judaeorum  et  crudelitatera  foenoris  von  Gerona  1240 
xieren  den  Zinsfufs  mit  4  Pfennigen  vom  Pfunde  monatlich 
iO^'o),  verbieten  jedoch  das  Zuschlagen  der  Zinsen  zum  Kapital 
nd  Zinseszinsen*). 

In  Valencia  bestand  ebenfalls  ein  Zinsfufs  von  20  ®/o„ 
ie  Verjährungsfrist  betrug  6,  in  Mallorca  5  Jahre  ®). 

In  Navarra  bestimmte  das  von  Philipp  III.  reformierte 
uero  general  vom  Jahre  1330  c.  13,  dafs  Juden  und  Mauren 
icht  mehr  als  20  ®/o  (cinco  por  seis)  an  Zinsen  erheben 
arfen  bei  sonstigem  Verluste  der  Forderungen  zu  Händen 
}8  Königs.  Zlir  Verhütung  von  Zinseszinsen  war  in  c.  14 
stimmt,  dafs  jedes  innerhalb  fünf  Jahren  nicht  eingeforderte 
jpital  an  den  Fiskus  fallen  solle*). 

In  Portugal  setzte  Alfonso  IV.  (1325—1357)  im  Jahre 


^)  Fueros  de  los  Judios  IV  t.  2,  6;  Leyes  nuevas.  Opusculos  leg. 
Rej  Don  Alfonso  el  Sabio.  1836.  11  118.  Cortes  de  los  an- 
uos  reinos  de  Leon  y  de  CastiUa.  1861  ff.  I  127,  144,  422, 
;  n  158,  276,  206  (1367:  9,  1377:  1). 

«)  Petrus  de  Marca,    Marca  hispanica  etc.     1688.     Append.  511„ 

52S. 

•)  For-  de  usuris  1,  4. 
*)  Kayserling,  Juden  in  Navarra  etc.  201. 

leherer.   Beiträge  I.  13 
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1353  den  Maximalzinsfufs  mit  33^'«  ®/o  fest  und  verbot 
Wucherkontrakte  *). 

In  England  verordnete  die  Magna  Charta  1215  c 
dafs,  wenn  jemand,  der  von  den  Juden  geborgt  hat,  st 
ehe  die  Schuld  zurückgezahlt  ist,  von  dieser  Schuld  k 
Zinsen  gezahlt  werden  sollen  (debitum  illud  nou  usuret) 
lange  der  Erbe  minderjährig  ist.  Dasselbe  galt  auch 
den  Forderungen  der  Christen.  Ein  gesetzlicher  Zins 
bestand  nicht;  der  landesübliche  war  4  Denare  vom  Pfi 
in  der  Woche  (86.66  ^/o)«).  Heinrich  III.  verbot  1235 
Wucher  bei  Unmündigen,  und  1285  untersagte  das  Pärlai 
den  Wucher  der  Juden  überhaupt  und  verordnete, 
Louis  IX.  für  die  Juden  in  Frankreich,  dafs  sie  durch  ge 
lieh  zulässigen  Handel  und  Arbeit,  wie  die  übrigen  üi 
thanen,  ihren  Lebensunterhalt  erwerben  sollen*). 

In  Deutschland  verfügte  1255  der  Mainzer  SU 
tag:  „Kein  Jude  soll  mehr  als  2  Pfennige  wöchentlich 
Pfunde  Heller  nehmen;  wenn  aber  die  Zinsen  jährlich 
rechnet  werden,  nur  4V'i2  vom  Pfunde,  d.  i.  43.33  l 
33.33  ®/o  ^).  In  den  einzelnen  Städten  war  der  Zinsfuis 
verschieden*).  Niederschlagungen  von  Zinsforderungen 
Zinsenreduktionen  kommen,  wie  in  der  Einleitung  beri< 
wurde,  in  Deutschland  besonders  seit  Heinrich  VIL 
Ludwig  dem  Baiem*)  immer  häutiger  vor  und  wu 
sowohl  von  den  Kaisem,  so  Ludwig  dem  Baiem  1 
Karl  IV.  1347,  Wenzel  1383  und  1390,  als  auch  von 
Landesherren  auf  Grund  des  Fremdlingsrechts  oder 
Kammerkuechtschaft    angeordnet.     So    reklamiert    Lu 

')  Orden.  Äff.  U  t.  96,  97;  Kayserling,  Juden  in  Portng 

•)  De  antiquis  legibus  1.  ed.  Süipleton.  1846.  234;  Palgr 
liise  and  Progress  of  tbe  English  Commonwealth.    1831.    I  2,  8 

>)  20  Honr.  lll  st.  Merton  c  5:  Statutes  of  jewiy  I  221;  Mi 
Historv  of  the  Exchequer  I  261  r. 

*)  Mon.  Genn.  LI.  II  872. 

*)  Vgl.  Neu  mann,  Geschichte  des  Wuchers  in  Deutte 
1865.  ^21  ff.:  Stobbe,  Juden  110  ff.:  Lamprecht,  Deatsehes 
schafbleben  im  Mittelalter.     1885  ff.    II  59&. 

•)  Stobbe  a.  a.  O,  181  ff 
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343  das  Recht  der  Schuldentilgung  mit  der  Begründung: 
wan  ir  uns  und  das  Riche  mit  leib  und  mit  gut  an 
ehoert" ,  und  Karl  IV.  erklärt  1347;  „wanne  .  .  .  auch 
lle  Juden  mit  leib  und  mit  gut  in  unser  kamern  gehorn  und 
I  unserer  gewalt  und  henden  sein,  daz  wir  von  unser  mech- 
chait  da  mit  tun  und  lazzen  mügen,  was  wir  wellen^  ^). 

Von  den  Nachbildungen  der  Judenordnung  Friedrichs 
»  Streitbaren  bestimmen  die  Judenprivilegien  Pfemysl 
ttakars  IL  vom  29.  März  1254  und  vom  23.  August  1268, 
wie  die  oben  angeführten  polnischen  Judensatzungen  kein 
Ilsenmaximum;  die  Judenordnungen  B61as  IV.  vom  5.  De- 
mber  1251  und  22.  März  1256  vermeiden  fast  ängstlich 
i8  Wort  „usura",  wohl  infolge  kirchlicher  Einflüsse.  Da- 
tgen nehmen  das  Privilegium  Pfemysl  Ottakars  vom  8.  März 
55  und  Rudolfs  von  Habsburg  vom  4.  März  1277  den  Zins- 
(s  des  Fridericianum  (8  Pfennige  vom  Pfunde  in  der  Woche) 
eder  auf. 

Der  für  die  heutigen  Verhältnisse  ungewöhnlich  hohe 
Dsfufs  in  den  meisten  Judensatzungen  des  13.  Jahrhunderts 
Ost  sich  zunächst  auf  die  allgemeinen  national-ökonomischen 
jsetze  über  die  Preisbewegung  zurückführen,  da  ja  der 
ns  den  Preis  für  das  Darlehen  darstellt.  Die  durch  den 
ginnenden  wirtschaftlichen  Aufschwung  des  Bürgerstandes 
id  durch  die  zahlreichen  Kriege  und  die  sich  immer  glän- 
nder  gestaltende  Hofhaltung  der  Fürsten  hervorgerufene 
irke  Nachfrage  nach  Bargeld  und  das  mangelnde  Angebot 

diesem  Gelde,  das  in  jenen  kapitalsarmen  Zeiten  fast 
r  die  Juden  besafsen,  sowie  der  durch  die  kirchliche  Ge- 
zgebung  begründete  Ausschlufs  jeder  Konkurrenz  hierbei 
tens  der  Christen  und  das  infolge  der  Fernhaltung  des 
»ttbewerbes  der  Christen  entstandene  und  durch  die  welt- 
le  Gresetzgebung  geförderte  fast  ausschliefsliche  Wucher- 
Dopol  der  Juden  hatten  eine  Steigerung  der  Darlehens- 
5en  zur  natürlichen  Folge.  Überdies  erscheint  aber  der 
le    Zinsfufs    bei    der    damaligen    unsicheren    rechtlichen 


1)  Mon.  Zollerana  III  N.  110,  181. 

13 
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Stellung  der  Juden  und  angesichts  des  grofsen  Risiko,  d 
bei  der  meist  schlechten  wirtschaftlichen  Lage  der  Darlehei 
nehmer  mit  dem  Gelddarleihen  verbunden  war,  als  ö 
Assekuranzprämie  gegen  die  Gefahr  eines  Verlustes.  Ei 
lieh  lag  es  im  Interesse  der  Fürsten,  den  Juden  so  enor 
Zinsen  zu  gestatten,  weil  sie  einen  grofsen  Fonds  jeden 
disponiblen  Kapitales  zur  Verfügung  haben  wollten,  den 
in  Zeiten  des  Bedarfs  bei  ihnen  in  Anspruch  nehmen  kennt 
teils  auf  rechtmäfsige  Weise  durch  Darlehen,  teils  gewalta 
durch  Wegnahme.  Treffend  bemerkt  mit  Rücksicht  dar 
B^darride  (a.  a.  0.  220):  „Les  v^ritables  usuriers 
n'^taient  pas  les  Juifs,  mais  c'^taient  les  rois  et  les  bar 
qui  s'appropriaient  leurs  rapines."  Das  Odiose  des  Wud 
fiel  auf  die  Juden ;  den  Vorteil  aus  demselben  zogen  gröfst 
teils  die  christlichen  Machthaber,  welche  ihnen  aus  eij 
nützigen  Motiven  Wucherprivilegien  verliehen. 

§  11.   Pfandrechtliche  Bestimmimseii. 

Auf  die  Pfandbestellung  bei  dem  Zinsdarlehen 
ziehen  sich  die  Art.  2  bis  7,  23,  25,  27  und  28  des  Frid 
cianum.    Hiervon  behandeln  Art.  5,  6,  7,  23,  25  und  27 
materielle  Recht,   die  übrigen  (aufser  Art.  28)  das  form 
Recht.    Art.  28  ist  strafrechtlichen  Inhalts. 

I.  Pfandobjekt. 

Das  Pfandrecht  des  Fridericianum  ist  lediglich  ein  d 
liches,   d.  h.  sein  Objekt  kann   nnr  eine   Sache  sein. 
Zwangsmittel    gegen  die  Person   des  Schuldners*)  zur  ^ 
wirklichung   seiner  Forderung   ist  dem  Gläubiger  in  di 
Judenordnung  nicht  eingeräumt"). 

1)  Vgl  c.  2  Capit  de  Judaeis  814  (LI.  194):  Nollos  Jude« 
minem  Christianomm  in  wadium  mittere  presumat. 

»)  Anders  in  Frankreich,  wo  noch  unter  Louis  VIL  (IIS 
1180)  die  Juden  ihnen  verschuldete  Christen  in  ihren  Hänsem  gefii 
halten   konnten  (Rigord,    De   gestis   PhiL  Aug.   bei   Dacheme 
franc.  SS.  V  8),    bis  Philipp  August  1218  in  der  Constit  de  J« 
protestads   suae  A.  8   und   Louis    IX.    1284   yerboten,    im    cot 
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Als  Pfandobjekt  kann  der  Jude  jede  wie  immer  benannte 

Sacie  annehmen  (Art.  5),   auch   gestohlene   oder   geraubte 

Sachen,  ohne   bezüglich   ihrer   Provenienz   zu   einer  Nach- 

ibrschung  verpflichtet  zu  sein  (nulla  de  his  requisitione  facta), 

mit  Ausnahme  von  blutigen  und  nassen  Gewändern,  weil  bei 

diesen  bezüglich    ihrer   Herkunft    aus   einem   Morde    oder 

Diebstahle  kein  Zweifel  bestehen  kann;    es   können  sowohl 

bewegliche   als   unbewegliche   Sachen    (Art.  25)    verpfändet 

Verden. 

In  den  meisten  mittelalterlichen  Judensatzungen  waren 
tufserdem  auch  kirchliche  Gegenstände  von  der  Verpfändung 
tnsgeschlossen. 

Der  Verkauf  der  sacra  cimelia  an  Juden  war  schon  unter 
Gregor  dem  Grofsen  (509 — 604)  unter  Berufung  auf  frühere, 
unbekannte  Gesetze  verboten  ^).  Die  Verpfändung  kirchlicher 
Gegenstände  wird  zuerst  untersagt  in  den  Capitula  de 
Judaeis  814  bei  Strafe  der  Konfiskation  der  Habe  und  Ver- 
lust der  rechten  Hand  ^). 

In  Frankreich   war   ursprünglich   der  Verkauf  oder 

die  Verpfändung  kirchlicher  Gegenstände  an  Juden,  wie  aus 

dem  bekannten  Briefe®)   des  Abtes  Petrus  Venerabilis  von 

Clugny  1146  an  den  König  Louis  VII.  geschlossen  werden 

mufs,  gestattet,   und   erst  Philipp  August   gebot   in  seiner 

Judensatzung  vom  Jahre  1206,    Art.  4:    „Nihil  praestabunt 

Judaei  super  alicuius  modi  vasa  vel  oroamenta  ecclesiastica 

nee  super  vadia  sanguinolenta  nee  recenter  niadefacta  nee 

«uper  terras  eeclesiarum"  und  wiederholte  in  der  Konstitution 

vom  Jahre  1218   (Art.  4)   dieses  Verbot,   das    er   noch   auf 

isa  Pfluggeräte,    auf  die   beim  Pflügen  verwendeten   Tiere 


ehristianorum  de  cetero  capiantur  pro  debito  Judeorum  (Lauri^re, 
Ord.  I  35  Ar. ,  54).  —  In  Spanien  verbot  Alfons  der  Weise  in  L.  5 
des  Fuero  Real  de  Rey  Don  Alfonso  el  Sabio  üb.  IV  t.  2  ebenfalls 
^.  den  Personalarrest.  (Opusc.  leg.  del  Rey  Don  Alfonso  el  Sabio.  Madrid 
1836.     II  118  ff). 

J)  Ep.  I  68  c.  554. 

2j  Mon.  G.  LI.  I  194.  Vgl.  auch  das  Capit.  dupi.  ad  Niumagan  806 
und  die  Const.  Papienses  832  c.  23  (ib.  144,  364). 

^)  Petri  Vener.  epist.  bei  ßouquet  Recueil  XV  642. 
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und  auf  iiiuiusgedroschenes  Korn  ausdehnte M.  lu  Eng 
nntenagtc  Art.  6  der  Charta  Judaeornm  die  AnDahiu 
Kircbengegenstilnden  und  blutigem  Tuche.  Das  kauuni 
Recht  (c.  1  X  de  pign.  3.  21)  gestattet  die  Verpfändua, 
res  sacrae  nur  iustissima  necessitate  urgente*).  Str 
sind  die  Tekanoth  der  Rabbinersynoden.  Schon  U 
Mitte  des  12.  Jahrhunderts  verbot  eine  solche  Sjumie 
Juden  den  Ankauf  und  wohl  auc-h  die  Verpfftndang  von! 
fixen .  Kirchengeräten ,  Mefsgewändem,  kirehliehen  < 
menten  und  Gebetbüchern,  weil  dies  Gefahren  ftlr 
liehe  Juden  heraufbeschwören  künnle,  und  die  RabI 
Synoden  zu  Mainz  1223  und  um  1245  (zu  Speier,  Maim 
Worms)  untersagten  t>ei  Bann  den  Kauf  gestohlener  G 
stände,  einen  fremden  Gottesdienst  betreffender  Sachet 
Bechern,  liescbmutzten  Sachen,  Gewändern,  GebetbB 
und  Kirt'hengerätschaften  unter  Hinweis  auf  die  tiienni 
stehenden  Gefahren^). 

Die  deutscheu  ReehtsbQcher  (Sacheenspi^el  III.  ' 
Deutschenspiegel  209,  Schwabenspiegel  261  u.  a.)  vei 
den  Juden  weder  den  Kauf  von  Kelchen,  Büchern  und 
gewändern  noch  die  Annahme  dersellien  als  Pfand; 
man  aber  solche  Gegenstände  bei  ihnen  findet  und  sie  1 
keinen  Gewährsmann  dafür,  so  richtet  man  über  sie  wif 
einen  Dieb  und  sie  müssen  jene  Sachen  ohne  Ers4t 
Kaufpreises  herausgeben*).  ^M 

>)  Lanri^re,  Ord.  1  44,  35.  ^M 

>)  EbetiHO  Regino  de  cauais  synod.  Iiif^tit.  I  c  83:  i^H 
gJBiis,  Capitnlaria  I  c  88  (LI.  I  284),  ist  die  VcrpAndang  bhI 
modo  nei^essitate  redimendontm  captiTonim  compellente,  nad 
der  Gnesaer  Svtiode  1285  iHiibe,  Antiq.  Constitution  es  tyxm 
Petersbarp  1806.  p.  178)  nnr  in  gravi  neoessitate  de  lir^ntii 
Utorum  zul&ssig.  In  praxi  hielt  sich  die  Kirche  jedoch  selbM 
darBD,  vgl  MU.  SS.  VII  «56;  Muratori,  Antiqnit.  I  897,  and  S 
«.  a.  O,  124.  245  N.  118.  119. 

■)  Graetz,  Gesch.  dfr  Juden.  2.  Aufl.  VI  199.  Vll  » 
GQdpmann,  Ge»ch.  den  Erziehun§:nwesenB  nnd  der  Kalt 
abendlJtDd.    Juden    vftbrend   des   Mittelalters   und    der    Hemm 

LI880.    S.  262.  ^H 

')  Stobbe  a.  a.  0.   123,  244  N.  116.  ^H 
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Von  den  deutschen  Partikulargesetzen  sei  hier  nur  der 

VeiTsoer  Judenordnung  Heinrichs  des  Erlauchten  1265  er- 

wilmt'),  nach  deren  Art.  4  Juden  Kirchengeräte   nur  mit 

Seizjehung  zweier  christlicher   und  eines  jüdischen  Zeugen 

voD  gutem  Rufe  als  Pfand  annehmen  dürfen ,  widrigens  sie 

Bach  Art.  5  das  Pfand  und  das  Darlehen  verlieren  sollten. 

Falls  ein  Jude  den  Besitz  von  kirchlichen  Sachen  ableugnet 

und  solche  werden  später  bei  ihm  gefunden,  so  sollte  er  die 

verpfändeten  Sachen  und  das  dargeliehene  Geld  verlieren  und 

an  seinen  Richter  ein  Gewedde  zahlen,  aber  sonst  weder  einen 

Schaden  noch  eine  Strafe  erleiden*). 

Von  den  Nachbildungen  des  Fridericianum  nehmen  die 
Privilegien  Ottakars  vom  Jahre  1254  und  1268  sacrae  vestes 
unter  die  nicht  gestatteten  Pfandgegenstände  auf,  das  Otta- 
earianum  vom  8.  März  1255  und  der  Rudoliinische  Freiheits- 
brief vom  4.  März  1277  sprechen  nur  von  blutigem  und 
nassem  Gewände;  die  Judensatzungen  B61as  IV.  verbieten 
im  Art.  4  die  Verpfändung  blutiger  und  nasser  Kleider, 
Jann  der  kirchlichen  Gewänder  (indumenta  ecclesiastica), 
lufser  wenn  sie  von  einem  Kirchenprälaten  verpfändet 
»erden  (vgl.  c.  33  der  Gnesener  Provinzialsynode  1285),  end- 
ich  geweihter  Kleider.  Die  schlesischen  und  polni- 
schen Judenordnungen  schliefsen  im  Art.  5  blutige,  nasse 
ind  geweihte  Gewänder  aus.  Von  den  übrigen  österreichi- 
chen  Judenprivilegien  schweigt  das  Br  ixen  er  vom  11.  No- 
3mber  1403^)  von  den  blutigen  und  nassen  Kleidern,  ge- 
-attet  jedoch  nicht,  auf  „geweiht  khelich  vnd  mefsgewant" 
i  leihen.  Die  Capitula  Judaeorum  Pirani*)  vom  Jahre 
184   verbieten   im  Art.  8   die  Verpfändung  von    geweihten 


')  Stobbe  303  ff. 

*)  Bezuglich  der  übrigen  auf  diesen  Gegenstand  bezüglichen 
itßchen  Satzungen  vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  244  ff. ,  ferner  A.  38 
i  39  der  Statuten  von  Dortmund.   Aroniun,  Regesten  266  N.  633. 

')  Sinnacher,  Gesch.  des  Bistums  Brixen-Säben  VI  25  ff. 

*)  Ive,  Dei  banchi  feneratizj  e  capitoli  degli  Ebrei  di  Pirano. 
1.     p.  29. 
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Kirchengegenständen  bei  Verlust  des  Darlehensbetrages.  V 
den  Stadtrechten  untersagt  das  Stadtrecht  von  Brttnn*) 
Art.  5  lediglich  die  Verpfändung  von  „gewant,  daz  i 
kirchen  czu  gehört".  Das  Iglauer  Stadtrecht*)  aus  d 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  bestimmt  im  Art.  S 
Statuimus  ut  nullus  mercator,  institor,  tabemator  uel  iodc 
nee  aliquis  (alius?)  aliquas  res  ecclesiasticas  in  pignore  i 
ad  seruandum  recipiat  nisi  sub  certo  testimonio ;  et  si  qi 
contra  fecerit ,  pena  condecenti  (mit  entsprechender  Stn 
punietur. 

Nicht  so  milde  Bestimmungen  enthält  das  sogen.  AI 
prager  Statutarrecht  1269®),  eine  deutsche  Privi 
arbeit  aus  dem  Ende  des  13.  oder  Anfang  des  14.  Jil 
hunderts  auf  Grundlage  der  beiden  eben  genannten  Rech 
des  Sachsenspiegels  und  älterer  Rechtssatzungen.  Dasse 
enthält  im  Art.  127  (100)  das  Verbot,  auf  blutiges  « 
nasses  (Jewand  zu  leihen ,  widrigens  es  dem  Juden  an  ( 
Leben  gehe*)  und  er  antworten  mufs  an  eines  Diebes  süi 
und  Art.  129  (102)  bestimmt:  „Nimpt  euch  der  Jude  ( 
pfände  kelch  oder  buch  oder  messegewant ,  vindit  man  ( 
by  im  und  en  hat  er  denne  nicht,  der  is  im  gesaczit  b 
er  mues  is  al  da  widir  gebin,  und  hat  di  pfennige  uorlo 
di  er  dor  uf  hat  gelegin."  Die  Recension  des  Ighu 
Stadtrechtes  (aus  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhundei 
nimmt  von  der  Verpfändung  nur  „blutig  gewant,  messgew 
vnd  vngebundenes  getreide"  aus*). 

Das  Stadtrecht   des  Bischofs  Albrecht  IL   von  Päsi 


')  Röfsler,  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  und  Mähren.  1 
II  117. 

^j  Tomasch ek,  Deutsches  Recht  in  Österreich  im  18.  Ja 
1859.    S.  245. 

^)  Eöfsler,   Abhandlung  über  die  Bedeutung  der  Gresdi. 
Rechtes  in  Österreich.     1847.    S.  XXIV. 

*)  Vgl.  hierzu  Brünner  Stadtrecht  ans  dem  Anfang  des  14^  Ja 
(Röfsler,  Rechtsd.  II  360).  A.  65  (28)  Wiert  iemant  pegriffen  mit  < 
das  czu  einer  chirchen  gehört,  der  wiert  geredert. 

^)  Tomascliek,  Der  Oberhof  in  Iglaa.    186a   S.  866. 
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für  St  Polten^)  vom  9.  Semptember  1838  untersagt  im 
Art.  66  den  Juden ,  den  Bürgern  auf  Warzeichen  (Zeichen 
eines  Verbrechens) ,  auf  Häuser,  Mefsgewänder ,  ungewun- 
denes Korn  und  blutiges  Gewand  zu  leihen,  und  das  Stadt- 
recht von  Pettau  vom  Jahre  1376*)  bestimmt  im  Art.  99, 
dafs  die  Juden  auf  kirchliche  Kleinodien ,  auf  blutiges  Ge- 
wand, auf  rohes  Garn,  auf  ungewundenes  Korn  und  auf  ge- 
schnittenes Gewand,  das  noch  unbereitet  ist,  nicht  leihen 
sollen.  Die  Würzburger  Judenordnung  vom  6.  Februar 
U12  verbietet  die  Annahme  von  Kelchen ,  Mefsgewändem 
und  Hostienbüchsen,  die  Würzburger  Judenordnung  vom 
25.  April  1444  die  Annahme  zerbrochener  Kelche ,  blutiger 
Gewänder  und  nasser  Häute®)  als  Pfänder. 

§  12. 

IL  Einflufs  der  bona  fides  bei  Verpfändung 

gestohlener  oder  geraubter  Sachen. 

Mit   Ausnahme    von    augenfällig    verdächtigen    Sachen 
(blutigen   und  nassen  Gewändern)   durfte   der  Jude  gemäfs 
Art.  5  des  Fridericianum  alle  wie  immer  benannten  Gegen- 
stände ohne    Nachforschung   bezüglich   ihrer  Herkunft  als 
Pfand  annehmen.     Bei    gestohlenen    oder  gewaltsam  weg- 
gSDommenen  Sachen  war  er  jedoch  nach  Art.  6  im  Falle  der 
flage   seitens   des   christlichen    Eigentümers    nur    dann  zu 
einem  Ersatzansprüche  berechtigt,  wenn  er  das  iuramentum 
honae  tidei  ablegte,  d.  h.  auf  dieses  Pfand  den  Eid  leistete, 
er  habe,  als  er  das  Pfand  annahm,  nicht  gewufst,  dafs  das- 
selbe gestohlen  oder  geraubt  sei.    In  diesem  Eide  mufste  er 
zugleich    angeben,    für    welchen    Betrag    ihm    dieses   Pfand 
hafte.     Wenn  er  diesen  Beweis  erbringt,  so  mufs   ihm  der 
Christ  das  Kapital  und  die  in  der  Zwischenzeit  angewachsenen 
Zinsen  zahlen.    Die  in    dem   Freiheitsbriefe    Kaiser   Fried- 


1)  Winter,  Beiträge  zur  österr.  Rechts-  und  Verwaltungsgesch. 
VIII  rBl.  des  Vereins  f.  Landeskunde  in  Niederösterr.  XVII.     1883). 

-)  ßi  seh  off,  Das  Pettauer  Stadtrecht  vom  J.  1876  (Sitzungsber. 
der  Wiener  Akad.  CXIU  2,  695  fF.). 

3)  Wiener,  Regesten  168  N.  459,  197  N.  614. 
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riths  II.  vom  Jahie  1238  im  Art.  2  gewährte  exceptio  bon« 
fidei  bezüglicli  des  Ankaufes  gestohlener  oder  gerauiiler 
Sachen  wird  hier  somit  auf  die  Verpfandung  solcher  Gegen- 
stände ausgedehnt.  Für  den  redlichen  Pfandinhaher  sprechen 
ja  dieselben  Rücksichten  nie  für  den  redlichen  Besitwr. 
Dieser  im  rabhinischen  Rechle  ausgesprochene'),  aus  dea 
Talmud  abgeleitete  Grundsatz  fand  mit  verschiedenen  MudJIi- 
katiomn  Eingang  io  die  meist«D  Gesetze  und  RechtslB^ 
Zeichnungen  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit*), 

Für  Franfereich  geht  aus  dem  oben  aDgeführt*n  Brieh 
Peters  von  Chigny  lediglich  hervor,  dafs  die  Juden  wed« 
die  bei  ihnen  gefundenen  Sachen  zurückgeben  noch  d« 
Dieb  anzeigen  mufsteii.  Auch  das  englische  Recht  (Chuu 
Judaeorum  Angliae  P,  6)  beschrankt  sich  zunächst  dand, 
ihnen  die  Annahme  und  den  Kauf  von  allen  Dingen,  di« 
zu  ihnen  gel»racht  wenlen.  ohne  Umstände  zu  gestatten.  ■*■ 
genommen  kirchliche  Gegenstände  und  blutiges  Tudi 
liceat  Judaeis  omnia  quae  eis  apportata  fuerint  sine 
sione  accipere  et  emere  exceptis  illis  quae  de  Ecclesii 
et  panno  sanguinolento).  Erst  der  Pa  riamentsboschlub 
Jahre  1285  bestimmte,  dafs,  wenn  etwas  Gestohlenes  bH 
Juden  gefuden  wird ,  sie  gehängt  werden  sollen  wie 
Räuber'),  Über  die  exceptio  bonae  fidei  und  den  En>tl 
des  Kaufschiltiugs  oder  der  Darlehensumme  enthalten  drt 
französische  und  englische  Recht  keine  BestiinmuDgen.  Da- 
gegen ordnete  ein  Gesetz  Alfons  desWei.'^n  für  Kastiliei 
und  Leon  an,  dafs  die  Juden  auf  P^nder  bis  zu  8  Mu** 
vedi  ohne  Schwur  und  Zeugen  an  einen  guten  Mann  odrt 
eine  gute  Frau,  die  unverdflchtig  erscheinen,  leihen  dürfn. 
Und  wenn  ein  derartiges  Pfand  später  von  dem  Jwhm 
wegen  Diebstahls  oder  Raubes  zurückverlangt  wird  und  dH 
KIlLger  dies  mit  Recht  lieweisen  kann,  so  ist  der  Jude  nfr 
halten,  denjenigen  anzugeben,  der  es  vei-pRlndel  hat;  wfM 

■)  »rbnlcban  Arucb  III  (Choechen  HiechpHt  356). 
■)  Madui  a.  a.  O.  I  2t>l,  r 

•)  Bezüglich   dpa   Epätereii   estcrr.  Rechtes  vgl,  Krasnapolikit 
Der  Schutz  des  redlkhen  Verkehrs  im  österr.  Civilrt^hte  I89jt. 
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er  diesen  angegeben  oder  in  der  Synagoge  auf  die  Thora 
den  in  dem  Buche  der  Satzungen  enthaltenen  Eid  schwört, 
er  habe  den  Verpftnder  nicht  gekannt  noch  das  Pfand  durch 
irgend  eine  andere  Übertretung  erlangt ,  sowie  dafs  er  den 
Verpftnder  für  einen  guten  Mann  oder  eine  gute  Frau  ge- 
halten habe,  so  mufs  der  Kläger  dem  Juden  das  Geld  er- 
setzen, das  dieser  auf  das  Pfand  geliehen  hat.  Leugnet  der 
TOD  dem  Juden  genannte  Gewährsmann  (otor)  und  kann  der 
Jude  ihm  nicht  nachweisen ,  dafs  er  jene  Sache  verpfändet 
hbe,  so  mufs  der  Jude  dem  Kläger  das  Pfand  ohne  Ersatz 
kerausgeben  und  kann  sich  an  den  halten,  von  dem  er  es 
erhalten  hat^).  Dieses  Alfonsinische  Gesetz  wurde  wieder- 
holt republiziert,  so  im  P.  24  der  Cortes  von  Valladolid 
1293,  P.  19  der  Cortes  von  Toro  1371,  P.  24  der  Cortes 
m  Burgos  1379  und  P.  13  der  Cortes  von  Valladolid 
1385«). 

Von  den  deutschen  Rechtsaufzeichnungen  stimmen  mit 
demFridericianum  überein :  das  Rechtsbuch  nach  Distinktionen 
m.  17  d  11,  24,  der  Verm.  Sachsenspiegel  (III.  17.  27), 
hrgoldt  VIII.  65,  82  u.  a.,  welche  dem  Juden  den  Ersatz 
des  Kapitals  und  der  Zinsen  zusprechen,  während  die 
loeisten  anderen  (Sachsenspiegel  III.  7  §  4,  Deutschen- 
spiegel 209,  Schwabenspiegel  261  u.  a.)^)   nur  das  Kapital 

zuerkennen. 

Auch  das  rabbinische  Recht  berechtigt  den  Juden  blofs 

zur  Forderung  des  dargeliehenen  Kapitals,   aber  nicht  der 

Zinsen  *). 

Die  deutschen  Rechtsbücher  (Sachsenspiegel  III.  7  §  4, 

>)  J.  de  A s 8 o  y  del  R i o  y  Mig.  de  Manuel  y  Rodriguez, 
£1  ordenamento  de  Leyes  (in  dem  Discurso  sobre  el  estado  de  los 
Jndfos  en  Espaüa).     Madrid  1847.    S.  137. 

«)  Vgl.  Cortes  de  Leon  y  de  Castilla.  Madrid  1861.  I  128,  II 
210,  295,  327. 

»)  Vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  242  N.  113;  Meibom,  Das  deutsche 
Pfandrecht.  1867.  311;  Goldschmidts  Zeitschrift  für  Handelsrecht 
VIII  266  ff. 

*)  Choschen  Mischpat  356,  7.  Vgl.  Fassel,  Das  mosaisch- rabbin. 
Cirilrecht.    Wien  1852.    I  S.  230  §  456. 
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Schwabenspiegel  261,  Rechtsbuch  nach  Distinktionen  IlL 
17  d  3  u.  a.)^)  verlangen  aufserdem,  dafs  die  Sache  bei 
Tage,  unverhohlen  und  unverstohlen  übergeben  und  dies  durch 
zwei  Zeugen  (selve  dridde)  bewiesen  werde  bei  sonstigem 
Verluste  der  Pfennige.  Das  (wahrscheinlich  während  Karl  IV. 
Markgraf  in  Mähren  war)  mit  zwei  Zusätzen  versehene 
Judenprivilegium  für  Brunn  verbot  den  Juden,  nach  Sonnen- 
untergang irgend  ein  Pfand  anzunehmen  und  die  Annahme 
von  Pferden,  Ochsen,  Kühen  und  anderen  Sachen,  welche  ve^ 
dächtig  erscheinen,  auch  bei  Tage  aufser  unter  Zeugenschaft 
zweier  Geschworenen  der  Stadt*),  und  die  Recension  des 
Iglauer  Stadtrechtes  in  dem  Titel  „Von  geltem  xni  tob 
pfanten"  dist.  XII  untersagt  den  Juden,  bei  der  Nacht  eil 
Pfand  zu  nehmen. 

Von  den  dem  Fridericianum  folgenden  österreichisch- 
ungarischen  Judensatzungen  schweigen  die  Privilegien  KlaslV. 
von  den  Zinsen  und  verpflichten  den  Christen  blofs  vß 
Zahlung  der  Schuld,  für  welche  das  Pfand  haftet,  ohne 
Abzug;  die  übrigen  stimmen  mit  dem  Privilegium  vom  Jahn 
1244  überein. 

§13. 

III.    Aufhebung  der    Haftpflicht    des  jüdischei 
Pfandgläubigers  bei  zufälligem  Untergange  des 

Pfandobjektes. 

Von  dem  Grundsatze  der  unbedingten  Haftpflicht  für 
die  Erhaltung  und  die  Rückgabe  des  Pfandobjektes  ab 
einer  fremden  Sache  tritt  nach  dem  Fridericianum  dann  eine 
Ausnahme  ein.  wenn  der  Jude  durch  eine  Feuersbrunst  oder 
durch  Diebstahl  oder  Gewalt  seine  eigenen  Sachen  zaglekk 
mit  den  versetzten  Pfändern  verliert.  Stand  dies  fest,  noi 
der  Christ,  der  die  Sache  verpfändet  hatte,  belangte  trote- 
dem  den  Juden,  so  wurde  dieser  durch  seinen  Eid  %*on  der 
I^i-satzleistung  befreit  (Art.  7). 

Die   Haftpflicht   bei   dem   Untergange   oder   der   Ent- 

>)  Stobbe  a.  a.  0.  121,  242  N.  113,  a. 

«)  Boozek,  Cod.  dipl.  MoraTiae  IV,  N.  16  p.  17. 
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Wendung  einer  anvertrauten  fremden  Sache  wird  schon  im 
Mosaischen  Gesetze  geregelt. 

2  Mos.  22,  7,  8  bestimmt :  Wenn  jemand  seinem  Nächsten 
Geld  oder  Geräte  zum  Aufbewahren  giebt,  und  dasselbe 
wird  aus  dem  Hause  des  Mannes  gestohlen  und  der  Dieb 
befanden,  so  soll  dieser  zweifach  erstatten.  Wenn  der  Dieb 
iber  nicht  gefunden  wird,  so  soll  der  Herr  des  Hauses  hin- 
reten  vor  Gott  (oder  die  Richter,  elohim)  und  schwören, 
lafs  er  die  Hand  nicht  ausgestreckt  hat  nach  der  Sache 
les  Nächsten." 

Eine  andere  hierher  gehörige  Verfügung  enthält  2  Mos. 
!2,  10—15:  Wird  ein  Esel,  ein  Schaf  oder  ein  anderes 
fier  zur  Aufbewahrung  gegeben  und  es  stirbt  oder,  wird 
verletzt  oder  weggetrieben,  ohne  dafs  es  jemand  sieht,  so 
>ei  ein  Eid  Jehovas  zwischen  beiden ,  ob  er  nicht  die  Hand 
ausgestreckt  hat  nach  der  Sache  seines  Nächsten,  und  der 
Eigentümer  desselben  soll  es  annehmen,  aber  jener  nichts 
vergüten.  Wird  es  aber  bei  ihm  weggestohlen,  so  soll  er 
s  dem  Eigentümer  vergüten ;  wenn  es  zerrissen  wird ,  so 
5oll  er  es  ihm  zum  Zeugnis  bringen ;  das  Zerrissene  soll  er 
licht  vergüten.  Und  wenn  jemand  von  seinem  Nächsten 
Hwas  entlehnt  und  es  wird  beschädigt  oder  stirbt,  da  sein 
Eigentümer  nicht  dabei  war,  so  soll  er  es  vergüten.  War 
iber  der  Eigentümer  dabei,  so  soll  er  es  nicht  vergüten, 
mn  er  ein  Lohnarbeiter  war,  der  um  Lohn  mitging  M- 

Von  den  Nachtalmudisten  ist  besonders  R.  Nissim  b. 
tuben  aus  Gerona  (im  13.  Jahrhundert)  zu  erwähnen.  Der- 
elbe  erklärte  anläfslich  eines  bestimmten  Falles :  Wenn  auf 
n  Pfand  geliehen  wird,  so  hat  der  Pfandinhaber  für  Dieb- 
ahl  und  Verlust  einzustehen,  d.  h.  in  Fällen,  die  er  durch 
)rsicht  hätte  verhüten  können;  bei  Ereignissen  aber,  gegen 
?  keine  Vorsicht  schützt,  wie  I'euersbrunst ,  Uberschwem- 
mg,  räuberischer  Überfall  u.  a.  (also  in  den  Fällen  einer 


^)  Vgl.   hierzu  Saalschütz,  Das  mosaische  Kecht  II  S.  867  ff., 
eine    Ausgleichung    der    in    den    obigen    Stellen    vorkommenden 
ersprechenden  Anordnungen  versucht  wird. 
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via  major)  kanu  die  Zahluug  vuii  <ler  Rückgabe  des  Pfands« 
nicht  abhäugig  gcmaclit  werden,  doch  uiufs  der  Beranbt^ 
seine  Behauptung,  dafs  z.  B.  Rftuber  das  Pfand  niitgenommeo 
haben,  beschwören  ')■ 

Nach  römischem  Rechte  Itaftet  der  FaustpfandgUubi^ 
far  üniDis  culpa,  aber  nicht  für  casus*). 

Im  deutschen  Rechte  galt  als  Gnindprinrip  die  m- 
bedingte  Haftptlicht  fUr  ErhaltiiDg  und  Rückgabe  einn 
fremden  Sache;  allein  schon  die  ältesten  Recht^uelki 
lassen  Ausnahmen  zu.  So  verlangt  L.  Wisig.  V,  515  nr 
Befreiung  von  der  Haftpflicht,  dafs  bei  Brand  oder  ZerslörnB( 
durch  Feiudeshand  der  Inhaber  der  fremden  Sache  seine 
eigenen  mit  verloren  hiiho;  liei  Diebstahl  haben  Did 
L.  Wisig,  V.  5,  3  der  Eigentümer  und  der  Inhaber  it« 
Schaden  zu  gleichen  Teilen  zu  tragen-  Dieselbe  Beslimmiui 
hat  die  I.  Baiuw.  XV.  Dagegen  trifft  nach  Ed.  Luitiir.  131 
bei  Diebstahl  die  volle  Haftpflicht  den  VertrauensDiui. 
Bei  dem  Untergänge  von  Tieren  haftet  der  VertrauensmaM 
nach  L.  Wisig.  V.  5,  1  und  Baiuw.  XV.  1  nur  bei  niuBl' 
geltlicher  i'bemflhme  der  custodia  nicht. 

Der  Sachsenspiegel  (III.  5,  §  4)  und  Schwabei- 
spiegel  (258)  erklären  den  Pfandgläubiger  für  Schuld  vai 
Unglück  haftbar  und  machen  eine  Ausnahme  nur  im  FtDe 
des  gemeinen  Todes .  also  nur  bei  essenden  Pf^uden'L 
Dagegen  befreien  der  vermehrte  Sachsenspiegel  IV. 
42d  18  und  Purgoldt,  VIII.  83  bei  gleichzeitigem  Ver- 
luste seiner  eigenen  Habe  (ganz  im  Sinne  des  Art.  7  im 
Frider.)  den  Juden  von  dem  Rückersaixe  des  Pfandes. 


^^  Oeseb. 

^H  Institui 


')  Resp.  20  bei  Frankel.  Entwurf  einer  Gesteh,  der 
Litteratar.    Vgl.  daselbst  auch  die  Rei>potiscn  4,  9  des  R. 
Pumbedilft  (10.  Jalirh.)  S.  81.    Nach  rubbin.  Reuhte  (ChwEUtqi 
72,  2]  haftet  der  PfandgUubiger   für  jedes  Ver^rkuldeo  und    flkr  ri 
ineidlicben  Zufall.    Fassel  1  232  g  4GI. 

-)  Vgl.  besonders  Wächter,  Pandekten  1  §g  Sä,  91,  II   S  tSS. 
')  Meibom.  264  ff.,  327  ff.,  35:1  ff.  366  ff.,  410  ff;    ^tobbe.  Z 
Oeseb.  des  deutschen  VertragNrecbtes.    lBä5.    S.  251  ffL;   H«a*le 
Institutionen  des  deutAcheD  Privatrechtea  II  266. 
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Besonders  genau  behandelt  diese  Frage  das  Meifsner 
PririJegium.    Dasselbe  bestimmt  im  Art.  9,  dafs,  wenn  der 
Jude  das  Pfand  mit  anderen  eigenen  Sachen  durch  Feuer, 
Diebstahl  oder  gewaltthätigen  Raub  verliert  und  dies  be- 
wiesen wird  entweder  durch  den  Eid  auf  das  Buch  (d.  h. 
die  Thora)  oder  durch  wahrheitsliebende  Personen,  er  das 
iD  Verlust  geratene  Pfand  nicht  ersetzen  mufs,  aufser  wenn 
der  Christ  sein  Pfand  früher  einlösen   wollte  und  hierüber 
2fei  wahrheitsliebende  Juden  und  einen  Christen  als  Zeugen 
Mren  kann  und  der  Jude  das  Pfand  nicht  zurückgestellt 
kt  In  diesem  Falle  sollten  von  dem  Tage  der  angebotenen 
Einlösung  des    Pfandes  die  Zinsen  nicht  mehr  laufen  und 
bei  späterem    Untergange   oder    Verluste    desselben    durch 
Feuer,  Diebstahl  oder  auf  andere  Weise  war  der  Jude  ver- 
pflichtet, den  die  Darlehenssumme  samt  Zinsen  übersteigen- 
den durch  seinen  Eid  festgestellten  Wert  des  Pfandes  zurück- 
merstatten.     Wenn   jedoch   der   Jude   am    folgenden    Tage 
oder  an    irgend    einem    Tage    nachher    dem    christlichen 
Schuldner   das  Pfand  in  Anwesenheit  zweier  Christen   und 
eines  Juden  zur  Einlösung  anbot,   und  dieser  es  nicht  ein- 
löste, so  war  der  Jude  nach  Art.  10  dieses  Privilegiums  bei 
jtwaigem  späteren  Verluste  des  Pfandes  mit  anderen  eigenen 
Jachen  durch  Feuer,  Diebstahl  oder  Raub  zum  Rückersatze 
icht  verpflichtet. 

Nach  spanischem  Recht  ist  der  an  dem  Pfände  ge- 
lachte  Schaden  zu  ersetzen  (Fuero  Real  de  Rey  Don  Alfonso 
I  Sabio  1.  IV  t.  2  des  los  Judlos  1.  6.). 

Die  österreichisch-ungarischen  Judenordnungen 
3freien  den  jüdischen  Pfandinhaber  von  der  Ersatzpflicht 
ü  zufälligem,  das  ist  unverschuldetem  Untergange  der 
jrpfändeten  Sache  unter  zwei  Voraussetzungen: 

1.  Wenn  der  Jude  dieselbe  durch  eine  Feuersbrunst 
ler  durch  Diebstahl  oder  Gewalt  zugleich  mit  seinen  eigenen 
achen  verliert  und 

2.  wenn  dies  erwiesen  ist,  bezw.  bei  Belangung  des 
idischen  Pfandgläubigers  seitens  des  christlichen  Schuldners 
)n  ersterem  durch  seinen  Eid  bestätigt  wird.  Das  Belenum 
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befreit  von  diesem  Eide  in  dem  Falle,  wenn  diese  Th 
notorisch  ist,  wie  dies  in  Art.  1  des  ungarischen  Fr 
briefes  bezüglich  des  Beweises  bei  allen  notorischer 
Sachen  bestimmt  wird. 

Das  B  r  Q  n  n  e  r  Schöifenbuch  verlangt  dagegen  in  1 
mit  Beziehung  auf  das  im  Privilegium  vorkommend 
„constiterit",  dafs  der  Verlust  des  Pfandes  offen tlicl 
gemacht  und  nicht  verschwiegen  werde. 

Das  Judenprivilegium  für  Brixen  bestimmt  in 
„War  auch  daz  ein  schad  beschäh  an  den  pfänden, 
von  milben,  mewsen,  fewer,  gots  gewalt,  von  dieb< 
herren  not  ungeurlich,  das  sullen  die  Juden  nicht  l 
verleust  einer  sein  pfant,  so  verleust  der  jud  sein  gc 
auf  den  pfänden  stet"  ^).  Der  Vertrag  zwischen  den 
taneus  und  dem  Bat  in  Portenau  mit  dem  Juden  ! 
vom  20.  Juli  1399  und  mit  dem  Juden  Vivianu 
25.  August  1452  (Art.  18,  20  bezw.  Art.  10)«)  u 
Capitula  Judaeorum  Pirani  1484  (Art.  17)®)  gewähr 
privilegierten  Juden  ähnliche  Begünstigungen.  Nach 
des  ersteren  haftet  der  Jude  nicht  für  die  von  Mäuse 
Würmern  beschädigten  Pfänder,  falls  er  nachweisei 
er  habe  die  nötige  Vorsicht  angewendet,  daher  er  zu 
klopfen  der  Pfänder  (si  dicta  pignora  conquassabit)  ui 
Halten  von  Mausfallen  verpflichtet  war,  und  nach  j 
entfiel  bei  einem  Brande  oder  Raube  die  Ersatzpfiicht 
mehr  als  zwei  Pfänder  verloren  gingen.  Auch  die  C 
Judaeorum  in  Pirano  befreien  die  Juden  im  Art, 
dem  Rückersatze  durch  Mäuse  oder  Motten  verde 
durch  Raub  oder  in  anderer  Weise  abhanden  gekoi 
oder  bei  einer  Feuersbrunst  untergegangener  Pfand 


>)  Ähnliche  Bestimmungen  kommen  in  einzelnen  Schweiz 
rechten  (Winterthur  1340,  SchaflFhausen  1436)  vor.    Ulrich, 
Gresch.  aus  der  Schweiz  442,  404. 

')  Valentinelli,  Diplomatari  um  Portusnaonense  (Font. 
XXIV  117  ff.,  265  ff.). 

>)  I V  e  a.  a.  0.  80. 
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unter  der   Voraussetzung,   dafs    die    Juden    diese   Pfänder 
ehrlich  und  ohne  Trug  nach  ihrem  besten  Können  verwahrt 

haben. 

§  14. 

IV.    Die  Verpfändung  von  Immobilien. 

Die  Pfandbestellung  bei  den  bisher  behandelten  Faust- 
pfändern erfolgte,  wie  besonders  aus  Art.  6  und  7  des 
Fridericianum  hervorgeht,  durch  Übergabe  des  Pfandobjektes 
»D  den  Pfandgläubiger.  Diese  Pfänder  waren  einfache  Ver- 
sicherungs-  oder  Depositalpfänder,  weil  ja  sonst  der  jüdische 
Pfandgläubiger  aus  der  Gewährung  eines  Darlehens  einen 
doppelten    Nutzen    (Zinsen    und    Pfandbenutzung)    gezogen 

•hitte'). 

Anders  verhielt  es  sich  bei  der  nach  Art.  25  des  Frideri- 
cianum zulässigen  Verpfändung  von    Liegenschaften.    Hier 
erfolgte    die    Pfandbestellung    durch    eine    besiegelte   Ver- 
pftndungsurkunde  (per  literas  et  sigillum)  ^),  und  auf  Grund 
derselben  wurde  dem  jüdischen  Gläubiger  der  Besitz  zu- 
gewiesen   und    Schutz   gegen    Gewaltthätigkeit    gewährt®). 
Die  Fassung  des  Art.  25  läfst  im  Unklaren,  ob  dem  jüdischen 
Pfandgläubiger  durch   diese  Zuweisung  ein  Nutzpfand   oder 
ein  Verfallspfand   eingeräumt  wurde.     Die  in   Deutschland 
gebräuchlichste  Form  der  Ausnützung  des  Pfandrechtes  an 
unbeweglichen  Sachen  war  das  Nutzpfand  (mort-gage).    Das 
Fridericianum,  mit  welchem  die  böhmischen  Privilegien,  das 


*)  Dag  spanische  Recht  (Fuero  Real  IV,  II  L.  6)  verbietet  aus- 
träeklich  den  Grebrauch  de^  Pfandes  und  die  Überlassung  desselben 
n  einen  Anderen  zum  Gebrauche  bei  Strafe  des  Ersatzes  der  Hälfte 
e»  Wertes  desselben.  Auch  das  rabbin.  Recht  verbietet  den  Ge- 
ranch  (Chosch.  mischp.  72,  1). 

')  Nach  rabbin.  Rechte  wird  bei  unbeweglichen  Sachen  das 
fandrecht  durch  den  Schuldvertrag  erworben  (Chosch.  mischp.  39,  1). 
aggel  a.  a.  O.  227  §  448. 

^)  Wie  oben  (§  3)  nachgewiesen  wurde,  ist  die  Verpfändung  von 
omobilien  an  Juden  schon  vor  dem  Fridericianum  nachweisbar,  vgl. 
e  Urkunden  vom  28.  Januar  1238  und  vom  9.  Juli  1239  iU.B.  des. 
indes  o.  Enns  III  27,  XXIV  und  70  LXIV). 

Scherer,  Beiträge  I.  14 
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Judenstatut  Rudolfs  von  Habsburg,  das  Privilegium  Bolk 
von  Schweidnitz  1295  und  Heinrichs  III.  von  Glogau  1 
sowie  Art.  24  des  litauischen  Freiheitsbriefes  ttbereinstimi 
schweigen  über  die  aus  jener  Zuweisung  hervorgehei 
Rechte  des  Pfandgläubigers.  Die  Privilegien  B^las 
sprechen  ihm  jedoch  im  Art.  24  ausdrücklich  die  Jm 
provenientes",  somit  die  Pfandnutzung  zu,  bis  der  C 
erscheint,  der  diese  Besitzungen  einlöst  (Der  Beisat 
den  ungarischen  Freiheitsbriefen,  dafs  der  Jude  über  die 
diesen  Besitzungen  befindlichen  Christen  keinerlei  Ji 
diktion  ausübe,  entspricht  den  mit  dem  kanonischen  Re 
übereinstimmenden  später  zu  besprechenden  ungarisi 
Gesetzen.)  Aus  dieser  Bestimmung  der  ungarischen  Ju 
Satzungen  kann  vermutet  werden,  dafs  auch  in  dem  Fri( 
cianum  und  seinen  oben  angeführten  Nachbildungen  mit 
Zuweisung  der  verpfändeten  Besitzungen  blofs  die  Pfi 
nutzung  und  nicht  etwa  das  jus  distrahendi  eingeri 
wurde,  es  müfste  denn  aus  den  in  den  Privilegien  Otta 
1254  und  1268  vorkommenden  Worten:  „iure  aliorum  pi 
rum"  mit  Rücksicht  auf  Art.  27  gefolgert  werden,  dafs 
Juden  auch  bei  diesen  Pfändern  unter  Beobachtung  dei 
letzten  Artikel  vorgeschriebenen  Bedingungen  das  Verb 
recht  zugestanden  wird. 

Eine  ganz  eigentümliche  Verfügung  enthält  dagi 
das  Privilegium  Boleslaus  des  Fronmien  von  Ealisz 
16.  August  1264  und  das  demselben  zunächst  steh 
Privilegium  Kasimirs  III.  von  Polen  vom  9.  Oktober 
im  Art.  25  in  den  Ausgaben  von  Johann  v.  Lasko  (Comii 
incl.  regni  Poloniae  Privilegium.  Crac-  1506,  S.  163  ff.) 
Jakob  Prilusius  (Leges  s.  statuta  ac  privilegia  Regni  Pok 
etc,  Crac.  1551).  Daselbst  lautet  Art.  25:  ,Si  judaeos  8 
possessiones  aut  litteras  bonorum  immobiliam  peciu 
mutuaverit  id  quoque  ille,  cuius  res  est.  probaverit, 
Judaeo  et  ]»ecuniam  et  litterarum  pigmis  aMudicari  st 
mus.*"  Der  Jude  verliert  darnach  hei  Verpfikndung 
Immobilif'n  sowohl  sein  auf  dieselben  geliebeiies  CieU 
das  Pfand.  Es  ist  sehr  zu  bezweifeln,  dafe  diese  Lesart 
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ursprüDglichen  Texte  der  oben  erwähnten  Judenprivilegien 
entspricht;  es  liegt  vielmehr  die  Annahme  nahe,  dafs  Lasko 
und  nach  ihm  Prilusius  u.  a.  die  dem  Fridericianum  und  seinen 
Tocbterrechten  entsprechende  Bestimmung  im  Sinne  der 
Statuten  von  Wislica  1347  und  Warta  1423  (Art.  19)  umgestal- 
teten, welche  den  Juden  verboten,  Geld  auf  Briefe  zu  leihen. 
Diese  Annahme  wird  dadurch  gekräftigt,  dafs  Bandtkie 
in  seinem  Jus  polonicum  Vars.  1831  in  dem  mit  Bandtkie  II 
bezeichneten  Privilegium  folgenden  Text  bringt:  „Sijudaeus 
saper  possessiones  aut  litteras  magnatum  terrae  pecunias 
Mtoaverit  et  hie  (hoc)  per  suas  literas  et  sigillum  proba- 
verit,  nos  judaeo  (iure)  aliorum  pignorum  possessiones  assig- 
nabunos  obligatas  ei  eas  contra  vielen tiam  defendendo/ 

Das  Talmudische  Recht  weicht  von  dem  deutschen 
fiechte  und  den  österr.-ungarischen  Judenordnungen  bezüg- 
lich der  Ausnützung  verpfändeter  Inunobilien  wesentlich  ab. 
Nach  Talm.  Baba  mezia  67,  b  und  Joreh  Deah  172  §  1  wird 
nämlich  bei  Verpfändung  eines  Ackers  dem  Pfandgläubiger 
der  Bezug  der  Früchte  als  Äquivalent  für  das  Darlehen 
vom  Kapitale  in  Abzug  gebracht  und  das  Pfand  erst  nach 
der  auf  diese  Weise  erfolgten  Kapitalsrückzahlung  zurück- 
gestellt, eine  Form  der  Pfandbestellung,  die  bei  der  besonders 
in  Frankreich  üblichen  Todsatzung  (vif-gage)  zum  Ausdrucke 
kömmt,  bei  welcher  die  Amortisation  der  Schuld  durch  den 
Ertrag  des  Pfandes  erfolgt,  dieses  sich  somit  selbst  auslöst '). 

§15. 

V.    Erlöschung  des  Pfandrechtes. 

Das  Pfandrecht  erlischt  nach  dem  Fridericianum 

1.  durch  Untergang  der  Pfandsache  (Art.  7); 

2.  durch  Zahlung  (Art.  23).   Die  mora  solvendi  debitoris 


')  Vgl.  über  das  letztere  Kohl  er,  Pfandrechtl.  Forschungen. 
82.  S.  103  ff.,  164  ff.,  299.  Über  die  Pfandbenutzung  (Antichresis) 
eh  römischem  Rechte  vgl.  L.  11  D.  de  pign.  20,  1;  L.  17,  C.  de 
ir.  4,  S2,  L.  1,  3  D.  eod.,  Novelle  120  c.  4,  Glück  XIV  105  ff., 
ngerow  Fand.  §  384,  Arndts  §  381,  Windschoid  §  234,  Brinz  328  ff. 
:ügL  des  canon.  R.  c.  IX  de  usuris,  5,  19,  c.  6  X  de  pignor.  3,  21. 

14* 
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bezüglich  der  Zinsen  hatte  jedoch,  falls  die  Zinsen  nii 

binnen  Monatsfrist  berichtigt  wurden,  zur  Folge,  d 

der  Gläubiger  Zinseszinsen  verlangen  konnte; 

3.   durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  das  Pfand  besU 

war  (Art.  27).    Das  Sicherheitspfand  wurde  ein  Vi 

falls-,  beziehungsweise  Verkaufspfand. 

Nach   römischem  Rechte  konnte  der  Pfandgläubif 

die  verpfändete  Sache  verkaufen,  wenn  die  Forderung  flül 

der  Schuldner  in  mora  solvendi  und  kein  dem  Verkaufe  i 

Pfandes  entgegenstehendes  Übereinkommen  (pactum  de  n 

distrahendo)  getroffen  worden  war;  jedoch  war  er  zur  dr 

maligen  Anzeige  (denuntiatio)  an  den  Verpfänder  verpfliclit 

um  demselben  die  Möglichkeit  zur  Einlösung  zu  bieten  (L 

C.  §  l   de  iure  dom.   imp.  8,  34)  aufser,  wenn  verabrec 

worden  war,  dafs  der  Gläubiger  sofort  nach  Fälligwerd 

der  Schuld  das  Pfand  verkaufen  kann  (L.  8  §  3  D.  de  pii 

act.  13,  7);    er  mufste,  von  der  Fälligkeit  der  Schuld 

gerechnet,  dem  Verpfänder  noch  zwei  Jahre  (biennium  l 

tionis,   vor   Justinian    1   Jahr)   zur   Einlösung   des  Pfaw 

gönnen  (L.  3  §  1  C.  de  iure  dom.  imp.  8,  34),  endlich  mo( 

er ,  wenn  es  zum  Verkaufe  der  Pfandsache  kam ,  doi  V* 

Pfänder  benachrichtigen ,  damit  dieser  anwesend  sein  b 

(L.  4  C.  de  distr.  pig.  8,  28). 

Bis  Constantin  den  Grofsen  war  es  erlaubt,  die  Ven 
redung  zu  treffen,  dafs,  wenn  der  Schuldner  in  mora  kom 
dem  Gläubiger  das  Pfand  schlechthin  für  seine  Forden 
verfallen  solle  (pactum  commissorium ,  lex  commissoii 
Constantin  hat  diese  1.  commissoria  bei  jeder  Verpfändi 
verboten  und  für  ungültig  erklärt  (C.  Th.  III,  2  de  ee 
missoria  rescind. ,  L.  3  C.  8,  35  de  pact  pign.  et  de  1 
comm.  in  pignoribus  resciudenda  ^). 

Im  ältesten  deutschen  Rechte  verfiel  das  Pfand  (Wi 
vom  got.  vidan,  binden)  bei  Unterlassung  der  rechtzeitii 
Lösung  dem  Pfandgläubiger  an  Zahlungsstatt.  Hierin  t 
wenn  der  Verfall  des  Pfandes  bei  Säumnis  des  SehoMi 
nicht  durch  ein  Übereinkommen  im  voraus  aosbedimgeii  i 

1)  Vgl.  Arndts,  Pandekten  §§  375,  376;  Wächter  { 
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dreimalige  Aufbietung  seitens  des  von  dem  Gläubiger  an- 
gerufenen Gerichtes  erforderlich.  Nach  einzelnen  Partikular- 
rechten  (Rechtsbuch  nach  Distinktionen  I  40,  Stadtrecht  von 
Goslar  67,  27,  Braunschweig  §  53,  Lübeck  II  74,  156,  160, 
III  45,  81,  150  u.  a.)  mufste  der  Verpfänder  dreimal  vor 
Gericht  und  einmal  privatim  vor  Zeugen  aufgefordert  werden, 
sein  Pfand  einzulösen^).  Seit  dem  13.  Jahrhundert  nahm 
das  Pfand  immer  mehr  den  Charakter  eines  Sicherheits- 
pfandes an,  es  wurde  aus  einem  Verfallspfande  ein  Verkaufs- 
pfand und  der  Gläubiger  konnte  es,  falls  eine  andere  Ver- 
wertung undurchführbar  war,  nach  dreimaligem  Aufgebote, 
falls  kein  anderes  Übereinkommen  entgegenstand,  mit  Ge- 
nehmigung des  Gerichtes  verkaufen^). 

Der  Talmud  (Baba  mezia  65b,  66b)  und  das  rab- 
binische  Recht  (Choschen  mischp.  73)  gestatten  dem 
Gläubiger,  sich  das  Eigentumsrecht  an  dem  Pfandobjekte 
ftr  die  dargeliehene  Summe  auszubedingen,  bezw.  die  ge- 
richtliche Feilbietung  des  Pfandes  zu  veranlassen,  wenn  der 
Schuldner  ihn  nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  (nach 
Choschen  mischp.  73,  12  dreifsig  Tage  nach  der  verabredeten 
5eit)  befriedigt. 

Das  kanonische  Recht  erklärte  die  lex  commissoria 
der  das  pactum  commissorium  für  sündhaft  und  wucherisch 
:  7  X  de  pign.  3,  21). 

In  den  österreichisch-ungarischen  Judenprivi- 
gien  ist  dem  jüdischen  Pfandgläubiger  im  Art.  27  (bezw.  26) 
ir  Anfall  des  Eigentumsrechtes  an  dem  Pfände  unter  ge- 
issen  Modalitäten  gesetzlich  eingeräumt,  wenn  das  Pfand- 
jekt  bei  ihm  ein  Jahr,  eventuell  Jahr  und  Tag  uneingelöst 
rbleibt;  in  diesem  Falle  wird  das  einfache  Depositalpfand 
Igen  der  mora  solvendi  debitoris  nach  Ablauf  der  dem  Ver- 
Inder gewährten  gesetzlichen  Frist  und  gegen  Einhaltung 
•  im  Gesetze  vorgeschriebenen  Bedingungen  einDistraktions- 
nd.  Wenn  nämlich  ein  Jude  das  von  dem  Christen 
pfangene    Pfand    durch    ein  Jahr    inne   hatte,    wenn   der 

1)  Meibom  a.  a.  0.  335. 

9)  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  R.G.  2.  Aufl.  1894.  S.  684. 


Wert  des  Pfandes  das  djirgeliehene  Gelii  und  die  Zinw 
(in  den  ungarisclien  Freiheitsbriefen  steht  statt  ,usura' 
koDsequent  „poena")  nicht  überstieg  und  der  Jude  eeinen 
Richter  dieses  Pfand  vorwies,  so  stand  es  ihm  frei,  dasselk 
zu  verkaufen;  und  wenn  es  durch  Jahr  und  Tag  (1  Jiiir 
6  Wochen  3  Tage')  uneingelöst  bei  dem  Juden  verbheh, » 
konnte  derselbe  darüber  ohne  jede  weitere  VerantworUieb- 
keit  verfügen*).  Nur  das  Belenum  enthält  eine  ahweiebende 
Bestimmung ,  indem  darin  festgesetzt  wird .  dafs .  wenn  du 
Pfand  bei  dem  Juden  über  die  Frist  der  Übereinkunft  olffle 
Widerspruch  (ultra  terniinuui  conventionis  sine  protest«tinBt| 
verbleibt,  er  weiter  niemandem  verantwortlich  sei.  Die  ins 
der  Natur  des  Pfandrechtes  tiiefsende  Folge,  dals  der  bei 
dem  Verkaufe  des  Pfandes  sich  ergebende  f'berschufs  an  ta 
Schuldner  zurückzugeben  ist,  findet  im  Art  27  ausdrOek- 
liche  Anerkennung  in  den  Worten:  si  pignoris  valor  mututiB 
pecuniam  et  usuram  (pecuniam)  non  excesserit  — ,  da  ji 
Pfand  zur  Deckung  der  ganzen  Schuld  cum  omni  causa, 
nicht  über  dieselbe  hinaus  haften  soll.  Die  Bestii 
dafs  der  Jude  erst  nach  einem  Jahre  hezw  nach  Ji 
Tag  über  das  Pfand  verfügen  darf,  ist  strenger  als 
jüdischen  Rechte  t)ezüglich  des  Verkaufes  der  nicht  eil 
Pfänder  gellende  Regel,  nach  welcher  (Chosch. 
12)  das  nichteingelösle  Pfand  i)ereits  30  Tage  nach 
des  verabredeten  Zahlungstermines  verkauft  werden 
Da  jedoch  nach  dem  Talmud  (Gittin  10  b.  Baba  ksma 
Landesgesetze  verbindende  Kraft  haben ,  und 
Landesgesetz  verbietet,  nicht  geschehen  darf,  auch 
das  rabbinische  Gesetz  es  erlaubt,  so  durfte  geuift(^  AiL 
des  Fjider.  das  Pfand  erst  nach  Jahresfrist  bezv.  ■ 
Jahr  ujid  Tag  verflufsert  werden. 

Von    den   übrigen   österreichischen  Judeusatzung«ii  a 
zu  erwähnen  die  Brixener  Judenordnung  und  die  Satzui| 


k; 


i|  Grimm,  B^.  22.5. 

')  Vgl.   hieisu  A.  10  der  Carta  Judeorum   Anglii« 
Judaeo  quieti^  vendere  Tadinm  suum  poglqDfun  cttrhis  erit 
iotegnim  el  unum  dipm  tenuissc. 
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für  die  Juden  in  Portenau  imdPirano.  Die  erstere  be- 
stimmt im  P.  5:  „vnd  war  ein  phand  mar  dann  ain  jar  stet, 
so  soll  es  des  Juden  aigen  sein,  ob  das  ze  Trient  vnd  ze 
Bozen  auch  also  der  Juden  recht  ist",  und  im  P.  6:  „war 
aber  ain  pfand  gewest,  das  der.jud  nicht  lenger  wil  halten, 
so  soll  der  jud  ainen  Schergen  zu  jm  schicken,  des  das  pfant 
ist,  der  jm  sag,  daz  er  das  pfand  nicht  lenger  haben  will; 
löfst  er  dan  das  nicht  in  acht  tagen  darnach,  so  mag  der 
jttd  sein  pfand  wol  verkaufen".  Hier  ist  also  der  im 
Fridericianum  nicht  berücksichtigte  Fall  vorgesehen,  dafs 
(ier  Jude  das  Pfand  vor  der  Zeit  zurückstellen  will.  Auch 
P.  7  geht  über  das  Fridericianum  hinaus:  „war  aber  ain 
tidung  zwischen  jn  auf  ain  zeit,  so  soll  aber  nach  derselben 
vergangen  Zeit  das  pfand  sein  aigen  sein  vnd  bedarf  der 
jvd  nicht  ain  jar  zu  beiten",  eine  in  einem  bischöflichen 
Priyilegium  um  so  bemerkenswertere  Bestimmung,  als  in 
derselben  eine  Anerkennung  des,  wie  oben  erwähnt,  von  der 
Kirche  verpönten  pactum  commissorium  liegt. 

Das  Portenauer  Privilegium  vom  Jahre  1399  fordert 
im  P.  6,  dafs  der  Jude  das  über  ein  Jahr  bei  ihm  stehende 
Pfand    sowie    dessen    Eigentümer    dem    Podesta    anzeige^ 
welcher  den  Letzteren,  falls  er  aus  dem  Portenauer  Distrikt 
war,  auffordern  sollte,  das  Pfand  binnen  14  Tagen  einzulösen, 
widrigens  es  in   das  Eigentum   des  Juden  übergehen  sollte. 
3?ach  dem  Portenauer  Privilegium  1452  war  (Art.  2)  die 
Ausrufung  (crida)  der   über  ein  Jahr  stehenden  Pfänder  im 
Gebiete  von  Portenau  mit  dem  Beisatze  vorgeschrieben,  dafs 
der  Verpfänder   das  Pfand  binnen  Monatsfrist  einlösen,    die 
Zinsen    bezahlen    oder   sich   mit   dem   Pfandgläubiger    ver- 
gleichen solle,   widrigens  das  Pfand  verkauft  würde.    Jedes 
Pfand    über   vier  Pfund    sollte   dreimal    ausgeboten   werden 
(per  tre  merchori,  an  drei  Mittwochen  nacheinander)  (Art.  3) 
und  ein  auswärtiger  Edelmann   oder  Kastellan,  welcher  ein 
Pfand   über  ein  Jahr  ohne  Zinsenzahlung  stehen   liefs,  von 
dem   Juden   mittels   eines   Zettels    zur  Einlösung   desselben 
aufgefordert  werden,    widrigenfalls   es   dem  Juden    zufallen 
sollte  (Art.  4).    Die  Capitula  Judaeorum  Pirani  ent- 
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halten  in  den  Art.  18,  19  und  20  ähnliche  Satzungen,  nur 
mufste  die  crida  viermal  von  14  zu  14  Tagen  auf  dem 
Marktplatze  in  Pirano  stattfinden,  die  Versteigerung  der 
Pfänder  unter  Intervention  eines  Richters  und  des  Kanzlers 
des  Podeste  öffentlich  erfolgen  und  bei  Erzielung  eines 
nach  Abzug  des  Kapitales,  der  Zinsen  und  der  entstan- 
denen Kosten  verbleibenden  Überschusses  dieser  dem  Ver- 
pfänder  ausgefolgt  werden ,  welcher  andererseits ,  falls  der 
erzielte  Erlös  nicht  ausreichte,  dem  Juden  für  den  Abgang 
aufkommen  mufste. 

B.  Strafrecht 

§  16.    Einleitang. 

I.  Die  das  materielle  Strafrecht  behandelnden  Bestim- 
mungen  sind  in  dem  Fridericianum  in  den  Art.  9,  10,  U, 
(12),  13,  14,  15,  18,  21,  26  und  28  enthalten.     Die  auf  fie 
einzelnen  Delikte  gesetzten  Strafen  sind  in  diesem  Juden* 
Privilegium    mit   geringen    Ausnahmen   bestimmt    angesetzt 
und  unterscheidet  sich  dieses  Judengesetz  hierdurch  (mit  seinei 
Nachbildungen,  den  Ottakarischen  Freiheitsbriefen  und  des 
Rudolfinischen  Privilegien)  wesentlich  von  den  ungarischen  uni 
schlesisch- polnischen  Judenordnungen,   indem   die    letzterai 
zum  Teile   keine  bestimmten  Strafsätze  enthalten,    sonderm 
entweder  auf  die  Landesgewohnheiten  (so  die  ungarischen 
im  Art.  9,  11,  die  schlesisch-polnischen  im  Art.  9,  11,  14,18) 
oder   auf  das  Landesrecht  (so  Art.  21    der  schlesisch-pol- 
nischen) hinweisen  oder  die  Strafe  dem  Ermessen  des  Königs 
tiberlassen   (so  die  Belenischen  in  den  Art.  11,  20).     Eine 
den  schlesisch-polnischen  Judensatzungen  eigentQmliche  Strafe 
ist  die  Verurteilung  zur  Leistung  einer  bestimmten  Quantitit 
von  Pfeffer  (Art.  15,  16). 

Von   den    gleichzeitigen    Landes-   und    Stadtreehten 
Osterreich   unterscheiden  sich   die   strafrechtlichen 
mungen  des  Fridericianum  dadurch,  dafs  die  Strafsfttze  te 
letzteren  meist  höher  sind  als  in  den  ersteren.    Der  Gnni 
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hienon  liegt  darin,  weil  die  Juden  nach  den  Landfrieden^) 
fllr  ihre  Person  und  ihr  Eigentum  einen  besonderen  Frieden 
haben  und  weil  sie,  wenn  auch  nicht  Kammerknechte  ge- 
nannt, doch  als  zur  herzoglichen  Kammer  gehörig  behandelt 
werden  (Art.  9,  10,  11,  14,  28),  daher  die  Tötung  oder  Ver- 
letzung eines  Juden  und  der  Eingriff  in  ihr  Eigentum  nicht 
nur  als  Bruch  eines  besonderen  Friedens ,  sondern  auch  als 
Schädigung  des  Herzogs  selbst,  als  ein  Majestätsverbrechen 
(deshalb  die  sonst  nur  bei  Majestätsverbrechen  eintretende 
Vermögenseinziehung  bei  Ermordung  eines  Juden  und  Schän- 
dung ihres  Friedhofes  Art.  10  und  14)  aufgefafst  und  be- 
straft wird. 

Die  in   dem  Fridericianum  vorkommenden   Strafdelikte 
lassen  sich  einteilen: 

I.  in  Delikte  gegen  Personen  (Art.  9,  10,  11,  [12],  13, 
18,  20,  21,  26)  und  gegen  das  Eigentum  (Art.  14,   15,  28); 

II.  in  Delikte  der  Christen  gegen  Juden  (Art.  9,  10,  11, 
[12],  13,  20,  21  bezw.  Art.  14,  15,  28)  und  der  Juden  gegen 
Fuden  (Art.  18,  event.  8); 

III.  in  Ungerichte,  Halsgerichte,  hohe  Wrogen,  die  an 
lals  (Art.  10,- 13,  14,  26,  28)  oder  Hand  (Art.  21,  event. 
ei  Zahlungsunfähigkeit  des  Thäters  Art.  11)  gehen  oder  die 
lit  Bufse  und  Wette  (dem  alten  Friedensgelde)  bestraft 
erden  (Art.  9,  11,  15,  18). 

II.    Die  einzelnen  Delikte. 

§  17    a.  Delikte  der  Christen  ge^en  Juden. 

1.    Verwundungen  aller  Art  (vulnus  qualecunque) 

(Art.  9,  11,  21). 

Nach  Art.  9  hatte  bei  Verwundungen  aller  Art,  die  ein 
hrist  einem  Juden  zufügt,  der  Schuldige  dem  Herzoge  für 

')  Schon  im  ältesten  deutschen  Landfrieden  Heinrichs  IV.  1103 
LG.  LI.  II  60)  ist  ihnen  eidlich  Sicherheit  zugesichert;  ebenso  in  der 
reaga  Henrici  (1224?)  c.  1,  im  Landfriedensbündnisse  1254,  im  Mainzer 
eichfilandfrieden  1235  (Mon.  G.LI.  267,  868,  313).  Vgl.  auch  Sachsen- 
negel II  66  §  1,  III  6  §  3. 
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seine  Kammer  12  Mark  in  Gold,  dem  Verwundeten  12  M; 
in  Silber  und  die  Heilungskosten  zu  bezahlen. 

Schon  die  Schutzgesetze  des  Kaisers  Arcadius  397  i 
Honorius  412  verboten  Mifshandlungen  der  Juden  *).  Ehe 
untersagte  die  Schutzbulle  Innocenz'  III.  vom  16.  Septem 
1199*)  den  Christen,  einen  Juden  ohne  richterliche  E 
Scheidung  zu  töten,  zu  verwunden  oder  ihm  sein  Geld  in 
zunehmen. 

Bei  Vergleichung  mit  den  gleichzeitigen  Landes-  u 
Stadtrechten  in  Osterreich  fällt  zunächst  auf,  dafs  das 
mosaischen  Gesetze  (2.  Mos.  21,  12,  23 — 25)  begrüiuk 
Talionsprincip  gerade  in  dem  Judenprivilegium  keine  ai 
drückliche  Anerkennung  fand,  obwohl  das  österreichise 
Landrecht  (Art.  6)  und  die  meisten  gleichzeitigen  StK 
rechte  (Ennsl212,  Wien  1221,  1244,  Haimburg  1244,  Brü 
1243,  §9,8),  femer  der  Schwabenspiegel  (176,  201)  I 
Zahlungsunfähigkeit  des  Thäters  den  Gnindsatz  derWiedi 
Vergeltung  klar  und  deutlich  aussprechen. 

Nach    der    Satzung    iür   die    nach    Österreich   Ha» 
treibenden  Regensburger  Kaufleute  vom   9.  Juli  1192*) 
für  die  Verwundung  eines  Menschen    ^quod  >nilgariter  Ici 
dicitur"    an   den  Richter  eine  Wedde  von    10  Talenten 
zahlen.    Dieselbe  Strafe  tritt  nach  dem  Ennser  Stadtrei 
1212*)  bei  Verlust  des  Auges,   der  Nase,   des  Fufses,  i 
Hand  oder  eines  „nobile  membrum"  und  überdies  eine  Ba 
von  10  Talenten  an  den  Verletzten  ein.    Bei   „lern"  wai 
je   3  Talente   an  den   Richter   und   den   Beschädigten, 
„lideschärt"    (detrimentum   membrorum)  je  3  Talente, 
leichteren   Verletzungen  je  2  Talente   (für  servientes  i 
leviores  personae  je  60  Denare)  zu  zahlen.    Bei   Insoh 
trat   Talion    ein.     Die  gleichen    Bestimmungen    haben 


>)  12,  Cod.  Th.  16,  8;  21,  16,  8. 
»)  c.  9  X,  5,  6. 

')  V.  M  e  i  1 1  e  r,  Österr.  Satzangen  ans  der  Zeit  der  BabenlM 
(Arch.  f.  Kunde  österr.  Greschichtsqnellen  X). 
*)  V.  Meiller  a.  a.  O.  97  ff. 
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citierten  Stadtrechte  für  Wien,  Haimburg,  Brunn  u.  a.,  nur 
fehlt  im  letzteren  die  Bestimmung  der  Strafe  bei  „lern". 

Nach  dem  Iglauer  Stadtrechte*),  Art.  76,  und  nach 
dem  Stadtrechte  für  Deutschbrod  1278*)  erhalten  der 
Verwundete  Va  Mark,  der  Richter  und  die  Schöffen  eben- 
falls Vi  Mark ;  nach  dem  Brünner  Stadtrechte  aus  dem 
Anfange  des  14.  Jahrhunderts*),  Art.  89  (83),  erhalten  der 
Verletzte  ein  Vierdung,  der  Richter  Va  Vierdung;  nach  dem 
Stadtrecht  von  Leobschütz  (bestätigt  von  Pfemysl  Otto- 
kar II.  28.  August  1270)*),  §  27,  zahlte  der  Verletzte,  wenn 
er  sich  nicht  mit  7  Zeugen  reinigen  kann ,  10  Mark ,  von 
welchen  zwei  Drittel  dem  Richter,  ein  Drittel  dem  Verletzten 
lufallen,  eventuell  verliert  er  die  Hand. 

Vergleicht  man   mit  diesen  Strafen    die  Strafsätze  des 
Fridericianum,  so  fällt  (abgesehen  von  dem  höheren  Betrage) 
sofort  auf,  dafs  die  Geldstrafen   nicht  in  Talenten,  sondern 
in  Mark  zu  zahlen  sind  und  zwar  an  den  Herzog  in  Gold, 
*D  den  Verwundeten  in  Silber.    Wenn   auch   für   die  erste 
flilfte  des  13.  Jahrhunderts   der  Wert  des  österreichischen 
Mennigs  noch  nicht  genau  sichergestellt  ist,  so  wurden  doch 
^hweisbar  seit  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  (daher  viel- 
feicht   schon   unter   Herzog   Friedrich  II.)    auf    eine   Mark 
Silber  anderthalb  Pfund  Wiener  Pfennige  gerechnet  *).    Jeden- 
ills  waren   daher  die   für  die  Verwundung  eines  Juden  zu 
ihienden  Geldstrafen  viel  höher,  als  die  in   den    oben  an- 
führten Satzungen  enthaltenen.     Aufser  den  Strafen  hatte 
er  der  Christ   an  den  Juden  auch  die  Heilungskosten  zu 


')  Tomaschek,   Deutsches  Recht    in    Osterreich    im    13.  Jahrh. 

9.     S.   282. 

2)  Sternberg,  Umrisse  einer  Geschichte  der  böhmischen  Berg- 

rke  1  2,  35. 

^)  Röfsler,  Rechtsdenkmäler  11  363. 

*)  Xzschoppeu.  Stenzel,  Urkundenbuch  zur  Gesch.  Schlesiens 

—381. 
'*)    Huber,  Untersuchungen  über  die  Münzgeschichte  Österreichs. 

.     S.   7. 
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zahlen,  eine  aus  dem  jüdischen  Rechte  herübergeno 
Folge  des  Deliktes  (2.  Mos.  21,  18,  19)*). 

Mifshandlungen  eines  Juden  seitens  eines  Christe 
Blutrunst  (ita  quod  sanguinem  eins  non  effuderit) 
nach  Art.  1 1  des  Fridericianum  mit  einer  Strafe  von 
Gold  an  den  Herzog  und  4  Mark  Silber  an  den  Mifshai 
im  Falle  der  Insolvenz  mit  Verlust  der  Hand  bedroh 
Satzung  für  die  Regensburger  Kaufleute  vom  9.  Ju 
bestimmt  eine  Strafe  von  3  Talenten,  bei  Zahlungsu 
keit  kann  der  Richter  „super  cutem  et  crines*  des  ' 
entscheiden.  Das  Ennser  und  Wiener  Stadtrecht  set: 
leichte  Verwundungen  eine  Strafe  von  2  Talenten  (f 
vientes  und  leviores  personae  von  60  Pfennigen),  e\ 
Prügelstrafe  fest.  Das  Brünner  Stadtrecht  1243,  Art 
enthält  die  Strafen  von  1  Pfund  an  den  Richter,  2  PI 
den  Geschlagenen,  event.  gemäfs  Art.  12  (11)  bei  In 
6  Wochen  Arrest  (aufser  bei  geringen  und  uneh 
Menschen,  bezüglich  welcher  der  Thäter  sogar  freigesj 
wird,  wenn  er  dies  bezeugen  kann  „selb  dritter  € 
manne").  Nach  dem  Iglauer  Stadtrechte  Art.  54 
Strafe  Verlust  der  Hand ,  nach  Art.  86  bei  In 
6  Wochen  Arrest.  Das  Leobschützer  Stadtrecht  entl 
Art.  29  lediglich  die  Bestimmung:  actorem  dehiU 
complacabit.  Das  Stadtrecht  von  Brunn  aus  dem  I 
des  14.  Jahrhunderts  Art.  60  (24)  bestimmt  als  Sin 
Verlust  der  Hand,  „wenn  ein  vrumer  mensch  von  lern 
chnutteln  geslagen  wiert". 

Zu  den  hier  behandelten  Delikten  gehört  auch 
Art.  21  mit  der  Strafe  des  Abhauens  der  Hand  b 
Fall,  wenn  ein  Christ  an  eine  Jüdin  gewaltsam  Ha 
legt  2). 


>)  Die  MischDa  (Baba  Kama  83)  bestimmt  bei  Leibesreil« 
eine  fünffache  Geldstrafe:  Schaden  (neseck),  Schmerzensgel 
Heilungskosten  (ripui),  Versäumniskosten  (schebet)  und  Sd 
(boschet).  Vgl.  Duschak,  Das  mosaisch-talmud.  Strafrecht.  18 

*)  Schon  Tomaschek,  Deutsches  R.  in  Österreich  im  1 
1859.    S.  297,   bemerkt,   es  sei  auffallend,  dafs  die  qpfttere 
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2.   Mord  (Art.  10  und  20). 

Wenn  ein  Christ  einen  Juden  tötet,  so  soll  er  mit  dem 
Tode  bestraft  werden  und  sein  bewegliches  und  unbeweg- 
liches Vermögen  (nach  dem  Rudolfinum  1277  nur  das  beweg- 
liche Vermögen)  in  das  Eigentum  des  Herzogs  übergehen 
(Art  10). 

Das   mosaische  Gesetz   (1.  Mos.  9,  6;   2.  Mos.  21,   12) 
und  der  Talmud  (Sanhedrin  53,  a)  bedrohen  den  Mord  mit 
der  Todesstrafe.     Kirchliche  Vorschriften  gegen  die  Ermor- 
dung der  Juden  sind  schon  am  Ende   des  10.  Jahrhunderts 
nachweisbar.    So  berichtet  Regino  (de  causis  synodalibus  et 
fccipl.  eccl.  IL  c.  94)   über   den    Beschlufs    einer  Mainzer 
Sjnode  [vor  906]):  „Qui  odii  meditatione  vel  propter  cupidi- 
Utem  Judaeum  vel  paganum  occiderit,  quia  non  leve  Vitium 
CMnmittitur,  ut  homicidam  convenit  poenitere,"  und  die  oben 
^Ahnten  päpstlichen  Schutzbullen  verbieten  ausdrücklich, 
<Äien  Juden   ohne  richterliche  Entscheidung  der  weltlichen 
Gewalt  zu  töten.    In  Deutschland  bestimmten  das  Speierer 
^  Wormser  Privilegium  im  Art.  13  und  das  Wiener  Juden- 
WviJegium  Kaiser  Friedrichs  IL  vom  Jahre  1288  im  Art.  8, 
Jafs   bei  Ermordung   eines  Juden   sowohl   der  Anstifter  des 
Ifordes  als  der  Mörder   12  Pfund  Gold    an    das  kaiserliche 
Ifar  zu  zahlen  haben ;  bei  Verwundungen  betrug  die  Strafe 
Pfand.      Nach    dem   Wiener   Privilegium   sollte  für   einen 
'klaven,  der  getötet  oder  verwundet  hatte,  sein  Herr  die  obige 
träfe  zahlen  oder  denselben  zur  Bestrafung  ausliefern.    Die 
I  den  Judensatzungen  für  Speier  und  Worms  bei  Zahlungs- 


tzuDgan  anstatt  „iudee"  alle  „iudeo"  haben.  —  Der  richtige  Text 
irfte  aber  „iudee"  sein,  weil  die  Juden  durch  A.  11  gegen  Verwun- 
ngen  und  Mifshandlungen  ausreichend  geschützt  sind  und  es  schwer 
iständlich  wäre,  warum  im  A.  21  bezüglich  ihrer  nochmals  mit  dem 
eiten  Absätze  des  A.  11  fast  identische  Bestimmungen  getrofiPen 
rden.  A.  21  scheint  die  Tendenz  zu  haben,  speciell  die  Jüdinnen 
ren  Gewaltthaten  zu  schützen,  so  dafs  er  eigentlich  eine  Ergänzung 
A.   11   ist. 
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Unfähigkeit  festgesetzte  Strafe  des  Abhaueos  der  n 
Haud  ging  in  das  Privilegium  für  die  Juden  in  Wien 
über.  Der  Sachsenspiegel  enthält  III.  6  §  3  die  Bestim 
dafs,  wenn  ein  Christ  einen  Juden  erschlägt  oder  ü 
an  ihm  thut,  man  über  ihn  richte,  weil  er  des  I 
Frieden  an  ihm  gebrochen  (aufser  wenn  der  Jude  ^ 
führt,  in  welchem  Falle  der  besondere  Friede  a 
[Sachsenspiegel  III.  2,  Deutschenspiegel  198,  Schwaben! 
255]  und  er  daher  auch  auf  den  besonderen  Schut 
Anspruch  erheben  kann). 

Von  den  österreichischen  Rechtsquellen  im  13. 
hundert  ist  am  präcisesten  das  Stadtrecht  von  Göd: 
Mähren  aus  dem  Jahre  1228^):  Et  si  quis  aliquem 
fecerit,  caput  pro  capite  ponderetur.  Das  österrei« 
Landesrecht  zählt  Mord  zu  den  hohen  Wrogen  (A 
er  ist  bei  Überführung  des  Thäters  nach  Landesgewo 
daher  mit  Rücksicht  auf  das  im  Art.  6  ausgespi 
Talionsprincip  mit  dem  Tode  zu  bestrafen.  Viel  1 
ziertere  Bestimmungen  bezüglich  des  Beweises,  aber  i 
bezüglich  der  Strafe  enthalten  die  anderen  Satzungei 
mehr  erwähnte  Satzung  für  die  Regensburger  H 
leute  vom  9.  Juli  1192  enthält  kein  bestimmtes  Sti 
sondern  überläfst  es  dem  Totschläger,  sich  nach  seine 
mögen  mit  dem  Richter,  eventuell,  wenn  dieser  zu 
wäre,  mit  dem  Landesherm  abzufinden. 

Die  Stadtrechte  vonEnns  1212,  Wien  1221  an< 
Brunn  1243,  Art.  4  (3),  Leobschütz  §  20,  I 
A.  71  u.  a.  legen  das  Hauptgewicht  auf  den  Beweis  \ 
stimmen  (zum  Teile  auch  da  erst,  falls  sich  der  B 
digte  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  reinigen 
nur  bei  Ergreifung  auf  handhafter  That  und  we 
sieben  ehrbaren  Männern  der  Beweis  geführt  wird, 
nicht  in  Notwehr  (vim  vi  repellendo)  gehandelt  h; 
Mord  (Totschlag)  die  Todesstrafe.    Die  Detailbestinu 


1)  BoCek,  Cod.  dipl.  Moraviae  II  204. 


—     228    — 

sind  vorwiegend  prozessualer  Natur  und  können  hier  nicht 
weiter  behandelt  werden  *). 

Bezüglich  des  Mordes,  dessen  Thäter  unbekannt  ist, 
enthält  Art.  20  die  unter  dem  Einflüsse  der  mittelalterlichen 
Anschauungen  wesentlich  modifizierten  Bestimmungen  über 
die  Verpflichtung  der  Verwandten  (amici),  als  goöl  had- 
dam  (Löser  des  vergossenen  Blutes)  die  Bestrafung  des 
Mörders  zu  überwachen,  bezw.  ihn  zu  bestrafen.  Dieselben 
werden  bei  dem  Beweisverfahren  erörtert  werden. 

3.  Unrechtes  Mautnehmen  und  reraub. 

Nach  Art.  12  sollte  ein  Jude,  der  Waren  oder  andere 

mautpflichtige  Sachen  mit  sich  führt,  an  allen  Mautorten  nur 

die  Maut  zahlen,  die  ein  Bürger  der  Stadt  zahlen  würde,  in 

welcher  der  Jude  zu  jener  Zeit  weilt.   Eine  Strafbestimmung 

lei  eventueller  Einhebung  einer  ungebührlichen  Maut  ist  im 

IVidericianum  nicht    enthalten.     Ergänzend    mufs  bemerkt 

werden,  dafs  nach  dem  Landfrieden  vom  Jahre  1235,  §  8*), 

fem  Landfrieden  Pfemysl  Ottakars  für  Österreich  vom  Jahre 

1251*)   und   nach    dem  österreichischen   Landrechte  (I:  57, 

D:  43)  das  unrechte  Maut-  oder  Zollnehmen  mit  der  Strafe 

fes  Strafsenraubes  (gemäfs  Art.  8  L.R. ,  Sachsenspiegel  IL 

13,  5  und  Schwabenspiegel  42   mit  dem  Tode)  bedroht  war. 

fach   dem   Iglauer  Stadtrechte*)  Art.  94  sollte   der  dieses 

Deliktes    überwiesene   Mauteinheber    bei    dem  ersten    Falle 

solidi  an  den  Richter,  30  an  jeden  Geschworenen  zahlen 

öd   das   widerrechtlich  eingehobene  Mautgeld  an   den   Be- 

ichteiligten    zurückerstatten.     Im  Wiederholungsfalle    traf 

n  eine  Strafe  von  12  Talenten  an  den  Richter  und  die  Ge- 

hworenen  und  er  mufste  das  ungebührlich  erhobene  Maut- 

Id     persönlich    an    den    Geschädigten    zurückstellen.      Im 

eit^n  Wiederholungsfalle  sollte  er  Freiheit  und  Vermögen 

et    sua    redimat)   nach    Befund   des   Richters,    der   Ge- 


J)  Vgl  Tomaachek  a.  a.  0.  263  ff. 

^)  M-G.  LI.  IV  577. 

3,  Arch.   f.  K.  ö.  G.  I  1,  57. 

*)  A.  a.  O.  294. 
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schworenen  und  dessen ,  den  er  gegen  Recht  zur  höher« 
Mautzahlung  verhalten,  lösen ^). 

Nach  Art.  13  des  Fridericianum  durften  Jdie  Mautein- 
nehmer  bei  Überführung  des  Leichnams  eines  Juden  keine 
Maut  einheben ;  falls  ein  Mautner  etwas  hierbei  erprefst,  so 
soll  dies  als  Beraubung  eines  Toten,  die  gewöhnlich  „reraub* 
genannt  wird,  bestraft  werden.  Reraub  (ahd.  walanwb^ 
hrfiroub ,  mhd.  rßroup)  ist  die  Beraubung  der  Leichen  vai 
Gräber*).  Später  wurde  der  Begriff  erweitert.  Art.  29 
des  steiermärkischen  Landrechtes*)  definiert  Reraub  folgender- 
mafsen :  Also  ist  vmb  rera wb ,  da  man  nympt ,  wann  ei 
print  oder  da  man  toten  lewten  abczewcht  oder  tragundei 
weyben  oder  all  sich  lewt,  die  sich  nicht  erwem  mügen,  du 
haissent  aller  rerawb. 

Reraub  galt  als  qualifizierter  Raub  und  gehörte  wie  da 
Mord  zu  den  Ungerichten.  Die  treuga  Henrici,  Art.  IS* 
bestimmt:  „Quicunque  predam  que  reraup  et  predam  q« 
sexanraup  et  tertium  quod  sach  dicitur  comiserit,  si  flagraill 
malefitio  iudici  presentatus  fuerit,  capite  plectetur** ,  und  iä 
Rechtsbuch  nach  Distinktionen  III,  17,  35  erklärt:  Vfl 
rechte  sal  keyn  jodde  czoln  noch  mauten,  her  sy  lebeadl 
ader  tod,  wenn  also  ein  christenman.  Wo  sy  dy  zcoloer  obl 
daz  twingen,  daz  ist  eyn  roub*). 

Gleiche  Bestimmungen  wie  das  Fridericianum  enthiltfl 
die  Nachbildungen  desselben;  nur  wird  statt  des  WortI 
„reraub"  in  den  Ottakarischen  Privilegien  das  Wort  «ll 
rawber"",  in  dem  Privilegium  1255  die  Bezeichnung  «rtuW 


1)  Vgl.  dazu  A.  15  (4)  des  Brünner  Stadtrechtes  1243  bei  Refill 
(R.  II  348).  Bezüglich  der  Maut-  und  ZoUbehaDdlung  der  Jndoi  i 
Deutschland  vgl.  Stobbe  a.  a.  O.  42,  218  N.  47. 

*)  Vgl.  Grimm,  Deutsches  Wörterbuch  VIII 210,  218;  Briinai 
Rechtsgeschichte  II  64. 

•)  Herausgegeben  von  Bisch  off.  1875.  S.  164.  VgL  n 
Bischoff,  Das  älteste  Olmfitzer  Stadtbuch.  1877.  S.  13  und  Bitai 
Schöffenbuch  A.  401,  446. 

*)  Pertz,  M.G.  259. 

^)  Ober  die  Behandlung  toter  Juden  in  DeotaehUnd  beiif^ 
der  Maut  vgl.  Stobbe  a.  a.  O.  117  N.  46. 
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und  in  den  schlesischen  das  Wort  „robbar"  gebraucht^ 
während  die  belenischen  Privilegien  bestimmen:  Ut  praeda 
mortui  puniatur. 

4.    Friedhofsschändung. 

Wenn  ein  Christ  den  Judenfriedhof  durch  welche  Ver- 
wegenheit immer  verwüstet  oder  in  denselben  eindringt,  so 
soll  er  gemäfs  Art.  14  nach  Form  des  Rechtes  sterben  und 
aD  sein  Eigentum ,  wie  immer  es  heifsen  mag ,  fällt  an  die 
Kammer  des  Herzogs. 

Nach  der  Bibel  und  dem  Talmud  soll  der  Friedhof  mit 
Ehrfurcht  behandelt  werden  *).  Die  päpstlichen  Schutzbullen 
verbieten  die  Schändung  der  Judenfriedhöfe  und  Aus-^ 
p^bungen  der  Leichen  auf  das  strengste:  Ad  hoc  malorum 
lominum  pravitati  et  avaritiae  obviantes,  decernimus,  ut 
emo  coemeterium  Judaeorum  mutilare  aut  invadere  audeat 
ive  obtentu  pecuniae  corpora  humana  effodere.  In  Deutsch- 
nd  waren  die  Friedhöfe  durch  den  Gottes-  und  Land- 
Jeden  als  besonders  befriedete  Stätten  gegen  Frevel  ge- 
hützt «). 

Die  Ottakarischen  Judenordnungen  1254  und  1268  und 
s  Rudolfinische  Privilegium  stimmen  mit  dem  oben  citierten 
tikel  des  Fridericianum  tiberein;  dagegen  fehlt  derselbe 
izlich  in  den  ungarischen  Judensatzungen  und  in  dem 
ivilegium  Pfemysl  Ottakars  vom  8.  März  1255,  und  in  den 
lesisch-polnischen  und  dem  litthauischen  Privilegium  ist 
tt  der  Todesstrafe  bestimmt:  „ut  secundum  terrae  nostrae 
suetudinem  et  iura  graviter  puniatur",  dabei  aber  die 
mögenskonfiskation  beibehalten. 
Die  Brixener  Judensatzung  P.  21 ,  die  Portenauer  1399 

15    und   1452   Art.  13    und    die    Capitula    Judaeorum 
jii  Art.  12  räumen  den  Juden  eine  Begräbnisstätte  ein. 


')  Jesaias  14,  19;    Jeremias  8,  1;   Megila  29,  8:   Einen  Gottes- 
r  soll   man  nicht  leichtsinnig  hehandeln,  kein  Vieh  auf  demselben 
en    lassen.    Sanhedrin  47,  6:   Auf  einen   Grabstein  soll  man, 
aicbt  niedersetzen.    Vgl.  auch  Jore  Deah  364,  403. 
«)  Schröder,  R.G.  343,  629. 

herer,   Beitrag  I.  15 
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und  erstere  verspricht  „jn  das  freien,  das  jn  niemand  c 
ynzucht  daran  tue". 

Aus  dem  Zusammenhalte  der  Art.  13  und  14  er| 
sich,  dafs  die  Juden  in  Österreich  einen  Centralfric 
nicht  nur  für  das  Herzogtum,  sondern  auch  für  die 
grenzenden  Länder  hatten,  wie  ja  auch  in  England 
Friedhof  in  London  (bis  1177)*),  in  Deutschland  die  F 
höfe  in  Regensburg,  Schweidnitz,  Mainz,  Worms,  Frank 
in  der  Schweiz  die  Friedhöfe  in  Basel  und  Zürich*] 
Landes-  bezw.  Bezirksfriedhöfe  zur  Bestattung  sowohl 
zur  Gemeinde  gehörigen  als  auch  fremden  Juden  dient 

5.  Bewerfen  der  Judenschule  (Art  15). 

Nach  Art.  15  verfiel  derjenige,  der  in  verwegener  \ 
Hiie  Judenschule  bewarf,  in  eine  Geldstrafe  von  2  Tal< 
zu  Händen  des  Judenrichters. 

Die  Synagogen  wurden  schon  durch  Edikte  der  römi 
Kaiser  gegen  Unbilden  geschützt.  Yalentinian  I.  und  V 
untersagten  368  die  Einquartierung  in  Synagogen,  da  h 
„privatorum  domus,  non  religionum  loca"  bestimmt  sii 
398  verbot  Theodosius  I.  jede  Störung  ihrer  religiösea 
Sammlungen  und  befahl,  dem  übermäfsigen  Eifer  deijei 
mit  Strenge  entgegenzutreten,  die  im  Namen  der  c 
liehen  Religion  die  Synagogen  zu  zerstören  oder  zu  plüi 
wagen*).  Ähnliche  Verbote  erliefsen  Arkadius  397 
Honorius  412  und  423*).  Die  mehrerw&hnten  pApstl 
Schutzbullen  untersagen,  sie  bei  der  Feier  ihrer  FesI 
Stöcken  oder  Steinen  zu  stören. 

Das  Fridericianum  behandelt  im  Art.  15  die  Judem 
weniger  als  Gotteshaus,  als  vielmehr  als  Gerichtsst&tl 


M  Vgl.  Benedicti  Abb.  Gesta  Henrici  II  (Stabbs  I  182X  H 
Annales  (ib.  II  137). 

•)  Stobbe  179,  269  N.  158. 

•)  Vgl.  auch  Gengier  a.  a,  O.  119.. 

*)  2  C.  Th.  7,  8. 

'^)  9  C    Th.  16,  8. 

•)  Ib.  12,  21,  25,  C.  Th.  16,  8. 
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nach  Art.  30  gegen  die  Juden  eine  Gerichtsverhandlung  nur 
vor  ihren  Schulen  stattfinden  sollte,  aufser  wenn  der  Herzog 
die  Angelegenheit  an  sich  zog.  Das  Bewerfen  der  Juden- 
sehule  als  des  Gerichts-  und  Schwurortes  war  daher  eine 
Störung  des  Dingfriedens  und  wohl  aus  diesem  Grunde  war 
die  Strafe  an  den  Judenrichter  als  den  Vorstand  des  Ge- 
richtes zu  zahlen.  Im  Art.  15  und  18  sind  die  Geldstrafen 
(im  Gegensatz  zu  Art.  9  u.  11)  in  Talenten  (2/3  Mk.)  fest- 
gesetzt. 

6.  Entführung  eines  Judenknaben. 

Nach  Art.  26  sollen  derjenige  oder  diejenige,  die  einen 
Judenknaben  entführen,  als  Diebe  verurteilt  werden.  Nach 
LR.  I.  8  ist  über  Diebstahl  nach  Landesgewohnheit  zu 
richten.  Die  Strafe  war  wahrscheinlich  der  Tod.  Nach 
dem  mosaischen  Gesetze  (2.  Mos.  21,  16,  5.  Mos.  24,  7), 
Aach  dem  Talmud  (Sanhedrin  53,  a,  76,  b  und  87,  b)  und 
Bach  kanonischem  Rechte  (c.  1  X  5,  18)  war  Menschen- 
iiebstahl  mit  der  Todesstrafe  bedroht.  Das  Iglauer  Stadt- 
echt, Art.  64*),  und  das  Brünner  Stadtrecht  aus  dem  An- 
inge  des  14.  Jahrhunderts,  Art.  66  (30)*),  bestimmen,  dafs 
3r  Entführer  gerädert  werden  solle. 

7.    Gewaltsame  Wegnahme  eines  Pfandes  und 

Heimsuche  (Art.  28). 

Der  Christ,  der  dem  Juden  sein  Pfand  mit  Gewalt  weg- 
nnttt  oder  Gewaltthätigkeit  in  seinem  Hause  übt,  soll  als 
rwüster  (dissipator)  der  herzoglichen  Kammer  schwer  be- 
aft  werden. 

Das  Hausrecht    war    den    Juden    stets    heilig.     Schon 

«es  (5.  Mos.  24,  10,  II)   bestimmt:    „Wenn    du    deinem 

chsten  ein  Anlehen  leihest,  so  komme  nicht  in  sein  Haus, 

ihn   auszupfänden.    Draufsen  sollst  du  stehen ,  und  der 

nn,    dem   du  geliehen  hast,    soll    dir  das  Pfand   heraus- 


>)  Tomaschek,  Deutsches  R.  in  Österreich  im  13.  Jahrh.    1859. 

2556. 

2j  Köfsler,  R.D.  360. 

15* 
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bringen".  Ähnliche  Bestimmungen  enthält  der  Tali 
B.  Mezia  113,  a  verbietet  dem  Gerichtsdiener,  in  das  I 
des  Schuldners  einzudringen.  Megilah  12,  b  sagt:  S^ 
der  Kahlkopf  ist  in  seinem  Hause  Fürst  und  Nedarin  4( 
Wenn  der  Eigentümer  einem  anderen  sein  Haus  verbi 
mufs  dieses  Verbot  respektiert  werden. 

In  der  germanischen  Urzeit  gehörte  der  Hausfried 
bruch  (die  Heimsuche)  zu  den  Meinthaten,  im  mittela 
liehen  deutschen  Rechte  zu  den  Ungerichten  *). 
Schwabenspiegel  (301)  beruft  sich  bezüglich  der  Strafe 
des  Landes  Gewohnheit.  Der  Landfrieden  vom  Jahre  '. 
bedroht  Heimsuchung  mit  der  Acht,  der  Regensburger  L 
frieden  1281,  §  6*)  ebenfalls  mit  Acht  und,  wenn  der  H 
Sucher  nichts  genommen,  mit  einer  Strafe  von  10  Pfuw 
den  Heimgesuchten  und  5  Pfund  an  den  Richter:  wem 
ihm  aber  sein  Gut  nimmt,  „mit  der  zwigult"  (dem  doppe 
Strafbetrage).  Nach  dem  österr.  Landesrecht  L  I 
ist  eine  Strafe  von  10  Pfund  Pfennige  für  jeden  bewaffii 
Mann,  der  bei  der  Heimsuche  beteiligt  war,  an  den  ' 
letzten  und  ein  Wandel  an  den  Richter  „als  recht  ist  i 
landes  gewohnheit"  zu  zahlen.  Das  Stadtrecht  von  Eni 
bestimmt  als  Strafe  für  die  ,,invasio  domus,  que  in  vnl 
heimsuche  dicitur"  10  Talente  und  zwar  je  5  an  den  Rie 
und  den  Heimgesuchten,  eventuell  Verlust  der  Hand.  J 
dem  Wiener  Stadtrechte  1221  und  1244  und  dem  St 
rechte  von  Haimburg  1244")  ist  die  Strafe  des  B 
Suchers,  der  ein  Haus  besitzt,  der  Verfall  des  Hauses  an 
Herzog.  Doch  kann  er  es  mit  30  Talenten  lösen.  Ha 
kein  Haus,  so  verliert  er  die  Hand  oder  löst  sie  mit  1( 
lenten.  Bei  vorbereiteter  Heimsuche  unter  Zuziehung 
Freunden  unterliegt  der  Heimsucher  dem  Gerichte  des 


»)  Wilda,  strafrecht  der  Germanen.  1842.  781  ff.,  »52;   0 
brüggen,  Der  Hau&friede.  1857;  Branner,  R.6.  II  G51  ff. 
«)  M.G.  IV  427. 

>)  Hasenöhrl,  österr.  Landesrecht.     1867.     159. 
*)  Arch.  f.  K.  r>8t.  G.  X  97. 
•')  A.  a.  0.  101.  l:iS,  140. 
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zogs  und  hat  überdies  obige  Geldstrafe  an  den  Richter  zu 
zahlen.  Sehr  mild  ist  das  Stadtrecht  von  Göding  1228 >): 
Quicunque  temerarius  intrauerit  domum  alicuius  et  aliquem 
occiderit,  soluat  in  domo  VI  solides  et  extra  VI.  Et  si, 
uelit  dampnificare  aliquem  violenter,  soluat  iterum  VI  solides 
in  domo  et  extra  VI.  Das  Brünner  Stadtrecht  1243 *), 
Art.  35  bestraft  die  Heimsucher  mit  Waffen,  Armbrust  und 
Bogen,  falls  der  Heimgesuchte  das  ihm  zugefügte  Unrecht 
mit  seinen  ehrbaren  Nachbaren  beweist,  in  gleicher  Weise 
rie  bei  Totschlag  (tanquam  de  homicidio).  Kann  er  seine 
[Jage  nicht  mit  Zeugen  führen,  so  zahlt  er  dem  Richter  2, 
er  Stadt  1  Talent.  Mit  dieser  Satzung  stimmt  Art.  110 
^4)  des  Stadtrechtes  von  Brunn  aus  dem  Anfange  des 
L  Jahrhunderts  wörtlich  überein ^).  Das  Iglauer  Stadt- 
eht*),  Art.  67,  und  das  eben  angeführte  Brünner  Stadt- 
cht,  Art.  39  (3)*),  bedrohen  den  Heimsucher,  wenn  er  in 
ir  dort  angegebenen  Weise  überführt  wird,  mit  dem  Tode. 
t)enso  das  Stadtrecht  von  Deutschbrod,  nach  welchem 
T  Heimsucher,  wenn  er  in  dem  heimgesuchten  Hause  ge- 
tet  wird,  „quamvis  mortuus"  enthauptet  werden  soll  ®).  Die 
rafe  der  Enthauptung  nach  Überführung  mit  7  glaubwür- 
jen  Nachbarn  enthält  auch  §  14  des  Leo  b  Schützer 
adtrechtes '). 

Art.  28  des  Fridericianum  (29  der  übrigen  Judenprivi- 
ien)  spricht  keine  bestimmte  Strafe  aus ;  allein  der  in 
nselben  angeführte  Fall  des  Hausfriedensbruches  ist  in 
>pelter  Beziehung  ein  schwererer  als  die  gewöhnliche  Heim- 
he,  weil  in  demselben  einerseits  ein  Eingriff  in  die  her- 
liche   Kammer   liegt   (ut   dissipator   [nach   Bei.  violator] 


J}  BoCek,  C.  dipl.  Mor.  II  204. 
2)  Röfsler,  RD.  II  855. 
»)  Röfsler  a.  a.  0.  366. 
4)  Tomaschek  a.  a.  0.  259. 
'*)  Röfsler  a.  a.  0.  856. 
«j  Sternberg  a.  a.  0.  I  2,  80. 

']  Tz  sc  Hoppe  und  Stenzel,   Urkundensammlung  zur  Gesch. 
»siens   371 — 381. 
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nostrae  camerae)   und  weil   die  Häuser  der  Juden 
Art.  24  von   der  Hospitalität ,  wie   oben   bemerkt, 
waren,  daher  ein  widerrechtliches,  gewaltsames  Eine 
in  dieselben  nebenbei  auch  eine  Verletzung  dieses  Pri\il 
war.    Aus  diesen  Gründen  erscheint  die  in  dem  Art. 
wähnte   gewaltsame  Wegnahme   eines   Pfandes   als 
zierter  Raub. 

§  18.    b.  Delikte  der  Juden  gtgtn  Juden. 

Von  den  Delikten  der  Juden  gegen  ihre  Gh 
genossen  ist  in  dem  Art.  18  des  Fridericianum  nur  d 
der  Verwundung  eines  Juden  durch  einen  anderen 
aufgenommen.  Die  Strafe  (wandel)  waren  2  Talente 
Judenrichter.  Eine  Bufse  an  den  Verletzten  und  der 
der  Heilungskosten,  welche  im  Art  9,  bezw.  11  bc 
wundungen  eines  Juden  durch  einen  Christen  nebe 
Strafe  festgesetzt  sind,  waren  in  diesem  Falle  nicht  zu 


III.    Formelles  Recht. 

§  19.    1.  Ort  der  Yerhandlnn/?. 

Bezüglich  des  Ortes  der  Verhandlung  bestimmt  i 
Contra  Judaeum  nisi  coram  suis  scholis  nusquam  in 
procedatur  nobis   exceptis    qui   eos  possumus   ad  n 
praesentiam  evocare. 

Der  ordentliche  Gerichtsort  war  somit  der  Vorpl 
der  Judenschule,  der  aufserordentliche  der  jeweilige  S 
Herzogs. 

Durch  diese  Bestimmung  ist  sowohl  dem  im  mosi 
als  im  deutschen  Rechte  ausgesprochenen  Princii 
Öffentlichkeit  der  Gerichtsverhandlung  Rechnung  ge 
Das  Gesetz  Mosis  bestimmt  (5.  Mos.  16,  18):  Ridit 
Beamte  (schoterini)  sollst  du  dir  setzen  in  allen 
Thoren,  die  Jehovah,  dein  Gott,  dir  geben  wird  in 
Stämmen;  die  sollen  richten  das  Volk  mit  gereehli 
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richte^).  Der  Grund  dieser  Anordnung  lag  darin,  weil  in 
der  Nähe  des  Thores  der  Markt  war ,  wo  infolge  des  Zu- 
s&mmenströmens  vieler  Menschen  die  häufigsten  Streitig- 
keiten entstanden'). 

In  Deutschland  aber  wurde  schon  in  der  germanischen 
Urzeit  unter  freiem  Himmel  an  heiliger  Stätte,  die  Opfer- 
platz und  echte  Dingstätte  war,  Gericht  gehalten'). 

Einzelne  Nachbildungen  des  Fridericianum  enthalten  von 
dem  Art.  29  abweichende  Bestimmungen.  So  lautet  Art.  30 
der  belenischen  Privilegien:  „Item  contra  Judeum  super 
causis  inter  se  exortis  nusquam  per  suum  iudicem  in  iudicio 
proceditur** ;  die  Worte  „nisi  coram  suis  scolis"  sind,  wohl 
nur  irrtfimlich,  weggelassen.  Dagegen  fehlt  der  Beisatz: 
nobis  exceptis  qui  eos  possimus  ad  nostram  presenciam 
evocare  *), 

Das   Privilegium   Kasimirs  III.    vom   Jahre    1334    hat 

folgenden  Text:    „Item  contra  Judaeum  nonnisi  in  scholis 

Tel  ubi    iudicantur   omnes   Judaei   in    iudicio   pro- 

cedatur  exceptis  nobis  et  nostro  palatino  qui  eos  possu- 

mus  ad  nostram  presenciam  evocare."     Das  Casimirianum 

vem  25.  April  1367*)  hat  nach   den  Worten   „scholis"   die 

Worte     „aut    ubi    iudicantur    prope     dotem    per    Judaeos 

omnes  est  agendum"  exceptis  u.  s.  w.    Das  litthauische 

Privilegium  bestimmt  in  Art.  21,  dafs  die  Juden  bei  ihrer 

Schule,   oder  wo  sie   den  Ort  aussuchen,   gerichtet  werden 

ollen. 


')  Vgl.  auch  2.  Mos.  18,  13;  5.  Mos.  17,  9;  21,  19;  25,  7. 

2)  Saalschutz  a.  a.  0.  II  593  ff. 

3)  Grimm,   Rechtsaltertümer   746  ff.,    793  —  813;    Schröder, 

[^.  39. 

*)  Vgl-  hierüber  H  a  j  n  i  k ,  A  zsid6k  magyarorszdgon  a  vegyes 
zakboli  kirdlyokalatt  (Über  die  Juden  in  Ungarn  unter  den  Königen 
i  verschiedenen  Häusern)  (in  den  Mitteilungen  der  ungar.  Akademie 
59,  histor.-jur.  Klasse,  218  N.  67). 

«)  Bandtkie,  Jus  polonicum  Cod.  B.  II  (S.  1  ff.  und  XII).    1831; 

och.  Die  Generalprivilegien  der  polnischen  Judenschaft  (Zeitschr. 

•  hist.  Gesellschaft  für  die  Provinz  Posen  VI.    1891.  S.  78  ff.).   Dos 
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§  20.   2.  Zeit  der  Verhandlung. 

Das  Fridericianum  enthält  bezüglich  der  Zeit  der  Ver- 
handlung keine  Bestimmung:  das  Privilegium  B^las  IV. 
1251  und  in  Übereinstimmung  mit  demselben  die  übriges 
Freiheitsbriefe  setzen  im  Art.  28  dagegen  fest:  ut  nuUus 
Judaeum  super  solutione  pignorum  in  sua  feriali  die  andeit 
coercere  *). 

Die  absolute  Sabbatheiligung  ist  ein  Gebot  des  Deki- 
logsj(2.  Mos.  20,  8-11;  2.  Mos.  31, 13—17;  35,  2;  5.  Mos.  5, 
12—15)  und  weder  am  Sabbat  noch  an  den  Festtagen  dirf 
Gericht  gehalten  werden*).  Diese  religiöse  Satzung  der 
Juden  wurde  sowohl  in  den  Gesetzen  des  heidnischen  Roms 
als  in  der  Gesetzgebung  der  christlich  -  römischen  Kaiser 
respektiert.  Gemäfs  den  von  Augustus  und  Claudius  be- 
stätigten Edikten  des  J.  Caesar  sollten  die  Juden  ui 
Sabbat  und  am  Rüsttage  des  Sabbat  von  der  nenntet 
Stunde  an  zu  gerichtlichen  Verhandlungen  nicht  heni- 
gezogen  werden^).  Honorius  und  Theodosius  II.  verbotet 
409  und  412,  die  Juden  an  ihren  Festen  und  Sabbaten  n 
körperlichen  Arbeiten,  Dienstleistungen  oder  zu  öffentliche! 
oder  privaten  Gerichtsverhandlungen  heranzuziehen:  ^cum 
iiscalibus  commodis  et  litigiis  privatorum  constet  reliquos  dies 
sufficere"  *).  Selbst  die  judenfeindliche  Gesetzgebung  der  west- 
go tischen  Könige  verbot  den  Juden  nicht,  den 
und   die  anderen  Feste  zu  halten*). 


bedeutet  hier  nach  Bloch  S.  97  den  Schulhof,  das  Rabbinerhaiia.  Dil 
richtige  Lesart  dürfte  sein:  in  scholis  aut  ubi  prope  dotem  per  Jtt- 
daeos  omnes  est  agendum,  iudicantur  u.  s.  w. 

^)  Vgl.  auch  die  Judensatzungen  für  Portenmu  1452  A.  12  «li 
Pirano  1484  A.  10. 

')  Über  die  Tage,  an  welchen  nicht  Grericht  gehalten  werden  mM^ 
Chosch.  mischpat  5,  1,  2. 

")  Josephus  Fiav.  Antiq.  XIX  5,  S.    Vogelstein  n.  Rieger^i 
Gesch.  der  Juden  in  Rom  1896,  I  11.  \ 

«)  3  C.  Th.  2,  8;  20  C.  Th.  16,  8:  cum  reliqanm  tempni 
blicis  legibus  sufficere  videatur. 

'^)  Vgl.  Graetz,  Die  westgoth.  Gesetigebong  in  betreff  der  Ji 
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DieSiete  partidas  Alphons  des  Weisen  (VII  tit.  24, 
1 5)  sprechen  die  Sabbat heiligung  aus  und  verbieten,  die 
Juden  am  Sabbat  vor  Gericht  zu  citieren,  da  an  den  übrigen 
Tagen  der  Woche  gentlgend  Zeit  ist,  von  ihnen  zu  fordern, 
Was  man  erlangen  will.    Die  Juden  sind  nicht  verpflichtet, 
«n  solchen  Tagen  zu  antworten,  und  ein  Richterspruch  gegen 
sie  an  diesen  Tagen  ist  ungültig.    Wenn  aber  der  Jude  am 
Sabhat  ein  Verbrechen  begeht,  so  kann  er  verhaftet  werden. 
Dagegen  dürfen    die  Juden  auch  die   Christen  am   Sabbat 
^icht  vor  Gericht  fordern  oder  persönlich  oder  durch  Mittels- 
Personen  behelligen^). 

Ähnliche  Bestimmungen  enthält  die  portugiesische 
Oesetzgebung  (Ordon.  Äff.  II  tit.  90). 

Die  deutschen  Judensatzungen  scheinen  die  Einhaltung 
^er  Festtagsruhe  als  etwas  Selbstverständliches  angesehen 
^  haben,  da  weder  die  Speierer,  Wormser  und  Wiener  (1238) 
^üdenordnungen,  noch  das  Privilegium  Fridericianum  (1244) 
le^Qglich  der  Sabbat-  und  Festtagsheiligung  eine  Bestimmung 
atbalten. 

§  2L     3.  Die  Personen  im  Civil-  nnd  Strafprozesse. 

a.   Die  Parteien. 

Im  Fridericianum  und  seinen  Nachbildungen  ist  bei 
ivatrechtlichen  Streitigkeiten  die  Rolle  des  Klägers  vor- 
egend  (Art.  2,  3,  6,  7)  dem  Christen  zugewiesen.  Nur  im 
t.   4  erscheint  der  Jude  als  Kläger. 

Bei  den  in  jenen  Freiheitsbriefen  angeführten  Straf- 
ten dagegen,  soweit  nicht  das  Frageverfahren  (das  Ein- 
ireiten  von  Amtswegen)  vorgeschrieben  war  (was  gemäfs 
t.  15   und  17  L.R.  I  nur  auf  Befehl  des  Landesherm  und 


liresbericht  des  jüd.-theol.  Seminars.  Breslau  1858),  gegen  Depping, 
B  juifs  du  raoyen  ä.ge.  1839.  S  35  ff.,  Lembcke,  Geschichte  von 
anien  I   143  ffl 

>)  Las  siete  partidas  del  rey  Don  Alfonso  el  Sabio  (1257 — 1266). 
Tb  1847.    lU  669-675. 
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nach  Rat  der  Landherren  bei  Strafsenraub,  Mord  und  Diei> 
stahl  und  bei  „die  ding  das  pös  ding  haifsent  und  die  aal 
laugen  steent^  [die  abgeleugnet  werden  konnten],  also  bei 
todeswttrdigen  Verbrechen  stattfand)*),  hatte  wohl  der  Jude 
die  Klage  zu  erheben.  In  beiden  Fällen  war  die  Klage  luich 
dem  Grundsatze :  actor  forum  rei  sequitur  bei  dem  Gerichte- 
stande des  Geklagten  einzubringen. 

b.    Die  Biohter. 

Als  Richter  fungieren: 

1.  Der  Herzog.  Derselbe  kann  gemftfs  Art  29  tlh 
Rechtsstritte  mit  Juden  vor  sein  Forum  ziehen. 

Dem  Herzoge  oder  dem  obersten  Landeskämmerer  (ii 
den  ungarischen  Privilegien  dem  obersten  Kanzler,  in  dd 
schlesich-polnischen  dem  Palatin)  steht  nach  Art  8  die  Ertr 
Scheidung  zu  bei  Zwistigkeiten  oder  Händeln  der  Juta 
untereinander  ^\  aufser  die  Beschuldigung  richtete  sich  gega 
die  Person  (Privil.  1255:  ob  aber  die  schuld  an  d^  M 
get),  in  welchem  Falle  die  Judikatur  ausschliefslich  dci 
Landesherm  vorbehalten  blieb.  Bei  diesen  Streitigkeit«! 
der  Juden  untereinander  war  dem  Stadtrichter  im  Art  i 
ausdrücklich  untersagt,  eine  Jurisdiktion  gegen  sie  ffir  sid 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

Aufser  dem  erwähnten  Falle  waren  dem  Herzoge  woU 
noch  ausschliefslich  reserviert  die  im  Art.  20  vorgesehetf 
Bewilligung  eines  Lohnkämpfers,  weil  es  sich  hier  um  eiatt 
campio  oder  pugil  ex  Indulte  principis  handelt^),  und  tu 
Zuweisung  der  verpfändeten  Besitzungen  der  Landeshemi 
im  Sinne  des  Art.  25 ,  da  gemäfs  LJK.  I  Art  1  das  aM 
nahmslose  Gericht  der  Landherren  (Grafen,  Freiherren  m 
Dienstmannen)  das  Herzogsgericht  ist  und  vor  den  Hern 
speciell   alle  Angelegenheiten  gehörten,  die  das  Leben,  i 


«)  Hasenöhrl  a.  a.  O.  208. 

^)  Vgl.  hierzu  Rb.  nach  Distinktionen  III  17,  d.  30: 
nnder  den  jodden. 

')  Über  denselben  vgl.  Ducmnge,  Gloss.  II  65  £ 
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Ehre  und  das  Eigen  derselben  (mit  Ausnahme  der  beweg- 
lichen Habe,  L.R.  II  §  91)  betreffen. 

2.  Der  oberste  Landeskämmerer  subsidiär  bei 
den  in  Art.  8  erwähnten  Zwistigkeiten  der  Juden,  da  diese 
zor  herzoglichen  Kammer  gehören  mit  der  oben  angeführten 
Einschränkung. 

3.  Der  Judenrichter*). 

Die  infolge  der  Zuweisung  des  Zinsdarlehensgeschäftes 
an  die  Juden  mannigfaltiger  sich  gestaltenden  Beziehungen 
nnd  naturgemäfs  häufiger  entstehenden  Konflikte  zwischen 
ihnen  und  den  Christen  machten  die  Bestellung  einer  be- 
sonderen Behörde  für  diese  Rechtsangelegenheiten  um  so 
notwendiger,  als  von  den  in  der  Babenberger  Zeit  in  Oster- 
reich bereits  bestehenden  Gerichten  (Landtaiding,  Hoftaiding 
nnd  Stadtgericht ')  keines  zur  Entscheidung  der  privatrecht- 
licheo  Angelegenheiten  zwischen  den  Christen  und  Juden 
berufen  war.  Die  für  diese  Rechtsstreitigkeiten  bestimmte 
Behörde  war  der  in  mehreren  Artikeln  des  Fridericianum 
(Art  15, 16,  17,  18,  22,  27)  genannte  iudex  Judaeorum. 

Derselbe  war  ein  von  dem  Herzog  ernannter®)  christ- 
licher*) Beamter. 


>)  Vgl.   über  deoselben  Schlager,  Wiener  Skizzen  I  15  ff.,  I 
159 ff.;  Laschin  von  Ebengreuth,  Geschichte  des  älteren  Gerichts- 
iresens   in  Österreich   ob   und   unter   der  Enns.     1879.     S.  237  —  244; 
Oengier,  Deutsche  Stadtrechtsaltertümer.    1882.    S.  97  —  120,  bes. 

mff. 

«)  Vgl.  Hasenohr!  a.  a.  0.  165  ff.;  Luschin  a.  a.  0.  S.  47—66, 
66 — 81,  199—232;  Dop  seh,  Entstehung  und  Charakter  des  österr. 
Landrecbtes  (Arch.  f.  österr.  Gesch.  Bd.  79)  S.  66,  76,  80. 

')  In  der  Erklärung  der  österreichischen  Landstände  vom  12.  Sep- 
tember 1406  wird  dem  Vormunde  des  minderjährigen  Herzogs  Albrecht 
das    Recht  zuerkannt,  die  herzoglichen  Amtleute,   unter  denen  auch 
der    Judenrichter    zu    verstehen    ist,    zu    ernennen.      Kurz,    König 
Albrecht  IL  I  36  ff. 

^)  Christ  mufste  der  Judenrichter  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die 
kirchliche  als  auch  auf  die  Landesgesetzgebung  sein  (vgl.  die  Privi- 
l^en  für  Wien  A.  UI  1237,  1247,  II  §  3,  1278,  und  §  5,  1296,  und 
Wiener  Neustadt  1239).   Nach  deutschem  Rechte  (Sachsenspiegel  II  12, 


—     ZÖO      — 

Dem  Wirkungskreise   des    Judenrichters    waren   zuge- 
wiesen : 

1.  Die  Entscheidung  in  den  in  Art.  2,  3,  4,  6,  7,  2S 
und  27  des  Fridericianum  erwähnten  Privatrechtsfällen; 

2.  die  Entscheidung  in  den  Straffällen  der  Art  15 
und  18; 

3.  gemäfs  Art.  22  die  Entscheidung  in  Rechtssachen 
der  Juden  untereinander,  jedoch  nur  über  Anrufung  beider 
Parteien,  somit  als  forum  electivum,  weil  die  Streitigkeitet 
der  Juden  untereinander  zunächst  in  die  Kompetenz  des 
später  zu  erwähnenden  jüdischen  Meisterschaftsgerichtes  ge- 
hörten ^).  Es  galt  nach  jüdischer  Anschauung  als  schwere 
Sünde,  wenn  ein  Jude  einen  Prozefs  gegen  einen  Glaubens- 
genossen vor  einem  fremden,  daher  auch  dem  christliche! 
Richter  führte  (Gittin  88  b,  Joma  86  a,  Jad  chasaka  IV  242 
c.  26,  7,  Choschen  mischp.  25,  26). 

Später  lag  ihm  aufserdem  ob: 

4.  die  Besiegelung  und  Bestätigung  der  Geldbriefe  der 
Juden : 

5.  die  Ausstellung  eines  mit  seinem  Siegel  versehene! 
Briefes  darüber,  dafs  die  Grundholden  ihr  Erbe  ohne  Wisset 
des  Grundherrn  oder  seiner  Amtsleute  bei  den  Juden  ver- 
setzt haben.  (Art.  251  des  steiermärkischen  Landrechtcft. 
herausgegeben  von  Bischoff,  S.  175.) 


§  2)  konnte  der  besser  Geborene  es  ablehnen,  von  einem 
gerichtet  oder  beurteilt  zu  werden,  daher  auch  nach  deutschem  Reelü 
die  Judikatur   eines  jüdischen  Richters  bezüglich  der  ChristeD 
geschlossen  war.    Vgl.  Göhrum,  Gesch.  Darstellong  der  Lehre 
der  Ebenbürtigkeit     1846.     I  290  ff. 

1)  Gemäfs  den  Beschlüssen  einer  französiflchen  Rmbbineiij  iiodt 
im  12.  Jahrhundert,  welche  auf  der  Habbinersynode  in  Mains,  JiM 
1223,  erneuert  wurden,  sollte  kein  Jude  einen  Glaubenagey) icn  vor 
das  weltliche  Gericht  fordern,  aufser  wenn  beide  Teile  dnmit  einvcr» 
standen  sind  oder  die  schuldige  Partei  sich  weigert,  vor  dem  jüditekia 
Gerichte  zu  erc^cheinen.  Graetz  VI  199,  VII  24.  Der  du^  dte 
Prozefsführung  bei  einem  nichtjüdischen  Gerichte  entstandene  Sehadoi 
mufste  von  der  klagenden  Partei  nach  Absch&tiong  der  sieben  Ge» 
meindevorsteher  ersetzt  werden. 
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Dieser  Wirkungskreis  des  Judenrichters  erfuhr  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  mehrfache  Einschrän- 
kungen, sowohl  bezüglich  des  persönlichen  Gerichtsstandes, 
als  auch  bezüglich  der  sachlichen  Kompetenz.  In  ersterer 
Beziehung  bestimmte  in  Österreich  Herzog  Rudolf  IV.  am 
20.  Juli  1361  anläfslich  der  Aufhebung  der  geistlichen  und 
Laiengerichte  in  Wien  und  den  Vorstädten,  dafs  nebst  dem 
3of-,  Stadt-  und  Münzgerichte  auch  das  Judengericht  in 
»inen  Ehren  und  Kräften  bleiben  solle  „nach  sag  der  brief, 
lie  sie  darüber  habent,  doch  mit  der  beschaidenhait ,  dass 
Tiser  lantherren,  vnser  rat  vnd  ritter  vnd  chnecht,  die  auf 
lern  land  gesezzen  sind,  vnd  vnser  hofgesind  in  vnser  hof- 
?ericht  gehören**^).  Ähnliche  Verordnungen  erflossen  für 
andere  landesfürstliche  Städte,  so  für  Tulln  am  6.  August 
364«). 

Infolge  dieser  Verfügungen  Rudolfs  IV.  erstreckte  sich 
lie  angeführte  Kompetenz  des  Judengerichtes  in  Österreich 
n  Hinkunft  blofs  auf  die  städtischen  Rittermäfsigen ,  die 
itadtbürger  und  Bauern. 

Viel  später  als  in  Österreich  erlangten  die  höheren 
itände  in  Steiermark  die  Exemtion  von  der  Gerichtsbarkeit 
es  Judengerichtes.  Am  2.  Dezember  1447  erliefs  Kaiser 
riedrich  III.  ein  Privilegium,  dals  Prälaten,  Äbte,  Äb- 
ssinnen  und  Priorinnen,  Pfarrer  und  Altaristen,  Grafen, 
erren,  Ritter  und  Knechte  im  Herzogtum  Steiermark  „sich 
n  kainen  Juden  vnd  judinnen  in  den  Judengerichten  noch 
m  gesaczten  richter  vmb  klag  vnd  ansprach,  die  irselbs 
•son  und  gflt  berürt,  zu  verantwurtten  nicht  phlichtig  sein 
fen",  sondern  dafs  alle  die  Genannten  betreffenden  Fälle 
den  L<andeshauptmann  oder  den  Landesverweser  zu  bringen 
I.     „Doch  was  burger  vnd  pawren  berflrt,  darumb  sullen 


I)  Im  Eisenbuche  f.  57  — 68,  Hormayr,  Wien  V,  37—42,  Urk. 
,IV;  Kurz,  Rudolf  IV.  365;  Tomaschek,  Rechte  und  Freiheiten 
Stadt  Wien  I  152,  U.  LXIV. 

«)  Ketsch  bäum  er,  Geschichte  der  Stadt  Tulln.     1874.    S.  367 

323. 


^  2«. 

L 


die  Juden  bei  irem  judeiigericht  beleiben  als  von  alte 
komoQ  ist"  '). 

Allein  auch  itio  Bürgerschaft  in  Steiermark  sucht 
scliun  iu  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  n 
Jurisdiktion  des  Judenrichters  zu  eniancipieren.  Dur 
Haudfesteu  Herzog  Wilhelms  vom  17.  März  1390  für 
reiche  Städte  in  Steiermark  (Graz ,  Brück ,  Rottet 
Mürzzuschlag.  Leobeo,  Knittelfeld.  Kindberg,  Judenbu] 
langten  die  Bürger  dieser  Städte,  wie  später  ausfl 
dai^eslellt  werden  wird,  zunächst  die  Konzession,  di 
Geldbriefe  an  Juden  von  dem  Stadt-  oder  Markt 
und  von  dem  Judenrichter,  und  nicht  etwa  von  dem 
oder  anderen  allein  besiegelt  sein  müssen').  Dies 
Ordnung  wurde  von  Friedrich  III.  am  6.  Novenibei 
dahin  ergänzt,  dafs  diese  Briefe  überdies  von  einem 
manne  oder  Bürger  zu  l>esiegeln  sind'). 

Lag  schon  in  der  Mitsiegelung  der  Judengeldbrie: 
Einschränkung  auch  bezüglich  der  sachlichen  Kon 
des  Judenrichters,  so  wurde  diese  noch  weiter  eio 
durch  die  Anordnung,  dal's  die  Juden  ihre  Forderangi 
Briefe  alljährlich  vor  dem  Stadtrichter  in  der  Stadtsc 
anmelden  und  hierüber  den  Meldebrief  bei  sonstige] 
luste  der  Forderung  von  dem  Stadtrichter  verlange 
nehmen  sollen.  Diese  Ver))fltchtuug  zur  alljährlicbe 
düng  enthalten  Ail,  67  des  Stadtrechtes  von  St.  PölU 
9.  Septemlter  1338,  Art.  97  des  Stadirechtes  von  Petü 
Jahre  1376*).  die  Privilegien  Friedrichs  III.  für  Ja4 

■)  ÜHg.  im  BttiieriaclieD  T.antlusiirchir  Abt.  II  ISa.  V| 
Hnchsr,  Gesch.  des  Herzogtum«  Steiermark  VII  342  mit  < 
richtigen  Datum  30.  November  1447,  da  die  Urkunde  am  SuMI 
St.  Andresstag  (2.  Dexember)  ausgestellt  ist. 

■|  Lichnowskr.  Geseb.  des  Hause«  Habsburg  VI  K.  K 
41,  43,  44,  45.  Diese  Haudfesten  wurden  vou  Henog  Enwt  Ab 
vn  24.  AugDBt  141S.  fär  Rothenmann  14.  September  I4IS,  I 
26.  Oktober  I41ä,  für  Brück  nod  Kindberg  11.  Norenbdr 
•tätigt.    Muchar  VII  14S. 

')  Laadliandfeile  des  Herzogtums  Steiermark.     tTIlL    ft, 

1/  Biichoff,  Sitiungaberlehle  ISÖU  Bd.  113  8.  6 


Id.  113  8.  6»^H 
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vom  30.  Juni  1478  und  6.  Januar  1480»),  Punkt  4  der  Ant- 
wort desselben  Kaisers  auf  die  Beschwerden  des  Grazer 
Landtages,  Januar  1468,  und  das  Mandat  über  die  ständischen 
Beschwerden  vom  6.  Januar  1480*). 

Aach  in  der  inneren  Einrichtung  des  Judengerichtes  trat 
im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  eine  Änderung  ein.  Nach 
dem  Wortlaute  der  oben  citierten  Artikel  des  Fridericianum 
fungierte  der  Judex  Judaeorum  als  Einzelrichter.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  bestand  dagegen  unter 
seinem  Vorsitze  ein  gemischtes  Judengericht  oder 
Jadenrecht  zur  Hälfte  aus  christlichen  und  jüdischen 
Beisitzern  (meist  je  zwei),  von  denen  die  ersteren  von  dem 
Bäte  und  den  Bürgern  der  Städte,  die  letzteren  von  der 
Gemeinde  (Kahal)  der  Juden  entsendet  wurden*).  Als 
Hilfskraft  stand  dem  Judenrichter  ein  beeideter  Jud en- 
tehre ib  er  zur  Seite*). 

An  Einkünften  bezog  der  Judenrichter  nach  dem  so- 
genannten Richterrechte  (ähnlich  wie  der  Stadtrichter)  die 
verwirkten  Geldbufsen  (Art.  15,  17,  18).  Aufserdem  war 
%  wie  aus  dem  Mandate  Friedrichs  III.  an  den  Rat  und 
dichter  in  Marburg  vom  25.  April  1478  und  Graz  vom 
4.  Juli  1478*)  hervorgeht,  von  den  städtischen  Abgaben  und 
Leistungen  (robat  wacht  stewr  vnd  andere  mitleidung)  befreit®). 


>)  Mon.  Habsb.  12,8.  800/1  N.  939;  III  3,  386  N.  166b.  Vgl. 
loch  A.  196  des  Ofener  Stadtrechtes. 

^  £r8tere  in  den  Mon.  Habsb.  I  2,  831—832  fälschlich  in  das 
ahr  1478  verlegt.  Vgl.  v.  Krön  es,  Vorarbeiten  zur  Quellenkunde 
od  Geschichte  des  mittelalterlichen  Landtagswesens  der  Steiermark 
Beiträge  des  Vereins  für  steierm.  Gesch.  II.    1865.    S.  90  ff.,  101  ff.). 

»)  V.  Luschin  a.  a.  0.  242;  Mon.  Habsb.  I  2,  821  N.  993,  825 
.  1009  u.  a. 

*)  Schlager  a.  a.  0.  I  ;^;   Mon.  Habsb.  I  2,   S.  821    N.  993, 

^  995. 

«)  Mon.  Habsb.  II  2,  S.  749  N.  771,  772;  S.  821  N.  993. 

«)  V.  Luschin,  a.  a.  0.  242,  nimmt  an,  dafs  das  Amt  des  christ- 
!hen  Judenrichters  wahrscheinlich  erst  im  letzten  Viertel  des 
.  Jahrhunderts  entstanden  sei,  da  die  Kompetenz  des  Judenmeisters, 
r  in  deno  Fridericianum  Judenrichter  genannt  werde,  notwendig 
le  Schmälerung  erfahren  mufste,  seitdem  der  Satz,  dafs  kein  Jude 
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Den  geistlichen  Gerichten  war  es  nicht  gestattet, 
Streitigkeiten  der  Christen  und  Juden  wegen  der  dem  Judeo- 
richter  zugewiesenen  Darlehensangelegenheiten  vor  ihr  Forum 
zu  ziehen.  So  spricht  Friedrich  III  in  dem  Schreiben  tn 
den  Erzbischof  Bernhard  von  Rohr  von  Salzburg  vom  7.  April 
1478  anläfslich  der  Ladung  des  Juden  ludel  aus  Radkere- 
bürg  vor  den  erzbischöflichen  Official  wegen  einer  von  diesem 
Juden  eingeforderten  Geldschuld  des  Bertelme  Payr  über 
des  Juden  Beschwerde  sein  Befremden  aus,  „daz  mu 
unser  Juden  aus  unseren  landen  umb  geltschuld  für  deiner 
andacht  geistlichem  gericht  laden  und  daselbs  rechtferttiget 
sol,  auch  wir  und  unnser  judischait  vom  stul  ii 
Rom  dafür  gefreyt  ist  daz  sy  sich  umb  erchkei 
(Kapital)  noch  gesueche  (Zinsen)  an  kainem  anderi 
ennde  dann  vor  iren  gesaezten  richtern  in  ni* 
Sern  lannden  zu  veranttwurtten  schuldig  sein''  oil 
verlangt  von  dem  Erzbischofe,  den  Official  zu  beauftragen, 
den  Juden  mit  dieser  Ladung  femer  „unangelanngt*"  n 
lassen  *). 

In  Österreich  sind  Judenrichter  nachweisbar  in  Wien*), 
Krems*),  Herzogenburg*),  Klosterneuburg*)  und  Tulhi*)i 
(S.  Noten  3-6  auf  S.  241.) 

Obrigkeit  über  Christen  sein  solle,  in  die  Stadtprivi legten  übergegangü 
sei.  Allein  die  beiden  Stadt eprivilegien,  welche  die  AusschlieCiaf 
der  Juden  von  der  Vorstandachaft  der  Ämter  enthalten,  das  Priffl^ 
gium  für  Wien  1237  und  Wiener-Neustadt  1239,  stammen  ans  der  ZiH 
vor  Erlassung  des  Fridericianum  vom  J.  1244.  Grerade  deshalb  anftM 
der  in  diesem  PriTilegium  wiederholt  genannte  index  JndaeonB 
schon  damals  ein  christlicher  Beamter  sein.  Wie  oben  nachgeiiiifff 
wurde,  bestanden  vielmehr  seit  1244  zweierlei  Judengerichte  in  Ort^ 
reich:  das  Meisterschaftsgericht  oder  der  Judenvorstand,  dessen  bucü 
im  Privilegium  vom  J.  1238  erwähnt  wird,  für  CivilstreitigkeiteB  dfl 
Juden  untereinander,  und  das  durch  das  Fridericianum  vom  J.  iM 
geschaffene  Judongericht  für  Streitigkeiten  zwischen  Christan  ni 
Juden  und  in  Strafsachen,  sowie  infolge  eines  Kompromitie*  4i 
streitenden  Juden  bei  Streitigkeiten  der  Juden  untereinander  (A.  18,  t^ 

')  Mon,  Habsb.  I  2,  357  N.  48. 

>)  In  Wien  wird  erwähnt:  1281  Ritter  fieimboto  CTwämAk 
Gesch.  von  Wien  121),  1317  Durinch  der  Biber  (Urknndenbiidi  f« 
Österreich  ob  der  Enns  V  182);  von  1329—1420  nnd  die 
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4.  DerJudenmeister  (magister  Judaeorum). 
Neben  dem  landesftirstlichen  Judenrichter  bestand  der 
bereits  in  dem  Privilegium  Friedrichs  II.  für  Wien  1238 
Art.  11  und  12  erwähnte  Vorstand  der  Juden  als  vom  Staate 
anerkanntes*)  Selbstverwaltungsorgan  und  als  Richter  in 
den  Streitfällen  der  Juden  untereinander  fort. 

Am  Glauben  und  an  den  Gebräuchen  ihrer  Väter  trotz; 
harter  Verfolgungen  festhaltend,  nahmen  die  Juden  im 
übrigen  vielfach  die  Sitten  und  Gebräuche  des  Volkes,  in- 
mitten dessen  sie  lebten,  an.  Obwohl  sie  mit  Rücksicht  auf 
den  kirchlichen  Charakter  der  Zünfte  von  diesen  aus- 
geschlossen waren  *),  so  organisierten  sie  doch,  diesem  Assi- 

in  Wien  aufgezählt  bei  Tomaschek,  Rechte  und  Freiheiten  der 
Stadt  Wien  II  290—297;  Schlager,  Wiener  Skizzen  aus  dem  Mittel- 
alter 1836,  I  33,  34,  die  Juden  in  Österreich  1842,  I  54,  55;  Rauch, 
8S.  r.  A.  m  456). 

')  Genannt  werden  1340 — 1344  Jans  von  Weitra  (zugleich  Stadt- 
nchter),  1345  Peter,  1356—1366  Niklas  von  Weitra,  1372-1735  Giliger, 
1382  Jans  von  Furt,  1385  Hans  der  Polz,  1397—1401  Simon  der  Tun- 
dorffer,  1408  Veytlein  der  Pucher,  1416  Simon  der  Tundorffer,  1419« 
Jobst  der  Washover  (Strobl,  Die  Städte  Krems  und  Stein  im  Mittel- 
alter 1882  S.  56;  Z eibig,  (Jrkundenbuch  des  Stiftes  Klostemeuburg 
bis  zum  Ende  des  14.  Jahrd.  1857  S.  530). 

*)  1369  Wolfhart  der  Vograine  (Wendenthal,  Gesch.  d.  österr. 
Klerisei  VIII  167;  Kalten  egger.  Collect,  chart  II  N.  225,  231),  1390 
Dbolman  (Schlager  II  190). 

8)  1334  Peter  (als  Zeuge),  1352  und  1361  Jakob,  Christan  des 
Uten  Schlüsslers  Sohn,  Stadtrichter  und  Judenrichter,  1371  Friedrich 
Icr  Zistel,  1376  Thomas  Sjmons  Sohn,  1379,  1380  Niklas  von  Muczes- 
»crg  (Mutzesberg,  Müczesperger),  Stadtrichter  und  Judenmeister  (?), 
394  Hanns  der  Plödlein,  Stadt-  und  Judenrichter.  Z eibig,  U.B.  des 
Itiftes  Klostemeuburg  255,  347,  410,  448,  479,  490,  497,  525,  527. 

•)  l;r72  Chunrad   auf  den  Hülben,  1396  Hanns  der  Craitzer,  1402 

Eutin    der  Knebel,  1410  Lorenz  der  Heg,    1415  Martin  der  Knebel 

[erschbaumer,  Gesch.  der  Stadt  Tuln  1874,  S.  375,  890,  393,  394,  397). 

*)  Vgl.  die  Entscheidung  Rudolfs  IV.  vom  12.  März  1364,  wo  der 

nrzog  „nach  rat  der  judischen  maister  und  der  pesten  Juden  die  wir 

den   Zeiten  bei  uns  haben"    den  Streit  zwischen  Musch  von  Mar- 

rg  und  dessen  Schwager  Hakkym  von  Graz  „nach  judischen  recht '^ 

»cheidet.     Lichnowsky  IV  630  N.  575. 

«)  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I  337  ff. 

Scherer,   Beiträge  I.  16 
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milationsstrebea  folgend,  ihre  Gemeinden  als  den  Gilden 
ähnliche  Einigungen  und  benannten  die  Vorsteher  derselben 
(nach  Analogie  der  Gilde-  oder  Zunftmeister)  Juden- 
nieister,   Zechmeister   der  Juden. 

In  die  Kompetenz  dieser  Judenmeister  fielen  die  Ver- 
tretung der  Juden  nach  aufsen,  die  Verwaltung  der  G^ 
meindeangelegenheiten  und  der  Gemeindeanstalten  (in  Wien 
besonders  des  Judenfriedhofes,  des  Fleischhofes,  des  Spi- 
tales,  der  Schule,  des  Wirtshauses  und  der  Badestube  ^))  vd 
wahrscheinlich  die  Entscheidung  in  allen  Rechtsangelegel- 
heiten  der  Juden  untereinander  (den  Fall  des  Art.  22  des 
Fridericianum  ausgenommen),  die  im  Fridericianum  nickt 
geregelt  wurden,  und  zwar  nach  jüdischem  Rechte*)  (besol- 
ders der  Familien-,  Ehe-  und  Erbschaftsangelegenheitei), 
femer  im  übertragenen  Wirkungskreise  die  Mitwirkung  W 
der  Steuerausschreibung,  bei  der  Bemessung,  Umlegung  ui 
Einhebung  der  Steuern'),  sowie  bei  dem  Nachlasse  der 
Zinsen  *\ 

Das  Meisterschaftsgericht  hatte  den  Charakter  eil« 
Schieds-  und  Friedensgerichtes.  Nach  Maimon.  Synh.  tt 
§  4,  Choschen  mischp.  12  sollen  die  jüdischen  Gerichte  m 
allem  zum  Frieden  mahnen,  daher  zunächst  Vergleicli* 
versuche  machen.  Eine  Strafgerichtsbarkeit  stand  ihnen  ii 
den  österreichischen  Ländern  nicht  zu.  Als  Ko^rcitivmittd 
diente  der  Baun^).  Der  jüdische  Bann  hat  drei  Grade: 
N  e  s  i  p  h  a ,  der  von  einer  Amtsperson  erteilte  strenge  Ver 
weis,  infolgetiessen  der  Getadelte  sich  sieben  Tage  hindoich 

M  SohUger  I  24. 

'\  Vgl.  die  Urkunde  Rudolfs  lY.  vom  12.  M&n  1864;  (um 
rnvilogium   FritHirich«  III.  vom  23.  Dexember  1467.    Birk,  Re^£ 

M  Hiorvon  iu  den  Abschnitten  über  die  Judensteaem. 

M  Mjiudat  FritNlrich*  III.  Mir»  ?  1478;  Mon.  Habsb.  I  2,  H 
N.  7U, 

''^  S o  h r  V» t  t*r.  Neue  jurid.  Abhaudlungen  zur  Erläatemng  4m 
doutHcht'u  Ktvlite^  1  224;  SaaUchütx  a.a.O.  II  466  N.  fli; 
Mt*\or  ti.  A  O.  IS^J  I  :^ff.;  Mandel,  Der  Bann.  Ein  Bcitoi| 
«um    luo*.    rabbiui^oheu    Stralrechte.    18J>8. 
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Ickzuziehen  hatte,  Niddui,  die  Ausstofsung  aus  dem 
kehre  mit  Anderen  zunächst  auf  30  Tage  und,  falls  der 
uldige  nicht  bereute,  auf  weitere  30  Tage,  während  wel- 

•  Zeit  er  von  gottesdienstlichen  Funktionen  ausgeschlossen 
}t  und  niemand  mit  ihm  Umgang  pflegen ,  ja  nicht  ein- 
in  seiner  Nähe  sitzen  darf,  und  Che  rem,  das  gänzliche 
)0t  jedes  Verkehrs  mit  dem  Verurteilten  zunächst  eben- 

fQr  30  Tage,  bei  andauernder  Renitenz  für  60  Tage*). 
Dieses  Strafmittel  wurde  auch  vom  Staate  anerkannt 
im  Auftrage  des  Landesfttrsten  gegen  die  Juden  in  An- 
lung  gebracht.     So  trug  Friedrich  III.   (März  ?)  1478 

Judenmeister  Mosche  in  Radkersburg  auf,  den  Juden 
iahay,  Eidam  des  Tefintter  in  Radkersburg,  „bei  dem 
Jen  jüdischen  pan"  (vielleicht  Cherem)  zu  verhalten,  dafs 
)n  dem  Juden  Aram  von  dem  ihm  gewährten  Darlehen 

•  mehr  „dann  halben  tail  des  gesuchs"  (die  Hälfte  der 
m)  nehme  ^),  und  befahl  demselben  Judenmeister  mit 
lat  vom  14.  August  1477,  dem  Juden  David  zu  Marburg 
12  Gulden  zu  erlassen,  welche  er  zum  Bau  einer  Juden- 
le  in  Marburg  zu  bezahlen  verurteilt  wurde,  nachdem 
iselbst  nicht  mehr  wohnen  will,  und  ihn  deshalb  „mit 
5m  pan  noch  anndern  jüdischen  zwanng"  bedrängen  zu 
Q*).  Andererseits  stand  den  gemafsregelteu  Juden  (ähn- 
wie  bei  dem  recursus  tamquam  ab  abusu  [appel  comme 
LS*)]  den  Christen  gegen  Mifsbräuche  der  kirchlichen 
ilt)  die  Berufung  an  den  Staat  wegen  willkürlicher  oder 
•räuchlicher  Verhänguug  des  Baimes  frei^).    So  erweist 


')  Maimonides  Hilchot  Talmud  thora  7,  4 — 6.  Talm.  Moed  Katan 
Der  von  einzelnen  Schriftstellern  angeführte  vierte  Grad, 
imathah,  Die  Ausschliefsung  für  immer,  kömmt  im  Talmud 
ei  Maimonides  in  gleicher  Bedeutung  von  Niddui  vor.  Saal- 
;z  a    a.  O.  467. 

)  Mon.  Habsb.  I  2,  7a3  N.  711. 

)  Chmel,  Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschichtsquellen  1849,  II  82. 
)  Fevret,  Trait^  de  Tappel  comme  d'abus  1786,  1778.  2  Vol. 
ikönig,  Franz.  R.G.  I  548. 

1  In  Frankreich  verbot  ein  Arrßt  des  Parlaments  von  Paris  vom 
mar  1374  den  Juden  den  Bannfluch  (ne  de  cetero  in  regno  nos- 

16* 
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Friedrich  III.  am  22.  Dezember  1467  dem  Juden  Muschman 
die  Gnade,  dais  „kain  maister  noch  annder  Juden  kaii^B 
pan,  niderlegung  des  gesangs  in  iren  Judenschullen  noch 
khainerlai  annder  twanng  auf  in  legen  tun,  ausgeen  lassen, 
ausbringen  noch  halten  solen"  bei  einer  Pön  von  10  Mark 
lötigen  Goldes,  die  ganz  an  die  kaiserliche  Kammer  fallen 
sollen,  er  sei  denn  zuvor  nach  Inhalt  der  Ordnung  und 
Satzung,  die  der  Judenmeister  Cholman  zu  Marburg  mit  der 
jüdischen  Meisterschaft  nach  ihren  Judenrechten  bestimmt 
hat,  mit  Recht  vorgenommen,  beklagt  und  Recht  Ober  ihn 
gesprochen  ^) ,  und  das  Generale  Max'  I.  vom  4.  Mai  1518 
„den  Pann  betreffend"  ^)  bedroht  alle  Juden  mit  Verhaftung, 
welche  ihre  Glaubensgenossen,  die  zur  Austragung  ihrer 
Angelegenheiten  vor  unparteiischen  Juden,  eventuell  vor 
dem  Regimente  der  niederösterreichischen  Lande,  bereit  sind, 
mit  dem  „Judischen  Pann  vnd  Citation  zu  bekQmem  vnd  n 
besweren  sich  vndersteen".  — 

In  Wien  bestanden  zur  Schlichtung  der  oben  angeführten 
Angelegenheiten  mehrere  Judenmeister.  So  werden  in  der 
später  zu  besprechenden  Urkunde  vom  20.  Juni  1338  di« 
Judenmeister  genannt:  in  der  bereits  wiederholt  erwÄhntei 
Entscheidung  Rudolfs  IV.  vom  12.  März  1364  schlichtet  der 
Herzog  den  Erbschaftsstreit  der  Juden  Musch  und  Hakkjv 
nach  Rat  der  jüdischen  Meister  (da  die  Urkunde  in  Wien 
ausgefertigt  wurde,  wohl  der  Judenmeister  in  Wien):  in  den 
Urkunden  betreffend  die  Badstube  bei  den  Röhren  1398  vai 
1400  sind  in  der  ersteren  Lesyr  und  Hayd  Zimmer  alsVcr- 


tro  Franciae  utantur  dictis  sententiis  seu  pronontiatioiubas  de  mdaij 
samatha  et  de  herein  inter  eos.  Du  Gange  III  434.  In  Deoto^kd 
hatte  bereits  1246  eine  Kabbinersynode  bestimmt,  dafs  weder  de 
Rabbiner  ohne  Zuziehung  der  Gemeinde  noch  diese  ohne  den  RabbiM 
das  Recht  habe,  über  jemand  den  Bann  zu  yerh&ngen.  Graet 
VII  122. 

M  Birk,  Rep.  X  443,  N.  989. 

Vgl.  dazu  Art.  22  des  Privilegiums  Herzog  Friedricbs  mit  dl 
leeren  Tasche  für  mehrere  Juden  in  Tirol  vom  1.  Mai  1481« 

S)  Wolf,  Gesch.  der  Juden  in  Wien  (115&— 1876)»  8.  250  XX. 
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veser  der  Judenzeche,  in  der  zweiten  Hadein  und  Schalain 
ils  Zechmeister  der  Judenzeche  in  Wien  genannt  ^).  In  an- 
leren Judengemeinden  dürfte  blofs  ein  Judenmeister  gewesen 
dn.  Die  Judenmeister  bildeten  mit  dem  von  der  Gemeinde 
Kahal)  gewählten  Ausschusse  das  Meisterschaftsgericht.  Über 
tllgemeine  Angelegenheiten  entschied,  wie  aus  der  oben  an- 
eführten  Urkunde  vom  20.  Juni  1338  hervorgeht,  die  Ge- 
meinde, der  wohl  auch  die  Wahl  der  jüdischen  Beisitzer  des 
udengerichtes  zustand.  Als  Hilfsorgan  des  Meisterschafts- 
erichtes  fungierte  der  Judenmessner  oder  Synagogen- 
iener  (schamesch),  der  besonders  bei  der  in  der  Judenschule 
tattfindenden  Berufung  von  Brief  und  Siegel,  d.  h. 
ei  der  Vorladung  der  etwaigen  jüdischen  Gläubiger  eines 
och  Lebenden  über  des  Letzteren  Verlangen,  sowie  wahr- 
cheinlich  auch  bei  der  Konvokation  der  jüdischen  Nachlafs- 
läubiger  eines  verstorbenen  christlichen  Schuldners  über 
ansuchen  der  Erben  desselben  behufs  Anmeldung  und 
reltendmachung  ihrer  Ansprüche  an  den  Verstorbenen 
merhalb  einer  bestimmten  Frist  durch  Vorweisung  der  von 
iesena  ausgestellten  Schuld-  oder  Bürgschaftsurkunden  inter- 
enierte  ^). 

Nach  der  von  Zahn  mitgeteilten  Urkunde  vom  24.  April 
127  war  der  Vorgang  hierbei  folgender:  Der  am  Leben 
jfindliche  Provokationswerber  liefs  in  der  Synagoge  (zu 
idenburg)  bekannt  machen,  dafs,  wer  einen  Schuldschein 
n  ihm  besitze,  sei  es  dafs  er  selbst  schulde  durch  eigene 
er  fremde  Unterschriften  oder  Andere  für  ihn  mit  eigener 
jr  fremder  Unterschrift,  binnen  30  Tagen  zu  erscheinen 
i  die  betreffende  Urkunde  vorzuzeigen  habe  nach  dem 
chte  des  Landes  Steiermark ;  wer  dies  uuterliefse,  verliere 


^  Juden  in  Osterreich  I  56. 

2)  Vgl.    hierüber    v.    Zahn,    Über    eine   jüdische    Urkunde   des 

Jahrhunderts   (Mitteilungen   dos   hist.   Vereins  für  Steiermark  XI 

ff.);     Bisch  off,   Steiermark.  Landrecht  des  Mittelalters   1875,  Art. 

und  Anhang  XX.,  S.  185  ff. ;  v.  Luschin,  Das  Berufen  von  Brief 

Siegel  (Zeitschr.  für  deutsche  R.G.  1876,  XII  S.  46—80). 
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alle  seine  Rechte  und  Ansprüche.  Die  Proklamiei 
der  Synagoge  erfolgte  wahrscheinlich  durch  den  Juden 
und  den  Kantor.  Nach  Ablauf  von  mehr  als  3C 
hielten  die  beiden  Genannten  im  Orte,  wo  sich  die 
schule  befand,  Umfrage,  ob  jemand  eine  Urkunde  ül 
Schuld  oder  eine  Bürgschaftsleistung  von  dem  Provo] 
Werber  besäfse.  Wenn  sich  auch  dann  niemand  mel 
stellten  die  beiden  Funktionäre  eine  Urkunde  aus,  Ai 
da  aus  der  betreifenden  Stadt  kommen  und  ein  De 
über  Schuld  oder  Bürgschaftsleistung  des  Provo 
Werbers  produzieren  sollte,  das  letztere  von  jeher 
den  heutigen  Tag  null  und  nichtig,  ohne  Wert  und 
keit  vor  Gericht  sei.  Dieser  Tödtbrief  wurde  dem 
kanten  zur  Rechtfertigung,  zum  Ausweise  und  zun 
nisse  für  sich  und  seine  Nachkommenschaft  übergeN 
Nach  Art.  246  des  wahrscheinlich  vor  1425  entsti 
Steiermark ischen  Landrechtes  sollten  nach  dem  Tod 
Christen  dessen  Erben  in  den  Judenschulen  in 
Wiener-Neustadt  und  Krems  ausrufen  lassen,  ob  er 
Juden  etwas  zu  zahlen  habe,  dafs  der  Jude  vorkomi 
melde  die  Geldschuld.  Der  Jude  sollte  in  demselbei 
in  dem  der  Christ  starb,  die  Geldschuld  „chundleich" 
lieh)  melden,  bei  sonstigem  Verluste  seiner  Ansprü 
dez  der  jud  nicht,  so  sol  der  Christen  furbaz  ledig  i 
den  Juden  seiner  geltschuld).  Der  Vorgang  hierbei 
der  gleiche  gewesen  sein  wie  bei  der  Konvokat 
jüdischen  Gläubiger  eines  noch  am  Leben  befindliche] 
liehen  Schuldners.  Da  die  Berufung  von  Brief  unc 
in  den  Judenschulen  nur  eine  lokale  Publizität  bewi 
wurde  die  allgemeine  Verlautbarung  durch  landest 
Reskripte  sowohl  an  alle  Juden  des  betreffenden  Lau 
auch  an  alle  Behörden  desselben  veranlafst,  wie  c 
dem  Mandat  Friedrichs  IIL  vom  April  (?)  1478  hervo 
Aus  diesem  Mandat  ergiebt  sich  auch,  dafs  die  Juden 
über  Verlangen  der  Beteiligten  verpflichtet  waren. 


')  Mon.  Habsb.  1  2,  980  N.  1305. 
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rufuDg  vorzunehmen  und  dafs  sie  hierzu  im  Weigerungsfalle 
Ton  den  staatlichen  Behörden  und  von  der  Judenschaft  ver- 
halten werden  konnten. 

Neben  dieser  vielleicht  auf  Art.  25  des  Fridericianum 
zurückzuführenden,  eine  Präventivschutzmafsregel  für  die 
christlichen  Schuldner  gegen  unberechtigte  oder  unnachweis- 
hare  Forderungen  der  Juden  darstellenden  Berufung  von 
Brief  und  Siegel  in  den  Judenschuleu  bestand  als  allgemeines 
Rechtsinstitut  die  Berufung  vor  offener  Landschranne  behufs 
Geltendmachung  eventueller  Ansprüche  christlicher  und  jü- 
discher Gläubiger  gegen  einen  Schuldner^). 

Im  talmudischen  Rechte  findet  sich  (entsprechend  der 
trina  interrogatio  oder  inquisitio  des  deutschen  Rechtes  bei 
Auflassung  von  Grundstücken)  eine  analoge  Institution  bei 
dem  Ankaufe  einer  unbeweglichen  Sache.  Der  Käufer  einer 
solchen  kann  nämlich  verlangen,  dafs  im  Wege  der  Öffent- 
lichkeit jedermann  aufgefordert  werde,  sein  etwaiges  Recht 
auf  die  zu  kaufende  Realität  binnen  einer  bestimmten  Frist 
geltend  zu  machen,  widrigens  er  nach  Ablauf  derselben 
gegen  den  Käufer  nicht  mehr  gehört  würde  ^). 

5.  Die  ordentlichen  Gerichte.  Über  die  Kom- 
petenz der  ordentlichen  Gerichte  in  pri va trechtlich'eln 
Angelegenheiten  zwischen  Christen  und  Juden  wurde  bereits 
ohen  bei  der  seit  1361  erfolgten  Einschränkung  des  Wir- 
tungskreises des  Judenrichters  gesprochen.  Bezüglich  der 
Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  in  Strafsachen 
?Dfhält  das  Fridericianum  keine  Bestimmung;  allein  da  der 
»berste  Landeskämmerer  nur  im  Falle  des  Art.  8  eine  sub- 
i'diäre  und  jede  subjektive  Strafverfolgung  ausschliefsende 
udikatur    bei    grölseren    Streitigkeiten    der    Juden    unter- 


')  Cber  dieselbe  und  andere  Arten  der  Berufung  vgl.  Bisch  off 
a.  O.  185  ff.;  v.  Luschin  a.  a.  0.  50  ff.,  65  ff. 

2)  Über  das  deutsche  Recht  vgl.  Stobbe,  Auflassung  190;  La- 
nd, Die  vermögensrechtlichen  Klagen  nach  den  sächsischen  Rechts- 
ellen des  Mittelalters  1869,  S.  296  ff.;  Bischoff  a.  a.  0.  189;  über 
»  judische  Recht;  Fassel,  Mos.-rabb.  Gerichtsverfahren  1859,  S.  26 
2- 
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einander  hatte,  und  dem  Judenrichter  wahrscheinlich 
bei  den  in  den  Art.  15  und  18  erwähnten  Delikten  dk 
Strafgerichtsbarkeit  zustand,  was  daraus  geschlossen  werdei 
murs,  weil  ihm  die  auf  diese  strafbaren  Handlungen  gesetztei 
Geldstrafen  zufielen,  da  ferner  das  Fridericianum  als  Sonder 
recht,  als  ius  singulare,  blofs  auf  jene  Rechtsangelegenheitei 
anwendbar  war,  die  in  demselben  ausdrücklich  geregelt  wm 
den ,  und  somit  dort ,  wo  dieses  Privilegialrecht  keine  Be 
Stimmung  trifft,  die  allgemeinen  Rechtsnormen,  das  in 
ordinarium  oder  commune,  zu  gelten  hatten,  so  waren  ft 
alle  übrigen  Vergehen  oder  Verbrechen,  welche  von  Christe 
gegen  Juden  begangen  wurden,  und  zwar  sowohl  für  di 
in  jenem  Privilegium  aufgezählten,  als  für  die  darin  nid 
enthaltenen,  soweit  der  Herzog  dieselben  gemäfs  seinem  ii 
Art.  29  normierten  Prärogativrechte  nicht  vor  sein  Form 
ziehen  wollte  oder  konnte,  die  ordentlichen  Gerichte  (di 
Landtaiding,  seit  1251  die  Landgerichte  bei  Klagen  gege 
Grafen,  Vollfreie  und  Ministerialen  [Art.  1  L.R.  I,  Art  7' 
91  L.R.  II].  seit  Pfemysl  üttakar  das  Hoftaiding  bei  öfa 
lieber  Gewalt  und  Besitzstörungen  [Art.  61  L.R.  II]  und  4 
Stadtgericht)  als  forum  rei  zur  Entscheidung  berufen' 
Entsprechend  der  privilegierten  Stellung  der  Juden  wan 
diese  Gerichte,  wie  aus  Art.  31  des  dem  Fridericiann 
zeitlich  nächststehenden  Judenprivilegiums  B^las  IV.  vc 
Jahre  1251  hervorgeht,  bei  der  Verurteilung  eines  Christ 
wegen  eines  im  Fridericianum  verpönten  Vergehens  geg 
einen  Juden  an  die  Strafsätze  dieser  Judenordnung  ( 
bunden. 

Allein  auch  bei  Delikten  der  Juden  gegen  Christ 
waren  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter  des  FridericiaBi 
als  ius  singulare  aus  den  oben  angeführten  Gründen  < 
ordentlichen  Gerichte,   und  zwar  in  den  meisten  Fällen  c 


>)  Vgl.  über  diese  Gerichte  v.  La  seh  in  a.  a.  O.  8.  47—62,  65- 
199—232;  Dopsch,  Entstehung  und  Charakter  des  Osterr.  Landred 
(Archiv  f.  österr.  Gesch.  Bd.  79  S.  66,  76,  80).  Ober  die  Kompet 
des  Hofgerichtes  bei  Klagen  der  Juden  ygL  v.  Laschin  S.  102. 
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Stadtgericht  ihres  Aufenthaltsortes,  zur  Entscheidung  be- 
nifeo,  und  weder  aus  Art.  8  noch  aus  Art.  29  kann  die 
ünzulässigkeit   der  Judikatur   derselben    in   diesen   Fällen 
gefolgert  werden;  denn  Art.  8  bestimmt  lediglich,  dafs  der 
Stadtrichter  bei  den  dem  Herzoge  oder  Landeskämmerer 
vorbehaltenen    gröfseren   Streitigkeiten    der    Juden    unter- 
einander keine  Jurisdiktion  für  sich  in  Anspruch  nehmen 
dürfe  (woraus  allerdings  meist  irrtümlicherweise  geschlossen 
wurde,  dafs  die  Juden  überhaupt  von  der  Gerichtsbarkeit 
des  Stadtrichters  eximiert  waren,   was  jedoch,  wie  aus  dem 
citierten   Art.  31    des  Belenum  hervorgeht,  nicht  der  Fall 
war  und  sich  auch  daraus  ergiebt,   dafs,  wie  oben  nach- 
gewiesen wurde,  seit  der  zweiten  Hälfte  des  H.Jahrhunderts 
das  Amt  des  Stadt-  und  Judenrichters  oft  gleichzeitig  von 
derselben  Person  bekleidet  wurde),  und  die  Bestimmung  des 
Art.  29:   Contra  iudeum  nisi   coram  suis  scholis  nusquam 
in  iudicio  procedatur  —  dürfte  mit  Rücksicht  auf  den  Cha- 
lÄkter  des  Fridericianum  als  Specialgesetz  nur  für  die  dem 
Judengerichte   als  forum  privilegatum   ratione  personarum 
zugewiesenen  Rechtsangelegenheiten  Geltung  gehabt  haben. 
Ausdrücklich  anerkannt  ist  die  Kompetenz  des  Stadt- 
richters des  Wohnortes  der  Juden  im  Art.  31  des  Belenum, 
gWfs  welchem  ein  Stadtrichter,   der  die  Juden  nicht  nach 
^^  Vorschriften  dieses  Privilegiums  richten,  sondern  gegen 
^^  Satzungen  der  von   ihnen   bisher  beobachteten  Gewohn- 
ieiten  und  Freiheiten  bedrücken  würde,  mit  der  Absetzung 
Mroht  wird. 

Über  die  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  in 
frivatrechtsangelegenheiten  zwischen  Christen  und 
/öden  wurde  bei  der  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
rfolgten  Einschränkung  des  Wirkungskreises  des  Juden- 
chters  gesprochen. 

22.  Übersicht  der  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit  bei  den 
Juden  der  fibrigen  europäischen  Staaten. 

Eine  der  wichtigsten  Konsequenzen  der  Sonderstellung 
:•  Juden  in  den  Staaten,  in  welchen  sie  nach  dem  Fremd- 
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lingsiechte  behandelt  wurden,  war  die  Zugestrhnnß  einfr 
besonderen  Verfassung  und  der  Verwaltung  ihrer  inaerfp 
Angelegenheiten,  so  dafs  sie  in  dieser  Richtung  einen  ,Stul 
im  Staate"   bildeten. 

Die  Interessengemeinschaft  der  Juden  in  kmtfesivionfll«. 
kultureller,  socialer,  komiuerzieller  und  rechtlicher  Beaiehun?'! 
führte  in  allen  Ländern,  wo  gröfsere  Judenuiederlassungcn  be- 
standen, zur  BegrDudung  kommunaler  Verbände  mit  9fll>- 
ständiger,  zum  Teile  theokratischer  Verfassung .  die  —  nw 
Staate  anerkannt  — unter  dem  Schutze  und  der  Aufsieht  dn 
Landesherren,  der  Stadtherreu  oder  ihrer  Beamleu  (gewftht 
lieh  des  Kämmerers)  standen.  Diesen  .luden gemeinden  (nieiÄ 
mit  Sonderwohnstiltten  [Juden vierteln.  Judengassen,  juiverif,  | 
juderia,  judaria]  und  Zwangsaufenthalte)  war  fast  all(temM»| 
fttr  ihre  Angelegenheiten  das  Selbstverwaltungsrecht.  iai\ 
für  die  Rechtsstritte  der  Gemeindeangehörigen  untereinand« 
die  eigene  Gerichtsbarkeit  eingeräumt.  Gewöhnlich  war  iti( 
Verwaltung  von  der  Justiz  nicht  getrennt,  und  dieselh» 
Funktionare  entschiedeD  in  administrativen  und  richterlifh'" 
Fragen.  Für  die  Kultushedürfnisse  bestanden  in  den  n»«sW 
Gemeinden  ein  oder  mehrei'e  von  der  Gesamtheit  dtf 
Gemeindemitglieder  (Kahal)  erwfthlte  Rabbiner,  denen  ftrJ 
wichtigere  Angelegenheiten  ein  Kollegium  von  DajuM 
(Beisitzern)  zur  Seite  stand.  Die  eigentliche  VerwAltM 
(Vertretung  der  Gemeinde  nach  aufsen.  die  f.)bsorge  ftlr  iW 
Gemeindevermögen  und  die  Gemeindeansrnlten,  die  BesleBM 
rung  der  Gemeindegenossen ,  Armenpflege  und  die  ihntn 
Uherlassenen  polizeilichen  und  Ökonomischen  Malsregehl 
oblag  einem  von  der  Gemeinde  gewählten  GemeiudetW 
Schusse  (tuwe  ha-kabal)  aus  den  angesehensten  Gemeind^ 
genossen  (Ältesten,  parnassim),  mit  einem  oder  niehieren  il 
gleicher  Weise  gewählten,  meist  vom  Landes-  oder  :>ta4t< 
herrn  oder  deren  Bevollmächtigten  liestälipten  VnrstelHf^ 
(rosch  ha-kahal)  an  der  Spilze.  Als  Hilfsorguie  fungi«rtC| 
Notare,  Schreiber,   Archivare  (pergamentista ),  Sclmlm 


')  Vgl.  oben  ll.',. 


tistn).  ScImlmeistM 
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Sänger,  Mefsner,  Schächter,  Totengräber  u.  a.  Die  Ent- 
scheidung über  allgemeine,  die  ganze  Gemeinde  treffende 
Angelegenheiten,  und  besonders  die  Wahl  der  oben  an- 
geführten Funktionäre  war  der  Gesamtheit  der  Gemeinde- 
genossen  vorbehalten.  Über  Privatrechtsstritte  der  Juden 
untereinander  entschieden  ausnahmslos  jüdische  Richter  nach 
jüdischem  Rechte. 

In  den  meisten  Staaten  bildete  die  Gesamtheit  der 
Juden  eine  geschlossene,  vom  Staate  anerkannte  politische 
Korporation  (universitas  Judaeorum,  Judengemeinde,  Judisch- 
)eit,  communautä,  communidad,  Community)  mit  solidarischen 
ferpflichtungen  (besonders  bezüglich  der  Steuerleistung). 

Da  die  geschilderte  Gemeindeverfassung  und  die  eigene 
furisdiktion  bei  Rechtsstritten  der  Juden  untereinander  auf 
lern  mosaischen  Gesetze  beruhte  und  dieses  in  den  mittel- 
ilterlichen  Judensatzungen  allgemein  anerkannt  war,  so  war 
ane  besondere  Regelung  dieser  Rechtsverhältnisse  durch 
itaatliche  Verfügungen  in  der  Regel  nicht  erforderlich. 

Anders  verhielt  es  sich  jedoch  bezüglich  des  rechtlichen 
Verkehrs  der  Juden  mit  Christen.  Da  infolge  des  Fremd- 
ingsrechtes  der  Umfang  der  Rechtssphäre  der  Juden  von 
lern  Ermessen  des  Landesfürsten  abhing  und  da  ihnen  die 
i^rozefsfähigkeit  (persona  standi  in  iudicio)  fehlte,  so  war  es 
lotwendig,  behufs  Feststellung  ihrer  rechtlichen  Verhältnisse 
egenüber  den  Christen  und  der  Gerichtsbarkeit  bei  den 
;e<;htsstreitigkeiten  mit  den  letzteren  besondere  Bestim- 
nngen  zu  treffen.  Dies  geschah  —  oft  in  sehr  willkür- 
;her  und  mannigfaltiger  Weise  —  im  Wege  besonderer 
irilegien  und  Satzungen. 

1.    Fränkisches  Reich. 

Für  die  fränkische  Zeit  fehlt  es  an  genauen  Daten  be- 
jlich  der  Verwaltung  und  der  Gerichtsbarkeit  bei  den 
ien.  Aus  der  in  den  Schutzbriefen  wiederholt  aus- 
prochenen  Anerkennung  des  jüdischen  Gesetzes  kann  ge- 
rert  werden,  dafs  sie  ihre  inneren  Angelegenheiten  und 
Rechtsstritte  untereinander  nach  ihrem  Rechte  und  wohl 
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auch  von  ihren  Vorstehern  und  Richtern  entscheiden  kss< 
konnten. 

Bezüglich  der  Streitigkeiten  zwischen  Christen  und  Jud< 
mufs  aus  den  Schutzbriefen  (Form.  31  und  52)  geschlosa 
werden,  dafs  die  Entscheidung  dem  comes  loci  nach  de 
Rechte  der  Streitteile  (secundum  legem  suam)  zustan 
Streitigkeiten  über  ihre  Sklaven  und  ihr  Eigentum,  die  j 
Ort  und  Stelle  ohne  schwere  und  unbillige  Nachteile  nie 
ausgetragen  werden  können,  sollten  bis  zur  Anwesenheit  d 
Kaisers  aufgeschoben  werden,  um  dann  nach  dem  Geset 
definitiv  erledigt  zu  werden.  Da  nach  den  Schutzbrief 
(Form.  30,  31,  52)  die  privilegierten  Juden  von  den  Bewe 
mittein  und  Strafen  der  Unfreien  (Gottesurteil  und  Geifi 
lung)  frei  waren,  so  mufs,  wie  bereits  in  der  Einleitui 
bemerkt  wurde,  angenommen  werden,  dafs  die  nicht  privi 
gierten  Juden  als  Unfreie  behandelt  und  der  gleidi 
Gerichtsbarkeit  wie  diese  unterstellt  waren. 

In  den  Schriften*)  des  Erzbischofs  Agobard  von  Lj 
(822—828)  wird  ein  magist  er  Judaeorum  als  besonderer  i 
walt  der  Juden  erwähnt,  bezüglich  dessen  Stellung  b 
Wirkungskreises  die  Ansichten  sehr  auseinandergehen. 

Beug  not*)  vergleicht  ihn  mit  dem  später  zu  enri 
nenden  gardien  g^nöral  des  Juifs  et  conservateur  de  te 
Privileges;  doch  stand  ihm  keine  Jurisdiktion  zu.  Wait; 
und  Simson*)  vermuten,  er  sei  ein  Beamter  für  dasgai 
Reich  und  Jude  gewesen  (letzteres  ergiebt  sich  aber  i 
keiner  der  oben  angeführten  Schriften  Agobards  und  ist  i 
Rücksicht  auf  die  schon  damals  bestehende  kirchliche  Ge» 
gebung,  sowie  auf  den  Namen  des  Judenmeisters  Ewerar 
nicht  wahrscheinlich);  St  ebbe*)  hält  ihn  für  einen  loki 


')  Agobardi  de  baptismo  iud.  manc  (Migne  Patiol.  lat. 
S.  102),  £pistola  ad  proceres  palatii  contra  praeceptum  impiiim  (ib. 
de  insolentia  Judaeorum  c.  2,  3  (ib.  70X  Epistola  ad  Nibridium  (ib. 

2)  Les  juifs  d'occident  1824  S.  117. 

*)  D.  yerfassungsgeschichte  III  549. 

*)  Ludwig  der  Fromme  I  396  N.  4. 

'^)  Juden  in  Deutschland  S.  198. 
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Beamten,  der  den  Königsschutz  in  Lyon  auszuüben  hatte; 
doch  enthalten  die  Schriften  Agobards  auch  für  diese  An- 
lahme  keine  Anhaltspunkte;  Aronius^)  vertritt  die  An- 
icht,  der  Judenmeister  sei  überhaupt  kein  Beamter  für  be- 
ondere  Angelegenheiten  der  Juden,  sondern  der  in  der 
orm.  37*)  um  828  erwähnte  Kaufmannsmeister  (magister 
aem  super  ea  et  super  alios  negotiatores  praeponimus)  ge- 
esen'),  was  jedoch  dahingestellt  bleiben  mufs,  da  über  die 
anktionen  beider  zu  wenig  bekannt  ist  und  es  auffallen 
ufs,  dafs  Agobard  konsequent  nur  von  dem  magister  Ju- 
ieorum  spricht;  nach  Enge*)  ist  unter  magister  Judae- 
um  der  Rabbiner  von  Lyon  zu  verstehen;  allein  der  dem- 
Iben  übertragene  Wirkungskreis  ist  ein  von  dem  Wirkungs- 
eise eines  Rabbiners  ganz  verschiedener. 

Der  bei  Agobard  „magister  Judaeorum"  genannte  Funk- 
mär war  wahrscheinlich  ein  zur  Wahrung  der  den  Juden 

den  kaiserlichen  Privilegien  erteilten  Rechte  berufener 
?ichsbeamter ,  der  bei  Aufserachtlassung  oder  Verletzung 
rselben  die  Hilfe  der  Missi  in  Anspruch  nehmen  konnte; 
m  selbst  stand  keine  Exekutive  zu,  denn  sowohl  er  als 
ch  die  Juden  drohen  Agobard  mit  den  Sendboten,  die 
ch  thatsächlich  mit  kaiserlichen  Briefen  in  Lyon  erschienen, 
d  der  Kaiser  beauftragt  nicht  ihn,  sondern  die  Missi  und 
}  Unteri^rafen  (vicecomes)  in  Lyon ,   den   Juden  Beistand 

leisten^).  Die  Entscheidung:  in  die  Juden  betreffenden 
mtlich-rechtlichen  Angelegenheiten  stand  den  Missi  zu, 
allgemein  bei  Eingriffen  in  ihre  Privilegien  (qui  pro 
osmodi  rebus  iudicent  et  distringant) ;  sie  verlegten  .die 
rkte,   die   am  Samstage   abgehalten  wurden,   und   gaben 

Juden  anheim,  an  welchen  Tagen  sie  dieselben  besuchen 


^)  Regesten  zur  Gesch.  der  Juden  im  fränk.  und  deutschen  Reiche 
,  S.  40,  41,  N.  96,  98. 
*;  Zeumer,  Formulae  imp.  314. 
3)  Vgl.  dagegen  Waitz  a.  a.  0.  IV  45. 

*)  De   Agobardi  archiepisc.  Lugd.  cum  Judaeis  contentione  1888. 
5)  Agobardi  de  insolentia  Judaeonim  c.  2  (a.  a.  0.  S.  70)3und'Ep! 
roc.  pal.  (a,  a.  0.  S.  175). 
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wollen;  sie  treten  mit  dem  Judenmeister  Evrardus  de 
Verbote  Agobards  entgegen,  mit  den  Juden  zu  esseo.  : 
trinken  und  zu  wohnen^). 

2.    Deutschland*). 

In  Deutschland  ist  die  selbständige  Gemeindeverfassui 
und  die  besondere  Gerichtsbarkeit  der  Juden  schon  in  d< 
ältesten  bekannten  Judenprivilegien  anerkannt. 

An  der  Spitze  der  unter  Königsfrieden  und  den  Schu 
der  Landes-  oder  Stadtherren  gestellten  Gemeinden  stii 
ein  von  der  Gesamtheit  der  Juden  (universitas,  communit 
Judaeorum,  Judengemeinde ,  Judischheit  u.  ä.)  gewählt 
Vorsteher  (archisynagus  in  Speier,  episcopus  Judaeom 
Judenbischof  in  Trier,  Köln,  Worms,  magister  Judaeom 
Judenmeister  in  Frankfurt ,  Augsburg ,  Bamberg  u.  a.  C 
dessen  Wahl  in  einzelnen  Gebieten  der  Bestätigung  i 
Landes-  oder  Stadtherrn  bedurfte*),  und  dem  als  beraten 
und  beschliefsende  Körpei-schaft  der  Gemeindeaussehi 
(seniores,  magistratus,  consilium,  ratlude,  Capitel  u.  L)  I 
Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  zur  Seite  stai 
Die  Kompetenz  desselben  richtete  sich  nach  den  in  i 
besonderen  Freiheitsbriefen  und  in  den  Gemeindestatot 
enthaltenen  Befugnissen.  Die  rituellen  Funktionen  besori 
der  von  der  Gemeinde  gewählte  Rabbi.  Die  Aufsicht  ttl 
die  Judengemeinden  führte  meist  der  landes-  oder  sta 
herrliche  Kämmerer,  dem  hierfür  in  Speier,  Trier  und 
deren  Orten  gewisse  Giebigkeiten  zu  leisten  waren. 
Jurisdiktionsverhältnisse  waren  verschieden,  je  nachdem 
sich  um  Streitigkeiten  der  Juden  untereinander  oder 
Streitigkeiten  zwischen  Christen  und  Juden  handelte. 

L  Bei  Streitigkeiten  der  Juden  untereinander  wird 
Kompetenz  der  jüdischen  Gerichte ,   die  meist  aus  den  o 


')  Agobardi  de  insol.  Jud.  c.  5,  £p.  ad.  Nibridiam  (Migii« 
S.  74  und  111),  Ep.  ad.  proc.  pal.  (S.  175X 

<)  Stobbe,  Juden  in  Deutschland  S.  140  ffL,  *255ff.;  6 eng 
St&dtrechtl.  Altertümer  1882,  S.  102  ff.,  112  ff. 

')  So  z.  B.  in  Köln  nach  dem  Privilegium  vom  27.  April 
gegen  Zahlung  von  5  Mark. 
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angeführten  Genieindefunktionären   (gewöhnlich    unter    Zu- 
ziehung des  Rabbi)  bestanden,   ausnahmslos  anerkannt,  oft 
unter  Freilassung    der    Anrufung    einer    höheren    Instanz, 
wenn  das  Judengericht  den  Streit  nicht  schlichten  konnte,  so 
des  Bischofs  (in  Speier  gemäfs  den  Privilegien  vom  Jahre 
1084  und  1090:  14)  oder  des  Kaisers  (in  Worms  nach  dem 
Privilegium  1090:  13,  1236,  in  Wien  1238).     Die  Jurisdik- 
tion des  jüdischen  Gerichtes  beschränkte   sich  auf  die  Ent- 
scheidung   in   Civilrechtsstritten.    Eine    Strafgerichtsbarkeit 
8tand  nur  den  Viere rgerichten    in  Nördlingen  (gemäfs 
dem  Privilegium  Ludwigs   des   Baiem    vom   21.  November 
1331)*)  und  in  Schweidnitz,  hier  jedoch  nur,  wenn  die 
Juden  keinen  Judenbischof  halten  konnten  (nach  dem  Privi- 
legium der  Herzogin  Agnes  vom  21.  März  1370)^),  zu. 

In  Nördlingen  konnten  die  das  Gericht  bildenden  vier 
ehrbar  gesessenen  Juden  einen  Juden  oder  eine  Jüdin,  die 
,bös,  schädlich  und  bufswtirdig  sind",  zur  Strafe  des  Augen- 
ausstechens,  Gliederabschneidens,  Sackens  oder  wie  die  Pön 
8ei  „nach  Gewohnheit  als  die  Juden  zu  Augsburg  haben" 
verurteilen  und  der  Amman,  der  Rat  und  die  Bürger  in 
Sördlingen  sollten  sie  daran  nicht  hindern,  sondern  denselben 
Juden  die  Strafe  vollziehen  helfen. 

In  Schweidnitz  sollten  die  Vier,  die  „alle  jar  von  der 
Gemeinde  gekoren  werden ,  gewalt  haben ,  daz  sie  alle 
bruche  in  judischim  rechte  berichten  sullen  under  in;  und 
ip  sie  diese  bruche  nicht  berichten  mochten ,  so  sullen  die- 
ieJben  fiere  senden  an  einen  bedirben  man  und  sich  dirfaren 
m  im,  daz  den  luten  recht  geschee,  den  armen  als  den 
eichen". 

In  Köln  behielt  sich  der  Erzbischof  nach  dem  Privi- 
gium  vom  Jahre  1252^)  nur  bei  Diebstahl,  Fälschung, 
fenbarer    Verwundung,    bei   Widerstand    gegen    den   Bann 


')  Böhmer,  Regesten  (Ergänzungsheft  zu  Ludwig  dem   Baiem 
2749);  Wiener  Regesten  36  N.  86. 

*)  Oelsner,  Schles.  Urkunden  zur  Gesch.  der  Juden  im  Mittel- 
er (Arch.  f.  Kunde  österr.  G.-Q.  31,  1  S.  130  N.  32). 

^)  Ennen  u.  Eckertz,  Kölner  Geschieh tsq.  II  N.  308. 


—    256    — 

und  Ehebruch  mit  einer  Christin  oder  Jüdin  die  Entscheidung 
vor.  Über  Antrag  der  Gemeinde  wollte  der  Erzbischof  ein« 
schlechten  Juden  bannen  und  denselben  zwingen,  die  Stadt 
zu  verlassen^).  Eine  ähnliche  Bestimmung  bezüglich  des 
jüdischen  Bannes  bestand  in  Wtirzburg  (Heffner,  Juden  in 
Franken,  1855,  S.  64). 

IL  Bei  Streitigkeiten  zwischen  Christen  und  Juden*) 
waren  zur  Entscheidung  berufen: 

1.   Ausschliefslich  christliche  Richter. 

In  den  Bischofsstädten  stand  die  Jurisdiktion  in  diesa 
Rechtsstritten  in  der  Regel  dem  Bischöfe,  eventuell  seines 
Kämmerer  (Speier,  Worms,  Trier  u.  a.)  oder  seinen  Amt^ 
leuten  (Bamberg,  Würzburg,  Magdeburg)  zu,  soweit  nich^ 
wie  aus  dem  folgenden  zu  ersehen  sein  wird.  Ausnähmet 
eingeräumt  waren ,  in  der  Richtung ,  dafs  sich  der  Bischof 
blofs  die  höhere  Gerichtsbarkeit  vorbehielt  (Speier,  Köln  u.a.) 
oder  dafs  durch  königliche  oder  bischöfliche  Privilegien  die 
Judikatur  anderen  Magistraturen  übertragen  wurde. 

Den  städtischen  Gerichten   war  die   Jurisdiktion  üb«^  i 
tragen:  in  Nürnberg  (Privilegium  Ludwigs  des  Baiern  T«j 
April  1331)*),  in  Frankfurt  a.  M.  (Privilegien  vom  15.  April ! 
1337,  12.  August  1346  und  7.  November  1404)*),  Schw«t- 
fürt  (Privilegien  vom  4.  August  1429  und  4.  Januar  1430)*), 
Augsburg  (infolge  des  Privilegiums  Kaiser  Siegmunds  voA 
27.  Februar   1436)*),   Worms   (Privilegium  Rupprechts  vgl 
der  Pfalz  vom  29.  Juli  1406)')  u.  a.  Städten. 

In  Meifsen  entschied  über  diese  Streitigkeiten  ein  Jodet^ 
richter    (§§  3,   15    der    Judenordnung    Heinrichs    des   Er- 


1)  Privilegium  vom  Jahre  1252,  bestätigt  1381  (LacombUt, 
Urkundenbuch  für  die  Gesch.  des  Niederrheins  III  N.  339)l 

*)  Bei  der  grofsen  Mannigfaltigkeit  der  JurisdiktioiisverhlltiiMH 
können  nur  einzelne  Territorien  und  Gemeinden  berücksichtigt 

»)  Oefele,  I  775. 

*)  Wiener  Regesten  41  N.  3;  47  N.  156;  61  N.  54. 

»)  Wiener  190  N.  560;  191  N.  564. 

*)  Stetten,  Gesch.  der  reichsfreien  Stadt  Aagsborg  174S,  I 

')  Wiener  63  N.  64. 
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iiQehten)   unter  Oberaufsicht  des  Kämmerers   (§  13X    Die 
iberste  Instanz  war  der  Landesherr  (§§  11,  12). 

In  Baiem  stand  in  derartigen  Reehtsstritten  die  Ge- 
ichtsbarkeit  gemäfs  den  Privilegien  Herzog  Friedrichs  zu 
«andshut  vom  13.  Dezember  1380  und  Herzog  Heinrichs 
om  8.  Januar  1417  dem  herzoglichen  Hofmeister  zu^). 

2.  Gemischte,  aus  christlichen  und  jüdischen  Bei- 
tzern  zusammengesetzte  Gerichte  bestanden:  in  Augs- 
urg  (nach  c.  44,  211  des  Augsburger  Stadtrechtes ^)  [bis 
i  der  oben  citierten  Verfügung  vom  27.  Februar  1436]  aus 
im  Stadtvogte  mit  einer  Anzahl  Christen  und  dem  Juden- 
eister  und  einer  gleichen  Anzahl  Juden;  die  Majorität 
itschied),  in  Hof  (gemäfs  dem  Privilegium  Friedrichs  von 
flmberg  vom  Jahre  1373*)  aus  dem  Amtmann  und  zwei 
liristenschöifen  und  drei  ehrbaren  Juden,  die  vor  der  Juden- 
hule  zu  Gericht  safsen,  wobei  ebenfalls  die  Majorität  ent- 
Med),  in  Würzburg  und  im  Frankenlande  (gemäfs  dem 
chutzbriefe  der  Bischöfe  Johann  IL  vom  6.  Februar  1412 
od  Gottfried  vom  25.  April  1444  ^)  aus  einem  Christen  und 
nem  Juden  vor  der  Judenschule),  in  Forchheim  (nach 
m  Privilegium  des  Bischofs  Albrecht  von  Bamberg  vom 
ihre  1413  *)  ebenfalls  aus  einem  Christen  und  einem  Juden), 

Assenheim,  Neustadt  a.  d.  Aisch**)  u.  a. 

3.  Ausschliefslich  jüdische  Richter. 

Gemäfs  dem  Judenprivilegium  des  Bischofs  Rüdiger  für 
eier  vom  13.  September  1090  steht  dem  Judenvorsteher 
chisjuagus)  die  Entscheidung  der  Rechtsstritte  der  Juden 
:ereinander  und  gegen  sie  (adversus  eos)  zu,  also  dann, 
in  der  Jude  der  Beklagte  ist ;  erst  wenn  dem  archisynagus 
Schlichtung  des  Streites  nicht  gelingt,  ascendat  causa  ad 


>)  Wiener,  Regesten  1  164  u.  179  N.  308,  505. 
«)  Stadtbuch  LVII  1,  S.   126.    Walch,  Verm.  Beiträge  zu  dem 
sehen  Rechte  1771  ff.,  S.  81,  215. 
»)  Monum.  Zollerana  IV  212. 

*)  Heffner,  Juden  in  Franken  1855.    62,  Beil.  W. 
8)  Wiener  171,  N.  470. 
•)  Stobbe  256,  N.  134. 

rherer.  Beiträge  I.  17 
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episcopum  civitatis  vel  eius  camerarium.  Ebenso  ist  gei 
dem  Privilegium  Heinrichs  lY.  für  die  Juden  in  Worms 
Jahre  1090 :  1  und  dem  allgemeinen  Judenprivileg 
Friedrichs  II.  vom  Jahre  1236  in  Rechtsangelegenheiten 
Juden  untereinander  und  gegen  sie  nur  ihr  von  ihnen 
wählter  und  von  dem  Kaiser  bestätigter  Vorsteher  I 
petent.  Auch  in  Köln  mufsten  sich  die  Christen  bei  Kh 
gegen  Juden  an  den  auf  ein  Jahr  gewählten  Judenbis 
und  das  Kapital  wenden,  das  mit  Majorität  entschiedet 
in  Regensburg  sollten  sie  laut  Privilegium  Heinrichs 
vom  30.  Juni  1230  2)  vor  keinem  Richter  belangt  we 
Als  dem,  den  sie  aus  ihrer  Mitte  gewählt  haben.  — 

Von  der  Gerichtsbarkeit  der  geistlichen  Geric 
und  des  Femgerichtes  waren  die  Juden  in  Deutsch 
eximiert®). 

Die  Straf  Justiz  bei  Kriminal  verbrechen  der  Ji 
stand  in  der  Regel  den  ordentlichen  (meist  den  Stadt- 
richten zu*);  aufser  den  von  diesen  verhängten  Strafen kon 
gemäfs  der  Rabbinersynode  vom  Jahre  1245  die  Rabbine 
Einvernehmen  mit  den  Gemeinden  über  den  Schuldigen 
Bann  aussprechen*). 

Ruprecht  von  der  Pfalz  wollte,  wie  dies  in  den  p 
nischen  Ländern  und  in  England  der  Fall  war,  and 
Deutschland  einen  Oberrabbiner  für  alle  Juden  beste 
Mit  dem  Majestätsbriefe  vom  3.  Mai  1407  ernannte  er 


>)  Kölner  Eidbach  1321  c  50;  Privileg  von  1831  und  Url 
1335  (Lacomblet  UI  S.  339,  395;  vgl.  auch  N.  370). 

2)  Gemeiner^  Reichsstadt  Begensburgische  Chronik  It 
I  327;  III  560. 

')  VgL  bez.  des  letzteren  Wächter,  Beiträge  zur  deutselie 
schichte  S.  194—196,  Mich  eisen  (in  der  Zeitschrift  des  Vereii 
thüring.  Geschichte  IV  327,  wo  dies  besonders  ans  den  B 
Albrechts  IV.  vom  16.  und  17.  April  1439  hervorgeht);  Stobbe  258 1 
Hecht,  Das  Verhältnis  der  Juden  znm  Femgericht  (Ben  Cba 
IV  1861,  N.  37,  38);  Jost  (in  der  allg.  Zeitg  des  Juden!.  1858,  1 
Lindner,  Karl  IV.  verbietet  16.  Juli  1349,  die  Juden  vor  die 
zu  laden  (N.Arch.  f.  ä.  d.  Gesch.  VIII  1883  257). 

*)  Stobbe  159. 

»)  Graet*  VU  112. 
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Meister  Israel^)  zu  seinem  und  des  Reiches  Hochmeister 
über  alle  und  jegliche  jüdischen  Hochmeister,  Juden  und 
Jüdinnen  in  den  deutschen  Landen  mit  dem  Rechte,  alle 
and  jegliche  Juden  und  Jüdinnen  in  den  deutschen  Landen, 
wie  die  genannt  und  wo  die  gesessen  sind,  vor  sich  zu 
heischen,  zu  laden  und  mit  dem  jüdischen  Banne  und  Rechten 
ra  strafen,  zu  bannen,  zu  urteilen  und  zu  bufsen,  „als 
udisch  recht  innhalden".  Aufserdem  wurde  dem  genannten 
[srael  die  Macht  erteilt,  alle  Rechte,  welche  dem  römischen 
Könige  von  den  Juden  und  Jüdinnen  in  den  deutschen 
wanden  gebühren,  so  besonders  den  goldenen  Opferpfennig, 
lie  gewöhnliche  Steuer  oder  sonstige  Gefälle  einzufordern 
ffld  einzunehmen*). 

Dieser  Versuch,  den  Juden  in  Deutschland  eine  einheit- 
iche  Organisation  zu  geben,  der  allerdings  mehr  im  Interesse 
ler  königlichen  Finanzen  als  aus  Rücksicht  für  die  Juden 
mternommen  wurde,  scheiterte  jedoch  an  dem  entschiedenen 
Widerstände  der  deutschen  Rabbiner ,  die  über  Israel  den 
tann  aussprachen,  und  obwohl  Ruprecht  unterm  23.  No- 
ember  1407')  die  betreffenden  Bannbriefe  für  gänzlich  und 
ar  abgethan,  getötet  und  vernichtet  erklärte  und  alle 
[ochmeister,  Juden  und  Jüdinnen,  die  den  vorgenannten 
Jrael  nicht  für  ihren  „obristen  hohmeister"  lialten  oder 
in  für  einen  „bennigen**  (gebannten)  Juden  achten  oder 
leiden,  mit  seiner  und  des  Reiches  Ungnade  und  mit  einer 

')  Nach  Graetz  VIII  102,  Israel  von  Krems,  über  den  Versuch 
nprechta  vgl.  Gengier,  Zur  Gesch.  des  deutschen  Judenrechtes 
Jizeiger  f.  Kunde  deutscher  Vorzeit  V  1858,  221-224);  Hahndorf 
iselbst  420—422);  Oppenheim,  Über  den  Verbuch  des  Königs  Rup- 
cht,  den  sämtlichen  deutschen  Juden  ein  rabbin.  Oberhaupt  zu  geben 
Ug.  Zeitung  des  Judent.  1862,  N.  16,  dazu  N.  40);  M.  Wiener,  Die 
den  unter  Ruprecht  von  der  Pfalz  (Ben  Chananja  V.  1862,  N.  2— 3); 
Stern,   König  Ruprecht  von  der  Pfalz  in  s.  Beziehungen  zu  den 

ien  1898. 

»)  Fischer,  De  statu  et  iurisdictione  Judaeorum  1765 §50; 
mel.  Reg.  Ruperti  p.  224;  Schaab,  Diplom.  Geschichte  der  Juden 
Mainz  1855,  S.  113  ff.;  Wiener  S.  70—72. 

»)  Mone,  Zeitschr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins  IX  280;  Wiener, 

17* 
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Geldstrafe  von  zwanzig  Pfand  löthigen  Goldes  an  dkkdoig- 
liche  Kammer  bedrohte ,  konnte  diese  wohl  auch  als  Xtcb- 
ahmnng  der  in  der  katholischen  Kirche  bestehmdeii  EBer- 
archie')  den  Juden  unsympathische  Institution  in  Deatsck- 
land  nicht  Fufs  fassen.  Keinen  besseren  Erfolg  hatte  eil 
Ahnlicher  Versuch  des  Kaisers  Sigismund,  der  den  EA- 
kämmerer  Konrad  von  Weinsberg  beauftragte,  den  R.  Ansetai 
(Amschel  Haie  vi)  in  Nürnberg  zum  „obersten  Rabbi*  über 
die  Judengemeinden  in  Deutschland  zu  ernennen ,  da  dieser 
das  ihm  übertragene  Amt  wahrscheinlich  nicht  annahm'). 

8.    Frankreich*). 

Im  12.  Jahrhundert  standen  die  jüdischen  Gemeindoiii 
Frankreich  unter  einem  selbstgewählten,  von  dem  K(teigl 
oder  dem  Baron,  dem  der  Niederlassungsort  angehörte,  ke- 
stätigten  Vorsteher  (praepositus ,  pr^vöt),  der  u,  a.  uA 
säumige  christliche  Schuldner  verhaften  lassen  konnte^). 

Bezüglich  ihrer  Privilegien  und  bezüglich  der  Abgibei 
wurden  die  Juden  auch  in  Frankreich  als  eine  Korpontiei 
(universitas,  communalt6  des  Juyfs  et  Juyfves  —  Ord.  in.4W) 
aufgefafst.  Ihre  Gemeindeangelegenheiten  besorgten  sie  dudl 
selbstgewählte  Vorsteher  und  Gemeindevertreter.  GeaA 
dem  Privilegium  vom  März  1360:  24  konnten  sie  in  jeitf 
Gemeinde  (villa)  aus  ihrer  Mitte  einen  oder  zwei  V«^ 
trauensmänner  wählen ,  welche  die  zur  Bestreitung  der  Ge* 
meindeauslagen  erforderliche  Steuer  (taille,  collecta)  einhobM 
und  widerspenstige  Juden  durch  die  Ortsgerichte  zur  Zak- 
lung  zwingen  konnten. 

Die  Gerichtsbehörden  waren  verschieden,  je  nachdem  i 

I)  Vgl.  Güdemann  (in  Frankels  Monatsschrift  XIII  102£);4i 
gegen  Stobbe  146  und  258  N.  188. 

')  Güdemann,  Gesch.  des  Erziehmigsweseiis  der  Juden  III  91 
Graetz  VIII  137. 

*)  Lauri^re-Secousse,  Ordonnances  des  Roys  de  France  i 
la  troisiime  race.    1723  ff.,  21  Vol. 

«)  Vgl.  das  Schreiben  Louis*  VII  (1137—1180)  an  die  Stadt 
(Bouquet,  Kecueil   XI  314)  und  Besp.  des  R.  Meir  Ton 
S.  112,  d;  Graetz  VI  156;  B^darride  1861  S.  126. 
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sich  um  RechtsstreitigkeiteD  der  Juden  untereinander,  oder 
zwischen  Christen  und  Juden  handelte.  Bei  den  ersteren 
entschieden  Judengerichte,  bestehend  aus  den  Rabbinern  und 
Vertretern  der  Gemeinde.  Eine  Strafgewalt  wurde  den- 
selben erst  durch  das  Privilegium  vom  März  1360 :  3  *)  ein- 
geräumt, gemäfs  welchem  über  öffentliche  und  geheime  Ver- 
brechen der  Juden  ein  Tribunal,  bestehend  aus  zwei  Rabbinern 
nuittres  de  la  Loy)  und  vier  hierzu  eigens  gewählten 
fuden,  urteilen  sollte,  das  den  Schuldigbefundenen  bestrafen 
md  ohne  Angabe  von  Gründen  und  ohne  Appellation  auch 
ins  dem  Königreiche  verbannen  konnte;  doch  mufsten  in 
etzterem  Falle  die  beiden  Rabbiner  dem  Könige  100  floren- 
ische  Gulden  guten  Gewichtes  (offenbar  als  Ersatz  für  den 
^tgang  des  Kopfgeldes  des  Gebannten)  zahlen  und  die 
iflter  des  Gebannten  oder  Bestraften  sollten  für  den  König 
konfisziert  werden. 

Unter  Charles  V.  (1364—1380)  wurde  Meister  Mathatia 
K  Joseph  Provenci  von  sämtlichen  französischen  Juden- 
[emeinden  zum  Oberrabbiner  und  Oberrichter  für 
iie  Civil-  und  Strafprozesse  der  Juden  untereinander  gewählt 
ind  vom  Könige  bestätigt,  der  ihn,  seine  Mutter  und  seinen 
iohn  Abraham  von  dem  Tragen  des  Judenzeichens  dispen- 
ierte^).  Auch  Mathatias  Sohn  Jochanan  wurde  zum  Ober- 
abbiner  gewählt  und  vom  König  bestätigt;  allein  diese  Würde 
rurde  ihm  fünf  Jahre  nach  seiner  Bestellung  von  Astruc 
ßsaia  b.  Abba-Mari  auf  Grund  einer  Entscheidung  des 
.  Melr  b.  Baruch  Halevi  in  Wien  (zwischen  1380  und  1390) 
reitig  gemacht,  und  erst  um  1391  entschied  ein  Schiedsspruch 
jr  von  Jochanan  angerufenen  spanischen  Rabbiner  Chasdai 

Abraham  Crescas  (f  1400)   undlsaak  b.  Schechet  Barfat 

1406?)  zu  seinen  Gunsten®). 
Die  erste  gesetzliche  Regelung  der  Kompetenz  bei  Streitig- 


1)  Secousse,  Ordonnances   des  Rois  de  France  de  la  troisi^me 
e  lU  475. 

2)  Ordon.  V  498,  Graetz  VI  11  8. 

»)  Respons.    des     Isaak    b.     Scheschet     N.    268—270;    Graetz 
[I  35  ff. 
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keiten  zwischen  Christen  und  Juden  in  Frankreich  erfolgte 
durch  die  Ordonnanz  Philipps  des  Schönen  (1285—1314) 
vom  Jahre  1303:  14')  für  die  S^n^chalate  von  Toulouse  und 
Alby,  nach  welcher  die  Juden,  wenn  sie  von  den  ChristeD 
belangt  werden,  sich  in  allen  Personal-,  Real-,  Civil-  mi 
Kriminalklagen,  und  ebenso  die  Christen,  wenn  sie  von  Judea 
belangt  werden,  vor  den  ordentlichen  Gerichten  ihres  AufeBt* 
haltsortes  verteidigen  sollten.  Diese  Jurisdiktion  scheint  in 
Anfange  des  14.  Jahrhunderts  auch  in  dem  übrigen  Frank- 
reich in  der  Weise  gegolten  zu  haben,  dafs  im  Einklänge 
mit  der  nach  dem  herrschenden  Feudalsystem  geregelte« 
rechtlichen  Stellung  der  Juden  für  diese  Rechtsstreitigkeitea 
die  Baillis  des  Königs  und  der  Barone  des  Aufenthaltsorte! 
der  Streitteile  kompetent  waren.  Wahrscheinlich  um  die 
Evokation  vor  andere  Gerichte  zu  erschweren,  l)estimmte  die 
Ordonnanz  Philipps  V.  (1316—1322)  vom  April  1317:  i% 
dafs  die  Juden  sich  nur  vor  ihrem  Bailli  zu  verantwort« 
hal)en,  und  nach  Art.  13  dieser  Ordonnanz  konnten  wedar 
die  Juden  verhaftet  noch  ihre  Gesetzbücher  oder  Güter  ihoei 
weggenommen  werden,  ohne  vorausgegangene  InformatiiM 
des  S^n^chals  oder  Bailli,  unter  dessen  Jurisdiktion  sie  standet» 
In  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  wurden  die 
Juden  in  Frankreich,  welche  zur  Wahrung  ihrer  Interessen 
eigene  procuratores  Judaeorum®)  hatten,  in  Bezug  auf  die 
Gerichtsbarkeit  besonders  privilegiert,  indem  (jedenfalls  vor 
Juli  1359)*)  ein  Prinz  aus  königlichem  Geblüte,  Lonil 
d'Evreux,  Graf  von  Etampes,  zum  Gardien  g^n^ral  des  Jnifa 
et  conservateur  de  leurs  Privileges  ernannt  wurde.  Mit  dca 
Mandat  vom  5.  Juli  1359  bestellte  nämlich  der  Sohn  K6ni| 
Johanns  (1350  —  1364)  und  Statthalter  in  Languedoc,  Johifl 
Graf  von  Poitiers,  auf  Bitten  des  procureur  des  Juifs  da 
Robert  d'Oultre  l'eau  (Ultra  aquam)  als  Stellvertreter  dö 


»)  Ord.  I  400. 
2)  Ord.  I  64.5. 
^)  Ord.  III  351. 

*)  Dies  ergiebt  sich   aus   dem   Mandat  des  Grafen  Johau  v« 
Poitiers  vom  5.  Juli  1359  (Ord.  III  851). 
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Grafen  von  Etampes,  der  keinen  Deputierten  nach  Languedoc 
geschickt  hatte,  zum  Judex  et  Gardiator  der  sämtlichen 
Juden  in  Languedoc  für  alle  Rechtsangelegenheiten  der- 
selben, mit  dem  Befugnisse,  Stellvertreter  (deputatos)  zu 
ernennen,  und  befahl  allen  S6n6chaux,  Richtern  und  anderen 
Beamten  des  Königs,  sich  in  die  Angelegenheiten  betreifend 
die  Juden  und  Jüdinnen  in  keiner  Weise  einzumengen ,  da 
dieselben  durch  königliche  Briefe  von  ihrer  Jurisdiktion 
eximiert  sind,  und  dem  genannten  Gardien  und  seinen  Kom- 
missären Hilfe,  Rat  und  Beistand  zu  leisten. 

Mit  dem  mehrerwähnten  Privilegium  Johanns  des  Guten 
vom  März  1360:  2*)  wurden  die  Juden  in  Frankreich  über- 
haupt von  der  Jurisdiktion  der  königlichen  Richter  eximiert 
und  dem  Grafen  von  Etampes  als  Gardien  g^n^ral  et  con- 
servateur  de  leurs  privilfeges  unterstellt,  der  das  Recht  er- 
hielt, Judenrichter  und  Verteidiger  ihrer  Privilegien  Qnges 
des  Juifs  et  gardiens  particuliers  de  leurs  Privileges)  zu  be- 
tteilen, denen  die  ausschliefsliche  Entscheidung  in  allen 
Civil-  und  Strafsachen  zwischen  Christen  und  Juden  zustand. 
Die  procureurs  du  Roy  durften  nach  jenem  Privilegium  vom 
Jahre  1360:  28  keinen  Juden  gerichtlich  verfolgen,  bevor 
ae  sich  nicht  über  das  ihm  zur  Last  gelegte  Ver])rechen 
gehörig  unterrichtet  hatten. 

Mit  den  Ordonnanzen  vom  27.  Dezember  1302:  3  und 
om  0./21.  Oktober  1363:  P)  wurden  zwar  die  Juden  be- 
öglich  der  Kontrakte,  Klagen  und  Forderungen  aller  Art 
egen  Christen  und  umgekehrt  wieder  den  ordentlichen  Ge- 
chten  ihres  Wohnortes  unterstellt;  allein  im  Mai  1364^) 
tirde  der  Graf  von  Etampes  neuerlich  zum  Gardien  gen^ral 
id  Conservateur  der  Privilegien  der  Juden  ernannt  und  den 
^richten  verboten,  sich  in  ihre  Angeh  genheiten  zu  mengen. 
Doch  wurde  dieser  privilegierte  Gerichtsstand  nicht 
mer  respektiert.  Als  im  Jahre  1388  der  Conservateur  des 
ivil^ges    de  la  communaut^   des  Juifs   in  Montpellier   an- 

J)  Ord.  III  474. 

2)  Or(L  III  603,  642. 

»)  Ord.  IV  439;  V  496. 
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Iftfslich  der  Anklage  eines  Juden  wegen  Mflnzftlschnng  das 
Entscheidungsrecht  in  Anspruch  nahm,  entschied  der  König 
mit  der  Ordonnanz  vom  11.  Mai  1388'),  dafs  in  dieser  Sacke 
die  GeneralmOnzmeister  kompetent  seien. 

Unter  Karl  VI.  (1380—1422)  wurde  die  Exemtion  der 
Juden  von  der  Jurisdiktion  der  ordentlichen  Gerichte  iitf- 
gehoben.  Am  16.  Februar  1388  wurde  angeordnet ,  dab  ii 
der  Vicomt^  und  Pr^vöt^  von  Paris  alle  Prozesse  und  Reehtt- 
angelegenheiten  der  Juden  bei  dem  Chätelet  in  Paris  t« 
dem  Pr^vöt  dieser  Stadt  entschieden  und  alle  die  Juden  be- 
treffenden Urkunden  mit  dem  Siegel  dieser  Pr6vöt^  gesiegelt 
werden  sollen'),  und  mit  der  Ordonnanz  vom  15.  Juli  1384,*) 
wurde  ftlr  ganz  Languedoeil  das  Amt  des  Gardien  od 
Conservateur  der  Juden  aufgehoben  und  die  Juden  wurdet 
unter  die  Jurisdiktion  der  ordentlichen  Richter  (baillis  Ol 
juges  ordinairs)  ihres  Aufenthaltsortes  und  in  Paris  unter 
die  Gerichtsbarkeit  des  Pr6v6t  dieser  Stadt  gestellt,  h 
zweiter  Instanz  entschied  das  Parlament^).  Gemäfs  eines 
Erkenntnisse  des  Scaccarium  Paschae  apud  Falesiam  (Falaiee) 
vom  Jahre  1220  stand  im  Falle  der  Ermordung  eines  Jndn 
durch  einen  Christen  und  umgekehrt  die  Entscheidung  isB 
Könige  zu*). 

Besondere  Vorschriften  wurden  bezüglich  der  Aufbewtk- 
rung  des  Siegels  der  Juden  und  Verfassung  der  Schuldurkonden 
erlassen. 

Nach  dem  Judengesetze  Philipps  II.  August  (1180—189) 
vom  September  1206:  8  sollten  in  jeder  Stadt  zwei  li- 
gesehene  Bürger  bestellt  werden,  deren  einer  das  SiegA 
der  andere  die  Bulle  (Urkunde)  verwahren  sollte.  DtoM 
mufsten  auf  einen  geweihten  Gegenstand  (Hostie?)  (snfsr 


>)  Ord.  VII  186. 

«)  Ord.  Vn  226. 

»)  Ord.  vn  643. 

^)  Dictionnaire  de  police  V  615;  Klimrath,  Memoire  nr  lei 
Olim  et  le  Parlament  1887,  64—68;  WarnkOnig-Stein,  rnm 
SUatsgcschichte  1846,  I  336  ff. 

^)  Warnkönig,  Franz.  Staats-  und  Rechtsgeschichte  II  8SÜJ 

•)  Brüssel  I  578;  Lauriöre,  Ord.  I  44. 


—    265     - 

saerosancta)  schwören,  dafs  sie  bezüglich  einer  Schuld  nichts 
eintragen  werden,  wovon  sie  nicht  selbst  oder  durch  andere 
Kenntnis  haben.  Nach  P.  9  dieser  Judenordnung  sollte  in 
jeder  Stadt  ein  einziger  Schreiber  für  die  Judenbriefe  sein, 
ier  Kaution  leisten  mufste ,  dafs  er  vorschriftsmäfsig  (legi- 
time) schreiben  und  sein  Amt  nach  den  bestehenden  Vor- 
Triften  ausüben  werde.  Im  Punkt  5  der  Judenordnung 
rom  Jahre  1223  wurde  bestimmt,  dafs  die  Schuldscheine 
Ier  Juden  bei  sonstiger  Nullität  in  ein  bei  dem  grundherr- 
ichen  Gerichte  geführtes  Buch  eingetragen  werden  müssen; 
hgegen  wurde  ihnen  im  P.  4  das  Siegel  wieder  entzogen 
[Jadaei  de  cetero  sigillum  non  habebunt  ad  sigillandum 
lebita  sua)^).  Gemäfs  dem  Judenprivilegium  vom  März 
1360:  25  konnten  die  Gerichtsschreiber  des  Königs  und  die 
Sotare  alle  Urkunden  und  besonders  die  Verträge  zwischen 
ien  Juden  untereinander  und  zwischen  Christen  und  Juden 
verfassen;  bei  den  letzteren  wurde  ihnen  jedoch  durch  die 
königlichen  Ordonnanzen  vom  9.  Juli  1389  und  vom  4.  Fe- 
bruar 1393  verboten ,  eine  Bestimmung  aufzunehmen ,  durch 
welche  den  Juden  das  Recht  eingeräumt  wird,  ihre  säumigen 
diristlichen  Schuldner  verhaften  zu  lassen^). 

Der  Geistlichkeit  wurde  wiederholt  jede  Jurisdiktion 
)ezüglich  der  Juden  aberkannt.  Eine  königliche  Ordonnanz 
om  Jahre  1288  verfügte ,  dafs  kein  Jude  auf  Befehl  eines 
)rdeDsmannes  ohne  vorausgegangene  Anzeige  an  den  S6n^chal 
der  Bailli  des  Aufenthaltsortes  des  Juden  verhaftet  werden 
Qrfe*).  Ein  Arr^t  des  Parlaments  zu  Pfingsten  desselben 
ihres*)  wiederholte  dieses  Verbot,  untersagte  den  kirch- 
jhen  Behörden  die  Verhängung  von  Geldstrafen  gegen 
iden  und  beschränkte  ihre  Befugnisse  auf  kirchliche  Cen- 
ren.     Laut  einer  Verordnung  Philipps  des  Schönen  (1285 


1)  Lauri^re  I  47. 

«)  Ordon.  VIl  589.  Louis  IX  hatte  schon  1234  den  Baillis  be- 
ien,  zu  verhindern,  ne  corpora  Christianorum  de  cetero  capiantur 
debito  Jndeorum  et  quod  Christiani  non  cogantur  propter  hoc 
idere  hereditates  snas.    Ord.  I  243. 

»)  Ord.  I  317;  Lauri^re  1  54. 

*)  Olim  r^gifltre  B.  79. 
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\m  1314)  vom  Juni  1302  (wiederholt  tob  Joham  demG 
1353)')  war  es  dem  Glaubensioquisitor  nicht  g€$t 
irgend  eine  Entscheidang  bezüglich  der  tod  den  Jndei 
gangenen  Delikte  zu  fällen.  Unter  Karl  V.  »1364— 
HT.hritt  der  königliche  Statthalter  in  Langnedoc.  Min 
(fAudenham,  mit  Geld-  und  Leibesstrafen  gegen  die  \ 
liehen  Drgaue  dieser  Provinz  ein.  welche  die  Judei 
(irund  angeblicher  päpstlicher  Vollmachten  verfolgten  *). 
iiIh  (folKtliche  mit  getauften  Juden.  Juden  gewaltsam 
Anhörung  von  Predigten  und  zur  Teilnahme  an  an 
g()tt4»s(lienstlichen  Handlungen  zwingen  wollten,  gebol 
König  im  Milrz  1368^)  den  königlichen  Beamten,  < 
HolrlKMi  Zwange  mit  aller  Strenge  entgegenzutreten. 

3.    Spanien*). 

In  d(Mi  christlichen  Reichen  In  Spanien  war  in 
grölKonMi  Judt»ngemeinden  (comunes,  comunidades  de  Ji 
dio  Hrsorgung  und  Regelung  der  Gremeindeangelegenl 
von  dor  (losanitheit  der  Gemeindegenossen  (Junta  de  Ji 
gowl\lilttMi  Magistraten  (aljama)*)  übertragen,  welche 
di'U  \'t)rstehorn  (adelantados,  mukdamin)  und  einer  A 
Nun  Hrisit/.orn  zusammengesetzt  waren.  Diese  fung 
wwU^v  Zu/iolumg  der  in  gleicherweise  durch  Wahl  beni 
|{ald»inor  /.ugloich  als  Gerichtsbehörde  erster  Instanz  in 
Mild  Strafsachen  der  Juden  untereinander  und  hatte 
IhM^ht,    den  Uann    zu  verhangen,  Geldstrafen   aufzuer 

M  OM  l  Mt\  IV  u^9. 

*\  Owl  IV  440. 

')  Ovd    V  Uu 

M  VrI  1,0 vo<  dol  Ritilo.  Salamanca  1569.  —  Corte«  de  U 
H»»»iM  »o»u\v»  \lo  l,iH>«  y  dt*  CastillA.  1S61.  4  Bde.  —  Disoursc 
\A  \^t\\i\\\\\  \\o  lo.-«  Jiuitos  tni  0(^1«  in  Asso  t  Rio  y  Manael  v 
nur-  \\  t\hMA»  Nu\>o  vlo  OAstiU*.  1S47,  S.  lS5ffA  —  Kajse 
hnn  rAH<(l»Aiu^\hx'  i^t^moinvie-Sumt  'Jahrbuch  för  Gesch.  der 

«Hui  »u^^  Juao«tww*  IV  iN?ii.  s  5«e— ;<a4i 

*\  \{\^\\\4k  »U9  viom  Arabischen  bedeotet  sowohl  die  Yersai 
\U\\  Mhuh^«^  um)  Juvicu  aK  auch  den  abfreMsderten  Stadtteil  (j 
i\\  sii^ws  »10  v^xvhiicn     ScheK*^  Jehnda  f.  ISa. 
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ja  die  „heiligen  Gemeinden  in  Aragouien ,  Valencia ,  Kata- 
lonien, Kastilien  und  Navarra"  hatten  nach  dem  Herkommen 
(por  costumbre)  das  Recht ,  Angeber  (maisin)  hinrichten  zu 
lassen');  doch  war  zur  Vollstreckung  des  Todesurteils  ein 
besonderer  Erlaubnisschein  des  Königs  (albalä,  chotäm)  er- 
forderlich. 

Die  meisten  Gemeinden  hatten  eigene,  gewöhnlich  vom 
König  bestätigte  Statute  ^). 

Das  Prozefsverfahren  war  nach  den  Alfons  VI.  (1072 
bis  1109)  zugeschriebenen  Satzungen  in  dem  ältesten  Gesetz- 
buche Kastiliens  (Leyes  del  Estilo  1.  83,  84,  87,  90,  154) 
folgendes:  Wenn  ein  Jude  gegen  einen  anderen  Juden  eine 
Klage  in  einer  Civil-  oder  Strafsache  erhebt,  so  ist  der 
Prozefs  entweder  durch  die  Adelantados  oder  durch  die 
Rabbiner  zu  entscheiden.  Hat  ein  Jude  eine  Beschwerde 
gegen  die  Adelantados,  so  entscheidet  der  Rabbiner;  hat  er 
eine  Klage  gegen  den  Rabbi,  so  entscheidet  der  König.  Bei 
allen  Prozefshandlungen  und  Urkunden  soll  nach  dem  Ge- 
setze der  Juden  (ley  de  los  Judios)  vorgegangen  werden 
[L  89),  selbst  wenn  derartige  Streitigkeiten  der  Juden  unter- 
iinander  vor  einen  christlichen  Alkalden  gebracht  wurden, 
kach  1.  154  sollte  der  Alkalde,  wenn  die  Streitteile  mit 
einer  Entscheidung  nicht  zufrieden  waren,  die  Angelegenheit 
em  Könige  vorlegen.  Gegen  die  Entscheidung  der  jüdischen 
erichte  konnte  nach  der  Errichtung  des  Hofrabbinates  *) 
i  den  Hofrabbiner  (rab  de  la  corte),  der  zugleich  Ober- 
•hter  (juez  major)  und  Repartidor  der  Judensteuern  war, 
id  von  diesem  an  den  König  appellieii;  werden. 

Streitigkeiten  der  Christen   mit  Juden   und   umgekehrt 


'i  Kayserling,  Gemeindestatut  S.  271,  Isaak  b.  Scheschet 
f;p.  79  (zw.  1310—1406);  Ayala,  Chronicas  II  126. 

s)  Isaak'  b.  Scheschet  Rechtsgutacht eii  192,  272,  304;  Ben  Leb 
J.A.  II  24.  I  44;  Kayserling  293,  1. 

^)  Graetz  VIII  3.  Aufl.  nennt  als  Oberrabbiner  in  Spanien: 
Meir  Alguades,  den  Leibarzt  Heinrichs  III.  (1390—1406),  hingerichtet 
9  oder  1410  (über  ihn  Amador  de  los  Rios,  Historia  social,  poli- 
i  y  religiosa  de  los  Judios  de  Expaüa  y  Portugal  1875/76  III  p.  79; 
fuente,    historia  general  de  Espaiia  VIII  79),  D.  Abraham  Ben- 


sollten  gemflfs  den  Siete  Partidas  VII.  24,  1.5,  da  nachU 
die  .luden  von  allen  öffentlictien  und  Ehrenftmwro  an*- 
geschlossen  waren ,  nur  von  den  königlichen  Richtern  in 
Wohnortes  der  Streitteile  und  nicht  durch  die  Ältest«D  (per 
los  \iejos)  der  Juden  entschieden  werden.  Nach  1.  fi  der 
Partidas  waren  die  Ortsrichter  berufen,  Juden,  welche  ein« 
zum  Christentum  Qbergetretenen  Glaubensgenosseo  scbinga 
oder  beschimpften,  zu  verhaften  und  zur  Entschädigung  mi 
einer  ensprechenden  Geldstrafe  zu  verurteilen. 

Infolge  der  Petition  15  der  Cories  von  Palencia  1286') 
hob  Sancho  IV.  (1284—1295)  die  oben  geschilderte  eigew 
Gerichtsbarkeit  der  Juden  auf  und  unterstellte  sie  da 
christlichen  Richtern.  Diese  Verfügung  wurde  durch  tt 
Beschlüsse  der  Cortes  von  Valladolid  1293:  25,  1299:11 
und  1307:  28*)  besIÄtigt,  bezog  sich  aber  wahrscheinlifh  nir 
auf  Leon;  denn  für  Kasttlien  beantragten  die  Cortes  tM 
Valladolid  erst  im  Mai  1351:68")  ebenfalls,  der  König  nidgi 
die  eigene  Gerichtsbarkeit  der  Juden  aufheben  nnd  Hw 
Rechtsangelegenheiten  den  ordentlichen  Gerichten  xuweiat; 
allein  Pedro  IV.  (1350—1369)  ging  auf  diesen  Antrag  tieb» 
ein ,  weil  die  Juden  ein  schwaches  Volk  seien  und  da 
Schutzes  bedürfen  und  weil,  wenn  sie  ihre  Rechtsstritl«  VBT 
die  ordentlichen  Alkalden  bringen  müfsten,  ihnen  ein  grtbt' 
rer  Schaden  und  Verlust  entstehen  würde,  Dagegrai  "Kl- 
loren  sie  1380  durch  eigene  Schuld  die  peinliche  Recht»- 
pflege.  Die  von  jüdischen  Richtern  auf  Grund  eines  t« 
Juan  !.  von  Kastilien  (1379—1390)  während  seiner  KrOnunp 
feierlichkeiten  erwirkten  Erlaubuisscheines  (albalU)  verfb^ 
Hinrichtung  des  königlichen  Obersteuerpächters  Joseph  l^chal 
aus  Sevilla  (21.  August  1379)»)  veranlafste  den  König.  ihoB 

veniete  (ISdO-1456?)  nnd  D.  Abraham  Senior,  ObembbtBer  mu 
FerdiuaDd  dem  Katholischen  Dnd  Lutbelln,  der  Dm  1492  nun  diiida 
tunie  übertrat, 

■)  Corte»  de  loa  antigaos  reinos  de  Leoo  J  de  Outillk  I 

•l  a.  a.  0.  I  115.  1*4.  194. 

»)  ft.  a.  O,  [I  40. 

*j  Vgl.  Amador  de  los  ßioe 
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die  peinliche  Gerichtsbarkeit  (justicia  de  sangre)  zu  ent- 
ziehen^). Mit  Rücksicht  darauf  beschlossen  die  Cortes  von 
Soria  1380:  2  und  Valladolid  1385:  16«),  dafs  in  Hinkunft 
kein  Jude,  weder  Rabbi  noch  Ältester  noch  Adelantado  noch 
eine  andere  Person,  sich  einmenge,  in  einem  Kriminal- 
prozesse ein  Urteil  zu  fällen,  möge  es  sich  um  den  Tod 
eines  Menschen,  den  Verlust  eines  Gliedes  oder  um  Landes- 
verweisung handeln.  Sämtliche  Civilprozesse  untereinander 
sollten  sie  nach  ihrem  Gesetze  (secund  su  ley)  weiter  schlich- 
ten; Kriminalsachen  sollten  jedoch  durch  einen  Alkalden 
der  Stadt  oder  des  Ortes,  den  die  Juden  zu  wählen  hatten, 
entschieden  werden,  unter  Vorbehalt  der  Bestätigung  des 
Königs.  Ein  auf  andere  Weise  gefälltes  Urteil  sollte  un- 
gflltig  sein  und  kein  Alkalde,  Merino  (Landrichter)  oder 
eine  andere  Person  sollte  bei  einer  Strafe  von  6000  Mara- 
Tedis  für  jeden  Fall  dasselbe  vollstrecken. 

Unter  Juan  II.  (1406 — 1454)  wurde  den  Juden  mit  dem 
Edikte  vom  25.  Oktober  1408  und   mit   dem  Edikte   vom 
12.  Januar  1412*)  auch  die  Givilgerichtsbarkeit  entzogen  und 
rie  Würden  unter  die  Jurisdiktion  der  christlichen  Alkalden  ge- 
stellt, die  jedoch  in  ihren  Entscheidungen  sich  nach  dem 
jödischen  Rechte  richten  sollten.    Diese  Anordnungen  blieben 
flicht  lange  in  Kraft;  denn  derselbe  König  Juan  II.  gestand 
den  Juden  trotz  dem  Widerspruche  der  Cortes^)  die  Ent- 
scheidung in  Civilstreitigkeiten  wieder  zu*^),   und  aus  dem 
auf  der  Synode  zu  Valladolid  im  Mai  1432  unter  dem  Vor- 
sitze  des   Hofrabbiners   Abraham  Benveniste   beschlossenen 
Statut    geht    hervor,     dafs     den    jüdischen    Richtern    in 
Kastilien  auch   die  peinliche  Gerichtsbarkeit  in  bestimmten 


^)  Ajala,  Cronicas  II  127;  Isaak  b.  Scheschet  R.G.A.  251. 

»)  Cortes  U  311,  238. 

■)  Lindo,  History  of  the  Jews  in  Spain  and  Portugal  1848,  S.  186, 
198;  das  Edikt  vom  12.  Januar  1413  auch  bei  Alfonso  de  Spina 
Fortalitium  fidei  (ed.  Nürnberg)  III  936,  c. 

*)  Cortes  m  88;  Lindo,  218. 

»)  Ord.  Reales  de  Castilla  VUI  l.  3,  1.  16,  35. 
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Fällen  wieder  eingeräumt  wurde*),  die  ihnen  durch  die 
Cortes  von  Soria  und  Valladolid  1380  und  1385  entzogen 
worden  war.  Pforte  (Abschnitt)  II  dieses  Statutes  ordnete 
an,  dafs  in  jeder  Gemeinde  alljährlich  die  Würdigsten  uDd 
Tüchtigsten  zu  Richtern  (dajanim),  ferner  die  Revisoren, 
Schatzmeister,  Voi*steher,  Schächter,  Schreiber,  Gemeinde- 
boten und  andere  Angestellte  gewählt  werden  sollen.  Der 
Vorgang  bei  der  Wahl  erinnert  an  das  Konklave  bei  der 
Papst  wähl.  Kommt  binnen  11  Tagen  die  Wahl  nicht  zu 
Stande,  so  mufs  die  Gemeinde  innerhalb  der  nächsten 
30  Tage  dem  Hofrabbiner  die  Anzeige  erstatten,  damit  er 
wegen  der  Wahl  und  Ernennung  die  erforderlichen  Aufträge 
erlasse.  Die  gewählten  Richter  (in  der  Regel  drei)  hatten 
in  jeder  Gemeinde  alle  Prozesse,  Klagen  und  Streitigkeiten 
nach  mosaisch-talmudischem  Rechte  zu  schlichten  und  konnten 
auf  den  Ausspruch  eines  Talmid-Chacham  und  dreier  rechts- 
kundiger Gemeindevertreter  (unter  Rücksichtnahme  auf  das 
dem  Hofrabbiner  erteilte  königliche  Privilegium)  Gesetzüber- 
treter mit  Strafen  belegen.  Dem  Bestraften  stand  die 
Appellation  an  den  Hofrabbiner  offen  (II :  4).  An  drei  Tagen 
in  der  Woche  sollte  Gericht  gehalten  werden.  Aufser  i» 
Falle  des  Verrates  oder  der  Angeberei  oder  wegen  eines 
Kapitalverbrechens  konnte  ein  Richter  einen  Juden  oder 
eine  Jüdin  nur  auf  Grund  eines  schriftlichen,  von  ihm  und 
von  Zeugen  unterzeichneten  und  den  Grund  der  Haft 
enthaltenden  Befehls  verhaften  lassen  (II:  12).  Pforte  lU 
„über  Angebereien"  normiert  die  Strafjustiz  der  jüdischen 
Gerichte.  Dieselben  sollten  nach  dem  Gesetze  der  Jud^i 
vorgehen.  Zunächst  war  den  Juden  verboten,  die  Gege»* 
partei  bei  Strafe  von  1000  Maravedis  und  des  Banns  ftr 
jeden  Fall   vor   einen  Alkalden  oder    einen  anderen  geist* 


^)  Über  dieses  Statut  Kayserling  a.  a.  0.  S.  290 ff.;  abgedi«d[t 
in  Boletin  de  la  real  Academia  de  la  historia  1885  und  als  Septitt- 
abdruck  Francisco  Fernandez  y  Gonzalez,  Ordenamieato  iiff- 
mado  por  los  procuradores  de  las  aljamas  hebreas  ...  es  k 
asemblea  celebrada  en  Valladolid  el  a&o  1432;  \rgL  aach  Loeb  ji 
der  Revue  des  Etudes  juives  1886,  p.  187  ff. 
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ichen  oder  weltlichen  Richter,  der  nicht  jüdischen  Glaubens 
st,  zu  eitleren,  obwohl  auch  der  christliche  Richter  sie  nach 
itidischem  Rechte  zu  richten  hatte  (aufser  in  Zoll-,  Steuer-, 
iünzangelegenheiten  und  anderen  Rechten  des  Königs,  der 
lönigin,  der  Kirche  oder  der  Herrschaft  des  Wohnortes 
md  wenn  ein  Jude  oder  eine  Jüdin  trotz  dreimaliger  Vor- 
adung  vor  dem  jüdischen  Richter  nicht  erschien,  in  welchem 
'alle  die  Richter  und  der  Ortsrabbiner  der  Gegenpartei  die 
Erlaubnis  geben  sollten,  den  Prozefs  vor  das  christliche 
Vibunal  zu  bringen). 

Sehr  schwer  waren  die  Strafen  wegen  Angeberei  und 
errates  (III:  3,  4). 

Bei  Angeberei  trafen  den  Schuldigen  Geldstrafen  von 
K)-~200  Maravedis  und  Gefängnisstrafen  in  der  Dauer  von 
^20  Tagen,  Schadenersatz,  zehntägige  Ausschliefsung  aus 
r  Gemeinde,  eventuell  körperliche  Züchtigung.  Bei  über- 
esenem  Verrate,  selbst  wenn  blofse  Wahrscheinlichkeits- 
ünde vorhanden  sind,  sollten  auf  Veranlassung  des  Orts- 
hters  im  Einvernehmen  mit  dem  Rabbiner  Verhaftung  und 
sntuell  körperliche  Züchtigung,  bei  Überführung  durch 
len  Zeugen  oder  durch  Geständnisse  nach  dem  Urteile 
ä  Gerichtshofes  und  dem  Gutachten  der  Gelehrten  Brand- 
irkung  auf  der  Stirne,  bei  Überführung  durch  zwei  Zeugen 
r  den  ersten  Fall  100  Peitschenhiebe  und  Ausweisung  aus 
r  Gemeinde  nach  dem  Ausspruche  des  Rabbiners,  der 
ichter  und  der  Vertreter  der  Gemeinde,  bei  dreimaliger 
berführung  durch  zwei  glaubwürdige  Zeugen  die  vom  Hof- 
ibbiner  nach  mosaischem  Gesetze  auszusprechende  und  von 
nem  Organe  der  Gerechtigkeit  des  Königs  zu  vollziehende 
odesstrafe  den  Verräter  treffen.  Entzieht  der  Verräter  sich 
lesen  Bestrafungen,  so  soll  sein  Namen  an  allen  Orten  als 
erräter  proklamiert  werden ;  er  darf  keine  Israelitin  heiraten 
id  an  keinem  religiösen  Akte  teilnehmen.  —  Aufserdem 
md  den  Judengerichten  die  Strafgerichtsbarkeit  zu  bei 
Ischer  Anzeige  bei  dem  Könige  oder  seinem  Rate  (III :  6), 
«valtsamer  V^erlobung  oder  Verheiratung  (III:  8,  9),  Be- 
flussung  der  Richter  oder  anderer  Gemeindebeamten  (III : 
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10),  betrügerischer  Manipulation  bei  dem  Verkaufe  von 
Koscherwein  (III:  11,  12),  Erschleichung  von  Ämtern  ohne 
Zustimmung  der  Gemeinden  (III:  13),  Anmafsung  von  Ge- 
meindeämtern (III:  14)  und  Haltung  einer  Christin  zur 
Bedienung  und  Wohnen  mit  derselben  in  seinem  Hause 
(III:  15). 

In  A  r  a  g  0  n  i  e  n ,  wo  die  Juden  nach  den  Fueros  y 
observancias  de  las  costumbres  escriptas  del  regno  de  An- 
gona^)  dem  Könige  gehören  (cum  eorum  persone  domini 
regis  sint),  mufsten  Rechtsangelegenheiten  zwischen  ihnen 
und  den  Christen  vor  dem  königlichen  bajulus  (bailli)  ab- 
geschlossen werden,  der  bei  der  Abschliersung  der  Kaufver- 
träge über  Güter  ein  Dritteil  des  Kaufpreises  erhielt  Leik- 
verträge  mufsten  nach  dem  Statut  von  Gerona  1240*)  vor 
dem  königl.  Notar  abgeschlossen  werden. 

In  dem  unter  wechselnder  Herrschaft*)  stehenden  König- 
reiche N  a  V  a  r  r  a  hatten  die  Juden  bei  Rechtsstritten  unter- 
einander  ihre  eigenen  Richter,  die  in  einem  bestimmten  Ge- 
richtshause (tafureria)   nach  jüdischem  Gesetze  entschieden. 
In  Tudela,  Pamplona  und  Estella  bestanden   für  die  Ve^ 
waltung    der    Gemeindeangelegenheiten    eigene    Magistrate 
(aljama),  zusammengesetzt   aus  zwei  gewählten  Vorstehen 
(adelantados)  und  20  regidores.    Besonders  bestellte  Notire    ; 
versahen  ihre  Urkunden  mit  dem  königlichen  Siegel.    Bei   1 
Streitigkeiten  zwischen  Christen   und  Juden  stand  gemftfli   i 
einer  Verordnung  Sanchos  des  Weisen  (1150 — 94)  die  Ent- 
scheidung einem  besonderen  königlichen  Richter  (alealde  de 
Rey)  zu.     Als  oberstes  Organ  für  die  Angelegenheiten  der 


1)  Gedruckt  in  Saragossa  1576  (Hofbibliothek  in  ^Vien  Sig.  3S 
A.  3)  fol.  XXVIII. 

•)  Marca  hisp.  S.  514. 

*)  Navarra  wurde  bis  1284  von  Königen  aas  dem 
Stamme  beherrscht,  vom  Jahre  1284 — 1928  stand  es  unter 
Herrschaft,  1828—1425  war  es  ein  selbständiger  Staat,  gebmgto  14tt 
an  Aragonien  und  erlangte  1479  wieder  die  SeibstiDdigkeit.  1$1S 
kam  Ober-Navarra  an  Aragonien,  1589  Nieder-Navmrrm  an  Fnuikrack» 
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fuden  fangierte  der  Oberrabbiner  (rabi  mayor  de  los  Judios 
lel  reyno).  1401  wird  als  Oberrabbiner  Joseph  Orabaena 
mimt*),  der  Leibarzt  Karls  III. 

5.    Portugal*). 

Nach  der  von  AfFonso  III.  (1248—1279)  geregelten  und 
Qter  Joäo  I.  (1383—1433)  um  1402  revidierten  Gemeinde- 
Erfassung  der  Juden  in  Portugal  sollte  in  jedem  Orte,  in 
im  sich  zehn  jüdische  Familien  befinden,  eine  Gemeinde 
3minuna  dos  Judeus)  gebildet  werden,  in  welcher  ein  von 
n  Gemeindeangehörigen  mittels  Kugelung  gewählter  und 
D  dem  Grolsrabbiner  bestätiger  Lokalrabbiner  in  Civil- 
d  Strafsachen  der  Juden  untereinander,  die  sich  nicht  auf 
)  königlichen  Einkünfte  bezogen,  unter  Freilassung  der 
rufung  an  den  Provinzial-  oder  Oberrabbiner,  zu  ent^ 
leiden  hatten^);  doch  war  immer  auch  die  Beschwerde  an 
i  königlichen  Richter  zulässig. 

Zur  Besorgung  der  administrativen  Angelegenheiten  be- 
;nden  in  den  Judengemeinden  Vorsteher  (procuradores) 
1  Schatzmeister  (thesourieros) ,  denen  homes  boos  das 
nmunas  als  Vertrauensmänner  beigegeben  waren*).  Das 
lizeiwesen  besorgten  Inspektoren  (vereadores)  und  Markt- 
ete (almotaces).  (In  diesen  Judengemeinden  hatten  die 
len  als  Zwangsdomizil   eigene  Quartiere  [judaria] ,  in  die 

sich  nach  den  ersten  drei  Glockenschlägen  des  abend- 
en  Ave  bei  sonstiger  Strafe  von  10  Livres  oder  Prügel- 
ife,  im  Wiederholungsfalle   bei   Strafe  der  Vermögens- 


')  Kayserling,  Die  Juden  in  Navarra,  den  Baskenländem  und 
ien  Balearen  1861.    S.  73,  75;  17;  88. 

*)  Ordena^oens  do  Senhor  Rey  D.  Affonso  V,  Coimbra  1792  II  t, 
98;  Gordo,  Memoria  sobra  os  Judeus  em  Portugal  (in  den 
Uten  der  k.  Akademie  der  Wissenschafteu  in  Lissabon  1808,  VIII  2, 
F.,  bes.  S.  19);  Schäfer,  Geschichte  Portugals  III  17flF.;  Her- 
;no,  Inquisi^ao  em  Portugal  1854  185;  Kayserling,  Geschichte 
rüden  in  Portugal  1867.  S.  8flF.  u.  a. 
»)  Ord.  t  71,  §  1,  2;  92  §  3. 
*)  Ord.  t  81,  §§  11,  17;  74  §§  7,  8. 

:lierer.  Beiträge  I.  18 
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konfiskation  zurückziehen  mufsten  *).  Nach  einer  Verordi 
Joäos  I.  vom  12.  Februar  1412  sollte  jeder  Jude 
15  Jahre  bei  der  ersten  Übertretung  dieser  Vorsc 
5000  Livres,  bei  der  zweiten  Übertretung  10000  L 
Strafe  zahlen  und  bei  einer  dreimaligen  Aufserachtlas 
öffentlich  gepeitscht  werden)^). 

In  zweiter  Instanz  stand  die  Jurisdiktion  und  die  Vei 
tung  den  von  dem  Grofsrabbiner  bestellten  sieben  Ouvid 
in  den  Hauptstädten  der  sieben  Provinzen  des  Reiches  ; 

Als  letzte  Instanz  entschied   der  von   dem  Könige 
nannte   Grofsrabbiner   (araby   moor  dos  Judeus),   dem 
Oberrichter    (ouvidor),    ein    Kanzler    (chanceller)    und 
Schreiber  (escrivao)  beigegeben  waren.    Die  beiden  letzt 
konnten  auch  Christen  sein*). 

Der  Grofsrabbiner  mufste  alljährlich  alle  Gemeinde! 
Landes  bereisen;  er  entschied  nach  Anhörung  der 
meindebeamten  und  der  Vertrauensmänner  (homes  boo 
Civilrechtsstritten  endgtlltig ,  leitete  bei  Verbrechen 
Untersuchung  ein  und  überwies  die  Beschuldigten  ai 
Provinzialoberrichter;  er  überwachte  die  Gemeinden  h 
lieh  der  Gebarung  mit  den  öffentlichen  Geldern,  der  ö 
liehen  Strafsen  und  Gebäude,  des  Vormundschaftsw< 
der  Waisen-  und  'Erbschaftsangelegenheiten  und  der 
Stellung  der  Lokalrabbiner  und  Lehrer*).  Bei  amtl 
Ausfertigungen  führte  er  ein  Siegel  mit  dem  Wj 
von  Portugal.  Die  Entscheidungen  der  jüdischen  Gei 
erfolgten  unter  Zugrundlegung  des  jüdischen  Rechts, 
Ord.  II.  t.  81  §§  3  und  4  war  den  christlichen  Ric 
streng  verboten,  in  Prozessen  zwischen  den  Juden  \ 
einander   zu    intervenieren:   Juden,   welche  einen  Glai 


')  Ord.  I  62,  §  13;  II  80,  §  1. 

«)  Ord.  II  80,  §§  2—11. 

»)  Ord.  II  81,  §§  6,  23-25. 

*)  Ord.  II  81,  §§  5,  24.  Aufserdem  begleitete  ihn  ein  p 
jurado,  ein  Exekutor  zur  Vornahme  von  Pfändungen  and  VoUstn 
der  richterlichen  Urteile. 

»)  Ord.  II  t.  81,  §§  1—22;  Kayserling  a.  a.  O.  9—18. 


—    275    — 

geDossen  bei  einem  christlichen  Richter  belangten,  verfielen 
in  eine  Geldstrafe  von  1000  Golddublonen. 

In  Civilstritten  zwischen  Juden  und  Andersgläubigen 
(Christen  und  Mauren)  war  gemäfs  dem  Grundsatze:  actor 
forum  rei  sequi  debet  die  Klage  bei  dem  Rabbiner  des 
Wohnortes  des  beklagten  Juden  einzubringen*)  aufser  wenn 
in  diesem  Orte  königliche  Richter  für  derartige  Civilprozesse 
bestellt  waren  und  wepn  es  sich  um  königliche  Einkünfte 
iandelte,  welche  von  eigenen  Richtern  entschieden  wurden. 
In  Strafrechtsfällen  stand  die  Jurisdiktion  dem  königlichen 
Strafrichter  auch  dann  zu,  wenn  der  Jude  der  Angeklagte 
war.  Gegen  die  Entscheidungen  des  Grofsrabbiners  und  der 
Oberrichter  konnte  die  Berufung  an  die  königlichen  Richter 
«ingebracht  werden*). 

Mit  der  Abfassung  der  Vertragsurkunden  zwischen  den 
Jnden  waren  in  jeder  Gemeinde  besondere  Notare  (tabelliaäes) 
betraut,  denen  Joak)  I.  den  Gebrauch  der  hebräischen  Sprache 
bei  allen  öffentlichen,  Kauf-,  Tausch-  und  Schenkungs- 
urkunden unter  Todesstrafe,  Affonso  V.  (1438—1481)  bei 
Strafe  der  Absetzung  und  öffentlichen  Peitschenhieben 
TBTbot  *). 

6.    England*). 

In  England  bildeten  die  Juden  eine  staatlich  anerkannte 
Gemeinschaft  (community)  ^)  mit  selbständiger  Verwaltung  und 


1)  Ord.  II  t.  92.  Auf  den  Cortes  von  Coimbra  (März  1473) 
und  Evora  (März  1475)  wurde  jedoch  bestimmt ,  dafs  Civilprozesse 
srwischen  Christen  und  Juden,  au<h  wenn  der  Jude  der  Beklagte  ist, 
Tor  die  ordentlichen  Richter  gehören.  Santarem,  Historia  c  Theoria 
des  Cortes  48,  51. 

2)  Ord.  II  81,  §§  30—32. 
»)  Ord.  n  Sh  §  11;  93,  §§  1,  2. 
*)  Tovej,  Anglia  iudaica  1738;  Rymer,   Foedera  ...  et  acta 

pablica  ...  ab  anno  1101—1654,  1704—1735;  IL  Auflage  1821-18:30; 
Madox,  History  and  Antiquities  of  the  Exchequer  of  the  king  of 
England  1769,  2  Bde.;  Gneist,  Das  englische  Verwaltungsrecht  1867, 

1205  ff. 

^)  Madox  I  226,  258,  2G0q;  Tovey  59;  Rymer  1  591. 

18* 
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eigener  Gerichtsbarkeit  bei  den  Rechtsstritten  untei 
einander. 

An  der  Spitze  derselben  stand  seit  der  zweiten  Hilft« 
des  12.  Jahrhunderts  ein  von  den  Juden  auf  Lebensdauer 
gewählter  und  von  dem  Könige  bestätigter  Judenbisckof 
(episcopus,  presbyter  Judaeorum).  Entsprechend  dem  Vor- 
herrschen des  rücksichtslosesten  Fiskalismus  bei  der  Be- 
handlung der  Juden  in  England  waren  die  demselben  ttber- 
tragenen  Funktionen  auf  die  Mitwirkung  bei  der  Besteaenm; 
seiner  Glaubensgenossen  beschränkt.  Es  oblag  ihm  die  Eio- 
tragung  der  Besitztümer  der  Juden  in  die  Yorgeschriebeoei 
Steuerrollen  (rotuli),  die  Ablieferung  der  Judensteaem  tt 
das  Judenschatzamt  (exchequer  of  the  Jews),  die  Einziehuof 
der  an  den  Fiskus  fallenden  Güter  der  ohne  Erben  ver- 
storbenen Juden  und  ähnliches.  Widerspenstige  oder  in  der 
Steuerleistung  lässige  Juden  konnte  er  mit  dem  Banne  be- 
legen *). 

Schon  unter  Heinrich  II.  (1154-1189)  1178  wird  Deodit 
als  episcopus  Judaeorum  genannt^).  1199  erteilte  Johin 
ohne  Land  (1199—1216)  seinem  dilectus  et  familiaris  JacohH 
von  London  den  presbyteratus  omnium  Judaeorum  tolni 
Angliae  cum  omnibus  pertinentiis  suis  tenendum  tota  tHi 
sua»).  Heinrich  III.  (1216—1272)  ernannte  zu  Jud» 
bischöfen  (presbyter  Judaeorum)  den'  Joceus,  später  Aar« 
von  York  und  dann  Elias  von  London,  und  zwar  für  Off 
Lebenszeit^),  und  gewährte  1257  nach  Absetzung  des  nid 
genug  willfährigen  Judenbischofs  Elias  der  Judengemeind 
(communitati  Judaeorum  Angliae)  die  freie  Wahl  ihres  epi 
copus  oder  sacerdos  gegen  Anzeige  an  den  König,  dem  di 
Bestätigungsrecht  und ,  wie  aus  dem  Vorgange  bei  dem  | 
nannten  Elias  hervorgeht,  auch  das  Absetzungsrecht  i 
stand*).     Am  15.  Mai  1281  übertrug  Eduard  I.  (1272—180 


1)  Tovey,  55,  114. 

2)  Madox,  II  206  n.  w. 

')  Rymer  I  95:  Tovey  55,  61. 

*)  Tovey  55,  61,  137. 

^)  Madox  I  260  n.  q.;  Tovey  58. 
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perassensum  communitatis  Judaeorum  dem  Haginus  (Ghajim), 
Sohn  des  Denlacres,  aus  London  für  die  Lebenszeit  das 
officium  presbyteratus  Judaeorum  mit  allen  Freiheiten  und 
Gewohnheiten,  mit  denen  einst  der  verstorbene  Haginus, 
Sohn  des  Moses  aus  London,  oder  ein  anderer  Vorgänger 
dieses  Amt  gehabt  haben,  und  beauftragte  alle  Justitiarien 
and  anderen  Behörden,  ihn  in  diesem  Amte  zu  schützen  und 
za  verteidigen  und  die  dagegen  Handelnden  mit  Strafen  zu 
belegen  ^). 

In  den  einzelnen  Judengemeinden  besorgten  wie  in  den 
anderen  Staaten  die  Verwaltung  gewählte  Gemeindeausschüsse 
mit  Vorstehern  und  Rabbinern  an  der  Spitze. 

Die  Streitigkeiten  der  Juden  untereinander  wurden  von 
jüdischen  Richtern  nach  jüdischem  Rechte  entschieden.    In 
London  bestand  für  diese  Prozesse  ein  Capitulum  Judaeorum  ^). 
Die  civil  rechtlichen   Streitigkeiten   der  Christen  mit  Juden 
sollten,  wie  in  Speier,  Worms,  Köln  und  bis  1473  in  Por- 
tugal, wenn   der  Jude   der   Beklagte   war   (si   Christianus 
habuerit   querelam  adversus  Judaeum),   gemäfs    Art.  4  der 
Charta  Judaeorum  Angliae   per  pares  Judaei,   d.  h.  durch 
Stammesgenossen  des  Beklagten  geschlichtet  werden.    Allein 
schon  1204  wird  eine  Jury  von  legales  Christiani  et  Judaei 
erwähnt,    und  infolge  der  Erweiterung  der  Gerichtsgewalt 
des  Königs  fiel  auch  die  Entscheidung   dieser  Rechtshändel 
der  königlichen  Kurie  zu.     In  anderen  Rechtsstritten  privat- 
rechtlicher Natur,  soweit  sie  nicht  dem  Scaccarium  Judaeorum 
zugewiesen   waren,   sowie    in   Strafsachen   waren    die  Curia 
r^s,  bezw.  aufserhalb  Londons  die  königlichen  Burgvögte, 
in  deren  Balleien  (Burgbezirken)  Juden  wohnten,  kompetent^), 
seit  Richard  I.  wohl  auch  die   reisenden  Richter  (iustitiarii 


>)  Tovey  59;  Rymer  11  591. 

•)  Madox  I  244  n.  u.;  Goldschmidt,  Gesch.  der  Juden  in 
England  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zu  ihrer  Verbannung  I  1886,  71 
N.  45. 

^)  Art.  11  der  Charta  Judaeorum:  Et  Judaei  non  intrabunt  in 
placitum  nisi  coram  nobis  vel  coram  iilis,  qui  turres  nostras  eusto- 
dierint,  in  quorum  ballivis  Judaei  manserint.  Über  placitum  vgl.  Du 
Gange  Gloss.  VI  342,  346  : 3;  über  bailliva  I  523. 
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errantes),  die  im  Namen  und  Auftrage  der  königlichen  Kam 
entschieden  V).  An  die  letzteren  wandten  sich  auch  die  Jodet 
behufs  Bestätigung  der  Urteile  des  jtldischen  Gerichts.  Vor 
das  Scaccarium  Judaeorum  oder  Judaismi  (court  of  tbe 
exchequer  of  the  Jews),  eine  Abteilung  des  Scaccarium  regni, 
gehörten  die  Angelegenheiten  des  Judaism,  besonders  Kligei 
aus  Schuldkontrakten ,  Streitigkeiten  bezüglich  der  beireg- 
liehen  und  unbeweglichen  Güter  der  Juden,  ihrer  Abgibeo, 
Geldbufsen  und  ähnliches.  Über  dieselben  entschieden  ii 
erster  Instanz  die  Justitiarii  (custodes)  Judaeorum,  anfangs 
Christen  und  Juden,  später  nur  Christen,  und  in  zweiter 
Instanz  die  Barone  des  Scaccarium  regni*).  Die  Rechte- 
sprechung  erfolgte  nach  dem  Landesgesetze  und  der  consae- 
tudo  Judaismi. 

In  den  kleineren  Gemeinden  stand  die  Jurisdiktion  bd 
den  Prozessen  zwischen  Christen  und  Juden  den  Constabului 
(Gemeindevorsteher  oder  Gerichtsschulzen)  zu'). 

Von    der    Judikatur    der    geistlichen    Gerichte    (curii  ' 
Christianitatis)*)  waren   sie    eximiert,  und  Übergriffen  dar 
Kirchenl)ehörden  bezüglich   der  «fuden  wurde,   wie  aosdet 
Anordnungen  Heinrichs  III.  aus  den  Jahren  1217  und  122S^ 
hervorgeht,  energisch  entgegengetreten. 

Auch  der  Jurisdiktion  der  städtischen  Behörden  wuti 
sie  nicht  unterstellt,  da  sie  gemäfs  Art.  11  der  ChiitlL 
Judaeorum  Angliae  nur  vor  der  königlichen  Kurie  oder  doi 
königlichen  Burgvögten,  in  deren  Balleien  sie  wohnten,  a 
erscheinen  verpflichtet  waren. 

Die  Capitula  Judaeorum  (Art.  24  der  Capitula  plaei 
torum  Goronae  regis)  vom  Jahre  1194')  regelten  den  Vor 

n  Gneist  a.  a.  O.  I  223 ff.,  247  ff.;  Gold  schmidt  a.  m.  O.  70. 

2)  Tovey  47—52;  Madox  I  221  ft,  234ff.:  Gneist  I  19SI 
Grof  8,  The  exchequer  of  the  Jews  in  England  in  th»  middle  Agee  \9Sl 

»)  Tovey  50,  64;  Gneist  I  335. 

*)  Tovey  77-79,  203. 

»^j  Tovey  81,  83. 

*)  Roger  de  Hoveden,  Annales  ed.  Stabbe  Ol  266:  Stab^t 
Select  charters  for  the  constitutional  hiatoiy  of  England  1874.  &  M 
N.  XXIV. 
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Bng  bei  Abschliefsung  von  Darlehensverträgen  der  Juden 
ind  bezüglich  der  Aufbewahrung  derselben  nach  den  Prin- 
ipien  vollster  Publicität.  Es  sollte  vorgesehen  werden,  dafs 
ie  Juden  nur  an  sechs  oder  sieben  Orten  Geld  darleihen. 
)er  Darlehensvertrag  mufste  in  Gegenwart  von  acht  Per- 
onen  (je  zwei  den  Gesetzen  entsprechenden  [legales]  Christen, 
uden  und  Schreibern  und  zwei  bestimmten  Clerks)^)  in 
lodum  chirographi  *)  in  der  Weise  abgeschlossen  werden, 
afs  ein  Teil  desselben,  versehen  mit  dem  Siegel  des 
Schuldners,  bei  dem  Juden  verblieb,  der  andere  Teil  (wahr- 
cheinlich  der  später  zu  erwähnende  pes  chirographi)  wurde 
1  eine  arca  communis,  einen  unter  staatlicher  Aufsicht 
tehenden  Kasten,  hinterlegt,  welcher  drei  Verschlüsse  hatte, 
u  welchen  einen  Schlüssel  die  beiden  Christen,  den  zweiten 
lie  beiden  Juden  und  den  dritten  die  beiden  Clerks  hatten. 
Meselben,  die  die  Schlüssel  hatten,  sollten  aufserdem  drei 
Siegel  anlegen.  Die  beiden  Clerks*)  sollten  ferner  von 
illen  Schuldscheinen  Abschriften  in  eiuem  rotulus  (eine 
Rolle  oder  Aktenbündel)  haben,  und  wenn  der  Schuldschein 
ibgeändert  wurde,  sollte  auch  die  Eintragung  im  rotulus 
?eäDdert  werden.  Für  jede  Urkunde  war  eine  Taxe  von  drei 
)enaren  zu  entrichten,  die  je  zur  Hälfte  der  Jude  und  der 
)arlehenswerber  zu  zahlen  hatten  und  von  welcher  die  beiden 
chreiber  zwei  Denare  und  der  eustos  rotuli  den  dritten 
>enar  erhielt.  In  Hinkunft  sollte  kein  Darlehen  gegeben, 
eine  Zahlung  an  die  Juden  geleistet,  keine  Änderung  in 
m  Schuldscheinen  vorgenommen  werden,  aufser  in  An- 
rsenheit  der  oben  genannten  Personen  oder,  wenn  alle 
[rht  anwesend  sein  konnten,  der  Mehrheit  derselben.  Wenn 
1  Teil  der  Schuld  bezahlt  wurde,  so  sollten  über  den  un- 
glichen  gebliebenen  Rest  derselben  drei   rotuli  angefertigt 


')  Clericus  WiUelmi  de  Sanctae  Mariae  ecclesia  et  WiUelmi  de 
imilli. 

«j  Vgl.  Brefslau,  Handbuch  der  Urkundenlehre  I  1889  S.  502  ff.; 
lerbach,  Das  jüd.  Obligationenrecht  1891,  S.  259  ff.,  447  ff. 

')  Dieselben  werden  auch  Chirograph arii,  coffrarii  genannt,  weil 
erwähnte  Kasten  vornehmlich  unter  ihrer  Aufsicht  steht. 
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werden,  deren  einen  die  beiden  christlichen,  den  andern  di 
beiden  jüdischen  Zeugen  und  den  dritten  der  custos  rotu 
erhalten  sollten^).  Durch  ein  statutum  regni  wurde  ferne 
bestimmt,  dafs  der  Jude  seine  Forderung  verlieren  soD( 
wenn  der  Fufs  der  Verschreibung  (pes  chirographi),  di 
Eschatokoll,  in  dem  Kasten  der  Chirographen  (arca  dürc 
graphorum,  ehest  of  the  chirographers)  nicht  vorgefonde 
wurde. 

7.   Italien. 

Auch  in  Italien,  wo  schon  in  den  frühesten  Zeiten  de 
Mittelalters  ^)  Judengemeinden  bestanden,  war  den  Juden  di< 
selbständige  Verwaltung  ihrer  Gemeindeangelegenheit^  an 
die  Rechtspflege  bei  Streitigkeiten  untereinander  durch  selbst 
gewählte  Behörden  überlassen. 

Die  älteste  Jadengemeinde  war  die  in  Rom,  die  sowoh 
bei  den  Kaiserkrönungen  als  auch  seit  Calixtus  II.  112 
hei  den  Krönungszügen  der  neugewählten  Päpste  und  bc 
anderen  festlichen  Anlässen  als  selbständige  Korporativ 
auftrat,  in  deren  Namen  der  Rabbi  oder  GemeindeTorsteke 
dem  Neugekrönten  durch  Überreichung  der  ThoraroUe  di 
Huldigung  darbrachten®).  Als  eine  Art  Krönungsstenc 
mufste  die  Judenschole,  ähnlich  wie  die  anderen  Peregrin« 
scholen,  anläfslich  des  Krönungszuges  des  Papstes  eine  AI 
gäbe  in  Grewürz,  bestehend  aus  zwei  Pfund  Zimmet  m 
einem  Pfund  Pfeffer,  an  die  päpstliche  Kammer  entrichte 
Schon  zu  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  stand  an  der  Spit 
der  Judengemeinde  in  Rom  ein  dreigliedriges  Kollegin 
bestehend  aus  dem  Oberrabbiner  (nasi),  dem  Vorstande  i 
Talmudschule  (gaon)  und  dem  Gemeindevorsteher  (roseh 
kahal). 

Im  14.  Jahrhundert  besorgten  in  Rom,  wie  in  andei 


»)  Madox  I  246  n.  b. 

<)  Vgl.  Gregorii  M.  £p.  VIII  25;  Maseot  Benjamin  (Reisi^Mn 
des  Benjamin  von  Tudela)  zwischen  1165 — 1173. 

*)  Muratori,  Antiq.  ital.  I  896;  Raynaldus  Annales  ad  a.  11 
Vogelstein  und  Rieger,  Geschichte  der  Juden  in  Rom  1896  I  ! 
219,  262  ff. 
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italienischen  Städten,  drei  von  der  Gemeinde  gewählte 
Memunnim  (syndici,  administratores)  die  administrativen  An- 
gelegenheiten. Sie  hatten  über  die  Sittlichkeit  zu  wachen, 
die  an  die  Kurie  zu  zahlenden  Abgaben  auf  die  einzelnen 
Gemeindegenossen  zu  repartieren,  die  Gemeindeversamm- 
lungen einzuberufen  und  konnten  Vergehungen  mit  Geldstrafen 
und  selbst  mit  dem  Banne  ahnden  ^). 

In    der    auf  der  Judenordnung    vom    8.  Februar  1310 
fofsenden  Judensatzung  vom  15.  April  1402  wird  die  Juden- 
gemeinde als  universitas  et  communitas  Judeorum  ausdrück- 
lieh anerkannt  und  erklärt,  dafs  die  Juden  in  der  Stadt  als 
cives  Romani  anzusehen  sind  und  sich  des  Privilegiums  der 
dves  Romani   erfreuen   und  erfreuen   können.     Sie  werden 
der  ausschliefslichen   Jurisdiktion    der    curia    capitolii '  so- 
wohl in  Civil-  als  auch  in  Strafsachen  bei  sonstiger  Nullität 
des  Verfahrens    und    des     Aktes    unterstellt     und     allen 
«tidtischen    Behörden    (officiales    urbis,    consules    artium, 
laagistri  edificiorum  u.  a.)   bei  schweren  Geldstrafen  Amts- 
liandlungen  bezüglich  der  Juden  untersagt.     Selbst  auf  Be- 
fehl des  Inquisitor  hereticae  pravitatis  durften  die  städtischen 
Marschälle  und  andere  Beamte  bei  einer  Strafe  von  25  Pfund 
Bur  dann   gegen  die  Juden  einschreiten,   wenn  sie  ein  mit 
Siegel  versehenes  Mandat  eines  der  Beisitzer  (collaterales) 
der  Curia    capitolii    hierzu    erwirkt    hatten.     Der    Sabbat 
sollte  von  allen  Behörden  respektiert  werden.    Nach  diesem 
Statut  standen    an   der  Spitze   der  Judengemeinde  in  Rom 
sindici  sive  antepositi  Judaeorum,    administratores   et  ante- 
positi  universitatis  Judaeorum   (wahrscheinlich  die  oben  er- 
wähnten Memunnim).    Dieselben,  sowie  die  übrigen  Beamten 
der    Judengemeinde    waren    für    die    Dauer    ihres    Amtes 
(durante  offitio)  von  dem  Tragen  des  Judenzeichens  (tabbar- 
dum  rubeum)  befreit,  welche  Freiheit  übrigens  auch  den  an- 
deren Juden   extra  urbem  und  den   fremden  Juden   für  die 
Dauer  von  10  Tagen  in  urbe  zugestanden  war  2). 


')  Vogelstein-Rieger  I  343. 

2)  Über   das  Statut  vom  J.  1402  vgl.  Vogelstein-Rieger   a.  a.  0. 
I  302,  318,  330,  347,  besonders  490  fF. 
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In  Venedig  wurden  die  Juden  bezüglich  der  Dar- 
lehensgeschäfte 1298  der  Aufsicht  der  cinque  savi'),  1385 
der  Kontrolle  der  sopra  -  consoli  *)  unterstellt.  Sie  mufsten 
eine  jährliche  Pauschalsumme  von  4000  Dukaten  und  die 
für  alle  venetianischen  Staatsangehörigen  vorgeschriebeiie& 
Abgaben  und  überdies  an  die  letzgenannte  Aufsichtsbehörde 
je  einen  Denar  von  jeder  Lira  des  Verkaufspreises  eat- 
richten.  Die  Sopra  -  consoli  führten  ein  Verzeichnis  aller 
gegen  Zins  leihenden  Juden  und  intervenierten  bei  der 
öflFentlichen  Versteigerung  der  nicht  rechtzeitig  eingelöstei 
Pfänder. 

In  Ferrara  standen  die  Juden  unter  dem  Schutze ond 
der  Jurisdiktion  des  giudice  de'  savi,  und  noch  1636,  ab 
Fertara  an  den  Kirchenstaat  gekommen  war,  gelang  es  der 
kirchlichen  Behörde  nicht,  dem  giudice  de 'savi  diese  G^ 
richtsbarkeit  zu  entziehen^).  Das  zu  Gunsten  der  Judei 
erlassene  Statut*)  enthielt  u.  a.  die  Bestimmung,  dafs  der 
podestä  weder  vom  Papste  noch  von  sonst  jemandem  ermic^ 
tigt  werden  könne,  die  den  Juden  gewährten  Freiheiten  «rf* 
zuheben,  wodurch  den  geistlichen  Behörden  jede  Ingerenz  aif 
die  Judenangelegenheiten  entzogen  werden  sollte. 

In  Sicilen^)  genossen  die  Juden  als  servi  cameraa 
des  besonderen  Schutzes  des  Königs*)  und  waren  in  wdl^ 
liehen  Angelegenheiten  der  Gerichtsbarkeit  der  königlichflt 
Gerichtshöfe  unterworfen^).    In  Ehesachen,    besonders  bei 


>)  Gallicioli,  Memorie  Venete  1795  II  n.  879. 

*)  S  a  D  d  i ,  Principj  di  storia  civile  della  repubL  di  Veneiia  ITTt, 
III  1,  437  ff, 

•)  Frizzi,  Memorie  per  ristoria  di  Ferrara  IV  134,  167  ff. 

*)  Muratori,  Antiq.  it.  16,  827. 

^)  Di  Giovanni,  L*£braismo  della  Sicilia;  Zunz,  Zar  GeechidKl 
und  Litteratur  I  1845.  6,  485  ff.  Zunz-Pereaa,  Storia  degli  Ebff 
in  Sicilia  1879.   25  ff. 

•)  Vgl.  die  Constitutiones  regni  Sidliae  1231  I  18,  27,  28  (Hnil 
lard-Br^hoUes,  Hist.  diplom.  Friderici  Secandi  1854,  lY  1,  22,  28.  2 
und  die  Urkunde  König  Martins  (f  1410)  vom  10.  Mai  1409  (Gregorii 
Considerazioni  sopra  la  storia  di  Sicilia  1806,  S.  66). 

')  Di  Giovanni  182,  249,  44,  104,  105 
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Ehebruch,  unterstanden  sie  der  Judikatur  der  bischöflichen 
Gerichte,  wie  aus  dem  Privilegium  Wilhelms  II,  (1166  bis 
1189)  für  Palermo  1171  und  Const.  Sic.  III.  83,  sowie  aus 
einem  königlichen  Dekrete  vom  25.  Februar  1333  für 
Palermo  hervorgeht.  In  Mazzara  wurde  jedoch  unterm 
22.  Mai  1327  die  Jurisdiktion  des  Bischofs  aufgehoben*). 
Am  13.  November  1375  wurde  bezüglich  der  Juden  in  Syrakus 
die  Jurisdiktion  der  Inquisition  in  der  Weise  beschränkt, 
dafs  es  den  Juden  frei  stand,  gegen  ihre  Urteile  an  das 
königliche  Tribunal  zu  appellieren  und  dafs  bei  den  Ver- 
handlungen gegen  Juden  ein  weltlicher  Richter,  ein  Capitano 
und  Geschworene  anwesend  sein  müssen.  Eine  gleiche  Be- 
gfinstigung  erhielten  die  Juden  in  Marsala^). 

Das  jüdische  Recht  wurde,  wie  die  anderen  fremden 
Rechte  in  Sicilien,  ausdrücklich  anerkannt;  so  besonders  in 
einer  Urkunde  des  Bischofs  Agello  von  Catania  vom  Jahre 
1168:  Latini,  Graeci,  Judaei  et  Saraceni  unusquisque 
ittxta  legem  suam  iudicetur^).  Demgemäfs  hatten  sie 
ikre  besonderen  Grerichte,  bei  denen  nach  jüdischem  Rechte 
entschieden  wurde,  zur  Austragung  ihrer  Rechtsstritte  unter- 
einander. 

Im  Jahre   1405    wurde    in    Palermo   ein    Obergericht 
(dieochelele)  für  alle  Juden  in  Sicilien  errichtet,  dessen  Vor- 
stand die  Richter  der   einzelnen  Gemeinden  ernannte.     Als 
jedoch  1447  Messina  von  der  Jurisdiktion  desselben  eximiert 
Würde,  erhoben  die  anderen  Gemeinden  Protest  dagegen,  und 
iii/olge  desselben  wurde  durch   ein  königliches  Dekret  vom 
1.  Februar   1447    das    bei    den    Juden    ohnehin    unbeliebte 
Obergericht  aufgehoben   und  gemäfs  einem  königl.  Dekrete 
14.  August  1447  die  Jurisdiktion  an  die  Vorstände  der  Ge- 
meinden übertragen*). 

Die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  besorgten 


>)  Zunz-Pereau  6,  7;  Huillard  a.  a.  0.  IV  171. 
«}  Di  Giovanni  330,  281;  Zunz  490,  491,  493. 
')  Gregorio,  Considerazioni  108;  Clarenza,   Storia  di  Catana 
J833  1  175. 

*)  Di  Giovanni  109;  Zunz  505. 
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in  den  gröfseren  Gemeinden  zwölf  proti ,  die  seit  dem  Ai- 
fange  des  15.  Jahrhunderts  von  vier  gewählten  Geschworenen, 
später  von  dem  erwähnten  Obergerichte  und  nach  dessen 
Auflassung  durch  Kooptation  gewählt  wurden.  In  einigen 
Gemeinden  führte  dieser  Gemeindeausschufs,  wie  in  Spanien, 
den  Namen  aljama^).  Die  vollziehende  Gewalt  stand  mei^ 
drei  Mitgliedern  des  protato  zu.  In  den  kleineren  Gemein- 
den oblag  die  Administration  gewöhnlich  zwei  Funktioniren. 
Für  die  Steuerausschreibung  und  Repartierung  bestanden 
neungliedrige  Kommissionen,  in  welche  die  Reichen,  die 
Mittelklasse  und  die  ärmere  Klasse  der  Bevölkerung  je  drri 
Mitglieder  durch  Wahl  entsendeten  *).  Die  laufenden  G^ 
Schäfte  besorgten  Sindaci.  Die  Beamten  und  Diener  wurden 
von  den  proti  ernannt.  Die  Rabbiner  wurden  auf  Lebenszeit  j 
gewählt,  unterlagen  jedoch  in  einzelnen  Orten  der  Bestätigung 
des  Bischofs®). 

Gegen  Übergriffe  der  proti  konnte  an  die  königlicto 
Regierung  ai)pelliert  werden.  Als  die  proti  1340  den  Ant 
M.  Aaron  in  Messina  ohne  Zustimmung  der  zwölf  Älteste» 
exkommunizierten,  wandte  sich  dieser  an  die  Regierung  wSt 
Berufung  darauf,  dafs  zur  Verhängung  des  Bannes  nur  die 
])roti  gemeinschaftlich  mit  den  Ältesten  berechtigt  seien,  mil 
die  Regierung  verurteilte  die  beiden  proti  zu  einer  Gdd» 
strafe  von  je  12  Unzen  und  annullierte  ihre  Verfügung *)- 
So  wie  in  diesem  Falle,  so  wurde  auch  1365  anläfsUch  einei 
Rechtsstreites  in  Trapani  die  Autorität  der  jfldischen  B^^ 
hörden  von  dem  Staate  ausdrücklich  anerkannt*). 

Wie  den  Saracenen  und  Griechen,  stand  auch  den  ii 
Sicilien  lebenden  Juden  gemäfs  c.  36  der  Consuetudines  TOft 
Palermo  •)  das  Recht  zu,  die  Verkaufs-,  Tausch-  und  andefS  ^ 
Verträge  über   ihre  beweglichen  und   unbeweglichen  Güttt  ' 


>)  Zunz-Pereau  28.  I 

■i)  Di  Giovanni  124.  ' 

»)  Di  Giovanni  304,  309,  135,  374.  ' 

*)  Rocchus  Pirrus,  Sicilia  sacra  1738,  I  410. 

»)  Di  Giovanni  136,  107,  121,  301. 

*)  V.  Brünneck,   Siciliens  mittelalterliche  Stadtrechte  IdSl,  fL 
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durch  ihre  eigenen  Notare  in  hebräischer  Sprache  anfertigen 
za  bssen ,  und  es  sollten  diese  Kontrakte  rechtsverbindlich 
sein,  auch  wenn  die  bei  den  Verträgen  der  Christen  erforder- 
lichen Förmlichkeiten  fehlten. 


§  23.   4.  Das  Gerichtsverfahren. 

Das  Gerichtsverfahren  regeln  die  Art.  1—4,  6,  7,  16,  17, 
19,  20,  22,  25,  27  und  29  des  Fridericianum.  Von  diesen 
Artikeln  enthalten  Art.  1 — 4,  6,  7,  19  und  25  Bestimmungen 
über  die  Beweisführung;  Art.  16,  17,  22  und  29  beziehen  sich 
auf  den  Prozefsgang,  Art.  25  und  27  auf  die  Exekution; 
Art.  20  ist  strafprozessualen  Inhalts. 

A.    Der  ProBersgang. 

1.  Das  Gerichtsverfahren  des  Fridericianum  beruhte  auf 
der  Verhandlungsmaxime,  d.  h.  es  war  Sache  der  Parteien, 
den  Richter  von  der  Richtigkeit  ihrer  als  Klage  oder  Ein- 
wendung vorgebrachten  Behauptungen  zu  überzeugen.  Der 
Kichter  schritt  in  Givilstreitigkeiten  nicht  von  amtswegen, 
sondern  nur  über  Antrag  der  Parteien  ein  (Art.  22 :  nisi  per 
iperimoniam  sit  invitatus)  und  entschied  secundum  allegata 
et  probata  partium. 

Art.  22  behandelt  zwar ,  wie  bereits  oben  erwähnt ,  nur 
den  Fall,  wenn  bei  einem  Rechtsstreite  der  Juden  unter- 
einander die  Entscheidung  des  landesfürstlichen  Judenrichters 
angerufen  wird,  und  das   landesfürstliche  Judengericht  er- 
scheint hier  als  Wahlgerichtsstand,  forum  electivum;  allein 
gerade  mit  Rücksicht  auf  diesen  Umstand  mufs  angenommen 
werden,  dafs   umsomehr  in  den  Fällen,   wo  dieses  Juden- 
gericht als  forum  generale,   als  regelmäfsiger  oder  ordent- 
licher Gerichtsstand   entschied ,    wie    dies    bei    den   Streit- 
sachen   zwischen    Christen    und   Juden   der   Fall   war,    der 
Bichter   nicht   ex   officio,    sondern    nur  über   Antrag  einer 
Partei  (im  Fridericianum  vorwiegend  des  Christen,  dem  die 
KJägerrolle  zugewiesen  ist)  einschritt.    Auch   geht  aus  der 
ganzen  Tendenz  des  Gesetzes  und  besonders  aus  den  sechs 
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ersten  Artikeln  hervor,  dafs  den  Ausgangspunkt  des  chil- 
prozessualen  Verfahrens  die  Klage  hildet.  Nur  bezüglich 
des  Strafverfahrens  wird  im  Art.  20  die  Forschungsmaximc 
(inquisitio,  das  Rügeverfahren)  vorgeschrieben. 

Das  Streitverfahren  nach  dem  Verhandlungsprincipe  im 
Fridericiauum  mufs  umsomehr  angenommen   werden ,  als  in    , 
dem  mosaisch-talmudischen  Civilprozesse  und  in  den  meisten    j 
mittel-  und  westeuropäischen,  sowie  im  sicilianischen  Civil-    « 
gerichtsverfahren   des  Mittelalters  jenes  Princip  nachweis- 
bar ist. 

Nach  jüdischem  Rechte  (Sanhedrin  1.1,  Choschen 
mischp.  11,  1)  darf  der  Richter  in  Civilrechtssachen  (aufser 
in  Waisenangelegenheiten)  nicht  von  amtswegen   vorgehen'). 

Im  deutschen,  im  altfranzösischen ,  englischen  und  sici- 
lianischen Rechte  galt  dasselbe  Princip*). 

Nach  österreichischem  Rechte  (Satzung  für  die  Regens- 
burger Kaufleute  1192,  Stadtrecht  von  Enns  1212,  von  Wi« 
1221,  1244  und  1278  und  von  Haimburg  1244,  östeneict 
Landesrecht  I,  Art.  15,  Brünner  Schöffenbuch  370,  371,  377, 
719,  720  u.  a.)  konnte  das  Verfahren  ohne  vorausgegangene 
Klage  nicht  eingeleitet  werden    und  zwar  weder   in  Cifü*  1 


')  Frankel,  Der  gerichtliche  Beweis  nach  mo8.-taliD.  BeekÄ 
1846  88;  Fasse l.  Das  mos.-rabbinische  GerichtsverflBdiren  in  diil* 
rechtlichen  Sachen  1859.    S.  1. 

-)  Bezüglich   des  deutschen  Rechtes  vgl.  die  Paromie:    Wo  keil 
Kläger  ist,   soll   kein  Richter  sein  (Graf  und  Dietherr,  Rechtssprick* 
Wörter  S.  425),  ferner  Brunner,  R.G.  I  177;  II  327g.;  die  Littenttf 
bei  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  R.G.   1894,  S.  dl  ff.,  34t<£ 
727  (F.;   über  das  französ.  Recht:  Brunn  er,  Wort  und  Form  im  alt' 
französischen  Prozesse  (Sitzungsber.  der  Wiener  Akademie  der  Wisse» 
Schäften  LVII  1867,  8.  656  ff.,  speeiell  666);  über  das  engl.  ProzersreckI: 
Rütimann,  Der  englische  Civilprozefs  1851;  Laughlin,  The  anglo* 
saxon    legal    procedure   (Essays   in   Anglosaxon  Law    1876)  S.  183  C) 
Bigelow,  histor}'  of  the  procedure  in  England  1880;  über  das  sicififr> 
nisahe   Recht:    Const.    Sic.  1   97,   98;   Nov.  Const  I  93  (Brünneck 
a.  a.  O.  11  255,  258);  über  das  östcrr.  Recht:  Schenk,  Übersidit  te 
österr.    Gesetzgebung    über    Civilprozefsrecht    bis  zum   Schlosse  dm 
16.  Jahrhunderts  1864:  Uasenöhrl,  Österr.  Landesrecht  1867,  206 C; 
Röfsler,  Rechtsdenkmäler  II  S.  LXXXVII. 
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rechtsstritten  noch  (mit  den  unten  zu  erwähnenden  Aus- 
nahmen) in  Strafsachen.  Im  letzteren  Falle  stand  die  Ein- 
bringung der  Klage  dem  Verletzten  und  im  Falle  seiner 
Tötung  einem  seiner  Verwandten  (seiner  mag)  zu  (öst.  L.R. 
9,  Art.  20  Frider.). 

Nach  dem  dem  Fridericianum  der  Zeit  nach  nachst- 
rebenden österr.  Landesrecht  konnte  jedoch  in  Strafsachen 
ach  ohne  vorausgegangene  Klage  das  Rüge-,  Frage-  oder 
orschungsverfahren  auf  Befehl  des  Landesherrn  auf  Rat 
^r  Landesherren  (Art.  15)  eingeleitet  werden,  aber  nach 
rt.  17  nur  „auf  strasraub  und  auf  mort  und  auf  diep  und 
if  die  ding  das  (dy)  pös  ding  haifsent  und  die  auf  laugen 
ient",  d.  h.  die  nicht  notorisch  sind  und  die  der  An- 
schuldigte nicht  bekennt  (des  An  laugen  steet)  ^).  Im 
idericianum  ist  das  Rügeverfahren  bei  heimlicher  Ermor- 
ing  eines  Juden  vorgeschrieben  (Art.  20:  si  post  inqui- 
tionem  factam)*). 

2.  Aus  der  Verhandlungsmaxime  und  dem  Dispositions- 
incipe,  d.  h.  dem  den  Parteien  im  Civilprozesse  zustehen- 
n  Verfügungsrechte  über  den  streitigen  Privatrechts- 
ispruch  folgt,  dafs  das  Verfahren  durch  die  Klage  ein- 
hieltet wurde.  Die  Rolle  des  Klägers  ist,  wie  bereits  er- 
ahnt, im  Fridericianum  (Art.  2,  3,  6,  7)  dem  Christen  zu- 
ewie^en.     Der  terminus  technicus  für  Klagen  ist  irapetere. 

3.  Das  Verfahren  war  in  Übereinstimmung  mit  dem 
oosaisch-talmudischen  Rechte®)  imd  den  oben  angeführten 
mittelalterlichen  prozefsrechtlichen  Satzungen  mündlich  (Art. 
!-^.  7,  27)  und  öffentlich  (Art.  29). 

^)  Hasenöhrl  a.  a.  0.  208  Vgl.  dazu  Tomas chek,  Deutsches 
echt  in  Österreich  S.  128  ff. 

•)  Über  das  Rügeverfahren  nach  deutschem  R.  vgl.  Brunn  er, 
Gr.  II  488  ff.;  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  10,  N.  2.  Schwur- 
richte 459;  Schröder  a.  a.  0.  372,  569,  7:35. 

')  Vgl.  bezüglich  der  Mündlichkeit  des  Verfahrens  5.  Mos.  25,  7; 
16;  1.  Kön.  3,  16;  Sanh.  37,  a;  Ch.  m.  1,  1;  bezüglich  der  Öffent- 
ieit  2.  Mos.  18,  13;  5.  Mos.  21,  19,  22;  15,  25;  Josua  20,  4;  Ruth 
;  Sanh.  80a,  37  a.    Frankel  a.  a.  0.  92. 
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4.  Eine  notwendige  Folge  der  Mündlichkeit  des  Yer 
fahrens  war,  dafs  beide  Teile  gehört  werden  mufeten.  Sv 
wurden  daher  zur  Verhandlung  geladen  und  zwar,  wie  siel 
aus  Art.  17  ergiebt,  dreimal. 

Das  Princip  beiderseitigen  Gehörs  ist  eine  Forderunj 
der  Gerechtigkeit^)  und  war  schon  bei  den  Völkern  de 
Altertums  anerkannt.  Bezüglich  des  jüdischen  Rechtes  Tg) 
3.  Mos.  19,  15;  5.  Mos.  1,  16;  25, 1  (Sanh.  7,  b,  Ch.  m.  17,8) 
bei  den  Griechen  findet  sich  die  Parömie: 

bei  den  Römern: 

Audiatur  et  altera  pars*), 

bei  den  Deutschen: 

Evns  man  redde  ein  halbe  redde 
Man  sal  sie  billich  verhören  bede 

(in  der  Vorhalle  des  Römers  in  Frankfurt  a.  M.)*).  K*d 
deutschem  wie  nach  österreichischem  Rechte  mufste  di 
Ladung,  das  Fürgebot  (citatio,  proclamatio),  aufser  wenn  de 
Geklagte  bei  handhafter  That  ergriffen  wurde  oder  wenn  e 
sich  um  eine  strafbare  That  handelte,  dreimal  erfolgen. 

5.  Der  Ausbleibende  (im  Fridericianum  [Art  17]  win 
nur  von  dem  Juden  als  dem  Beklagten  gesprochen)  verfc 
l>ei  Nichtbefolgung  des  ersten  und  zweiten  Vorladungsedikt« 
des  Judenrichters  in  eine  Gerichtsbufse  von  je  4  Denare 
zu  Händen  dieses  Richters*),  im  Falle  des  Ausbleibens  tro( 

M  Menger,  Svstem  des  öster.  Civilproxersrechtes  1896  §  20. 

*)  Leatsch  und  Schneidewin,  Paroemiognphi  graeei  11  71 
Vgl.  daxu  Herodot  Yll  10. 

')  Nmch  Buch  mann.  Geflügelte  Worte  1877  S.  203,  mos  Seneo 
Mode*  (A,  2.  Scene  2)  V  199,  200. 

*)  Rüchmann  a.  a.  O.  208. 

*)  Maurer,  Ge^ch.  des  altgerm.  GerichtSTerfiahTens  ISM  % 
228;  Rrunner  U  ^^2ff..  461  ff.  (VgL  auch  S.  Sp.  3,  89,  8,  Schw.  \ 
118«  269.  ^U  ll  Für  das  5sterr.  R.  Hasenöhrl  210ff.;  Tommsck« 
Deuteiches  R.  in  Österreich  179  österr.  LJL  I  5a  die  dtierten  Oati 
Stadtreclito,  Iglauer  Stadtrecht  28.  Stadtrecht  von  Brnim  A.  91  { 
und  102  (66;  von  IVutschland  (Stemberg  I  2,  36)  o.  a. 
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der  dritten  Vorladung  hatte  er  den  neunfachen  Betrag 
(86  Denare)  zu  zahlen  *).  Welche  weitere  Folgen  das  Aus- 
bleiben von  der  Verhandlung  seitens  des  Klägers  oder  des 
Beklagten  hatte,  geht  aus  dem  Fridericianum  nicht  hervor. 
Das  jüdische  Recht  (Baba  kama  113,  Ch.  m.  11,  1) 
kennt  eine  Verurteilung  in  contumaciam  nicht.  Wenn  der 
Kläger  nicht  erscheint,  so  gilt  die  Klage  als  zurückgenommen ; 
der  nicht  erschienene  Beklagte  ist  unter  Androhung  von 
Strafen  (Bann,  Geld-  oder  Leibesstrafen)  neuerlich  vor- 
zuladen. Nur  wenn  die  Streitteile  vereinbaren,  dafs  für  deui 
Fall  des  Ausbleibens  einer  Partei  dem  zur  Verhandlung 
Erschienenen  voller  Glaube  beigemessen  werden  solle,  und 
es  erscheint  der  Beklagte  trotzdem  nicht,  so  wurde  er  sach- 

Nach  deutschem  Rechte  wurde  der  ausgebliebene  Streit- 
teil, wenn  er  sein  Fernbleiben  nicht  mit  „echter  Not,  Ehe- 
kaften",  d.  h.  einem  gesetzlichen  Hinderungsgrunde,  recht- 
fertigen konnte,  über  den  Ungehorsamsprotest  (solsadia)  des 
Prozefsgegners  zu  einer  Geldstrafe  an  diesen  und  an  das 
Gericht  verurteilt  und  nach  nochmaligen  Ladungen  als  Be- 
klagter sachfällig,  als  Kläger  wurde  seine  Ladung  wirkungs- 
lo8').  Gemäfs  dem  österreichischen  Rechte  galt  der  Nicht- 
^rschienene  in  Civilsachen  für  überwunden,  in  Strafsachen 
verfiel  er  in  die  Acht  (bei  handhafter  That  schon  im  Falle 
ies  Nichterscheinens  auf  die  erste  Ladung,  L.R.  3),  aufser 
fenn  er  beweisen  konnte ,  er  sei  durch  echte  Not  (legitima 
ecessitas)  am  Erscheinen  verhindert  gewesen  (L.R.  51, 
jlauer  Stadtrecht  99)*). 

6.   Auf  die  Klage  des  Christen  antwortete  der  Jude,  in- 

')  Vgl.  hierzu  A.  262  des  Brünner  Schöffenbuches. 

*)  Fassel,  Das  mos.-rabbin.  Gerichtsverfahren  in  civilrechtlichen 
Ehen  1859,  S.  15  §  26. 

»)  Grimm,  R.A.  847  ff.;  Schmidt,  Echte  Not  1888,  S.  5;  Brunner 
461,  335  aS6,  339;  Schröder  83,  363,  365.    Über  FäUe  der  echten 
t  vgl  S.  Sp.  2,  7. 
*j  Hasenöhrl   a.   a.    0.    212,    Tomaschek,    Deutsches    R.    in 

erreich  179. 

<>'cb«rer,  Beiträge  I.  19 
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dem  er  entweder  die  Behauptungen  desselben  einfach  bestrit 
(Art.  2)  oder  positive  Thatsachen  zur  Widerlegung  derElag« 
als  Einrede  vorbrachte  und  den  Beweis  für  dieselben  antra 
(Art.  2—4,  6,  7). 

Mit  diesen  Parteihandlungen  war  das  Instruktions 
verfahren  abgeschlossen ;  an  dasselbe  schlofs  sich  die  Beweis 
führung  und  die  richterliche  Entscheidung  an. 

§24. 

B.    Die  Beweisfolming. 

Der  Beweis  nach  dem  deutschen  und  österreichische 
Rechte  des  Mittelalters  war  ein  einseitiger,  sodafs  diejenig 
Prozefspartei,  der  die  Beweisführung  übertragen  war.  gegw 
über  derjenigen,  die  ihren  Beweis  annehmen  mufste,  eia 
günstigere  Stellung  hatte,  da  ein  Gegenbeweis  in  der  Rep 
ausgeschlossen  war.  Es  galt  ferner  mit  wenigen  Aä 
nahmen  als  Grundsatz,  dafs  der  Beklagte  sowohl  im  Citil 
rechts-  wie  im  Strafverfahren  dem  Beweise  näher  war  alsi 
Kläger  \). 

Im  Beweisverfahren  des  Fridericianum  ist  mit  Rüd 
sieht  auf  das  Gesagte  der  Jude  insofern  im  Vorteil,  als  Qu 
die  bevorzugte  Rolle  des  Beklagten  und  mit  derselben  di 
Beweisführung  zugewiesen  war.  Gelingt  ihm  der  Bew« 
so  hat  er  den  Prozefs  gewonnen ;  gelingt  der  Beweis  Dich 
so  wird  er  sachfällig  und  der  Kläger  ist  seines  Bewd« 
enthoben.  Dies  ist  wohl  der  Grund,  warum  das  Fridtt 
cianum  keine  Bestimmung  über  den  Beweis  des  Klig« 
enthält. 

Als  Beweismittel  kommen  in  dem  fridericianischen  Jud« 
Privilegium  vor:  für  das  civilgerichtliche  Verfahren  Zeugei 

*)  JoUy,  Beweisverfahren  nach  dem  Rechte  des  $ach9eii8|H€fi 
1848,  S.  4,  27,  51:  Planck,  Recht  zur  Beweisfuhmng  nach  dem  all 
deatschen,  bes.  sächsischen  Verfahren  (Zeitschrift  für  deatsckw 
1846,  X  229  ff.):  Homever,  Der  Richtsteig  Landrechts  1857,  S.  481 
485:  Bethmann-HoUweg,  Gennan.-roman.  Civilprosefs  I  511« 
135;  Brunner  II  371;  Tomaschek,  Deatsches  R.  in  östeffi 
144 ff.,  174 ff.;  Hasenöhrl,  Österr.  Landesrecht  228 ffl 
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aussagen,   der    Eid,    Urkunden,    für    das    Strafver- 
fahrenZeugenaussagen  und  Zweikampf  mit  Lohu- 

Ufflpfern. 

1.    Civilverfahren. 

I.    Zenireiianssageii. 

Gemäfs  Art.  1  des  Fridericianum  sollte  der  Christ  in 
llen  Fällen  (pro  pecunia  mobili  aut  pro  re  immobili  aut  in 
iosa  querimoniali  [criminali]  quae  tangit  personam  aut  res 
idaei)  zur  Zeugenaussage  gegen  einen  Juden  nur  mit  einem 
bristen  und  einem  Juden  zugelassen  werden.  Da  der  Artikel 
ir  von  dem  Zeugenbeweise  des  Christen  spricht ,  könnte 
schlössen  werden,  dafs  dem  Juden  dieses  Beweismittel 
cht  eingeräumt  war,  umsomehr  als  nach  dem  älteren 
putschen  (S.Sp.  3,  19,  Schw.Sp.  278,  Landfrieden  vom  Jahre 
85)  und  österreichischen  Rechte  (L.R.  5,  16,  66,  69)  nur 
andesgenossen  oder  Mitglieder  höherer  Stände  gegen 
manden  als  Zeugen  geführt  werden  konnten ,  die  Juden 
»er  keinem  Stande  angehörten.  Allein  aus  Art.  4  und 
rt.  20  ergiebt  sich ,  dafs  auch  die  Juden  sowohl  im  Civil- 
8  auch  im  Strafverfahren  den  Beweis  durch  Zeugen  er- 
ingen  konnten*). 

Der  Zeugenbeweis  war  nach  Art.  1  ein  gemischter,  d.  h. 
T  Christ  mufste  gegen  den  Juden  einen  Christen  und 
Jen  Juden  als  Zeugen  führen.  Dasselbe  galt  mit  Rück- 
'ht  auf  die  im  Fridericianum  anerkannte  Parität  der 
ozefsparteien  wohl  auch  von  den  Juden ,  wie  dies  in  dem 
ifsner  Judenprivilegium  (§§  1,  2,  4,  9),  in  dem  Rechts- 
:he    nach    Distinktionen   III.  17,   d.  20,    dem    Altprager 


*j  Der  lateinische  Text  des  A.  4  könnte  bezüglich  der  Worte: 
istiano  non  assumptis  testibus"  allerdings  auch  übersetzt  werden: 
in  der  Christ  keine  Zeugen  beizieht  und  der  Jude  behauptet  u.  s.  w.; 
1  dafs  die  Worte:  non  assumptis  testibus  sich  auf  den  Juden  be- 
n,  gebt  aus  dem  Privilegium  Pfemysl  Ottokars  vom  Jahre  1255 
lervor:  Item  ob  ein  Jud  an  zeugen  spricht,  er  hab  ainen  Christen 
»hant  gelihn.  Über  die  Zeugnisfähi^keit  der  Juden  vgl.  auch 
>€!  ßandtkie,  Jus  polon.    Meifsner  Privilegium  A.  4,  5,  7,  9  u.  a. 

19* 
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Stadtrecht  124,  dem  BiHnner  Schöffenbuche  433,  in  der 
Charta  Judaeorum  Angliae,  Art.  2,  den  Fueros  y  obscr- 
vancias  de  las  Costumbres  escriptas  del  Reyno  de  AngM 
und  dem  Navarresischen  Fuero  von  Calatayud  1131  ais- 
drücklich  bestimmt  ist*).  Der  gemischte  Zeugenbeweis  iil 
eine  Konsequenz  des  Fremdenrechtes.  Mit  Rücksicht  iii 
die  in  jedem  Rechtsstritte  liegende  Konkurrenz  von  reckt 
liehen  Ansprüchen  zweier  Parteien  und  mit  Rücksicht  auf  die 
dem  Mittelalter  eigentümliche  Anerkennung  des  Individual- 
rechtes war  es  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  und  Billig' 
keit,  dafs  bei  Prozessen  zwischen  Angehörigen  verschiedeaei 
Stammes  oder  Glaubens  bei  der  Zeugenaussage  Konnationak 
oder  Korreligiosen  der  Parteien  beigezogen  wurden.  Ei 
lag  darin  nicht  nur  eine  Bürgschaft  für  die  ObjektiviULt  da 
richterlichen  Urteils,  sondern  auch  eine  Kontrolle,  dafs  da 
rechtlichen  und  religiösen  Anschauungen  der  Streitteile  bd 
der  Zeugenführung  nicht  nahegetreten  wurde.  Dieses  in  im 
meisten  Staaten  anerkannte  Princip  des  Mittelalters  gil 
auch  in  Österreich-Ungarn  sowohl  bezüglich  der  Angebörigfli 
einer  fremden  Nation,  wie  sich  aus  dem  Privilegium  Hem| 
SobSslavs  II.  von  Böhmen  für  die  deutschen  Ansiedler  ■ 
Prag  zwischen  1174  und  1178^),  aus  dem  Brünner  StiÜf 
rechte  1243,  §  81,  dem  Iglauer  Stadtrechte  Art  8,  aus  di^ 
Privilegien  der  Hospites  in  Pest  1244,  c.  14,  Keresztür  lUL 
c.  11,  Kreutz  1252,  c.  6,  Eisenburg  1279,  c.  5,  Prefs" 
1291,  c  8*)  u.  a.  ergiebt,  sondern  nach  dem  Obengesai 
auch  bezüglich  der  Angehörigen  einer  anderen  Religion 
somehr,  wenn,  wie  dies  bei  den  Juden  der  Fall  war,  zq 
Verschiedenheit  der  Nation  noch  die  Verschiedenheit 
Konfession  hinzukam,  somit  eine  Divergenz  in  Bezug  auf 
Rechts-  und  religiösen  Anschauungen  vorlag. 


1)  Über  die  BeweisfuhruDg  darch  Zeugen  in  Deatscblaiid  ^ 
Stobbe  148 ff.,  259 ff.,  N.  141,  142,  143;  bexüglich  des  anfserdcfitaM 
KochtcH  oben  S.   167  ff.  ] 

*)  Telakowsky,   Codex   iuris    municipalis  regni    Bohemiae  Ml 

I  1,  N.  1. 

>)  Endlicher,  Monumenta  Arpadiana  468,  470,  480,  552.  CSS. 
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bestimmte  Form,  die  den  religiösen  Vorschriften  in  keiner 
Weise  prftjudizierte.  Aus  diesem  Grunde  dürfte  auch  der 
im  Art.  4  vorgesehene  Eid  des  Christen  den  mittelalter- 
lichen christlich-deutschen  Gebräuchen  gemäfs  abgelegt  wor- 
den sein  ^). 

Die  Nachbildungen  des  Fridericianum  enthalten  eben- 
falls keine  Vorschriften  über  die  Fönnlichkeiten  der  Juden- 
eide, und  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter  dieser  Juden- 
sitzangen  kann  daher  angenommen  werden,  dafs  dieselben 
die  einfachen  Eidesformen  des  jüdischen  Rechtes  bei  dem 
Schwüre  der  Juden  anerkannten.  Es  kann  dies  auch  aus 
inderen  österreichischen  Vorschriften  über  den  Judeneid  ge- 
schlossen werden,  so  aus  dem  Brünner  Schöffenbuche  c.  435^ 
dem  Judeneide  in  Eger  (auf  Mosis  Buch),  in  Deutschbrod 
(bei  Gott  und  den  zehn  Geboten)  u.  a.*). 

Von  den  aufserösterreichischen  Staaten,  welche  für  den 

;  Judeneid    weder    einen    erniedrigenden  Wortlaut    noch   ein 

■  Wbarisches  Ceremoniell  vorschreiben,    sind  besonders    zu 

I  erwähnen:   Meifsen  (Privilegium  Heinrichs  des  Erlauchten, 

i  Art,  1,  5,  7,  9:  in  suo  libro),  England,  wo  nach  Art.  8  der 

■Charta  Judaeorum   der  Judeneid   super  librum  suum   und 

«per  rotulum  abgelegt  wurde,  Portugal^),  wo  gemäfs  dem 

Foro  de  Beja  c.  9  die   Eidesleistung    auf  die    fünf  Bücher 

Mosis  (pelos  cinco    livros   de   Moyses,    a    que  des   chaman 

Touro)  in  Gegenwart  des  Rabbi  und  eines  porteiro   de  con- 

celho  (Gerichtsvollziehers)  stattfand,  bis  1330  in  Na  va  rra*), 

wo  gemäfs  der  Judensatzung  von  Tudela  c.  4   der  Judeneid 

darin  bestand,   dafs    der  Jude  zehnmal    „ich  schwöre"    und 

xehmal  „Amen"  sagte,  und  nach   dem  Fuero  von  Calatayud 

Tom  Jahre  1131,  wo  der  Jude   bei   dem   einem  Christen  zu 


i)  Schröder,  R.G.  354  und  die  daselbst  S.  :353,  N.  81  angeführte 
Litteratar. 

*)  Prökl,  Eger  und  das  Egerland  1877  63;  Liber.  contr.  civit. 
Pentobrod.  ab  So  1379—1406  (im  Archiv  des  Prager  Metropolitan- 
^omkapitels). 

*)  Kajserling,  Juden  in  Portugal  341  ff. 

*)  Kajserling,  Juden  in  Navarra  u.  s.  w.  193  A,  197  C. 


leistenden  Eide  die  Thora  hielt .  und  mit  Rücksicht  au 
Art,  11:  1960  Frankreich  <pAr  leur  loy  8ur  leur  foy  e 
semenzu 

DjLgegen  üherboten  ach  die  übrigen  ost-  und  westeun 
|iäiscben  Stauten  des  Mittelalters  in  der  Aufstellung  chikanösei 
ja  grausamer  Bestimmungen  sowohl  bezüglich  des  bei  in 
Ablegung  des  Judeneides  einzuhaltenden  CeremonieUs  a 
auch  bezüglich  des  Wortlautes  des  zu  leistenden  Eides. 

Bei  dem  Ceremoniell  des  Judeneides  kommen  besonde 
drei  Formen  vor: 

1.  Der  Gebrauch  von  Domen  mit  verschiedenen  Mod 
likationen.  Nach  dem  von  Constantinos  V.  Porphyrc^enn^ 
(911—955)  festgesetzten  Rituale  sollte  der  Jude  seine  Lendi 
mit  Domen  umgürten  und  in  der  Hand  die  Gesetzesroi 
halten^).  Nach  den  fälschlich  Karl  dem  Grofsen  a 
Ludwig  dem  Frommen  zugeschriebenen,  einer  viel  spiter 
Zeit  angehörigen  Capitula  de  Judaeis  c.  4  sollen  um  d 
Umkreis  der  F^fse  des  Schwörenden  Domen*)  gestre 
werden,  nach  c  6  soll  ihm  ein  Domenkranz  um  den  Hi 
gelegt  und  ein  Domenzweig  von  fünf  Ellen  Länge  voll  StadM 
bis  zur  Vollendung  des  Eide«  zwischen  den  Hüften  dun 
gezogen  werden*). 

2.  Das  Stehen  auf  einer  Sauhaut  (suwe  hüte)  gwi 
dem  Schwabenspiegel  c.  263  oder  auf  einer  in  Lammb 
getauchten  Schweinshaut  nach  s&chs.  Weichbildrecht  c  1 
und  dem  Rechtsbuche  nach  Distinkt  III,  17,  d.  16.  Si 
den  l)eiden  letzten  Rechtsbüchern  sollte  der  schwörende  i\ 
einen  grauen  Rock  ohne  Hemd,  Hosen  ohne  Vorfüfse  (; 
vorvüte)  und  einen  spitzen  Hut  auf  dem  Kopfe  haben. 

3.  Eine  dritte  Variante  war,  dafs  der  den  Eid  ablege 

*)  Leunclavius,  Jus  Graeco-Romanum  15%,  1  119  ffl 

•)  Bezüglich   der  Ersetzung  des  Wortes   „rumex",   Sanenn 

<lurch  „nibus",  Domstrauch  s.  Stobbe,  262,  K.  144. 

»)  Boretius,    Capitularia   regum  Francorum  I  1883,  2S8, 

i*ertz,    Archiv   der  Ges.   für   Sitere  deutsche  QeschicktakuBde 
';  Frank cl,  Eidesleistung  69. 
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Jude  mit  gegen  die  Sonne  gewendetem  Gesicht  auf  einem 
dwibeinigen  Stuhle  mit  blorsen  Füfsen,  angethan  mit  dem 
Judemnantel  (Taleth?)  und  dem  Judenhute  auf  dem  Kopfe, 
stehen  mufste.  Wenn  er  von  jenem  Stuhle  herabfiel,  hatte 
«r  einen  Schilling  (ferto)  zu  zahlen;  fiel  er  zum  vierten 
Falle,  so  wurde  er  sachf&llig*).  Diese  boshafte  Prozedur 
War  in  dem  schlesischen  Landrecht  1422  ^)  und  in  dem  aus 
der  Zeit  des  Polenkönigs  Alexander  Jagiello  1505  stammen- 
den Juramentum  Judaeorum^)  vorgeschrieben.  Ähnlich  be- 
stimmt Art.  37  der  Statuten  von  Dortmund  (nach  1257), 
difs,  so  oft  der  schwörende  Jude  bei  dem  Nachsprechen  der 
'»OD  dem  Clericus  (hier  wohl  der  Rabbi)  vorgelesenen  Eides- 
.fimnel  stockt,  er  dem  Richter  Strafe  zahlen  solle*).  Das 
t^partitum  Verböczyanum  (1517)  f.  y  (III.  t.  36)  „milderte" 
Jone  Bestimmung  für  die  Juden  in  Ungarn  dahin,  dafs  der 
Jude  bei  dem  Schwüre  gegen  die  Sonne  gewendet,  barftifsig, 
Süt  Mantel  und  Judenhut  angethan  und  mit  dem  volumen 
l^gis,  quod  tabulam  Moysis  dicunt,  in  der  Hand  stehen 
itiiirste. 

Wie  das  Ceremoniell,  so  war  auch  der  Wortlaut  des 
Jsdeneides  widerlich  schwulstig  und  demütigend.  Den  ab- 
9esehmackten ,  vom  Hasse  und  Mifstrauen  erfundenen,  die 
Umnnigf altigsten  Verwünschungen  enthaltenden  Eidesfor- 
lueln^)  im  byzantinischen  und  fränkischen  Reiche  und  in 
I)eatächland^)   reihen  sich  würdig   an  der  Judeneid   in  den 


J)  Vgl.  dazu  Siegel,  Die  Erholung  und  Wandelung  (S.  B.  der 
Wien,  Akad.  XLH  [1863]  S.  201  ff.). 

^  Gaapp,  Schlesisches  L.R.  S.  199. 

»)  Bandtkie,  Jus  polon.  20,  21,  Volumina  legum  1347—1780 
(1859)  I  153,  337  ff. 

*)  Frensdorf,  Dortmunder  Statuten  und  Urteile  (Hansische  Ge- 
Ächichtsquellen  IIIX  I  37  ff. 

R)  Vgl.  Spicker,  Die  ehemalige  und  jetzige  Lage  der  Juden  in 
Deutschland  1809.  Anhang  S.  33;  Stobbe  a.  a.  0.  133 ff.,  262 ff.; 
Müllenhof  und  Seh  er  er,  Denkmäler  deutscher  Poesie  und  Prosa. 

2.  Aufl.     625. 

•)  Stobbe  157 ff.,  264 ff.,  N.  148. 
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Statuten  Ton  Arles  vom  Jahre  1150^  Art.  195'),  und  anderen 
französisehen  Stldten.  in  Kastilien  (Siete  Partid.  III.  t  11, 
1.  22),  Aragon  (Statut  von  Gerona  1240),  Xavarra  (seit  Phi- 
lipp III.  1330)'),  im  sogen.  Altprager  Sudtrechte  1269, 
Art.  131«),  im  Ofener  Stadtredbte,  Art.  195.  in  Polen  (seit 
1505),  Ungarn  (im  Tripartitum  Verboczyanum)  u.  a. 

Auch  in  der  Bibel  (4.  Mos.  5.  21)  kommt  ein  mit  Ver- 
wünschungen verbundener  Schwur  des  Fluches  (scheboath 
haalah)  bei  der  Darreichung  des  bitteren  Fluchwassers  an 
die  des  Ehebruches  verdächtige  Ehegattin  vor;  allein  die 
bei  demselben  gesprochenen  Worte,  sowie  die  an  anderen 
Stellen  der  Bibel  (5.  Mos.  13.  17,  18,  I.  Sam.  3,  14.  20,18. 
25,  22,  Ruth  1,  17  u.  a.  O.)  vorkommenden  Verwünschnngen 
erscheinen  gegen  jene  empörenden  Eidesformeln  des  Mittel- 
alters harmlos  und  mild. 

Der  Gesetzestext  der  Nachbildungen   des  Fridericiann» 
weicht  von  dem  Urtexte  bezüglich  der  Satzungen  über  dea 
Eid   in  mehrfacher   Beziehung   ab.     Das  Belenum  hat  im 
Art.  2    statt     des    Wortes    ,aequivalente"     den    Ausdmdf 
«aequivalenter*  und  im  Art.  18  (Art  19  des  Fridericiannm) 
statt  rodale  ^podale",  wohl  nur  infolge  eines  Mifsverstind- 
nisses  beider  termini  technici.    Im  Art.  7  ist   am  Schlnss© 
beigefügt :    ,,nisi  factum   fuerit  notorium  et  manifestum  u^ 
est  ante  (Art.  1)  dictum"*,  so  dafs  auch  bei  dem  Untergingt 
des  von  einem  Christen  erlegten  Pfandes  durch  Feuer,  DielK 
stahl  oder  Gewalt  die  Notorietät  des  Ereignisses  den  Jad«^* 
von  der  Beweisführung  durch  seinen  Eid   über  diese  That^ 
Sachen   entband.    Bezüglich  des  feierlichen  Judeneides  auf 
den   Pentateuch   (rodale)   bestimmt    Art.  18   des   Belenum: 
„ut   nullus  (Judaeus)   iuret  pro  re  modica  super  librum 
Moysis,   qui    podale    (rodale)    appellatur   nisi    ad    nostraa 
vocatus  fuerit  majestatem.''     Auch  die  schlesisch -  polnischeA 


')  Deppin g,  Les  Juifs  dans  le  mojen  kge  18t)4,  327 ff. 
*)  Kajserling,  Juden  in  Navarra  201  ff. 

')  Röfsler,    Bedeutung   und    Behandlang   der    G^eschichte  dm 
Rechtes  in  Österreich  1847,  XXVI. 
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Judensatzungen  und  das  litthauische  Privilegium  gestatten  in 
dem  Art.  19  bezw.  18  den  Eid  super  rodale  nur  im  Falle 
der  Evokation  vor  den  Landesftirsten  oder  wenn  es  sich 
um  eine  wichtige  Streitsache  handelt,  welche 
sich  bis  zu  50  Mark  (nach  dem  Art.  18  des  Witoldischen 
Privilegiums  50  hrivren  [Talente])  erstreckt;  in  kleineren 
Streitsachen  sollten  sie  ante  scholas  ad  ostium  dictae  scholae 
(pered  szkoloju  u  dwerej,  Art.  18  Lith.)  schwören,  wovon 
bei  der  Darstellung  dieser  Privilegien  ausführlicher  ge- 
sprochen werden  wird. 

Diese  gesetzlichen  Bestimmungen,  gemäfs  welchen  der 
Gebrauch  der  Thora  nur  vor  dem  Landesfürsten  und  bei 
gröfseren  Rechtsstritten  zulässig  war,  bestätigen  die  Richtig- 
keit der  oben  aufgestellten  Ansicht,  dafs  der  Judeneid  — 
wie  jeder  andere  Eid  seinem  Wesen  nach  die'  Bekräftigung 
einer  Aussage  mit  Bezug  auf  Gott,  eine  affirmatio  reli- 
giosa—  in  den  österreichisch-ungarischen  Ländern  wenigstens 
bis  zum  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  nicht  zu  einer  frivolen 
Marter  und  einer  unwürdigen,  die  heiligsten  Gefühle  des 
andersgläubigen  Prozefsgegners  verhöhnenden  Komödie  herab- 
gewürdigt wurde. 

III«  Der  Urkundenbewels. 

Auf  den  Urkundenbeweis  bezieht  sich  nur  Art.  25  des 
[  Fridericianum :  Item  si  Judaeus  super  possessiones  aut 
literas  magnatum  terrae  pecuniam  mutuaverit  et  hoc  per 
suasliteras  et  sigillum  probaverit,  nos  Judaeo  posses- 
siones assignabimus  obligatas  et  ei  ea  contra  violentiam 
defendemus. 

Es  konnten  somit  die  Juden  auf  die  liegenden  Gründe 

der  Landherren  oder  gegen   Schuldscheine   derselben   Geld 

leihen,  und  wenn  sie,   was  aus  dem  Wortlaut  des  Art.  25 

nicht  hervorgeht,  aber  sinngemäfs  ergänzt  werden  mufs,  nach 

Ablauf  der  Darlehensfrist  die  Gewährung  des  Darlehens  mit 

ihrem  Brief  und  Siegel  bewiesen,  wollte  der  Herzog  ihnen 

die  verpfändeten  Güter  zuweisen  und  sie  gegen  jede  Gewalt- 

thätigkeit  schützen. 
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Im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  wurde  die  Ai 
Stellung  von  Schuidurkunden  an  Juden  immer  häufiger  ui 
bot  Anlafs  zu  Beschwerden  gegen  die  jüdischen  Gläubig« 
die  zu  verschiedenen  Präventivmafsregeln  zum  Schutze  d 
christlichen  Schuldner  führten.  Solche  Schutzvorkehrung 
waren  die  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  Österreich  nachwe 
baren  Tötbriefe,  die  mit  den  letzteren  im  Zusammenha 
stehende,  oben  besprochene  Berufung  von  Brief  und  Siej 
im  Falle  des  Todes  des  christlichen  Schuldners  oder  c 
Verlustes  des  Schuldscheins,  die  Vorschrift,  dafs  die  Ge' 
briefe  der  Juden  von  dem  Stadt-  oder  Marktrichter  und  ^ 
dem  Judenrichter,  seit  dem  15.  Jahrhundert  aufserdem  ^ 
einem  Bürger  oder  Landmann  bestätigt  sein  müssen  (Hju 
feste  Herzog  Wilhelms  von  Steiermark  vom  17.  März  13 
Handfeste  Kaiser  Friedrichs  III.  vom  16.  November  14-4 
die  Anordnung  der  jährlichen  Anmeldung  der  Schuldfon 
rungen  bei  dem  Juden-  oder  Stadtgerichte  {Stadtrecht  r( 
Pettau  1376,  Ofeuer  Stadtrecht  Art.  196,  mährisches  Dor 
weistum  vom  Jahre  1402)  ^),  Verordnung  Kaiser  Friedrichs  IL 
zu  Gunsten  der  Stadt  Judenburg  vom  Juni  1478  und  di 
allgemeinen  gleichartigen  Anordnungen  vom  Jahre  147i 
und  vom  6.  Januar  1480^),  die  von  demselben  Kaiser  unten 
8.  Juli  1491  und  8.  Juni  1492  angeordnete  Eintragung  dei 
Schuldforderungen  in  das  „Judenbuch"  bei  sonstiger  ungültig- 
keit,  Art.  246 — 251  des  steierischen  Landrechts,  von  welch« 
später  ausführlich  die  Rede  sein  wird. 

Hier  soll  nur  von  den  Tötbriefen  gesprochen  werden 
Anfangs  dienten  die  Tötbriefe,  d.  h.  die  gerichtlicbei 
Bescheide,  durch  welche  eine  Urkunde  für  null  und  nichtil 
erklärt  wurde,  als  gesetzliches  Beweismittel  bei  vollständige 
Bezahlung  einer  Schuldforderung,  bei  Vergleichen  wegei 
einer  derartigen  Forderung,  als  Amortisationserklärung  be 
Verlust  der  Schuldurkunde  und  als  Kontumazfolge  weg« 
Nichterscheinens  oder  Nichtgeltendmachung  der  Fordenm 


')  Chlumetzky,  Mährische  Dorfweistümer,  88. 
s)  Chmel,  Mon.  Habsb.  I  2,  800  u.  8di,  I  a,  386. 
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bei  der  Berufung  von  Brief  und  Siegel.  Seit  der  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  und  besonders  seit  der  Entwicklung  des 
Judenhoheitsrechtes  der  Herzoge  von  Österreich  wurden 
jedoch  Tötbriefe  (wohl  hauptsächlich  infolge  der  oben  ge- 
schilderten Auslegung  des  Fremdlingsrechtes,  der  gemäfs  der 
Landesherr  die  auf  Grund  eines  Privilegiums  eingeräumte 
Befugnis,  auf  Briefe  zu  leihen,  jederzeit  annullieren  könne) 
in  ganz  willkürlicher  Weise,  so  wie  als  Strafe  der  unbefugten 
Auswanderung  der  Juden  ausgefertigt. 

Einige  Beispiele  mögen  die  oben  entwickelte  Anschauung 
bestätigen. 

Wegen  völliger  Bezahlung  des  Kapitals  und  der  Zinsen 
stellt  Friedrich  der  Schöne  unterm  7.  März  1318  dem  Albert 
von  Rauchenstein  und  dessen  Hausfrau  infolge  der  Erklärung 
des  Juden  Gutmann  und  dessen  Geschwister ,  Lebmanns  des 
Juden  in  Wien  Erben,  dafs  die  beiden  erstgenannten  alles, 
Was  sie  ihnen  schuldig  waren,  bezahlt  haben,  einen  Töt- 
tef  aus*).  Albrecht  II.  erklärte  am  24.  Dezember  1339 
alle  Schuldbriefe,  die  Plume  die  Jüdin  gegen  Eberhart  und 
Heinrich  von  Walsee  vorbringen  könnte,  für  nichtig,  da  sie 
sich  mit  denselben  um  alle  Gült,  die  diese  und  Konrad  von 
%d  ihr  schuldeten,  ausgeglichen  hat^). 

Eine  diesen  beiden  Fällen  analoge  Institution  findet  sich 
^Bi  jüdischen  Rechte.  Bei  der  Exekution  auf  ein  liegendes 
Gut  wird  zunächst  ein  gerichtlicher  Bescheid,  adarkata,  auf 
dieses  Gut  ausgestellt,  in  welchem  bei  sonstiger  Ungültig- 
l^^it  ausdrücklich  bemerkt  werden  mufs ,  dafs  dem  Kläger 
•ier  Schuldschein  abgenommen  und  vernichtet  worden  sei  ^). 
Befindet  sich  jedoch  das  in  Exekution  gezogene  Gut  im  Be- 
sitze eines  anderen  als  des  Schuldners,  so  mufs  eine  zweite 
Urkunde,  tirpha,  auf  dieses  Gut  ausgestellt  werden,  kraft 
welcher  sich  der  Gläubiger  aus  demselben  bezahlt  machen 
i^ann.   In   der   tirpha  mufs  wieder  von   dem  Gerichte   aus- 

')  Ludewig,  Reliq.  IV  272. 

')  Wiener,  Regesten  222,  N.  36;  vgl.  dazu  226,  N.  68. 

')  Baba  bathra  10,  6;  170,  b;  Chosch.  mischp.  98,  9,  10. 
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crti^tL'ü  i»«Ki*htiir:  v^TÖfa. .  ähh  d«ni  Sükcer  die  adtitiu 
L.ii£f*!ii<aimi^L  ULC  ^*^nu(!m:*n  vnrötni  ihiL  I»er  Orsud  dieser 
i^f^Htimnimo:  i^;:  u^'t  .  äklf  dif  imrirlrtliäie  Esefaitiai^ 
v*TTftimiu:  ^'fii  .H^titoL  C-tf^ncinie  iiiiiffniaiii]D€D  ii]>d  T<il]xof!ei 
if^rÖHii  njiilf  Tiuci  QLii«r   ii«  yjf^in.^inzitiimiu!    dw  vrsfitBf- 

iifc':L  f-rjd'iri*'?  I»rfr}*^cLi£niiir  tuf  <üniiid  di«!ier  Uiinnde  lodh 
inaijjc*-  ZaLtiuiT  verihJiiFeL  tianrif^L 

Irj^    Tt'tiiri*5i^   vurdaij   i«nHT   &iB^«esnipIh   ik  Anorti- 

Vfrmhmi!  6er**f*]t»rtj  in  äf  r  LüudfrüirBiiBe  imd  in  den  Jniiei- 
^rhjütnL  Vxrl.  d)*-  Vrtnudffli  vdiu  27,  Juli  1^61,  ».  Jnmi  K77, 
17.  Miirr  U(4  u.  a..*L 

Ih^  Aiur>rtisfitviii  T(^  UrlmiidfiD  timm  dts  jfidisck 
Itfi'  lil  uirljt.  du  'if'i  IrrsitKT  eii>eT  uBiriedf^rbriiiirlkii  Terlorei« 
Urkuiid*-  AOL  d^m  (rerir.btie  nuch  EanreiDelmien  des  Ai^ 
*nie]lf*j>  dfTselti^ii  und  ».uf  Grund  der  Reproduktion  ihr» 
▼eweiitlicLeu  liiliÄltef  die  ATi>ferri€Tiiic  einer  neuen  UrbuA 

Seil  d*-r  Mitte  def  34.  Jahrhunderts  wurde  die  kwtr 
fertijruüt:  vod  Tothriefen  auch  ak  Strafe  der  unbefo^ 
Au*-waiideruDß  verhäDfft,  s(»  unterm  11.  Februar  und3.Mlfl 
1362.  L^».  Xfai  1367.  17.  XoTember  1370M  und  artete  sehliefr 
]if  h  iu  die  ^anz  willkürliche  Befreiung  christlicher  SchoMoer 
von  Judenschulden  aus^i. 

Nelierj  diesen  Willkürakten  änden  sich  auch  Terschiedeie 
Mafsre^feln.  durch  welche  die  Juden  in  der  Geltendmachnii 


',  Faf»»iel,  I>a#5  mos.-rabb-  GerichtaTerfihpen  S.  198. 

«;  Foiit^^  r.  .\u-tr.  Dipl.  16.  410  X.  10:  Wiener,  Reg.  »t  381 
X.  III  152. 

';  HaU  Uthra  16^  a.  b:  Ch.  m.  41,  1,  H;  Fassel  a.  a.  O.  «2. 
i  %V.  F«FK^l,  Civilrecht  II  :m.  ^  14^,  besonden  Aaerbach.  Dm 
jüdiw.h*'  Obligation^Drecht  1^71,  I  S.  496£ 

<j  Wiener.  Recr.  226  N.  66,  67,  228  X.  83.  2*)  X.  95 

*  Vjfl.  di#*  Tretbriefe  vom  21.  Dezember  1340.  1&.  Min  lH4t 
10.  Januar  l:U2.  22.  April  i:^:  10.  Oktober  1361,  6.  Juli  i:iM  o.  a. 
Wiener  222  N.  :i7,  :W.  :i9:  Ukb.  des  Landes  o.E.  VIII  45«,  375; 
Wienc-r,  Kejr.  227,  X.  74,  2^9  N.  92,  93  u.  a 
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irer  Forderungen  unterstützt  wurden.  So  befiehlt  Friedrich 
2r  Schöne  unterm  7.  März  1316  dem  Reinprecht  von  Ebers- 
►rf  und  Duringen  dem  Piber,  den  Juden  in  Österreich  bei 
3r  Eintreibung  der  Geldschulden  von  wem  immer  behilflich 
1  sein*).  In  später  zu  besprechenden  Privilegien  Leo- 
)ld8  III.  und  Albrechts  III.  versprechen  beide  Herzoge, 
3n  Juden  ihre  Forderungen  „nach  sag  ir  brief  vnd  vrchunde" 
nzubringen  und  sie  mit  Tötbriefen  nicht  zu  beschweren, 
id  ebenso  bestimmt  die  Vormundschaftsordnung  vom  2.  Sep- 
mber  1406:  „daz  man  in  (den  Juden)  ir  geltschuld  hilf 
lebringen  vnd  in  weder  brief  noch  geltschuld  gen  yemand 
)er  (ohne)  iren  willen  aufsnem  als  man  vorgetan"  *). 

Auch  in  den  aufserösterreichischen  Ländern  wurden  die 
rkunden  der  Juden  (mit  wenigen  Ausnahmen)  als  Beweis- 
ittel  anerkannt;  nur  war  ihre  Beweiskraft  nicht  überall 
eich. 

Bezüglich  Frankreichs  klagt  Innocenz  III.  indem 
chreiben  „Etsi  non  displiceat"  an  den  König  Philipp  II. 
ugust  vom  16.  Januar  1205,  dafs  man  den  christlichen 
eugen.  welche  für  die  Bezahlung  der  Schuld  an  den 
iden  angeführt  werden,  weniger  Glauben  schenke  als  einer 
rkunde  (instrumentum) ,  die  der  unbesonnene  (indiscretus) 
huldner  aus  Nachlässigkeit  oder  Sorglosigkeit  bei  dem 
den  zurückliefst).  In  der  Judensatzung  vom  Jahre  1206, 
t  6,  8,  9  werden  wiederholt  Vertragsurkunden  zwischen 
risten  und  Juden  erwähnt;  nach  der  Judenordnung  vom 
Ire  1223,  Art.  5  hatten  jedoch  nur  einregistrierte 
derungen  der  Juden  Beweiskraft,  und  im  Art.  4  der 
teren  Satzung  wurde  den  Juden  das  Recht  zur  Siegel- 
mng  entzogen  (Judaei  de  cetero  sigilla  non  habebunt), 
lafs  Art.  10  des  Privilegiums  vom  Jahre  1360  konnten 
Juden  den  Christen  Geld  gegen  Schuldscheine  (sur  obliga- 

J)  Lichnowsky,  Reg.  III  N.  399  b. 

«;  Senckenberg,  Selecta  iur.   et  bist,   1788  IV  184,  246,  271. 
inowskj  V  Reg,  795,  796. 

*»)  Br^quignj,  table   chronolog.  de  diplomes   chartes  etc.  con- 
,nd   rhi-stoire  de  France  1769—83,  II  610  ff.  N.  186. 
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ilcklich   bestittigt  worden,  dals  dem  Klüger  die  adarl 
)geiicnniiien  und  vernichtet  worden   sei.    Der  Grund  di 
?stinimung    ist    der,    dafs    die    gerichtliche    Exekuti 
rfügung   von  jedem  Gerichte   angenommen   und   vol 
ei-den  nmfs  und  daher  hei  Nichteinziehung   der  urspi 
rhen  Schuldurkunde  die  Gefalir  l)estelit,  dals  der  GlftuMi^ 
ich  erfolgter  Befriedigung  auf  Grund  dieser  Urkunde 
alige  Zahlung  verlangen  könnte  M. 

Die    Tötbriefe    wurden    ferner   ausgestellt   als  A 
jrungserkenntnisse  bei  Verlust  von  Urkunden,  meist 
errufung  derselben  in  der  Landschranne  und  in  den  J 
hulen.    Vgl.  die  Urkunden  vom  27.  Juli  1361,  29.  Juni  1 
\  Milrz  1404  u.  a.^). 

Die    Amortisaticm    von    I-rkunden    kennt    das  jQi 
echt  nicht,  da  der  Besitzereiner  unwiederbringlich  verlo: 
rkunde  von   dem  Gerichte   nach    Kinvemehmen  des  . 
ellers   derselben  und   auf  Grund   der   Reproduktion 
esentlicheu  Inhaltes  die  Ausfertigung  einer  neuen 
Tlangen  kiinn^). 

Seit   der   Mitte   des    14.  Jahrhunderts   wurde   die 
rtigung  von   Tötbriefen    auch    als   Strafe    der  un 
uswanderung  verhängt,  so  unterm  11.  Februar  und  3.1 
W2,  20.  Mai  1367.  17.  Noveml>er  1370*)  und  artete 
•h  in  die  ganz  willkürliche  Befreiung  christlicher  Seh 
m  Judenschulden  aus"*). 

NelHMi  diesen  Willkürakten  tinden  sich  auch  versehi 
alsregeln.  durch  welche  die  Juden  in  der  Geltend 


')  Fassel,  D»?»  nms.-rabb.  rTcriclits verfahren  S.  WO. 

-)  Fontes  r.  Anstr.  Dipl.  10.  410  X.  10:  Wiener,  Reg. 
in  152. 

')  Baba  bathra  Ißs  a.  b:  Ch.  m.  41,  1,  :^;  Fassel  a.  ■• 
9:V.  F;asi«»»l,  Civilreelit  II  :t37,  t^  14:^2,  besonder»  Auerbael 
dische  Obligationt'nrecht  1^71,  I  S.  4%  ff. 

*)  Wiener,  Rep.  226  N.  ♦>«,  67,  2"^  N.  8:i  230  N.  »5. 

*   Vpl.   ilie    Tr.tbriefe    vom    21.    Dezember  1340,   1&. 
.  Januar  1:U2.  22.  April   1:^68:    lU.  Oktober  1361,  6.  Juli  1 
iener   222  X.  37,  :\6,  39:    Ukb.  des  Landes  o.'E.   VUI 
iener,  Rejr.  227,  X.  74,  229  N.  92,  93  u.  a. 
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tioDs)  leihen ,  und  nach  Art.  25  waren  zur  Verfassung  der 
Verträge  zwischen  Christen  und  Juden  die  königUches 
Notare  berufen. 

In  Deutschland,  wo  seit  dem  13.  Jahrhundert  die 
Rechtsanschauung  galt,  dafs  „Briefe  besser  sind,  dein 
Zeugen***),  wurde  der  Beweis  durch  Urkunden  der  Juden 
ebenfalls  zugelassen,  unterlag  jedoch,  wie  in  Österreich, 
verschiedenen  Kontrollmafsregeln ,  besonders  bezüglich  der 
Besiegelung  und  der  Anmeldung^). 

Die  englische  und  navarresische  Gesetzgebung 
räumt  den  Urkunden  der  Juden  dieselbe  Beweiskraft  eia, 
wie  den  Zeugen.  Die  Charta  Judaeorum  Angliae  bestimmte 
im  Art.  2,  dafs,  wenn  der  Jude  einen  Brief  (breve)  über 
den  Gegenstand  der  Klage  besitzt,  dieser  Brief  ihm  da 
Zeugenbeweis  ersetzen  solle  (breve  suum  erit  ei  testis),  und 
in  Navarra  erklärte  das  Fuero  de  Estilo  1167:  Chart» 
facta  a  rabi  valet  quantum  testes  contra  Judaeum '). 

In  Kastilien  sollten  nach  einem  alten  Privilegioü 
Verträge  und  Urkunden,  in  denen  blofs  christliche  and 
nicht  auch  jüdische  Zeugen  vorkommen,  den  Juden  in  keinei 
Weise  nachteilig  sein.  Alphons  XI.  bestätigte  dieses  Privi* 
legium  auf  den  Cortes  von  Madrid  1329,  Pet.  54 ,  und  ob 
wohl  die  Cortes  von  Valladolid  1385,  P.  12  um  den  Wider 
ruf  desselben  baten,  ging  Juan  I.  nicht  darauf  ein  ^).  Dod 
annullierte  Alfons  XI.  durch  das  Ordenamiento  de  AlciU 
de  Henares  1348  alle  Wucherverträge  der  Juden  vm 
Mauren  *). 

In  Aragon  bestinunten  die  Constitutiones  Taraconen» 
1 228,  dafs  die  Aussage  eines  Juden  bezüglich  der  Höhe  de 


1)  Brefslau,  Handbach  der  Urkundeiilehre  1889,  I  545C 

«)  Stobbe  128  ff. 

')  Kayserling,  Juden  in  Navarra  197  D. 

*)  Cortes  de  los  antiguos  reinos  de  Leon  j  de  CastUla  186 
1  421  ff.,  II  826.  Vgl.  dazu  das  Fuero  viejo  de  CaatiUa  L  III  t 
§  19  bei  Asso  j  del  Rio,  £1  fuero  viejo  de  Caatilla,  Madrid  184 
S.  85. 

»)  Cortes  I  532  ff. 
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Schnld  ohne  einen  gültigen  Schuldschein  oder  Pfänder 
wirkungslos  sei^). 

In  Portugal  verbot  Aifonso  IV.  1353,  wie  Alfonso XI. 
in  Spanien,  alle  wucherischen  Kontrakte  (contrautos  usurei- 
ros)*).  Pedro  I.  (1357—1367)  bestimmte,  dafs  vor  dem  Orts- 
richter oder  zwei  Notaren  und  zwei  oder  drei  christlichen 
Zeugen  abgeschlossene  Kauf-,  Miet-  oder  Pachtverträge 
zwischen  Christen  und  Juden  im  Falle  etwaiger  späterer 
Einwendungen  des  christlichen  Kontrahenten  gültig  sein 
sollen,  wenn  der  Jude  beschwört,  dars  bei  dem  Abschlüsse 
des  Vertrages  ohne  Betrug  und  List  vorgegangen  wurde®). 
Im  15.  Jahrhundert  konnten  in  Portugal  Juden  mit  Christen 
ohne  besondere  königliche  Licenz  keine  gültigen  Verträge 
abschliefen  *). 

Nach  dem  Statut  von  Syrakus  hatten  die  von  Juden 
oder  Ungläubigen  produzierten  öffentlichen  oder  Privaturkun- 
4en  (scriptura  publica  vel  privata)  überhaupt  keine  Beweis- 
kraft gegen  Christen*). 

2.    Strafverfahren. 
IT.   Der  Beweis  durch  Zweikampf. 

Von  dem  Beweise  im  Strafverfahren  handeln  die  Art.  1 
^nd  20  des  Fridericianum. 

Der  erstere  schreibt  auch  für  das  strafrechtliche  Ver- 
fahren (in  causa  querimoniali  [criminali],  quae  tangit  personam 
antres  Judaei)  den  bereits  bei  demCivilverfahren  besprochenen 
gemischten  Zeugenbeweis  vor. 

Aus  Art.  20  geht  hervor,  dafs,  wenn  bei  der  heimlichen 
Ennordnung  eines  Juden  seine  Freunde  durch  Zeugnis  nicht 
feststellen  konnten,  wer  ihn  erschlagen  habe,  das  Rüge- 
verfahren (inquisitio,  im  Privilegium  vom  Jahre  1255:  er- 
farschung)  eingeleitet  wurde,  und  dafs  nach  durchgeführtem 

')Marca,  Marca  hispan.  511. 

*)  Ord.  AflF.  n  96,  97. 

")  Ord.  AflF.  n  72  §  2,  3. 

*)  Kayserling,  Juden  in  Portugal  60. 

')  V.  Brün|neck  a.  a.  0.  II. 

Stierer.  Boiträge  I.  20 


Rügeverfahren .  wenn  die  Juden  gegen  jemand  Verdacht  za 
hegen  begannen,  denselben  das  Kämpenrecht  (der  Zweikampf 
mit  einem  gedungenen  Lohnkämpfer,  pugil  oder  campio)  ab 
Beweismittel  eingeräumt  war. 

Die  letztere  Bestimmung  steht  insofern  mit  dem  jodischea 
Rechte  im  Widerspruche,  als  demselben  Grottesurteile  (ab- 
gesehen von  dem  Trinken  des  bitteren  Fluch wassers  4.  Mos. 
5,  12—31)  und  daher  auch  der  Zweikampf  unbekaut 
waren  ^\  andererseits  erinnert  sie  an  die  mosaische  Instita* 
tion  des  goel  hadam.  indem  sie  den  Juden  und  zwar,  ww 
aus  dem  folgenden  geschlossen  werden  mufs,  wahrscbeinlkih 
zunächst  den  Verwandten  des  Ermordeten  das  Recht  g^ 
währt,  den  des  Mordes  Verdächtigen  zu  verfolgen  und  evei- 
tuell  durch  den  Lohnkämpfer  im  Zweikampfe  töten  zu  lassea 

Nach  dem  mosaischen  Gesetze  (4.  Mos.  35,  24,  5.  Moa- 
19,  6)  hatte  nämlich  bei  der  Ermordung  eines  Juden  desaei 
nächster  Verwandte*)  die  Pflicht,  im  Namen  der  Famili« 
Genügt  huung  für  das  ihr  entrissene  Meuschenleben  zu  ver* 
langen  und  bei  vorsätzlichem  Morde  nach  Fällung  de^ 
richterlichen  Urteils  die  Todesstrafe  an  dem  Mörder  t^ 
vollziehen.  Er  hiefs  deshalb  goöl  hadam.  Löser  des(Ter-  ' 
gossenen)  Blutes').  Diese  Institution,  ein  Ausflufe  de^  | 
mosaischen  Familionrechtes  und  eine  Eonsequenz  des  i^ 
mosaischen  Gesetze  wiederholt  (2.  Mos.  21 ,  22—25,  8.  Mo©- 
24,  19,  20.  5.  Mos.  19,  16—21)  ausgesprochenen  Talioi^ 
principes ,  dürfte ,  allerdings  wesentlich  modifiziert  und  al^ 
geschwächt,  das  Vorbild  des  nach  Art.  20  den  Juden ,  bei^« 
den  Freunden  oder  Verwandten*)  des  Ermordeten  eio^ 
geräumten  Beweismittels  des  Zweikampfes  durch  einen  Lohlt' 


1)  Saalschütz  a.  a.  O.  I  16,  II  621;  Fassel,  Mo8.-talm. 
recht  1870,  S.  39. 

*)  Hamburger,    Real-Encyklopädie  für  Bibel  und    Talnivd  I  ^ 
1870  S.  1021  ff.;  vgl.  dagegen  Saalschfiti  a.  a.  0.  H  806ff. 

»)  Saalschütz  a.  a.  0   H  482ff.,  814ff. 

^)  Die  Worte  amicus  und  Freund  (mhd.  yriiint)  sind  oft 
mit  Verwandten  Du  Gange  I  228,  8;  Lexer,  Mbd.  HandwOiteitaA 
1878,  n  526. 
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l&mpfer  mit  dem  mutmafslichen  Mörder  sein,  umsomehr  als 
auch  nach  dem  deutschen  und  österreichischen  Rechte  ^)  im 
Falle  eines  Mordes  oder  sonstigen  Friedensbruches  der 
Sippe  oder  Mag  des  Ermordeten  die  Pflicht  oblag,  den 
Thflter  zu  verfolgen,  eventuell  ihn  zu  befehden  imd  selbst 
2u  töten. 

Da  sich  jene  Institution  des  mosaischen  Rechtes  in  ihrer 
ursprOnglichen  Form  in  einem  christlichen  Staate  nicht  auf- 
recht erhalten  liefs,  gewährte  Friedrich  der  Streitbare  in 
aeinem  Privilegium  den  Juden  wahrscheinlich  als  Ersatz 
hierfOr  das  Beweismittel  des  Zweikampfes,  wenn  auch  durch 
Mittelspersonen,  obwohl  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhunderte 
sowohl  aus  Handelsrücksichten  als  auch  besonders  infolge 
des  entschiedenen  Auftretens  der  Kirche  *)  gegen  die  Gottes- 
orteile  und  speciell  das  Duell  der  gerichtliche  Zweikampf  in 
den  meisten  europäischen  Staaten  als  Beweismittel  entweder 
ganz  abgeschafft  oder  nur  eingeschränkt  und  subsidiär  zu- 
gelassen wurde*). 


^)  Maurer,  Gesch.  des  Altgerm.  Gerich tsverfahrens  1874,  S.  151; 
Brunner,  R.G.  I  86,  159,  166,  171;  Osterr.  LJt.  A.  63;  Const.  conv. 
Brinae  1158,  83  (M.  G.  IV  107),  wo  dem  amicus  propinquus,  und  Leob- 
Kbützer  Stadtrecht  §  22,  wo  den  amici  occisi  der  Zweikampf  mit  dem 
Mörder  zur  Pflicht  gemacht  wird. 

•)  Vgl.  Concil.  Valentinum  855  c.  12,  Agobards  von  Lyon  Schriften 
•dversuB  legem  Gundobadam  c.  14  und  contra  iudicium  Dei  (M.  G. 
01504);  Decretum  Grat.  c.  22  C.  2  q.  5;  c.  1,  2  X  de  torneamentis, 
5, 18;  c.  1,  2  X  de  clericis  pugnant.  in  duello  5,  14 ;  c.  1 — 3  de  purgat. 
^g.  5,  35  u.  a. 

•)  Du  Gange- Favre,  Glossarium  III  206  ff.;  Majer,  Gesch.  der 

^«Wien,   bes.    der   gerichtlichen   Zweikämpfe   in    Deutschland    1795; 

Inger,   Der   gerichtliche   Zweikampf   bei   den  germ.  Völkern    1847, 

48,  62 ff.    Weitere  Litteratur  bei  Schröder,  R.G.  85  N.  15,  356, 

40. 

In  Flandern  wurden  schon  im  12.  Jahrhundert  einzelne  Städte 

Ipem  1106,  St.  Omer  1127  u.  a.)  von  dem  gerichtlichen  Zweikampfe 

tniert;  in    gleicher  Weise  wurden  die  Bürger  flandrischer  Städte 

'  Grund  von  Verträgen  (so  zwischen  Gent  und  Köln  1197,  zwischen 

flandrischen  Städten  und   Bremen   1255)  oder  kaiserlicher  Privi- 

en   (vgl.   das  Privilegium  Friedrich  Barbarossas  vom  J.  1175  für 

20* 
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Bezüglich  der  ZulassuDg  oder  Verpflichtung  der  Juden 
zum  Zweikampfe  gehen  die  mittelalterlichen  Recbtsquellen 


die  flandrischen  Kaofleote  anf  den  Messen  in  Aachen  und  DuiBboig) 
von  dem  Doell  entbunden  worden.  Warnkönig,  Flandr.  Staats- und 
Rechtsgeschichte  III  298  ff.).  In  Dänemark  war  das  Daell  nach  der 
bis  znm  Jahre  1186  reichenden  Historia  Daniae  (L  10  p.  117)  desSixo 
Grammaticns  schon  damals  verboten. 

In  Deutschland  war  es  in  einzelnen  Städten,  so  Nünbei; 
1219:3,  Altenborg  1256:26  o.  a.  (Ganpp,  Deutsche  Stadtrechted«! 
Mittelalters  1851/2  I  177,  212)  ganz  abgeschafft,  in  anderen,  EiMoieh 
1283:  11,  Freibarg  A.  74,  Regensborg  1230:  1  (Ganpp  I  200, 11  ST, 
1  168)  n.  a.  nur  ausnahmsweise  zugelassen.  YgL  auch  Rndolfi  L  sen- 
tentia  de  defensione  a  periculo  duelli  1290  iM.  6.  lY  455)  and  du 
.Kleine  Kaiserrecht**  IV  c.  1. 

In  Österreich  wird  in  dem  Privilegium  Teutonicoram  ii 
suburbio  Pragensi  Herzogs  Sob^lav  II.  um  1178  des  Zweikimpfei 
nicht  mehr  erwähnt.  In  Steiermark  wurde  den  ministeriales  ad 
provinciales  in  dem  Georgenberger  Erbvertrage  vom  17.  August  1181 
(bestätigt  von  Kaiser  Friedrich  II.  April  1237  und  Rudolf  von  fltbt- 
bürg  am  18.  Februar  1277)  die  Befreiung  von  diesem  Beweismittel  n* 
gesichert  (Landhandfeste  1731  [1842]  S.  84,  4,  8).  Das  Brünner 
Stadtrecht  1243  enthält  keine  Bestimmung  über  das  Duell,  obvoU 
im  A.  1,  7,  20  der  Jura  originalia  civitatis  Brunnensis(Röf8lerRedti' 
denkm.  II  342,  34o,  349)  andere  Gottesurteile  und  zwar  die  Wisiff- 
und  Feuerprobe  noch  vorkommen.  Nach  dem  Brnnner  Schöffei* 
buche  c.  27  ist  das  Duell  „non  aliqua  species  probationis  intentioM* 
suam''  und  nach  c.  28  entsteht  aus  der  „indicio  duelli  non  legitimt  pfO- 
batio,  sed  tantum  praesumptio.^  Die  Stadtrechte  von  Iglan  ( A  72;  13)i 
von  Leobschätz  (§  20)  und  Deutschbrod  (Stemberg  I  2,  31)  fuhren  noch 
das  Duell  als  Beweismittel  an;  allein  das  letztere  bedroht  den  Heitti' 
forderer  bei  Verwundung  des  Gegners  mit  dem  Verluste  der  Euit 
bei  Tötung  mit  Enthauptung,  und  nach  den  Iglauer  SchöffmsprächA 
bis  1416:4  (Tomaschek,  Oberhof  in  Iglau  1862  S.  57)  ist  die  Stuft 
der  Kämpferwunde  (vulnus  duelli)  vor  den  Geschworenen  Verinst  d* 
Hand,  nach  c.  170  (S.  99)  3  Mark,  nach  c.  181  und  222  (S.  103  n.  iM 
10  Mark.  Bezüglich  der  Kämpferwunden  bei  Tötungen  und  neh^ 
fachen  Ver^nindungen  vgl.  c.  144  und  146  (S.  91).  Nach  den  Briav' 
Schöffensprüchen  c  28  hatte  der  Herausforderer  4  Mark  ab  Stiif* 
zu  zahlen  (Röfsler  II  S.  15).  Nach  den  Stadtrechten  von  Wien  itfb 
1247,  1278  und  1296  waren  die  Stadtbürger  vom  Duell  befreit 
sie  sich  selbstsieben  (septima  manu  honestorum  homianm) 
konnten«    Dieselbe  Bestimmung  enthält  das  Stadtrecht  von 
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«hr  auseinander.   In  der  karolingischen  Zeit  waren  gemäfs 
em  Capitulare  Karls  des  Grorsen:  „ut  omnes  iuditium  Dei 


'eostadt  vom  J.  1251:5.  Nach  dem  Wiener-Neustädter  Stadtrechte 
om  22.  November  1277 : 4  konnte  der  zum  Zweikampfe  herausgeforderte 
tadtbfirger  sich  durch  Alleineid  reinigen,  aufser  bei  Majestäts- 
ileidigung,  Landes-  und  Stadtverrat  (Winter,  Urkundl.  Beitrage 
IT  Rechtsgeschichte  der  ober-  und  niederösterr.  St&dte  und  Märkte 
77  S.  10,  32).  Im  österr.  Landesrechte  A.  12  kommt  der  Zwei- 
impf  als  Beweismittel  der  Rittermäfsigen  vor;  doch  waren  unter  24 
td  über  60  Jahre  Alte  und  Kranke  oder  Gebrechliche  von  der  Ver- 
lichtung  zum  Zweikampfe  entbunden  (A.  9  u.  10)  und  der  Kampf 
innte  (nach  Erlag  einer  Geldsumme  oder  Stellung  von  Bürgen  A.  13 
kI  14)  nur  vor  dem  Landesherm  stattfinden.  In  Kärnthen  wurde 
!T  Zweikampf  als  Beweismittel  von  Albrecht  II.  unterm  13.  August 
38  (bestätigt  von  Friedrich  III.  am  13.  Januar.  1444)  abgeschafft 
teurer,  Comment.  pro  bist.  Alberti  II.  ducis  Austriae  S.  122).  In 
ngarn  gewährt  die  libertas  hospitum  de  Bistricz  1255:5  blofs  den 
ichsen  das  Duellrecht  nach  ihrer  Gewohnheit;  in  der  libertas  nobi- 
im  de  Scepus  1243:  4  ist  das  Duell  lediglich  in  Gegenwart  des 
5iug8  gestattet;  gemäfs  der  iura  regni  et  banatus  Sclavoniae  1273:  11 
rf  der  Richter  die  Parteien  nur  zum  Zweikampfe  verhalten,  wenn 
s  freiwillig  sich  hierfür  entscheiden.  Die  Privilegien  für  Steinamanger 
38:3,  Agram  1242:  9,  Karpfen  1243,  Jastrzebarska  1257:  3,  Ofen 
bstitnieren  den  gerichtlichen  Zweikampf  durch  Zeugenbeweis ;  das 
»ter  Stadtrecht  1244:  18  schreibt  purgacio  congruens  vor.  (End- 
cher,  Mon.  Arp.  490,  461,  539,  445,  453,  468,  497,  552;  Fej6r  IV  2, 
9;Michnay-Lichner  A.  337). 

In  Frankreich  war  in  einzelnen  Städten  der  Zweikampf  als 
Bweismittel  schon  im  12.  Jahrhundert  aufgehoben,  so  in  Toumay 
^  21);  in  Roye,  St.  Quentin  (A.  12),  Amiens  (A.  17)  und  anderen 
Ädten  durften  die  Gemeindebürger  (homines  de  communia)  nicht  zum 
oell  herausgefordert  werden ;  die  Statuten  von  Laon,  Crespy,  Soissons» 
^\y  enthalten  keine  Bestimmung  über  den  Zweikampf  (Warnkönig- 
tem,  Franz.  Staats-  und  Rechtsgeschichte  III  294  ff.).  Louis  IX.  hob 
^  den  gerichtlichen  Zweikampf  (gages  de  bataille)  bei  den  könig- 
chen Gerichten  seines  Territoriums  auf  (Ord.  I  86;  vgl.  dazu  Wam- 
önig-Stein  a.  a.  0.  HI  528  ff.).  Seinem  Beispiele  folgte  Graf  Alfons 
^  Poitiers,  der  in  den  Libertates  et  consuetndines  Villae  Riomo 
^iom  im  Depart.  Puy-de-D6me)  oder  der  Ordinatio  (Alfonsina  1270 
•6  bestimmte,  dafs  kein  Bewohner  von  Riom  bei  der  Beschuldigung 
^er  Anklage  wegen  eines  Verbrechens  gezwungen  werden  dürfe,  sich 
i'irch  ein  Duell   zu  reinigen   oder  zu  verteidigen  oder  ein  Duell  an- 
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credant  absque  dubitalione" ')  die  Gottesurteile  und  da 
auch  der  Zweikampf  auch   fUr  die  Juden  verbiodltch, 
seihst  einzelne    königliche   Schutzjuden   erlaugtea  nur 
Grund  besonderer  königlicher  Schutzbriefe  seit  Ludnig  c 
Frommen  die  Befreiung  von  diesem  Beweismittel*), 

Im  späteren  Mittelalter  wurden  die  Judeu  entweder 
mittelbar  zum  Zweikampfe  zugelassen  oder  sie  muO^teii  s 
bei  demselben  durch  Lohnkämpfer  vertreten  lassen. 

Unmittelbar  duellfähig  waren  sie  in  England  (1I(H 
UDd  in  Ungarn*).  Nach  deutscher  Rechtgansctiani 
(Sachsensp,  I.  63,  §  3,  III.  65, 1,  Schw.-Sp.  Art.  79,  Art.2 

Dicht  für  überführt  (pro  i 


L 


ZDnebmen,   und   wenn   er   sicli   weigert, 
victo)  gelten  solle  (Ord.  XI  496). 

PhiUpp  IV.  verbot  1303  und  am  29.  Juli  13U  ebejiftUf 
Zweikampf  (Lanri^re  Ord.  I  390,  538):  fdlein  LouJa  X  geetattett 
mit  der  Ordonnanz  vom  1.5.  MSrz  1315  en  laa  de  mnrtre,  de  Ume 
de  rapt,  de  trahison  et  de  roberie  —  se  leg  ca»  ne  poroieol  B 
[irovea  par  leemoings  (Lauriire  I  5671. 

In  England  war  nach  einer  Verordnung  Heioricba  L  (IIIM 
1135)  der  Zweikampf  nur  nach   Erlag   einer  Summe  von  weaipi 

10  solid!  zuläBsig,  Bufser  bei  Diebstahl,  BrncL  des  Königsfrieda»  i 
anderen  lodeswürdigen  Verbrechen.  Seit  Heinrich  II.  ill5t— l 
konnte  das  Daell  nur  in  den  F&llen  stattfinden,  in  quibtu  magna 
Bisa  fieri  poteal  (Du  Gange  III  2(yT).  Ober  assisa  magna  Do  C* 
I  4.50. 

In  Sicilien  wurden  die  Gottesurteile  und  der  Zweikamiif  dl 
die  Consl.  Sicil.  II  31,  32  im  Civil  verfahren  gatu  abgescbafll.  in  St 
verfahren  gemäTs  Const.  Sidl.  II  33  nur  bei  Hajeet&taverbreclieB,  G 
und  Meuchelmord  beibehalten.  Nnch  dem  Stadtrecht  von  Ptl« 
c.  6  waren  sie  im  Civil-  und  Strafprozesse  ausgeacblossen  (v.  Btim 
a.  a.  O-  II  9).  Die  Coneuetadines  et  statuta  von  Ueuina  c,  M 
hielten  sie  jedoch  bei  crimen  laesae  majestatis,  Falschmäni«rei  H 
Diebstahl,  ßaub  und  jenen  Verbrechen  bei,  auf  welche  der  Tod  i 
der  Verlust  eines  Gliedes  als  Strafe  gesetzt  waren  |r.  Brfinne 

11  92). 

>]  Boretins.  Capitul.  regum  Francorum  1883.  I  150.20:2! 

»)  Form.  imp.  30  (Zeumcr  a.  a.  0.  309> 

>)  Patgrave,  Botuli  curiae  Regia.  Norfolk   1885.  S.  Ti. 

*)  A.    19    des    Belennm:    Si    per    inquisitionem    factun    aliq 
suspectum   reperiret   et   iustas  ac   probabiles 
derit,  huiusmodi  negotium  duello  volumug  terminari. 
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milt  1156,  §  10  [M.G.  IV.  103])  konnte  der  höher  Ge- 
irene  dem  niedriger  Geborenen  den  kampflichen  Grufs  ver- 
Mgern«  Nach  Art.  260  des  Schw.-Sp.  mufste  jedoch  der 
ide  über  Verlangen  des  Christen  mit  diesem  kämpfen  (wil 
er  ein  cristen  man,  ez  muz  ein  iode  mit  im  kemphen). 

In  Frankreich  bestimmte  das  Arr6t  de  Techiquier  de 
illaise  1207  ^)  de  duello  contra  Judeum  :  „  Judicatum  est, 
od  Calot  judeus  poterat  sequi  Habraham  judeum  per 
ellam  de  assalto  de  kemino,^  woraus  hervorgeht,  dafs  die 
den  untereinander  beim  Duell  nicht  in  geschlossenen 
hranken  (en  champs  clos),  sondern  auf  offener  Strafse 
mpfen  mufsten.  — 

Lohnkämpfer  werden  schon  in  den  Volksrechten  (L.  Fris. 
1.  14,7,  Roth.  368,  Luitpr.  118,  L.  Baiuw.  9,  2.  12,  8, 
,lff.,  L.  Angl.  t.  14  u.  a.)  erwähnt.  Sie  übernahmen 
gen  Zahlung  den  Kampf  für  einen  Anderen ')  und  hiefsen 
shalb  pugiles  s.  campiones  conductitii  vel  emptitii.  Lohn- 
mpfer  konnten  stellen:  Mönche,  Geistliche  und  Canonici 
t  Zustimmung  des  Bischofs,  diejenigen,  welche  wegen  ihres 
jendlichen  oder  ihres  hohen  Alters  (über  60  Jahre)  oder 
gen  Krankheit  oder  Gebrechen  (Mangel  eines  Gliedes, 
llsucht)  verhindert  waren,  selbst  zu  kämpfen;  ferner  Per- 
tten  weiblichen  Geschlechtes®),  endlich  alle,  welche  diese 
)nzession  mit  Vergünstigung  des  Landesfürsten  (ex  indulto 
incipis)  erhielten,  Fiin  solcher  pugil  conductitius  oder 
iptitius  ex  indulto  principis  war  der  den  Juden  im  Art.  20 
s  Fridericianum ,  sowie  in  den  Judenordnungen  Pfemysl 
ttakars  II.  und  im  Privilegium  Rudolfinum  zugesicherte 
öhnkämpfer.  (Das  Belenum  schreibt,  wie  oben  erwähnt,  im 
Jt.  19  die  Beweisführung  gegen  einen  der  Ermordung  eines 
nden  Verdächtigen  durch  Zweikampf  vor,  während  die 
Alesisch-polnischen  Privilegien  im  Art.  20  und  das  litthauische 


')  Warnkönig,  Franz.  Staats-  und  R.G.  11  U.B.  71. 
')  Vgl.  Du  Gange  U  65flF.;  V  507;  Grimm,  R.A.  929. 
*)Beaumanoir,   (f  1296),   Coutumes   de    Beauvoisia   1283  II  6 

^  Beugnot). 


I 


Privilegium   Art.  19  ganz  allgemein  den  Juden  gegen  i 
des  Mordes  Verdächtigen  Rechtsschutz  [patrucinium  iustiliia 
adhihehinius  iure  inediante  rei]  in  Aussicht  stellen.) 

In  Deutschland  läfst  im  Gegensatze  zu  dem  SchvabeS' 
Spiegel  das  Rechtsbuth  nach  Distinktionen  lll.  17,  d.  44  die  j 
Vertretung  des  Juden  bei  dem  Zweikampfe  durch  einen  ftl  I 
Geld  gedungenen  Lohnkämpfer  zu. 

In  Spanien  bestimmte  zuerst  Atfons  VU,  von  Kastil 
und  Leon  (1126—1157)    in    der   Carta  inter  Christian«  j 
Judaeos  de  Foros  illorum  vom  31.  März  1129')   als   ,ta 
Hispaniae  Imperator",  dafs  bei  Streitigheiten  der  Chi 
und  Juden  wegen  Verwundungen  und  Schlägereien  jederä 
Austragung    des    Rechtsstreites    einen    bastouarius  equ 
einen  gleichbewaffneten  Schläger  oder  Kämpfer  stellen  s 
Dieselbe  Einrichtung  bestand  in  Navarra,  in  Arugonieo  n 
Katalonien*)  bis  in  das  13.  Jahrhundert. 

In  Frankreich  wurden  die  Juden  durch  das  Jn^ 
Privilegium  Philipps  V.  vom  April  1317;  1  (aufser  bei  oft 
kundigem  Morde  [meurtre  appareut])  und  das  Privilegia 
König  Johanns  vom  März  1360:  22  von  dem  Duell  (ga{[e^^ 
bataille)  entbunden. 

S  25.    ä.  Urteil,  Exekntion,  Appellatien. 

Das  richterliche  Erkenntnis  ist  nach  durchgefobrtem 
Beweisverfahreu  entweder  Zuspi-uch  oder  Abspnich  ÜM 
Rechtes  und  hängt  von  dem  konki-eten  Falle  ab.  Ina  GesetU 
vorgesehene  Rechtsfolgen  von  Prozershandlungeo  im  Ctvü- 
verfahren  treten  in  den  Fällen  der  Art.  23,  25  und  27  m, 
von  denen  bereits  oben  gesprochen  wurde.  Über  die  Eie- 
kution  und  die  Appellation  enthält  das  Fridericianuin  keias 
bestimmten  Anhaltspunkte ;  nur  dürfte  die  ExekuttoD  gegtä. 
die  Person  des  Schuldners  (Personalhaft)  ausgeschlossen 
wesen  sein. 

')  RiBco,  Esp»fiB  sagrada  1781,  SXXV  <II;  Kay 
Marun  S.  198.  Aubaog  E. 

«l  Ksysi'rling.  Judsu  in  Navarra  S.  66  ff. 
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Die  Rechtsentwicklung  vor  Erlassung  des  Fridericianuo 
kennt  noch  keine  Appellation  an  den  Herzog ,  sondern  nu 
an  das  Reich  oder  den  Kaiser,  so  in  dem  St.  Georgenberge 
Erbvertrage  vom  17.  August  1186  an  die  curia  imperatorig 
in  Art  1  des  Österreich.  L.R.  an  das  Reich ,  in  der  Juden 
Ordnung  vom  Jahre  1238,  Art.  7  und  9  an  den  Kaiser.  D\ 
nach  dem  Fridericianum  vom  Jahre  1244,  Art.  19  und  21 
jedoch  dem  Herzoge  das  ausschliersliche  Evokationsrech 
instand,  kraft  dessen  er  jede  noch  nicht  endgültig  ent 
sehiedene  Rechtssache  vor  sein  Forum  ziehen  konnte,  Si 
kann  wohl  angenommen  werden ,  dafs  es  auch  den  Streit 
tei!^  unbenommen  war,  an  den  Herzog  zu  appellieren.  Eii 
ins  evocandi  des  Reiches  oder  des  Kaisers  oder  ein  Beschwerde 
<ng  an  dieselben,  wie  er  oben  angedeutet  wurde,  schein 
jedoch  ausgeschlossen  gewesen  zu  sein. 

Das  mosaische  Recht  kennt  mit  Rücksicht  auf  den  strenj 

tlieokratischen    Charakter    des    jüdischen     Gerichtswesen 

(I.  Mos.  18,  25,  2.  Mos.  18,  15.  21,  15.  22,  8,  5.  Mos.  1, 16 

W,  17,  2.  Chr.  2,  19,  6,  Ps.  82,  1,  16,  Jerem.  21,  12  u.  a. 

ksonders    im  Strafverfahren  keine  Appellation.    Im  Civil 

▼erfahren  war  später  das  Beschwerderecht  eingeräumt  (Sanh 

31,  b,  32,  a,  Ch.  m.  14,  c  1,  4)*). 


C.   ÖfTentliches  Recht 

§  26.    Obersicht. 

Von  der  öffentlich-rechtlichen  Stellung  der  Juden  ii 
Österreich  handelt  das  Fridericianum  nur  in  einigen  Artikeln 
die  aber  beweisen,  dafs  sie  den  übrigen  Landesbewohnern  in 
Genüsse  öffentlicher  Rechte  nicht  nachstanden,  sondern  ent 
weder  gleichgestellt  waren  (Art.  12)  oder  selbst  gewisse  Vor 
leebte  vor  denselben  hatten  (Art.  24). 

Die  staatsrechtliche  Stellung  der  Juden  nach  dem  Privi 


1)  Saalschütz    a.    a.    O.    II    596;    Hamburger,    Real-£nc>- 
klopädie  I  437  ff. 
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legiuni  Friedrichs  des  Streitbaren  vom  Jahre  1244  l&Cst  ack 
zunächst   dahin  bestimmen,   dafs  sie  als  zur  herzoglichei 
Kammer  gehörig  angesehen  wurden   und   sowohl  bezOgliek 
ihrer  Personen   als   auch  bezüglich  ihrer  Habe   unter  dem 
besonderen  Schutze  des  Herzogs  standen  (Art.  8,  9,  10,  li 
29),  obwohl   sie  nicht  ausdrücklich   als  servi  camerae  be- 
zeichnet werden.    Diese  Benennung  hat  Herzog  Friedrick  IL 
vielleicht  absichtlich  in  sein  Privilegium  nicht  aufgenommei, 
um  die  volle  Aufserkraftsetzung  des  dieselbe  enthaltote 
kaiserlichen  Freiheitsbriefes  vom  Jahre  1238  zu  manifestiereiL 
Gemärs  Art.  12  war   ihnen  volle  Freizügigkeit   und  Mant- 
freiheit  mit  den  Bürgern   des  Ortes,   in  dem  sie  wohnten, 
bezüglich    ihrer    Waren    gewährleistet.     Auch    ihre    Totea 
konnten  sie  gemäfs  Art.  13  an  einem  ihnen  genehmen  Orte 
beerdigen,  ohne  durch  irgend  welche  Maut-  oder  Zollabgabe 
belästigt  werden  zu  dürfen. 

Ein  besonderes  Vorrecht  vor  den  Landesangehörigen  war 
die  ihnen  schon  im  Privilegium  Kaiser  Friedrichs  II.  vom 
Jahre  1238:  2  eingeräumte,  bereits  näher  besprochene  Frei- 
heit von  der  Hospitalität  (Art.  24),  die  sonst  nur  dem  Adel 
und  einzelnen  fremden  Kolonisten  gewährt  wurde  ^).  Yam 
den  Nachbildungen  stimmen  Art.  24  des  Ottacarianum  tob 
Jahre  1254,  Art.  22  des  Ottacarianum  vom  Jahre  1255  und 
Art.  24  des  Ottacarianum  vom  Jahre  1268,  sowie  der  Tert 
der  schlesisch-poluischen  Privilegien  bei  Prilusius  (Leges  sea 
statuta  ac  privilegia  Regni  Poloniae  etc.  1551)  mit  des 
Fridericianum  übereiu.  Das  Belenum  hat  im  Art.  23  die  m 
wesentlichen  nicht  abweichende  Fassung :  Item  in  domo  Judd 
nolumus  hospitari. 

Dagegen  ist  dieser  Artikel  in  dem  Judenprivilegium  flkr 
Klein-Polen   vom  25.  April  1367  offenbar  korrumpiert.    Bei 


1)  Vgl.  Bulla  aurea  Andreas  II:  3,  Decretum  desselben  12S1: 
7 — 10;  das  Privilegium  Teutonicorum  Sob^lai  II  1274 — 78;  die  Über* 
tates  hospitum  de  Szombathelj  1288:  11  und  die  Condit.  pop.  Castri 
Geuriensis  1240:  4  (letztere  bei  Endlicher,  Mon.  Arp.  446,448X  Ob« 
den  descensus  regias  vgl.  Krajner,  Die  ursprfinglidie  Staatsrer* 
fiwsang  Ungarns  bis  1882.    1872  S.  689  ff. 


llkie.  Jus  Polonicum  1831,  Cod.  B.  II,  S.  1  ff.  la 

sciendum  in  domo  Judeos  nolumus  hospitare. 

Generalprivitegien  der  ijolnischen  Judenacliaft  (! 

histor.   Gesellschaft    für   die    Provinz  Posen  \ 

78 ff.),  dagegen  giebt  nach  Abschriften  in  den  libi 

1599  f.  128  b  und    1638  f.  488  im  königl.   Staatsan 

t*osea  folgenden  Text:  Item  secum  in  domo  Judeos  i 

iofipjtare.    Über  beide  auf  einer  irrtümlichen  AuffasE 

fioqutalität  beruhenden  Lesarten  vird    bei  Behandl 

.fiecAtes  und  der  Gesetzgebung  ftlr  die  Juden  in  Gali 

Xihere  angeführt  werden.  ' 


Viertes  Kapitel 

Die  Jndengesetzgebnng  Premysl  Ottok&rs  E 

von  Böhmen  (^851— 1276). 


§  27.    Die  Judenprivilegien  vom  Jahre  1254» 
1255  nnd  1268.   Die  Besehlfisse  des  Wiener  Proviuialktuib 

vom  Jahre  1267. 

Am  St.  Veitstage,  den  15.  Juni  1246,  hatte  Her«| 
Friedrich  IL  der  Streitbare,  der  letzte  männliche  Babtt- 
berger,  in  der  siegreichen  Schlacht  an  der  Leitha  gegen  Mt  IT« 
von  Ungarn  den  Tod  gefimden. 

Nach  langen  Wirmissen,  hervorgerufen  hauptsächlich  dmck 
die  Rivalität  zwischen  dem  Papste  Innocenz  IV.  und  Kti«r 
Friedrich  IL,  erlangte  Pfemysl  Ottakar,  der  Sohn  Kftiif 
Wenzels  I.  von  Böhmen,  damals  Markgraf  von  Mähren,  wä- 
Hilfe  des  Adels  am  21.  Dezember  1251  die  Herrschaft  il 
Österreich  und  machte  dadurch  der  mehr  als  fünQährig« 
Herrscherlosigkeit  in  diesem  Lande  ein  Ende. 

Unter  Pfemysl  Ottakar  gestalteten  sich  die  Reckte 
Verhältnisse  der  Juden  in  Österreich  noch  günstiger  als  aolBr 
seinem  Vorgänger.  Zwar  war  einer  der  ersten  Regienugl'; 
akte  des  neuen  Herzogs  gegen  die  Juden  gerichtet,  inderi 
er  im  Dezember  1251  den  Bürgern  von  Wiener-Neustadt  diB 
allerdings  unechten  Freiheitsbriefe  Kaiser  Friedrichs  II.  TM 
April  1237  und  1247,  welche,  gleichwie  die  echten  Priri* 
legien  dieses  Kaisers  für  Wien  von  gleichem  Datum,  iito 
Art  3  die  Juden  von  der  Vorstehung  von  Ämtern  dasdkii 
ausschlössen,  bestätigte,  und  mit  Rücksicht  auf  die  treue  Aft* 
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hänglichkeit  der  Wiener  an  Ottakar  in  guten  und  schlimmen 
Tagen  kann  wohl  kaum  bezweifelt  werden,  dafs  er  auch  die 
erwähnten  echten  Privilegien  für  Wien  unverkürzt  bestehen 
BefsO.  Allein  im  weiteren  Verlaufe  seiner  Regierung  erwies 
sich  Ottakar ,  ein  prachtliebender  und  kriegslustiger  Fürst, 
wie  Friedrich  II. ,  der  sowohl  für  den  Aufwand  seiner  Hof- 
lialtung  als  auch  zur  Deckung  der  Auslagen  seiner  Feld- 
z&ge  stets  viel  Geld  benötigte  und  daher  die  finanzielle  Hilfe 
der  Juden  nicht  entbehren  konnte,  allzeit  als  ein  wohlwollen« 
der  Gönner  derselben. 

Auch  in  Steiermark,  welches  der  von  Innocenz  IV.  be- 
günstigte König  Böla  IV.  von  Ungarn  im  Sommer  1252  auf 
Grund  eines  zwischen  seinem  Sohne  Stephan  und  der  Nichte 
des  letzten  Babenbergers ,  Gertrud,  der  Gemahlin  seines 
Snkels  Roman  von  Halicz  (Reufsen),  zu  Stuhl weifsenburg 
geschlossenen  Übereinkommens  zum  Teil  besetzt  hatte,  be- 
hauptete sich  Ottakar,  nach  dem  am  22.  September  1258 
erfolgten  Tode  seines  Vaters  König  von  Böhmen  geworden, 
trotz  einem  dreifachen  ungarischen  Angriffe  auf  Österreich, 
Mähren  und  Steiermark,  und  trat  erst  in  dem  über  Drängen 
des  Papstes  am  8.  April  1254  abgeschlossenen  Frieden  zu 
Ofai*)  Steiermark  (jedoch  mit  Ausschlufs  des  Landes  west- 
lich vom  Semmering  und  der  Wasserscheide  der  Mur,  d.  i. 
der  Püttner  Mark ,  des  Traungaues  und  des  untern  Enns- 
thales)  an  B^la  IV.  ab. 

Kurz  vor  Beendigung  dieser  Kriegswirren,  am  29.  März 
1254,  verlieh  Ottakar  in  Wien  als  „rex  Boömie,  dux  Austrie 
et  Styrie  et  marchio  Moravie"  allen  Juden  seines  Reiches 
fnniversis  Judeis  in  regno  nostro  et  dominio  constitutis),  somit 
Dach  dem  damaligen  Besitzstande  den  Juden  in  Böhmen, 
Mähren,  Österreich  und  Steiermark,  ein  dem  Fridericianum 


»)  Böhmer,  Reg,  Fried.  S.  173,  N.  891;  Lorenz,  Geschichte 
önig  Ottokars  II.  von  Böhmen  und  seiner  Zeit  1866,  1351,  Winter, 
rknndL  Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  oher-  und  niederösterr.  Städte, 
8rkte  und  Dörfer  1877,  S.  XII  und  9,  N.  1. 

^)  ßoczek.  Cod.  dipl.  Morav.  III  181. | 
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vom  1.  Juli  1244  nachgebildetes,  jedoch  noch  libenlmt 
Privilegium^),  vielleicht  als  Belohnung  für  die  während  dM 
Krieges  mit  B^la  IV.  geleistete  finanzielle  Unterstfiizimg. 

Dieses  Ottacarianum  recipiert  gröfstenteils  die  Bestim- 
mungen des  erwähnten  Privilegiums  Herzog  Friedrichs  H, 
weicht  jedoch  in  mehrfacher  Beziehung  sowohl  dem  Inhilte 
als  dem  Wortlaute  nach  von  demselben  ab. 

Inhaltlich  unterscheidet  sich  das  Ottacarianum  foii 
Fridericianum  zunächst  im  Prooemium  durch  die  Ausdehnni 
auf  das  ganze  von  Ottakar  beherrschte  Staatsgebiet,  wihreiri 
das  letztere,  wie  oben  nachgewiesen  wurde,  nur  fftr  dia 
Juden  „in  districtu  Austrie**  galt.  Die  entschiedene  A^ 
sieht  des  Königs,  dafs  sein  Privilegium  auch  fQr  die  Jndtt 
in  den  beiden  Herzogtümern  Österreich  und  Steiermark  nu^ 
gebend  sein  solle,  ergiebt  sich  schon  äufserlich  daraus,  dik 
Ottakar  in  den  Art.  8,  9, 10,  11  und  14  neben  dem  Worte  »mf 
auch  das  Wort  „dux"  (rex  vel  dux)  gebraucht.  Weitere  sMi; 
inhaltliche  Abweichungen  des  Privilegiums  Ottakars  iH; 
jenem  Herzog  Friedrichs  II.  sind  in  den  Art.  5  und  32  ftt^ 
halten.  Art.  5  nimmt  unter  die  Sachen,  auf  welche  di| 
Jude  nicht  leihen  darf,  neben  nassen  und  blutigen  CM 
wandern  entsprechend  der  Constitutio  de  Judeis  K(M| 
Philipp  Augusts  von  Frankreich  vom  September  1206,  Artl^ 
und  vom  Februar  1218,  Art.  4,  auch  geweihte  Gewindff 
(vestes  sacrae)  auf,  welcher  das  Fridericianum  nicht  erwälud^ 
und  Art.  32  setzt  keinen  Zinsfufs  fest ,  wie  Art.  31  dK 
Fridericianum,  sondern  spricht  nur  von  ^^usura  ddiiti^ij 
woraus  geschlossen  werden  mufs ,  dads  die  Stipulienmg  dil 
Höhe  der  Zinsen  dem  freien  Übereinkommen  der  Ko«la| 
henten  überlassen  wurde;  auch  schreibt  dieser  Artikel  d^ 
Rückzahlung  der  Darlehensschuld  in  gleicher  Valuta  vor(iM^ 
statuimus,  ut  quidquid  Judeus  mutuaverit,  sive  tuiii 
fuerit,   denarii  vel   argentum,   idem  ipsi  solui  seu  nm 


^)  Am  besten  abgedruckt  bei  Öelakovsky,  Codes  iuris 
cipalis  regni   Bohemiae   1886,  I  5  ff.  (in  der  BesUtigiu^  der  1 
Privilegien  durch  Kaiser  Karl  IV,  ddo.  Staaff  90.  QepÜbr.  ISSQ. 
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»beat  cum  usura  debita,  quae  accrescit).  Ganz  neu  sind 
e  Bestimmungen  der  Art.  28  und  31.  Art.  28  verfügt, 
itsprechend  dem  schon  von  Kaiser  Honorius  409  und  412 
lassenen  Verbote^)  und  im  Einklänge  mit  dem  Juden- 
ivilegium  B^las  IV.  vom  Jahre  1251,  Art.  28,  dafs  kein 
ide  wegen  Auszahlung  der  Pfänder  an  seinen  Festtagen 
helligt  werde,  und  Art.  31  enthält  analog  der  dem  Wormser 
denprivilegium  Kaiser  Friedrichs  II.  vom  Jahre  1236  bei- 
fbgten  Absolution,  mit  Berufung  auf  die  päpstlichen 
Institutionen,  von  welchen  Ottakar  in  dem  Privilegium 
0.  Sadska,  28.  Oktober  1254  für  Böhmen  speciell  die 
illen  Innocenz*  IV.  „Sicut  Judeis  non"  in  der  Intimation 
den  Bischof  Hermann  von  Würzburg  vom  2.  Oktober  1246 
id  „Obviare  non  credimus"  an  den  Dechant  in  Würzburg 
m  25.  September  1253^)  und  auffallenderweise  nicht  die 
hutzbulle  „Lacrymabilem  Judeorum  Alemaniae"  vom  5.  Juli 
47  für  bindend  erklärte,  das  Verbot  der  Blutbeschuldigung 
iem  secundum  constitutiones  pape  in  nomine  sancti  patris 
stri  districcius  prohibemus,  ne  de  cetero  Judei  singuli  in 
6tro  dominio  constituti,  debeant  culpari,  quod  humano 
tntur  sanguine,  cum  iuxta  praeceptum  legis  ab  omni  prorsus 
nguine  se  Judei  contineant  universi)®). 


1)  3  C.  Th.  2,  8;  8  ib.  8,  8. 

«)  Potthast  N.  15143;  Öelakovskv  a.  a.  0. 1  11,  N.  4.  S.  oben 
38. 

^  Böfslerf  Deutsche  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  und  Mähren 
45,  I  177  fuhrt  unter  Berufung  auf  den  sogenannten  Membran-Codex 
•  Prager  Stadtarchives  nach  Hankas  Bezeichnung  (im  Prghled  pra- 
SDaw  präwnich  v  Öechäch  in  den  Abhandlungen  der  böhm.-gal. 
siellschaft  U  1843  S.  169flF.X  N.  45,  p.  258—263  sowohl  bei  A.  19 
t  bei  A.  31  zwei  angeblich  im  Ottacarianum  vorkommende  Zusätze 

Im  A.  19  wird  die  Zulässigkeit  des  Eides  auf  die  Thora  ein- 
lehränkt:  „nisi  sit  pro  magnis  causis  que  se  extendunt  usque  ad  L 
teas  argend"  und  am  Schlüsse  beigefugt:  „pro  minor ibus  vero  causis 
are  debet  ante  scholas  ad  hostium  dictae  scholae**,  und  A.  31  ent- 
i  als  zweites  und  drittes  Alinea  folgende  Bestimmung:  „Sed  si  ali- 
g  de  occisione  alicuius  pneri  christiani  per  christianum  fuerit  in- 
patos,  tribus  christianis  et  totidem  judaeis  convinci  debet;  et  post- 
jn   convictus  fuerit,  tum  ipse  judaeus  tantummodo  pena  que  se- 


Unwesentlicher,  aber  für  die  Richtigstellang  des  ' 
des  Fridericianum  nicht  ohne  Wert  sind  die  Stilist 
Abweichungen  des  Ottacärianum  vom  Fridericianum,  w 
aus  der  folgenden  Zusammenstellung  ergieht: 


rteo 


Fridericianum 
Art.  1:  „querimoniali" 
Art.  2 ;  ,si  Christianus  i 

simplici  verbo". 
Art.  5  fehlt  vor  „sanguino- 

lentis"    das    Wort    „vesti- 

bus"  und  statt  „madefactis" 

steht  „malefactis". 


0 1 1  a  c  a  r  i  a  D  u  m 
Art,  1  :  gCriminali". 
Art.  2 :  „si  christiantis 

simplici  verbo". 
Art.  5  enthält  noch  die 

,et  sacris  vestibiia'. 


iL 


qnitar  putiiatuT  crimine  pro  conunieso.  Si  vera  ipnun  ti0tm 
dicti  et  aus  innocentia  expnrgabit  (sie),  pocnam  christianiu,  «(i 
dfteUB  pRti  (lebuerat,  non  immerito  ^astinebit."  Beide  Zns&tte  s 
HöfslerB  Werke  in  Stobbe,  Juden  in  DentBchland  S.  301.  Ji 
Codex  iuris  Bob.  I  134.  Emier.  He^.  N.  17;  Dndik.  Hibrei 
Geschichte  VIII  226,  227  u.  a.  n hergegangen,  finden  eich  dagei 
CelakovBkv.  Cod.  iuris  mnnic.  reg.  Bob.  I  S.  5  N.  3  nicht  ui 
>nch  in  dem  von  ßöfsler.  bezieliungs weise  Uanka  angefuhneo 
des  Prager  etAdt  Archives  mit  der  Beieichnnng  „Star*  lenul 
at8k4  a  jId^  prAwo  kr&lowstwj  Cesk^ho'  p.  253  ff.  (aitB  dem  H 
sowie  in  einem  zweiten  Codei  dieses  Archive«  ,Kniha  im) 
TOzliiTnfch  pamfti"  p.  137^141)  ans  dem  15.  Jahrh.  nicht  «1 
so  dafs  die  Berufung  Rr>rtilers,  be«w.  Uaakas  auf  jenen  Co« 
richtig  ist.  Beide  Zusätze  kommen  auch  in  den  späteren  Ja 
vile^en  Ottakars  vom  Jahre  1255  nnd  1268  nicht  vor.  Dftg 
halten  die  echleslscben  JudenpriviJc^en  von  Bolealaw  dem  Fi 
TOD  Kaliaz  vom  16.  August  1264.  von  Bolko  I.  von  Schweidni 
7.  August  129S  nnd  Bolko  IL  vom  Nikolaustage  1»28.  weldM 
ftttf  den  Privilegien  Herzog  Heinrichs  II.  des  Frommen  {t  19 
Beines  Sohnes  Heinrich  la  (t  12661  für  die  Juden  in  Br«dM 
ferner  das  Privilegium  Heinrichs  III.  von  Ologau  1299  (Son 
berg.  8iles.  rerum  SS.  1730  UI  91-94.  105—107),  emdUch  <ki 
legium  Kasimirs  III.  vom  9.  Oktober  1.t34  (Bandckie,  J 
VarsBviae  I»31,  p.  1—24)  diese  Zusätze  und  zwar  A.  19  alle  tum 
A.  31  teils  wCrtlicb.  wie  das  Bole«Iavianum  1264  und  du  Q 
1299,  teils  mit  stilistischen  Abänderungen.  irie  das  BrasJaan 
legium,  während  in  den  Privilegien  Bolkos  1.  und  II.  die  Brali 
dieses  Artikels  weder  approbiert  noch  reprobiert,  sondem  e 
Entscheidung  vorbehalten  wird. 
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Art  6:  «tarnen'' recepitund 
vProbatione". 

Art.  7:  „christianus  quod*"  u. 
am  Schiasse:  «absolvatar". 

Art  8 :  Si  autem  vergebit  und 
.observabitur". 

Art  9:  „morte**  digno  UDd 
«proprietatem*. 

Art  12:  „preparabit". 

Art  13:  ,ut  praedacio  mor- 
tui" „reraub**. 

Art.  1 7 :  die  Worte  „vocatus 
ad  iadidum^  fehlen. 

Art  20:  «dampno. 

Art.  21 :  alicui  „indee**. 

Art.  22:  nach  „pignus**  fehlt 

»snum''. 
Art  26:  „ut  für  volumus  con- 

dempnari''. 
irt  29:  ^coram  snis  scho- 

lis«. 


Art.  6 :  „cum  recepit**  «expur- 

gatione''. 
Art.  7 :  christianus  qu i**  —  „se 

absolvat". 
Art.  8 :  si  autem  reatus  vergit 

und  „reservabitur". 
Art.  9:     nur    „digno"*     und 

„potestatem''. 
Art.  12:  „prestabit". 
Art  13:  „utpredo"  „rauber". 


Art.  20:  „clam". 
Art.  21 :  „iudeo". 


Art.  26:  „condempnetur^. 
Art  29:  „in  scholis". 


Die  erhaltenen  Handschriften  des  Ottakarischen  Privi- 
legiums zeigen  somit  im  grofsen  und  ganzen  eine  gröfsere 
Sorgfalt  in  der  Ausdrucksweise  als  die  einzige  erhaltene 
Handschrift  des  Fridericianum ;  doch  dtirften  die  stilistischen 
llÄngel  des  letzteren  lediglich  dem  Abschreiber  im  14.  Jahr- 
lumdert  zur  Last  fallen  und  im  Originale  nicht  enthalten 
gewesen  sein,  da  ja  auch  das  dem  Urtexte  des  Fridericianum 
tm  nächsten  stehende  Privilegium  König  B61as  IV.  1251  diese 
Fehler  nicht  enthält. 

Infolge    des    Ofener    Friedens   verlor    das    Privilegium 

Ottakars  seine  Geltung  für  den  an  B61a  IV.  abgetretenen 

Tefl  der  Steiermark ;  für  das  unter  Ottakars  Herrschaft  ge- 

Uiebene  steierische  Gebiet  blieb  es  jedoch  in  Kraft.    Übrigens 

durfte   auch  B61a  IV.,   der   am  5.  Dezember  1251    für  die 

Juden  seiner  Länder  ein  ebenfalls  dem  Fridericianum  nach- 


Selierer,  BeitrAge  I. 


21 
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gebildetes  Privilegium  erlassen  hatte,  das  er  am  22.  Mi 
1256  neuerlich  bestätigte,  die  in  dem  abgetretenen  Gebic 
angesiedelten  Juden  im  Sinne  dieses  humanen  Gesetzes  i 
seine  übrigen  jüdischen  Unterthanen  behandelt  haben. 

Nach  seiner  Rückkehr  von  der  ersten  Kreuzfahrt  geg 
Preufsen  verlieh  Ottakar  zu  Krems  am  8.  März  1255  d 
Juden  seiner  Länder  ein  neues  Privilegium,  das  sich fi 
vollständig  an  das  Fridericianum  anschliefst  (nur  die  I 
stinmiung  bezüglich  der  freventlichen  Beschädigung  und  I 
tretung  des  Judenfriedhofes  [Art.  14]  fehlt,  wie  in  dem  P 
vilegium  B61as  IV.)  und  in  das  er  aus  dem  Privilegium  ti 
29.  März  1254  lediglich  die  Bestimmungen  der  Art.  28  n 
31  über  die  Festtagsruhe  und  die  Blutbeschuldigung  aofiial 

Dieses  Privilegium^),  wohl  das  einzige  Rechtsdenb 
für  Österreich  in  deutscher  Sprache  aus  der  Zeit  Ottaki 
hat  folgenden  Wortlaut: 

Wir  Ottakcher  den  man  auch  premsil  (Pfemysl)  n« 
von  Götz  gnadn  herr  des  künigreichs  ze  pehajrm,  Hertzog 
Osterreich  vnd  Marggraf  zu  Merhem  Tun  kund  allen  i 
die  den  brief  ansehen,  ewigkleichen.  Wann  wir  wellen 
allerlay  leut  die  In  vnnser  herscheflFt  wonund  sind,  vi 
genad  vnd  guetwilligkait  tailheftig  werden  funden,  Dan 
alln  Juden  In  vnserm  reich  vnd  herrschaft  setzn  wir  ( 
recht  vnnschaidenlich  zu  behalten. 

1.  So  setzen  wir  zu  dem  erstn  das  vmb  varund  g 
oder  vmb  ligunds  guet  oder  vmb  chlaghaftign  sachn, 
alm  Juden  laib  oder  gut  an  trefin ,  kain  Christ  gegen  i 
Juden  zu  getzeugnufs  lassen  werd  nur  mit  aim  christn 
mit  alm  Juden. 

2.  Item  ob  ain  christ  ainen  Juden  anspricht,  er  hab 


^)  Dieses  Privilegium  ist  enthalten  in  der  Handsclirifl  der  Wi 
HofbibUothek  N.  2988,  S.  128—132  mit  der  Oberschrifl:  Das  kt 
Juden  hanntvest.  In  Gottes  namen  amen,  im  Cod.  der  WolfenbAt 
hen.  Bibliothek  603  und  im  Museum  Frandsoo-Garolinum  ia  1 
Soviel  uns  bekannt,  ist  diese  Judenordnung  bisher  nicht  im  Oi 
veröffentlicht;  erwähnt  wird  ihrer  bei  Schlager,  Altert.  OVeri 
rungen  von  Wien  1853,  S.  10. 
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phannt  gesetzt  vnd  der  Jud  des  nicht  vergicht,  Ob  denn  der 
ehrist  des  Judn  einveltign  wortn  nicht  gelauben  will,  So  sol 
der  Jud  auf  ainen  so  tewren  phant  swem  vnd  sein  maynung 
bewSren  ond  sol  ledig  sein. 

3.  Item  ob  ain  Christ  ainem  Judn  ein  phant  setzt  vnd 
gicht,  er  hab  Im  vmb  mynner  gesetzt ,  denn  der  Jud  gicht, 
der  Jud  sol  swern  auf  dem  phant ,  das  ihm  gesatzt  ist,  vnd 
was  er  mit  seinem  aid  best^t ,  des  sol  im  der  Christ  nicht 
wider  sein  zu  geltten. 

4.  Item  ob  ain  Jud  an  zeugn  spricht,  er  hab  ainem  christn 
ain  phant  gelihn  vnd  der  laugent  des ,  Daromb  sol  sich  der 
Christ  mit  sein  ain  aid  beredn. 

5.  Item  ain  Jud  mag  nemen  in  phants  weis  alles,  wie 
ias  genant  ist  an  alles  erfarn  aufsgenomen  pluetige  vnd 
aasse  gewant,  die  soll  er  mit  nichten  nemen. 

6.  Item  Ob  ain  Christ  ainen  Juden  aufspricht,  das  Im 
las  phant .  das  der  Jud  hab ,  dieplich  oder  mit  fröuel  sey 
enomen.  So  sol  der  Jud  sw6rn  auf  demselbn  phant,  das  er. 
la  ers  nam,  nicht  gewest  hab,  das  es  dieplich  oder  raeub- 
ich  genomen  wer,  Vnd  das  in  dem  aid  begriflfn  werd,  wie 
eurdas  phant  versetzt  sey,  \Tid  wenn  das  swern  also  geschiecht, 
0  sol  im  der  christ  gelttn  das  haubtgut  und  den  gesuech, 
er  dietzeit  darauf  wechst. 

7.  Item  ob  er  von  prunst  oder  von  dieben  oder  von  ge- 
aalt sein  hab  mit  phanndn  verlur,  die  Im  versetzt  wem, 
nd  das  ain  kuntschaft  wer,  vnd  der  Christ,  der  die  phant 
esetzt  hat.  In  dennoch  anspricht,  die  sol  der  Jud  mit  seinem 
igen  aid  ledig  weren. 

8.  Item  ob  die  Juden  wider  ainen  gewerren  M  huebn 
Hier  ain  Krieg,  so  sol  der  statrichter  sich  hintz  in  kains 
rechtens  verfahen,  Sunder  der  kunig  oder  der  hertzog  oder 
ier  obrist  chamrer  des  lannds  oder  des  reichs  sol  das  gericht 
volfuern.  ob  aber  die  schuld  an  den  leib  get,  so  sol  dasselb 
geschieht  allain  dem  kunig  oder  dem  hertzogn  behalt  werdn 
ze  richtn. 

')  guerra-Streit,  Zwietracht. 
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9.  Item  ob  ain  Christ  ainemJudn  welchlay  wnndei 
der  8ol  dem  kunig  oder  dem  hertzogn  gebn  zwelff  d 
golds  in  sein  kamer  vnd  dem  gewundtn  (Verwund 
XU  marck  Silber  vnd  zeruntz  was  in  zu  ertzney  sein  ha 
chost. 

10.  Ist  aber  das  ain  Christ  ain  Juden  tött,  so  sol  er  p 
mit  gericht  gepuest  werdn  Vnd  alles  sein  varvnd  vnd  li 
gut  sol  gen  in  den  gewalt  des  kunigs  oder  des  hertzof 

11.  Item  ob  ain  christ  ain  Judn  slueg,  also  das  c 
plutronsig  wurd,  der  sol  dem  kunig  oder  dem  hertzog 
vier  marck  golds,  dem  geslagn  vier  marck  silver.  Mag  ei 
des  guts  nicht  gehabn,  so  soll  er  mit  abslahung  der  l 
genug  tun  vmb  die  schuld. 

12.  Item  wo  ein  Jud  durch  vnser  herrschaft  vert 
sol  Im  nyemant  kain  layd  tun  noch  irrung  oderbeswe 
Sunder  ob  er  chaufmanschaft  oder  ander  ding  fuert,  d 
maut  bechomen  solt,  so  sol  er  an  allen  maut  steten  nicht 
denn  rechte  maut  gebn  die  ain  purger  g^b  von  der  I 
darin  der  Jud  die  weil  wonnt. 

13.  Item  ob  die  Judn  nach  irr  gewonhait  ettlieh 
im  toden  von  statt  zu  statt  oder  von  gegent  zu  geg^it 
von  laut  zu  laut  fuertn,  Ob  aber  In  ain  mautter  ich 
wolt  nötn,  der  sol  als  ain  rauber  pOest  werdn. 

14.  Item  ob  yemant  freüellichn  auf  der  Juden  s 
wurflF,  Wolln  wir,  das  der  geb  dem  Judenrichter  II  4 

15.  Item  ob  ain  Jud  seinem  Richter  der  rew,  die 
wandel  haist,  schuldig  funden  wurd,  so  sol  er  Im  nil 
gebn  denn  XII  ^. 

16.  Item  ob  ein  Jud  mit  dem  gepot  seins  richter 
uordert  wurd,  von  erst  zu  dem  vnd  zu  dem  andern 
nich  chftm,  so  geb  (er)  dem  Richter  zu  yedenmal  III 
kumbt  er  zum  drittn  mal  nicht,  so  geb  (er)  XXXVI  4 
vorgenanten  richter. 

17.  Item  ob  ein  Jud  ain  andern  Judn  wundet,  so 
gebn  seinem  richter  zu  wandel  zwai  phunt  phening. 

18.  Item  wir  setzn  auch,  das  kain  Jud  swer  au 
Rodal  an  allein  er  sei  geuordert  zu  vnser  gegnwurtika 
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19.  Item  ob  ain  Jud  haimlich  wurd  verderbt  vnd  sein 
üreoDt  mit  getzeugnirs  nit  gewissen  möchtn,  wer  in  verderbt 
bit,  ob  sy  nach  erforschung  etwen  begunden  arkhwonen,  So 
fdlen  wir  den  Juden  gegen   den  arkhw^nign  ein  kemphen 

empietn. 

20.  Item  ob  ain  Christ  ain  Judn  mit  fr^uellicher  hant 
aogriff,  welln  wir,  das  Im  die  Hand  werd  abgeslagn. 

21.  Item  der  Judenrichter  sol  kain  sach,  die  sich  vnder 
den  Judn  erhebt,  In  das  gericht  pringn,  nur  er  sey  mit  chlag 
darzu  gepetn. 

22.  Item  ob  ain  Christ  seine  phant  von  aim  Judn  löst, 
also  das  er  den  gesuech  nicht  gilt,  ob  er  denn  den  selben  ge- 
soech  Inn  aim  moneid  (Monat)  nicht  geit,  So  sol  gesuech  zu 
vaehsen  dem  gesuedh. 

23.  Item  wir  wellen,  das  kainer  In  ains  Juden  haws 
wert  beherbergt. 

24.  Item  ob  ain  Jud  auf  der  lantherrn  erb  oder  brief 
gelt  leicht  vnd  diz  mit  seinem  brief  vnd  Innsigl  bewört,  wir 
wellen  dem  Juden  das  versaczt  erb  ein  antwurtn  vnd  Im  das 
fftr  gewalt  schirmen. 

25.  Item  ob  ainer  oder  aine  ains  Judn  kind  hinfurt, 
wellen  wir,  das  (er)  verdampt  werd  als  ain  dib. 

26.  Item  ob  ain  Jud  ein  phant,  das  er  von  aim  christn 
genomen  hat,  Jars  frist  halt,  ob  das  phant  nicht  tewrer  ist 
dan  das  guet ,  das  er  darauf  gelihen  hat ,  so  sol  der  Jud 
seinem  richter  dasselb  phant  zeign.  Darnach  sol  er  freye 
Wal  habn,  das  zu  verkauflfh  Vnd  ob  das  phant  pey  dem  Judn 
ain  iar  vnd  ain  tag  beleibt,  so  sol  er  darnach  nyeniant  dar- 
^b  antwurttn. 

27.  Item  wir  welln,  das  nyemant  ain  Judn  vmb  losung 
der  phant  an  seinem  veiertag  tue  genöttn. 

28.  Item  welch  Christ  aynem  Judn  mit  gewalt  nimpt 
seine  phant  oder  fretlellich  in  sein  haws  gieng,  der  sol  als  ain 
wuechster  vnser  chamer  swerlich  gepessert  werdn. 

29.  Item  gegn  aim  Judn  schol  nicht,  nur  in  sein  schuel 


in  ilem  gericht  gechlagt  werden  aiisgetiomen  vns.  Wir  mnp 
(sie)  zu  unser  gegen  wurtikait  \orderu, 

30.  Item  wir  setzn.  das  sy  von  aim  phunt  phenTg  oicl 
mer  denn  acht  pheiiig  (wohl  wöchentlich)  neinen  zu  gesaed 

31.  Item  nach  dem  auffsatz  pahst  Innocencii,  tiim! 
heilign  vaters,  setzn  wir  vud  verpietn  strengikleich ,  Di 
furbas  kajn  Jiid  in  vnser  herscb&ft  getzjgn  werden,  du  i 
raenschlichs  pluet  nüizn,  seni  nach  dem  gepot  der  ee  (d 
Gesetzes)  jei^lich  (=  geltch.  durchweg,  prorsus)  von  alle 
pluet  sich  die  Judn  enlhaltn. 

Das  aber  alles,  das  vorgeschribn  ist,  kraft  hab  evigl 
vestigung.  babn  wir  gepotn.  den  gegenwurtigu  hrief  ib 
Juden  den  prief  zu  gebn  zu  ai»  sichtign  gczeugnufs  n 
Sicherheit  mit  bewflrung  vnser  Innsigel  gesterckt 

Geschehn  vnd  gebn  zu  Krembs  nach  christi  gepo 
Tausend  zway  hundert  Jar  vnd  darnach  in  dem  fonffn 
funfFzigsten  iar  an  dem  achten  tag  des  mergn'). 

Der  sach  sind  zcugn  Graff  Ott  von  Hardegk-Hainreie 
der  schenkk  von  halhpach,  Albrecht  von  chunring,  Hainrie 
Marschalh  in  Osterreich.  Chunrat  von  hinperg,  HaiDreiehra 
Liechtnstain .  Chunrat  von  Zellking,  Chalhoch  von  Tulbiq 
Haidmar  von  liecbtnwenl.  Rappot  vnd  hndmni-  von  valba 
herch ,  Wittig  von  Newnhaus ,  Mnrchart  kanirer  tmW 
kunigreichs ,  Wenesch  vnder  kanirer .  Jaentzo  von  IteUii 
Weitzlob  von  luhlitz.  dizlah  von  Troppnu.  Ott  kamrer  i 
Osten-eich  vnd  wenig  annder.  Gelien  durch  haunden  muiU 
Wilhalnis  vnd  maister  Gottschalch.  vnserr  Schreiber.  — 

Auch  die  landesfürstlichen  Amter.  besonders  FinaniUnld 
waren  unter  Ottokar  den  Juden  auTser  in  Wien  und  Wiesel 
Neustadt  zugänglich.  So  stellen  die  Juden  Luhlin  und  $ä 
Bruder  Nekelo,  Kamniergrafen  des  erlauchten  Herzog»  w 
Österreich  (comites  camerae  illuslris  ducis  Austrieb.  uU 
Vermittlung  des  Otto  von  Meifsau  dem  Bischöfe  Kunrad  n 
Freising  am  18.  Februar  1257  zu  Wien  eine  Vergletd 
Urkunde  bezüglich  ihrer  Ansprüche  auf  16  LeheDsgQt«' 
Vrleugestorf  aus,  welche  diesem  von  Hadmar  von  Kv 


1)  H«rgti^MiTz.  Wein  bot  d,  Die  deutscIi.Moniilitnftmvn. 
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g^en  Silbergeschirr  verpfändet  worden  waren,  und  besiegeln 
das  Schriftstück  mit  ihrem  Siegel^). 

Dafs  dieser  Fall  der  Bekleidung  von  Ämtern  seitens 
der  Juden  nicht  der  einzige  war ,  geht  aus  den  später  zu 
erwähnenden  Beschlüssen  des  Wiener  Konzils  vom  Jahre  1267 
und  aus  dem  Berichte  des  Bischofs  Bruno  von  Olmütz  an 
den  Papst  Gregor  X.  vom  Jahre  1273  klar  hervor. 

Mit  seltener  Klugheit  verstand  es  Ottakar,  trotz  der 
Ausstattung  der  Juden  mit  so  bedeutenden  Vorrechten,  auch 
den  Bürgerstand  für  sich  zu  gewinnen,  indem  er  den  Wohl- 
stand und  die  Entwicklung  der  Städte  in  jeder  Richtung 
ßrderte  und  ihre  Privilegien,  selbst  wenn  sie,  wie  oben  ge- 
zeigt, gegen  die  Juden  gerichtet  waren,  respektierte.  Dieses 
Vorgehen  des  Königs  hatte  zur  Folge,  dars  während  seiner 
Begierung  aus  den  Kreisen  des  Bürgerstandes  gegen  die 
Bevorrechtung  der  Juden  weder  Klagen  noch  Ausschrei- 
tungen vorkamen.  Um  so  feindseliger  trat  jedoch  die  Kirche 
gegen  dieselben  auf. 

Während  in  Frankreich  die  Konzilien  von  Tours  und 
Bouen  1231,  Beziers  1246,  Albi  1254,  Montpellier  1258  u.  a., 
in  England  die  Konzilien  zu  Oxford  1222  und  Worcester 
1240  zur  Durchführung  der  judenfeindlichen  Bestimmungen 
des  IV.  Lateranensischen  Konzils  1215  abgehalten  wurden, 
bnden  in  Deutschland  und  im  nördlichen  und  östlichen 
Europa  die  kirchlichen  Satzungen  und  insbesondere  die  Be- 
schlüsse dieses  Konzils  bezüglich  der  Juden  nur  sehr  langsam 
Eingang  2).    In  der  Bulle  vom  4./5.  März  1233»)  „Sufficere  de- 

')  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv  in  Wien.  Meichelbeck,  Hist. 
teiDg.  1724  n  2,  23,  N.  35;  Zahn,  Codex  dipl.  Austriaco  Frising. 
(Pont.  r.  Austr.  II  31,  193,  N.  187).  Am  12.  März  1267  redimiert  der 
Itndrichter  Heinrich  von  Hardeck  dem  Bischof  von  Freising  3  ür- 
boden,  darunter  die  oben  genannte,  wobei  der  Siegel  Ottos  von 
Heüsen  und  des  Juden  Lublin  erwähnt  wird  (a.  a.  0.  287  N.  266). 

')  Die  gewöhnlich  in  das  Jahr  1227  (1.  März)  versetzte  Provinzial- 
tjnode  zu  Trier  dürfte  erst  1277  stattgefunden  haben;  Blattau,  Stat. 
iyiL  archi-dioec.  Trev.  I  28—26,  N.  9. 

«)  Rajmaldus  Ann.  XXI  838,  49,  Bull.  Rom.  ed.  Taur.  III  479, 
N.  36. 


buerat  perlidiae"  klagt  Gregor  IS,  tu  bitteren  Worten  Ober  d« 
Übermut  der  Juden  in  DeutBchland.  Sie  hielten  christliche 
Sklaven,  die  sie  beBchneiden  und  zu  Juden  machen.  EDtfegtn 
den  Bestimmungen  des  Kouzils  von  Toledo  und  des  allgenieiieii 
(IV.  Lateran-lKouzils  würden  ihnen  weltliche  Würden  und 
Öffentliche  Ämter  übertragen.  Sie  hätten  in  ihren  Hiusen 
christliche  Ammen  und  Dienerinnen,  die  bei  ihnen  jene  V»- 
geheuerlich keilen  vertttien,  die  die  Hörer  mit  Absehen  uid 
Schrecken  erfüllen.  Und  obwohl  auf  demselben  allgemeniet 
Konzil  Vorsorge  getrotfen  worden  sei,  dafs  die  Juden  beiderifl 
Geschlechts  iu  allen  christlichen  Ländern  jederzeit  sichdiotb 
die  Kleidung  von  Andern  unterscheiden  sollen,  so  habe  sieb 
doch  in  einigen  Gegenden  Deutschlands  die  Verwirrung  M- 
gehürgert,  dafs  sie  sich  durch  keinen  Unterschied  bemerktar 
machen.  Strenge  verbietet  der  Papst,  dafs  die  Juden  tM 
ihren  Glauben  oder  über  ihre  Gebräuche  mit  den  Chridta 
disputieren,  damit  einlUltige  Leute  siebt  io  die  Schlinge  iB 
Irrtums  geraten. 

Wohl  infolge  dieser  Bulle  exkommuniziert  ein  MaioUt 
Provinzialkonzil  im  Jahre  1233  oder  1234  c.  4  diejmtpi 
Christen,  welche  bei  Juden  als  Diener  wohnen 'i. 

Wie  wenig  trotzdem  die  Verfügung  des  Konzils  m 
Jahre  1215  und  die  Aufträge  Gregors  IX.  befolgt  «nrda. 
beweist  die  Mahnung  Innocenz'  IV.  vom  14.  März  1254  »> 
den  Bischof  Kberhard  von  Konät&nz  bezüglich  des  Tragctt 
von  Abzeichen'). 

Erst  das  zu  Fritzlar  im  Jahre  125d  allgehaltene  Pn* 
vinzialkonzil  für  die  Diöcese  und  Provinz  Mainz*)  faTitt 
energischere  Beschlüsse  bezüglich  der  Juden.  Es  gebieM. 
dafs  die  Juden  beiderlei  Geschlechts  binnen  zwei  MoDtM 
nach  Veröffentlichung  des  Statuts  des  Konzils  solche  Ab- 
zeichen und  eine  solche  Kleidung  anlegen,  durch  welche 
unzweideutig    von    dem    christlichen    Volke    untei 


[>den8e«  2).       ^^^^H 
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werden  können,  dafs  sie  die  von  ihnen  bekleideten  welt- 
liehen Würden  und  öffentlichen  Ämter  niederlegen,  die 
christlichen  Sklaven  entlassen.  Bei  Nichtbefolgnng  dieser 
Vorschriften  seitens  der  Juden  soll  an  allen  Orten,  wo  dies 
geschieht,  der  Gottesdienst  solange  eingestellt  werden,  bis 
sie  durch  die  Ftirsten  und  Vornehmen ,  in  deren  Gebieten 
dieses  ungläubige  und  elende  Volk  verkehrt,  zur  Beobachtung 
derselben  gezwungen  werden.  Wenn  einer  von  ihnen  am 
Chirfreitage  auf  der  Gasse  gesehen  wird  oder  durch  die 
ThUre  seines  Hauses  oder  die  Fenster  herausschaut,  was 
durch  den  Eid  zweier  Christen  erwiesen  wird,  so  soll  er  dem 
Diöcesan  1  Mark  Silber  als  Strafe  zahlen,  zu  welcher 
Strafe  auch  alle,  welche  ihn  verteidigen,  verhalten  werden 


Um  die  kanonischen  Vorschriften  bezüglich  der  Juden, 
80iie  bezüglich  der  Kirchendisciplin  auch  im  nördlichen 
uid  östlichen  Europa  zur  Geltung  zu  bringen,  ernannte 
Clemens  IV.  (1265 — 1268)  den  Cistercienser  Guido,  Kardinal- 
priester tituli  S.  Laurentii  in  Lucina,  mit  dem  Breve  „Ut 
legno"  ddo.  Perugia  10.  Juni  1265^)  zum  päpstlichen  Legaten 
für  Skandinavien  und  die  Kirchenprovinzen  Bremen,  Magde- 
Iwrg,  Salzburg  (mit  Einschlufs  der  zur  Mainzer  Erzdiöcese 
gehörigen  Stadt  und  Diöcese  Prag)  und  Gnesen  mit  dem 
Auftrage,  „als  eifriger  Arbeiter  im  Weinberge  des  Herrn 
Auszuroden  und  niederzureifsen,  zu  beseitigen  und  zu  ver- 
nichten, aufzubauen  und  zu  pflanzen,  wie  der  Herr  ihm  ver- 
leihen werde"  *).  In  Ausführung  dieses  Auftrages  entwickelte 
Kardinal  Guido  in  den  Jahren  126(5  und  1267  eine  grofse 
^Tnodalthätigkeit.  Im  November  1266  hielt  er  eine  Pro- 
inzialsynode  zu  Bremen,  am  9.  Februar  1267^)  eine  Provinzial- 
mode  in  Breslau  für  die  Erzdiöcese  Gnesen  ab  und  vom 


»)  Raynaldi  Annal.  XIV  265,  51. 

2)  Raynaldi  Ann.  XIV  §  51  ad  a.  1265. 

^  Hube,  Antiquissimae  constitutiones  syn.  prov.  Gnezneiisis. 
tropoli  1856,  |».  68 ff.;  Markgraf  in  der  Zeitschrift  des  Vereines 
•  Gesch.  und  Altertumskunde  Schlesiens,  V  1,88  ff.;  He  feie  VI  160 
irt  als  Datum  den  2.  Februar  an. 


10.  bis  12.  Mai  1267  inäsidierte  er  dem  in  der  Pfittrlird« 
zu  St.  Stephan  in  Wien  abgehaltenen  22.  Salzborger  fto- 
viDzialkonzil,  nelcheiu  die  Bischöfe  Johann  III.  (von  Drailc) 
von  Prag,  Peter  von  Passau  (als  Diöcesan  von  Wien).  Bnuia 
von  Brixen.  Konrad  von  Freisingen.  Leo  vod  BegensbllQ 
und  Anialrich  von  Lavant  nebst  zahlreiclien  Prälaten  bei- 
wohnten '). 

Die  ersten  vierzehn  Canones  dieses  Konzils  bezieben  sieb 
vorwiegend  auf  die  Disciplin  der  Geistlichen,  den  unreebl- 
uiäfsigen  Besitz  von  K  irch engfitem .  auf  tiewaltthätigkeiten 
gegen  kirchliche  Personen,  die  KuniuUerung  von  BeneäiiM. 
die  Entrichtung  des  Zehntes,  den  Wucher  der  Laien  aal 
Kleriker,  auf  die  Anrufung  der  weltlichen  Gewalt  seitaf 
kirchlicher  Personen,  auf  die  Hinterlassenschaften  der  Geis- 
lieben,  auf  die  Annahme  der  Benelizien  von  einem  Laieo- 
patron,  auf  Haltung  der  Residenz  und  auf  die  Visitatioa  dir 
Benediktinerk  löst  er. 

Die  Canones  15 — 19  Iwschäftigen  sich  init  den  Juden.  In 
wesentlichen  scbllelsen  sieb  diese  Satzungen  den  BeschlQiSMi 
des  Breslauer  Konzils  vom  9.  Februar  1267  c  10,  12— U 
an,  unterscheiden  sieb  jedoch  in  mehreren  Hiebtungen  loi 
denselben;  so  Dbertr&gt   das  Wiener  Konzil  die  BestrafuiC 


■j  He  feie  VI  88;  Biuterini  V  101  bebaaptel,  es  hitUn  V 
Bischöfe  an  dem  Koniil  teilgenommen,  was  jeiloeh  unrichtig  i«l;dr 
noch  nicht  konsekrierte  Erebischof  von  Snlzliui^,  L«di*lani,  H((M( 
vnn  Schlesien  (12fiö-~Iä70)  fehlte  Von  den  Chroniken  berichten  0« 
das  Wiener  Konzil:  Chronic.  Prag.  cont.  iPertz  IX  I^0!.  Cont  C\af 
troneoh.  (ib.  M7).  Cont.  Zh-pÜ.  111  (ib,  6561.  Com.  pracdic.  VieBB.  (4- 
728.  wo  irrtümlich  das  Jahr  1268  angegeben  ist)  Hist.  ann-  13Mb* 
1279  ib.  651.  Chron.  Claustroneob.  (Ranch  l  97  S.);  H.  St«ra  (^ 
Freber  p.  556)  Hennaunus  Altah.  iBoehmer  Font,  t.  Germ.  II  (% 
Ton  dem  Konzil  handeln  Karz.  Österr.  unter  Otlokar  tl  3t— ti; 
ßirwald.  Die  BeschlSsse  des  Wiener  Coociltnttu  Aber  die  Jvdca  «■ 
dem  J.  1267  (Wertbeimers  Jahrbnch  fäi  luaei  ISWSO  t81-MI|| 
Hefele,  Condl.  Gesch.  VI  87-95.  6:  Loreni,  <3«aetikht«  RMi| 
Ottokara  von  Bfihmen  und  seiner  Zeit  186«,  I  407  ff.  HaagtUiaft,  I» 
randera  beiQglich  der  denlachoii  Ül>ersettung  ist  das  Werk  .tH«  Ji 
in  ÖBterreich-   1M2.  I  t^ 
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ierjenigen,  welche  keine  unterscheidende  Kleidung  tragen,  dem 
LaDdesherm  (c.  15),  das  Breslauer  (c.  IS)  bestimmt,  dafs  er 
uch  der  Landessitte  mit  einer  Geldstrafe  zu  ahnden  sei, 
las  Wiener  Konzil  (c.  15)  verpflichtet  die  in  einem  Pfarr- 
iprengel  wohnenden  Juden  zur  Zahlung  des  Personal-  und 
Prädialzehnten ,  das  Breslauer  (c.  14)  schreibt  nur  die 
Leistung  des  Personalzehnten  vor;  das  Wiener  verbietet 
c  16)  nicht  nur  den  Besuch ,  sondern  schon  das  Betreten 
ier  Wirtshäuser  und  Läden  der  Christen ,  femer  die  Teil- 
lahme  der  Christen  an  den  Hochzeiten,  Neumondsfesten  und 
Spielen  der  Juden,  das  Breslauer  (c.  10)  untersagt  blofs  den 
Besuch  der  oben  genannten  Lokalitäten  und  die  Teilnahme 
in  Hochzeiten  und  Gastmählern.  Die  Bestimmung  des  c.  12 
ies  Breslauer  Konzils  über  die  Errichtung  eigener  Juden- 
riertel  ist  in  die  Satzungen  des  Wiener  Konzils  nicht  Ober- 
le^ngen;  dagegen  fehlt  wieder  c.  19  der  Wiener  Konzil- 
leschlüsse  in  den  Dekreten  der  Breslauer  Provinzialsynode. 

Die  Bestimmungen  des  Wiener  Provinzialkonzils  *)  über 
lie  Juden  lauten  folgendermafsen : 

C.  15.  Da  der  Übermut  der  Juden  so  grofs  geworden 
8t,  dafs ,  wie  man  sagt ,  durch  sie  bei  gar  vielen  Christen 
lie  Reinheit  der  katholischen  Heiligkeit  vergiftet  wird ,  so 
erordnen  wir,  indem  wir  nicht  sowohl  Neues  schaffen  als 
nr  die  alten  Satzungen  der  Päpste  erneuern,  dafs  die  Juden, 
ie  sich  in  ihrer  Kleidung  von  den  Christen  unterscheiden 
Jllen,  den  gehörnten  Hut,  den  sie  zwar  früher  in  diesen 
fegenden^)   zu   tragen  gewöhnt   waren  und   in   ihrer  Ver- 


^)  Die  beste  und  vollständigste  Textausgabe  ist  die  in  den  An- 
iles  Austr.  Cont.  Vienn.  (Pertz,  M.  G.  SS.  IX  699—703  ed.  Watten- 
ch)  auf  Grund  des  Codex  der  Wiener  Hofbibliothek  p.  352,  11  er- 
azt  durch  Cod.  N.  72  Eist.  prof.  und  Cod.  N.  127  iuris  can. 
hannat,  Conc.  Genn.  III  632,  ebenso  Mansi  XXIII  1168,  Harduin 
[  579,  Hartzheim  III  632,  Dalham  Conc.  Salisb.  1 10  u.  a.  benützen 

Cod.  Vatic.  N.  4401,  in  welchem  die  Bestimmungen  über  den 
nt  und  Wucher  fehlen;  Dalham  a.  a.  0.  erwähnt  auch  eines  Mill- 
ter  Codex. 

«)  Wohl  kaum  auf  Grund  von  kirchlichen  Anordnungen,  sondern 
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wegenheit  abgelegt  haben,  wieder  aufnehmen,  damit  sie  toi 
den  Christen  deutlich  unterschieden  werden,  wie  im  lU- 
gemeinen  Konzil  (IV.  Lateranensischen  Konzil  1215  c.  68) 
verordnet  wurde.  Jeder  Jude ,  der  ohne  diese  Zeichen  us- 
geht  und  betreten  wird,  soll  von  dem  Landesherm  mit  Gell- 
bufsen  gestraft  werden. 

Wir  fügen  bei,  dafs  die  Juden  dem  Pfarrer,  in  dessen 
Pfarrsprengel  sie  sich  aufhalten,  dafür,  dafs  sie  Orte,  ii 
denen  Christen  wohnen  sollten,  innehaben,  nach  der  6r5&e 
des  Schadens,  den  sie  verursachen,  nach  Ermessen  to 
Diöcesanbischofs  des  Ortes  alle  Einkünfte,  die  der  Geistliche 
von  Christen,  wenn  diese  dort  wohnten,  bezöge,  zu  vergftta 
genötigt  werden.  Den  Zehnt  von  den  Äckern  haben  sie  u- 
geschmälert  zu  zahlen. 

(Die  Vorhaltung  der  Juden  zur  Zahlung  des  Zehntes 
beruht  auf  c.  16,  X.  3,  80  de  decimis,  die  Verpflichtung  nr 
Zahlung  des  Prädialzehntes  auf  den  Bestimmungen  desKonsb 
von  Gerona  1068  und  1078  [Hefele  V.  117]). 

C.  16.  Wir  verbieten  ferner,  dafs  sie  sich  nicht  hentsr 
nehmen,  Bäder  und  Wirtshäuser  ^)  der  Christen  zu  besuchet 
und  zu  betreten  (vgl.  die  Bestimmungen  des  Konzils  von 
Agde  506  c.  40,  VI.  Toledo  692  c.  11,  Decr.  Grat.  IL28,f 
1  c.  13,  14;  61  X.  9,  5,  Conc.  Lat.  IV.  c  68),  christhde 
Knechte  oder  Mägde  oder  Ammen  oder  irgend  welche  christ- 
liche Diener  bei  Tag  oder  bei  Nacht  in  ihren  Häusern  habei 
(c.  13,  X.  5,  6;  Conc.  Toi.  III.  589,  c.  14).  und  zum  £»• 
heben  des  Zolles  oder  zu  sonstigen  öflfentlichen  Ämtern  t^r 
gelassen  werden  (Konzil  von  Clermont  535,  c  9,  Macoi 
581,  c.  13,  III.  und  IV.  von  Toledo  c.  14,  16,  Conc.  Lat  IV- 
c.  16)«). 

C.  17.   Wenn  aber  ein  Jude  bei  einem  Unzuchtsvergetet 


entweder  in  der  Synagoge  bei  dem  Gottesdienste,  wo  ja  die  MIbbv 
die  Kopfbedeckung  behalten,  oder  als  eine  nationale  Tracht. 

')  Die  Lesart  der  Codices  ist  verschieden;  der  von  Wattenback 
benützte  Wiener  Codex  hat:  stupas  et  balnea,  der  Cod.  Tat.  stipit 
balneares. 

*)  Bezüglich  der  älteren  kirchlichen  Yorschriften  vgL  oben  S.  )9C 
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mit  einer  Christin  ertappt  wird,  so  mafs  er  im  strengen  6e- 
wihrsam  gehalten  werden,  bis  er  10  Mark  (bei  Mansi  und 
Harduin  Silber)  als  Strafe  erlegt  und  die  Christin,  die 
solchen  verfluchten  Beischlaf  erwählt  hat,  ist  durch  die 
Stidt  zu  peitschen  und  gänzlich  hinauszutreiben,  ohne 
Hoffnung,  zurückkehren  zu  dürfen. 

C.  18.  Allen  Christen  dieser  Provinz,  sowie  der  Stadt 
und  Diöoese  Prag  verbieten  wir  bei  Strafe  der  Exkommuni- 
htion,  dafs  sie  Juden  und  Jüdinnen  nicht  mit  sich  zu  Tisch 
Kiunen  oder  mit  ihnen  essen  oder  trinken  oder  auch  mit 
iiinen  bei  ihren  Hochzeiten ,  Neumondsfesten  ^)  oder  Spielen 
tanzen  oder  springen.  Auch  sollen  die  Christen  kein  Fleisch 
oder  andere  Speisen  von  den  Juden  kaufen ,  damit  letztere 
nicht  etwa  die  Christen,  die  sie  für  ihre  Feinde  halten, 
durch  betrügerische  Machinationen  vergiften.  Deshalb  sollen 
die  Christen,  wenn  es  nötig  ist ,  durch  kirchliche  Censuren 
verhalten  werden,  sich  des  Verkehrs  mit  ihnen  zu  ent- 
halten«). (Vgl.  Konzil  von  Elvira,  Agde  c.  39,  IV.  und 
VL  Toi.  c.  62  und  11,   Decr.  Grat.  II.  c.  28   q.  1,  c.  13 

C.  19.  Wir  fügen  hinzu,  dafs,  wenn  ein  Jude  unter 
ttgend  einem  Verwände  schwere  oder  unmäfsige  Zinsen  von 
Christen  erprefst  hat,  so  soll  ihm  der  Verkehr  (partieipium)  ^) 


')  Der  Neamondstag  (Neomenien),  der  Anfang  des  Monates,  wurde 
"»Tempel  durch  Trompetenschall  und  gemäfs  4.  Mos.  28,  11  —  15  mit 
^dopfem  gefeiert,  galt  aber  nicht  als  gesetzlicher  Festtag,  an  dem 
^  Arbeit  ruhte.  Das  Volk  feierte  ihn  jedoch  als  Freudentag  (Hosea 
^  i3)  durch  Familienmahlzeiten. 

*)  Der  Schlufs  „ünde  et  Christiani"  fehlt  bei  Pertz  IX  702;  kommt 
ia^egen  bei  Dalham  Conc.  Salisb.  110,  111  vor. 

')  Der  Verfasser  des  Werkes  „Die  Juden  in  Österreich"  1  87  über- 
Jtzt  „partieipium"  mit  Teilnehmung;  Bärwald  a.  a.  0.  S.  187  mit 
iaftung«.  Hefele  VI  8.  92  richtig  mit  „Verkehr,  Teilnehmung" ; 
orenz  a.  a.  O.  S.  407  behauptet,  dafs  den  Juden  jedes  Recht  auf 
isen  von  den  Christen  geliehenen  Kapitalien  abgesprochen  wird; 
»feie  VI  92  Akg.  1  berichtigt,  dals  die  Synode  nur  „graves  seu 
loderatas  usuras"  verbiete. 


mit  den  Christeu  entzogen  werden,  bis  er  für  die  öbeniiäfi 
Beschwerung  ents|irecheude  Genugthuung  geleist«!  I 
Wenn  nötig,  müssen  die  Cliristen  durdi  kirchliche  Censu 
gezwungen  werden,  dem  geschäftlichen  Verkehr  (ab  eoi 
i-x)mmerciis)  mit  solchen  Juden  zu  entsagen.  Den  Fttn 
legen  wir  aber  auf.  dafs  sie  deshalb  nicht  feindselig  gc 
die  Christen  seien,  sondern  lieber  die  Juden  von  solcher 
drUckung  abzuhalten  suchen.  (Vgl.  Konzil  v.  AviguoD  I 
c.  4  und  Later.  IV  c.  67,  c.  18  X.  5.  19  de  usuris-i 

Wenn   das  Sakrament  des  Altars    an    den  UAuseni 
Juden  Yorbeigetragen  wird,  so  sollen  sich  dieselben,  sol 
sie  das  vorausgehende  Glockenzeichen  vernehmen,  in 
Häuser  zurückziehen  und  Fenster  und  ThUreu  schliefen  I 
Conc.  Lat.  IV.  c.  68). 

Sie  müssen  auch  von  den  Prälaten  verlialten  werden 
jedem  Charfreitage  dasselbe  zu  thun.  (Vgl.  Konz.  v,  Orli 
538  c.  30,  Gesetz  Childeberls  I.  554  [Tertr.  Leg.  I. 
Konz.  V.  Macon  581  c.  14.  Lat.  III.  26.  Lat.  IV.  r,  68 
X.  5,  (>]  und  die  oben  erwähnte  Bestimmung  des  Mai 
Konzils  1259.) 

Sie  dürfen  sich  nicht  herausnehmen,  mit  einfai 
Leuten  über  den  katholischen  Glauben  zu  disputieren,  dfl 
die  Kinder  und  Frauen  von  solchen  Juden,  die  zum  Chri! 
tume  Obertreten  wollen,  nicht  gegen  ihren  Willen  davoi 
halten,  noch  einen  Christen  zum  Judentum  verlocken 
freventlich  beschneiden  (Conc.  Toi.  IV.  633  c.  62  imd 
680,  Lex  Visig.  XIL  3,  4.  6),  noch  kranke  Christen 
suchen  oder  Ärztlich  behandeln  (Konzil  von  Beziers  1 
c.  43). 

Sie  dürfen  keine  neue  Synagoge  errichten  und  wen 
sie  errichtet  haben,  sollen  sie  sie  entfernen  und  ahUi 
Eine  alte  Synagoge  dürfen  sie.  wenn  nfitig,  wiede 
stellen,  aber  nicht  gröfser.  kostbarer  oder  hoher  (Tbeo< 
439;  3  X.  5,  6). 

In  der  vierzigtftgigen  Fastenzeit,  wenn  sieb  die  Chi 
^  von  Fleischspeisen  enthalten  und  fasten,  dttrfeo  VII^B 
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nieht  unbedeckt  und  öffentlich  herumtragen.  (Vgl.  Konzil 
TonNarbonne  1227  c.  2,  Avignon  1209  c.  4,  Beziers  1246 
e.38). 

Wir  befehlen  aber  den  Bischöfen,  dafs  sie  die  Juden  zur 
Beobachtung  aller  dieser  in  den  einzelnen  Artikeln  ent- 
haltenen Bestimmungen  durch  Entziehung  des  Verkehrs,  mit 
den  Christen  nötigen  ^). 

Die  Fürsten  selbst  und  ihre  Richter  ermahnen  wir 
ernstlich,  dafs  sie  iden  Juden,  welche  diese  unsere  Satzungen 
nieht  beachten  wollen,  die  Gunst  irgend  eines  Schutzes  oder 
mi  Verteidigung  nicht  angedeihen  lassen  mögen,  sondern, 
wenn  ihnen  irgend  etwas  von  den  Prälaten  aufgetragen  wird. 
es  getreu  ausführen ;  im  entgegengesetzten  Falle  mögen  sie 
wissen,  dafs  ihnen  der  Eintritt  in  die  Kirche  und  die  Teil- 
nahme am  Gottesdienste  verboten  ist. 

Zum  Schlüsse  wird  bei  Strafe  der  Exkommunikation 
angeordnet,  dafs  der  erwählte  Erzbischof  von  Salzburg  und 
seine  SuflFragane  und  der  Bischof  von  Prag  diese  Satzungen 
Dut  dem  Siegel  des  Legaten  versehen  besitzen  und  jährlich 
in  den  bischöflichen  Synoden  und  dem  Provinzialkonzil  ver- 
lesen und  sorgfältig  beobachten  und  die  die  Laien  betreffenden 
Bestimmungen  in  den  Pfarrkirchen  ihrer  Diöcesen  verlaut- 
baren lassen  sollen. 

Die  Anmafsung  und  Willkür,  mit  welcher  das  Wiener 
Konzil  über  Wohl  und  Wehe  aufserhalb  der  Kirche  stehender 
königlicher  Unterthanen  verfügte,  war  ein  zu  kühner  Ein- 
griff in  die  landesherrlichen  Rechte  Ottakars  und  stand  in 
Jinem  zu  schroffen  Gegensatze  zu  dessen  humanen  Juden- 
rivilegien,  als  dafs  dieser  thatkräftige  König  sich  den 
atzungen  desselben  gefügt  oder,  wie  das  Konzil  in  einzelnen 
anones  (15  und  19)  verlangt  hatte,  zu  der  Durchführung 
srselben  die  Hand  geboten  hätte.    Seiner  Souveränetät  voll 


')  Im  Werke  „Die  Juden  in  Österreich"  I  88  wird  irrtümlich  „per 
istractionem  commanionis  Ohristianorum  compellantur"  übersetzt 
orch  die  den  Christen  verweigerte  Kommunion",  was  schon  Bär- 
tld  a.  a.  O.  188  Akg.  2  richtig  stellte. 
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bewufst,  ignorierte  Ottakar  nicht  nur  die  Eonzilsbesch 
vollständig,  sondern  erneuerte  vielmehr  am  23.  August 
seinen  Juden,  die  in  seinem  Gebiete  (wozu  damals  auc 
nach  Ottakars  Siege  bei  Kroirsenbrunn  12./13.  Juli  12< 
Wiener  Frieden  vom  31.  März  1261  an  Ottakar  zu 
gefallene  Steiermark  wieder  gehörte)  leben,  da  sie  zu  i 
Kammer  gehören  und  seines  besonderen  Schutzes  bed 
(cum  ad  nostram  cameram  pertineant  et  nostra  defei 
et  presidio  egeant  specialius  communiri),  zur  ersichtlic 
Kenntnis  und  Sicherstellung  (ad  evidentiorem  notitii 
cautelam)  ihre  Satzungen  und  Privilegien,  die  von  ihi 
Zeit  seiner  Jugend  erlassen  wurden^). 

Dieses  Privilegium  stinmit  bis  auf  einige  stilistisch 
weichungen  mit  dem  Ottacarianum  vom  Jahre  1 254  üb 
So  steht  im  Art.  2  statt  „super  aequivalente  sibi  oblal 
offenbarer  Yerkennung  des  Begriffes  des  Aequivalens  ,i 
valente  sibi  obligato  pignore*',  im  Art  3  statt  ,< 
„quando  iurando  probaverif,  im  Art.  6  nach  „abli 
noch  ,vel  raptum*,  Art.  8  nach  „inter  se"  die  Worti 
facto*;  im  Art  10  und  11  sind  die  Worte  ,sive  (uel)  c 
weggelassen,  dagegen  im  Art.  11  hinter  „marcas  auri 
Worte  „sue  camere  deferendas**  aufgenommen;  im  i 
steht  statt  „rauber*  das  Wort  „berauber",  im  Art.  20 1 
statt  „contestari*  „constare*,  im  Art.  21  statt  „Judee*'  «J 
und  andere  unwesentliche  Änderungen'). 

So  ging  der  Ansturm  der  Kirche  ohne  Schaden  t 
Juden  wirkungslos  vorüber,  ja  durch  die  abermalig 
stätigung  ihrer  Privilegien  war  ihre  Stellung  kräftig 
worden  als  sie  früher  war. 


i)Bociek,  Cod.  dipl.  Morav.  lY  17  N.  16:  Senckei 
Ybioiies  diversae  etc.  311.  In  dentscher  Übenetsung  bei  Rj 
RechtsdenknUUer  II  S67. 

*)  Die  A.  88  und  34  dieses  Privileginms  kommen  nur  ii 
Ar  Brunn  bestimmten  Transsnmpt  desselben  vor  und  sind  sn 
von  Bocsek  benutzten  Handschrift  ans  dem  14.  Jahibmideit  «i 
fehlen  dagegen  bei  Senekenberg  nnd  in  der  deataehea  Awän 
bei  Röfsler. 
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Wie  schwer  diese  klare  und  unzweideutige  Antwort  des 
Ktoigs  auf  die  Konzilsbescblüsse  in  kirchlichen  Kreisen 
empfunden  wurde,  geht  am  besten  aus  der  Relation  des 
ffiscbofs  Bruno  von  Olmütz  „Quoniam  dies  mali  sunt"  an 
hprt  Gregor  X.  vom  16.  Dezember  1273*)  hervor:  „De 
Maeiß  vero  dicimus  quod  Ghristianas  babent  nutrices, 
isuras  patenter  exercent  et  eas  indigentibus  aggravant  ultra 
■odom  in  tantum,  ut  infra  annum  excedant  etiam  ipsam 
flortem;  publica  exercent  officia,  tbelonearii,  monetarii  fiunt 
et  cum  alias  sint  infideles,  fidem  mininam  etiam  in  bis  ser- 
Taot.  Furatos  calices,  vestes  sacras  nee  non  et  libros  (sc. 
sacros)  recipiunt  a  furibus  et  servant,  et  cum  sie  acceptos 
eogantur  restituere  Christiani,  si  apud  eos  fortassis  inveniantur, 
Jndaei  eos  restituere  non  coguntur." 

Einen  schlagenderen  Beweis,  dafs  die  judenfeindlichen 
Dekrete  des  Wiener  Konzils  wirkungslos  geblieben  waren 
ils  diese  Relation,  kann  es  wohl  kaum  geben,  und  die  weh- 
natige  Klage  des  im  Oktober  1274  abgehaltenen  23.  Salz- 
hirger  Provinzialkonzils  ^),  dafs  die  Satzungen  des  Kardinals 
lOido,  trotzdem  dafs  deren  alljährliche  Promulgierung 
ttrgeschrieben  worden  war,  aufser  Gewohnheit  gekommen  sind 
n  desuetudinem  transierunt) ,  galt  daher  sicherlich  auch 
BT  Nichtdurchführung  der  drakonischen  Bestimmungen  be- 
iglich der  Juden. 

Dieser  Mifserfolg  des  Wiener  Konzils  war  wahrscheinlich 
r  Grund,  warum  sich  die  am  17.  März  1284^)  von  dem 
schüfe  Gottfried  L  von  Passau  (1283—1285)  zu  St.  Polten 
gehaltene  Diöcesansynode  darauf  beschränkte,  im  c.  22  zu 
stimmen,  dafs  die  Christen,  welche  bei  Juden  dienen,  ex- 
mmuniziert  werden  sollen  und  dafs  mit  Rücksicht  auf  das 


')  Höfler,  Abhandlungen  der  baier.  Akademie  1846,  IV  3, 
18—28;  Boczek  a.  a.  0.  VI  369ff.;  Theiner,  Mon.  Hung.  I  310. 

2)  Mansi,  XXIV  136 

«)  Mansi  XXIV  503;  Harzheim  HI  677.  Bei  Pez  SS.  HI  526 
d  das  Konzil  auf  Grund  der  Angabe  eines  Seissensteiner  Codex 
ibnlich  in  das  Jahr  1274  versetzt.    VgL  Hansiz,   Germania  sacra 

n. 

Scherer,  Beiträge  I.  22 
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Verbot  des  Haltens  Yon  ehristlichen  Sklaven  seitens  de^ 
Jaden  die  Pfarrer  und  anderen  Eirchenvorsteher  in  des 
Orten,  wo  Jadenniederlassungen  sind,  an  den  Sonntagen  alle 
katholischen  Ammen  und  Diener  der  Juden  als  exkommuni- 
ziert erklären  und  auch  alle  anderen  Christen ,  welche  bei 
Juden  ihr  Geld  anlegen  oder  von  den  Juden  Zinsen  nehmen 
oder  gleich  den  Juden  dieses  Geld  auf  Zins  leihen,  anzeigea 
sollen ,  lauter  Bestimmungen ,  die  sich  lediglich  gegen  die 
Christen  richten  und  die  Juden  nur  indirekt  angehen. 


Fünftes  Kapitel. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Jnden 
unter  Rndolf  Yon  Habsbnrg  bis  Rndolf  IV. 


§  28.    Rudolf  von  Habsbnrg;. 

Nach  dem  ZusamiiieDbruche  der  Herrschaft  Ottakars 
trat  Rudolf  von  Habsburg  sofort  in  allen  von  dem  Böhmen- 
könige im  Art.  1  des  Friedensvertrages  vom  21.  November 
1276  an  das  Reich  zurückgestellten  Ländern,  soweit  sie  unter 
«einer  unmittelbaren  Herrschaft  standen,  als  Reichsoberhaupt 
auf.  Da  er  die  Legitimität  der  Herrschaft  Ottakars  in 
diesen  Ländern  nicht  anerkannte,  so  suchte  er  bei  seinen 
Regierungsmafsregeln  die  während  des  Interregnums  er- 
lassenen Verfügungen  möglichst  in  Vergessenheit  zu  bringen 
teils  durch  Aufserkraftsetzung  derselben,  teils  durch  An- 
knüpfung an  die  Gesetze  und  Privilegien  der  letzten  Baben- 
berger  und  Kaiser  Friedrichs  II. 

So  hob  er  in  dem  Landfrieden  für  die  oben  genannten 
Länder  vom  3.  Dezember  1276  ^)  alle  Verbote  Ottakars  gegen 
Befestigungen  von  Schlofs  und  Stadt  auf  und  bestimmte, 
dafs  von  den  unter  Ottakars  Regierung  ertiossenen  Ent- 
scheidungen nur  diejenigen  Rechtskraft  besitzen  sollen, 
welche  durch  einen  ordentlichen  richterlichen  Spruch  gefällt 
wurden.  Dagegen  sollte  alles,  was  durch  Gewalt  und 
Furcht  oder  durch  Zwang  seitens   des  Königs,   der  Land- 


1)  Mon.  Grerm.  Leg.  II  410. 
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herren  oder  der  königlichen  Statthalter  benirkt  worden, 
UDgültig  sein  und  nach  des  Landes  Riecht  und  Herkumniet 
entschieden  werden ').  Die  Bestätigung  der  Landesfreiheiten 
der  Steiermark  vom  8.  Februar  1277  und  die  KontirmatioB 
der  Privilegien  der  Städte  Laa,  Enns,  Tulln.  Jndenbur;. 
Neustadt  u.  a.,  sowie  zahlreicher  Klöster  in  den  Jahreu  1276 
und  1277  erfolgte  unter  Berufung  auf  die  Privilegieo  der 
Babenberger  und  Kaiser  Friedrichs  IL,  und  nur  in  dta 
Fällen  beziehl  sich  Rudolf  auf  Verfflgungen  Ottakars'). 

Denselben  Standpunkt  uahm  Rudolf  auch  bezüglich  der 
Judengesetzgebung  ein. 

Rudolf  befand  sich  nach  dem  Kriege  vom  Jahre  1276  ia 
arger  linauzieller  Verlegenheit  und  sah  sich  genötigt,  ei» 
neue  Steuer  von  noeh  nicht  dagewesener  Höhe,  fast  i« 
doppelten  Betrage  der  Steuern  unter  Ottakar,  aus»- 
schreilten " ).  Damals  dürfte  er  auch  die  Geldkräfte  der 
Juden  stark  in  Anspruch  genommen  haben  und  wohl  all 
Lohn  für  diese  linanztelle  Hilfeleistung  verlieh  er  ihnen  n 
4.  Mtlrz  1277  ein  dem  Fridericiaiium  vom  l.  Juli  1244  Dich 
gebildetes  Privilegium*),  das  sich  nur  in  folgenden  BiA 
tungen  von  jenem  unterscheidet: 

Rudolf  verlieh  das  Privilegium  als  Romanorum  Hä 
was  seiner  staatsrechtliehen  Stellung  gegenüber  den  w^ 
Ottakar  abgetreteneu  Ländern  entsprach,  und  wenn  er  sidl 
in  dem  Prooeniium  auch  ausdrücklich  auf  Herzog  Friedriclin. 
berief,  somit  das  Recht  dio.-^es  Babenl>ergers  zur  Gesrt» 
gebung  bezüglich  der  Juden  in  seinen  Landern  und  dadufd 
das  JudcDschutzrecht  der  österr,  Herzoge  anerkannte  (ad  inü 
tationem  itaque  clare  memorie  quondam  Friderici  ducis  Aastii 
et  Stiiie  .  .  .  statuimus),  so  erscheinen  doch  die  Jad«n 


l«n  iadii 

L  am.    ' 


I 


>)  Loreni  a.  a.  0.  605. 

*)  LichnoWBkj  I  388,  401.  457. 

■)  OhroD.  Clanatronpob.  {Pex   l  466),  Ann.  CtArn,  nd.  *,   IJTt. 

<)  Im  Wiener  Stuatairchiv.  Abgmlrut^kt  b«!  Kari.  ÖstamÜ 
unter  Rr>nig  üttoku-  und  Albrethl  I.  Lim  lä3&  l[  185  ff.  B«L  kj 
Kopp,  Geatli.  iler  eidgenöKsisehen  Bünde,  1  174. 
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Rudolfinom  nicht  als  herzogliche,  sondern  als  königliche, 
anfGnund  eines  königlichen  Privilegiums  unter  dem  Schutze 
nod  der  Herrschaft  des  Reiches  stehende  Kammerknechte 
Bieh  den  Eingangsworten :  Quoniam  uniuscuiusque  condi- 
donis  homines  sab  Romano  Imperio  constitutos  volumus 
gracie  ac  benivolencie  participes  inveniri,  Judeis  universis  in 
districtu  commorantibus  Austrie  hec  iura  statuimus  ipsis 
inyiolabiliter  obseruanda.  Dem  entsprechend  wird  auch  im 
Texte  das  Wort  „dux"  überall  durch  „rex"  substituiert ,  so 
im  Art.  8,  9,  10,  11,  14. 

Eine  andere  Abweichung  des  Rudolfinums  von  dem 
Fridericianum  ist  die,  dafs  im  Art.  10  des  letzteren  bei  £r- 
Bordung  eines  Juden  der  Verfall  des  beweglichen  und  un- 
bewegHchen  Vermögens  des  Mörders  zu  Händen  des  Herzogs 
•b  Strafe  normiert  ist,  während  der  gleiche  Artikel  des 
Indolfinums  (wohl  nur  infolge  einer  Weglassung  des  Ab- 
Kireibers)  blofs  von  der  Konfiskation  des  beweglichen  Ver- 
■ögens  spricht. 

Da  Rudolf,  wie  oben  erwähnt,  die  Rechtmäfsigkeit  der 
Herrschaft  Ottakars  in  den  an  das  Reich  zurückgefallenen 
Ündern  bestritt,  so  war  es  nur  konsequent,  dafs  er  auch 
W  Bestätigung  der  Judenrechte  in  Österreich  die  von 
Oltakar  erteilten  Privilegien  ignorierte  und  auf  das  Fride- 
ricianum zurückgriff.  Nur  eine  einzige  Bestimmung  der 
Ottakarschen  Judensatzungen,  die  Ottakar  aber  selbst  wahr- 
icheinlich  dem  Privilegium  Belenum  1251  entlehnt  hatte,  be- 
Melt  Rudolf  in  seinem  Privilegium  bei,  nämlich  den  Art.  28 
tetreffend  die  Respektierung  der  Festtage  der  Juden  bei 
Einlösung  der  Pfänder;  dieser  Artikel  ist  wörtlich  aus  dem 
Ottacarianum  in  das  Rudolfinum  übergegangen  und  blofs  das 
Wort  „coartare"  in  dem  ersteren  durch  „cohercere"  ersetzt. 
Bezüglich  der  Blutbeschuldigung  war  die  Aufnahme  einer 
besonderen  Vorschrift,  wie  sie  in  den  Ottakarschen  Freiheits- 
briefen  (A.  31)  enthalten  war,  deshalb  nicht  notwendig,  weil 
Bndolf  am  2.  Juni  1275  die  Bulle  Innocenz'  IV.  „Lacryniabilem" 
vom  5.  Juli  1247,  in  welcher  die  Blutbeschuldigung  zurück- 
gewiesen   worden   war,    und    die   diese    Bulle   bestätigende 
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Bulle  Gregors  X.  „Tenoretn  litteiarum"  voni  7.  Juli  !274 
ffir  das  Deutsche  Reich  mit  dem  BeifOgen  bestätigt  hath 
dars  die  Juden  io  durcliaus  keiner  Sache  verurteilt  werde 
können  oder  dürfen,  auTser  wenn  sie  durch  ein  rechtmlCäge 
Zeugnis  von  Juden  und  Cliristen  Überführt  werden  ■),  welch« 
Bestimmung  somit  auch  fdr  Österreich  galt. 

Trotz  dieser  PriWlegiumsverleihung  an  die  Juden  wurfe 
aber  Rudolf  auch  den  auf  die  Einschntnkung  derselben  p- 
richteten  Wtinschen  der  Städtebürgerschaft  gerecht.  So  tie 
er  bei  Bestätigung  der  auf  Satzungen  der  Herzoge  LeopoU 
und  Friedrich  beruhenden  Freiheiten  von  Tulln  *  I  isa 
30.  Oktober  1276  (Art.  23,  dafs  die  Juden  de  solido  usBili, 
wie  im  Fridericianum  vom  I.Juli  1244  liestimmt  war.  nielil 
mehr  als  1  Denar  für  die  Woche  als  Zins  nehmen  darin) 
und  für  Laa  vom  8.  Juli  1277  (Art.  4:  „daz  ein  jud  in  dar 
statt  gesessen  mit  andern  Juden  nicht  dien ,  sundern  du  ff 
nach  der  vordem  gewonhait  in  unserr  burger  diost  beslMMK 
sei")*)  auf  die  bezüglich  der  Juden  geltenden  BestimmmigM' 
ROcisicht  genommen  hatte,  so  erneuerte  er  auch  bei  B»- 
stlltigung  der  Priiilegien  Kaiser  Friedrichs  II.  fUr  Wi» 
vom  April  1237  und  1247  am  24.  Juni  1278  im  Art  Hl 
die  Ausschlielsung  der  Juden  von  der  Vorstandschaft  dC 
Ämter  daselbst*). 

in  jeder  anderen  Richtung  blieben  jedoch  die  Jaden  ii 
Österreich  unter  Rudolfs  Regierung  im  ruhigen  GeDOSMI 
ihrer  Freiheilen  und  unbehelligt  von  jeder  Verfolgung,  wi»" 
wohl  schon  damals  einzelne  Anzeiche»  einer  judenfeindlieta 


<)  PotthsBt.  N.  12  596.  20  861.    Vgl  oben  S.  39. 

■)  Lacomblet,  Urkuadenbach  für  Gescb.  Jm  NiederrUM  IMM 
n  IS9  ad  N.  805;  Orient  1844,  :J20.  1 

')  In  TdIIh  beaUod  scbon  in  der  Mitte  des  13.  J^hrhuiMlarl*  «M 
scheinlicb  eine  grOfsere  Judengemeinde,  wie  kus  den  SaUaafca  ■{ 
HchlEcbter  daaelbat  vom  13.  Mai  123T  geKhlowen  wetdeu  km 
Wioter,  Urk.  Beitrage  zor  R.G.  ober-  und  niedeiAaterT.  StUU 
Markte  und  Dörfer  1S77,  6,  N.  5  und  N.  2. 

•)  Winter  a.  a,  O.  S.  27  and  30. 

*)  Tomasthek  a.  a.  O   I  S.  52  n.  58,  N.  XVI  o.  X\ai. 
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Strömung  zu  Tage  traten,  die  zunächst  zwar  eine  mehr 
tbeoretische  als  praktische  Bedeutung  hatten,  aber  als 
Zeichen  der  Zeit  immerhin  Beachtung  verdienen. 

Das  mit  dem  Namen  eines  Herzogs  Leopold  als  Aus- 
steller versehene  Wiener  -  Neustädter  Stadtrecht,  „eine  mit 
wenig  Geschick  zusammengestellte  Arbeit  eines  Unbekannten 
(yielleicht  des  Stadtschreibers  Eberhard)  zwischen  1251  und 
1278  (wahrscheinlich  gegen  Schlufs  des  Jahres  1276  oder  in 
den  ersten  drei  Vierteilen  des  Jahres  1278)  nach  der  Besitz- 
ergreifung Österreich  durch  Rudolf  von  Habsburg"  *),  setzt 
dem  den  Juden  günstigen  Landesprivilegium  ein  ihnen  ab- 
trlgliches  Sonderrecht  für  Wiener  Neustadt  in  den  Kapiteln 
199^112  entgegen. 

Im  Einklänge  mit  der  Handfeste  Friedrichs  des  Streit- 
l»ren  für  Wiener-Neustadt  vom  5.  Juni  1239,  Art.  5  schlieM 
e.  109')  die  Juden  von  den  Stadtämtem  aus,  gewährt  ihnen 
jedoch  den  Herzogsfrieden,  so  dafs  kein  Christ  sie  „praeter 
institiam"   beschweren   darf.    Entgegen  den  Art.  8  und  80 
der  Landesprivilegien   unterstellt   sie   dieses  Kapitel  einem 
m  dem  Stadtrichter  ernannten  Richter  (Unterrichter,  Nach- 
richter, subiudex,  iudex  posterior,  oder  einem  anderen  an- 
gesehenen [vir  discretus]  Mann),  der  „vor  der  tür  der  schul 
zn  richten  hat"   aufser  bei  grofsen  Geschäften  oder  Sachen, 
über  welche  der  iudex  superior  ebendaselbst  Recht  sprechen 
soll,  sowie  bei  todeswürdigen  Verbrechen  (accio  mortis),  wo 
der  mit  dem  Blutbann  ausgestattete  Richter  in  pretorio  (im 
Bat-  oder  Amtshause  vor   der  Bürgerschranne)  zu  urteilen 
hat.    C.  110   triflFt  von  Art.  1   der  allgemeinen  Judenprivi- 
legien   abweichende   Bestimmungen    bezüglich    des    Zeugen- 
beweises in  Rechtssachen  zwischen  Christen  und  Juden.    Im 
allgemeinen  konnte  wohl  kein  Christ  gegen  einen  Juden  pro 
cautela   (zur  bewamung)    sein   Recht   bewähren  aufser  mit 
einem  Juden  und  einem  Christen  und  umgekehrt;  allein  bei 
Jiner  actio  rei  iudicatae  konnte  der  Christ  mit  einem  Juden 


')  Winter,   Das   Wiener -Neustädter    Stadtrecht   des    13.  Jahr- 
underts  1880,  S.  106  ff. 

2)  Winter  a.  a.  0.  210 ff. 
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uud  zwei  Bürgern  des  Rates  die  Wahrheit  bezeugen,  fd 
ein  Jude  nicht  als  Zeuge  erscheiDeii  wollte  oder  gefuudi 
werden  konnte,  und  wenn  ein  Jude  einen  Christen  „vmbei 
oder  ander  gut,  das  der  Christ  in  gewer  oder  gewalt  bat 
anspricht,  so  bedurfte  der  Christ  keines  Juden  als  Zeuge 
sondern  es  genügte  der  Zeugenbeweis  durch  zwei  seioi 
Nachbaren  oder  andere  rechtliche  Bürger.  C.  111  setzt  dt 
Zinsenniaxinium  mit  4  Pfennigen  wöchentlich  vom  Taleai 
fest  (in  der  deutschen  Übersetzung  3  Pfennige  vom  Pfund 
(86,66  "<,),  während  Art. 31  der  citierten  Prvilegien  8  Pfennig 
wöchentlich  vom  Talente  gewährte.  Das  Eingreifen  dfl 
Herzogs  und  des  Kämmerers  (Art.  8  der  IVivilegien)  !»■ 
schränkt  sieh  auf  zwei  Fälle:  der  Rat  des  Herzogs  ist  m- 
zuholen,  ,wenn  der  reichen  Juden  ainer  an  ainer  grooai 
aacb  mistfit"  (c.  109),  und  der  Schutz  des  Kämmerers,  wenn 
der  Stadtrichter  sie  widerrechtlich  beschwert,  in  welehei 
Falle  der  Kämmerer  mit  Rat  und  Hilfe  der  geschwoRMS 
Bürger  das  Unrecht  gut  zu  machen  hat  (c.  112).  Ji»d 
c.  111  sollte,  wenn  das  Hauptgut  (debitum)  ein  Jahr  steht, 
der  dritte  Pfennig  oder  „als  vil  alz  des  hauptguetee  ist' 
darauf  zu  Gesuch  wachsen  (Art  27  der  Privilegien).  Ji»d 
demselben  Artikel  tritt  eine  Unterbrechung  des  Zinset 
bezuges  im  Falle  der  Kontumaz  des  Juden  ein  und  dM 
Ziuseszins  sollte  für  den  Zeitraum  eines  Monats  keineswefl 
zuwachsen  (Item  usura  alie  usure  per  spacium  unius  meoai 
nulla  tenus  supercrescat).  welche  Bestimmung  auf  einem  Ui& 
Verständnisse  oder  einer  absichtlichen  l'mbilduug  des  Aitfl 
der  Privilegien  bemht'). 

Unter  Rudolf  von  Habsburg  wurde  dieses  Siftdtreelitila 
königlichen  Kanzlei  zur  Bestätigung  vorgelegt,  aber  vnn  dicM 
nicht  bestätigt '|. 

>)  fiezügikli  der  gaiixcn  KompilktioD  bemerkt  Wioler  a.  ^i 
S.  163,  dara  die  Satiungeo  des  Nenatidter  St&dtrechte«  über  die  Jadp 
in  Bezug  auf  Schwerffliigkeit  und  UnkUrheU  der  Fusmg  —  h 
sonders  t.  III  —  sich  dem  Scblochtesten  beigeBellMi,  wu  dM  B 
arbeil«r  der  Urkunde  geleistet  hat. 


')  Winte 


.  lOfiff 
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So  blieb  dieser  schlimm  genug  gemeinte  Versuch  einer 
SehmUerung  der  den  Juden  gewährten  landesfürstlichen 
Privilegien  wohl  ohne  praktische  Folgen. 

§  29.    Albrecht  I. 

Viel  unfreundlicher  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  der 
Joden  in  Österreich  unter  Rudolfs  von  Habsburg  erst- 
geboreDem  ,Sohn  Albrecht  L,  welcher  mit  seinem  Bruder 
Kndolf  (t  10.  Mai  1290)  auf  dem  Reichstage  zu  Augsburg 
un27.  Dezember  1282  mit  Österreich,  Steiermark,  Krain 
md  der  windischen  Mark  belehnt,  infolge  der  Rheinfelder 
Saosordnung  vom  1.  Juni  1283  aber  Alleinherrscher  dieser 
Under  wurde. 

Albrecht  schützte  zwar  die  Juden  gegen  Eingriffe  Ein- 
»Iner  in  ihre  Rechte*)  und  trat  auch  den  Gewaltthätig- 
^eiten  der  Massen  im  Reiche  und  in  den  fremden  Enklaven 
iß  Österreich  mit  rücksichtsloser  Energie  entgegen ;  allein  er 
k*nii  von  dem  Vorwurfe  nicht  freigesprochen  werden,  dafs 
ö&G^ensatze  hierzu  die  Judenverfolgungen  im  eigenen  Lande 
"Dter  seiner  Regierung  mit  auffallender  Milde  und  Nachsicht 
kehandelt  wurden. 

Und  gerade  damals  hätten  die  Juden  in  Osterreich  eines 
kräftigen  Schutzes  besonders  bedurft;  denn  unter  Albrecht 
tafserte   sich    die    in   fast   allen  Kreisen   der  Bevölkerung 


*)  Am  25.  Juni  1296  mufste  Leutold  von  Chuenring,  Schenk  in 
'tenreich,  dem  Herzoge  versprechen,  seine  Juden  „unschadhaft"  zu 
'khen  und  ihnen  zu  ersetzen ,  was  er  ihnen  genommen  und  zwar  die 
^  Hälfte  vom  nächsten  Martinstage  über  ein  Jahr,  die  andere 
iJfte  von  derselben  Zeit  über  ein  Jahr.  Sollten  die  Juden  zu  strenge 
Ji  in  ihrer  Rechnung,  so  soll  der  Herzog  einen  gemeinen  Mann 
ifcken,  dafs  ihm  und  ihnen  rechte  Haltung  geschehe.  Lichnowskj 
S.  CCLXXXVII  N.  VIII.  In  „Die  Juden  in  Österreich"  I  S.  79 
d  (ohne  Quellenangabe)  behauptet,  Albrecht  I.  habe  1297  den 
CD  einen  Freiheitsbrief  ganz  gleichen  Inhaltes,  wie  Rudolf  von 
«barg,  gegeben.  Dieses  Privilegium  ist  jedoch  urkundlich  nicht 
iweisbar,  und  es  ist  auch  sonst  nicht  bekannt,  dafs  Albrecht  ein 
ecieines  Judenprivilegium  verliehen  hätte. 
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^1  längst  latent  vorhandene  juUenfeinillictie  GesinoaDg  nei 

^1  in  wiederholten  schweren  Beschuldigungen  und  blutigen  Ve 

^M  fülgungen. 

^H  Der   schon   durch   die  Verschiedenheit   der  Kation  di 

^P  des  Glaubens  begründete  ADtagoaismus  zwischen  ChrisU 

^1  und  Juden  verschärfte  und  vertiefte  sich ,   als  die  letiten 

^B  durch  landesförstliche  Privilegien  begünstigt  eine  Ausnahm 

^M  Stellung  im  Staate    und   in  der  Gesellschaft   erlangten  u 

H  durch  ihren  Reichtum,  durch  das  Wucliemionopol  und  dan 

^M  den  ihnen  gesetzlich  zugestandenen  hohen  Zinsfufs  in  je» 

^m  geldbedUrftigen ,    kapitalsanneu  Zeiten    eine  GeldherTKtu 

^P  begründeten,  die  bald  alle  Stände  vom  Landesfürsten  bis  n 

H^  Bauern  von  ihnen  abhängig  machte.    Die  Verschuldung  t 

den  Juden  fahrte  nur  zu  oft  —  namentlich  im  Bürger-  n 

Bauernstände  —  zum  wirtschaftlichen  Ruin.  fUr  welchen  n 

die  Juden  verantwortlich  machte. 

Die  Folge  dieser  Verhältnisse  war ,  dafs  fast  ■! 
Schichten  der  Bevölkerung  (die  Adeligen  ausgenommeD)  ( 
tiefer  Hafs  gegen  die  Juden  erfüllte  und  jede  Gelegemhi 
gerne  benutzt  wurde ,  diesen  Hafs  in  Wort  und  That  II 
Ausdruck  zu  bringen. 

Die  Geistlichkeit,  schon  aus  konfessionelien  Grund 
»llzeit  die  entschiedene  Gegnerin  der  Juden,  bekundete  ihr 
Widerwillen  gegen  diese  in  den  meist  in  den  Klöstern  nied« 
geschriebenen  Chroniken  in  der  gehässigsten  Weise,  so  i 
sie  auch  den  immer  wieder  auftauchenden  MArchen  vab  | 
raubten  und  wunderthätigen  Hostien,  die  den  Vorwand 
den  meisten  Judenverfolgungen  in  Österreich  boten,  kit 
fern  stand.  Der  Bürgerstand,  welcher  in  den  Juden  goftt 
liehe  Konkurrenten  bei  dem  Betriebe  des  Handels  erblid 
und  eifersüchtig  auf  die  mannigfaltigen  Vorrechte  derselbi 
war,  strebte  nicht  nur  die  Einschränkung  der  leixtereo  i 
sondern  wachte  auch  sorgfltltig  über  die  Aofrechthaltnni  d 
eigenen  gegen  die  Juden  gerichteten  Privilegien.  So  ( 
wirkten  die  Wiener  am  12.  Februar  1296  Art.  5  von  AlbwC 
n  die  neuerliche  Bestätigung  der  Ausschi iefsung  der  Jn^Mri 
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legenuosse  der  amt  ze  Wienne^  ^).  Die  grofben  Massen 
»Ikes  endlich,  die  mit  scheelen  Augen  den  Reichtum 
len  betrachteten,  waren,  „von  Neid  gestachelt  und  von 
:etrieben^,  dabei  unwissend,  roh  und  abergläubig, 
bereit,  ihre  Raubgier  an  ihnen  zu  befriedigen.  Die 
ung  gegen  die  Juden  blieb  aber  nicht  etwa  auf  diese 
der  Bevölkerung  beschränkt.  Juristen,  wie  oben  ge- 
rurde,  und  Dichter  wetteiferten  mit  den  übrigen  Volks- 
im  glühenden  Judenhasse,  und  der  Zeitgenosse  Al- 
,  Seyfried  Helbling,  giebt  nicht  nur  den  eigenen, 
1  den  Anschauungen  und  Wünschen  der  breitesten 
;en  der  Bevölkerung  Ausdruck,  wenn  er  in  dem 
1,  wahrscheinlich  1292  entstandenen  Buche  seiner 
eben  Zeitgedichte ^)  singt: 

1084  ff. :    der  jaden  ist  gar  ze  vil 
hie  in  diesem  lande, 
ir  ist  Sünde  und  schände, 
ez  wart  so  groz  nie  ein  stat, 
si  waer  von  drizic  Juden  sat 
Stankes  und  ungloüben. 
swelch  Christen  lernet  rouben 
ander  der  jaden  panir, 
den  velle  got  und  tao  daz  schier! 

1189  ff.:    und  war  ich  ein  fürst  ze  nennen, 
ich  hiez  iuch  alle  brennen, 
ir  Juden,  swa  ich  iuch  kaem  an. 
der  Kaiser  Vespasian 
und  sin  bruoder  Titus 
baten  iuch  sin  niht  vmb  sus, 
Jerusalem  sie  störten. 

1271  ff.:    die  fuort  man  an  den  seilen 
und  hiez  iuch  hin  veilen 
um  ein  kleines  ding, 
drizec  Juden  vmb  ein  pfenninc. 
swer  iwer  koufte  ein  pfenwert, 
in  swelch  stat  er  mit  in  kert, 
daz  wart  von  in  geunreinet. 

iHormayr  II  Ü.B.  N.  LV;  Tomaschek  I  70,  N.  XXIII. 
I  Herausgegeben    von  Th.  von  Rarajan  in  Haupts  Zeitschrift 
utach.  Altert.  IV. 
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^hei  dieser  VoIksstimmuDg  ist  es  begreiflich,  daft' 

selbst  die  unsinnigste  Bescliuldigung  der  Juden 
Gehör  fand  und  jeder  Vorwand  gerne  bountzt  wurde 
Ok-r  dieselben  herzufallen,  sie  zu  berauben  und  zu  UHmi. 
Im  Jahre  1293  wurden  die  Juden  in  Krems  beschuldigt 
einen  von  Brtinn  zu  ihnen  geschickten  Christen  nach  vielen 
Martern,  um  sein  Blut  zu  erlangen  (propter  capiendum  la- 
guinem),  getötet  zu  haben.  Die  bei  dieser  Frevellisl  Er- 
griffenen haben  nach  dein  Berichte  der  Chronisten')  koM 
andere  Strafe  erlitten,  als  dal's  zwei  anne  Juden  gerU^ 
wurden,  die  Übrigen  aber  sich  mit  riel  Geld  (per  pecnniiB 
copiüsani)  die  Gunst  und  Nachsicht  des  Herzogs  und  d« 
Grofsen  erkauften,  die  sie  hegten  und  pflegten  und  vor  da 
gerechten  Unwillen  des  Volkes  nicht  aus  Barmherzigst, 
sondern  aus  gottloser  Habsucht  zum  Ärgernis  des  cbriil* 
liehen  Glaubens  schützten.  Das  Wahre  an  der  Sache  dürfte 
sein,  dafs  Albrecht  von  den  beschuldigten  Juden  zvfi  bio- 
richten liefs,  die  anderen  mit  hohen  Geldstrafen  belegt«. 

Die  Beschuldigung  der  Juden  wegen  Ritualmordes  scheill 
in  Österreich  jedoch  keinen  so  empftnglicheu  Boden  p>- 
funden  zu  haben,  wie  in  Tirol.  Frankreich.  England  vi 
anderen  Ländern :  denn  der  erwähnte  Fall  in  Krems 
einzige.  Ober  welchen  die  Chroniken  berichten.  Dl 
fand  die  Anklage  wegen  von  den  Juden  oder  über  il 
anlassung  geraubter  oder  gekaufter  und  von  ihn 
unehrter  Hostien  in  Österreich,  Steiermark  und  Ki 
um  80  gröfseren  Glaul>en,  und  Geschichten  von  dei 
geschändeten,  blutenden  und  nuuderthätigen  Hostien 
—  mit  alleiniger  Ausnahme  der  zur  Zeit  des 
Todes  den  Juden  zur  Last  gelegten  Brunnenvergil 
den  Ausgangspunkt  aller  Judenverfolgungen  in  diesen 
im  13-,  14.  und  15.  Jahrhundert. 

Bei    Beurteilung   dieser  Beschuldigung    mufs    zoniefast 
ins  Auge  gefafst  werden .  dafs  die  Tekauoih  der  Rabbtner- 


^_         BtgA 


)  Cont.  ZwetI,  III  (Peru  DC  6Ö3),  Cont.  Vindob.  (Ib.  717k  wodi»  J 
Begebenheit  in  das  -Iiihr  1'^'  geseUt  wird. 
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sjDode  zu  Mainz  1220  den  Ankauf  und  umsomebr  den  Raub 
von  einen  fremden  Gottesdienst  betreffenden  Sachen  wegen 
der  damit  verbundenen  Gefahren  bei  Strafe  des  Bannes  ver- 
boten und  dafs  speciell  der  Ankauf  von  Hostien  als  Verstofs 
gegen  die  religiöse  Vorschrift  galt ').  Als  ein  gottgefilliges 
Werk  konnte  daher  der  Ankauf,  der  Raub  und  die  Schän- 
dung von  Hostien  nicht  angesehen  werden.  Einen  zeitlichen 
(^orteil  boten  alle  diese  Handlungen  auch  nicht.  Ob  blinder 
''anatismus  oder  kindische  Neugier,  durch  das  Mysteriöse 
ei  dem  Hostienkultus  angefacht,  die  Juden  bestimmt  haben 
önnten,  ein  so  gefährliches  Wagnis  zu  unternehmen,  ist  mehr 
Is  zweifelhaft;  denn  die  mit  den  angeblichen  Hostien- 
itweihungen  stets  verbundenen  blutigen  Verfolgungen  hätten 
ie  Juden  bei  ihrer  selbst  von  ihren  grimmigsten  Feinden 
igegebenen  Klugheit  abschrecken  müssen,  eine  derartige, 
Ir  Alle  stets  verhängnisvolle  That  zu  begehen. 

Auffallend  ist  bei  den  Geschichten  von  den  von  Juden 
ernnehrten  blutenden  und  wunderthätigen  Hostien,  dafs  sie 
ich  selten  auf  einen  einzelnen  Ort  beschränken,  sondern  in 
ft  nahe  bei  einander  liegenden  Ortschaften  und  in  rascher 
liifemanderfolge  auftauchen,  so  dafs  es  den  Anschein  hat, 
ds  seien  sie  zu  gewissen  Zeiten  planmäfsig  verbreitet  worden. 
hch  der  von  Rindfleisch  in  Röttingen  1298  angeregten 
Judenverfolgung  wegen  Hostienraubes  wird  zwischen  1298 
md  1305  in  Komeuburg ,  1306  in  St.  Polten  eine  ähnliche 
Beschuldigung  gegen  die  dortigen  Juden  erhoben;  ebenso 
S38  nach  der  Judenverfolgung  der  beiden  Armleder  in 
>^gendorf  in  Baiern,  in  Pulka,  Linz  und  Wernhatsdorf  in 
sterreich  und  in  Wolfsberg  in  Kämthen,  so  dafs  ein  Zu- 
mmenhang  zwischen  diesen  Anklagen  unverkennbar  ist. 

Zu  dem  Wunder  der  „blutenden  Hostien"  mag  manchmal 
?  sogenannte  Wundermonade  ^)  (Monas  prodigiosa  Ehren- 


»)  K.  Jerucham  b.  Meschulam  (14.  Jhd.)  I  17,  4,  b.  Vgl.  Güde- 
nn,  Geschichte  des  Erziehungswesens  und  der  Kultur  der  abendl. 
en.    Wien  1880.    S.  225  und  262. 

«)  Über  dieselbe  Ehrenberg  in  den  Verhandlungen  der  Aka- 
lie  der  Wissensch.  in  Berlin    1848,  349,  Mitteilungen  über  Monas 


berg,  Micrococcus  prodigiosus  Cohn),  ein  zu  den  Pigmen 
bakterien  gehöriger  Spaltpilz,  welcher  unter  Zutritt  der  hui 
eigentümliche  FarbstotTe  erzeugt  und  massenhaft  in  Mut 
roten  Schleimtröpfcheu  auf  Lebensmitteln  (Brot,  Mehl,  ge 
kochteni  Reis,  gekochten  Kartoffeln,  auf  Kleister  und  dglj 
vorkommen  kann,  Veranlassung  gegeben  haben,  häufiger  li( 
jedoch  absichtlicher  Betrug  vor,  wie  aus  der  spater  lu  l* 
sprechenden  Begebenheit  in  Kumeuburg  und  dem  Schreib« 
Herzog  Alhrechts  IL  an  den  Papst  Benedikt  XII.  m 
29.  August  1338  hervorgellt,  um  einen  Vorwand  zur  V«- 
folgung  und  Beraubung  der  Juden  zu  haben  Eine  hlut«Ble 
Hostie  war  leichter  und  gefahrloser  zu  beschaffen  aU  eil 
ermmdetes  Christenkind  und  bot  einen  löblichen  Aolaf«  tut 
eine  genügende  Rechtfertigung  für  die  Ermordung  und  B^ 
raubung  der  Frevler. 

Unter  Albrecht  I,  wurden  die  Juden  nicht  weniger  ill 
viermal  beschuldigt,  Hostienschändungen  begangen  zu  tuho. 
1294  sollen  sie  in  Laa  in  Osterreich  eine  Hostie  gerisU 
haben  und  bei  Vergrabung  derselben  in  einem  Stalle  betreW 
worden  sein.  Einige  wurden  mit  dem  Tode  t>estraft.  ät 
anderen  Hohen  aus  der  Stadt,  und  an  dem  Orte,  wo  du 
Hostie  gefunden  worden  war,  wurde  eine  Kapelle  errichtet') 
Von  einem  Einschreiten  Albrechts  in  dieser  AngelegenW 
wird  nichts  berichtet.  Eine  zweite  sehr  heftige  und  fa^M 
halbes  Jahr  währende  Judenverfolgun^j  veranlafste  im  ApH 
1298  der  fränkische  Edelmann  Rindtieisch.  Wegen  eiwr  il 
Röttingen  in  Franken  angeblich  begangenen  HostienschladUl 
(die  Juden  sollen  eine  Hostie  im  Mörser  zerstofseo  bahM 
aus  welcher  dann  Blut  geflossen  sei)  wurden  die  JBdn 
dieses  Ortes  von  Rindfleisch  und  seinen  GenoK«n  ubeifülN 
und  dem  Feuertode  aberiiefert  (20.  April  1298).  Die  Va 
folgung    erstreckte    sich    über    Franken    und    Bsierv  uMJ 

prodigioM  oder  die  Purpunnon&de  1U9,  110—116;  Bint.  TflrtMl 
lungen  den  naturfa.  Vereiops  der  prenr«.  Rheinluul«  nwl  Wi  ilhlw 
29,  166—169,  210;  SchTSter-Coha,  B«itrige  sur  Qtologi«  4 
Ptianien  1881,  109—119.  153. 

')  Cont.  Zwetl.  111  (Perta  IX  656). 
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Osterreich,  und  es  sollen  an  100000  Juden  währeiid  der- 
selben hingemordet  worden  sein  ^). 

Albrecht,  nach  dem  Tode  Adolfs  von  Nassau  (2.  Juli  1298) 
zum  deutschen  Könige  gewählt ,  schritt  diesmal  sofort  mit 
dler  Strenge  gegen  die  Judenverfolger  ein  und  belegte  die 
Reichsstädte,  in  denen  Judenmassacres  stattgefunden  hatten, 
irie  Würzburg,  Nürnberg  u.  a.  mit  hohen  Geldstrafen ,  weil 
de  das  Eigentum  der  getöteten  Juden  sich  zugeeignet  und 
lie  Juden,  seine  Eammerknechte,  dem  Verfolger  Rindfleisch 
inszuliefem  gewagt  haben*). 

Weit  nachsichtiger  ging  sein  erstgeborener  Sohn  Rudolf, 
irelchen  Albrecht  am  21.  November  1298  mit  den  Herzog- 
Amem  belehnt  hatte,  anläfslich  einer  Judenverfolgung  in 
lomeuburg  vor,  obwohl  dieselbe  wohl  nur  ein  Ausläufer  der 
[Tofßen  von  Rindfleisch  inscenierten  Judenverfolgung  war. 
4m  St.  Lambertsfeste  zur  Zeit  der  grofsen  Quatemberfaste 
17.  September)   wurde*),   wie   aus   den  [über   Auftrag   des 


')  Gottfried  von  Ensmingen,  Gesta  Rudolfi  et  Alberti  (Böhmer 
Pontes  n  144X  Eberhard!  Altahensis  Annaies  (ib.  546)  (Mon.  Genn. 
n  751 ,  Böhmer  a.  a.  0.  546),  Chron.  Florianense  (Rauch ,  R.  Austr. 
S.  I  225)  u.  V.  A.  Vgl.  auch  Graetz,  Gesch.  der  Juden  VII  251  ff.. 
^OQ  hebr.  Quellen  sind  bes.  das  Mainzer  Memorbuch  und  Resp. 
Wmda  Ascheri  N.  92  (t  1349)  (herausgegeben  Berlin  1846  von 
^Bosenthal)  zu  erwähnen. 

*)  Chron.  Flor,  (bei  Rauch  I  225),  wo  Rindfleisch  als  venditor 
ittniam  bezeichnet  wird. 

*)  Vergleiche  über  diese  Judenverfolgung  den  Tractatus  de 
Iwrtia  mirifica  von  einem  der  Untersuchungsrichter,  dem  Cistercienser 
imbrosius  de  Sancta  Cruce,  in  der  Stiftsbibliothek  in  Kloster- 
i«ftbarg,  Contin.  Zwetl.  III  (Annales  Salisburg),  Pertz  IX  662; 
^bendorfer  von  Haselbach,  Chron.  Aust.  (Pez  SS.  II  768);  Aus- 
Sbrlicher  und  eigentlicher  Bericht  der  Wundervollen  Histori, 
welche  sich  bald  nach  Anfang  des  dreyzehenden  Saeculi  oder  Jahr- 
öndert  in  Unterösterreich  zu  Corneuburg  in  einer  Judenbehausung 
Idä  mit  dem  Allerheiligsten  und  Hoch  würdigsten  Sakrament  des 
tars  hat  zugetragen  u.  s.  w.  (zuerst  herausgegeben  1717  von  den 
[gostinem  in  Komeuburg;  im  J.  1746  erschien  dasselbe  in  sechster 
flage).  Vaterl.  Blätter  des  österr.  Kaiserstaates  1815,  N.25, 
56  o.  157;  Kurz,  Ottokar  und  Albrecht  I,  II  35;  Zunz,  Synag. 
rie  S-    36;  Juden  in  Österreich  I  95;   besonders  Zeibig,  Ur- 
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Bischofs  von  Passau  Wernhard  {Bernhard)  von  Pr» 
(1285—1313)  im  Hause  des  Klosters  Lilienfeld  in  Wi 
17.  Dezember  1305  stattgefundenen  gerichtlichen  Ve 
lungen.  bei  welchen  sechs  Prälaten  und  Kleriker  als  3 
einvernommen  wurden,  hervorgeht,  auf  einem  Steine 
halb  der  Schwelle  (super  limen  in  lapide)  des  Haasi 
Juden  Zaerklin  in  Korneuhurg  in  Anwesenheit  von  mt 
200  Personen  zur  Zeit  der  Messe  ein  Teil  einer  Host 
Spuren  vou  Fufstritten  frisch  blutend  aufgefunden, 
der  Übertragung  der  Hostienpartikel  in  die  Pfarr 
sollen  mehrere  Wunder  geschehen  sein .  und  alsbald  si 
zahlreiches  Volk  selbst  aus  entlegenen  Gegenden  nacti 
neuburg.  Die  Bürger  aber,  erbittert  Ober  die  Juden 
sie  das  göttliche  Sakrament  verhöhnten  und  gottio 
freventlich  behandelt  hatten,  verbrannten  nach  dem  Pr 
des  Tractatus  de  hostia  mirifica  zehn  Juden  und  Jftd 
nach  dem  , Ausführlichen  Berichte"  blofs  Zaerklin  Bi 
Judenschuluieister,  trotzdem  beide  unaufhörlich  ihre  Pi 
beteuerten,  und  verbannten  die  UbriKen  in  Komeubarg 
haften  Jüdin  fUr  ewige  Zeiten  aus  der  StadL  So*« 
Zeit  als  der  Ort  dieser  den  Juden  zur  Last  gelegten  B 
Schändung  werden  verschieden  angegeben.  Nach  den 
logus  zu  dem  citierten  Werke  des  Zeitgenoasen  Ami 
de  S.  Cruce  wftre  die  Auffindung  der  Hostie  in  das  Jali 
oder  1299  zu  setzen  (ante  VI  vel  septem  annos  Tor  i 
richtlichen  Untersuchung ,  die  im  Jahre  1306  sUtl 
nach  der  Cont.  Zwetl.  III,  nach  den  „Vaterl.  BUttern' 
Kurz  und  Zunz  soll  sich  diese  Begebenheit  1905,  nae 
„AusfDbrlichen  Berichte"  bald  nach  Anfang  des  13, 
hundert»,  nach  „Juden  in  Österreich*  um  1303.  Mch 
dorfer  1308  zugetragen  haben.  Als  Thatort  wird  i 
«Vat^rblnd.  Blätteni"  und  bei  Zunz  Wien  angegHiei 
Juden  sollen  einen  Bauer  in  Wien  gewonneo  babea,  <l 


I        - 
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knndenbucli  dea  Stiftes  Klosterneuburg  bU  tum  Ead«  Am  U 
n  (Font.  r.  Auflt.  11  DipL  2ä.  Bd.,  S.  172  ff),  wo  «dn  A« 
genclitlkLi>ii  Vcrhnndlungeo  vom  J.  1305  ttbg«drackt  ■ 


wori.A.M 
«drackt  Hl^H 
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in  der  Michaelskirche  eine  Hostie  aus  dem  Sacrarium  raube 
und  diese  zur  Entehrung  in  die  Reif-(Spiegel-)Gasse ,  nach 
anderen  nach  Komeuburg  bringe. 

Diese  schon  durch  die  Unverläfslichkeit  der  Zeit-  und 
Ortsangaben  verdächtige  Hostiengeschichte  entpuppte  sich 
noch  unter  Bischof  Wemhard  als  grober  Betrug.  Ein 
Kleriker  in  Neuburg  hatte  (nach  dem  Auffinden  der  Hostien- 
partikel bei  dem  Hause  des  ZaerklinusV)  eine  nicht  kon- 
Kkrierte  Hostie  in  Blut  getaucht  und  im  Gotteshause  nieder- 
gelegt, welche  dann  eine  Zeit  lang  wie  der  wahre  Leib 
Christi  angebetet  wurde.  Als  jedoch  ein  anderer  Kleriker 
die  von  Würmern  zernagte  Hostie  durch  eine  andere  in  gleicher 
Weise  blutig  gemachte  ersetzte,  schöpfte  der  Bischof  Ver- 
dacht und  bei  einer  von  ihm  angestellten  Untersuchung  be- 
hnnte  der  Kleriker  den  Sachverhalt*). 

Von  einem  Einschreiten  des  Herzogs  gegen  die  Mörder 
der  Juden  wird  nichts  berichtet;  er  drang  nur  in  den 
Bischof,  eine  authentische  Erklärung  über  die  Feier  dieser 
vandert  hat  igen  Hostie  abzugeben,  worauf  dieser  die  oben 
örwahnte  Untersuchung  und  die  Zeugeneinvernahme  über 
fie  bei  der  Übertragung  der  Hostie  bewirkten  Wunder  an- 
ordnete 2). 

Viel  schlimmer  erging  es  der  dem  Bischöfe  von  Passau 
Gehörigen  Stadt  St.  Polten,  wo  bereits  1299  Juden  als  Geld- 
erleiher an  den  Wiener  Bürger  Nikolaus  Holin  de  Hoya 
öter  Bürgschaft  des  Schottenklosters  für  300  Pfd.  Wiener 
fennige  erwähnt  werden  und  wo  1302  der  Besitz  des  Wiener 
argers  Hierz  bei  denselben  Juden  verpfändet  war®),  an- 
fslich  der  Excesse  gegen  die  dortigen  Juden  im  Jahre 
06.  Auch  hier  war  eine  den  Juden  zur  Last  gelegte 
»stienschändung  der  Vorwand  zu  der  Verfolgung.  Die 
rger  fielen  über  die  Juden  her,  ermordeten  sie  und  eigneten 
1  ihre  Habe  an.    Über  Drängen  Albrechts,  der  eben  da- 

^)  Hansiz,    Genn.    sacra.  1727,  I  448;   Kurz,   Österreich  unter 
•kar  und  Albrecht  I.  II  35. 
«)  Prologus  zu  dem  Tractatus  de  hostia  mirifica  (Zeibig  U.B.  174). 
»)  Font.  r.  Austr.  18,  98  N.  82,  109  N.  111. 

eberer.  Beiträge  I.  23 
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mals  auf  Grund  der  ilim  als  Nachfolger  der  Kaiser  Vespi- 
sian,  Titus  uod  Karls  des  Grofsen  zustehenden  Weltbm- 
Schaft  von  dem  König  Philip|)  IV.  von  Frankreich  die  ÄB*- 
lieferung'  aller  Juden  iu  Frankreich  al»  „zu  des  Beidi» 
Kammer  gehörig"  verlangt  haben  soll ,  welche  Forderoag 
Philijip,  nachdem  die  von  ihm  befragten  Juristen  erklirten: 

Daz  die  Jadeo  dem  Keich  ^^_ 

!d  sein  rbamer  dienen  schölten.  ^^H 

Und  welich  Fürsten  sew  haben  wolten,  ^^H 

Das  macht  anders  nicht  ergan,  ^^| 
Sy  mnfsten  darczu  Urlaub  han. 
Von  des  Reiches  Vogt '), 

damit  beantwortet  hätte,  dafs  er  1306  die  Juden  in  ! 
Reiche  berauben  liel's  und  ihnen  hierauf  befohlen  habe,  II 
des  Königs  Kammer  zu  fahren,  umzingelte  Herzog  RsM 
(seit  22.  August  1306  König  von  Böhmen)  die  Stadt  fl  * 
liefs  sich  mir  infolge  der  Bitt^'n  des  Bischofs  Wemhard,  i 
Herrn  der  Stadt,  uach  Erlegung  einer  Geldstrafe  i 
3500  Talenten  davon  abhalten,  sie  dem  Erdboden  gleidn 
machen  und,  wie  ein  Gerücht  umlief,  in  rottenbrnni  • 
seinem  eigenen  Grunde  eine  neue  Stadt  anzulegen*).  B)mW 
Wemhard  konnte  sowohl  die  Bürger  als  auch  die  GeiaüU 
keit  von  der  Furcht  davor  (ob  buius  angustiain)  lange  idc 
befreien.     Aber  er  und  der   gesamte   Klerus,  ja  fait  i 


L 


')  Vgl.   die  naive   Darstellnng   in  Ottokars  (von  Honeck)  M 
ohronik  c.  779  bei  Pe«  SS.  r.  A.  UI  782. 

■)  Chron.   ClaiKitroneob.   (Pei  1  479).   Chron.  Paltrami  CA.  W,l 
Cont  Zwetl.  III  (Ferlz  IX  663),  Cent  cod.  Sancrac.  UI  (PtrctM  1X11 
Uftgeni    Chronik  |Pcz   I   1183)  —  13.  Mtrz  1307  vei^wifte  dif  tf 
St  Polten  dem  Kloster  Lilienfeld  3  Weingärten  uro  129  Pfund, 
es  „ob  quandam  atragem  ab   Ypoliteusibos  civibus  nostri«  hi  I 
faetun",  dem  Heraoge  Friedrich  ^9ub  emende  ratione'  ishloiH 
■o  dafs  offenbar  der  obige  StTalt>ofrag  auf  die  Bewohner  ran  StI 
repartiert  wurde.    Winier.  Beiträge  tut  öateir.  Recht»-  und  Ti 
tungsgeach.   VIII   |B1.  des  Veteines  für   Landesknode 
reich    XVtl    188S  446).    Da  Budolf  im  AiignM  t^2.i  tum  KSm« 
Böhmen    gew&hlt    wnrde,   die    Chroniken   aber    imm«T  nur  VM 
al*   HerKOg    sprechen,   »o   ist   die  obige    Begebenheit 
den  22.  August  1306  xit  setien. 
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^aoze  gläubige  Kirche  in  Österreich  mit  ihm  nahmen 
Irgemis  an  dieser  Christo  zugefügten  Schmach,  man  hörte 
uf,  für  den  König  zu  beten,  die  Liebe  seiner  treuesten  An- 
ftnger  schwand  und  man  sah  in  den  späteren  Mifserfolgeii 
Ibrechts,  in  dem  Tode  seines  Sohnes  Rudolf  (f  4.  Juli  1307) 
Qd  in  seinem  traurigen  Ende  (1.  Mai  1308)  eine  Strafe  Gottes 
ir  diese  Beschützung  der  Juden  *). 

Vergleicht  man  das  milde  Vorgehen  Albrechts  und 
udolfs  bei  den  Judenkrawallen  auf  eigenem  Gebiete,  so  be- 
nders  in  Komeuburg,  mit  der  Strenge  gegen  die  bischöf- 
ihe  Stadt  St.  Polten,  so  kann  man  sich  der  Annahme 
hwer  verschliefsen ,  dafs  bei  letzterer  weniger  die  Be- 
hützung  der  Juden  als  politische  Motive  für  das  Verhalten 
5r  beiden  Herrscher  ausschlaggebend  waren,  und  die 
rohong,  St.  Polten  dem  Erdboden  gleich  zu  machen  und  an 
688en  Stelle  auf  eigenem  Territorium  eine  Stadt  zu  erbauen, 
snchleiert  nur  schwach  das  Annexionsgelüste  des  länder- 
ierigen  Königs  und  seinen  Unmut  über  die  Zerklüftung  des 
sterreichischen  Gebietes  durch  fremde  Enklaven^). 

*)  Vgl.  Chron.  Claustroneob.  a.  a.  0.  und  Hagens  Chronik. 
*)  Trotz  dieser  Verfolgung  müssen  Juden  in  St.  Polten  entweder 
eiter  verblieben  sein  oder  sich  bald  wieder  daselbst  angesiedelt 
ibeo;  denn  am  23.  April  1309  bestätigt  Friedrich  der  Schöue,  dafs 
is  Kloster  Lambach  die  dem  Juden  Abraham  in  St.  Polten  schuldig 
Jwesene  Gülte  gänzlich  bezahlt  habe  (U.B.  d.  L.  o.  d.  E  V  15 
15)  und  das  Stadtrecht  des  Bischofs  Albrecht  II.  von  Passau  für 
.  Polten  vom  9.  September  1838  enthält  in  den  A.  66  und  67  auch 
»Schriften  bezüglich  der  Juden.  A.  66  bestimmt,  worauf  die 
iden  nicht  leihen  dürfen:  Wir  welln  auch,  daz  dhain  jud 
Bern  bürgern  noch  gewleuten,  wa  daz  sei,  auf  allem  uuserm 
»r  in  der  stat  oder  vor  der  stat  auf  dhain  warzaihen  (Zeichen 
e«  Verbrechens)  noch  hewser,  noch  messgewant,  noch  unge- 
Dtens  kern,  noch  pluetiges  gewant  nicht  leihen  schull  denn  auf 
e  schreinphant  (bewegliche  Sachen)  oder  auf  brief  under  unsers 
iter  insigel,  eine  Bestimmung,  welche  dem  A.  5  des  Fridericianum 
pricht  und  fast  ganz  mit  der  Judenordnung  Philipp  Augusts  von 
alireieh  vom  Februar  1218:  4  (wiederholt  von  Louis  X.  1815) 
einstimmt.  Art.  67  enthält  zum  erstenmale  in  Österreich  die  Ver- 
htoDg  zur  Anmeldung  der  Judenpfander  und  Judenforderuugen : 
1  wellen  wir,  daz  die  judn  all  voittaiding  (Vogttaidung)  in  unser 

23* 
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§  30.    Friedrich  I.  der  SchSne  (1308-1330). 

Nach  Albrechts  I.  Ermordung  übernahm  sein  zweit- 
geborener  Sohn,  Friedrich,  gemäfs  dem  Familien  vertrage  die 
Regierung  in  den  österreichischen  Ländern  zugleich  fQr  seine 
minderjährigen  Brüder  Albrecht  IL ,  Heinrich  (f  1327)  and 
Otto,  während  der  drittälteste  Sohn  des  Kaisers,  Leopold  IL 
(t  1326)  die  habsburgischen  Besitzungen  in  der  Schweiz,  in 
Elsafs  und  in  Schwaben  verwaltete. 

Die  aus  der  Regierungszeit  Friedrichs,  welcher  am 
19.  Oktober  1314  zum  römisch -deutschen  Könige  erwihlt 
wurde,  erhaltenen,  die  Juden  betreflFenden  Urkunden  geben 
interessante  Aufschlüsse  über  die  rechtliche  Stellung  der- 
selben. 

Zunächst  mufs  hervorgehoben  werden,  dafs  die  Ver- 
fügungen Friedrichs  bezüglich  der  Juden  (die  Urkunde  voi 
5.  Februar  1307  ausgenommen)  von  ihm  in  seiner  Eigen- 
schaft als  deutscher  König  erlassen  wurden,  was  der  oben 
entwickelten  Auffassung,  dafs  die  Juden  in  Österreich  seit 
dem  Privilegium  Rudolfs  von  Habsburg  wieder  königlicbe 
Kammerknechte  geworden  waren,  entspricht. 

Unter  Friedrich  wird  zuerst  einer  festen  Judensteuer  in 
Österreich  erwähnt.  Am  20.  Mai  1320  verspricht  Kön^ 
Friedrich  dem  Erzbischof  Friedrich  von  Salzburg  auf  die 
ihm  für  den    Schaden,    der    ihm   bei  dem  Durchzuge 


stat  zu  sant  Pollten  all  ir  brief  und  die  schreinphant  furtragen  sdinUcn 
die  si  innhabent  von  unsem  leuten  in  der  stat  oder  Tor  der  sttt,  tf 
8ei  purger  oder  pawleut  (Bauern),  und  schullen  darauf  offenn  sa  eiacs 
jeglichen  panntaiding  dreistunt   in   dem  jar  vor  dem  richter  mid  V 
unsem  purgern,  was  im  die  steen,  und  des  urkund  von  dem  richter  nemOi 
daz    sew   das   getan   haben,     welher  jud  des   nicht  tet,  ist,  dis  dtf     \ 
kristen   fraw   oder   man,   die   den  Juden   gelten  schullen,  in  dem  jß^    J 
sterbent  und  der  jud  der  phant  noch  der  brief  nicht  fargetragen  ^    ; 
noch  darauf  geoffent  hat,  demselben  Juden  sei  der  kristen,  fraw  oder  ,- 
man,  noch  ir  erben  nichtz  furbas  schuldig  sein,  eine  Vorschrift,  wekki 
vielleicht  dem  Ofner  Stadtrecht  (A.  196)  (zw.  1244—1421)  eatnomMi 
ist.    Vgl.  oben  S.  SOO.    Vgl.  Winter,  Das   St  Pöltener  Stadti«dbt 
vom  J.  1338  (Bl.  des  Vereins  für  Landeskunde  ron  NiederMemM 
XVII  1883,  S.  485  ff.). 
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Beeres  König  Friedrichs  während  der  achtjährigen  Fehde 
(wischen  dem  letzteren  und  Ludwig  dem  Baiem  verursacht 
forden  war,  schuldigen  1200  Mark  Silber  800  Mark  aus  der 
Qdensteuer  in  Wien  auf  künftige  Weihnachten  und  den 
lest  von  der  Münze  in  Wien  vom  nächsten  St.  Gilgentag 
ber  ein  Jahr  zu  bezahlen,  und  im  Jahre  1329  rechnet 
riedrich  mit  seinem  Hofmeister  über  die  Judensteuer  (de 
Agna  stura  Judeorum)  ab,  die  dieser  bis  zum  7.  April  ein- 
BDommen  hatte.  Der  Hofmeister  hatte  bis  dahin  3084  Mk. 
über  10  Lth.  eingehoben  imd  lieferte  den  ganzen  Betrag 
8  auf  8  Mk.  3  Vierting  ab,  die  er  schuldig  blieb  *). 

Da  infolge  der  oben  geschilderten  Ausbildung  der 
ammerknechtschaft  der  Judenschutz  königliches  Hoheits- 
)cht  geworden  war,  dessen  wesentliche  Attribute  darin  be- 
ianden,  dafs  die  Juden  dem  Könige  unmittelbar  unterworfen 
aren,  seinen  Schutz  genossen  und  hierfür  zu  Abgaben  an 
sine  Kammer  verpflichtet  waren,  da  somit  die  Übertragung 
ieser  königlichen  Prärogativen  und  speciell  des  Rechtes,  von 
en  Juden  Steuern  einzuheben ,  nur  durch  ein  besonderes 
ünigliches  Privilegium  erfolgen  konnte,  die  Erteilung  eines 
örartigen  Privilegiums  an  die  österreichischen  Herzoge  vor 
J31  aber  nicht  nachweisbar  ist,  so  konnte  Friedrich  nur  in 
)iner  Stellung  als  deutscher  König  die  Juden  in  Österreich 
ir  Steuerzahlung  heranziehen.  Auch  der  Befehl  an  Rein- 
recht von  Eberstorf  und  Duringen  den  Piper  vom  7.  Juni 
516,  den  Juden  bei  Eintreibung  ihrer  Geldforderungen  von  wem 
wner  behilflich  zu  sein,  ist  eine  Bethätigung  des  aus  jenem 
toiglichen  Hoheitsrechte   fiiefsenden  Judenschutzrechtes*). 

Am  23.  April  1316  verordnete  Friedrich,  dafs  künftig 
1  Neustadt  kein  Jude  Gewand  schneiden  soll  bei  Strafe  der 
onfiskation  ®),  und  am  7.  März  1318  beurkundete  der  König, 

»)LichD0W8ky  III  N.  337;  Chmel,  Geschichtsforscher  I  30 
ittonarium  der  österr.  Herzoge  von  den  Jahren  1326 — 1338). 

«)  Lichnowsky  III  399  b. 

■)  Böbeim,  Chronik  von  Wiener  Neustadt  183;  Lichnowsky 
S74  (wo  versehentlich  die  Jahreszahl  1305  angeführt  ist)  und  III 
;  Winter,  Das  Wiener-Neustädter  Stadtrecht  105. 
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dafs  Guetinami  der  Jude,  der  Sohn  Lehmanns  des  Joden  i 
Wien,  mit  seinen  Greschwistem  und  ihren  Erben  vor  ik 
öffentlich  „verjehen"  (bekannt  haben),  dafs  Alber  von  Rauhei 
stein,  dessen  Gattin  Elsbeth  und  ihre  Erben  ihnen  alle  d 
„Gülte",  die  sie  ihnen  schuldig  waren,  „es  sey  für  ä 
selber  oder  mit  Purgelschaft  vor  ander",  Kapital  und  Zinse 
„gar  und  gentzlich  vntz  auf  disen  hiutigen  Tag  verrichü 
und  gewert"  haben,  und  erklärt  die  wegen  der  nun  getilgt« 
Schuld  ausgestellten  Briefe,  die  die  genannten  Juden  ,farhi 
herfür  zaigten  oder  prechten**,  für  totM. 

Diese  Urkunde  ist  der  erste  bekannte  Tötbrief  in  Ostei 
reich.  Aus  demselben  geht  hervor,  dafs  der  Herausgabe  d« 
Tötbriefes  bezw.  der  Amortisierung  der  Schuldbriefe  dl 
Einvernahme  der  Gläubiger  vorausging.  Ob  ein  Aufgebe 
mit  Setzung  einer  bestimmten  Präklusivfrist  bei  Veriueidun 
der  Aufserkraft  Setzung  der  Schuldbriefe  erlassen  wurde,  wi 
dies  bei  der  Berufung  von  Brief  und  Siegel  geschab,  kii 
aus  der  erwähnten  Urkunde  nicht  nachgewiesen  werdei 
dieselbe  ist  lediglich  das  Endresultat  der  Erklärungen  de 
Gläubiger  und  wohl  auch  der  Schuldner  und  als  ein  civil 
prozessualer  Akt  aufzufassen,  zu  dessen  Vornahme  Friedrid 
kraft  der  den  österreichischen  Herzogen  auf  Grund  de 
Privilegium  minus  vom  17.  September  1156  zustehenden  Ge 
richtsbarkeit  in  ihrem  Gebiete  als  Herzog  von  Österreid 
berechtigt  gewesen  wäre  und  der  mit  dem  Judenregal  de 
Königs  nicht  zusammenhing. 

Andere  Urkunden  aus  der  Zeit  Friedrichs  des  Schön* 
betreffend  die  Juden  sind  die  herzogliche  Bestätigung  toi 
8.  Februar  1307,  dafs  Lebmann  der  Jude,  seine  Frau  Wei« 
und  seine  Kinder  mit  Bewilligung  des  Ghalhoh  von  Ebeif 
torf  dessen  Sohne  Rudolf  von  Eberstorf  den  ganzen  Zehi 
in  Pilichdorf ,  Weutlingen  und  Perwolfsdorf  um  300  Pfai 
Wiener  Pfennige  verkauft  haben,  und  die  Urkunde  v« 
7.  Oktober  1318   betreffend  die   Belehnung   des  Marschtl 


^)  Lud  ewig,    Reliqmae|  mannscript  omnis  aevi  1722;  IV  ^ 
Vgl.  oben  S.  301. 
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von  Österreich  Dietrich  von  Pilichdorf  und  seiner  Brüder 
Ulrich  und  Otto  mit  dem  von  dem  Juden  Gutmann  in  Wien 
erkauften  Weinzehnt  auf  72  Joch  zu  Chlaitzing  an  der  Hohen- 
wort  und  Sandleiten  *). 

§  3t.   Albreeht  11^  der  Weise,  der  Lahme  (1330—1358). 
Otto  der  FrShliche  (1330—1339). 

Unter  Friedrichs  des  Schönen  Brüdern  und  Nachfolgern 
\lbrecht  II.  und  Otto  wurde  die  staatsrechtliche  Stellung 
ler  Juden  in  Österreich  gegenüber  den  Landesfürsten  end- 
[ültig  geregelt,  indem  diesen  Herzogen  das  von  ihren  Vor- 
liDgem  längst  ausgeübte  Judenschutzrecht  bezw.  das  Recht, 
iuden  zu  halten,  von  Ludwig  dem  Baiem  auch  formell  ver- 
iehen  wurde. 

Schon  vor  der  vollen  Ausbildung  des  Judenschutzrechtes 
)der  der  Kammerknechtschaft  in  Deutschland  als  königliches 
Kegale,  welche  wohl  erst  in  die  Zeit  Friedrich  Barbarossas 
illt*),  wurde,  wie  oben  erwähnt,  das  Judenschutzrecht,  das 
a  das  Recht,  Juden  zu  halten,  voraussetzt,  von  den  Baben- 
)ergern,  besonders  von.  Herzog  Friedrich  II. ,  bezüglich  der 
luden  ihrer  Länder  de  facto  und  auf  Grund  der  ihnen  nach 
lern  Privilegium  minus  zustehenden  Gerichtsbarkeit  auch  de 
iure  ausgeübt.  Der  Versuch  Kaiser  Friedrichs  IL,  in  dem 
Pririlegium  für  die  Juden  in  Wien  vom  August  1238  das 
kaiserliche  Judenschutzrecht  auch  in  Österreich  einzuführen, 
scheiterte  an  der  Unmöglichkeit,  sich  im  Besitze  dieses 
Landes  zu  behaupten ,  und  obwohl  Herzog  Friedrich  nach 
(Wiedererlangung  der  Herrschaft  das  herzogliche  Juden- 
«hutzrecht  in  dem  Privilegium  vom  1.  Juli  1244  mit  vollster 
Souveränetät  in  klarer  und  unzweideutiger  Weise  zum  Aus- 
mck  brachte,  hat  Kaiser  Friedrich  weder  bei  Lebzeiten  des 
[erzogs  noch  nach  dessen  Tode  dieses  Recht  weiter  be- 
ritten;  denn  sonst   hätte   er,  wie   das  Wiener  Stadtrecht 


'}  Notizenblatt  1851  S.  9;  vgl.  daselbst  auch  die  Urkunde  Herzog 
dolfs  vom  28.  Juni  1301  betreffend  denselben  Lehmann;  Lichnowsky 
,552,  lU  472. 

«)  Vgl.  oben  S.  76;  Äfonius,  in  Geigers  Zeitschr.  V  269  ff. 


desselben  viim  I.Juli  1244.  gewifs  auch  das  erwähnte  Judea- 
privilegiuni  aufgehoben  oder  durch  ein  anderes  erseUU 
PWmysI  Ottahar  erliefs  nicht  weniger  als  drei  Prinlepet 
zam  Schutze  der  Juden  seiner  LÄiider,  welche  beweisen,  dift 
er  das  Recht.  Juden  zu  lialten  und  zu  schätzen,  bezQftlieb 
der  Juden  dieser  Länder  voll  und  uneingeschränkt  for  «ei 
in  Anspruch  nahm .  oline  nach  dem  etwaigen  Rechte  dtf 
deutscheu  Schattenkönige  zu  fragen.  Von  Rudolf  »* 
Habsburg  wurde  das  Judenhoheitsrecht  der  ÖsterreichifdieB 
Herzoge  dadurch  anerkannt .  dafs  er  das  JudenprivileKinB 
vom  4.  März  1277,  welches,  wie  oben  erwähnt,  lediglich  ei» 
\\'ie(Ierholung  des  Fridericianum  vom  1.  Juli  1244  ist.  M 
iuiitationein  clare  niemorie  quondam  Friderici  ducis  AoAne 
et  Styrie"  erteilte;  denn  wenn  Rudolf  den  Herzog  Friedrüi 
nicht  für  berechtigt  gehalten  hätte,  ein  solches  PrivilegiU 
das  ja  doch  nur  eine  Kodifikation  des  landesfQrstlicben  Jn<i<B- 
schutzrechtes  war,  zu  erlassen,  so  hätte  er  sich  nicht  aof  il> 
benifen  und  dasselbe  erneuert, 

Rudolf  verlieh,  wie  oben  bereits  erw&fant,  sein  Jod»' 
jirivilegiuin  als  „Romanornni  Rex"  und  nicht  als  LandestMO; 
was  seiner  staatsrechtlichen  Stellung  gegenüber  den  M 
üttakar  abgetretenen  Ländern  als  Reichelehen  voUkooMI 
entsprach.  In  der  Urkunde  vom  27.  Dezember  1282  beldiÄi 
er  seine  Söhne  Albrecht  und  Rudolf  mit  den  FdrsteDtsaal' 
Österreich  und  Steiermark,  mit  Krain  und  der  wiodiiehli 
Mark  und  mit  allen  Ehren,  Rechten.  Freiheiten  und  Ifr 
gehör,  .wie  sie  die  Herzoge  Leopold  und  Friedrich  besaM'i 
und  am  29.  Dezember  1282  erklärte  er,  dafs  alle  Und«f>*i 
liehen  Rechte  ungeschmälert  und  unbeeintfufst  ton  den  Prll^' 
gativen  der  deutschen  Krone  seinem  Hause  zagcwutf 
werden  sollen. 

Hieraus  wUrde  sich  ergeben,  dafs  auch  das  vom  Hki4 
Friedrich  in  dem  PriWlegium  vom  l.  Juli  1244  so  wdt^ 
drucksvoll  ausgeübte  und  von  Rudolf  anerkannte  hen^Hdl 
Jadenscbutzrecbt  auf  die  österreichischen  Herzoge 
Hause  Habsburg  übergegangen  ist.  Bei  den  Tli  liliiiiiHfl 
der    österreichischen     Herzoge    durch    Adolf    tuu    Nmsu 
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5.  Dezember  1292),  Albrecht  I.  (21.  November  1298)  und 
leinrich  VIT.  (17.  September  1309)  wurden  ihnen  die  Länder 
um  Omnibus  iuribus,  libertatibus  et  consuetudinibus  ver- 
ehen,  somit  wohl  auch  mit  dem  Judenregale.  Eine  specielle 
erleihung  dieses  Rechtes  erfolgte  allerdings  weder  durch 
ndolf  noch  seine  Nachfolger  in  der  deutschen  Eönigs- 
Qrde,  was  um  so  notwendiger  gewesen  wäre,  als  die 
^llung  der  Juden  in  Österreich  seit  dem  Rudolfinum  vom 
März  1277  auf  einem  königlichen  Privilegium  beruhte, 
iher  im  Widerspruche  stand  zu  dem  landesfürstlichen 
idenhoheitsrechte. 

Bei  den  ersten  Herzogen  von  Osterreich  aus  dem  Hause 
Absburg  trat  die  Notwendigkeit  einer  Klarstellung  der 
^tsrechtlichen  Verhältnisse  zwischen  den  Landesfürsten  in 
sterreich  und  den  daselbst  wohnenden  Juden  nicht  so 
ringend  hervor,  denn  beide  (Albrecht  I.  und  Friedrich  der 
chöne)  wurden  deutsche  Könige  und  waren  als  solche  be- 
fehligt, alle  aus  dieser  Stellung  fliersenden  Rechte  auch  in 
BD  österreichischen  Ländern  auszuüben,  wie  denn  Friedrich 
er  Schöne  fast  alle  Verfügungen  bezüglich  der  öster- 
nchischen  Juden  als  deutscher  König  erliefs.  Allein  um  so 
ichtiger  war  eine  definitive  Regelung  dieses  Verhältnisses 
\t  ihre  Nachfolger,  da  bei  dem  Antagonismus  zwischen  den 
läusem  Habsburg  und  Witteisbach  eine  Schmälerung  der 
echte  des  ersteren  seitens  des  Witteisbachers  Ludwig  des 
aiem  immerhin  im  Bereiche  der  Möglichkeit  lag  und 
peciell  das  königliche  Judenregale  von  Ludwig  in  Deutsch- 
indin  ausgiebigster  Weise  ausgenutzt  wurde,  so  dafs  eine  Aus- 
Bhnung  desselben  auch  auf  Österreich  besorgt  werden  konnte. 

Als  daher  nach  dem  Tode  Friedrichs  des  Schönen 
3.  Januar  1330)  die  Aussichten  für  das  Haus  Habsburg 
if  Erlangung  der  deutschen  Königskrone  für  nicht  abseh- 
ire  Zeit  entschwunden  waren,  liefsen  sich  dessen  Brüder 
d  Nachfolger  Albrecht  IL  und  Otto  in  dem  zwischen 
len  und  Ludwig  dem  Baiern  zu  Hagenau  am  6.  August 
W  abgeschlossenen  Friedensvertrage  auch  die  Rechte 
1    Freiheiten    ihrer    Juden,    am    4.   Mai   1331     aber   zu 
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München  auch  das  ins  tenere  Judaeos  ausdrückUch  be- 
stätigen *).  Hierdurch  waren  die  Juden  in  den  öster- 
reichischen Ländern  auch  formell  herzogliche  Kammer- 
knechte geworden  und  alle  aus  der  Kammerknechtschaft  ach 
ergebenden  Rechte  auf  die  Herzoge  übergegangen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  ausgebildete  Landeshoheit  der 
österreichischen  Herzoge  waren  diese  Bestätigungen  aller- 
dings kaum  mehr  als  eine  Formalität;  allein  bei  der  Be- 
deutung, welche  der  Urkundenbeweis  im  Mittelalter  fDir  die 
Erwerbung  und  den  Schutz  von  Rechten  hatte,  darf  ikr 
Wert  nicht  unterschätzt  werden,  und  angesichts  der  iDa 
rücksichtslosen  Ausnützung  des  königlichen  Judenregite 
seitens  Ludwigs  des  Baiern  lag  in  der  Bestätigung  sowoU 
der  Privilegien  der  Juden  als  des  Rechtes  der  Henoger 
Juden  zu  halten  und  zu  geniefsen,  immerhin  eine  P^aventi^ 
mafsregel  gegen  eventuelle  Eingriffe  des  König  speciell  be 
züglich  der  Besteuerung  der  österreichischen  Juden. 

In  praktischer  Bethätigung  des  Judenregals  verfügt» 
die  Herzoge  sowohl  über  die  Judensteuer  (so  verpfÄnden  A 
am  13.  Juli  1331  dem  Ulrich  von  Walsee,  Hauptmann  ii 
Steyer,  für  500  Mk.  Silber,  um  seine  Dienste  die  Judenstener 
auf  der  Steiermark   und   weisen  verschiedene  Vasallen  !■ 


')  In  dem  ersten  Diplome  erklärt  Ludwig:  „Danne  sollen  Mcfc 
die  Jaden,  die  in  ir  Stetten  oder  Vesten  gesessen  seind,  hey  den  recbt« 
vnd  gneten  Gewohnheiten  bleiben,  als  sie  bishero  vnd  von  alter  ti> 
(bis)  an  vnser  Wal  gewesen  seind* ;  in  dem  zweiten  yerf&gt  der  Ktaif: 
^Darzn  sollen  sie  (die  Herzoge)  die  Juden,  die  hinter  in  gesessen  atiuMt 
in  allen  den  rechten  vnd  gewohnheiten  haben  vnd  niefsen,  ilt  *^ 
oder  ir  vordem  herbracht  haben.*'  Beide  Urkunden  bei  Stejerer» 
Commentarii  pro  hist.  Alberti  IL,  ducis  Austriae.  Lipsiae  1727.  Ad^ 
ad  c.  2  p.  80  und  p.  83;  Schrot ter,  Abhandlungen  aus  dem  Mit 
Staatsrechte  1762,  I  162/3,  IV  247;  letztere  auch  bei  Oefele,  SS.  i«> 
Boic.  I  789.  In  dem  Diplome  ddo.  Brfinn  24.  Mai  1348  sagt  Karl  IT. 
blofs:  Darzu  sollen  auch  die  Juden,  die  hinter  ihnen  gesesstt 
seint  oder  hinter  sie  ziehen,  in  allen  den  Rechten  ondGevok^ 
heiten  bleiben  als  sie  die  oder  ihre  Vorvordem  berbracht  htk^f 
(Stejrer  148,  Schrötter  II  261,  Kurz,  Österreich  unter  AlbitA 
dem  Lahmen  254).  Aus  dem  Zwischensatze  ergiebt  steh 
indirekt  das  ins  tenere  Judeos. 
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hrer  Kriegsdienste  gegen  Baiern  1331  auf  die  nächste  Juden- 
tener)  als  sie  auch  aus  gleichem  Anlasse  oder  um  sich 
?lbst  von  ihren  Schulden  zu  befreien,  1381,  später  Albrecht 
Dein  1341,  1342  einzelne  Getreue  von  den  Juden  lösten^). 

Unter  Albrecht  II.  und  Otto  fand  1338  eine  blutige 
idenverfolgung  in  Österreich  tind  den  benachbarten  Ländern 
iöhmen  und  Mähren)  statt. 

Wieder  waren  es  tief  bedauerliche  Ausbrüche  eines 
Instlich  aufgestachelten  Fanatismus,  die  für  die  Juden  so 
^hängnisvoll  wurden.  In  den  Jahren  1336 — 37  wurden  die 
(den  in  Elsafs,  am  Rhein  und  in  Schwaben  von  unter  der 
Ihnmg  zweier  Edelleute,  die  sich  von  einem  ledernen  Ab- 
ichen am  Arme  Armleder  nannten,  herumziehenden  Rotten 
in  Judenschlägern  ermordet  und  beraubt  unter  dem  Vor- 
wde,  den  Tod  Christi  zu  rächen  ^).  Diese  Judenverfolgung 
nd  ihre  Fortsetzung  in  Baiem,  wo  am  30.  September  1337 
Deggendorf  (Deckendorf)  die  Juden  wegen  angeblicher 
ostienschändung  ermordet,  ihre  Häuser  verbrannt,  ihr 
igentum  geraubt  wurden®),  und  verbreitete  sich  ähnlich 
ie  die  1298  von  Rindfleisch  hervorgerufene  Judenverfolgung, 
t)er  Österreich,  Böhmen  und  Mähren. 

Den  Anlafs  zu  den  Excessen  gegen  die  Juden  gab  eben- 
11s  eine  denselben  zur  Last  gelegte  Hostienentweihung, 
ach  Ostern  1338  wurde  in  Pulka  in  Österreich  eine  ganz 
lutige  Hostie  gefunden  *).    Um  diese  alsbald  wunderthätige 


')  Lichnowsky  IH  N.  870;  Wiener,  Reg.  S.  220  N.  25,  26,  27; 
ichnowsky  III  N.  881—883,  1050,  1263,  1264. 

*)  Sehn  dt.  Jüdische  Denkwürdigkeiten  I  455;  Graetz,  Gesch. 
5r  Juden,  VII  356  ff. 

*)  Are t in,  Geschichte  der  Juden  in  Baiem.  Landshut  1803 
21  ff.;  hes.   Ludwig  Steub,  Altbaier.  Kulturbilder  1869,  S.  107  ff. 

*)  Im  Chronic.  Zwetl.  (Pertz  IX  683)  heifst  es:  in  domo  cuius- 
m  Jadaei;  in  dem  Briefe  Herzogs  Albrecht  II.  an  Benedikt  XIL 
i  der  Bolle  dieses  Papstes  vom  29.  August  1338:  ante  domum 
O0dam  Judaei  extra  tarnen  limites  eins  in  strata  sub  paleis. 
ser  Widerspruch  zwischen  den  Angaben  der  Chronik  und  diesen 
neuen  Berichten  bietet  einen  neuen  Beweis,  dafs  die  in  den  Chro- 
m  enthaltenen,  einen  höchst  subjektiven  Charakter  an  sich  tragen- 
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Hostie  zu  verehren,  strömten  nicht  nur  die  Ortsbewohner, 
sondern  die  Bevölkerung  der  angrenzenden  Länder  herbei, 
und  um  St.  Georg  1338  wurden  die  Juden  in  Pulka,  wo  zon 
Andenken  an  diese  wunderthätige  Hostie  eine  Kirche  ^nn 
heiligen  Blute"  erbaut  wurde,  zu  welcher  alljährlich  aahl- 
reiche  Wallfahrten  stattfanden,  in  Retz,  Znaim,  Hom,  Egge»- 
burg,  Neuburg,  Zwetl  und  anderen  Orten  von  dem  fanati- 
sierten  Volke  überfallen,  getötet  und  beraubt.  Auch  diesonl 
blieb  die  Geschichte  von  der  entweihten  und  blutenta 
Hostie  nicht  ohne  Seitenstück;  denn  1338  wurden  in  Wolfs- 
berg in  Kärnthen  die  Juden  ebenfalls  beschuldigt,  eine  ihoei 
ausgefolgte  Hostie  so  lange  durchstochen  zu  haben,  bis 
Blutstropfen  aus  derselben  heraustraten,  worauf  sie  dieselbe 
an  angehaltenen  Kerzen  verbrannten*). 

Jene  Judenexcesse  müssen  so  plötzlich  und  unvermuM 
stattgefunden  haben,  dafs  die  Herzoge  keine  VorkehruBgei 
zum  Schutze  der  Juden  treffen  konnten.  In  Wien  und  Wiewr- 
Neustadt  jedoch  wurden  die  Juden  von  den  Herzogen  Mi 
den  Grofsen  beschützt*).  Wiewohl  die  Chroniken  hierüber 
nichts  berichten,  ist  mit  Rücksicht  auf  den  den  Wiener  ui 
NeustAdter  Juden  gewährten  Schutz  und  das  Vorgehen  AI- 
brechts  II.  im  Jahre  1:^49  kaum  anzunehmen,  dafs  die  ge- 
schilderten Judenmetzeleien  unbestraft  blieben.  In  dankbarer 
Würdigung  dieses  ihnen  gewährten  Schutzes  verpflichtet 
sich  die  Sammung  (Kahal ,  Gemeinde)  der  Juden  in  Wiü 
durch  ihre  drei  Meister  in  einem  Reverse  vom  19.  Juni  18J8 
(am  Neumondstage  des  Tamus  5098)  freiwillig  (mit  willeii 
unseres  leibs  unbetwungen.  nur  mit  ganzen  herzen,  mit  ¥3* 
ligen  leib  und  mit  ganzen  sinn ,  darumb  das  wir  haben  ge 


den  tendenziösen  Urteile  keineswegs  als  allein  mafsgebend  ffir  i 
Beantwortung  der  Frage  angesehen  werden  können,  ob  die  den  Jidi 
zur  Last  gelegten  Verbrechen  thatsftchlich  von  ihnen  begaa^ 
wurden.  Andere  Berichte  in  den  Annal.  Mellic.  (Pertz  IX  $1 
Kai.  Zwetl.  (ib.  691);  Chron.  Clanstroneob.  (Pez  SS.  I  488);  K 
placho  Chron.  Boh.  (Pez  11  10d9X  Font.  rer.  Aast  VIII  5^. 

')  Chron.  Leob.  (Pez  I  953). 

*)  Contin.  Novimont.  (Pertz  IX  671X  wo  aU  Gnmd  diese«  SelMt 
beigefügt  wird:  propter  pecnniam. 
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an  den  Papst  Benedikt  XII.  (1334—1342),  in  weldiem  er 
demselben  anzeigt,  es  sei  in  Pulka,  einer  Stadt  der  Diöcee 
Passftu,  eine  mit  Blut  bedeckte  Hostie  unter  einem  Haofei 
Spreu  vor  dem  Hause  eines  Juden,  aber  aufserhalb  ia 
Schwellen  desselben,  gefunden  worden,  und  das  Volk  hibt 
in  der  Meinung,  dieselbe  sei  konsekriert  gewesen,  von  dn 
Juden  aber  au  sich  gebracht  und  durchstochen  worden,  viele 
Juden  getötet ,  was  jedoch ,  wie  die  Ansicht  Mancher  sei. 
nicht  aus  dieser  Ursache ,  sondern  um  das  Geld  der  Jaiii 
zu  rauben,  geschehen  wäre,  umsomehr,  weil  diese  Nieder- 
metzelung  der  Juden  mit  gänzlicher  Aufserachtlassuiig  eines 
gerichtlichen  Verfahrens  und  uhne  Urteil  eines  welilieiKi 
Richters  lediglich  durch  Überfall  des  Pöbels  veraniifrt 
worden  sei.  Der  Herzog  wies  darauf  hin,  dafs  jongsl  in 
Linz  in  derselben  Biöcese  aus  gleichem  Anlasse  ein  tlm- 
liches  irrtümliches  Gerücht  verbreitet  worden  sei.  Da  »ber 
keinerlei  Gewifsheit  bezüglich  der  vorgekommenen  Wundfl" 
und  der  Konsekration  der  so  gefundenen  Hostie  vorhsiula 
sei,  so  belinde  er  sich  mit  vielen  anderen  Glj^ubigen  im 
Zweifel,  was  hiervon  zu  halten  sei,  weicher  Zweifel  dadoftk 
eine  Grundlage  gewinne,  weil  einst  in  Jieuburg  und  Wer- 
hatsdorf  in  dersell>enDiöcese  ähnliche  Fälle  als  Betrug  erwies« 
seien.  Der  Papst  möge  daher  entscheiden,  wie  sich  der  Herw! 
zu  verhalten  habe. 

Benedikt  XII.  erwiderte  in  der  Bulle  ,Ex  zelo  Sil«' 
ddo.  Avignon,  29.  August  1338,  er  habe  befohlen,  i^ 
diese  zweifelhafte  Sache  geschickt  und  klug  hei 
werde  und  habe  de.shalb  dem  Bischof  von  Passau  die 
forschung  der  Wahrheit  aufgetrageu.  In  einer  zweiten 
gleichen  Datums  beauftragte  der  Papst  deu  Bischof 
Passau.  Albrecht  II.,  Herzog  von  Sachsen  1,1320—1! 
auf  Grund  sorgföltiger  Prüfung  aller  Uinstfinde  and 
Zuziehung  angesehener  weiser  und  gottesfürchtiger  MIbMT 
durch  Einvernahme  glaubwürdiger  Gedenkniänner  und  andeic 
Hilfsmittel  die  Wahrheit  zu  erforschen,  damit  die  Frwel- 
that,  wenn  sie  von  Juden  begangen  wurde,  nicht  ungestrJt 
bleibe;  wenn  diese  aber  unschuldig  tiefunden  würden,  soll« 
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dar  Bischof  gegen  die  Verüber  jener  so  verabscheuungs- 
wflrdigen,  erdichteten  Nichtswürdigkeit,  aus  welcher  die 
Niedermetzelang  und  Beraubung  der  Juden  hervorgegangen 
ist,  mit  solcher  kanonischen  Strenge  einschreiten,  damit  ihre 
Strafe  Anderen  zur  Besserung  und  Abschreckung  diene ;  die 
nieht  geweihten  Hostien  solle  er  jedoch  aus  den  genannten 
Kirchen  entfernen*). 

„Von  dem  Erfolge  der  Untersuchung  und  dem  Urteile 
des  Bischofs  Albrecht  von  Passau  schweigen  die  Chronisten. 
Man  wird  nicht  irren,  wenn  man  annimmt ,  dafs  auch  jetzt 
vieder  ein  schändlicher  Betrug  und  eine  rohe  Raublust  den 
fiidenmord  hervorgerufen  haben,  wie  dies  erst  vor  einigen 
fahren  (in  Eorneuburg)  der  Fall  gewesen  ist  (Hansiz,  Germ. 
L I.  448) ;  denn  sonst  hätten  uns  die  damaligen  Geschichts- 
chreiber noch  weitläufiger  nach  ihrer  Sitte  die  Wunder  der 
lutenden  Hostie  und  die  den  Juden  gerichtlich  zuerkannten 
fohlverdienten  Strafen  erzählt"*). 

Eine  neue  Bedrängnis  brach  1349  über  die  Juden 
Brein,  als  die  in  ganz  West-  und  Mitteleuropa  tobende 
idenverfolgung ,  die  gröfste ,  die  jemals  stattgefunden  hat, 
ch  über  Baiem  und  Salzburg  nach  Österreich  verbreitete. 

Der  schwarze  Tod  ®),  diese  furchtbare  physische  Pandemie, 
zeugte  bei  den  rohen,  abergläubischen,  schwer  geängstigten 
assen,  einer  geistigen  Pandemie  gleich,  den  Wahn,  die  Juden 
Itten  die  Brimnen  vergiftet,  und  unermefslich  grofs  ist  die 


>)  Baynaldus,  Annal.  eccl.  1691  XVI  p.  64,  N.  18  ad  a.  1388; 
ansiz,  Germania  sacra  I  548. 

^  Kurz,  Österreich  unter  Aibrecht  dem  Lahmen  1835,  155. 

*)  Vgl.  Sprengel,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Medicin,  Halle 
H  S.  36 ff.;  Häser,  Lehrbuch  der  Geschichte  der  Medicin,  Jena 
f9,  m  98  ff.;  Hecker-Hirsch,  Die  grofsen  Volkskrankheiten  des 
ttelalters,  Berlin  1865  S.  17  ff.;  Graetz,  Gesch.  der  Juden.  VIL 
Infi.,  360  ffl;  Honig  er,  Der  schwarze  Tod  in  Deutschland,  Berlin 
2  S.  15  ff.;  Lechner,  Das  grofse  Sterben  in  Deutschland  in  den 
reu  1348 — 1351,  Innsbruck  1884;  Martin,  Versuch  einer  geograph. 
vtelluDg  einiger  Pestepidemien  (Petermanns  Geogr.  Mitteilungen 
»,  EL  14). 

telkerer,  Beiträge  I.  24 
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Zahl  der  Juden,  die  diesem  Wahn  zum  Opfer  fielen.  Aa 
Österreich  blieb  hiervon  nicht  frei ;  aber  diesmal  beschränkt 
sich  die  Excesse  gegen  die  Juden  auf  Krems  und  U 
gebung  ^). 

Am   29.  September  1349   zog    der    Pöbel   von  Kiei 
Stein,  Mautem  und  den  umliegenden  Dörfern  gegen  Krei 
überfiel  die  Juden,  ermordete  viele  derselben ,  brach  in  il 
Häuser  ein  und  raubte  alles,  was  er  vorfand,    .also  itA 
ansprachen    eisnen   tür    vnd    gater  vnd  stangenn  aus  ( 
Yenstern".    In  iher  Verzweiflung  zündeten  die  Juden  il 
Häuser    an    und    verbrannten    in    denselben.     Nur   wen 
retteten  sich  in  die  Burg  zu  Krems,  welche  damals  Stephtn 
von   Meissau   innehatte.     Eine   von   Herzog    Albrecht  c 
sendete    Söldnerschar    vereinigte    sich    mit    den   Krieg 
Stephans  von  Meissau,  nahm  die  Schuldigen  fest,  welche 
Rechberg  und  Stein  eingekerkert  wurden,  und  plünderte 
Dörfer  Radendorf,  Weinzierl,   Strafsing  und   Loiben. 
Leubser  widersetzten  sich  und  erlangten  dadurch  günstig 
Bedingungen  (vntz  das  sye  guetter  taiding  bekamen). 
Bürger  von   Mautem   wurden  trotz  der  Fürbitte  des  Hf 
dieser    Stadt,    des    Passauer    Bischofes    Gottfried   IL 
Weifseneck  (1343—1362),  zu  einer  Geldstrafe  von  600 
die  Städte  Krems  und  Stein  zu  einer  Geldstrafe  von  400 
Pfenn.  verurteilt.    Drei  Schuldige  endigten  auf  dem  Gtl( 
Von  den  gefangenen  Bürgern  starben  einige  im  Geftngni 
andere  erlangten  später  nach  Erlag  einer  Geldstrafe,  Jo 
mann  nach  seiner  Hab"   die  Freiheit.     Trotz   dieser  n 
allzu     strengen    Behandlung     der     Schuldigen    verUA 
die    Chroniken    den    Herzog    wegen    der   Besehützung 
Juden '). 

Diesem  raschen  und  energischen  Vorgehen  Albrechti 
ist  es  wohl  zu  danken,  dafs  die  Judenverfolgung  nidit  w 
um  sich  griflF  und  lokalisiert  wurde.    Weder  in  Wien,  w 


1)  Chron.  Mellic  (Fez  I  248  ff.),  Chron.  SaU8b.(412X  Gont.  2 
IV  und  Kai.  Zwetl.  (Pertz  IX  685  u.  602). 

')  Das  Chron.  Zwetlense  nennt  ihn  (Pes  I  542)  fmntor  J«de 
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einem  Tage  500  Menschen  dem  schwarzen  Tode  erlagen,  noch 
in  anderen  Orten  fanden  Excesse  gegen  die  Juden  statt  ^). 
Insbesondere  fällt  der  von  einigen  Historikern  in  das  Jahr 
1349  versetzte  Massenselbstmord  der  Juden  in  der  Synagoge 
20  Wien  auf  Anraten  des  R.  Jona  nicht  in  diese  Zeit  *). 


1)  Konrad  von  Megenberg,  der  bis  1341  Lehrer  an  der  Schale 
n  St  Stephan  in  Wien  war  und  1374  als  Domherr  in  Regens- 
barg  starb,  berichtet  in  seinem  1349  geschriebenen  „puch  der  Natar^ 
(gedrackt  zu  Augsburg  1475,  herausgegeben  von  Franz  PfeiflFer, 
Stattgart  1862)  nichts  über  eine  Judenverfolgung  in  Wien.  Auch  die 
Gbonik  des  Heinrich  Truchsefs  von  Diefsenhoven  1342 — 1362,  Canonicus 
ift  Konstanz  und  Kaplan  des  Papstes  Johann  XXII.  (herausgegeben  von 
dem  Vereine  für  Geschichte  der  Deutschen  in  Böhmen  1865  S.  13)  und 
die  dtierten  österr.  Chroniken  enthalten  keine  Nachricht  über  eine 
Judenverfolgung  in  Wien.  Ganz  bestimmt  wird  in  Anonymi  farrago 
idsi  rer.  Ratisponensium  (Oefele  SS.  r.  boic.  II  ad  a.  1350  p.  507) 
vnd  der  ans  jüd.  Quellen  schöpfenden  Schrift  Emek  habacha  (ed. 
M.  Wiener  1858  S.  54)  berichtet,  dafs  die  Juden  in  Österreich  und 
ipeciell  in  Wien  nicht  verfolgt  wurden. 

•)  Graetz,  Gesch.  der  Juden  VII  376;  Wolf,  Gesch.  der  Juden  in 
^len  1876,  S.   17;  Werunsky,   Gesch.  Kaiser  Karls  IV.  und  seiner 
2eit  1885,  II  1,  252  u.  A.  berichten  unter  Berufung  auf  das  Chron.Zwetl. 
(Fei  I  541) ,  dafs  in  Wien  sich  die  ganze  Gemeinde  auf  Anraten  des 
lUbbiners  R  Jona  in  der  Synagoge  entleibt  habe.  Diese  Stelle  lautet : 
Oe  quibus  suspicati  sunt  quidam,  Judeos  hoc  in  ultionem  inter  Christi- 
Oimtios  anos  effecise ;  quidam  pulveres  (pulvere  ?),  fontes  et  omnes  aquas 
per  etiam    Christianos   infecisse;  de  quibus  plurimi  sunt  exusti   et  in 
•nperioribus   partibus  omnes  Judaei  occisi    et  jugulati   sunt.     Eciam 
m    Chrema     circa    festum     S.    Michaelis    omnes    Judeorum    domus 
adnste    sunt,    paucis  Judeis  evadentibus   .   .   .   Von    einem   Massen- 
jelbetmord    der  Wiener  Juden  ist   hier  also   keine  Rede.    Dagegen 
wird    in  Steinschneiders  Catalog.  bibiiotb.  Bodleianae  S.  537,  N.  3476 
bei    Erwähnung   der  später   zu   besprechenden   Wiener  Geserah   be- 
merkt:    narratio    prosaica   de   calamitate    Judaeorum    Vindob.  (1349), 
qoA    R.  Jona  omnes  in  synagoga  mactavit.    Diese  Angabe  ging  auch 
in   die   hebräische  Übersetzung  dieser  Wiener  Geserah  von  Jechiel  b. 
Jedidja  b.  Michael  (vulgo  Michael  Morawtschik  Lublinensis,  gedruckt 
in    Warschau   1582,  ib.  S.  1276,  N.  5658)  und  in  die  oben  erwähnten 
über.     Wie  aber  Simon  Akiba  Bar  Joseph   „Ein   neu  schön 
Mftftse  Adonai  (Jehuda)  1691   (Calamitas  provineiae  Osterreich, 
Ausgabe  1725  f,  75  b— 79b  N.  52)  behauptet,  wäre  diese  Begebenheit  in 
das  Jahr  1420^1  zu  setzen.    Vgl.  unten  S.  411  N.  2  und  8.  413. 

24  ♦ 
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In  Wien  mag  auch  der  Umstand  günstig  ftkr  die  Mm 
getresen  sein ,  dafls  unter  denselben  die  Sterblichkeit  ebei- 
falls  eine  sehr  grofse  war,  so  dals  sie  nach  dem  Zeugnise 
des  Zeitgenossen  Eonrad  von  Megenbei^  (pnch  der  Nstv 
S.    112)   ihren   Friedhof  erweitem  und  zu  diesem  Zwed[e 
zwei  Häuser  ankaufen  mufsten ,  was  wohl  den  Glauben  an 
die  Wahrheit  der   Beschuldigung,  sie  hätten  die  Epidemie 
durch  Vergiftung   der  Brunnen   hervorgerufen,   erschüttert 
haben  mag.    In  diesem  Sinne  bemerkt  der  keineswegs  jaden- 
freundliche Megenberg  bei  Besprechung  jener  gegen  sie  er- 
hobenen Anklage:    „waerleich,  ob  etleich  Juden  daz  taeteo, 
daz  waiz  ich  nicht  ....  haeten  si  in  nu  selber  vergeben 
(vergiftet) ,  daz  waer  ain  törhait  gewesen ;  iedoch  wil  ich 
der  Juden  pösheit  nit  värben,   wan  sie  sint   unser  frawoi 
veint  und  allen  Christen."    Vielleicht  war  auch  die  oben  er- 
wähnte freiwillige  Verzichtleistung  der  Juden  auf  das  Zinsen- 
maximum  zu   Gunsten  der  Wiener  nicht  ohne  Einflufs  auf 
die  Haltung  der  letzteren. 

Die  Wiener  Judengemeinde  war  damals  die  gröfste  in 
Deutschland  (Megenberg  a.  a.  O.  S.  112  sagt  ausdrücklich: 
daz  ir  [der  Juden]  ze  Wienne  als  vil  waren  sam  in  kainer 
stat,  die  ich  west  in  deutschen  landen)  und  erweiterte  sich, 
wie  andere  Judengemeinden  in  Österreich,  durch  den  Zuzog 
der  aus  Ungarn  unter  Ludwig  dem  Grofsen  zwischen  13S8 
und  1361  vertriebenen  Glaubensgenossen,  sowie  durch  zahl- 
reiche Flüchtlinge  aus  den  deutschen  Landen«  die  in  Öster- 
reich  Schutz  vor  ihren  Verfolgern  fanden^). 

Am  20.  Juli  1358  starb  Albrecht  IL,  der  starke  Hort  in 
den   Tagen   der  Verfolgung  und  Bedrängnis  der    Juden  in 


1)  Chron.  Joannis  de  Twrocz  III  c.  41  (Schwandtner  SS. 
hang.  1746  ff.  I  194).  —  £mek  habacha  S.  54:  Nur  diejenigen,  die  in 
Wien  und  in  den  St&dten  des  Herzogs  von  Österreich  wohnten, 
nahmen  nicht  die  Stimme  des  Drängers,  da  Gk>tt  sich  ihrer 
und  dem  Fürsten  in  den  Sinn  legte,  nicht  xu  gestatten,  dals  aan 
ihnen  Übles  zufüge.  Zahlreiche  Juden  flüchteten  dahin  nnd  hli^Mn 
daselbst,  bis  der  Sturm  vorüber  war  und  der  Herr  errettete  sie. 
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Österreich,  ein  in  jeder  Beziehung   ausgezeichneter   Fürst, 
ttod  ffljt  vollstem  Rechte   besagt  das  Epitaph    auf  seinem 
^ribmale  in  dem  von  ihm  am  24.  Juni   1830  gegründeten 
'trtMoser  Kloster  Gaming  nebst  vielem  anderen  Lobe: 

In  te,  Ghriste,  reus  super  hunc  lacrymetur  Hebraeus^). 


^^ 


1)  Fragm.  hist.  de  IV  Albertis  bei  Pez  U  382. 


Sechstes  Kapitel. 
Von  Rndolf  IV.  bis  Friedrich  m. 


§  32.    Rndolf  IV.  (1858—1365). 

Albrechts  IL  ältester  löjähriger  Sohn,  der  gen« 
Rudolf  IV. ,  der  nach  der  Hausordnung  seines  Vaters  v( 
25.  November  1355  die  Verwaltung  der  österreichisch 
Länder  zugleich  für  seine  jüngeren  Brüder  übernahm,  i 
während  seiner  ganzen  Regierungszeit  unermüdlich  bestre 
die  Macht  und  das  Ansehen  seines  Hauses  zu  wahren  n 
zu  vermehren.  Zur  Erreichung  dieses  Zieles  griff  er 
einem  im  Mittelalter  allerdings  nicht  seltenen  Mittel,  i 
Anfertigung  gefälschter  Urkunden,  durch  welche  die  Land 
hoheit  der  österreichischen  Herzoge  wesentlich  erweitert  u 
seine  und  seines  Landes  Stellung  gegenüber  dem  Reiche 
einer  besonders  bevorzugten  erhoben  werden  sollte.  Di 
Bestrebungen  des  Herzogs  und  deren  Resultate  wart 
auch  für  die  Juden  in  seinen  Ländern  folgenschwer.  1 
grofsen  Vorrechte,  welche  Karl  IV.  den  Kurfürsten  ge( 
den  Einspruch  Österreichs,  Baiems  und  anderer  Reic 
stände  in  der  goldenen  Bulle  1356  eingeräumt  hatte,  i 
anlafsten  den  ehrgeizigen  thatkräftigen  Habsburger  in  < 
wahrscheinlich  im  Winter  1358/9  entstandenen  uneck 
Freiheitsbriefen  ^) ,  sich  und  seinem  Lande  entweder  glei 


1)  Vgl.  aber  dieselben  Wattenbach,  die  österr. 
(Arch.  f.  K.  öst.  Geschichtsq.  VIII 108—119);  Haber,  Entstekuigi 
der  <(8terr.  Freiheitsbriefe  (Sitzangsber.  der  Wiener  Akademie  XS 
und  Gesch.  des  Herzogs  Rudolf  von  Osterreich  18S5,  26  C 
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ier  noch  gröfsere  Privilegien  beizulegen,  als  sie  die  Kur- 
irsten  hatten,  so  dafs  der  Beherrscher  Österreichs  nicht 
ir  als  „ Pfalzerzherzog "^  den  ersten  Rang  nach  den  Eur- 
irsten  einnehmen  sollte,  sondern  auch  an  anderen  Vor- 
chten  alle  Fürsten  des  Reiches  überragte.  So  hatte  c.  9 
ir  goldenen  Bulle  den  Kurfürsten  das  Judenregale  ein- 
iräumt  (Statuimus  quod  universi  principes  electores  Judeos 
ibere  possunt),  Rudolf  ging  im  §  14  des  Privilegium 
aius  weiter,  indem  er  dem  Herzoge  von  Österreich  das  Recht 
wies,  nicht  nur  Juden,  sondern  auch  Gawertschin  d.  h.  die 
ch  der  Stadt  Cahors  benannten  christlichen  Wucherer  in 
b  seinen  Ländern  halten  zu  dürfen  (Et  potest  [dux  Au&- 
e]  in  terris  suis  omnibus  teuere  iudeos  et  usurarios  publi- 
$,  quos  vulgus  vocat  cauwercin,  sine  imperii  molestia  et 
ensa).  Das  Recht,  Gawertschin  zu  halten,  besafsen  die 
irfQrsten  nicht.    Dieser  Versuch  Rudolfs,  die  Kurfürsten 

Vorrechten  zu  überbieten,  hatte  jedoch  nicht  den  ge- 
nschten  Erfolg ;  denn  nach  Inhalt  des  auf  Grund  längerer 
rhandlungen  zwischen  dem  Kaiser  und  Rudolf  lY.  und 
Den  Brüdern  vereinbarten  Protokolles,  enthaltend  die  Ent- 
leidung  des  Ersteren  über  die  österreichischen  Freiheits- 
efe,  ddto.  Nürnberg,  Dezember  1360  N.  9  stimmte  Karl  IV. 
r  bezüglich  der  Juden  zu,  sprach  jedoch  dem  Herzoge  das 
cht  ab,  christliche  Wucherer  halten  zu  dürfen  (de  iudeis 
et  dominus  imperator,  christianis  vero  non  vult  dare  li- 
iciam  foenerandi)  *). 

Eine  Folge  dieser  Vereinbarung  war  zunächst  das  Diplom 
ris  IV.  ddo.  Nürnberg,  die  S.  Lucie  (13.  Dezember)  1360, 
welchem  der  Kaiser  Rudolf,  Herzoge  von  Österreich,  zu 
ier  und  Kärnten  und  seinen  Brüdern  Friedrich,  Albrecht 
I  Leopold  und  ihren  Erben  gestattete,  dafs  sie  „in  den 
oanten  vnd  in  allen  andern  iren  Landen,  Fürstentum, 
$cheften  vnd  gebieten  zu  Sweben  vnd  zu  Elsazzen  oder 
erswo  in  allen  iren  Steten,  vesten,  Merkten  vnd  dorfem 


»)  Vgl.   Steinherz,    Karl   IV.    und   die   österr.    Freiheitsbriefe 
eilnngen  des  Inst.  fQr  österr.  Geschichtsforschung  IX  1888.    S.  77). 
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liaben  mugeo  Juden  und  Judinu.  wann  wir  als  Ronusdwi 
keiser,  von  des  Heiligen  Reiches  wegen,  in  des  Camer  lUe 
Juden  gehorent,  de«  vorgenanten  Herczogen  die  verliebra 
haben  vnd  leihen  mit  diesem  brieff  zu  rechten  Lehen  ii 
aller  der  mazze  als  ir  vordem  vnd  sie  die  von  dem  heiligei 
Reiche  von  alter  herbracht  vnd  gehabt  haben")- 

Mit  dieser  Verleihung  des  ius  teuere  Juda>os  im  engiM 
Zusammenhange  standen  die  Erklärungen  Karls  IV.  lll 
König  von  Böhmen  ddo.  Nürnberg  13.  Dezember  1360.  okH 
Einwilligung  Rudolfs  und  seiner  Brüder  die  aus  ihM 
Landern  nach  Böhmen  ziehenden  Juden  nicht  aufnehmen  n 
wollen  und  das  Versprechen  Rudolfs  fQr  sich  und  «iN 
Brüder  vom  13.  Dezember  1360 ,  keinen  Juden  aus  dfli 
Ländern  Karls  und  seines  Bruders  Johann.  Markgrafen  nt 
Mähren .  ohne  deren  Zustimmung  aufzunehmen  und  n 
schirmen*),  eine  im  Interesse  beider  Teile  liegende  V«^ 
ffigung,  wie  sie  in  Frankreich  zwischen  dem  Könige  utJ 
den  Baronen  schon  seit  dem  12.  Jahrhundert  bestand.  Eat 
lieh  bestätigte  Karl  IV.  noch  am  17.  Dezember  1360  d« 
Juden  der  genannten  Herzoge  die  altherkömmlichen  Fni- 
heiten '). 

Trotz  dieser  letzteren  Bestätigung  der  Freiheiten  Itt 
Juden  war  die  nächste  Folge  der  Vereinbarungen  xwtsclM 
dem  Kaiser  und  den  österreichischen  Herzogen  beiO^itk 
der  wechselseitigen  Nichtaufnahme  der  Juden  aus  den  LftadM 
des  Gegenparts  die  Aufhebung  der  Freizügigkeit  der  JadM 
sowie  seither  die  Juden  überhaupt  allen  Konsequenien  d* 
Fremdenrechtes,  wie  sie  in  der  Einleitung  dargestellt  vuite 
auch  in  Österreich  unterworfen  waren.  Der  Grund  lÜM* 
in  dem  zweiten  Privilegium  ausgesprochenen  Mafsregeltag' 
abgesehen  von  dem  darin  zum  Ausdruck  gebrachten  iiiio»" 

')  Glafe}*,  Anecdotorum  &.  J.  J.  Hiatoriwn  ac  ins  pnbUcM 
illustr&ntium  collei^tio.  Dreadae-Lipsifte  1734,  p.  494.  N.  372;  SehiSUei. 
Abhandlungen  IT  138  n,  c. 

•     ^  Steyerer,  Coimn.  Add.  814;  Glafej494;  SchrSttarlT 
n.  c.  —  Archiv  f.  österr.  Geechicbtsq.  X  B24. 

»)GUfey  501,  502. 
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{ehrftnkten  Judenregalen  des  Herzogs  —  teils  darin,  dafs 
rch  das  willkürliche  Wegziehen  der  Juden  in  ein  anderes 
biet  die  sehr  bedeutenden  Einnahmen  des  Landesherm 
I  denselben  fortfielen,  teils  hatte  sie  den  Zweck,  die 
iiddner  der  Juden  vor  Schaden  zu  schützen ,  umsomehr, 
in  den  deutsch-österreichischen  Ländern  nicht,  wie  in  den 
ienischen  Territorien,  vorgeschrieben  war,  dafs  die  Juden 
ihrer  Auswanderung  mittels  der  Grida  die  Schuldner 
Einlösung  ihrer  Verpflichtungen  auffordern  sollten.  Auch 
nte  es  dem  Herzoge,  der  in  jeder  Richtung  den  Wohl- 
id  seiner  Länder  zu  fördern  bestrebt  war,  nicht  gleich- 
üg  sein,  wenn  die  Juden,  die  Hauptrepräsentanten  der 
iwirtschaft,  aus  seinen  Ländern  wegzogen. 
Rudolf  und  seine  Nachfolger  übten  die  ihnen  in  den 
ühnten  Privilegien  eingeräumten  Rechte  auch  rücksichts- 
aus. Die  Auswanderung  ohne  Wissen  und  Willen  des. 
desherm  zog  den  Verlust  des  zurückgebliebenen  Ver- 
:en8  und  die  Nichtigkeitserklärung  aller  Schuldbriefe 
'  sonstigen  Forderungen  nach  sich.  So  spricht  Rudolf 
siner  Urkunde  ddo.  Salzburg,  11.  Februar  1362  Anna, 
irs  von  Liebenberg  Witwe,  und  ihre  Söhne  wie  ihre 
gen  von  einer  Schuld  von  450  Gulden  los,  die  sie  Hes- 
,  dem  Juden  von  Friesach,  schuldig  waren,  dessen  Gut, 
ör  ohne  des  Herzogs  Willen  von  ihm  gefahren,  demselben 
allen  war,  und  am  3.  März  1362  befreit  er  den  Grafen 
nhard  von  Görz  oder  etwa  dessen  Bruder  Heinrich  von 
ir  Schuld  an  diesen  Juden,  da  er  ohne  des  Herzogs 
sen  und  Willen  hinter  den  Erzbischof  von  Salzburg  ge- 
en  und  „daromb  vns  alle  sein  hab  veruallen"  und  er- 
t  die  Briefe  über  jene  Schuld  für  tot*). 
Ein  zweites  Recht,  welches  Rudolf  und  seine  Nachfolger 
dem  Judenregale  in  gleicherweise  wie  die  deutschen 
ige  und  die  anderen  Landesherren  ableiteten,  war  dieses, 
Schulden  an  Juden  nach  Belieben  nachzulassen,  die 
Jdbriefe   derselben   zu  töten,  ja  einzelne  Juden  gleich 


1)  Wiener,  Regesten  S.  226,  N.  66,  67. 
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einer  f?ache  zu  verschenken.  So  spriclit  Rudolf  am  21.  Mxi 
1361  den  Grafen  Niklas  von  Halhenrayn  einer  Schuld  too 
360  Gulden  au  die  Jüdin  Golda  los.  „wand  er  sieh  daroml» 
mit  vns  bericht"  und  tötet  die  darauf  bezüglichen  Briefe'); 
am  7.  Juni  1363  stellt  Graf  Nikolaus  von  Marteinsdorf  ein« 
Lehenrevers  auf  Herzog  Rudolf  um  die  Veste  Guandorf  tu-s 
da  der  Herzog  ihm  behilflich  gewesen,  sich  von  den  Jada 
zu  lösen;  Bruder  Stephan,  Meister  und  die  Samnungd» 
Hauses  zum  heil.  Geiste  in  Wien,  geloben  6.  Juli  1364  ei» 
jahrliche  Gabe  nach  St.  Stephan  und  dem  Herzoge  eioai 
Jahrestag  zu  begehen,  weil  dieser  sie  von  einer  JndensclmU 
von  140  Pf.  Wiener  Pfenn.  ledigte,  und  uutemi  8.  AprillSK 
verspricht  Friedrich  Wolfsauer  dem  Herzoge  Rudolf  nid 
seinen  BrOdeni  den  Dienst  in  den  nächsten  Kriegen,  weil 
Rudolf  ihn  mit  600  Gulden  von  Muscheu  dem  Juden  gelAst: 
am  3.  Juli  1362  endlich  verleiht  Rudolf  den  Grafen  Ulrid 
und  Hermann  von  Cüly  fßr  ihre  treuen  Dienste  den  Joifn 
Hatschym  samt  Frau  und  Sohn,  solange  diese  leben*). 

So  hart  diese  Verfügungen  Rudolfs  erscheinen,  so  findf* 
sie  doch,  wie  bereits  erwähnt,  in  den  in  der  Einleitung  dtf- 
gestellten  Principien  bezQglich  der  Behandlung  der  Juda 
im  Mittelalter  ihre  Erklärung.  Die  Regierungszeit  RudoKsPf. 
fällt  in  die  Periode  der  ärgsten  und  rücksichtslosesteo  Afr 
beutung  des  Judenregales,  und  der  Herzog  war  zu  sehr  Kipl 
seiner  Zeit  und  von  seiner  Herrschergewalt  äurchdniiiga 
um  nicht  aus  den  von  dem  Kaiser  bestätigten  landesfar* 
liehen  Rechten  liezüglich  der  Juden  alle  Konsequenten  9 
ziehen.  Das  Auswandern  der  Juden  ohne  Erlaubni»  J» 
Landesherrn  war  ein  Vergehen  gegen  den  Fiskus,  der  hi«^ 
durch  in  seinen  Einkünften  geschmälert  wurde,  und  die  Ret-, 
tiskation  der  zurückgelassenen  Habe  uud  Annullierung  der 
unbeglichenen  Forderungen  der  Weggezogenen  war  die  Slnfc 

■J  Li.-hnowskj  IV  613,  N.  379.  "'-"l"'^  li  li  li  T  II*- 
ftirnten  von  den  Schaldnem  der  Joden  für  die  Bi'h'einiig  ron  dfrB*- 
Zahlung  an  ihre  jädischen  Gl&ubiger  einen  Betrag  zfthlen. 

*}  Wiener  S-  226,  N.  68.  70,  74.  76,  69. 
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lierfür.  Übrigens  darf  nicht  übersehen  werden,  dafs  Rudolf 
mgleich  für  seine  Brüder)  am  13.  Dezember  1360  auch 
inen  Vertrag  mit  dem  Kaiser  und  dessen  Bruder  Johann 
bßcUofs,  in  welchem  diese  den  Herzogen  von  Osterreich 
BTsprachen,  dafs  sie  keinen  Fürsten,  Freiherrn,  Landes- 
flgeborenen,  Vasallen  oder  Unterthanen  dieser  Herzoge 
ine  deren  Willen  in  ihren  Dienst  aufnehmen  wollen  ^),  sowie 
ifs  er  in  die  angebliche  Bestätigung  des  unechten  privi- 
giorn  maius  durch  Kaiser  Friedrich  II.  vom  Jahre  1245 
1  den  Satz  aufnahm:  „ut  nullus  suorum  feodalium  aut 
larum  terrarum  inhabitantium  sive  possidentium  nulli  alteri 
iquid  iuris  obediant  excepto  sibimet  ipso  nostro  predilecto 
iderico,  principi  Duci  Austrie  aut  suas  vices  supplentibus", 

dafs  überhaupt  kein  Einwohner  Österreichs  bei  einer 
rafe  von  1000  Pfund  Goldes  Vasall,  Schutzbefohlener  oder 
iener  eines  fremden  Fürsten  werden  konnte^),  somit  die 
ischränkung  der  Freizügigkeit  nicht  blofs  die  Juden, 
ndern  alle  Unterthanen  des  Herzoges  traf. 

Die  Annullierung  der  Schuldforderungen  der  Juden,  die 
edazierung  derselben  auf  einen  bestimmten  Teilbetrag,  der 
ilweise  oder  vollständige  Nachlafs  der  Zinsen,  die  willkür- 
jhe  Gewährung  des  Aufschubes  der  Zahlung  sowohl  des 
apitals  als  der  Interessen  u.  dergl.  sind,  wie  in  der  Ein- 
itang  nachgewiesen  wurde,  lediglich  Bethätigungen  des  aus 
»m  Fremdenrechte  abgeleiteten  Grundsatzes,  dafs  die  Juden 
im  Landesfürsten  mit  „leib  und  gut"  gehören  und  derselbe 
ler  sie  nach  freiem  Ermessen  verfügen  kann. 

Trotz  den  oben  geschilderten  Mafsregeln  Rudolfs  war 
er  die  Lage  der  Juden  während  seiner  Regierung  dennoch 
ine  ungünstige.  Besonders  die  Judengemeinde  in  Vf\evL 
angte  damals  zu  hoher  Blüte.  Zwei  bedeutende  Männer, 
M  e  1  r  h  a  1  e  V  i ')  b.  Baruch  aus  Fulda  (Isserlein  Pesak.  81), 


OSteyerer,  Comm.  314.  Eine  korrespondierende  Erklärung 
lolffi  bei  Lichnowskj  a.  a.  0.  233. 

^  Berchtold,  Landeshoheit  179  ff. 

*)  Über  R.  Meir  halevi  vgl.  Zemach  David  40;  Zunz,  Zur 
-hichte  I  185;  Auerbach,  Berith  Abraham  6;  Graetz  VIII  12, 
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r,  doch  mit  der  beschaidenhait,  dass  vnser  lantherren, 

rat  vnd  ritter  vnd  chnecht,  die  auf  dem  land  gesezzen 

nid  vnser  hofgesind  in  vnser  hofgericht  gehören/   Auch 

ilere  Städte,  wo  Judenrichter  waren,  gab  Rudolf  eine 

iio  Bestimmung,  so  für  Tuhi  am  6.  August  1364^). 

ie  autonome  Gerichtsbarkeit  der  Judenmeister 

von  Rudolf  ebenfalls  respektiert,  wie  aus  seinem  Urteile 

1  Stritte  zwischen  Musch,  Isserleins  Enkel  von  Marburg, 

ssen  Schwager  Hakkym  von  Graz  vom  12.  März  1364: 

«les  Juden  brief  wegen,  den  derselb  Hakkym  gehabt 

i>er  des  genannten  Isserlein   habe,  daz  er  daran  den 

ti    tail  erben  solt"   zu  ersehen  ist.    Rudolf  erklärt  in 

i)«ni,  dafs  die  Genanten  „darflber  ze  baiderseit  hinder 

u:ingen  sind  und  wellen  st^t  haben,  was  wir  zwischen 

•*hen.    Haben  wir  nach  rat  der  jAdischen  maister  und 

-ten  jftden,  die  wir  zu   den  zeiten  bei  uns  gehaben 

.1,  die  Sache  zu  vnsern  banden  genommen  und  darüber 

';iMi  und  sprechen  auch  in  der  mazz  als  hienach  ge- 

;  stet,  des  ersten  sprechen  wir,  daz  Musch  sol  aller- 

n   dem  obgenanten  Hakkym   und  seinen  erben  Amb 

hinten  judischen  brief  ledig  sein;  darnach  sprechen 

•l<Tselb  Mftsch  dem   vorgenauten  Hakkym  seinem 

ii   den   nechsten  sand   Jörgen  tag  aAzzaigen  und 

-I   zwei  tausent  guldeiu  und  flmb  ain  haus  zwei 

.ildein  und  sol  im  dasselb  gelt  alles  tezunt  gewiz 

Machen    mit   guten    vernewten   briefen   nach   rat 

isers  Juden  von   Cyli.     Auch  sprechen   wir  umb 

I  l<'f,  die  MAsch  von  dem  von  Freysingeu  hat,  do 

pischoff  was  ze  Gurgk,  daz  er  daran  dem  vor- 

kkym  von  Grßtz  seinem  swager  sol  den  vierden 

II  lazzen  an  alle  irrung,  so  sol  Hakkym  seiner 

t^s  genanten  Mftschen  swester  zu  irer  vordem 

-flnmig  ftr  Wien  im  Eisenbuche  f.  67—68  (Toma- 
id  IMheiten  der  Stadt  Wien,  I  152,  N.  LXIV);  die 
rsejlvbftwmer,   Gesch.  der   Stadt  Tuln   1874,   367, 
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morgengab  noch  geben  tausent  guidein  und  sol  ir  die  dami 
meren  und  höhen  und  nach  irn  tAden  soll  dieselbe  morgen 
gab  gevallen  dahin  si  nach  jüdischen  recht  pillich gf 
Valien  sol**). 

Aus  dieser  Urkunde  geht,  wie  schon  früher  dargestell 
wurde,  hervor,  dafs  in  Angelegenheiten  des  Erb-  und  Familiei 
rechtes  den  Juden  der  f 'ortgenufs  des  jüdischen  Rechtes  n 
gestanden  war,  daher  der  Herzog  auch  den  Bat  der  Meisti 
und  anderer  Juden,  die  ja  dieses  Recht  kannten,  einholti 
es  kann  weiter  daraus  geschlossen  werden,  dafs  die  Geridt 
barkeit  über  derartige  Angelegenheiten  in  die  Kompetei 
des  autonomen  Meisterschaftsgerichtes  fiel,  dem  Henoi 
aber  auch  in  solchen  Rechtsstritten  über  Berufung  der  Fi 
teien  die  endgültige  Entscheidung  zustand.  Endlich  ergic 
sich  aus  jener  Urkunde,  dafs  selbst  Kirchenfürsten  tu 
allem  kanonischen  Verbote  bezüglich  des  Verkehres  mit  d 
Juden  mit   letzteren  in  geschäftlicher  Verbindung  staodi 

Eine  im  Interesse  des  schwerbelasteten  Bürgerstanc 
getroffene  Mafsregel  Rudolfs,  welche  auch  die  Juden  angt 
war  die  Verordnung  über  die  Ablösbarkeit  des  ÜbendB 
und  Burgrechtes  oder  anderer  Dienste,  insbesondere  at 
des  Grundrechtes. 

Für  Wien  wurde  die  Ablösbarkeit  des  Überzinses  i 
Burgrechtes  durch  die  Verordnung  Rudolfs  vom  28.  i 
1360,  die  Ablösbarkeit  des  Grundrechtes  durch  die  Vem 
nung  vom  2.  August  1360 ausgesprochen').  Unterm  20. 
gust  1360  wurden  mit  der  Verordnung  vom  28.  Juni  1 
identische  Verordnungen  auch  für  die  übrigen  gröf« 
landesfürstlichen    Städte    in    Österreich    erlassen,    so 


>)  Haus-,  Hof-  u.  St.Arch.  Lichnowsky  IV  630,  N.  575. 

s)  Im  Eisenbache  f.  69;  erstere  bei  Rauch,  S8.  III  86ff^  kt 
bei  Hormajr  V  Uff.,  beide  bei  Tomaschekl  N.  LXt  LXIL 
bezdglich  der  Verordnung  vom  28.  Juni  1860  auch  die  Urkunde  L 
laus   Posthumus'  vom   7.  Juni  1458  (Eiaenbuch  f.  IIS,  Tomasdit 
83,  CLIII). 
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Klosterneuburg*),  Wels,  Enns,  Krems  und  Stein*) 
u.  a.  Nach  diesen  Gesetzen  sollten,  swaz  bei  alten  oder  bei 
neuen  zeiten  auf  die  hofstet  oder  heuser  . . .  gesetzet  und  ge- 
slagen  ist  vberzinses  und  purchrechtes  oder  dienste" 
an  Geistliche,  Landherren,  Ritter,  Knechte  und  Gemeinschaften 
in  Städten  und  auf  dem  Lande,  an  „phaffen  oder  laien,  vroun 
oder  man  oder  den  jüden,  die  solich  uberzins  und  dienste 
babent  auf  den  egenanten  heusern  oder  hofsteten'',  bestand, 
die  Bezugsberechtigten  „dieselben  uberzins  und  dienst  je  ein 
phnnt  gelts  umb  acht  phennig  ze  chaufen  geben  un  verzogen- 
lieh an  alle  Widerrede  dem  oder  den,  der  die  heuser  und 
kofetet  sint  und  die  den  dienst  davon  raihent"  Jeder  Be- 
«ugsberechtigte  sollte  über  Verlangen  des  Verpflichteten  die 
Ablösung  des  Grundzinses  und  der  übrigen  Leistungen  und 
Dienste  bei  sonstigem  Verluste  seines  Rechtes  nach  Ablauf 
eines  Monates  zulassen.  Die  „ungepauenen  oder  wuesten"" 
Bäoser  sollten  innerhalb  Jahresfrist  aufgebaut  werden,  sonst 
sollten  sie  ohne  Gnade  verfallen  sein  dem  Herzoge  und  der 
betreffenden  Stadt.  Die  Häuser  und  Hofstätten,  die  neu  auf- 
gebaut wurden,  sollten  von  dem  Tage,  an  welchem  der  Bau 
Angefangen  wurde,  drei  ganze  Jahre  von  aller  Steuer  frei 
und  ledig  sein.  Die  gegen  diese  Verordnung  Handelnden 
»Uten  dem  Zorne  und  der  Ungnade  des  Herzogs  und  in 
>ine  6ufse  von  50  Pfund  Goldes  verfallen,  von  welcher  „dem, 
ler  den  schaden  emphahet",  10  Pfund  zufallen  sollten®). 


')  Zeibig,  Urkundenbuch  der  Stadt  Klosterneuburg  1298—1565 
LPch.  f.  k.  österr.  Geschichtsq.  VII  1851,  S.  317). 

«)  Kurz,  Österreich  unter  H.  Rudolf  IV.  1821,  97  N.  2;  377; 
robl,  Die  Städte  Krems  und  Stein  im  Mittelalter  1881.  63,  N.  IX. 

•)  Ober  Burgrecht  A.  119  ff.  des  Wiener  Stadtrechts-  und  Weich- 
dbuches  ed.  H.  Schuster  113;  von  Hefs,  Das  Burgrecht  (ius  civile) 
tzaDgsberichte  der  Wiener  Akad.  XI  761—796);  Hub  er,  Geschichte 
I  Herzogs  Rudolf  IV.  von  Österreich  1865,  S.  118—123.  Bezüglich 
I  „Öberzinses"  s.  A.  125  des  Wiener  Stadtrechtsbuches:  Ist  das  ain 
n  sein  purkrecht  hin  geit,  es  sei  ein  haus  oder  anderlai  an  phening 
ainem  wemden  (währenden)  dienst,  es  sei  vmb  ain  phunt  gelts 
iT  mer,  das  haisset  under  sich  gestiftet  und  dasselb  haisset  dann 
uberains. 


I  lies 


Bei  der  fortschreitenden  EntwickluDg  vod  Handel  nri 
Gewerbe  lag  es  einerseits  im  Interesse  der  Handels-  osi 
Gewerbetreibendeo,  in  den  Städten  feste  Wohnsitze  lU  g^ 
winnen ,  andererseits  im  Vorteile  der  meist  ferne  von  kt 
Stadt  lebenden  adeligen  und  geistlichen  Haus-  und  Grund- 
besitzer, ihre  in  den  Städten  getegeoeu  Immobilien  nutiliar 
zu  machen.  Durch  den  Mangel  an  Bargeld  gefördert  «il- 
stand  infolge  dieser  Verhältnisse  seit  dem  12.  JahrhoDderl 
das  sogenannte  Burgrecht  (ius  civile),  ein  dingliches  Retlil, 
durch  welches  der  Grundeigentümer  sein  unbeweglichem  Gut 
gegen  gewisse  Leistungen  (Zins  und  andere  Dienste)  in 
einen  Dritten  zum  erblichen  Besitze  und  zur  BeoüDong 
tlberliefs.  Die  Arten  des  Burgrechtes  waren :  Erbpadil. 
Leihgedinge  und  Rentenkauf.  Gegenstand  des  BurgreckUs 
konnten  nach  A.  119  des  Wiener  Stadtrechtes  sein:  „beiuet, 
tischstet,  tieischpenk,  jirotpenk,  hofstet  und  was  dazu  gehoil, 
darnach  mülen,  paumgarten  und  werd,  wismad,  ecker,  kraitt- 
garten  und  maierhof  und  phenniuggelt,  wo  das  leit  auf  dtr 
erb  ainen".  auch  Weingarten,  wo  dann  die  zu  entrichteirie 
Abgabe  „Bergrecht"  hiefs. 

Hatte  das  Burgrecht  zum  Aufblühen  des  BQrgerstaDdei 
auch  wesentlich  beigetragen ,  so  barg  es  doch  auf  ibr 
linderen  Seite  durch  das  strenge  Exekationsverfabren  Mi 
Nichteinhaltung  des  fUr  die  Zahlung  der  zu  entrichtcitdll 
Abgaben  bestimmten  Tennines,  sowie  dadurch,  dafe  • 
die  burgrechtsptlichtigen  Bürger  nelfach  von  dem  Gnud* 
eigentümer  ahhilngig  machte,  mannigfache  Nachteile  int 
Gefahren.  Wenn  der  Verpflichtete  nüiulich  seinen  Oblieg»- 
heiten  gegen  den  Berechtigten  nicht  zur  bestimmten  Zeit 
nachkam,  so  konnte  dieser  bei  dem  Stadtrichter  bezUglifi 
der  in  der  Stadt,  bei  dem  Grundherrn  oder  seinen  Bf 
TollmAchtigten  bezüglich  der  auf  dein  Lande  liegenden  GrCUitr 
auf  die  „zwispild"  klagen,  d,  h.  verlangen,  dafs  der  rUtfc- 
standige  Zins  von  14  zu  14  Tagen  auf  das  Doi>j)elte 
ursprünglichen  Schuldbetrages  erhöht  werde,  was  gewOhntidi 
solange  währte,  bis  die  angewachsene  Geldsumme  dem  Wi 
des  zinsptliehtigen  Gutes  gleichkam,  worauf  die  A 


me  dem  WeriA 

J 


VN 
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voa  HiS3-s     <les  letzteren    und,   falls  der  Beklagte   innerhalb  weil 

ier  R»Twi:,  m     14  Tage  nicht  zahlte ,  die  Einweisung  des  Klägers  in 

Wijri-jcjT3f :  1     Besitz  erfolgte.    Die  Juden  waren  von  der  Erwerbung 

^^t   rVr%^a     Borgrechtes   nicht   ausgeschlossen^)  und  wurden    im 

lai£^>  xzL  ^     fihten  gleich  den  Anderen  behandelt;  sie  unterstanden  d 

'^^ohÜLta  zj    Jo  den  das  Burgrecht  betreffenden  Fragen  dem  Stadtric! 

*^  pretT-ri-rÄ    beziehungsweise  Grundherrn  oder  seinem  Bevollmächtig 

^  ^2.  JxirJ         Infolge  des  geschilderten  strengen  Verfahrens,   der 

V^fürtsf^  4    lastung  mit  mehrfachem  Zinse,  da  die  Konkurrenz  mehi 

Leistungen  nicht  ausgeschlossen  war,  verschiedener  Unglt 

e    Di*L--B    flUle  u.  Ä.  gerieten  viele  Burgrech  tsverptiichtete  in  g 

:ur  B^srfl   Bedrängnis  und  die  Häuser  und  Hofstätten  wurden  verla 

Tet:    Eth  ^nd  verfielen.    Diesen    Ubelständen   wollte  Herzog   Ri 

es  B;irrr«  ^ureh   die    obigen  Verfügungen  über  die  Ablösbarkeit 

sein    ^jM  Bargrechts  abhelfen. 

'A^  d^LTi  2fl         Über  die  Ansichten  der  Juristen  jener  Zeit  t)ezü| 

L  er  tff  cB  ier  Juden  giebt  das  „Wiener  Stadtrechtsbuch"  %  eine  Pri 

ir:.5  irr  iiH  ^ibeit  wahrscheinlich  aus  der  zweiten  Hälfte  des  14.  J 

tXL  eüT^T^B  kunderts,  Aufschlufs,  das  aus  dem  für  die  Juden  gelten 

bi  Art-  10,  13,  46,  79,  134,  135,  143  und  145  dargestei 

>  Bör^rs^C^te   den   Nachweis   zu  erbringen   sucht,    dafs  diese 

•lo-!^i   iz  H  »^  pezzer  recht  habent  gegen  die  Christen  denn  die  chri 

tl^Te^*Lr^BBWI^  den  Juden"  und  dem  Unmut  darüber  im  Art.  14 


u  -i.rn.' 


fe  Worten  „die  verfluchten  Juden"  Luft  macht, 
i'-irci.   ^»B        Di®  -*^-  ^0  (der  Gläubiger  kann  sich   von  dem  d 
OL    itriL   :C*unra  solvendi   des   Schuldners    entstandenen    Schaden 
.    Nj.rj— :- K'^''^^  Juden  auf  Rechnung  des  Schuldners  in  Gegen 

Niederer  Leute  erholen),  13  (eine  Ehefrau  darf  ohne  Wi 
Ottes  Mannes  auf  Pfand  nur  um  80  Pfennige  und  daru 


':»:DTvr  i-rJ 


^"'j^  >. 


->^         V  '^  Hormayr  U  S.  XCIV;  v.  Hefs  S.  18. 

^^^'üfri:  j-^  ■)  stark,   Dag   Wiener  Weichbildrecht;  Sandhaas,   Zur 

X  sj  j^  ,4^  ^K  %ekichte   der   Teztgestaltung  des  Wiener   Weichbildrechtes  (in 
r*  T*^- - y  <ftwagBberichten   der   Wiener  Akademie  XXXVll  (1861),  86  (F. 
^^  XlJ  (1868),   368  ff.).    Herausgegeben    wurde   dieses   Rechtsbuch 
L  Sehn 8t er,  Das  Wiener   Stadtrechts-  oder  Weichbildbuch 
Aenelbe  setst  die  Entstehungszeit  zwischen  1276  und  1296  (frül 
AMrack  bei  A.  Bauch,  Rerum  Austriac.  Scriptorcs  1704,  p.  144— 

Seh«r€r.  Beilrftge  I.  25 
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bei  Juden  kaufen ,  versetzen  oder  entnehmen.  Leugnet  sie 
dem  Juden  ab,  dars  sie  ihm  das  Pfand  so  teuer  venetit 
habe,  wie  der  Jude  behauptet,  so  mufs  der  Wirt  [Gatte] 
geben ,  was  der  Juden  „bestetten  mag  auf  dem  phant  ab 
sein  recht**),  46  (bei  Nichtzahlung  des  Tagelohnes  Tor 
Nacht  kann  sich  der  Taglöhner  an  den  Richter  wenden,  und 
der  Richter  soll  den  armen  Leuten  einen  Boten  geben  osd 
den  pfänden  heifsen ,  dem  sie  des  Tages  gearbeitet  habea, 
und  der  Bote  soll  das  Pfand  setzen  „hintz  [bei]  den  judea* 
und  soll  darauf  nehmen  der  Leute  Lohn),  135  (Schadea- 
ersatz  kann  bei  Verpfändung  von  Burgrecht  und  Bergredit 
mit  des  Burgherrn  oder  Bergherm  Hand  nur  Juden  gegea- 
über  gelobt  werden)  und  143  (das  von  dem  Gläubiger  bei 
Juden  versetzte  Pfand  mufs  von  denselben  so  teuer  gelM 
werden  als  es  steht)  beruhen  auf  Gewohnheitsrecht*),  di 
Art.  79  und  145  (Vorrechte  der  Juden  bei  gestohlenen  ode 
geraubten  Gütern  und  Pfändern)  und  Art.  134  (die  le: 
commissoria  hat  nur  Juden  gegenüber  Gültigkeit)  auf  Art.* 
und  27  des  Fridericianum,  beziehungsweise  des  Ottacarianai 
vom  Jahre  1255*). 

§  33.    Albrecht  IIL  mit  dem  Zopfe  (1365—1395)  ud 
Leopold  III.  der  Biedere  (1365-1386). 

Rudolfs  Brüder  und  Nachfolger,  Albrecht  III.  ua 
Leopold  IIL,  gingen  in  der  Ausnützung  des  Judenregak 
noch  viel  weiter  als  ihr  Vorgänger. 

Zwar  hatten  bei  der  steten  Geldnot  beider  Herzoge  aae 
die  anderen  Unterthanen  schwere  Lasten  zu  tragen;  allei 
besonders  hart  bedrückt  wurden  die  Juden,  bei  welchen  di 
Herzoge     infolge     ihrer    Zugehörigkeit    zur    herzoglich 

>)  Vgl.  Schuster  a.  a.  O.  51,  53,  65,  81,  124>  129,  181,. 

')  A.  145  sagt  ausdrücklich:  „Wie  es  vmb  die  phant  sei  geati 
die  man  \^der  die  Juden  saezt,  das  vindet  ir  hernach  gegchiihi 
der  Juden  handvest.^  Nun  kömmt  in  derselben  Handschrift  der  Wia 
Hotl)ibliothek  N.  2988,  welcher  das  Wiener  Stadtrechtsbuch  entnom 
ist,  auf  S.  128 — 132  die  Judenordnung  Pfemjsl  Ottakan  vom  S.  tt 
1255  vor  und  diese  scheint  daher  hier  gemeint  su  sein. 
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EAmmer  alle  Arten  von  VermögensschmäleniDgen  für  erlaubt 
liielten. 

Alle  als  Ausflufs  des  Judenregales  aufgefafsten  landes* 
hrstlichen  Prärogativen  wurden  in  der  schonungslosesten 
Vfeise  ausgeübt,  und  angesichts  dieser  Gewaltakte  klingt  es 
vie  bitterer  Hohn,  wenn  Karl  IV.  am  9.  Mai  1366^)  beiden 
äerzogen  und  Wenzel  IV.  am  22.  Mai  1386«)  Albrecht  III. 
ind  seinen  Erben  das  Privilegium  bestätigen,  dafs  die  Juden, 
»die  in  ihren  Landen  jetzund  sitzen  oder  fürbas  sitzen 
lerden  bei  allen  ihren  Rechten  und  Zugehörungen  (in 
imnibus  iuribus  et  pertinentiis)  bleiben"  sollen  „als  sy  und 
hre  Vorfordem  die  Juden  vnz  auf  die  Zeit  hergebracht 
laben**. 

In  erster  Reihe  wurden  solche  Juden  von  den  Mafs- 
egeln  der  Herzoge  getroffen,  die  infolge  der  Chikanen, 
lenen  sie  ausgesetzt  waren,  oder  der  Lasten,  die  ihnen  auf- 
leb&rdet  wurden,  ohne  Bewilligung  der  Herzoge  aus- 
«nderten.  So  bewilligt  Albrecht  III.  am  3.  Februar  1367 
em  Juden  Jona  und  Isserl  in  Neunburg,  sich  alles  Gutes 
er  flüchtigen  Juden  Musch  von  Marburg  und  seines  Bruders 
hatsim  zu  unterziehen;  am  20.  Mai  1367  vernichtet  er  die 
chuldbriefe  des  Otto  Gibler  von  Marburg  an  den  genannten 
lusch  auf  13  Gulden  und  V2  Pfund  Wiener  Pfennige, 
l  Juli  1367  befreit  er  Friedrich  von  Topplach  und  dessen 
Argen  von  aller  Geldschuld  an  die  flüchtigen  Juden  Musch 
od  Ghadgim  von  Cilly ;  am  5.  September  1368  geben  Fritzel 
m  Mangesberg  und  Niklas  von  Gallenberg  den  Herzogen 
e  Maut  in  mehreren  Ortschaften ,  da  diese  den  ersteren 
n  200  M.  Schilling  Pfennige  von  einigen  ihrer  Juden,  den 
tzteren  um  1700  Gulden  von  Chadgim  und  Musch,  den 
den  von  Cilly,  geledigt  hatten;  am  17.  November  1370 
hlen  beide  Herzoge  Katharina  von  Lichtenstein  von  der 
•  Chol  von  Seldenhofen  gegen  die  Juden  Musch  und 
adgim  von  Cilly  verbürgten  Schuld  von  2800  Gulden  los, 


«)  SchTÖtter  I  170,  IV  187  u.  188 
«j  Schrott  er  I  178. 
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über  welche  Schuld  bereits  Herzog  Rudolf  weiland  GMe 
Brief  getötet,  und  am  1.  Januar  1:^71  bewilligt  Hcnof 
Albrecht  dem  Isserlein  von  Neuenburg,  das  Haas  der  g^ 
nannten  Juden  in  Wien  einzunehmen ')■ 

Nicht  genug  daran,  dafs  die  tlQclitigen  Juden  seihsl 
aller  Habe  und  Forderungen  für  verlustig  erklärt  wuniea, 
die  Herzoge  notigten  auch,  wie  einst  in  England  Johaui 
ohne  Land  und  Heinrich  III..  die  Reichsten  unter  (teil 
Zurückgebliebenen,  für  die  Entflohenen  Bürgschaft  zu  leislea. 
Am  16.  Juni  1367  schlössen  nilmli<;h  Albrecht  und  Leopold 
mit  dem  Judenmeister  Baruch  in  Wien,  Musch  von  I'erchtolris- 
dorf,  Isserlein  von  Neuuburg,  Isserlein  von  Ödenburg,  fleii 
Juden  Tröstlin  und  Jehlin,  des  Steussen  Sohn,  um  tlif 
20000  Gulden,  die  sie  den  Herzogen  von  wegen  der  Bftrf- 
schaft  für  die  flüchtigen  Juden  Musch  und  Chadgim  g^ 
leistet,  einen  Vertrag  ab,  in  welchem  ihnen  die  Henogf 
vergönnen,  dafs  sie  von  des  genannten  Musche  und 
Ghatschinis  Hab  und  Gut,  es  sei  Geldschuld  oder  andere;,  ii 
Österreich,  die  20000  Gulden  bekommen  und  einnehmen, 
wozu  ihnen  die  Herzoge  behilflich  sein  wollen,  und  daft  äe 
die  den  Herzogen  bezahlen;  sofern  sich  aber  Musch.  der 
HDchtige  Jude,  mit  den  abgemeldeten  Juden  verträgt  und 
sie  ihn  aus  dem  Banne  lassen  (welchen  wohl  Barueb  als 
Judenmeister  über  ihn  verhängt  hatte),  alsdann  sollen  &>« 
von  den  Abgemeldeten  Gütern  nur  XM.  d.  h.  10000  Guide« 
nehmen  und  die  Übermafs  desselben  Guts  soll  den  Füi^ttB 
zufallen;  und  so  sie  den  Herzogen  die  ersten  10000  Gulden 
entrichtet  haben,  sollen  sie  ihnen  die  anderen  10000  GnldfS^ 

')  LichnowBky  IV  650,  N.  787;  651   N.  793,  811;  659  H.  OTi 
660  N.  890;  672  N.  1021.    Die  Aufoahme  flüchtiger  Jaden  «In»  £■• 
Uubnia  der  LandcsfÜTsteti  zog  die  Ungnade  der  letitrren  nach  wk 
1379/80   sdicnkeD    die   Herzoge   Albrechl  III.  und  Leopold  UL  4w 
WilhelD  von  Scherfenberg,  der  den  flüchtigen  Juden  Mascb,  JmctMm^ 
Enkel  zu  Marburg  qden  er  wider  vns  enthalten  het"  wieder  ihr«  HnMf 
und  Gnade  und  Reinen  aus  diesem  Anlasge  von  dem  Qr&fen  vmCilly., 
ge&ngen    gehaltenen    Dienern    Keiffen    und    Elblein    die 
Senckenberg  IV  188. 


Elblein    die    gwttül^j 
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wie  oben  gemeldet,  von  dem  ersten  Gelde,  so  sie  von  der 
FIflehtigen  Gut  einbringen,  auch  bezahlen,  und  die  Übermars 
über  die  20000  Gulden  mögen  die  Juden  für  sich  und  ihre 
2ehniDg  innebehalten,  und  die  Herzoge  sollen  ohne  die  Be- 
willigung der  obgemeldeten  Juden  dieselben  flüchtigen  Juden 
in  ihren  Landen  nicht  handeln  noch  wandeln  lassen'). 
Allein  auch  die  in  Österreich  zurückgebliebenen  Juden 
mirden  nicht  glimpflicher  behandelt,  als  die  ausgewanderten. 
im  22.  April  1368  bekennen  Albrecht  und  Leopold,  dafs 
fie  Rudolfen  von  Wallsee  von  Enns  200  Pfund  geben  sollen, 
00  Pfund,  die  sie  ihm  früher  verschafft,  und  100  Pfund 
Ar  die  im  Jahre  1368  gegen  Rom  oder  Italien  mit 
(0  Hauben  durch  sechs  Monate  zu  leistenden  Dienste. 
)afür  haben  sie  ihn  mit  seinen  Genossen  Simon  den  Fenken 
ind  Otackar  von  Wolfstein  von  dem  Juden  Waruch  zu  Linz 
un  210  Pfund  geledigt»).  Am  13.  Oktober  1368  tötet 
lerzog  Albrecht  den  Schuldbrief  Johannes  des  Tursen  von 
^aoheneck  für  den  Juden  Leubmann  in  Neustadt  über 
i25  Pfund  Wiener  Pfennige  und  am  28.  Januar  1369  fünf 
Schuldbriefe  seines  Hofmarschalls  Hanns  Kneusser  über 
190  Pfund  Wiener  Pfennige,^)  auf  die  Juden  Musch  von 
Serchtoldsdorf  und  Judmann  zu  Wien,  da  er  ihn  für  seine 
reuen  Dienste  darum  geledigt*). 

Parallel  mit  diesen  willkürlichen  Vermögenskonfiskationen 
Dd  Annullierungen  der  Forderungen  einzelner  Juden  liefen 
inschränkende  Vorschriften  der  Herzoge,  die,  wenn  auch 
icht  ausschliefslich  gegen  die  Juden  gerichtet,  doch  auf 
B  Geschäfte  derselben  nicht  ohne  Einflufs  blieben. 

In  der  Bestätigung  der  Freiheiten  der  Goldschmiede 
0.  Wien,  13.  Oktober  1366  bestimmten  die  Herzoge:  Auch 


>)  Register  Cod.  27  C.  3  p.  357/58  des  Haus-,  Hof,  und  Staats- 
1.  in  Wien;  Schlager  II  225 ff. 

s)  Notizenblatt  zum  Arch.  f.  K.  öst.  Geschichtsq.  1851,  S.  366, 
164;  Urkundenbuch  des  Landes  o./E.  VIII  S.  575,  N.  382. 

9)  Lichnowsky  IV  656,  N.  549  u.  659,  N.  880. 

♦  i  a,  a.  O.  660,  N.  890. 
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8oI  chain  goldsmid  noch  yemand  anderr,  er  sey  phaffoder 
lay  oder  Jud,  chain  Insigill  graben,  er  wisse  dann  chuntleich, 
das  es  erberlich ,  in  rechter  weis  und  vnargwenleich  g^ 
furmet  werde  ...  Es  sol  auch  niemand  goltsmid  werch  er- 
laubt sein  ze  würchen,  denn  offenleich  in  den  gedemern 
(Werkstätten,  Läden)  gelegen  an  oflfher  Strassen,  do  man  fOr 
wandelt  und  get ,  und  in  chainen  verporgen  gemechen  oder 
heimleichen  kamem  und  steten,  noch  auch  unter  den 
Juden*). 

War  diese  Verordnung  gegen  den  Mifsbrauch  bei  An- 
fertigung der  Siegel  gerichtet,  so  bezweckte  ein  Gesetz 
Albrechts  III.  vom  12.  März  1368  den  Schutz  der  privi- 
legierten Hausgenossen  gegen  den  Kauf  und  Wechsel  von 
Gold,  Silber  und  Münzen  seitens  der  Bürger,  Gäste  und  in»- 
besondere  der  Juden. 

Infolge  der  Beschwerden  des  Münzmeisters  und  der 
Hausgenossen  über  den  Wechsel:  „den  da  treibent  purger, 
gest  und  Juden,  die  des  nicht  recht  habent  und  auch  zu 
der  niunz  nicht  gehorent,  wann  niemant  gold  noch  silber 
chaufen  noch  wechseln  sol  nur  imser  chamerer  und  unser 
hausgenossen",  gebot  der  Herzog,  „das  niemant,  weder  purgeft 
gest  noch  Juden,  chain  gold  noch  silber  noch  chainerlei  motf 
nicht  chaufen  noch  wechseln  sullen."  Den  Juden  wird  nock 
aufserdem  verboten  „daz  chain  jud  unterkauf  treiben  ^ 
weder  mit  gold  noch  mit  silber  noch  mit  chainerlei  mim*^ 
noch  mit  chainem  Wechsel,  denn  allein  mit  iren  elainateDon' 
phanden ;  die  mugen  sie  verkaufen ,  so  sie  pest  mugen  aal 
als  das  von  alter  herchumen  ist.  Wer  aber,  das  darüber  .•  • 
unser  munssmaister  pei  den  Juden  begriff,  ez  waer  gold  odtf 
Silber,  das  sie  durch  verchaufens  willen  vail  tmegen,  dassÄ 


1)  Eisenbuch  f.  99;  v.  Karajan,  Beitrage  zur  Gresch.  der  K 
Münze  Wiens  im  Mittelalter  (Chmel,  Geschichtsforscher  1 498  LXX0^ 
Hormayr  V.   Ü.B.   108-111  N.  CL;  Tomaschek  I  163,  N.  LXXI 

Dieses  Privilegium  der  Goldschmiede  wurde  Yon  Friedri^  U 
ddo.  Wien  9.  Juli  1446  für  sich  und  seinen  MQndel  T^^^^im  Poü 
humus  bestätigt.  (Karajan  8.  492,  N.  LXXIX;  Tomaschek  1%^ 
N.  CXLIV.) 
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Ji  unser  munnsmaister  oder  sein  anbalt  nemen  und  sol  uns 
M  in  unser  Kamer  veruallen  sein,  und  wollten  Sy  auch 
larzu  pessern  an  leib  und  an  guef"  ^). 

Diese  Bestimmungen  waren  nur  eine  Erweiterung  des 
'reiheitsbriefes  Rudolfs  von  Habsburg  für  die  Hausgenossen 
1  Wien  vom  Jahre  1277  (bestätigt  von  Albrecht  I.  ddo.  Hain- 
arg, Mai  1291  und  Friedrich  dem  Schönen  ddo.  Wien, 
3.  April  1316),  in  welchem  den  Hausgenossen  das  aus- 
chliefsliche  Recht  verliehen  wird,  Gold,  Silber  und  alte 
fennige  zu  kaufen  und  zu  wechseln,  und  verfügt  wird: 
Wurd  aber  yemant  erfunden  ein  vbertrett  des  gepotts,  Er 
fer  Christen  oder  Jud,  der  sol  mit  leib  und  mit  guet  ge- 
ntwurt  werden  dem  gewalt  des  lanndfursten  vnd  Muns- 
laister**  ^). 

Inzwischen  dauerten  die  Geldverlegenheiten  beider 
[erzöge  fort.  Das  Abkommen  mit  Freiburg  im  Breisgau 
om  23.  Juni  1368,  nach  welchem  diese  Stadt  die  Herzoge 
OD  Österreich  zu  ihrem  Schirmherrn  erwählte,  wogegen 
iese  ihr  20000  Gulden  zahlten  und  weitere  32000  Gulden 

»)  Rauch,  SS.  III  101—102;  Karajan  a.  a.  0.  nach  dem  Münz- 
Qche  Albrechts  von  Ebersdorff  26  LVII  (Chmel,  Geschichtsforscher 
473,  N.  LVII);  Tomaschek  I  165,  N.  LXXII. 

2)  Karajan  a.  a.  0.  I  468,  476  u.  477,  N.  LVI,  LX  und  LXIL 
hnliche  Verbote  wurden  schon  früher  im  fränk.  Reiche  und  in  ein- 
ilnen  deutschen  Territorien  erlassen.  So  bestimmt  das  Cap.  de  Ju- 
leis (M.G.Bl.  I  194),  ut  nemo  Judeus  monetam  in  domo  sua  habeat 
gl.  hierüber  Waitz  IV  99)  und  das  Edictum  Pistense  864  c.  2:3  (1. 

I  494)  verbietet  den  Freien  und  Juden  bei  Geldstrafe,  den  Koloneu 
ad  Sklaven  bei  Prügelstrafe  den  Verkauf  von  unreinem  Gold  und 
Iber.  Am  4.  Februar  1397  untersagten  die  Herzoge  Stephan  und  Jo- 
nn  von  Baiern  den  Geldwechsel  für  Christen  und  Juden  zu 
msten  der  geschworenen  Wechsler  und  Münzmeister  (Wiener,  Re- 
nten  158,  N.  374)  und  1322  erflofs  ein  ähnliches  Verbot  für  Branden- 
Tg  (Höfer,    Deutsche    Urkunden  II  N.  79).     Dagegen  bestimmte 

3  des  Wormser  Privil.:  Habeant  etiam  liberam  potestatem  per 
am  civitatem  cum  quibuslibet  hominibus  cambire  argentum  excepto 
tarn  ante  domum  monetaream  vel  sicubi  alibi  monetarii  ad  cambien- 
Q  consederint,  welches  Recht  sie  auch  nach  dem  Privilegium 
edricbs  I.  für  die  Münzerhausgenossen  in  Worms  vom  24.  September 
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vei*sprachen ,  der  Frieden  zu  Schärding  mit  Baiem  von 
29.  September  1369,  in  welchem  die  bairischen  Herzoge  ihr 
Ansprüche  auf  Tirol  gegen  Zahlung  von  116000  Guide 
aufgaben,  der  unglückliche  Krieg  mit  Venedig  w^en  Trie; 
(ICovember  1369)  und  die  durch  denselben  hervorgerufei 
Stockung  im  Handel,  welche  wieder  auf  die  Steuerfthigke 
der  Bürger  der  Handelsstädte  und  auf  den  Ertrag  der  Wi 
ungünstig  wirkte,  endlich  die  getrennte  Hofhaltung  is 
beiden  Herzoge  hatten  zur  Folge,  dafs  diese  in  grofi 
Schulden  gerieten.  Die  einträglichsten  Besitzungen  oi 
Gefälle  waren  verpfändet  und  niemand  wollte  ihnen  mel 
borgen.  In  dieser  äufsersten  Not  griffen  die  Her«^ 
zu  einem  ebenfalls  in  England  unter  Johann  ohne  Lai 
und  Heinrich  III.  in  Anwendung  gebrachten  Mittel:  z 
Einkerkerung  aller  Juden  und  Konfiskation  ihres  V( 
mögens*).  Nach  einer  geheimen  Verabredung  liefsen  sie 
allen  ihren  Städten  an  einem  Tage  alle  Juden  gefang 
nehmen  imd  aller  ihrer  Habe  (mit  Ausnahme  der  Schul 
briefe)  berauben*). 

Nach  dem  Fragnientum  de  quatuor  Albertis  hätten  i 
Herzoge  die  Absicht  gehabt,  die  Juden  zu  verbrennen,  ab 
von  den  Doktoren  der  Theologie  die  Belehrung  erhalte 
man   solle   sie   nicht   töten ,   sondern   für  immer  in  bart 


1165  und  R.  Rupport  vom  30.  Oktober  1400  behalten  sollten  (Uoenig 
in  Geigers  Zeitschrift  I  138^9).  Auch  in  Regensburg  stand  iliii 
gemäfs  einem  Privilegium  vom  30.  Juni  1230  das  Recht  zn,  Gold  i 
Silber  daselbst  zu  kaufen  und  zu  verkaufen  (Gemeiner,  Reichssti 
Regensburg.   Chronik  I— IV  1800—1824,  III  650). 

*)  Über  die  Finanznot  der  Herzoge  (Lichnowsky  IV  137). 

>)  Nach  dem  Frag.  bist,  de  quatuor  Albertis  Aastiiae  ducil 
(Pcz  n  383)  erfolgte  diese  Gefangennahme  und  Beraubung  1370;  « 
dem  Append.  ad  Chron.  Hagen  (Pez  I  1160)  und  Emek  habadia  i 
Wiener  55)  1371,  nach  der  kleinen  Chronik  von  Klostemeubiirg  (Ai 
f.  österr.  Geschichtsq.  VII  235)  1377  (Anno  1377  fieng  man  die  j« 
und  namb  in  der  herczog  Albrecht  und  hercsog  leopold  all  ir  im 
schafft  nur  brief  nit).  Wahrscheinlich  zog  sich  diese  Brandschatz 
der  Juden  durch  mehrere  Jahre  hin,  daher  die  ungleiche  Angabe 
Jahres. 
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Knechtschaft  zurückhalten,  und  so  hätten  sie  sie  entlassen. 
In  der  Zwischenzeit  versuchten  sie  fast  einen  Monat  lang, 
auf  ihre  Härte  und  Beharrlichkeit  einzuwirken,  ob  nicht 
wenigstens  einer  aus  einer  so  grofsen  Menge  aus  Furcht  vor 
der  Todesstrafe  zur  Besinnung  käme  und  sich  zur  Taufe 
entschlösse.  Allein  nur  zwei  Erwachsene  wurden  bekehrt: 
ein  ungefähr  40 jähriger  Mann  und  ein  schönes  Mädchen, 
welches  der  Herzog  ausstattete  und  einem  der  Küchenmeister 
zur  Ehe  gab.  Jener  Mann  apostasierte  wieder  und  wurde, 
da  er  öflfentlich  bereut  hatte,  dafs  er  aus  Furcht  vor  dem 
Tode  sich  bekehrt  habe,  verbrannt^).  Falls  diese  Angaben 
des  Gaminger  Chronisten  richtig  sind,  so  diente  jener  Be- 
kehrungseifer der  Herzoge  doch  nur  als  Deckmantel  für 
den  eigentlichen  Zweck  derselben,  sich  des  Vermögens  der 
Jurten  zu  bemächtigen.  Aus  diesem  Grunde  ist  wohl  die 
Ahsicht  der  sonst  gar  nicht  so  fanatischen  Herzoge,  die 
Juden  zu  verbrennen,  kaum  ernst  zu  nehmen.  Unklar  ist 
auch,  was  von  den  Doktoren  der  Theologie  gesagt  wird; 
Doktoren  der  Theologie  der  Wiener  Universität  können  es 
nicht  gewesen  sein:  denn  damals  bestand  an  der  Wiener 
Universität  noch  keine  theologische  Fakultät,  da  diese  erst 
iDit  der  Bulle  Urbans  VI.  vom  12.  Februar  1384  bewilligt 
wurde  - ). 

Xiieh  diesem  Gewaltakte  wurden  die  Juden  mehrere 
Jahre  hindurch  mit  gröfserer  Milde  l)ehandelt.  Sie  waren 
vollständig  ausgesogen,  und  die  Klugheit  gebot,  ihnen  nicht 
Dar  Ruhe  zu  lassen,  sondern  auch  Mittel  und  Wege  zu 
schaffen,  um  sie  wieder  leistungsfähig  zu  machen.  Aus 
üesem  Grunde  wohl  wurden  ihnen  nach  der  kleinen  Chronik 
on  Klosterneuburg  bei  der  Wegnahme  ihrer  Habe  die 
ehuJdbriefe  gelassen,  um  durch  Realisierung  ihrer  Forde- 
mgen  wieder  zu  Geld  zu  kommen ;  wahrscheinlich  zu  diesem 

')  Vgl.  auch  Kurz,  Österreich  unter  Herzog  Albrecht  III.  1827, 

69. 

S)  Kink,  Gesch.  der  kais.  Universität  in  Wien  1854  I  18,  II  48, 
S;  Aschbach,  Gesch.  der  Wiener  Universität  1865,  I  28 ff. 
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Zwecke    erteilten    die   Herzoge    den    Juden    in   Österreich 
selbst  eine  Handfeste,  die  jedoch  nicht  erhalten  ist. 

Weder  die  Zeit  der  Ausstellung  noch  der  Inhalt  dieses 
Privilegiums  sind  bekannt 

Auf  die  Z  e  i  t  der  Ausstellung  kann  ein  Schlufs  gezogen 
werden  aus  dem  Reverse,  welchen  Albrecht  UI.  und 
Leopold  III.  am  22.  Juni  1377  der  Stadt  Wien  anlifslich 
der  Anhängung  ihres  Siegels  an  die  erw&hnte  Handtele 
ausstellten  ^).  In  dieser  Urkimde  erklären  die  Herzoge :  ,Als 
unser  getreun  lieben  .  .  .  der  purgermeister  . . .  der  richter. 
der  rat  und  die  purger  unser  stat  ze  Wienn  von  unsen 
geschefts  wegen  zusammt  mit  uns  mit  irr  statt  insigel  vk 
besigelt  habent  die  handvest,  die  wir  jetzunt  unsem  judei 
gemainlich  in  Österreich  unib  ire  recht  und  frei- 
hait  haben  gegeben,  daz  wir  denselben  unsem  purgerng» 
lobt  und  verhaizzen  haben  und  verhaizzen  in  auch  wizzeBt- 
lieh  mit  disen  brief,  ob  sie  und  dieselb  unser  statt  des 
besigelns  zu  dhainem  schaden  chomen,  daz  wir  sie  gnediklict 
davon  bringen  sullen  und  wellen  an  allez  gevaer".  Das  Wort 
Jetzunt"  berechtigt  zur  Annahme,  dafs  die  erwähnte  Hand- 
feste um  dieselbe  Zeit  ausgestellt  worden  ist,  wie  dies« 
Revers.  Dies  wird  umso  wahrscheinlicher,  weil,  wie  aus  dei 
Bestätigung  des  Herzogs  Wilhelm  ddo.  Graz,  23.  Oktohfl 
1896  hervorgeht,  Albrecht  III.  und  Leopold  III.  unten 
24.  Juni  1377  zu  Wien  auch  den  Juden  in  Steiermark  ml 
Kärnten  eine  ebenfalls  nicht  erhaltene  Handfeste  Ober  ikn 
Rechte ,  Freiheiten ,  Gnaden  und  guten  Gewohnheiten  \er 
liehen  haben. 

Was  den  Inhalt  jener  Handfeste  betrifft,  so  ist  zunädu 
nicht  ausgeschlossen,  dafs  dieselbe  eine  neuerliche  Bestätigm 
des  Fridericianum  vom  1.  Juli  1244  war');  femer  berufe 
sich  zwei  bei  Senckenberg,  Selecta  iuris  et  historiami 
(Frankfurt,  1738,  IV.  p.  246  N.  LVI  und  271  sub  N.  LXXXl 
im  „Chartularium  Alberti  III  et  Leopoldi  III  fratn 
ducum  Austriae")  enthaltene  Specialprivilegien  für  einiel 

')  Original  im  Stadtarchiv;  Tomaschek  I  192,  XCIII. 
")  Vgl,  „Die  Juden  in  Österreich**  S.  79. 
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luden  auf  die  „new  hantfeste,  die  wir  andern  unsem  Juden 
mit  onsem  grofsen  Insigeln  (in  der  Urkunde  N.  LVI:  diez 
hm)  geben  haben".  Senckenberg  bemerkt  §  V,  S.  16 
1er  praefatio,  dafs  das  erwähnte  Chartularium  „varii  generis 
oooimenta  ann.  1379  et  1380  exarata"  enthalte;  hiemach 
rtren  jene  Specialprivilegien  in  die  Jahre  1379/80  zu  verlegen. 

Wesentlich  übereinstimmend  mit  diesen  beiden  Privilegien 
Bt  der  Inhalt  einer  dritten  bei  Senckenberg  1.  c.  S.  184  sub 
l  XIV  abgedruckten  Urkunde.  Diese  drei  Privilegien 
nirden  erteilt,  teils  um  einzelne  Juden  und  ihre  Familien 
Dr  Rückkehr  nach  Österreich  zu  bestimmen,  das  sie  verlassen 
latten,  teils  um  sie  zur  Niederlassung  daselbst  zu  bewegen. 

Man  kann  nun  wohl  annehmen,  dafs  in  diesen  Special- 
irivilegien  lediglich  jene  Vorrechte  auf  die  Zurückgekehrten 
der  Zugewanderten  ausgedehnt  wurden,  die  nach  Angabe 
ler  beiden  erstgenannten  Freibriefe  in  der  „new  hantfeste'' 
len  andern  Juden  (vnsern  Juden  gemainlich)  von  den 
lerzogen  erteilt  worden  waren;  denn  alle  diese  Privilegien 
reisen  nach  Wortlaut  und  Inhalt  auf  eine  gemeinsame 
inmdlage  hin.  Hieran  ändert  nichts,  dafs  der  erste  dieser 
Wefe  (N.  LVI)  die  Bemerkung  enthält:  diez  Jares;  denn 
ibgesehen  davon,  dafs  die  Angabe  bei  Senckenberg, 
Iaf8  das  Chartularium  Urkunden  aus  den  Jahren  1379  und 
380  enthalte,  überhaupt  zu  allgemein  ist,  als  dafs  nicht 
ine  Ausnahme  oder  ein  Irrtum  bezüglich  einzelner  derselben 
löglich  wäre  —  können  diese  Worte  auch  auf  die  beiden 
ben  erwähnten  anderen  Specialprivilegien  bezogen  werden, 
hne  dafs  hierdurch  der  Zusammenhang  aller  mit  der  Hand- 
»te  vom  Jahre  1377  aufgehoben  wird. 

Aus  jenen  drei  Urkunden  ergiebt  sich,  dafs  den  Juden 
Igende  Freiheiten  gewährt  wurden: 

1.  Die  Juden  mit  ihren  Familien  und  ihrem  Gesinde, 
wie  ihr  Hab  und  Gut  werden  in  den  herzoglichen  Schutz 
nommen. 

2.  Sie  können  sich  in  den  Ländern  und  Herrschaften 
r  Herzoge  niederlassen,  wo  sie  wollen. 

3.  Die   Herzoge   werden    ihnen    beistehen,    ihre  Geld- 
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forderuDgen,  fiber  welche  sie  Briefe  haben  (.nach  sag  irbrief 
vnd  Trehande*.  ^der  si  brief  vnd  \Tchiuid  haben! '*  leinzubringeL 

4.  Sie  werden  sie  nicht  beschweren  mit  Tötbriefei, 
Lehen  noch  mit  anderen  Sachen :  ihnen  anch  kein  Geld  ab- 
nehmen (Urkunde  N.  XIV). 

5.  Sie  müssen  nur  die  festgesetzte  j&hrliche  Abgake 
und  sonst  nichts  zahlen  („kein  Stewr  noch  aufsecze  weder 
mit  Christen  noch  mit  Juden*). 

6.  Beschuldigungen  gegen  sie  von  Christen  oder  Jod« 
sollen  nur  glaubhaft  sein,  wenn  die  Ankläger  vbesager)  ihre 
Angal)e  mit  unversprochenen  (unparteiischen)  Christen  und 
Juden  wahr  machen,  ,,in  aller  der  weis  als  daz  in  der 
egenanten  hautfest  geschrieben  stet,  die  wir  unsem  Jodet 
gegel>en  haben"*). 

Diese  „hantfest"  dürfte  nun  die  Handfeste  der  Herzoge 
Albrecht  III.  und  Leopold  III.  aus  dem  Jahre  1377  sdi 
und  'der  Inhalt  derselben  sich  sohin  mit  dem  Inhalte  der 
erwähnten  Specialprivilegien  decken. 

Diese  Annahme  gewinnt  an  Wahrscheinlichkeit  dadurch, 
dals  Art.  19  der  später  zu  besprechenden  Vormundschafti- 
Ordnung  vom  5.  September  1406*)  die  meisten  der  oben  e^ 
wähnten  Konzessionen  und  Vorrechte  als  für  alle  Jnd^ii 
Österreich  unter  und  ob  der  Enns  gültig  erklärt  (Item  ei 
soll  auch  der  Vormund  all  Juden  in  Osterreich  vnd  ob  der 
Enns  halten  und  schirmen  bei  iren  rechten,  brieven  ni 
Fn\vhaitten    vnd   schaffen,   daz  man  In  ir  geltsehuld  hdf 

M  1>A«  sub  N.  LVI  abgedruckte  Privilegium  hmt  noch  folgcodl 
!W}*timmungon ;  Wonn  eine  Feuersbmnst  in  ihren  HftuMm  od» 
fiU()or«wo  entsteht  ^dox  sullen  sie  gegen  uns  und  den  unsem  jaxär 
^Uon  ^01  n  an  leib  und  gut.  Und  wenn  si  von  uns  varen  weHeü^ 
so  nullen  si  urloub  nemen  von  uns  oder  von  unsenn  houbtmann  odw. 
\  Oll  ir  betrjister  ainem  oder  von  dem  Statrichter  in  der  Stat,  da  ai 
«ioun  in«o  goscxxen  sint**.  Weder  der  Hersog  noch  die  Seinen  werte 
MC  «isrin  bringen  und  sollen  sie  mit  ihrem  Leib  und  Gut  eine  T^ 
M  ( ito  hoglHt^'n,  und  was  sie  hinterUaaen  (es  sei  Hinser  oder  welchcM 
imiiiov)  ftoll  donnoc))  im  Schutse  des  Henogs  sein. 

')  Hau5>,  Hof^  und  Staatsaxt'liiv.  Ranch.  SS.  III  4o5,  wo  jedoch 
^tNtt  x\t^>  .V  dor  12.  Soptfinb<^r  aU  Datum  angeireben  ist;  Lichnowskj 
V  \    7t»4   71^ 
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nzepringeD,  vnd  in  weder  brief  noch  geltschuld  gen  yemand 
ber  iren  willen  aufsnem,  als  man  vorgetan  hat,  vnd  Si  auch 
lit  dhainer  vngewondlichen  Stewr  vnd  vordrung  nicht  be- 
weren  an  lannd  vnd  lewt  Rat  vnd  wissen) ,  so  dafs  dieser 
Lrt  19  als  eine  Bestätigung  der  Handfeste  vom  Jahre  1377 
ofzofassen  ist;  denn  die  Stände  nahmen  zur  Grundlage  ihres 
pniches  jedenfalls  eher  ein  allgemeines  Privilegium  für  alle 
öden  als  die  einzelnen  Juden  erteilten  Specialprivilegien. 
Die  oben  aufgezählten  Freiheiten  dürften  somit  nach 
Bm  Vorgesagten  der  wesentliche  Inhalt  der  von  Albrecht  III. 
Dd  Leopold  III.  den  österreichischen  Juden  gegebenen 
indfeste  gewesen  sein.  Die  Ereignisse  des  Jahres  1370, 
ie  immer  häufiger  gewordenen  willkürlichen  Tötbriefe, 
insennachlässe  und  Schuldenaufhebungen  rechtfertigen  und 
'klären  vollkommen  jene  Satzungen.  Ob  dieses  Privilegium 
oeh  andere  Bestimmungen  enthalten  habe,  ob  insbesondere, 
ie  von  Luschin  (Das  Berufen  von  Brief  und  Siegel  in 
er  „Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte**  XII,  1876  S.  47)  be- 
iglich der  oben  erwähnten  von  den  beiden  genannten 
erzogen  den  Juden  jn  Steiermark  und  Kärnten  erteilten 
iid  mit  der  österreichischen  Handfeste  wahrscheinlich  über- 
instimmenden,  aber  ebenfalls  nicht  näher  bekannten  Hand- 
8te  vom  24.  Juni  1377  vermutet,  die  in  dem  steirischen 
andrechte^)  in  den  Art.  246 — 252  enthaltenen  Vorschriften 
lindestens  teilweise  den  Inhalt  dieser  nicht  erhaltenen 
rivilegien  gebildet  haben,  läfst  sich  nicht  nachweisen.  Allein 
$darf  nicht  übersehen  werden,  dafs  in  dem  S.  394  erwähnten 
Averse  für  die  Stadt  Wien  vom  22.  Juni  1377  gesagt  wird, 
ifs  den  Juden  die  Handfeste  „umb  ire  recht  und  freihait" 
Bgeben  wurde  und  dafs  nach  der  Konfirmation  Herzog 
Rlhelms  vom  23.  Oktober  1396  auch  die  Handfeste  vom 
l.  Juni  1377  den  Juden  in  Steiermark  und  Kärnten  von 
Ibrecht  und  Leopold  ebenfalls  „vber  ire  recht,  freyhait, 
lad  vnd  gut  gewonhait"  erteilt  worden  ist,  die  Be- 
immungen    der    citierten    Artikel    des    steirischen    Land- 

1)  Steiermärkisches   Landrecht   des    Mittelalters,  bearbeitet    von 
Ferdinand  Bischoff,  Graz  1875  S.  172 ff. 


^ 


rechtes    aber    kaum    als   Hechte  und    Freilieiteti 
werden  können  M. 

Die  Folgen  dieser  Handfeste  wurden  bald  bemerlih». 
Die  Willkür  bei  der  Ausstellung  der  Tötbriefe  hörte  aat. 
und  Tötbriefe  wurden  nur  nach  DurchfßhruDg  des  Berufung^ 
Verfahrens  ausgefertigt.  So  erklärt  Albrecht  IIl  a 
2!i.  Juni  VMl  alle  Urkunden  für  vernichtet,  die  mit  dea 
von  Heinrich  von  Walisee,  dem  Hauptiuanne  ob  der  Enns,  ver- 
lorenen und  mit  den  herzoglichen  Briefen  in  der  Landschnuue 
und  in  den  Judenschulen  verrufenen  Insiegel  Heinrichs  *«■ 
kommen  könnten*),  Einzelnen  Juden  wurden  besondere  Fm- 
heilen  gewährt.  Abgesehen  von  den  oben  erwähnten  dtti 
S|iecial|irivilegien  für  die  Familie  des  Musch,  Enkel  Iizerlei» 
von  Marburg  und  Izzerlein  von  Eggenburg,  Poplusch,  HeDdIdu 
Sohn  zu  Marburg,  und  mehrere  andere  Juden  sind  in  ütSK 
Beziehung  hervorzuheben  :  Der  Befehl  Albrechts  vom  24.  Juni 
1381  'an  den  Hofmeister  Hans  von  Liecht«nstein,  die  JnM 
Izzelein  in  Neuburg  und  Het^ichleiu  In  Herzogenburg  i> 
in  ihrem  von  Hans  von  Strewn  erhaltenen  Pfände  der  Feilt 
Ulrichskirchen  zu  schützen^);  die  Urkunde  Albrechts  ID. 
vom  24.  Juni  1388,  in  welcher  der  Herzog  dem  Sohn  i» 
Juden  Steuzz  in  Wien  als  forum  privilegiatum  die  Gb*'^ 
erwiesen  „wer  hincz  lu  ichts  zu  sprechen  habe,  daz  d«rdtt 
tun  8ol  vor  vns  vnd  nindert  anders  wa,  wann  wir  die  bu^ 
selbst  verhören  wollen*)":  29.  Juni  1389  stellt  dersrfti 
Herzog  den  Juden  Abraham  Treuer,  Abraham  von  LandslnV 
uud  Elias  Walich  einen  Geleitsbrief  aus,  in  die  wäls^n 
Lande  zu  ziehen,  um  Paradiesäpfel  (Esrogim,  eine  Spieltit 
der  Citrus  medica  zum  Gebrauche  fQr  das  LaubhQttenfeit. 
mit    Bezug  auf  3.  Mos.  23.  39—43).  heimzubringen»); 

')  Vgl.  hierzu  die  II.  Abteilung  dieses  Werkes  A-  Die  Rtcb» 
vcrliältniaae  der  Juden  iu  Steiermark. 

•)  LichnowBky  IV.  N.  1328. 

')  Lichuowaky  IV  1607;  Tgl.  A.  25  des  Prideric, 

*)  Wolf,  Hwnaskir  1860  N.  32;  Wolf,  Qcwit.  der  Jad««  ■ 
Wien  S.  241.  N.  IX. 

»)  Schlager.  Wiener  Skiwen  II  2H;  Lichnowakv  IV  !i.8«l 
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8.  November  1391  uiinmt  Albrecht  das  von  Hendlein  und 
Jonan,  den  Söhnen  des  obengenannten  Steuzz,  von  Isserl 
von  Neonburg  in  Wien  in  der  Judengasse  abgekaufte  Haus 
in  seinen  Schutz  \). 

Schon  1379/80  hatten  sich  die  Juden  soweit  finanziell 
«holt,  dafs  sie  den  Herzogen  ein  Darlehen  von  10  000  Pfund 
TRener  Pfennige  gewähren  konnten.  Letztere  ernannten  fünf 
ibsammer,  die  jene  10000  Pfund  „nach  dem  aufsacze  vnd 
lier  ordenung  irs  obersten  vnd  höchsten  pannes,  m  grozzisten 
«ydens,  als  der  Juden  recht  vnd  gewohneit  stet", 
<iilegen  sollten  „auf  all  vnser  Juden  vnd  Judin  gemainclich 
TOd  vngevarlich  in  vnserm  lande  vnd  den  stetten  ze  Oster- 
ifieh'),  Niemand  ausgenommen  als  den  Juden  Steuzz  mit 
asinen  Angehörigen,  die  in  seinem  Freibriefe  namentlich  an- 
fßfthrt  sind"  »). 

Alles  dies  beweist,  dafs  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden 
mt  1377  eine  erfreuliche  Wendung  zum  Bessern  nahmen. 
[/Btfs  trotzdem  einzelne  Willkürakte  vorkamen,  ist  bei  der 
^irittelalterlichen  Ansicht  von  der  Stellung  der  Juden  dem 
^Itndesfürsten    gegenüber   erklärlich.     Wenn    Albrecht  III. 
23.  Mai  1379  verspricht,  dafs  während  des  Dienstes  des 
df  von   Walsee,    den    er   dem    Herzoge   als  Hilfe  für 
König   von   Ungarn   gegen   die  Venetianer   in  diesem 
^ilihre    leistet,    weder   ihm    noch    seinen    Brüdern    von   des 
Herzogs    Juden     ein    Schaden    aufgerechnet    werden    solle 
^md    1879/80    dem    Albrecht    dem    Hunguklen    für    seinen 
fSehaden  auf  der  Fahrt  nach  Triest  und  zurück  ein  zwei- 
iges Moratorium  gegenüber  seinen  jüdischen  Gläubigem 
»willigt*),  und  wenn  Leopold  III.  den  Brüdern  Hensel  und 


«)  Lichnowsky  IV  2260. 

^  Nicht,  wie  Wiener  Regesten  233  N.  119  anführt,  auf  alle  Juden- 
irteoem  der  anderen  Fürstentümer. 

»)Senckenberg  IV  195.  Ober  David  den  Steuzz,  Sohn  des 
Hanleiii  von  Neunburg,  vgl.  Schlager  11  41;  Wiener,  Regenten 
tB.  280  ff.,  N.  99,  100,107,  123;  Urkundenbuch  des  Landes  o./E.  VIII 
y.  883,  480,  732;  Fontes  r.  Aust  VIII  109. 

^)  Lichnowsky  IV  1425;  Senckenberg  a.  a.  O.  282. 


Wölfel  vuu  Stein  am  29.  August  1^78  hei  dem  Vetkaiiit 
ihrer  Veste  an  ihn  verspricht,  sie  ihrer  Schulden  an  Jadto 
und  Cbristen  zu  entledigen ')>  so  machten  sie  nach  jener 
Auffassung  nur  von  ihren  landesfürstlichen  Prärugalitrn 
Gebrauch,  und  wurden,  wie  aus  der  letzlcitierten  Urkundf 
hervorgeht,  auch  die  Christen  nicht  glimpflicher  hehaadell 
In  gleicher  Weise  hlieb  auch  nach  der  Erlassung  der  Hwl- 
feste  vom  Jahre  1377  das  Vermögen  der  Hüchtigen  Juden 
der  Konliskation  aulieiuigegelien;  so  verkaufte  Alhrecht  111. 
dem  Reinhart  von  Friesingen  am  6.  Februar  1394  das  HanJ 
Mendleiu  des  Juden  in  Wien  auf  der  Hochstrafse  mn 
72  Pfund  Wiener  Pfennige,  das  ihm  wegen  der  Flntit 
Mendleins  verfallen  war*).  Kaum  etwas  anderes  als  pib 
Zinsennachlafs  war  auch  die  Verordnung  Albrecbls  ^'ob 
16.  Oktober  1382"),  in  welcher  der  Herzog  im  Hinblicke 
auf  die  „grozzeu  und  sworen  geltschulde,  darinn  unser  stet 
ze  Wien  ist,  und  durch  daz  sie  von  derselben  geltschoMF 
dester  paz  komen  raug"  gelobt  „umb  alle  geltschuld,  so  di^ 
selbe  unser  stat  unsem  Juden  in  unserm  land  gesezzen.  6er 
wir  gewaltig  sein,  schuldig  ist,  daz  wir  allen  den  gesuorti, 
der  darauf  von  dem  nächsten  vergangen  saud  Johanstag  n 
Suneweuden  vnz  hergegangen  ist  und  noch  furbaz  gtn 
mag  von  hinz  unz  auf  die  Weichnachten  schierist  chunftif 
und  von  danneu  über  dreu  ganze  jar  nacheinander,  über  ml 
nemen  und  die  stat  ze  Wieuu  an  alle  ir  scheden  davoa 
pringen  und  ledigen  wellen". 

Diese  Verfügung  Albrechts  war  eine  der  Mafsrcseto 
ilieses  Herzoges  zu  Ounsten  der  ebenfalls  hart  bedrUfkm 
und  arg  verschuldeten  StAdte,  um  durch  Verminderung  ihm 
Schulden  und  Erhöhung  ihrer  Einnahmen  den  gesunkeMi 
Wohlstand  derselben  wieder  zu  heben. 

Denselben  Zweck  verfolgten  schon  früher  das  VerWj 
Albrechts    und    Leopolds    vom    24.    Dezember    1370,    ntrl 


k 


■)  Lichnowaky  IV  N.  1372. 

•)  Schlager  I  61. 

~)  Wiener  Stadtarchiv;  Tomasi^bek  I  197,  XCVIl. 
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welchem    „weder   Christen  noch  Juden"    in   Klosterneuburg 
Wein  einfahren    durften   bei    einer  Strafe    von  80   Pfund 
Pfennigen  zur  Besserung  der  Stadt  ^),  und  das  Verbot  Albrechts 
im  22.  April  1371,  gemäfs  welchem  über  Bitten  der  Bürger- 
schaft den  Juden  zu  Steier  untersagt  wurde,  mit  Wein  und 
Getreide  Handel  zu  treiben.    Die  weitere  Bestimmung,  dafs 
die  Juden  in  Steier  nur  in  dem  früher  von  ihnen  besessenen 
Banse  wohnen  sollen,  wenn  dieses  zu  klein  wäre,  aber  ein 
anderes  daran  oder  nahe  dabei  kaufen  dürfen ,  jedoch  nicht 
mitten  in   der   Stadt,    damit   die  Bürger   sie   im  Notfalle 
schlitzen  können^),  ist  eine  zu  Gunsten  der  Juden  getroffene 
Terfttgung.     Zu   den   im   Interesse   des  Bürgerstandes  er- 
lassenen Verordnungen  gehören  auch  die  unterm  27.  Sep- 
tember 1374  erfolgte  Bestätigung  des  Ratsbeschlusses  über 
die  Einhebung  eines  Wiener  Pfennigs  als  Stadtsteuer  von 
ym  jedem  Eimer  Most  und  von  jedem  anderthalben  Eimer 
Kaisch,  die  in  Wien  oder  in  die  Vorstädte  von  Wien  geführt 
lerden  von  jedermann  „ausgenomen  allain  vnser  Juden,  die 
int  aigen  ruckh  ze  Wienne  sezzhaft;  die  sullen  dez  nicht 
fBpanden  sein  ze  geben  von  irem  pauwein  noch  von  dem 
lein,  der  in  an  irer  geltschuld  (statt)  geben  wird  und  soll 
•ach  kain  ander  jud  des  überhebt  sein  an  geuerd®)'',  und  die 
iiterv^ition  des  Herzoges  in  dem  Streite  der  Linzer  und 
Aeistädter  wegen  des  kleinen  Salzes  und  des  Judenfleisches 
imn  22.  Juni  1378*). 

Trotz  diesen  angeführten  Willkürlichkeiten,   die  'aber 
im  Geiste  der  Zeit  aufzufassen  sind,  kann  man  sagen,  dafs 
die  Stellung  der  Juden  in  Österreich,  welches  Albrecht  III. 
■eit  dem  Teilungsvertrage  mit  seinem  Bruder  vom  25.  Sep- 
tember 1379  (mit  Ausnahme  von  Neustadt,  Neukirchen  und 


>)  Zeibig,  U.B.  der  Stadt  Klosterneuburg  1298—1565  (Arch.  f. 
K.  öBterr.  Geschichtsq.  VII  321,  N.  VIII). 

•)  Preuenhuber,  Annales  Styrenses.  1740 S.  58;  Lichnowsky 

IV  N.  1038. 

')  Origin.  im  Stadtarch.  Eisenbuch  f.  76;   Hormayr  III  1,95  bis 
96;  Tomaschek  I  183,  N.  LXXXVII. 

*)  Kurz,  Österreichs  Handel  in  älterer  Zeit  1822.    S.  468. 

Seherer.  Beitrftf«  I.  26 
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drei  Festen)  allein  besars ,  bei  dem  Tode  dieses  Forsten  » 
allgemeinen  eine  günstigere  war,  als  in  den  ersten  Regienn^i- 
jahren  der  beiden  herzoglichen  BrQder. 

In  privatrechtlicher  Beziehung,  verdient  henrorgehobei 
zu  werden  das  Judenpuech"  des  Amtes  in  der  Schefttraft^) 
vom  Jahre  1389.  Es  bildet  den  zweiten  Teil  des  .Satzpuech 
über  des  Ambts  in  der  Schefstrass  grundpuech*'  (im  1l  mi 
k.  Hofkammer- Archive  N.  4),  wird  eingeleitet  durch  &m 
den  Judenmeister  Lesyer  mit  dem  Judenhute  und  eisoi 
Beile  in  der  Hand  (das  Abhauen  der  Hand  als  Strafe  dtt 
Meineides  andeutend)  darstellende  Initiale  und  hat  die  Uba> 
Schrift:  „Hye  hebt  sich  an  das  judenpuech'' ^.  Die  ersta 
Schuldposten  datieren  aus  dem  Jahre  1389.  Ähnliehe  Jod» 
bücher  bestanden,  wie  gezeigt  werden  wird,  auch  in  andern 
Gemeinden  sowohl  in  Österreich  als  in  Steiermark. 

§  34.   Albrecht  IV.  (1395—1404)  nid  Wilketa 

(1395—1406). 

Nach  dem  Tode  Albrechts  III.  lebten  die  Juden  ii 
Österreich  durch  20  Jahre  in  ungetrübter  Ruhe.  Som 
Albrechts  Sohn,  Herzog  Albrecht  IV.,  als  dessen  Vettai;  * 
Herzog  Wilhelm,  der  älteste  Sohn  Leopolds  III.,  wefciB»  • 
gemäfs  dem  letzten  Willen  Albrechts  III.  und  dea" 
Hollenburger  Abmachungen  vom  22.  November  1395')  it 
Österreich  gemeinschaftlich  regierten,  waren  ihnen  freundlicir 
gesinnt.  Die  Verfügungen  der  Herzoge,  welche  den  Jodea 
minder  günstige  Bestimmimgen  enthielten,  sind  ausnmhmski 
im  Interesse  der  Städte  erlassen.  So  verboten  beide  Henogt* 
am  25.  September  1396  bei  Bestätigung  der  FreiheitoiP  i 
von  Linz  den  dortigen  Juden,  mit  den  Bürgern  in  Uat 
irgend  welche  kaufmännischen  Greschäfte  zu  treiben^),  uad' 

>)  Schefetrafs  und  Erdpurkh  waren  an  der  Steile  der  späteren 
Vorstädte  Weifsgärber  und  Erdberg  gelegen. 

^)  Schalk,  Zwei  Initialen  eines  Wiener  Grundbuches  ans  dea 
Jahre  1389  (Mitt.  des  Inst.  f.  öst.  Geschichtsforschung  XH  657). 

')  Lichnowskj  V  N.  9. 

*)  Kurz,  Handel  89  Akg.  1. 
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Wilhelm  stellte  durch  die  Privilegien  für  Graz,  Rotenmann, 
Mfirzzoschlag,  Jadenburg,  Leoben,  Knittelfeld,  Brück,  Kind- 
berg und  andere  StÄdte  in  Steiermark  vom  17.  März  1396*) 
lie  in  denselben  Immobilien  besitzenden  Juden  vor  die  Alter- 
tttiYe,  entweder  ihre  Häuser,  Güter  u.  s.  w.,  die  sie  für 
jeldschulden  in  ihre  Gewalt  bringen  und  die  in  diesen 
Stidten  und  ihrem  Burgfrieden  gelegen  sind,  binnen  Jahres- 
rirt  zu  verkaufen  oder  von  denselben  mit  den  Christen 
n  leiden  und  zu  steuern. 

Dagegen  bestätigte  Herzog  Wilhelm  am  23.  Oktober  1396 
br  sich,  seine  Brüder  und  seinen  Vetter  den  Juden  in 
Mermark  und  Kärnten  die  ihnen  von  Albrecht  III.  und 
<opold  III.  erteilte  Handfeste  über  ihre  Rechte,  Freiheiten, 
fnaden  und  guten  Gewohnheiten  vom  24.  Juni  1377  ■),  und 
eide  Herzoge  stellten  im  Jahre  1401  einen  Schutz-  und 
chirmbrief  auf  alle  „Judischhait  zu  der  Neustadt,  Neu- 
irchen,  hiedieshalb  des  Semmerings  und  Österreich  unter 
od  ob  der  Enns  sefshaft"  aus  und  bestätigten  ihre 
rivilegien  ®).  Auch  der  Inhalt  dieser  Urkunde  ist  nicht 
Aannt;  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  die  Handfeste  vom 
).  Oktober  1396  ausdrücklich  die  Handfeste  vom  24.  Juni 
177  für  die  Juden  in  Steiermark  und  Kärnten  bestätigt, 
t  jedoch  der  Schlufs  nicht  unberechtigt,  dafs  der  oben  er- 
Ihnte  , Schutz-  und  Schermbrief"  die  Bestätigung  der,  wie 
en  angenommen  wurde,  ebenfalls  im  Juni  1377  erlassenen 
mdfeste  für  die  österreichischen  Juden  enthielt. 

Nicht  unerwähnt  darf  bleiben  der  Revers  des  Juden 
ntznhauser,  Sohnes  des  Lesyer,  vielleicht  des  in  dem 
lenbuche  der  Schefstrafs  erwähnten  Judenmeisters,  ddo. 
en,  24.  Mai  1403,  in  welchem  derselbe  l>ei  Eid  und  Bann 
er  Besiegelung  des  Landmarschalls  Friedrich  von  Walsee 
I    Anrufung   des   Juden   Czapphonas   Paneach   sich    ver- 


1)  Lichnowsky  VI  N.  38,  39,  40,  41,  43,  44,  45. 
*)  Hans-,  Hof-  und  Staatsarchiv.  —  LichDowsky  V  105. 
*)  Registerband  Cod.  27/C.  3  des  Hans-,  Hof-  und  Btaatsarehirs 
30  n.  964;  Schlager  II  228  N.  14  n.  234  N.  34. 
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pflichtet,  so  lange  er  lebe,  „kain  ertzney  ßichl  mer  w 
gianen  vnrt  ze  treiben  uoch  mit  kainer  herrschaft  mer 
handelt]  haben  deu  vor  seiner  Jüdischen  Maistendi^ifft' 

DieserRevers  hängt  wohl  mit  den  kirchlichen  Vorschrif 
bezüglich  der  Ausübung  der  Arzneikunst  seitens  der  Jtu 
zusammen,  deren  Befolgung  seit  der  Errichtung  einer  l 
versitäl  iu  Wien  seitens  der  jede  Konkurrenz  im  ärztlid 
Berufe  perhorresziereuden  christlichen  Ärzte  genau  öberwi 
wurde:  es  geht  weiter  aus  demselben  der  FortbeslaDd 
Meisterschaftsgerichtes  und  dessen  Kompetenz  bei  von 
Juden  auf  Kid  und  Bann  übernommenen  Aerpflichttingen  her 
Dunkel  bleibt  nur  die  Berufung  auf  Gzapphonas  Panei 
Dies  ist  der  Name,  den  der  ägyptisclie  Joseph  von  Phf 
erhielt*).  Vielleicht  war  diese  Anrufung  eine  kabbalisü 
Bekräftigungsformel  tei  dem  Meisterschaftsgerichte,  1 
selbe  ist  jedoch  nicht  als  Eid ,  sondern  blol^  als  eine 
teuerung  aufzufassen,  da  der  Eid  hei  einem  Menschen 
gOltig  war  (Maimonides  h.  ?chebua  2). 

Ein  einziger  Tötbrief  wird  in  jener  Zeit  erwfthnt. 
Albrecht  IV.  am  17.  März  1404  auf  Ansuchen  des  oben 
nannten  Landmarschalls  Friedrich  von  W'alsee  als  Bft 
für  eine  Schuld  des  verstorbenen  Hanns  von  Nikolsbari 
den  Juden  Eferlein  zu  Neustadt  auf  2000  Gulden  ausferti 
da  dieser  Schuldschein  verloren  gegangen  war'l. 

Herzog  Albrecht  IV.  starb  schon  am  14.  Septei 
1404  mit  Hinterlassung  einer  Tochter  Margaretha  und  < 
siebenjährigen  Sohnes,  Herzog  Albrecht  V„  als  dessen 
mund  Herzog  Wilhelm  als  Senior  des  Hauses  Hahsbnrg 
den  übrigen  Familienmitgliedern  anerkannt  wurde,  D 
nahm  iu  den  am  19.  Februar  1405  zu  Seefeld  abgeschlos 

')  Schlager  I[  184  N.  7. 

■)  1.  MoH.  41,  45.  Pbarao  nannte  den  Nameii  Josephs  Zi 
Puteafa  (nach  Duncker,  Geschichte  dos  Altertuma  I  1878,  Sl 
helfet  Zpe.nt  poueh,  woraus  der  hebr.  Niuuc  gebildet  ist.  im 
tischen  „der  Schüpfer  des  Lebentf"  d.  i.  in  der  Hnngemiot^ 

"1  Lichnowsky  V  GOl. 
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Frieden  mit  dem  Markgrafen  Jodok  von  Mähren  auch  die 
Bestinunong  auf,  dafs  sich  ihre  Räte  im  März  1405  in  Laa 
liehufs  Feststellung  der  Forderungen  der  österreichischen 
Herren,  Ritter  und  Juden,  welche  diese  an  die  Mährer  zu 
steOen  befugt  sind,  versammeln  und  über  diese  Ansprüche 
entweder  durch  gütlichen  Vergleich  oder  durch  einen  Rechts- 
sprach  entscheiden  sollen  ^). 

Am  1.  Februar  1406  gelobte  Herzog  Wilhelm  für  sich 
und  seinen  Vetter  Albrecht  (V.)  Zachreis  den  Haderer,  der 
seines  im  Dienste  der  Herzoge  zu  Laa  und  Drosendorf  er- 
littenen Schadens  wegen  Schuldner  der  Juden  geworden  war, 
Ton  allen  Judenschulden  zu  ledigen  und  die  ihm  von 
Albrecht  IV.  auf  Lebenszeit  versprochene  jährliche  Gülte 
'Von  100  Pfund  Wiener  Pfennige,  solange  er  lebt,  aus- 
lozahlen*),  wobei  es  allerdings  ungewifs  bleibt,  ob  die 
Berzoge  jene  Judenschulden  wirklich  bezahlten  oder  in  der 
lisher  üblich  gewesenen  Weise  einfach  annullierten. 

Nach  Herzog  Wilhelms  Tode  (15.  Juli  1406)  mafsten 
tich  die  Landstände  Ober-  und  Niederösterreichs  die  Regelung 
ißt  Befugnisse  der  Vormundschaft  über  den  minderjährigen 
Herzog  Albrecht  V.  an,  und  Herzog  Leopold  IV.,  Wilhelms 
Brader,  dem  nach  einem  Übereinkommen  mit  seinem  Bruder 
Ernst   die    Vormundschaft    zugefallen   war,    versprach   am 
14.  September  1406,  dem  Spruche  der  Stände  vom  5.  Sep- 
tember 1406   Folge   zu  leisten.     Dieser  Schiedsspruch  der 
Stände  ist,   wie  bereits  oben  erwähnt,  auch  für  die  Rechts- 
TBrhältnisse  der  Juden  in  Österreich  von  mafsgebender  Be- 
deutung gewesen,  weil  im  Art.  19  die  meisten  Konzessionen, 
ßie  wahrscheinlich   den    Inhalt   der   Handfeste   vom   Jahre 
1377  bildeten,  wiederholt  werden.    Auch  das  Judengericht 
Wieb  fortbestehen;  denn  unter  den  im   Art.  11   genannten 
Beamten,  die  der  Vormund  zu  ernennen  und  zu  beeidigen 
hat,  wird  auch  der  Judenrichter  genannt. 


1)  Kurz,  Osterreich  unter  König  Aibrecht  II.  1835,  19;   Lich- 
nowsky  V  682. 

«)  liichnowsky  V  749. 
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Durch  diese  Bestimmungen  wurde  den  Juden  nad 
manchen  Wechselfällen  durch  die  wohlwollende  Ffirsorge  dei 
Stände  und  die  ausdrückliche  Anerkennung  ihrer  Satzimgei 
seitens  des  fürstlichen  Vormundes  neuerlich  der  Schutz  geg« 
willkürliche  Bedrückungen  gewährt.  Nicht  so  freondlicl 
wie  die  Stände  und  der  herzogliche  Vormund  war  jedod 
die  Bevölkerung  gegen  die  Juden  gesinnt,  wie  das  Verhalt« 
derselben  bei  einer  im  Judenviertel  in  Wien  am  5.  Novembe 
1406  ausgebrochenen  Feuersbrunst  bewies.  Am  Freitag  nid 
Allerheiligen,  da  man  die  Bierglocke  läutete,  brach  da 
Feuer  in  der  Synagoge  aus,  und  sofort  war  die  ganze  SümI 
in  Bewegung^).  Pöbelhaufen  brachen  auch  in  die  nochvoi 
Feuer  verschonten  Judenhäuser  ein,  sprengten  die  festeste 
Schlösser  und  raubten  alle  Kostbarkeiten,  die  sie  dw 
fanden,  besonders  Gold  und  Silber,  weiter  Bettgewand,  Htu 
gerate,  Mehl,  Wein,  Briefe,  imd  was  sie  nicht  forttrage 
konnten ,  das  verbrannten  sie ,  und  schlugen  den  Wein  ai 
die  Erde.  Drei  Tage  dauerte  der  Brand.  Die  Juden  vei 
bargen  sich  während  dieser  Zeit  in  allerlei  Schlupfwinkel 
Manche  Armen  haben  sich  damals  bereichert,  und  obwol 
viele  vom  Herzoge  Leopold  zur  Zurückgabe  des  GeraabU 
verhalten  wurden,  erhielten  die  Juden  doch  nur  Sachen  v< 
geringerem  Werte  zurückgestellt.  Nach  der  kleinen  Chron 
von  Klosterneuburg  schätzte  man  den  Wert  des  ihnen  G 
raubten  auf  mehr  als  100000  Gulden;  im.  Cod.  317  i 
Münchener  Hof-  und  Staatsbibliothek  wird  behauptet:  ,.t 
geschah  grosser  schadn  christn  mer  den  Juden,  die  new  plu 
verliehen  haben "".  Getötet  wurde  damals  niemand;  m 
Emek  habacba  wurde  ein  Jude,  der  seine  Kleider  ret 
wollte,  verwundet,  so  dafs  er  starb*).  — 


1)  Ebendorfer,  Chron.  Austr.  (Pes  II  829);  Zeibig,  Kl.Gkn 
von  Klosterneuburg  (Arch.  f.  öst.  Greschiehtsq.  VII  288):  Krone 
den  MitteiluDgen  des  Institutes  für  Gsterr.  GreschichtBforschiuig 
S.  248  aus  dem  Cod.  N.  817  der  Münchner  Hof-  und  SUatsbibliol 
f.  141;  Emek  habacha  S.  58. 

*)  Nach   Schlager,   Wiener  Skisien  I  22  aollen  iiaeh  dk 
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Auch  von  den  Studenten  der  Universität,  deren  Bursen 
in  der  Nähe  des  Jadenviertels  lagen,  hatten  die  Juden  viel 
m  leiden.  Als  der  herzogliche  Marschall  und  der  Stadt- 
richter ttber  Auftrag  des  Herzogs  bei  den  Studierenden  eine 
Hausdurchsuchung  „propter  bona  Judaeorum*',  also  offenbar 
wegen  des  den  Juden  von  Studenten  weggenommenen  Eigen- 
tumes, vornehmen  wollten,  beschlofs  die  Universitäts- 
koDgregation  am  1.  November  1406,  dafs  die  „supposita 
Biiversitatis",  d.  h.  die  der  Universität  untergeordneten 
Personen  zurückstellen  sollen ,  falls  sie  etwas  genommen 
litten,  um  dem  Wunsche  des  Fürsten  zu  entsprechen.  Der 
Bektor  und  Abgeordnete  der  Universität  verhandelten  mit 
dem  herzoglichen  Kämmerer  (magister  camerae)  in  der 
Riehtung,  dafs  nicht  bei  jedem  Studierenden  eine  Unter- 
iQchung  angestellt  und  ihre  Schränke  visitiert  und  gesperrt 
tcrdcD,  sondern  dafs  die  supposita  (worunter  hier  wohl  zu- 
'B&ehst  die  Studenten  zu  verstehen  sind)  sich  durch  einen 
Eid  reinigen  sollen,  was  auch  in  Gegenwart  des  herzoglichen 
'Untermarschalls  Blankenstein ,  des  Hubmeisters  Weifsbach 
«nd  des  Vicedoms  Innbrucker  unter  Intervention  des  Rektors 
lod  der  Dekane  geschah  ^). 

Die  einzige  Vorschrift  Leopolds  IV.  bezüglich  der  Juden 
ist  die  Bestimmung  in  der  Münzordnung  ddo.  Wien,  6.  Juli 
1410  im  Sinne  der  Verordnung  Albrechts  III.  vom  12.  März 

1S68:    Es   sol    auch   dhain   jud    dhainen    vnderchauf    nicht 

treiben  denn  mit  iren  phanden-). 

Nach  dem  plötzlichen  Tode  Herzog  Leopolds  IV.  (3.  Juni 
1411)  wurde  Albrecht  V.,  nachdem   ihm  die  in  Eggenburg 


Brande  die  Juden  nach  dem  neuen  Judenmarkte  (novum  forum  Judae- 
omm)  am  heutigen  Judenplatze  übergesiedelt  sein,  wo  die  Reicheren 
sehon  1375  ihren  Wohnsitz  genommen  hatten. 

*)  Kink,  Geschichte  der  kais.  Universität  in  Wien  1854,  I  2, 
&  18,  N.  7.  Nach  Asch b ach.  Geschichte  der  Wiener  Universität 
im  ersten  Jahrhundert  ihres  Bestehens  1865,  S.  150  befahl  Herzog 
Einst  nach  dem  obengeschilderten  Brande,  eine  allgemeine  Haus- 
durchsuchung in  Wien  vorzunehmen  und  dabei  auch  die  Studenten- 
wohnimgen  nicht  zu  übergehen. 

«)  Rauch,  SS.  m  142—143;  Tomaschek  II  CXII. 
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versammelt«!!  niederösterreichischen  Stinde  die  R^ru 
übertragen  hatten ,  durch  einen  Schiedsspruch  Kaiser  Sii 
muiids  vom  30.  Oktober  1411.  obwohl  erst  14  Jshre  kit,  I 
volljährig  erklärt  und  trat  die  Regierung  an. 


§  35.    Albrecht  V.  (1411-1439).  ^ 

Von  tüchtigen  Batgebeni  (Reinprecht  von  Wili 
Georg  von  Hohenlobe.  Berthold  von  Mangen  u.  a.)  unl 
stutzt,  war  Alhi-echt  eifrig  bemUht,  die  durch  den  febi 
lustigen  Adel  und  von  Raubgesellen  nelfacb  gestörte  Ri 
und  Ordnung  in  Österreich  wieder  herzustellen,  mit  deo 
nachbarteu  Fürsten  Frieden  zu  halten  und  den  Handel  i 
Wohlstand  im  Lande  zu  fördern.  Doch  neigte  er  andn 
seits  zu  religiösem  Fanatismus,  der.  durch  die  hussitüi 
Bewegung  in  Böhmen  genährt,  den  sonst  mild  gesinnten  ( 
gerechten  Fürsten  zur  grausamen  Verfolgung  AndersgUubii 
hinrifs. 

Dazu  kam  die  trotz  aller  Sparsamkeit  des  Hen 
stetig  wachsende  Geldnot.  Das  Räuberunwesen  im  Lii 
erforderte  eine  stehende  Söldnerschar,  deren  Besoldung  kI 
1412  eine  Steuerausschi-eibung  notwendig  machte')-  G» 
Zahlungen  an  seineu  Schwager  Herzog  Heinrich  von  Baii 
welchem  Alhrecht  am  18.  November  1-112  12000  l>ulw 
als  Heiratsgut  seiner  Schwester  Margaretha  ausfolgte,  i 
an  Heizog  Krnst  den  Eisernen,  dem  er  in  dem  Vertrage 
Wien  vom  15.  Juni  1417  zur  Ausgleichung  ihrer  wech 
seitigen  Forderungen  25000  ungarische  Dukaten  i 
6000  Pfund  Wiener  Pfennige  zugesichert  hatt«.  sowie 
Gewährung  eines  Darlehens  an  Friedrich  mit  der  lee 
Tasche  im  Betrage  von  36000  Goldgulden  (14.  Sepieo 
1418)  hatten  die  ohnehin  nie  grorsen  Oieldmittel  des  Hein 
vollständig  erschöpft  *), 

Schon  am  9.  Januar  1415  schrieb  Albrecht,  da  selbst  i 


'jUchnon-sky  V  1282,  1330. 

>)  Lichnowaky  V  IKI.  1719.  1720.  il9i.  186S, 


im,  l(«i.^H 
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lerzogliche  Silbergeschirr  bereits  verpfändet  war,  „zu  vnsers 
Lands  merkleichen  notdurfFt  vnd  Lofsung  des  Silbergeschirrs" 
m  besondere  Steuer  auf  alle  Juden  in  Österreich  ob  und 
mter  der  Enns  in  nicht  bekannter  Höhe  aus^).  Am 
15.  Januar  1417  bewilligte  er  mehreren  Juden,  die  ihm  ein 
Inlehen  von  6000  Gulden  gewährt  hatten,  diese  Summe 
amt  Schaden  und  Zehrung  auf  die  Gemeinschaft  der  Juden 
n  Osterreich  ob  und  unter  der  Enns  „nach  jedes  Vermögen" 
n  schlagen  *). 

Gleichen  Schrittes  mit  den  finanziellen  Kalamitäten  des 
lerzogs  nahm  die  Verschuldung  der  Gemeinden  und  Privaten 
n  Juden  immermehr  zu.  In  den  Rechnungen  der  Stadt 
Ren,  deren  „swere  vnd  grozze"  Schulden,  wie  oben  erwähnt, 
ereits  Albrecht  III.  am  16.  Oktober  1382  zur  Übernahme 
er  Zmsenzahlung  an  die  Juden  für  drei  Jahre  veranlafst 
atten,  kommen  vor  1421  wiederholt  Anlehen  von  Juden 
egen  „gesuch"  [vor,  deren  relative  Höhe  „ein  übles  Licht 
af  die  damalige  Finanzverwaltung  wirft"®).  Ähnlich  war 
$  in  anderen  Städten. 

Machte  einerseits  diese  Finanzmis^re  die  Begierde  nach 
üdengeld  erklärlich,  welches  ja  allzeit  und  überall  im  Mittel- 
Iter  als  ein  Reservefonds  angesehen  wurde,  zu  dem  man  in 
eiten  der  Not  greifen  konnte,  so  kam  —  abgesehen  von 
em  stets  vorhandenen  und  bei  dem  Brande  in  dem  Juden- 
iertel  in  Wien  im  November  1406  wieder  in  seiner  ganzen 
fiderlichkeit  zu  Tage  getretenen  Judenhasse  der  Bevölkerung 
iHl  dem  infolge  der  hussitischen  Bewegung  neu  angefachten 
anatismus    der    Massen    noch    ein    neues    Moment    hinzu. 


^)  Cod.  27/C  3  IV  des  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchivs  S.  360; 
•enckenberg,  Sei.   IV  195,   Kurz,  Albrecht  II.   196  u.  308,  Bei- 

a«exvn. 

»)  Cod.  27/C  3  IV  S.  360;  Lichnowsky  V  1674. 

')  Schalk,  Zur  Finanz  Verwaltung  Wiens  am  Ende  des  14.  Jahr. 
änderte  (1368—1385)  in  den  „Blättern  des  Vereins  für  Landeskunde 
von  Kiederösterreich''  XVII  1883  S.  32  ff.  Auch  viele  Private  kommen 
^dem  über  obligationis  als  Schuldner  der  Juden  vor  (a.  a.  O.  44). 
^'^Uuch  Schlager  I  27. 
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welches  besonders  auch   den  strenggläubigen  Herzog  gegei 
die  Juden  eingenommen  haben  dürfte. 

Es  hatte  sich  nämlich  die  Ansicht  verbreitet ,  dals  di 
Juden  mit  den  von  dem  Herzoge  tiefgehafsten  Hosate 
hielten.  So  berichtet  die  (üontinuatio  chron.  Claustronec 
burgensis,  dafs  alle  schlechten  Christen  und  Juden,  sowol 
vornehme  als  niedere,  zu  den  Hussiten  geflohen  seien,  so  äl 
kein  Fttrst  ihnen  widerstehen  konnte^).  In  der  deatEd 
jüdischen  Schrift  „Wiener  Geserah"*)  wird  bestätigt,  dtl 
den  Juden  vorgeworfen  worden  sei,  sie  hätten  den  ^Feinde 
des  Herzogs**,  d.  h.  den  Hussiten  Waffen  geliefert.  Aue 
die  theologische  Fakultät  in  Wien  beschäftigte  sich  in  de 
Sitzung  am  10.  Juni  1419  mit  diesem  angeblichen  Bündois8 
der  Juden  mit  den  Hussiten  und  Waidensem,  aufserdem  ih 
auch  mit  der  grofsen  Zahl  der  Juden,  ihrer  üppigen  Lebe» 
weise  und  gewissen  abscheulichen  Büchern  derselben,  die  s 
zur  Schmach  des  Schöpfers,  zur  Lästerung  aller  Heilige 
und  zum  gröfsten  Hohne  aller  Christen  besäfsen;  doc 
wurde  wegen  der  Abwesenheit  mehrerer  Magister  bis  fl 
Ankunft  derselben  und  des  Priors  von  Gaming  (des  Beich 
Vaters  des  Herzoges)  diese  Angelegenheit  in  suspenso  g 
lassen,  bezüglich  des  letzteren  mit  der  Motivierung,  weil  * 
nützlich  sein  könne  für  den  Fall ,  dafs  die  Fakultät  es  fi 
gut  fände,  dem  Herzog  hierüber  zu  berichten*).  Unter* 
Studierenden  der  Universität  machte  sich  ebenfalls  wied 
eine  judenfeindliche  Strömung  bemerkbar,  die  sich  in  ¥( 
schiedenen  Ausschreitungen  gegen  die  Juden  betbätig 
Infolge  dieser  Excesse  notifizierte  der  Rektor  in  der  Oi 
versitätsversammlung  am  22.  Mai  1419  den  ihm  durch  i 
Bürgermeister    Zingk    und    den    Stadtrichter    mitgeteilt 


»)  Pertz  IX  739. 

*)  Catalogas  Bibl.  Bodleyanae.  587,  N.  3476.    Die  im  Jahi«  ! 
erfolgte  Vertreibung  der  Juden  ans  Iglan  wurde  ebenlkUs  mit  fh 
angeblichen    Einverständnisse    mit    den    Hussiten     motirieit. 
d'Elvert,  Geschichte  und  Beschreibung  der  k.  Krets-  and 
Iglau  1850,  S.  106/7. 

»)  Kink  I  2,  45  N.  XVU  7. 
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Vansch  des  Herzoges,  die  Universität  möge  verbieten ,  dafs 
ihre  Angehörigen  keinerlei  Insulte  gegen  die  Juden  verüben, 
worauf  beschlossen  wurde,  dafs  die  Dekane  dies  bei  dem 
iBesache  der  Bursen  bekannt  machen  und  den  Studenten 
iergleichen  verbieten  sollen^).  So  machten  sich  überall  be- 
denkliche Anzeichen  einer  alle  Kreise  beherrschenden  juden- 
ffeindlichen  Stimmung  gleich  den  Vorboten  eines  heran- 
Behenden  schweren  Ungewitters  bemerkbar,  und  der  geringste 
Anlafs  konnte  eine  Katastrophe  herbeiführen. 

Mitten  in  diese  unheilschwangere  Situation  fiel  wie  ein 
Blitzschlag  in  eine  Pulvertonne  die  Nachricht  von  einer  von 
Juden  verübten  Hostienschändung.  Der  überreiche  (praedives) 
Jude  Israel  in  Enns,  hiefs  es,  habe  von  der  ihm  verpflichteten 
Gattin  des  Küsters  der  aufserhalb  des  Verkehrs  gelegenen 
'Pfarrkirche  des  heiligen  Laurentius  in  Enns  nach  dem 
«Osterfeste  1420  zahlreiche  Hostienpartikeln  gekauft  und  die- 
selben an  seine  Glaubensgenossen  verteilt,  um  mit  ihnen 
Spott  zu  treiben*). 

»)Kink  a.  a,  O.  N.  XVII  6. 

*)  QueUen.   A.  Christliche:  Ebendorfer  de  Haselbach  Chron. 

Aiigtriae(Pez  11  851X  Chron.  Mellic.  (Pez  II  254),  SeDatorium  s.  dialogns 

1^  Martini  abb.  Scotorum  Viennae  Aastriae  (ib.  II  631),  Anon.  Vienn. 

keve  Chron.  Austr.  (ib.  I  550) i  Paltrami  s.  Vatzonis  cons.  Vienn. 

Chron.  Aust.  (ib.  I  734,  wo  statt  1420    1430  angegeben  ist);  Udalrici 

Onsorg  Canon,  vet.  cap.  Mariae  Virg.  Ratisp.  (1485),  Chron.  Bavariae 

(Oefele  R.  boic.  SS.  I  369),  Joannis  Staindelii  presb.  Patav.  Chron. 

ab  a.  700—1508  (ib.  I  530);  Kleine  Chronik  von  Klostemeuburg  (heraus- 

sf^hen  von   H.   Zeibig  im  Arch.  f.   K.   öst.  Geschichtsq.  VII  245). 

B.  Jüdische:   R.  Israel  Isserlein  b.  Petachja,  Rabbiner  in  Marburg, 

' dann  Wiener  Neastadt  1427—1460   (über  ihn  Berliner,   Frankeis 

Mitehr.  1869  8.  130  ff.,  177  ff.,  224  ff.,  269  ff.,  315  ff.)  Therumat  haddeschen 

N.  241;  Wiener  Geserah  (im  Catal.  Bibl.  Bodleyanae  S.  537  N.  3476); 

R.  Gedalja  b.  Jachja,   Schalschelet  hackabbala  94;  R.  Joseph  ha 

Cohen,  Emek  habacha  (ed.  M.Wiener)  S.  59,  196,  N.  219.  —  In  der 

„Wiener  Geserah"  bei  Steinschneider,  Catal.  bibl.  Bodleyanae  ist  irr- 

tflmlich  angegeben:  narratio  prosaica  de  Calamitate  Judaeorum  Vindob. 

1849,  qua  R.  Jona  omnes  in  Synagoge  mactavit,  welcher  Irrtum  be- 

sfiglich   des  Jahres,  wie  bereits   oben  S.   371  erwähnt,  auch  in  die 

hebrüsche  Übersetzung   von   Jechiel   b.  Jedidja  b.  Michael  (Michael 

Morawtschik  Lublinensis)  um  1582  (bei  Steinschneider  I.e.  S.  1276,  N.5658) 


k 
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BerOcksichtigt  man  die  oIicd  geschilderten  Verhültni»!, 
s(i  ißt  liezOglich  der  Geuesis  dieser  neuen  Hostiengeschieble 
die  Annahme  berechtigt,  dafs  die  Feinde  der  Juden,  die  für 
ihre  Pläne  so  günstige  Gelegenheit  ausnützend,  das  GerQcht 
von  der  Verunehrung  der  Hostien  in  Enns  in  Umtaur 
setzten,  teils  um  die  schwer  hedrängten  christlichen  ScbulJner 
von  den  lästigen  judischen  Gläubigern  zu  befreien,  teils  nn 
angesichts  der  gänzlichen  Erschöpfung  aller  landesfarstlicheii 
Kassen  die  Geldmittel  fltr  den  geplanten,  so  kl&glich  tm- 
laufenenen  Feldzug  ge^en  die  Hussiten  (Juni — Septeniler 
1420)  zu  erlangen. 

Eine  Hostiengeschichte  war  in  Österreich  ein  zwar  ib- 
gebrauchtes,  aber  immer  erfolgreiches  Agitationsmittel  ^ 
wesen,  um  ungestraft  hber  die  Juden  herfallen  und  sie  1»- 
rauben  zu  können,  und  durch  eine  derartige  Beschuldigmi? 
Uefa  sich  auch  am  sichersten  auf  den  strengkatholisdia 
Herzog  einwirken,  um  seine  etwaigen  Bedenken  zu  zerstreW 
und  seine  Zustimmung  zur  Verfolgung  der  Juden  zu  erlanüeo. 
Israel,  seine  Gattin  und  andere  .luden,  sowie  die  Frau  d» 
Messners  wurden  verhaftet  und  nach  Wien  gebracht.  Die 
Messnerin  gestand  auf  der  Folter  (quaeslionata) ')  den  Gotlo- 
raub;  Israel  aber  mit  seiner  Gattin  und  anderen,  die»« 
dieser  Frevelthat  gewufst  haben  sollen  und  verdächtig  war«, 
leugneten  standhaft.    Am  23.  Mai  1420')  wurden  auf  Bef«U 

überging  und  erst  von  Simon  Akiba  b.  Joseph  „Ein  neu  »chnn  Stfc'' 
Hülse  Jcbudo  (Opua  [gesU]  Dei)  1691,  Ausgabe  IT25,  Fol.  TSb-^h 
N.  52  (CAlamitas  provinciac  Österreich)  unter  BemAing  auf  Isferld* 
Thenimath  haddeschcn  N.  241  berichtigt  wurde  iSleioschneider  I  c- 
S.  2814,  N.  7210.  12).  Vgl.  auch  Zunz,  Synagog.  Poesie  4Ö  und  *fi 
und  Brüll,  Jahrb.  f.  jüd.  Geachichte  und  Litteratur  III  135. 

I)  Ebendorfer,  851.  nach  dem  Urteile  (bei  KaltenbMtk,  ÖlKR 
Zeitachr.  für  Geaeii.  u.  Staatsk.  1835,  S.  28)  bekannten  auch  dieJirf« 
und  JOdiniien  die  That. 

■)  In   des    Zeitgenossen    IsserleiB  Thenimath    haddeschen  R<t-A- 

241  wird  der  10.  Siwan  (,- )  TZöö"  ''*  ^^^  ^"?  '*'""  Vwb»fta«(  ■► 
gegeben;  Kurz,  Albrecht  IV.  II  207  und  König  Albre«'fat  U.X19 
giebt  den  24.  Mai  1420  als  Datum  an.  Das  eralere  Datum  ül  ta 
richtige. 
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'irtiuvS  1421  eudete  auch  die  Mefsnerin 

•  •  iM'iterhaufen  *). 

Hingerichteten  wurdeu  in  Klöstern  (be- 

•  :!i)    untergebracht   und   christlich   er- 

wurden auf  Rat  der  Universität  und 
liiite  für  immer  aus  Österreich  ver- 


eng, beziehungsweise  Hinrichtung  der 
IT  Ursache  und  der  Endzweck  dieser 
^  in  ihrer  ganzen  Widerlichkeit  zu 
Mtum  der  Juden  wurde  konfisziert.  Die 
I..  Hi^j.  Ut»  wurden  von  dem  Herzoge  teils  ver- 

m^,^  lY.    Die  Stadt  Wien  erhielt  von  den 

^1^  *)   9,   (darunter   den   Judenfleischhof. 

');  am  12.  April  1421  schenkte  der 
Juden  Jona  des  Steussen  samt  Garten 
Mioister  Hanns  Mustrer,  am  26.  No- 
••nhäuser  der  Wilpurga  von  Dachsperg^ 
I  Capellen  Tochter;  Elspeth  die  New-^ 
\\\  Lea  der  Peltlin  Judin  Tochter,  er- 
t'rüher  Maisterlein  dem  Juden  gehörige  - 
irnnawer  kaufte    1421    vom  Herzoge 


,1 


,  österr.  Zeitschr.  fQr  Gesch.  und  Staats- 
•i  Kurz  a.  a.  O.  433,  Lichiiowsky  Y 2\2 
iener,  Reg.  8.  240  N.  170  der  16.  AuguBt 
iirichtang  angegeben.  Die  Verschiedenheit 
fil  Tibaiüufl  auf  den  14.  April  und  11.  An- 

.ibbat  Scotor.  (Pez  II  631). 

und  die  Privilegien  R.  Ladislaus'  vom  Jahre 

Ausdehnung  der  Judenstadt  in  Wien  vgL 
<'  Judenstadt  in  Wien  (Berichte  des  Wiener 

:'  derselben  ging  nur  langsam  von  statten; 

im  stftdt.  Gültenbuche  noch  5  unverkaufte 

Uchbofe  im  Schätzungswerte  von  910  Pfd. 

rauften  Judenhftuser  war  man  der  Stadt  in 

1.  W.  Pf.  schuldig.    Schalk  a.  a.  0.  14. 


I 
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Angesicht»  dieser  Bediäuguis  ihrer  Glauben^enoBHii 
wandten  sich  die  italienischen  Rabbiner  an  den  Papal 
Martin  V.  (1417—1431)  mit  der  Bitte,  sieh  bei  Kaiser  Sieg- 
tntind,  dem  Schwiegervater  Albrechts  V.,  fttr  die  verfolgUi 
österreichischen  Juden  zu  verwenden :  jedoch  blieb  ihre  Inte^ 
vention  ohne  Erfolg,  obwohl  Martin  V.  in  der  Bulle  ,Liee* 
Judaeorum  omnium"  vom  23.  Üezember  1420  den  Judes  ifl 
Österreich  und  dem  venetianischen  Gebiete,  das  gerade  für 
diese  Zeit  der  Verfolgung  wichtige  Privilegium  verlieh« 
hatte,  dafs  kein  ,Tude  beiderlei  Geschlechts  vor  Errcichiiag 
des  12.  Lebensjahres  wider  seinen  und  seiner  Eltern  Will« 
zur  Taufe  gezwungen  werden  dürfe  weder  von  einem  geist- 
lichen Vorsteher  noch  von  einem  weltlichen  Machthaber  he 
Strafe  der  Exkommunikation   fttr  den  taufenden  Priesterl. 

Zwölf  Tage  vor  der  Bestätigung  der  Rechte  und  Fr«- 
heiten  der  Österreichischen  Herzoge  durch  Kaiser  Siegramd 
(24.  März  1421)").  in  welcher  der  Kaiser  u.  a.  erklirt: 
„Darczu  soUent  auch  die  Juden,  die  hinder  in  (den  AsMr. 
Herzogen)  gesessen  sint  oder  hinder  sie  ziehen! .  in  alle* 
den  rechten  und  gewonheiten  beleilieii  als  sie  die  oder  i» 
vordem  herbracht  haltent'  — ,  am  12.  März  1421  (9.  Sisa 
5181)  wurden  die  Juden,  die  sich  bisher  nicht  bekehrt  hattoi. 
auf  Befehl  des  Herzogs,  der  schon  auf  dem  Feldzu^  g^ 
die  Hussiten  im  Sommer  1420  in  Otytz  (Wottitz),  einer 
Hussitenstadt ,  ein  Auto  da  ffi  veranstaltet  hatte,  indem  er 
alle  Hussiten  männlichen  Geschlechts  verbrennen  liefs*)  laf 
einer  Wiese   an   der  Donau    bei   Erdberg   verbranul'l;  »■ 

>)  Vgl.  Cod.  N.  4»64  der  Wiener  Hofbibliolhek  nnd  SchUfH 
H  309.     S.  oben  S.  36. 

■)  Haus-,  Hof-  und  Slaatearchiv  In  Wien;  LichDowskj  VW-l 

")  Ebendorfer  1.  c.  (Pei  II  849). 

*)  Die  Zfthl  der  Hingen ohteteo  wird  verschieden  angegeben.  D" 
Chroii.  Metlic  iPes  1  254)  sagt:  crematiqne  sunt  in  WiennaCX  KÜt» 
utriuMjue  !<exuB  (aolidiis  ist  wobl  zu  übersetien:  im  ganten,  lusamna^' 
Vgl.  hierüber  Kurz,  Albrecht  11.,  II  33.  Nach  der  kleinen  Cteflik' 
Toii  Kl  Ostern  eubiit^  wurden  240,  nach  Onsorg  Chron-  Bar.  40,  W^ 
Em.'k  habacha  400  verbrannt;  in  anderen  Chroniken  wird  •!' 
<;i'3agl;  Omnee. 
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rten  Tage  nach  Tiburtius  1421  eudete  auch  die  Mefsneriv. 
i  Enns  auf  dem  Scheiterhaufen  ^). 

Die  Kinder  der  Hingerichteten  wurden  in  Klöstern  (be- 
iers  Nonnenklöstern)  untergebracht  und  christlich  er^ 
m').    Alle  Juden  wurden  auf  Rat  der  Universität  und' 

Landherren  und  Räte  für  immer  aus  Österreich  verö- 
lt»). 

Nach  der  Ausweisung,  beziehungsweise  Hinrichtung  der< 
m  traten  die  wahre  Ursache  und  der  Endzweck  dieser, 
isamen  Verfolgung  in  ihrer  ganzen  Widerlichkeit  za; 
e;  denn  alles  Eigentum  der  Juden  wurde  konfisziert.  Die 
ser  und  Grundstücke  wurden  von  dem  Herzoge  teils  ver- 
nkt,  teils  verkauft.  Die  Stadt  Wien  erhielt  von  deai 
mhäusem   daselbst^)   9,   (darunter   den   Judenfleischhofi 

das  Judenspital)  ^) ;  am  12.  April  1421  schenkte  den 
sog  das  Haus  des  Juden  Jona  des  Steussen  samt  Garten, 
^ien  dem  Bürgermeister  Hanns  Mustrer,  am  26.  No- 
ber  1421  drei  Judenhäuser  der  Wilpurga  von  Dachsperg, 
and  Eberhard  von  Capellen  Tochter;  Elspeth  die  New-^ 
itin,  etwann  genannt  Lea  der  Peltlin  Judin  Tochter,  er* 
\  vom  Herzoge  das  früher  Maisterlein  dem  Juden  gehörige  ^ 
s;   Wolfgang  Lengennawer  kaufte    1421    vom  Herzoge 


*)  Bei  Kaltenbaek,  österr.  Zeitschr.  fQr  Gesch.  und  Staats- 
le  1835,  I  28,  N.  17,  bei  Kurz  a.  a.  O.  433,  Lichnowsky  V 212 

der  16.  April,  bei  Wiener,  Reg.  8.  240  N.  170  der  16.  August 

als  der  Tag  der  Hinrichtung  angegeben.    Die  Verschiedenheit* 
ihren  Grund  darin,   weil  Tiburtius  auf  den  14.  A))nl  und  11.  Au-> 

fällt 

s)  DiaL  bist  Martini  abbat.  Scotor.  (Pez  II  631). 

')  Ebendorfer  851  und  die  Privilegien  K.  Ladislaus*  vom  Jahre 

und  1455. 

')  Ober  die  damalige  Ausdebnung  der  Judenstadt  in  Wien  vgL 
lesina.  Die  ehemalige  Judenstadt  in  Wien  (Berichte  des  Wiener, 
rtnmsvereins  XV  173  ff.). 
*)  Der  Weiterverkauf  derselben  ging  nur  langsam  von  statten; 

im  J.  1424  kommen  im  städt.  Gültenbuche  noch  5  unverkaufte 
ohftaaer  mit  dem  Fleischhofe  im  Schätzungswerte  von  910  Pfd. 
^f.  vor;  auf  die  verkauften  Judenhftuser  war  man  der  Stadt  in 
n  Jabre  noch  841  Pfd.  W.  Pf.  schuldig.    Schalk  a.  a.  O.  14. 
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Haykm,  des  Juden  Hans  in  der  Jadengasse  nicbst  dem  Sudt- 
hause  um  150  Pfd.^). 

Die  aus  Stein  gebaute  Synagoge  wurde  niedergerisBen 
und  am  22.  Dezember  1421  in  der  UniTeisititSYeisammhug 
von  dem  Superintendenten  M.  Johann  Aygl.  dem  Leibarzte 
des  Herzogs,  mitgeteilt,  dafs  der  Hubmeister  das  Steio- 
material  dieser  Sjrnagoge  zur  Erbauung  eines  neuen  Tni- 
versitätshauses  bestimmt  habe ,  falls  die  Universität  es  auf 
ihre  Kosten  hinwegschaüen  würde.  Diese  Proposition  wurde 
mit  Dank  angenommen'). 

Auch  in  anderen  herzoglichen  Städten  wurden  die  kon- 
fiszierten Judenhäuser  teils  verschenkt,  teils  verkauft.  So 
schenkte  der  Herzog  am  30.  September  1420  Peter  des 
Stamph  ein  Judenhaus  in  Leubs');  am  5.  Januar  1422  ver- 
kaufte er  das  vormals  Wawchs  dem  Griller  dem  Juden  ge- 
hörige Haus  in  der  Judengasse  in  Krems  an  Hanns  dei 
Hawer ,  Bürger  in  Leubs ,  um  200  Pfd.  W.  Pf. ;  die  Juden- 
schule  in  Tulln  schenkte  er  am  18.  Mai  1422  dem  Prop6te 
und  Konvente  zu  St.  Dorothea  in  Wien  *).  Wie  das  unbeweg- 
liche, so  wurde  auch  das  bewegliche  Eigentum  der  Judea 
eingezogen.  Die  Juden  wurden  auf  der  Folter  zur  Angibe 
ihres  Vermögens  gezwungen'). 


*)  Über  diese  und  andere  Schenkungen  nnd  Verkäufe  vgL  Game- 
sina  a.  a.  O.  188:  Wolf  in  Steinschneiders  Hamaskir  1860  S.  5S.  «o 
jedoch  statt  Jonas  des  Steussen  Jonas  des  Russen  angegeben  ist.  Vgl 
dasu  Schweinburg-Eibenschütz,  Die  Juden  in  Gericbt^briete 
des  Mittelalters  11  (Jüd.  Litteraturbl.  1891,  H.  45). 

«)  Kink  I  140,  Akg.  161;  Aschbach  S.  192, 

»)  Kurz,  Albrecht  H.,  II  363. 

*)  Lichnowskv  V  2060,  2980. 

•*)  In  dem  wiederholt  erwähnten  Cod.  27/C  3  IV  des  Wiener  üaf 
und  Staatsarchivs  S.  361  wird  unter  1420  ein  Sextem  veneieknH 
„darin  ist  registriert,  was  all  Juden  und  Judin  von  Person  zu  Pen« 
an  Geld,  Kleinod  und  Silbergeschmeide  gemartert  und  etlidi  u 
gemartert  gegeben  und  gezeigt  haben.*'  Die  eingezogenen  Schuldbrief 
sind  daselbst  in  Fascikeln  mit  der  Überschrift  Möllns  und  Mod 
registriert.  Auch  die  kleine  Chronik  von  Klosterneubori 
(S.  285  a.  a.  O.)  berichtet:  Damach  am  schwarczen  suntag  mardert  mtm 
dieselben  Juden,  all  die  zaigten  vill  guets  an  vnder  der  erdenau  wici 
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Einzelne  Juden  verschluckten  Geld,  welches  nach  ihrer 
Terbrennung  von  den  die  Asche  durchwühlenden  Studenten 
imd  anderen  gefunden  wurde  ^). 

Am  2.  April  1422  verordnete  Albrecht ,  dafs  alle  Kauf- 
VDd  Satzbriefe  über  Häuser  „die  der  Juden  sind  gewesen", 
iDit  dem  Grundsiegel  der  Stadt  zu  fertigen  seien,  „als  offt 
nan  die  verkauift,  verseczt  oder  in  ander  weg  damit  handelt 
an  hrung  in  aller  der  mass,  als  Sy  andere  hewser  und  gründ 
lie  in  der  stat  vertigen"  ^) ,  wodurch  das  Privilegium,  nach 
irelchem  der  Besitz  der  Judenhäuser  von  der  Eintragung 
in  das  städtische  Grundbuch  befreit  war,  aufgehoben  wurde. 

Um  den  Verkehr  seiner  Unterthanen  auch  mit  aufser- 
hlb  Österreichs  wohnhaften  Juden  zu  verhindern,  schlofs 
Albrecht  mit  Herzog  Ernst  zu  Wien  am  28.  Oktober  1423 
einen  Vertrag  ab,  in  welchem  u.  a.  bestimmt  wurde,  Ernst 
aolle  seinen  Juden  verbieten,  „daz  Ir  dhainer  auf  vnser  (Al- 
lirechts)  vndertanen  erb  oder  brief  hinfür,  vom  datum  des 
briefs  ze  raiten,  nicht  leihe.  Welcher  es  aber  darüber  tete, 
dem  söl  man  derselben  Geltschuld  nicht  schuldig  sein  zu 
tealen."  Dagegen  wird  in  gleicher  Weise  Albrecht  seinen 
Unterthanen  verbieten ,  auf  ihr  Erbe  bei  den  Juden  und 
Jüdinnen  Herzog  Ernsts  Schulden  zu  machen®).  In  einer 
Separatübereinkunft  gleichen  Datums  wurde  bezüglich  der 
ilten  Geldschulden  der  Christen  an  Juden  angeordnet,  dafs 
die  Juden  und  Jüdinnen  Herzog  Ernsts  ein  genaues  Ver- 
«eichnis  aller  Geldschulden  der  Unterthanen  Herzog  Albrechts 
l&ngstens  bis  zum  künftigen  Lichtmefstage  dem  Herzoge 
Brost  vorlegen  sollen,  der  eine  Abschrift  dieses  Verzeich- 
niases  dem  Herzoge  Albrecht  mitteilen  wird.  Albrecht  wird 
seine  Unterthanen  verhalten,  richtig  befundene  Schulden  den 
Jnden  Herzog  Ernsts  zu  bezahlen.  „Vnd  ob  dieselben  Juden 
^r  Jüdinn  in  dem  Gesuch  vnd  Judenschulden  zu  hert  sein 


0  Dialogns  hist.  Martini  abb.  (Pez  11  631). 

«iEisenbuch  f.  94;  Schlager  I  70  Beil.  18;  Tomaschek  11 
H.  CXXVII. 

*)Cod.  27/C.  3  IV  462;  Kurz,  Österreich  unter  K.  Albrecht  II 
1835,  n  66,  67. 

Sckerer,  Beitrüge  I.  27 
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solten,  So  sol  vnser  egenanter  Vetter  (Ernst)  durch  msei 
willen  darin  greiffen  vnd  den  vnseren  gnedideieh  geholft 
sein,  damit  Si  gelimpleich  vnd  gutleich  mit  In  daromb  al 
körnen"  Bis  Lichtmefs  1424  nicht  angemeldete  Fordenmge 
sollten  die  Christen  zu  bezahlen  nicht  schuldig  sein  ^).  Er» 
stellte  unter  gleichem  Datum  die  korrespondierenden  Gegei 
briefe  aus*). 

Trotz  diesen  drakonischen  Mafsregeln  wurde  der  to 
Albrecht  V.  beabsichtigte  Zweck,  die  Juden  vollständig  w 
Österreich  fem  zu  halten,  nicht  erreicht.  Denn  abgesdM 
von  den  fremden  Enklaven  in  Österreich ,  auf  welche  Ü 
Verordnungen  Albrechts  sich  nicht  erstreckten,  blieben  Jade 
auch  auf  den  Besitzungen  der  österreichischen  Landhem 
welche  ihre  eigenen  Juden  hatten,  zurtlck ;  ja  Albrecht  «Sbi 
sah  sich  veranlafst,  von  der  allgemeinen  Verbannung  dl 
Juden  aus  Österreich  eine  Ausnahme  zu  machen ,  indem  i 
am  17.  Juli  1438  dem  Juden  Isserlein  mit  Rücksicht  daru 
dafs  er  von  solcher  „verdachtnus  vnd  inzicht  willen,  dami 
dann  die  Juden  zu  Österreich  gesessen  vormals  gestrd 
wurden  seyn"  gänzlich  unschuldig  gewesen,  sicheres  GeW 
in  allen  seineu  Ländern  gewährte  und  bewilligte.  dab< 
sicher  ziehen  und  bleiben  mag,  wo  er  will*).     Ein  weiter 


1)  Kurz  a.  a.  0.  68,  69. 

«)  Lichnowsky  V  2153,  2156,  2157.  Trotz  dem  in  diesen  V« 
einbarungen  gesetzten  Termine  zogen  sieb  die  Abrechnangen  in  i 
Länge.  Die  von  den  Juden  bis  zum  Lichtmefstage  1424  nickt  i 
gemeldeten  Forderungen  wurden  vom  Herzoge  far  »eine  Kasse  e 
gezogen.  In  dem  Stiftsbriefe  Albrecbts  V.  für  die  KapeUe  in  Niedi 
liesing  vom  12.  September  1432  teilt  der  Herzog  den  Einnehmern  i 
Judensteuer  zu  Ober-  und  Niederliesing  mit,  dafs  er  die  Jodengd 
schuld,  so  ihm  die  nachbenannten  Leute  (sämtlich  Christen,  wü 
Juden)  gesessen  daselbst  zu  Ober-  und  Niederliesing  schuldig  äi 
durch  Gottes  Willen  zum  Baue  einer  Kapelle  bestimmt  habe  • 
trägt  ihnen  auf,  sie  um  dieselbe  Geldschuld  nicht  zu  bekümmcfB  i 
sie  aus  dem  Juden  buche  (offenbar  dem  oben  erw&hnten  Yerseiehaii 
zu  thun.  Stelzhammer,  Topographie  des  Erzhenogtoma  Ostem 
1836,  XV  183.  Damach  sind  Lichnowsky  V  316  und  Wiener] 
gesten  S.  242  N.  186  richtig  zu  stellen. 

^)  Lichnowsky   V  3982.    Vgl.   auch  die  obige  Urkude  f 
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Beweis,  dafs  sich  auch  nach  dem  Yerbannungsedikte  Juden 
IB  Österreich  aufhielten,  liegt  darin,  dafs  1438  die  medizi- 
nische Fakultät  in  Wien  infolge  wiederholter  Beschwerden 
der  Ärzte  und  Apotheker  den  Wiener  Magistrat  ersuchte, 
behilflich  zu  sein,  damit  dem  Unfuge  der  Kurpfuscher,  unter 
reichen  Juden  und  alte  Weiber,  Mönche  und  Nonnen  seien, 
nit  aller  Strenge  gesteuert  werde '). 

Albrecht  V.,  nach  dem  Tode  seines  Schwiegervaters  seit 
18.  Dezember  1437  König  von  Ungarn,  seit  18.  März  1488 
Is  Albrecht  IL  deutscher  König  und  seit  29.  Juni  1438 
LÖnig  von  Böhmen,  starb  am  27.  Oktober  1439,  wie  der 
Ironist  berichtet,  also  sehr  beklagt  von  Edlen  und  Gemeinen, 
OB  Reich  und  Arm,  als  kein  König  von  Christus  beklagt 
mrde  *). 

Bei  vollster  Anerkennung  der  ausgezeichneten  Eigen- 
diaften,  die  ihm  von  deutschen,  böhmischen  und  ungarischen 
Sironisten  nachgerühmt  werden,  kann  Albrecht  von  dem  Vor- 
rarfe  nicht  freigesprochen  werden,  dafs  er,  möge  nun  Fana- 
ismus  oder  Habsucht  das  ihn  hierbei  leitende  Motiv  gewesen 
an,  gegen  die  Juden  in  Österreich  mit  bisher  in  diesem 
<ande  nicht  gekannter  Härte  und  Grausamkeit  vorging. 

Das  Breve  Chronicon  Austriae  Anonymi  Mellicensis®) 
Jiert  in  dem  Epitaph  auf  den  Verstorbenen  auch  die  Be- 
aubung  und  Verbrennung  der  Juden  als  eine  Grofsthat  mit 
en  Worten: 

Turcis  occurri,  circumdare  Thabor  adivi, 
Jussi  Judaeos  ante  cremare  meos, 

Hü,  quos  ditavi  nimium  miseros  mihi  multa 
Achitophel,  Judae  dant  sua  mella  fere. 


i  September  1482,  in  welcher  Einnehmer  der  Judensteuem  erwähnt 
Gfden. 

')  Aschbach,  Geschichte  der  Universität  Wien  im  ersten  Jahr- 
ndert  ihres  Bestehens  1865.  S   332. 

*)  Vgh    über    ihn    Anonymi    histoi^ia    de    mortc    et   eventibus. 

berti  II  (Pez  U  675 E);  Wenck,  historia  Alberti  II.,  Rom.,  Hung. 

Boh.  Uegis.  etc.  Lipsiae  1770. 

»)  Pez  II  462. 

27* 
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iftoiglicher  Geleitbriefe  öffentlich  in  Wien  auf,  wie  aus  der 

Besehwerde  der  Wiener  Ärzte  an  den  König  vom  13.  De- 

lember  1454^)  hervorgeht,  in  welcher  sie  darüber  klagen, 

dafs  sich  „ein  Jude  her  gegen  Wien  gefügt  und  des  Königs 

Geleite   zeigt    und   fürbringt,   unter   demselben   Geleite   er 

Anenei  pflegt  und  den  Leuten  reicht,  dadurch  viele  Christen- 

Beoschen  betrogen  werden,  —  daraus  auch  Euer  Gnaden 

.  Sehnle  hier  grofse  Schmach  entspringt,  —  auch  wider  unsere 

:  Aeiheit  und  Statuten ,  die  auch  von  dem  Stuhle  zu  Rom 

ud  dem  Konzilium  zu  Basel  bestätigt  sind^).   Auch  kommen 

-liTon  grofse  und  viele  Todsünden  und  Ärgernisse,  nachdem 

[jki  die  heilige  christliche  Kirche  verboten  hat,   bei  dem 

fBune,  von  Juden   Arzenei  zu  nehmen"®).    Sie  bitten  den 

ISnig,   an   seine  Anwälte   und   Unterthanen  zu  schreiben, 

M%  sie  es  hinfür  nicht  gestatten ,  —  angesehen  auch,  dafs 

ijl^  beständig  hier  zu  Wien  eilf  Doktoren  sind   und  die 

tlBoDeinde  keinen  Abgang  an  Ärzten  leidet. 

Ladislaus,   der   die  Juden  auch  aus  Olmütz  (22.  Juli 
Ji54),  Brunn  (27.  Juli   1454),  Znaym,  Neustadt,  Breslau 
|0.  Januar   1455),   Schweidnitz   und  anderen   schlesischen 
ten   vertrieben   hatte*),   starb,   erst   17  Jahre  alt,  am 
November    1457.     Mit    ihm    erlosch    die    Albertinische 
ie  des  Hauses  Habsburg,  und  die  sämtlichen  österreichi- 
en  Länder  fielen  an  die  Leopoldinische  Linie. 

>)  Kaltenbaek,  Zeitschrift  II  272. 

«)  Vgl  Tit  V  4  u.  VI  der  Statuten  der  mediz.  Fakultät  vom  1.  April 
M9(Kiiik  n  166  ff.)  und  die  Verfügungen  der  vom  Baseler  Konzil 
PlgMiidteii  Visitatoren  vom  20.  März  1430  (ib.  279).  Friedrich  Ui. 
mtHte  der  medizinischen  Fakultät  am  16.  Juli  1469  (Kink  I  178)  das 
^hrilegiom,  dafs  niemand  ohne  ihre  Bewilligung  zur  ärztlichen  Praxis 
^fgfdassen  werden  solle. 

*)  So   neuerdings   das  Konzil  von  Basel  in  der  19.  Sitzung  am 
September  1434. 

^  Fischer,  Gksch.  von  Olmütz  I  180;  d'Elvert,  Versuch  einer 
iseliichte  von  Brunn  143;  Klose,  Geschichte  von  Breslau  II  49; 
»Isner,  Scblesische  Urkunden  zur  Gesch.  der  Juden  im  Mittelalter 
trh.  f.  Kunde  österr.  Geschiehtsq.  XXXI  143,  Urk.  39). 


Siebentes  Kapitel. 
Von  Friedrich  m.  bis  Ferdinand  L 


§  37.   Friedrich  III.  (IV.)  (1458—1493). 

GaDZ  andere  Ausichten  bezüglich  der  Juden  als  s< 
Vorgänger  vertrat  der  einstige  Vormund  Ladislaus\  Hei 
Friedrich  V.  (seit  2.  Februar  1440  als  Friedrich  IIL  [ 
römischer  König,  seit  17.  März  1452  Kaiser) ,  welcher  n 
dem  Tode  Ladislaus'  zu  seinem  bisherigen  Besitze  Steierm 
Kärnten  und  Krain  auf  Vorschlag  der  Landstände 
27.  Juni  1458  noch  Niederösterreich  (ohne  Wien)  und  gei 
den  Wiener-Neustädter  Vereinbarungen  vom  22.  August  1 
auch  Wien  erhielt,  während  Oberösterreich  an  seinen  Bru 
Herzog  Albrecht  VI.,  den  Beherrscher  der  vorderös 
reichischeu  Lande,  fiel,  und  Herzog  Siegmund  von  Tirol, 
Sohn  Friedrichs  mit  der  leeren  Tasche,  mit  einem  Dri 
der  Einkünfte  von  Österreich  und  einigen  vorderOc 
reichischen  Besitzungen  abgefunden  wurde*)«  Friedr 
Judenfreundlichkeit,  welche  ihm  bei  seinen  Zeitgenoi 
manchen    Spott    zuzogt),    hatte    ihren    Grund    nicht  l 


1)  Chmel,  Materialien  II  154  N.  CXXY;  Zeifsberg  D«Si 
Erbfolgestreit  1457/8.    Wien  1879  S.  142  Akg.  1. 

*)  Vgl.   Anonymi  Ratisp.  farrago  bist.  rer.  Ratispon.  (nm 
bei   Oefele,   R.  boic.  S8.  II  516:  Friderico  Imperatore  et  «n 
dominante;  Matthias  Döring(t  1469)  Gontiniiatio  chronuTkco^ 
Engelhusii  (SS.  rer.  Germ.  IH  8.   10)  ed.  Mencken:  Vulgo  dkd 
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in  dem  durch  seine  stete  Geldnot  und  starke  Verschuldung 
erklärlichen  Streben,  seine  Einnahmen  zu  vermehren,  welches 
ilin  in  den  Juden  eine  ergiebige  leicht  auszubeutende  Finanz- 
qoelle  erblicken  liefs,  die  man  schonen  müsse,  es  be- 
seelte ihn  auch  bis  an  sein  Lebensende  ein  tiefes  Ge- 
ffthl  der  Gerechtigkeit,  der  Toleranz  und  Humanität,  das 
lur  den  Unterschied  zwischen  gut  und  schlecht,  aber  nicht 
ifischen  Christ  und  Jude  aufkommen  liefs,  wie  aus  dem 
terichte  eines  Geschäftsträgers  des  römischen  Königs 
faximilian  bei  seinem  Vater  aus  den  letzten  Lebenstagen 
August  1493)  des  letzteren  bezüglich  der  Behandlung  der 
Men  hervorgeht*). 

Dem  Verhalten  Friedrichs  bezüglich  der  Juden  liegt  ein 
(Ittg  erwogener  Plan  zu  Grunde. 

Albrecht  V.  hatte  1421  die  Juden  wegen  angeblicher 
lostienschändung  in  Enns  für  immer  aus  Österreich  ver- 
Äimt.  Zur  Wiederaufnahme  derselben  in  diesem  Lande  er- 
chien  Friedrich  IIL,  da  die  Ausweisung  ihren  Grund  in  einem 
eligiösen  Delikte  hatte,  um  von  kirchlicher  Seite  keinen 
Anfechtungen  ausgesetzt  zu  sein,  eine  specielle  Bewilligung 
leg  Papstes  zum  Halten  der  Juden  notwendig.  Er  erwirkte 
l»her  von  dem  ihm  mehrfach  verpflichteten  Papste 
Jikolaus  V.  (1447—1455)  die  Bulle  „Romanus  Pontifex"  vom 
!0.  September  1451,  in  welcher  derselbe  auf  Grund  des  Be- 


u  Jndaeoram  pocius  quam  Romanorum  propter  familiaritatem,  quam 
id  Jndeos  habere  videatar,  während  das  Chron.  Bav.  Presb.  Ratisp. 
Sehudt,  Jüd.  Denkwürdigkeiten.  Frankfurt  1714,  IV  232)  milder 
üteilt:  NuUum  populum  adeo  defendit  (Fridericus)  quemadmodum 
lebraenm.  Quantum  in  eo  fuit,  non  sinebat  oecidi  Judaeos  qua  cum- 
Be  ex  c&nsa. 

*)  Bachmann,  Aus  den  letzten  Tagen  Kaiser  Friedrichs  III, 
fitteilangen  des  Institutes  für  österr.  Geschichtsforschung  VUI  471  ff.): 
em  von  wegen  den  Juden  andword  kays.  m.,  er  wer  des  heiligen 
iches  haabt  ynd  seit  die  haben.  Aber  dem  grofsen  Falsch,  dem 
T  sein  gnad  allzeit  yeind,  wer  mit  dem  vmbgieng,  es  wer  Christen 
ar  jaden.  Ynd  also  wie  sein  kays.  m.  in  rat  wurd  vinden,  domit 
D  in  wenden  mocht  ynd  straffen  in  Juden  vnd  in  Christen,  wolt 
I  kays.  DU  tmlich  thtin. 
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lesehickten  mit  irgend  einer  kirchlichen  Strafe  behaftet  sind 
der  in  eine  solche  deshalb  verfallen,  auf  Bitten  des  Königs 
raft  der  apostolischen  Gewalt  erklärte,  dafs  weder  der 
dnig  und  Herzog  und  die  übrigen  vorgenannten 
laubigen  noch  des  Herzogs  Nachfolger  wegen 
B8  Vorausgeschickten  keineswegs  in  die  kirch- 
chen Strafen  des  Bannes,  der  Suspension  und 
3S  Interdiktes  und  andere  kirchliche  Strafen 
ad  Censuren,  welche  über  jene,  die  solches  thun  oder 
laüben,  verhängt  sind,  verfallen  sollen,  ihnen  ge- 
mattet war  und  auch  gegenwärtig  gestattet  ist, 
Iches  zu  thun,  und  sie  ermahnt,  dafs  sie  die 
iden  beiderlei  Geschlechtes  in  den  vor- 
snannten  Herzogtümern,  Herrschaften  und 
esitzanteilen  menschlich  behandeln  und  ihnen 
I  denselben  zu  wohnen  und  zu  bleiben  gestatten 
3gen,  ohne  dafs  ihnen  hierin  die  apostolischen  Konstitutionen, 
aordnungen  und  Verbote  und  sonst  ein  anderes  Hindernis 
tgegenstehen  solle  V). 

Durch  diese  Bulle  wurde  das  Recht  der  österreichischen 
erzöge  zur  Aufnahme  der  Juden  in  ihren  Ländern  von 
rchlicher  Seite  feierlich  anerkannt. 

Etwaige   Bedenken   in  staatsrechtlicher  Beziehung  zer- 


')  Von  dieser  Bulle  erliegen  im  Statthaltereiarchive  in  Innsbruck 
•de  112)  zwei  Abachriften.  Die  eine  ist  inseriert  in  die  Kopie  eines 
ramsumptes,  das  von  Aeneas  Sylvius  20.  November  1452  zu  Wiener- 
Bostadt  ausgefertigt  wurde,  in  welchem  derselbe  sagt,  dafs  er  auf 
ttcn  des  Rates  Ulrich  Ruderer  von  der  durch  Heinrich  Remboldi 
lenandten  und  intakt  befundenen  OriginalbuUe,  weil  diese  der  Kaiser 
riedrich  III.)  bei  sich  zu  behalten  wünscht,  die  Juden  sie  aber 

verschiedenen  Orten  brauchen,  die  nötige  Anzahl  Trans- 
npte  ausstellen  liefs  und  beglaubigt  habe.  Die  zweite  Kopie  ist 
r  eine  spätere  Abschrift  der  ersten.    (Nach  einer  gütigen  Mitteilung 

Herrn  Prof.  Dr.  O.  Redlich.)  Im  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchive 
Wien  befindet  sich  die  Bulle  nicht.  Der  Abdruck  bei  G.  Wolf» 
eh.  der  Jaden  in  Wien  S.  247—249,  N.  XYIII  enthält  viele  gram- 
igefae  und  sachliche  Unrichtigkeiten,  daher  die  Bulle  im  Anhange 
inhaltlich  mitgeteilt  wird. 


streute  Friedricli  dadurch,  dal's  er  in  die  Bestätiguof  ahr. 
Rechte  und  Freiheiten  der  Fürsten  des  Hauses  Habeburg  ia 
Österreich,  ^^teierinark .  Kärnten  und  Krain  ddo.  Wiener 
Neustadt,  6.  Januar  1453  auch  die  Bestimmung  aufnaliB: 
Wir  verleihen  und  vcrgunnen  .iuch  mit  di^m  Brieff,  dassdie 
vorgenannten  Fürsten  und  Herzogen  und  Ihr  NachkomiDa 
in  allen  Ihren  Landen  und  Gebieten,  die  Sie  jetzt  biba 
oder  kUntTlig  gewinnen,  als  vorsieht.  Juden  gehabeo  vti 
darinnen  halten,  stewren  und  damit  i  u  allwe^ 
handien  und  fahren  mügen  in  aller  MaTsalsVir 
uud  Unser  Nachkommen.  Römisch  Kaiser  und  Köniic 
is  dem  hell.  Reich  von  Rechten,  Freyheiten.  Gewolmhciien 
und  alten  Herkommen  die  halten  und  stewren  und 
inanderweg  mit  ihn  fahren  gethun  und  gebandtli 
mugen'). 

So  war  das  Recht  der  österreichischen  Fürsten  im 
Halten,  daher  auch  zur  Wiederaufnahme  dei  Juden  in  ihren 
Lilndern.  sowohl  von  dem  Oberhaupte  der  Kirche  als  »wli 
von  dem  Reichsoberhaupte  anerkannt  und  garantiert,  uixi 
Friedrich  konnte  nun  einem  etwaigen  Widerstände  seitMsd^ 
österreichischen  Stände  leicht  die  Stirne  bieten.  Seinem  1"" 
dftchtigen  Charakter  geniäfs  that  er  dies  jedoch  nirbt  i* 
energischer  Weise,  sondern  er  suchte  durch  langwierige  V«r- 
handlungen.  kluges  Lavieren  und  hallie  Zusagen  st'ine  Vfütt- 
sacher  zu  emiaden  und  zum  Aufgeben  ihrer  Opiiositiau  n 
bringen,  was  ihm  schlieCslich  für  die  Zeil  seiner  RegieruM 
auch  gelang. 

Schon  in  den  nach  Ladislaus'  Tode  (23.  November  WS^ 
überreichten  Vorstellungeu  der  österreichischen  LandsUnd' 
au  die  LandesfUrsten  Anfang  1458  verlangten  die  Stande  no' 
Grund  des  Landtagsbeschlusses  zu  Wien  am  Florianst«^ 
1458?)  u.  a.:    Item  daz  kain   lud  in  das  lannd  Östernir^ 


')  Dieses  Privilegium  wurde  in  der  Folge  von  Karl  V.  in  &ip- 
burg  am  8.  Septembt^r  1530,  voi>  Rudolf  II.  am  21.  Okiober  UVI  ni 
81.  JiiH  1599,  Karl  VL  am  7.  Dezember  1T29  besUtigt  (SebrAtUi.. 
Abhandlungen   I  232,  457:  11  2-H,  Cd.  Austriacu»  U  «,  9S^ 
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derhalb  vnd  ob  der  Enns  bracht,  darin  hewslich  geseczt 
er  gehalten  werde  als  dann  das  von  weilent  vnserm 
edigsten  herm  künig  Albrechten  löblicher  gedechtnus  ver- 
iriben  vnd  vnczher  gehalten  ist  worden^). 

Die  in  Gunderstorf  (Guntramsdorf)  bei  Mödling  am 
März  1460  versammelten  Stände  baten  im  Art.  4  der  Aus- 
treibung an  die  abwesenden  Landleute  (cedula  communis 
ipturae  super  neccessitatibus  patriae) :  Item  von  der  Juden 
gen  das  die  chain  handlung  noch  Wandlung  im  lannd  ze 
terreich  nicht  haben  sullen  als  chunig  Albrecht  löblicher 
lachtnuss  die  lanndschaft  damit  begenatt  (begnadigt)  hat^). 

Der  Kaiser  erwiderte  darauf  unterm  28.  März  1460: 
m  von  der  Juden  wegen  hat  vor  sein  kay.  gn.  geantburtt 
d  sich  genediklich  gewilligt,  die  Juden  in  das  lanndt  nicht 
seczen ,  sondern  es  domit  zu  halten  als  bey  zeytn  kunig 
brecht  her  gehalten  ist  worden,  sein  kay.  gn.  maintauch 
ßlit  allain  hie,  sunder  in  anderen  seiner  kay.  gn.  erb- 
Dndten,  da  vor  nicht  Juden  sein,  der  Juden  nicht  zu 
lymen.  dann  als  sein  kay.  gn.  Römischer  kayser  ist,  ob 
ht  aus  dem  reich  oder  seiner  gnaden  erblandten  Juden  in 
n  hof  chomen  vnd  die  weg  hanndeln,  zimbt*  sein  kay.  gn. 
icht,  das  in  oder  annderm,  die  ir  nottdurft  ungeuarlich  zu 
lechen,  zu  verpietn.  aber  sein  kay.  gn.  gelangt  an,  wie  man 
Jin  genad  beschulldig,  sein  genad  halt  hye  hewser  vol 
Bden  vnd  thue  den  gnadig  schnb  vnd  fuerderung  etc.  wolt 
Jin  kay.  gn.  gern  solcher  zieht  vertragn  sein  von  den ,  die 
B  erdenckhn,  nachdem  sein  kay.  gn.  daran  zumal  vnguetlich 
eschieht»). 


1)  Chmel,  Materialien  II  154  N.  124. 

«)  Ebendorfer,  Pez  II  899;  Chmel,  Materialien  II  194  N.  160. 
iiOB  vorher  hatten  die  Stände  Beschwerde  geführt  über  den  Wucher, 
wichen  die  Juden  in  Wiener-Neustadt  contra  relaxationem  Regis 
dislai  zu  treiben  wagten.  Der  Kaiser  wies  daraufhin,  dafs  Ladislaus 
»/fle  Schulden  kontrahiert  habe  und  er  selbst,  um  das  Vaterland  von 
1  Böhmen  zu  befreien,  grofse  Geldsummen  habe  verwenden  müssen 
endorfer  1.  c.  899. 
«)  Chmel,  Mat.  8.  199;  Ebendorfer  1.  c.  899. 
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Am  9.  Juli  1460  erneuerten  die  Stände  die  in  der  6e- 
schwerdeschrift  vom  5.  März  1460  enthaltenen  Wünsche^), 
worauf  der  Kaiser  am  St.  Sixttage  (6.  August)  1460  ver- 
sprach :  Item  von  der  Juden  wegen  maint  sein  k.  G.  nicht 
zu  halten  mit  wonung  vnd  irm  gewerben  im  land,  als  sich 
das  ofift  sein  k.  G.  gewilligt  vnd  aufrichticlich  darin  sich 
vnczher  gehalten  hat*). 

Trotzdem  wurde  auf  dem  Wiener  Landtage  im  Juli- 
August  1462  das  obige  Ansuchen  abermals  gesteUt;  denn 
in  der  „Antburt  vnsers  genadigen  herm  des  Ro.  K.  rettmd 
nachpoten  auf  die  Artikel  der  lanndtschaft  vom  J.  1462* 
vom  31.  August  1463  wird  erklärt:  Item  von  der  Juden  vnd 
yers  hanndels  wegen  hat  vnser  herr ,  der  kayser ,  nye  im 
willen  gehabt ,  die '  in  das  lanndt  wanhaft  vnd  hewslich  ze 
setzen;  aber  nachdem  so  sein  k.  gn.  als  Romischer 
Kayser  an  seiner  genaden  ho£f  judn,  haydn  Tod 
allermeniklich  zueflucht  hat  vnd  den  darein  vnd 
daraus  handeln  gepuert  vnd  es  auch  mit  den 
kristen  stet,  ob  sy  mit  in  henndeln  wellen  oder 
nicht,  puert  sein  k.  gn.  solh  ab  vnd  zu  zeiten 
nicht  zu  wern",  worauf  die  Stände  am  31.  August  14(B 
beschlossen :  Item  von  den  judn  lassn  es  dy  lanndlewt  bestti 
bey  vnnsers  herrn  des  k.  rett  antburt,  doch  also  daz  dyjndi 
in  das  lanndt  Osterreich  nicht  geseczt  werden,  auch  kaynerlef 
hanndlung  gebertz  darinn  mit  nyemantz  treibn*). 

Gleichwohl  baten  die  Stände  auf  dem  Landtage  zu  Tnlb 
(22.  September  bis  20.  Oktober  1463)  schon  wieder:  Na* 
dem  unser  gnediger  Herr  khunig  Albrecht  löblicher  gedichtr 
nOss  die  Juden  aus  dem  Landt  gethan  hiett,  von  mercklicher 
XJrsach  und  des  Landts  besten  wegen ,  das  die  hinf&io  ii 
das  Landt  Osterreich  nicht  mehr  geseczt.  Ine  auch  khaiift 


M  Ebendorf  er  1.  c.  899. 

*)  Ebendorfer   L   c   918;   Zeibig,  Gc^ybaeh    der 
statt  Wienn  1454—1464  (Font.  r.  Aast  VlI  214). 

s)  Chmel,  Materialien  II  272,  273  GCXI,  Regesta  Frid.  IL  Aa- 
hang  CLVI  u.  CLVII  N.  124  (ad  a.  1402);  Copeybiich  S.  971,  374 
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hiindel  im  Landt  gestattet  noch  darin  gehalten  werden^  ^\ 
und  nach  dem  Tode  Herzog  Albrechts  VI.  (25.  November 
1468),  nachdem  Friedrich  III.  Herr  von  ganz  Österreich  ge- 
worden war,  erneuerten  sie  zu  Hadersdorf  am  St.  Lucien- 
tage  (13.  Dezember)  1463  unter  Berufung  auf  den  Tullner 
Landtag  dieses  Ansuchen'),  worauf  der  Kaiser  gereizt  an 
demselben  Tage  erwiderte :  Item  von  der  Juden  wegen  nymbt 
sein  k.  6.  fromt  (befremdet),  das  der  Artikel  alsoft  an- 
geczogen  wirdet,  nachdem  sein  k.  G.  nye  Im  willen  gewesen 
vnd  noch  ist,  dhaineh  in  das  Lannd  hewslich  ze  seczen;  aber 
ab  vnd  zucziehen  purt  seinen  k.  G.  nicht  zu  ver 
pieten,  nachdem  Sy  vnd  annder  zu  seinen  Gnaden 
alsRom.  Kaiser  Zuflucht  haben^). 

Nach  dieser  entschiedenen  Abfertigung  scheinen  die 
Stände  nach  sechsjährigem  unausgesetzten  Drängen  zur  Ein- 
sicht gekonmien  zu  sein,  dafs  bei  Friedrich  eine  gänzliche 
Ferohaltung  der  Juden  von  Österreich  nicht  durchzusetzen 
^i;  denn  alle  Versicherungen  des  Kaisers,  die  Juden  in 
Osterreich  nicht  aufzunehmen,  wurden  lahmgelegt  durch  die 
Erklärung,  dafs  er  als  Kaiser  ihnen  den  Zutritt  in  seine 
Under  nicht  verbieten  könne.  Erst  in  den  Artikeln  der 
Landleute  der  vier  Stände  zu  Enzersdorf  (1479?)  bitten  diese 
^eder:  Item  von  der  Juden  wegen,  das  die  dheinen  hanndl 
2u  Wienn  und  im  lannd  Oesterreich  treiben  sullen  noch 
baben,  damit  die  Juden  zu  der  Newenstat  und  daselbs  hin 
geUm  so  sy  zu  zeitten  anslahen,  das  etlich  zu  in  kumen 
^d  nennent  sich  den  namen,  so  sy  reich  pawrn  wissen,  die 
Juden  leihen  in  und  lassen  die  schuld  ansteen  etlich  Jar, 
so  lang  untzt  der  stirbt ,  darauf  die  schuld  steet;  darnach 
^erpewt  (ladet  vor  Gericht)  der  Jud  dem  anndem  dieselben 
fewt,  der  nichts  schuldig  ist,  also  werden  die  lewt  vast  be- 
swert.  Bitten  die  lanndlewt,  sein  k.  g.  welle  so  gnedig  sein 
ond  schaffen,  damit  dhain  geltschulde  den  Juden  ingeschriben 


')  Ebendorf  er,   979;   Anonymi   Chron.   Austr.  (bei   Sencken- 
berg  Sei.  iur.  et  bist  V  229)  in  der  ursprüngiicben  deutschen  Form. 
*)  Copeybuch  380. 
»)  Copeybuch  386. 
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weixle,  es  sey  dann,  das  der  Richter  oder  ambtinan  desselbeo 
mann,  der  also  entnemen  wil,  dabey  sey^). 

Auch  von  kirchlicher  Seite  wurde  der  Versuch  gemadiL 
die  Juden  zu  schädigen,  indem  Richtern,  Schöffen  lud 
Schreibern,  welche  in  Streitsachen  der  Christen  und  Judeo 
zu  Gunsten  der  letzteren  entschieden,  die  Absolution  und 
der  Empfang  der  Sakramente  erschwert  oder  verweigert 
wurde. 

Diesem  Mifsbrauche  begegnete  der  Kaiser  damit,  dafs  er 
von  Paul  IL  (1464—1471)  die  Bulle  „Sedis  apostoücie 
copiosa  benignitas*'  vom  31.  Mai  1469  für  seine  Erblande 
erwirkte,  in  welcher  der  Papst  erklärte,  dafs,  da  auch  dei 
Juden  Gerechtigkeit  gewährt  werden  müsse  und  dieselba 
gerade  dadurch  fOr  die  Wahrheit  gewonnen  werden  könntei, 
die  Geistlichen  die  Beichte  solcher  Funktionäre  hören  und, 
wenn  sie  ohne  Bestechung  und  ungerechte  Gunst  die  G^ 
rechtigkeit  üben,  dieselben  von  ihren  Sonden  absolvierei 
und  ihnen  auch  die  anderen  Sakramente  frei  und  ohne  Ge* 
Wissensskrupel  spenden  können  und  sollen*). 

Kaiser  Friedrich  blieb  —  ohne  sich  durch  das  ungestlM 
Drängen  der  österreichischen  und  innerösterreichischen  StUifc 
beirren  zu  lassen  —  bis  an  sein  Ende  ein  wohlwoUeiidff 
Beschützer  der  Juden  nicht  nur  in  den  österreichischen  Erb- 
ländem,  sondern  auch  im  Reiche. 

Als  der  Markgraf  Karl  zu  Baden  mehrere  Juden  ii 
Endingen  aus  „ Verdenknufs ,  Argwohn  und  Schein,  als* 
sie  Ghristenblut  haben  müssen  und  darauf  Missetbat  m' 
Ul>el  begangen  haben"  martern,  hinrichten  und  ihrer  GW 
berauben  liefs*),  ordnete  der  Kaiser  in  einem  Gebotsbriefc 
ddo.  Völkermarkt,  am  Freitag  vor  Johannis  (22.  Juni)  14W 
an   alle  Fürsten,  Amtleute  und  alle  seine  und  des 


')  Chmel,  Monum.  Habsb.  IIl  CXLVII  336. 
*)  Register  17/3  C.  IV  S.  363  deslHans-,  Hof-  und  Staatoixdut«' 
Cbmel,  Materialien  zur  österr.  Geschichte  II  806,  N.  CCXLVIL 

^)  Vgl.  Kracauer,  L'affaire  des  Jaife  d*£ndiiigen  1470  (Betü 

des  ^tiid.  juives  XVI  1888,  236—245). 
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Unterthanen  und  Getreuen,  unter  Berufung  auf  die  Er- 
klänmgen  der  Päpste  bezüglich  der  Blutbeschuldigung  der 
Juden  und  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  „die  gemeine  Jüdiseh- 
heit  uns  als  Römischen  Kaiser  von  des  heiligen  Reichs 
wegen  ohne  Mittel  (unmittelbar)  allein  und  niemands  anders 
unterworifen  seye  und  Zugehör"  die  sofortige  Freilassung 
der  noch  gefangenen  Juden  und  Rückerstattung  des  ihnen 
jenommenen  Gutes  bei  einer  Pön  von  100  Mark  lötigen 
Soldes  an  und  trug  allen  oben  Genannten  auf,  die  Jud^i 
ron  des  heiligen  Reiches  und  des  Kaisers  wegen  zu  schützen 
ind  zu  schirmen  und  nicht  zu  gestatten,  dafs  sie  oder  ihr 
jut  von  jemandem  angelangt  oder  beschwert  werden'). 

Dieses  an  die  dem  Reichsprivilegium  Friedrichs  II.  für 
lie  Juden  in  Deutschland  vom  Juli  1236  beigefügte  Absolucio 
ind  an  die  oben  erwähnte  Bestätigung  der  Bullen  Innocenz'  IV. 
rom  5.  Juli  1247  und  Gregors  X.  vom  7.  Juli  1274  durch 
Südolf  von  Habsburg  vom  4.  Juli  1275  erinnernde  Edikt 
ies  Kaisers  wurde  von  Karl  V.  unterm  3.  April  1544*)  mit 
lern  Beisatze  bestätigt,  dafs  solche  Klagen  und  Be- 
schuldigungen zuvor  an  den  Kaiser  „als  gemeiner  Jüdischheit 
im  Reich  oberste  Obrigkeit"  zu  leiten  sind  und  dessen  Be- 
scheid zu  erwarten  sei. 

Friedrich  gewährte  den  Juden  in  Innerösterreich  nicht 
Qur  einzelne  neue  Vorrechte  (so  durften  z.  B.  die  Juden 
feterreichischer  Adeliger  nach  der  Satzung  über  die  Maut- 
freiheit des  österreichischen  Adels  auf  der  Donau  vom  Jahre 
1475  drei  Temen  [Dreilinge]  Wein  bei  den  landesfürstlichen 


^)  Das  Edikt  bei  Wagens  eil,  Benachrichtigung  wegen  einiger 
itie  gemeine  Jüdischheit  betreffenden  wichtigen  Sachen  1705, 1  2,  169  ff. 
und  Dissertatio  de  Jnfündibul.  103.  Wagenseil  behauptet,  da(s  das 
original  dieses  Gebotsbriefes  „bey  denen  Prager  Juden  verwahrlich 
»ehalten  wird";  im  Archive  der  Prager  Kultusgemeind&  befindet  sich 
\melhe  jedoch  nicht.   S.  Beilage  II  S.  438  ff. 

*)  Limnaeus,  Juris  publ.  Imp.  Romano-Germanici  1.,  additiones 
i  üb.  UI  c.  2;  Strack,  Das  Blut  im  Glauben  und  Aberglauben  der 
enschheit  1900,  185.  Diese  Urkunde  wurde  erneuert  von  Max  II. 
1  8.  März   1566,  Rudolf  II.  am  15.  Juni  1577,  Matthias  am  13.  No- 


Maatstätten  maut-  und  aufschlagsfrei  auffahren)'),  sonden 
intervenierte  auch  zu  Gunsten  der  des  Ritnalmordes  b^ 
schuldigten  Juden  in  Trient  und  Regensburg  (1476  und  UTS)")- 

Im  Volke  lebte  aber  der  alte  Judenhafs  fort,  und  «Ibö 
in  den  Tagen  eigener  schwerer  Bedrängnis  vergafsen  die 
Wiener  ihres  Grolles  gegen  die  Juden  nicht. 

Als  Matthias  Corvinus  während  seines  zweiten  Krif^ 
mit  dem  Kaiser  (1482—14901  fast  ganz  Niederösterreieh  «- 
obert  hatte  und  nach  harter  Belagerung  das  ausgehungprtf 
Wien  im  Mai  1485  zur  Kapitulation  zwang,  baten  der  Bürpr- 
meister,  der  Rat,  die  Richter,  die  Genannten  und  die  gurn 
Gemeinde  im  An,  17  der  Übergabsartikel  ddo.  in  der  N«- 
Btadt  zu  Wien  zu  St.  Niklaskloster  am  Montage  zu  itffl 
Pfingstfeiertagen  23.  Mai  1485:  das  sein  konigl.  nuTt 
von  ehren  wegen  und  alten  herkomen  der  statt  Wienn  aidit 
gestatten  noch  erlauben  wolle,  das  die  Juden  ihr  wandl  nri 
handl  in  der  statt  haben,  angesehen  das  sy  von  unehre  »w!». 
die  sy  vorzeithen  dem  allmächtigen  Gott  beweist  haben,  aus- 
getrieben sein. 

Matthias,  welcher  die  Juden  aus  Kor-  und  RIiwIct- 
neuburg  wegen  angeblicher  Münzverfälschung,  Agiotage  u.»- 
bei  Lebensstrafe  im  Falle  der  Rückkehr  vertrielwn  haUfS 
erklärte  auf  dieses  Petit:  Ist  sein  konigl.  mayt  auch  villi* 
zu  thuen*). 

Auch    verschiedene   Schriften   zur  Zeit  Friedrichs  HL 


jl  S.  «8^ 


vetnber  1612,  Ferdinand  IL  am  2.  Hin  1621 ,  Ferdinud  IIL  « 
12.  JaDuor  1646  und  Leopold  L  am  22.  September  16S5:  Stritt 
a.  a.  O.  185. 

>)  Mon.  Habsb.  I  2,  S.  237,  LXVHI. 

»)  Über  letalere  vgl.  Gemeiner,  Regenab.  Chronik  lU  SCt 
.589  ff.,  602  ff^  618  ff.,  640  ff. 

")  Hormayr  IV  68;  Vaterl&nd.  Bl&tter  f.  den  Oateir.  KaiwnMt 
1815.  S.  159;  Kohn,  A  zaidök  tnrWnete  MagyaTOraiAgtm.  Ift*  S.» 
Akg.  2. 

*)  Cod.    M.S.    AUerhand    Cereraoniell    Im    ' 
Chmel,  Bericht  über  ebe  liter.  Beine  p.  129;  Schober,  Die 
NiedeiJtsterreicbH  durcli  Mathiaa  CornnuB  in  den  J.   1482— l4Sft|K 
des  Vereine  f.  Landeskunde  von  NiederOsterr.  XIV 
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erfolgten  den  Zweck,  gegen  die  Juden  zu  hetzen.  Schon 
er  Professor  der  Theologie  Heinrich  Langenstein  von  Hessen 
(•  1397)  schrieb  einen  Tractatus  polemicus  contra  gentiles 
\  praecipue  vero  Judaeos;  der  bekannte  Chronist  Thomas 
bendorfer  von  Haselbach  (f  1464)  veröffentlichte  zwei 
jiriften  gegen  die  Juden:  „Mendacia  et  calumniae 
daeorum  impiorum"  gegen  die  hebräische  Schrift  Toledoth 
ichu  et  Rhytmorum  impiorum  s.  liber  generationis  Jesu 
izareni,  cuius  nomen  et  memoria  deleatur  (auch  fragmentuni 
itra  Hebraeos)  und  „De  Judaeo  relapso  sive  Gonsilium 
per  lapsu  cuiusdam  baptizati  olim  Judaei"",  ein  über  Ver- 
igen des  Bischofes  von  Passau  abgegebenes  Gutachten  be- 
glich der  Bestrafung  des  Abgefallenen,  in  welchem  er  sich 
sr  gegen  seine  Hinrichtung  ausspricht^).  Viel  gehässiger 
d  zwei  andere  anonyme  Schriften  aus  der  Zeit  Friedrichs  III. : 
r  „Tractatus  de  Antichristo  et  discipulis  eins"  und  ein 
t  einem  Holzschnitte,  darstellend  einen  vor  dem  auf  einer 
nie  stehenden  goldenen  Kalbe  knienden  Juden  mit  einem 
Idsäckel,  versehenes  Spottgedicht^). 
Die  ersterwähnte  Schrift  zerfällt  in  vier  Abteilungen :  Von 
r  Juden  jrrsall  ond  von  jrem  vngelawben  (mit  Angaben 
8  dem  Talmud  über  Maria,  die  Heiligen,  die  Christen,  die 
iligen  Tage,  das  Gebet  „Naym",  d.  i,  der  Christen  Fluch 
a.),  von  der  Juden  grofsn  lüg,  von  den  Weissagungen 
lide  mit  Erzählungen  aus  dem  Talmud)  und  als  vierte 
iteilung  unter  der  Aufschrift:  „Wie  dy  Juden  vntr  den 
risten  sullen  leben"  (p.  125—127),  einen  in  rechtshistorischer 
Ziehung  nicht  uninteressanten  Auszug  aus  den  Vorschriften 
;  römisch-christlichen  und  des  kanonischen  Rechtes,  aller- 
gs  mit  den  Judenhafs  und  den  Fanatismus  des  Verfassers 
irakterisierenden  Zusätzen  über  den  Verkehr  zwischen 
igten  und  Juden  beim  Essen  und  Trinken,  Wohnen,  in 


^)  Beide  in  der  Wiener  Hofbibliothek  Cod.  4701  (3)  und  4954  (46). 

•)  Beide   ebenfalls   in   der  Wiener  Hofbibliothek,   ersterer  Cod. 

rec  828  fol.   119—127,  und  letzteres  Cod.  8301  (hist.  prof.  111) 

J88.    Ober  dieses  vgl.  Chmel,  Geschichtsforscher  I  N.  V  S.  116 

18. 

;h«rer,  Beiträge  I.  28 
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der  Wirtschaft,  bei  Hochzeiten,  bei  dem  ArzneinehiDeii, 
Baden  u.  a.  ^).  Bei  dem  Baue  einer  neuen  Schule  soUeo 
sie  dem  Landesherrn  50  Pfund  Gold  geben.  Am  Char- 
freitage  und  Gharsamstage  und  in  den  Ostertagen  sollen  sie 
nicht  auf  die  Strafsen  kommen,  am  Gharfreitage  auch  keiB 
Fenster  aufmachen.  Wer  bei  ihnen  dient,  ist  in  des  Papstes 
Bann.  Es  sollen  die  Juden  zu  aller  Zeit  und  in  aller  Stadt 
von  den  Christen  im  Gewände  unterschieden  sein.  „Das  geht 
ihnen  leider  viel  ab  von  der  Herren  zulegnus.*  Will  ein  \ 
Jude  Ghrist  werden,  des  soll  man  ihm  nicht  wehren... 
Kein  Ghrist ,  Mönch  oder  Pfa£fe  oder  Laie ,  soll  mit  ihoei 
von  dem  christlichen  Glauben  und  der  heiligen  Schrift  disr 
putieren,  er  habe  denn  die  heilige  Schrift  wohl  geknt 
Man  soll  auch  den  Juden  verbieten,  dafs  sie  mit  den  Ghristfli 
disputieren.  Taufet  sich  ein  Jude,  so  kann  sein  Weib  eiDei 
andern  Mann  nehmen,  wenn  sie  sich  nicht  auch  taufen  lassei 
will.  Wird  sie  aber  getauft  und  redet  dennoch  von  Christtf 
und  den  Ghristen  unziemlich  oder  will  sie  den  Juden  wieder 
abtrünnig  machen,  die  sollen  die  Ghristen  töten.  Wenn  eil 
Jude  zur  Taufe  gezwungen  wird  und  er  will  später  ab- 
trünnig werden,  so  soll  man  ihn  zwingen,  bei  dem  Christei- 
tume  zu  bleiben ,  damit  der  christliche  Glaube  nicht  ve^ 
spottet  werde.  Wer  einen  Ghristen  zur  Jüdischheit  bringt 
ein  Jude,  der  einen  Ghristen  beschneidet,  wer  vom  Christel- 
tume  abfällt ,  wer  von  Ghristus  unziemlich  redet ,  der  sd 
getötet  werden.  Ist,  dafs  dein  Bruder  oder  dein  Sohn  oder 
dein  Mann  zu  dir  spricht :  Glaub  an  einen  andern  Gott  ü 
töte  ihn  mit  all  seinem  Volke.  Die  Juden  verspotten  xA 
verunehren  die  Kelche  und  andere  geweihte  Sachen .  die  n 
dem  Gottesdienste  gehören.  Davon  soll  man  ihnen  keil 
Pfand  setzen.  Sie  schmähen  unseres  Herrn  Leichnam  nii 
reden  von  unserer  Frau  und  Gottes  Heiligen  mannig  Übel 
und  unzeitlich  Rede  und  tilgen  das  alles  mit  Pfenning.  Wer 
aber  die  Pfenning  nimmt,   der  ist  nicht  ein   guter  Christ 


>)  Vgl.  dazu  die  christlich-römische  und  kirchliebe 
in  der  Einleitung. 
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aden  spotten  all  der  Heiligkeit,  nennen  die  Kirche  ein 
pfhaus,  darin  der  Teufel  seine  Wohnung  hat,  den 
»rannen  eine  XJnreinigkeit ,  unsem  Segen  einen  Fluch, 
edigt  ein  Hundebeilen ;  allen  unsern  hochheiligen  Tagen 
sie  böse  Namen,  und  alle  Tage  fluchen  sie  drei  Stunden 
Fürsten  und  Herren,  geistlichen  und  weltlichen,  und 
ilich  allen  Christen,  und  die  jüdische  Gemeinde,  Weib 
lann,  antworten  hinwieder:  Amen  .  .  .  Mit  solcher 
ei  ist  der  Talmud  all  zusammengesetzt.  Sie  verleiten 
risten  in  ihrer  Einfalt,  Pfaffen  und  Laien,  mit  Gaben 
orten  zum  Abfall.  Wenn  sie  jemanden  abtrünnig  ge- 
haben, so  senden  sie  ihn  in  fremde  Länder  und  machen 
trunken  und  verschneiden  ihn ;  dann  geben  sie  ihnen 
jüdischen  Namen  und  sammeln  Pfenning  und  geben 
dieselben.  Gerade  diese  werden  als  die  ärgsten  Feinde 
iristen  geschildert,  die  Christo  und  Maria  schmähen 
den  zu  Lieb  und  zu  Dienst. 
IS  oben  erwähnte  Spottgedicht  beginnt  mit  den  Worten : 

Hört  ir  herren  allgemein, 

arm  reich  grosz  vnd  dein 

vnd  habet  kein  verdriesz  darinnen, 

Wunders  solt  ir  werden  innen, 

ich  pin  ein  jud,  des  langn  ich  nicht, 

von  art  ein  schalkhaft  pösentwicht, 

vnd  haysz  der  Gössel  vnuerzait, 

ein  herolt  aller  jüdischajt, 

lildert  in  derber  Sprache  besonders  die  Übervorteilung 
bristen  durch  die  Juden.  Nach  den  Schlufsworten 
unvollständig  erhaltenen  Poems: 

Es  wer  vil  mer  zu  schreiben  not, 

Wie  wir  den  Christen  tuen  den  tod 

Mit  mancher  wunderlicher  pein 

An  iren  dein  kindelein. 

Wir  fressen  dann  ir  fleisch  vnd  pluet 

Vnd  glauben,  es  kumb  uns  wol  zu  guet, 

Darumb  wir  neulich  in  grosser  not 

Gefangen  lagen  auif  den  tod. 

Zu  Begenspurg  in  der  werden  statt  etc. 

;  in  die  Zeit  nach  1476  zu  setzen. 

28* 
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Wenn  man  in  den  höher  gebildeten  Kreisen  Qber  die 
Juden  so  dachte  und  schrieb,  welche  Ansichten  mögen  dano 
erst  über  sie  in  den  breiteren  Schichten  der  Bevölkerung 
geherrscht  haben!  Bei  dieser  Sachlage  ist  es  erkl&riidi, 
warum  das  Verhalten  des  Kaisers  bezüglich  der  Juden  eine 
so  zähe  Opposition  hervorrief.  Um  so  mehr  verdient  es  die 
vollste  Anerkennung,  dafs  Friedrich  trotzdem  an  den  Grood- 
Sätzen  der  Toleranz  und  Humanität  festhielt  und  den  Yor- 
urteilen  seiner  Zeitgenossen  mannhaft  entgegentrat.  Dies» 
Zug  schöner  Duldung  wird  immer  zu  den  Lichtseiten  der 
Regierung  dieses  vielgeschmähten  Fürsten  gehören.  D&ru 
wird  nichts  geändert  und  geschmälert  durch  den  Umstind, 
dafs  der  Kaiser  aus  der  Beschützung  der  Juden  Nutzen  zog; 
dertn  nach  der  Anschauung  des  Mittelalters  über  das  Vw- 
hältnis  der  Juden  zum  Landesfürsten  hätte  er,  wie  viele 
andere  Fürsten,  alle  diese  Vorteile  auch  ohne  humane  Bflck* 
sichtnahme  auf  dieselben  erlangen  können. 

Friedrich  IIL  starb  am  19.  August  1493,  und  die  Hof- 
nungen aller  mit  seiner  Regierung  Unzufriedenen  richtete« 
sich  auf  seinen  ritterlichen  Sohn ,  von  dem  man  auch  die 
endgültige  Entscheidung  bezüglich  der  Juden  erwartete,  die 
von  seinem  Vater  nicht  zu  erlangen  war. 

Beilagre  I.  zur  Geschichte  Friedrichs  ni.  (zu  S.  423). 
Bulle  Nikolaus'  V.  vom  20.  September  145U 

Nicolaus  episcopus,  servus  servorum  Dei  ad  perpetma 
rei  memoriam.  Romanus  pontifex,  Jesu  Christi  in  tenii 
vicarius  ad  hoc  potestatis  sibi  tradite  viees  libenter  impa 
dit ,  ut  occurentibus  scrupulositatibus  consciencianun  ciiti 
Christianam  pietatem  et  mansuetudinem ,  quam  Romatt 
ecclesia  Judeis,  quos  tollerat,  in  testimonium  Christi  nostri 
non  intendit  denegare  inter  Christianos  et  Judeos  piciset 
tranquillitatis  possit,  quo  ad  hoc  vinculum  firmius  solidtfi 
decernit  et  declarat  prout  temporum  et  rerum  qutlitat» 
pensata  conspicit  in  domino  salubrius  expedire.  Stne  Bipcr 
ex  fide  dignorum  relacione  intelleximus,  quod  super  eo,  qioi 
in  ducatibus  Austrie,  Stirie,  Karinthie  ac  Camiole  ac  donnuil 
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Ws  Naonis,  Ferretis  in  Kyburg  comitatus  in  Habspurg  et 
Irolis,  Burgouie,  Alsacie  necnon  aliis  adiacentibus  partibus 
ominiisque  et  districtibus  preteritis  temporibus  propter 
obilium  civium  incolarum  et  inhabitatorum  eorundem  duca- 
lum  et  dominionim  nee  non  forensium  et  aliorum  con- 
lencium  commoditatem  per  carissimum  in  Christo  filium, 
ridericum  regem  Romanorum  illustrem  ac  ducem  Austrie 
iommque  predictorum  dominiorum  dominum  temporalem 
iusque  progenitores  ac  Christi  fideles  in  ducatibus,  dominus 

districtibus  predictis  residentes  Judei  sub  certis  pactis, 
uditionibus  et  composicionibus  inter  Christianos  et  Judeos 
idum  initis  et  hucusque  servatis  et  presertim  quod  recepta 
tr  Christianos  a  Judeis  certa  quantitate  peccuniarum  sub 
poribus  datis  ipsis  Judeis  dicti  Judei  certam  quotam 
iccaniarum  sub  specie  fenoris  recipere  possent  pocius  quam 
iristiani  inter  se  hoc  genus  fenoris  perpetrarent  stare  et 
oram  trahere  permissi  fuere  et  tollerari  consuevere  prout 
»die  permittuntur  et  tollerantur  in  hunc  finem,  ut  nobiles, 
ves,  incole,  inhabitatores  et  alii  supradicti  a  diversis  oneribus 

dampnis  releventur  quodque  rex  et  dux  eiusque  pro- 
aütores  et  Christifideles  predicti  talia  in  ducatibus,  dominus 
;  partibus  predictis  fieri  permiserunt  domosque  eisdem  Judeis 
1  matuandum  sub  usuris  illisque  exercendis  et  inhabitandis 
«dem  et  per  sinagogam  faciendum  locaverunt  et  con- 
«senint,  non  tamen  in  contemptum  fidei  Christiane,  sed 
nntaxat  pro  necessitate  vite  Judeorum  et  comoditate 
kristianorum  et  quod  rex  ac  dux  necnon  nobiles  et  Christi- 
leles  predicti  propterea  permoti  timent  se  bonarum  mencium 
ore  excommunicationis  sententias  aliasque  censuras 
desiasticas  et  penas  contra  talia  perpetrantes  a  jure  vel 

homine  inflictas  forsan  incurrisse.  Nos  igitur,  qui  Judeis 
ristianam  pietatem  ac  mansuetudinem  per  regem  et  ducem 
jnon  Christifideles  prefatos  ut  prefertur  impensam  more 
deeessorum  nostrorum  tollerantes  ac  cupientes  ipsos 
!eo8  humaniter  tractari,  ut  per  hoc  a  duricia  et  obstinacia 
;  ad  cor  reversi  et  sie  allecti  suos  recognoscant  errores 
lupema  gracia  tandem  illustrati  ad  verum,  quod  Christus 
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est,  lamen  properen!  claritatis  necoon  regis  et  dnd 
aliorumque  Christifidelium  prefatorom  eonscientias  serenar 
in  premissis  volentes  et  ne  propter  premissa  aliquibus  ei 
commonicacionis,  sospensionis  et  interdicti  sententiis  aliisqn« 
censuris  ecclesiastieis  et  penis  a  jure  vel  ab  homine  fonai 
promulgatis  ligati  seu  illas  propterea  incurrisse  ab  aliqm 
censeantur  prefatorum  r^s  et  ducum  precibus  incliniti 
auctoritate  apostolica  deoemimus  et  declaramus  regem  el 
duoem  ac  alios  Christifideles  prefatos  necnon  eiusdem  im 
et  dominiorum  predictorum  pro  tempore  suooessores  ex- 
communicacionis,  suspensionis  et  interdicti  sentencias  aliasipie 
censuras  ecdesiasticas  et  penas  contra  talia  perpetrantes  m 
fieri  permittentes  inflictas  propter  premissa  minime  incurrisse 
neque  in  futurum  propter  permissionem  huiusmodi  et  tlki 
predicta  incurrere  debere  eisque  talia  facere  licuisse  atq« 
pro  tempore  licere  exhortantes  eos,  ut  ipsos  Jadeos  ecian 
utriusque  sexus  in  ducatibus  et  dominus  et  partibus  predictti 
humaniter  tractari  ac  in  eisdem  stare  et  permanere  per- 
mittant  constitutionibus  et  ordinacionibus  necnon  pro^ 
hibicionibus  apostolicis  ceterisque  contrarüs  non  obstantibti 
quibuscumque.  Nulli  ergo  onmino  hominum  liceat  hitf 
paginam  nostre  constitutionis,  dedaracionis,  exhortacionis  el 
Yoluntatis  infringere  vel  ei  ausu  temerario  contraire.  S 
quis  autem  hoc  attemptare  presumpserit,  indignadonem  omiU' 
potentis  dei  et  beatorum  Petri  et  Pauli  apostolonim  eins  sc 
noverit  incursurum.  Datum  Rome  apud  sanctum  Petrai 
anno  incarnacionis  dominice  millesimo  quadringentesiai 
quinquagesimo  primo  duodedmo  kalendas  Octobris  pooti- 
ticatus  nostri  anno  quinto. 

(Kopie  des  Transumptes  im  Statth.  Archive  in  Innsbruck 

[Schatzarchiv  N.  7752]). 

Beilagre  II.  zur  Geschichte  Friedrichs  IIL  (zuS.490; 

GeboU-Brieff  Kaiser  Friedrieh  m.  rea  22.  Jmai  1476. 

Wir  Friederich/  von  GOttes  Gnaden  Römischer  Kayse 
zu  allen  Zeiten  Mehrer  des  Reichs/  zu  Ungern/  Dahnatk 
Croatien/  etc.  König/  Hertzog  zu  Oesterreich'  zu  Stever'  : 
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Eändten  und  zu  Krain/  Gra£f  zu  Tyrol :  Entbieten  allen 
und  jeglichen  Churftlrsten/  Fürsten/  geistlichen  und  weltlichen/ 
Prälaten/  Grafen/  Freyherren/  Rittern  oder  Knechten/  Haupt- 
leuten/    Amptleuten/    Voigten/    Pflegern/    Bürgermeistern/ 
Biehtem/  Räthen/  Bürgern  und  Gemeinen/  sammt  allen  unsem 
md  des  Reichs  Unterthanen  und  Getreuen/  in  was  Würden/ 
Ständen  oder  Wesen  sie  seyn/  denen  dieser  unser  Brieff/  oder 
glaublich  Vidimus  fürkommt/  gezeigt  wird/  oder  damit  er- 
mahnt wird/  unser  Gnad  und  alles  Gut.   Ehrwürdige/  Hoch- 
gebohme/ Wohlgebome/  Edle/  Ehrsame  und  liebe  Getreue/ 
wir  haben  nemlich  auf  solch  Fümehmen/  so  der  hochgebohrne 
Carl/  Marggraf  zu   Baden/   und  Graf  zu  Spanheim/  unser 
lieber  Schwager  und  Fürst/  an  etlichen  Juden  (Geschieht 
und  Handel  halb^  die  sie  an  Christen-Menschen  sollen  be- 
gangen haben)  gethan/  deren  er  dann  etliche  gemartert/  vom 
Leben  zum  Tode  gebracht/  und   ihnen   ihr  Gut  genommen 
hat/  an  den  genannten  Marggrafen  Carl/  von  dem  vermeldeten 
seinem  Fümehmen  zu  stehen/  auch  an  Euch/  ob  er  das  nicht 
thäte/  solches  nicht  zu  gestatten/  unser  Kayserlichen  Gebot- 
Brieff  ausgehen  lassen.     Wann  nun  solche/  des  benannten 
Marggrafen  Carls  fürgenommene  That/   als  wir  eygentlich 
bericht  seyn/  nicht  aus  Grund  offenbar  geschieht/  sondern 
aus  Ursach/  Verdencknüfs/  Argwohn  und  Schein/  als  ob  sie 
Christen-Blut  haben  müssen/  und  darauflf  Missethat  und  Uebel 
begangen  haben/  darüber  dann  mehr  dann  ein/  unser  heiligste 
Väter/  die  Päbste/  durch   Hochersuchung  der  SchriflFt-  und 
fiecht-Gelehrten/  dafs  solches  Nothdurlft  halben  nicht  seyn 
mufs/  Erklärung  gethan  haben  und  solches  zu  glauben  ver- 
bieten/ beschehen  ist/  auch  die  gemeine  Jüdischheit/  uns  als 
Römischen  Kayser/   von   des   heiligen  Reichs  wegen/  ohne 
Mittel  allein/  und  niemands   anders  unterworfen  seyn/  und 
Zugehör/  hätten  wir  uns  wohl  versehen/  als  auch  die  Billig- 
keit auflf  ihr  trägt/  ob  einig  Ursachen  seines  Fürnehmens/ 
und  nicht. andere  Bewegnüfs  vorhanden  gewest  wären/  dafs 
dann/  die  billich  an  uns  gelangt/  und  nicht  also/  mit  solcher 
Eil/  in   vorberührter  Gestalt  gehandelt  seyn/   wiewohl   ihm 
noch  von  solchen  Fürnehmen  zu  stehen  und  derselben  doch 


—    440    — 

anderer  Sach  halben/  in  Krafft  unserer  Kayserlichen  Befehl 
ob  er  die  von  uns  hält/'  und  er  sich  der  hierinnen  gebrauchet 
noch  aus  sein  selbst  gewaltsam/  nachdem  ihm  solches  zu 
thun  nicht  gebohrt/  nichts  zu  handeln/  noch  zu  thun  sondern 
die  Sachen  an  uns  langen/  und  rechtfertigen  zu  lassen  tob 
uns  ernstlich  geschrieben  und  geboten  ist/  werden  wir  doch 
über  solches  seines  Ftimehmens'  femer  und  gründlich  unter- 
richtet/  dadurch  ihm  und  Euch  weiter  zu  schreiben'  und 
Gebot   zu   thun   bewegt/   auch   ihm   darau£f  aber/  und  bei 
schwerer  Pön   von  solchen   Fürnehmen  zu   stehen    die  g^ 
fangenen  Juden  ihrer  Gefängnis  ledig/  sie  femer  ohnangelangt 
und  bey  Recht  für  uns  bleiben  zu  lassen/  auch  ihr  genommen 
Gut  wieder  zu  kehren  geboten/  nach  Inhalt  unsers  Kayser- 
lichen Brieiüs  darüber  ausgegangen.    Darum^  so  empfehlen 
wir  Euch/  von  Römischer  Kayserlicher  Macht/  und  dazu  ein 
Pön    nemlich   100  Marck   Löthigs  Golds/  uns  die  in  unser 
Kayserliche  Cammer  unabläfsig  zu  bezahlen/  ernstlich  und 
festiglich  gebietend/  ob  sich  der  jetztgenannte  Marggraf  Carl 
ehe    gemeldeten   unsem   Kayserlichen  Geboten    ungehorsam 
erzeigen/  und  er  oder  ander  jemands/  die  gemeldet  Jüdisck- 
heit/  oder  ihr  Gut  darüber/  solcher  vorbetroflfenen  Sachen 
Geschieht/  That  und  Handel  halb/  anzulangen  unterstünde 
und  ihr  mit  diesen   unsem  Brie£f  angelangt  und  erfordert 
werdet'  dafs  ihr  dann  dieselben  Juden/  von  unser  und  des 
heiligen  Reichs  wegen/  davor  imd  zu  Recht  für  uns  hand- 
haben/ schützen  und   schirmen/  und  nicht  gestatten  sollet 
dafs  sie^  noch  ihr  Gut  defshalben  von  jemand  in  Euren  uodi 
andern  Landen/  StUdten/  Märckten/  Dörffera  und  Gebieten 
angelangt  oder  beschwert  werden/  auch  selbst  nicht  that 
in  einig  Weifs/  als  lieb  Euch  sey/  unser  und  des  Reichs 
schwere  Ungnad/   und  die  obgemeldete  Pön  zu  vermeiden 
daran  thut  ihr  unser  ernstliche  Meynung/  und  wollen  das 
zusammt   der   Billigkeit/   gegen  Euch  gnädiglich  erkennet. 
Geben   zu   Yolckmarck/   mit  unserm  Kayserlichen   Insiegel 
besiegelt  am  Freytag  vor  St.  Johannis  Tag/   nach  Christi 
Geburt  1470.   Jahrs/  unserer  Reich/  des  Römischen  im  31.  des 
Eayserthums  im  19.  und  des  Ungarischen  im  13.  Jahr. 
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§  38.   Max  I.  (1493-1519). 

Friedrichs  III.  einziger  Sohn  Maximilian,  aus  dessen 
Släiizenden  lebhaften  Augen,  in  welchen  etwas  Schreckliches 
äege,  ein  jüdischer  Stirndeuter  schon  in  seinem  Knabenalter 
ober  Befragen  der  Kaiserin  Eleonore  vorhergesagt  hatte, 
dafs  nicht  nur  bei  seinem  Anblicke,  sondern  schon  bei 
Keimung  seines  Namens  selbst  die  Mutigsten  und  Be- 
freundetsten fliehen  werden*),  seit  16.  Februar  1486  römischer 
König,  seit  16.  Februar  1508  erwählter  römisch-deutscher 
Kaiser  und  infolge  der  Abdikation  Sigismunds  von  Tirol 
(14.  März  1490)  Beherrscher  aller  österreichischen  Länder, 
feurig,  rasch  handelnd  und  unternehmungslustig,  in  allem 
das  Gegenteil  seines  bedächtigen,  langerwägenden  Vaters, 
ging  in  den  ersten  Jahren  seiner  Regierung  auch  beztlglich 
der  Behandlung  der  Juden  nach  ganz  anderen  Grundsätzen 
^r,  als  jener. 

Wie  sein  Vater  allzeit  in  schweren  finanziellen  Nöten, 
Iiefs  er  sich  anfangs  durch  momentane  Gewährung  gröfserer 
Geldmittel  seitens  der  Stände  zur  Ausweisung  der  Juden 
bestimmen.  Bald  scheint  er  jedoch  das  Unpraktische  dieses 
den  gteierisch-kärntnerischen  Ständen  gegenüber  beobachteten 
Verfahrens,  durch  welches  er  für  einen  einmaligen  pekuniären 
Vorteil  eine  konstant  und  sicher  fliefsende  Einnahmsquelle, 
^e  es  die  Abgaben  der  Juden  waren,  aufgab,  eingesehen 
^  haben ;  denn  in  Österreich  zog  auch  er,  wie  Friedrich  III., 
^  Verhandlungen  bezüglich  der  Ausweisung  der  Juden  in 
[  4e  Länge,  und  in  diesem  Lande  erreichten  die  Stände  trotz 
^r  königlichen  Zusagen  ihr  Ziel  nie  vollständig. 

Der  Bürgermeister  und  Rat  zu  Wien  baten  schon  1494 
^  der  Bittschrift  und  Vorstellung  über  der  gemeinen  Stadt 
Wien  Notdurft  und  Mängel,  wie  in  dem  Art.  17  der  Über- 
^lAsrerhandlungen  an  König  Matthias  Corvinus  „das  eur  k. 
Ät  von  gottes  eren  und  kristen  glauben,  alten  herkomen 


1)  Grfinbeck,  Historia  Friderici  IV  et  Maximiliani  I  (Chmel, 
Oeschichtsforscher  I  S.  81). 
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und  freihaiten  diser  stat  wegen  nicht  gestatten  noch  erlauben 
geruh,  das  die  veinde  Gristi  und  der  mueter  Marien,  die 
Juden,  ir  wonung  und  händl  in  der  stat  hie  haben  angesehen, 
das  sie  von  un^r  wegen ,  die  sie  vor  zeiten  Cristo  dem  all- 
mächtigen  got  und  der  Jungfrau  Marien  da  beweist  habea, 
ausgetrieben  sein"  ^). 

Trotzdem  hielten  sich  Juden  in  Österreich  auf  und 
liefsen  sich  selbst  in  Wien  nieder,  ja  nach  der  mit  da 
Edikten  Max'  I.  ddo.  Schwäbisch- Werda  vom  9.  und  18.  Min 
1496  angeordneten  Ausweisung  der  Jüdischheit  aus  Steie^ 
mark,  Neustadt  und  Neukirchen,  sowie  aus  Kärnten,  gönnte 
der  Kaiser  in  dem  Reskripte  an  Georg  Mersky,  seim 
Pfleger,  und  den  Richter  und  Rat  in  Marcheck,  vom  Sonntag 
vor  St.  Luciae  (11.  Dezember)  1496  dieser  Jüdischheit  ,sick 
ainesthails  in  vnnser  Stat  Marchegk  zu  setzen  vnd  foita 
dasselbs  zuwonen  vnd  zubeleiben*"  und  empfahl,  ^naehdea 
solhs  Ew.  vnd  derselben  vnnser  Stat,  so  durch  die  lanngoi 
krieg  vnd  in  annder  weeg  vasst  in  abnemen  vnd  verderbei 
gewachsen  ist,  zu  nutz  vnd  gutem  komen  mag*',  ernstlick 
„daz  Ir  dieselben  Judischait  mit  Iren  Weibern,  kynndern  tnd 
allem  Irem  gut,  wann  \^d  soofift  Sy  das  begem,  daseltexi 
Marchekh  einlasset,  In  gestattet,  in  Ewren  hewsem  vrt 
ainen  zimblichen  zynns  zuwonen,  auch  ennde  vnd  grondt, 
darauf  Sy  pawen  mugen ,  auftzaiget  vnd  Iren  Hanndl  nach 
lautt  ainer  Ordnung,  die  wir  In  deshalben  gegeben  habei 
Mid  Ew.  vnd  andern  vnsem  Lanndtleut^n  vnd  vnderthaaS 
leidlich  vnd  nicht  nachtailig  wirdet,  treiben  lasset,  vnd  lerliek 
ain  zimlich  aufsatzung  vnd  mitleiden  von  In  nemet,  Sy  anck 
von  \Tisern  wegen  bey  Recht  vnd  billichait  hanndthabet, 
Schützet  vnd  schermet  vnd  nicht  gestattet,  das  durch  yemand 
khainerlay  gewalt  oder  vnbillichait  gegen  In  gebraacW 
werde  vnd  solhs  selbst  nicht  tut,  als  lieb  Ew.  sey,  vna« 
swer  vngnad  vnd  Straflf  zuuermeiden''  *).   Ein  gleiches  Edik 

')  Hormayr,  Wie»  V.  U.B.  197  ff.,  N.  CLXXIV;  Tomascke 
II  115,  CLXXII. 

*)  Gedenkbuch  Kaiser  Maximilians  I.  von  1494—1497,  N.  45  1 

fol.  444  (im  Reichs-Finanzarchive). 
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erging  an  die  Bürger  zu  Eisenstadt  *).  Allein  mit  Rücksicht 
auf  die  zerrütteten  Verhältnisse  in  diesen  Städten ,  infolge 
welcher  es  unmöglich  war,  die  ausgewiesenen  Juden  vor  dem 
Sommer  daselbst  unterzubringen,  und  damit  die  „gemellte 
Jiidischhait*  mit  ihren  Weibern  und  Kindern  in  der  Kälte 
flicht  auf  dem  Felde  verbliebe  und  verderbe,  sah  sich  Max 
ifl  einem  zweiten  Reskripte  vom  Freitag  vor  dem  Neujahr 
1496  (25.  Dezember  1495)  veranlafst,  ihnen  bis  zum  künf- 
tigen St.  Georgentag  den  Aufenthalt  in  Neustadt  und  Neu- 
kirchen zu  bewilligen  und  ihnen  dazu  seine  Sicherheit  und 
Geleite  zu  geben  und  den  Neustädtern  zu  empfehlen,  sie  in 
Neustadt  einzulassen  und  ihnen  zu  gestatten,  bei  der  andern 
Judischheit,  so  vormals  da  ist,  die  obbestimmte  Zeit  zu 
wohnen,  sie  zu  handhaben,  zu  schützen  und  zu  schirmen 
mid  nicht  zuzulassen,  dafs  ihnen  von  irgend  jemand  Gewalt 
noch  unbillige  Beschwerung  zugefügt  werde.  Der  Kaiser 
wlangte,  dafs  dies  offen  berufen  werde,  und  versprach, 
fidls  die  Irrungen  zwischen  Christen  und  Juden  mittlerweile 
gerechtfertigt  sein  sollten,  zu  verfügen,  dafs  zum  oben  be- 
Bümmten  Termine  die  Juden  all  mit  ihrem  Gut  von  Neu- 
stadt und  Neukirchen  ziehen  sollen,  und  dafs  diese  Städte 
femer  nicht  mit  ihnen  beladen  werden^). 

Diese  Mafsregeln  des  Kaisers  hatten  zur  Folge,  dafs  die 
Stände  bei  den  Kölner  Verhandlungen  1499  darauf  hin- 
iriesen,  dafs  Österreich,  und  speciell  Wien,  privilegiert  seien, 
lafs  kein  Jude  darin  sefshaft  sein  dürfe  ^  worauf  Max  in 
lern  nicht  näher  bekannten  Kölner  Libell  (Februar?)  1499 
ersprach,  dafs  die  Juden  nicht  über  Jahresfrist  im  Lande 
leiben  dürfen*). 

')  Eisenstadt  (Kis-Märton),  Guns,  Forchtenstein ,  Kobelsdorf  und 
echnitz  gehörten  damals  gemäfs  dem  Vertrage  zwischen  Friedrich  III. 
id  Matthias  Corvinus  vom  19./26.  Juli  1463  zu  Osterreich.  Pray, 
mal.  in  289  u.  294. 

«)  Gedenkbuch  Max'  I.  (1494—1497,  N.  45  D.  f.  468. 

')  Ergiebt  sich  aus  der  Denkschrift  der  vier  Stände  des  Erz- 
rzo^tnms  Osterreich  unter  der  Enns  vom  15.  März  1518  (Z  e  i  b  i  g, 
T  Ausschufs-Landtag  der  gesamten  österr.  Erblande  in  Innsbruck 
18-   —  Arch.  f.  K.  österr.  Geschieh tsq.  XIII  S.  253). 
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Welchen  Erfolg  jenes  Begehren  der  Stände  und  diese 
Zusage  des  Königs  hatten,  ergiebt  sich  aus  einer  neaerlicheo 
Beschwerde  der  österreichischen  Landschaft  (wahrscheinlich 
auf  dem  Ausschufs-Landtage  zu  Mürzzuschlag  vom  2.  Februar 
1508)  *).  Die  Stände  erklären :  Der  K.  Mt  sey  vngeiweifclt 
wissen,  das  das  furstentumb  Österreich  gefreit  ist,  das  kaii 
Jud  darinnen  sein  sol,  so  hat  doch  gemaine  Lanndsehift 
dieselbn  zu  Marchekh  vnd  anderm  ennden  seiner  K.  Mt  n 
em  gedultt;  dieweil  sich  aber  dieselbn  Judn  vndersteen,  tof 
Briefif  \nd  sigl,  aufif  Grünt  vnd  podn  zuleihn,  das  dock 
vnpillich  und  wider  Recht  ist,  nachdem  Inen  allain  tof 
Schreinphant  zuleihen  geburt:  Bitt  gemaine  Lanndsdiafit 
die  K.  Mt.  welle  die  Einbonende  Judn  widerumb  aus  des 
Lannd  verschaffn  vnd  den  auslendigen  ernstlich  gebieten, 
auff  briefif,  sigl,  grünt  vnd  podn  nicht  zuleihn,  sondern  sidi 
der  Schreinphant  zubetragen.  Wo  Sy  aber  dawider  tete«, 
das  Sy  alsdann  autf  die  Cristenguter  nicht  angesetzt  werdet, 
angesehn  das  solhn  ansatz  das  gottlich  gesetz  vnd  alle  Redit 
verpietn,  auch  das  Lannd  Osterreich  dsSui  gefreit  ist*). 

Der  Kaiser  erwiderte  in  dem  Reskript  ddo.  Geot, 
4.  März  1509:  Daraufif  verwillign  wir  vns  vnd  gelm  zu,  das 
nun  hinfur  kain  Jud  in  vnnserm  furstentumb  Osterr^ 
nyndert,  dann  allain  vnsem  Stetn  Gans,  Eysenstadt  Tid 
Marchekh,  ausgenomen  der  Hiersl  Jud  zu  Zisterstorff  hews- 
lieh  wonen  vnd  sitzn,  darzu  das  all  auslendig  vnd  inboneid 
Judn  ferrer  nicht  auf  liegend  guter  oder  brief  vnd  Sigi 
sondern  allain  auf  Schreinphant  leihn,  vnd  wo  Sy  solbs 
nicht  nachkomen  vnd  dawider,  wie  bisher,  aufiT  li^end  guter, 
briefif  vnd  Sigel  leihn  wurden,  so  soll  Inen  darauf  kain  Recht 
noch  ansatz  gegebn  werdn,  auch  yetz  durch  vnnser  haubtüUB 
vnd  Regimentn  zu  Saltzburg  in  vnserm  Namen  solh  alles 


')  Über  denselben  Krön  es,  Vorarbeiten  zur  Quellenkaiide  und 
Geschichte  des  mittelalterlichen  Landtagswesens  der  Steiermark  (Bei- 
träge zur  Kunde  Steiermark.  Geschichtsq.  II  1865,  S.  106). 

')  Vgl.  die  Privilegien  Ladislaus  Posthnmus*  vom  6w  Jimi  149 
und  27.  September  1455. 
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lotdurfftligelichn  geordnet  vnd  dermassn  also  bestellt  vnd 
erschafft,  damit  das  also  gehaltn  vnd  gestrakhts  gelebt 
^erde*). 

Trotz  dieser  neuerlichen  Zusage  wiederholten  die  Stände 
3f  dem  Städtetage  zu  Augsburg  das  oben  gestellte  Begehren, 
oraof  der  Kaiser  im  §  21  des  Augsburger  Libells  vom 
I.  April  1510  neuerdings  erklärte:  Der  kais.  maj.  mainung 
t,  das  die  Juden  nu  furohin  auf  brif  und  sigl ,  desgleichen 
if  grundt  und  poden  dhaineswegs  leyhen,  sonder  sol  der- 
usen  gehalten  werden,  wie  in  der  lanndschafft  begem  hie 
m  angezaigt  ist,  auch  ir  maj.  regiment  der  nieder- 
terreichischen  lande  solhs  Vollziehung  zu  thun  bevolhen 
Orden '). 

Allein  auch  diesmal  blieb  der  von  den  Ständen  er- 
ünschte  Erfolg  nicht  nur  aus,  sondern  durch  ein  Mandat 
(S  Kaisers  an  den  Grafen  Niklas  von  Salm  in  Marchegg 
m  Freitag  nach  Mariae  Geburt  (12.  September)  1511  wurde 
elmehr  angeordnet,  dafs  die  aufserhalb  der  Stadt  Wien 
:h  aufhaltenden  Juden  an  die  für  die  in  Wien  lebenden 
rgeschriebene  Kleiderordnung  nicht  gebunden  sein  sollen, 
Odern  sich  nach  Belieben  kleiden  könnten  und  dafs  man 
!  in  dieser  Beziehung  nicht  beschwere,  wodurch  den  aus- 
Irtigen  Juden  der  Zutritt  und  der  Aufenthalt  in  Wien 
»entlich  erleichtert  wurde®).  Den  mit  der  Verordnung 
m  1.  Januar  1515^)  aus  Laibach  ausgewiesenen  Juden 
3S  der  Kaiser  Eggenburg  als  einstweiligen  Aufenthalts- 
an. 

Dieses  Zögern  des  Kaisers  bei  der  Durchführung  seiner 
sagen  und  die  obigen  Konzessionen  an  die  Juden  hatten 
m  Grund  hauptsächlich  in  seiner  Geldnot;  denn  aus  der 
läge  der  kaiserlichen  Räte  an  den  gemeinsamen  Ausschufs- 

JJ  Zeibig  a.  a.  0.  329. 
^  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv. 

')  Meynert,  Nachlese  zur  Geschichte   der  Juden  in  Osterreich 
•b.  f.  Geschichte  der  Juden  und  des  Judentumes  von  Dr.  Philipps- 
und Dr.  Jost  II,  Leipzig  1861,  S.  350). 
^)  Klun,  Diplomatarium  Carniolicum  I  1855,  S.  65  N.  95. 
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tag  der  gesamten  österreichischen  Erblande  in  lunsbnick  vodi 
22.  Januar  1518')  geht  hervor,  dafs  durch  die  laogwierigen 
Kriege  mit  Frankreich  und  Venedig  des  Kaisers  Kammer;™! 
vollständig  erschöpft  war,  dafs  der  letztere  nicht  blofs  liw 
jährliche  Einkommeu  auf  diesen  Krieg  verwendet,  syndeni 
auch  alle  seine  Renten,  Zinse.  Gülten,  Zölle.  Maut«u.Berg¥erte 
und  anderes  Kamroergut  verschrieben,  versetzt,  verkauft  und 
belastet  hatte,  so  dal's  vorauszusehen  sei,  dafs.  falls  von  den 
Ständen  in  dieser  Beziehung  nicht  Abhilfe  getroffen  werde. 
von  dem  Kanmiergute  nicht  elunial  das  entsprechende  Eio- 
konimen  zur  Erhaltung  seiner  Person,  seines  Hofes  und 
seiner  zwei  königlichen  Töchter  abfallen  wenle.  Die  SUnie 
beeilten  sich  mit  der  angesuchten  Abhilfe,  wie  ausdenVCT- 
handluDgen  des  Ausschuls-Landtages  der  gesamten  ft.*^^ 
reichischen  Erblande  zu  Innsbruck  1518  zu  entDehmen  IM. 
nicht  allzusehr,  und  in  seiner  bedrängten  Lage  mögen 
Kaiser  die  Geldmittel  der  Juden  willkommen  gewesen  sci>- 
die  diese  allerdings  nur  gegen  Gegenkonzessionen  zur  Ver- 
fügung gestellt  haben  dürften. 

Deslialli  brachten  die  Stande  des  Erzherzogtumes  Osld^ 
reich  unter  der  Enns  dem  Kaiser  bei  seiueui  AufentlulK 
in  Wien  neuerlich  ihre  Beschwerden  vor;  da  jedocli  W 
einigen  derselben  die  Erledigung  bis  zum  ZusamuraiiilK 
des  allgemeinen  Ausschufstages  verschoben,  bei  anderen  keif 
befriedigende  Antwort  erteilt  wurde,  überreichten  die  A* 
Schüsse  der  niederösterreichischen  Stände  am  15.  Man  IStf 
eine  Denkschrift,  in  welcher  sie  sich  u.  a.  beschweren, 
entgegen  den  Bestimmungen  der  Libelle  von  Köln  imd  Aq^ 
bürg  die  Juden  sich  in  Wien,  Marcbegg.  Eisenstadi.  ZisWfr 
durf,  Eggenburg  und  an  anderen  Ort«n  häuslich  niedtf* 
gelassen  haben,  wo  sie  gegen  wuchermäfsige  Zinsen  GM 
ausleihen  und  sich  überhaupt  so  benehmen,  als  ob  sie 
Ansässigkeit  Iwrechtigt  wären.  Weil  nun  dieses  dem  Unk 
und  seinen  Einwohnern  „»nileidlich  vnd  verdachtlich' 
auch  von  Gott  und  der  Natur  als  Feinde  des  rhriütlii 


tig  &.  a.  U.  219. 
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Blutes  bezeichnet  sind  und  dadurch  die  Meidung  jeglicher 
lemeinschaft  mit  ihnen  angezeigt,  es  auch  schwer  vor  Gott 
ad  der  Welt  zu  verantworten  ist,  dafs  man  die,  welche 
iftn  fast  allenthalben  ausgetrieben,  hier  im  Lande  hegen 
Dd  haushalten  lassen  sollte,  bitten  die  Stände  um  Aus- 
eisong  derselben  aus  dem  Lande;  „wann  aber  die  Recht 
1  Wienn  geen,  mugen  die,  so  zu  thun  haben,  wol  daselbs 
iin,  aUein  in  ansehung  des  Rechts  vnd  nach  ausgang  der 
echten  wider  wegziehen"  *). 

In  der  Antwort  auf  diese  Denkschrift  vom  1.  Mai  1518 
•widerte  Max  im  P.  10:  Dafs  der  Kaiser  vormals  bewilligt, 
^e  Juden  aus  Wien  und  dem  Lande  ,,zu  vrlauben"  ist  er 
ngedenk,  doch  ist  seine  Meinung  nicht  gewesen,  sie  gar  in 
idere  Lande  zu  vertreiben,  denn  sie  sind  sein  Kammergut, 
eshalb  er  sie  zu  Eisenstadt,  Marchegg  und  anderen  Grenz- 
ten geduldet.  Als  er  die  Juden  von  Laibach  ausgewiesen, 
ibe  er  sie  „gen  Egenburg  erlaubt",  nicht  in  der  Meinung, 
ets  allda  zu  verbleiben,  sondern  allein  darum,  damit  sie 
ieht  in  andere  Lande  ziehen,  bis  sie  sich  mit  ihren  Freunden 
D  den  Grenzen  besprechen  können ,  um  bei  ihnen  unter- 
nkommen,  was  nun  auch  nahe  bevorstehe,  da  ihre  Zeit  zu 
Iggenburg  bald  aus  ist.  Nach  Verlauf  der  ihnen  bewilligten 
rißt  werden  sie  von  dannen  geschafft.  Aber  in  Wien  und 
D  Lande  Juden  sefshaft  und  häuslich  bleiben  zu  lassen,  ist 
BS  Kaisers  Meinung  nicht,  ausgenommen  den  „Hürschl 
iiden*.  Weil  man  diesem  viel  schuldig  ist,  müsse  man  mit 
im  .patzienz  haben,  dadurch  auch  er  in  seinen  rechten  zu 
inen  Schuldnern  in  rue  stee,  pis  die  Schuldner  etwa  zu 
^rmugen  komen  oder  weg  finden.  In  zu  vergnügen"  ^). 

In  der  Antwort  auf  diesen  Bescheid  des  Kaisers  vom 
Mai  1518  bitten  die  Ausschüsse  um  gnädige  und  sofortige 
^Ilziehung  ^). 

Am  selben  Tage  (4,  Mai  1518)  erliefs  Max  das  „der  Ge- 


>)  Zeibig  a.  a.  0.  S.  253. 
S)  Zeibig  a.  a.  0.  802. 
»)  a.  a.  O.  309. 
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main  Jüdischhait  General  den  Pann  betreffend^,  in  welches 
er  über  vorgebrachte  Beschwerden  der  gemeinen  Judischheit 
in  Österreich  unter  der  Enns ,  dafs ,  wiewohl  sie  sich  tot 
unparteiischen  Juden  gütlich  verhören  und  nach  Billigkeit 
vertragen  lassen  oder  wo  die  Gütigkeit  nicht  statthaben 
möchte,  Jenen ,  die  eine  Forderung  an  sie  haben ,  vor  den 
Regiment  der  niederösterreichischen  Lande  aller  Billigkeit 
und  Recht  statt  zu  thun,  erbötig  und  willig  sind,  .etM 
Juden  vnd  Judin  Inner  vnd  ausserlannds  Sy  darober  vnd  dt* 
wider  mit  dem  Judischen  Pann  vne  Citation  zubekümben 
vnd  zu  besweren  vndersteen",  anordnet,  „Welcher  Jud  oder 
Judin  füran  samentlich  oder  sunderlich,  Sy  sein  inner-  oder 
aufserlannds  gesessen  oder  wonhaft,  mit  dem  Pann  wider 
dises  vnnser  verpot,  dermassen  zehanndln  vnd  fürzebringei 
vndersteen  wurdt  .  .  .  auf  der  gedachten  Jüdischhait  e^ 
suchen  zu  vnnsern  Hannden  vänklich  annemen  vnd  dem  olh 
genannten  vnnsern  Regiment  vberanntwortten  lasset,  damit 
Sy  an  vnnser  stat  vmb  solch  vberfaren  vnd  vngehorsam  nft 
Straff  vnd  in  annder  Weeg  laut  vnnsers  beuelhs  mit  Inei 
hanndln  vnd  fümemen  mugen  .  .  ."  *). 

Dieses  Generalmandat,  eine  Art  appel  comme  d'abtf, 
beweist,  dafs  die  Stellung  der  Juden  in  Österreich  keiaei- 
wegs  so  erschüttert  war,  wie  man  nach  den  Verhandlai^ 
zwischen  den  Ständen  und  dem  Kaiser  annehmen  könnte. 

Übereinstimmend  mit  der  kaiserlichen  Antwort  vom  1.  Mii 
1518  verfügte  das  eine  der  den  Abschlufs  der  VerhandlunfBi 
des  Ausschufslandtages  sanktionierenden  Innsbrucker  LibeDi 
(des  kays.  Maat  Antwort  vnd  Bescheid  auf  einer  Landt- 
schafft  vnder  der  Enns  Beschwerungen)  vom  24.  Mai  1518. 
dafs  die  aus  Wien  und  dem  ganzen  Lande  vertriebeoei 
Juden   noch   zu   Eisenstadt ,   Marchegg,  Eggenburg  und  ii 


>)  Eine  analoge  Bestimmang  enthält  A.  22  des  PriTÜeghBi 
Friedrichs  mit  der  leeren  Tasche  vom  1.  Mai  1431.  Das  Oeneril  b^ 
findet  sich  bei  Wolf,  Geschichte  der  Juden  in  Wien  (1156— 18W) 
Wien  1876.  S.  250,  N.  XX  ohne  Angabe  des  Fnndoitea.  Im  HiM- 
Hof-  und  Staatsarchive  und  im  gemeinsamen  Finansardiiire  findet  ad 
nach  zugekommener  Mitteilung  dieses  Greneralmandat  nidit. 
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inderen  Grenzorten,  wie  auch  der  Jude  Hürschl  noch  zu 
Wien  geduldet  werden  sollen  ^). 


Unter  Ferdinand  I.  (1522—1564)  verlangte  der  General- 
indtag  der  österreichischen  Erbländer  zu  Augsburg  (vom 
2.  Dezember  1525  bis  6.  (?)  März  1526),  beschickt  von 
en  Ständen  in  Nieder-  und  Oberösterreich,  Steiermark, 
[Imten,  Krain,  Görz,  Tirol  und  Vorderösterreich,  im  Art.  35 
er  am  16.  Februar  1526  überreichten  gemeinsamen  Be- 
;liwerden,  dafs  allen  Juden,  weil  sie  den  Unterthanen  nicht 
Bringen  Schaden  und  Verderben  bringen,  verboten  sein 
die,  in  den  Erblanden  zu  wohnen,  wie  in  einigen  ohnehin 
erordnet  ist    In  seiner  Antwort  vom  23.  Februar  1526  er- 

« 

liürte  Ferdinand  jedoch  entschieden,  Juden  wolle  er  in  den 
•ändern,  welche  keine  dagegen  lautenden  Privilegien  haben, 
aeh  seinem  Ermessen  wohnen  lassen^). 

Dafs  die  Juden  weiterhin  in  Niederösterreich  geduldet 
raren,  geht  aus  dem  kais.  Handschreiben  vom  17.  März 
527  P.  9  betreflfend  den  gemeinen  Anschlag  zur  Bestreitung 
er  Kriegskosten  gegen  die  Türken  hervor,  nach  welchem 
ieser  Anschlag  auch  auf  die  Jüdischheit,  deren  Güter,  Ge- 
rerbe und  Hantierung  geschlagen  und  von  ihnen,  ihren 
Menem  und  Kindern,  die  das  12.  Jahr  erreicht  haben, 
röchentlich  ein  Denar  „von  Iren  Leiben"  gegeben  werden 
ollte.  Aufserdem  sollten  alle  Juden,  die  über  12  Jahr  alt 
ind,  „ainen  gülden  sonnderlich  betzallen"  ^).  Auch  die  „Ord- 
«aig,  wie  es  fürder  mit  den  inländischen  und  angesessenen 


*)  In  dem  Archive  des  Stiftes  Klosterneuburg  unter  der  Signatur : 
Grebnndene  Schriften  L,  Ynnspruggerisch  Libell  der  Hanndlung  aller 
iterreichiflchen  Lannden  Ausschufs  mit  Kayser  Max  I.,  etc.^  mit  den 
m  Propst  G^org  II.  Hausmannstätter,  einem  Mitgliede  des  Ausschufs- 
odtages,  ge8anm[ielten  Akten  (durch  die  Güte  des  Herrn  Abtes  Ubald 
wtersitz  zur  Einsicht  überlassen). 

*)  M.  Mayr,  Zeitschrift  des  Ferdinandeum  III.  Folge.  38.  Heft 
i  Separatabdruck  18d4  S.  82  und  90. 

')  Zeibig,  Ausschufslandtag  (Arcb.  f.  österr.  Geschichtsforschung 
[1347). 

Scherer,  Beitr&ge  I.  29 
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Juden ,  so  königlicher  Majestät  Kammergut  sind ,  auch  i 
ausländischen  und  durchziehenden  Juden,  die  allher  gen  TV 
kommen,  gehalten  werden  soll"  vom  22.  Mai  1528*), 
Generalmandat  zum  Schutze  der  Juden  in  Osterreich  ui 
der  Enns  imd  besonders  in  Eisenstadt,  Zistersdorf,  Marchi 
Martersdorf  und  Kobelsdorf  vom  28.  Mai  1529*),  sowie 
Ordnimg,  wie  sich  die  Juden  in  Wien  halten  sollen,  y 
18.  Mai  1536  beweisen,  dafs  sie  noch  weiter  im  La 
blieben. 

Ein  Patent  vom  17.  November  1543  gebot,  keinem  Ja 
ohne  Pafsbrief  zu  gestatten,   auf  den  Jahr-  und  Wod 
markten    feil   zu   haben   oder   Kaufmannschaft   zu  treil 
weil  dies  den  Unterthanen  und  Bürgern  in  den  Städten 
Märkten  in  Österreich  unter  der  Enns  zum  Nachteil 
Abbruch  gereiche*). 

Am  31.  Januar  1544  ordnete  zwar  Ferdinand  L 
Ausweisung  der  Juden  aus  Österreich  an,  weil  ihr  Verwe 
daselbst  gegen  die  Landfreiheiten  und  Ordnungen  sei. 
sie  durch  Wucherkontrakte  die  armen  Leute  beschwe 
leichtfertiges  Volk  zu  Diebstahl  verleiten  und  weil  angesi 
des  Vordringens  der  Türken  von  ihnen  „allerley  Verrätb 
und  Passur-Praktiken''  zu  besorgen  sind  und  nahm  noi 
Juden  in  Gummus  (Güns)  und  Eisenstadt  und  den  Mai 
Juden  zu  Zisterstorf  von  dieser  Ausweisung  aus*);  a 
trotzdem  bezieht  sich  das  Generale  betreffend  das  Tn 
des  gelben  Ringes  vom  1.  August  1551^)  auch  auf  die  Ji 
in  den  „unteren  österreichischen  Fürstentümern",  und 
Ausweisungsfrist  wurde  unterm  2.  Januar  1554  auf 
halbes  Jahr  (bis  Johann  den  Täufer),  am  8.  April  1554 
31.  März  1555  und  9.  April  1556  immer  wieder  auj 
weiteres  Jahr  erstreckt*). 


>)  Die  Juden  in  Österreich  1842,  I  110. 

«)  G.  Wolf,  Gesch.  der  Juden  in  Wien  1876.  252  C  BeiL  3 

')  Die  Juden  in  Osterreich  I  115. 

♦)  Codex  Austriacus  1704,  I  559. 

»)  Codex  Austr.  I  566—567. 

*)  Codex  Austriacus  I  560. 
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§  39.   Die  niederSsterreichisehen  Weistfimer  betreffend 

die  Juden. 

Die  Ausbeute  aus  der  Sammlung  der  niederösterreichischen 
Weistümer  *)  bezüglich  der  Rechtsverhältnisse  der  Juden  ist 
nur  eine  geringe.  Das  Banntaiding  der  Herrschaft  Liechten- 
stein im  Brühl  aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  be- 
stimmt:   Wier  thuen  kunt   das  unfs  kain  fremder  richter 
noch  kain  judt  noch  niemant  an  recht  soll  angreifen,  samb  es 
von  alter  herkomben  ist.    Eine  weitere  Bestimmung  lautet : 
Wier  thuen  kunt,  das   ein  judt  eines  manns  hausfraw  nit 
mehr  soll  leihen  ön  ires  mannfs  vorwissen  den  12  pfening 
als  unfser  recht  ist*).    Ähnlich   verfügt  das  Markttaiding 
von  Neunkirchen  (um  1564):    Ain  jud  soll  ainer  wittib 
oder  ainer  angesessenen  frauen  in  Neunkirchen  auf  nichte 
annders  dann  auf  ein  Schreinpfant  leihen  und  nit  meer  dann 
12  phenning*).    Die   meisten  übrigen  Weistümer  beziehen 
sieh  auf  das  Leihgeschäft.    Das  Banntaiding  zu  Tatten- 
dorf  (um  1450)  enthält  im  P.  10  die  Satzung:    Es  soll 
auch  kain  behauster  man  von  kainem  judn  entlehen;  ist  er 
rormals  under  judn  und  setzt  sich  hie  heuslich,  so  bezall  er 
JÜunt  oder  der  richter  sol  im  urlab  vom  aigen  (seinem  Eigen- 
bom)   geben*).    In  analoger  Weise  setzt  Art.  25  des  Bann- 
aiding  des  Stiftes  Heiligenkreuz  zu  Pfaffstetten  (17.  Jahr- 
nndert)  fest,  dafs  niemand  „heufser,  acker,  wifsmadt,  wein- 
irten  oder  andere  erb"  den  Juden  versetzen  soll,  „wer  da 
iber  erfaren  wurt,  dem   soll  die  herrschaft  Urlaub  geben 
►n  dem  grünt."*). 

Das  Verpfänden  von  Immobilien  an  Juden  wird  auch  ver- 
teil   in    den  Banntaidingen    des  Wiener  Domkapitels  für 


1)  Herausgegeben  von  G.  Winter,  I  1886,  11  1896. 

«)  Winter  a.  a.  0.  I  573  N.  98  Z.  21  u.  33.    Vgl.  zu  dem  letzteren 
13  des  Wiener  Stadtrechtsbuches. 

s)  a.   a.  O.  212,   34.    Vgl.  hierzu  Art.  251  des  Steiermark.  Land- 
htes  (Bischoff,  Steiermärkisches  Landrecht  des  Mittelalters  1875). 

«)  ebendaselbst  401,  N.  74,  Z.  31. 

»)  a.  a.  O.  I  588,  N.  93,  Z.  23. 

29* 
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Matzleindorf  (um  1450)  und  dem  Banntaiding  far  Höf- 
lein (1540),  letzteres  mit  der  auch  im  Art  247  des  Steier- 
märkischen  Landrecbtes  enthaltenen  Bestimmung,  dafs  das 
Entlehnen  von  Juden  oder  anderen  schädlichen  Leuten  aoi 
Güter  nicht  ohne  Wissen  der  Herrschaft  und  des  Amtmanns 
geschehen    dürfe  ^).     Ähnliche   Vorschriften    finden   sich  in 
steirischen  Weistümem,  so  z.  B.  in  Art  11  der  Stiftsartikel 
von  St.  Lambrecht^). 

In  des  Fergen  und  der  Urfahrer  Rechten  zu  Kloster- 
neuburg (14.  Jahrhundert)  und  dem  Weistum  über  die 
Gerechtsame  des  Stiftes  an  dem  Urfahr  zu  Elost^rneuburg 
(1512)  kommt  die  Bestimmung  vor:  „Chumb  herzu  ein 
kristen  oder  ein  jud  reitund,  der  sol  auch  dem  ferigen  nichts 
pflichtig  sein***). 

Noch  sei  hier  eines  aus  dem  17.  oder  18.  Jahrhundert 
stammenden  Banntaidings  für  Eggenburg  erwähnt,  nach 
welchem  die  Juden  von  altersher  dort  nur  drei  Häuser  haben 
sollen  und  ihre  Schule;  von  den  Häusern,  die  sie  daselbel 
aufserdem  besitzen,  sollen  sie  leiden  wie  andere  Bürger  von 
ihren  Häusern*). 

^)  a.  a.  0.  757,  N.  119,  Z.  33  und  1000  N.  150,  Z.  la  VgL  dam 
auch  das  Banntaiding  von  Kahlenbergerdorf  (1512),  daselbst  946 
N.  145,  Z.  3. 

')  Bischoff  und  Schönbach,  Steierische  und  Kärthnerische 
Taidinge  1881  (Österr.  Weistümer  VI)  22Au 

»)  Winter  a.  a.  O.  964  und  967,  N.  147  und  148,  Z.  33  n.  30. 

^)  Winter  a.  a.  0.  II  611,  N.  92,  33. 


IL  Abteilung. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Juden 
I  Steiermaric,  Kärnten,  Krain,  Salzburg,  Tirol 

und  Vorarlberg. 


I 

L 


L 
Steiermark  und  Kärnten* 


Die  ersten  Judenniederlassungen  in  Innerösterreich  ent- 
gtanden,  wie  aus  den  mit  dem  Worte  „Juden''  zusammen- 
gesetzten, in  Urkunden  aus  dieser  Zeit  vorkommenden  Orts- 
namen geschlossen  werden  mufs,  gegen  Ende  des  11.  und 
im  Laufe  des  12.  und  13.  Jahrhunderts.  Schon  in  dem 
Verzeichnisse  der  von  dem  Salzburger  Erzbischofe  Gebhart 
Ton  Helfenstein  dem  von  ihm  gestifteten  Kloster  Admont 
geschenkten  Güter  (zwischen  1074—1087)  wird  Judenburg 
erwähnt  (usque  ad  ulteriores  fines  Judinburch).  In  der  Stif- 
tongsurkunde  Herzog  Heinrichs  III.  von  Kärnten  für  das 
Stift  St.  Lambrecht  vom  7.  Januar  1103  erscheint  Judenburg 
bereits  als  Markt  (mercatum  Judenburch)  ^). 


1)  V.   Zahn,  Urkundenbuch  des  Herzogtums  Steiermark  I  1875, 
8.  91,   111-    I^^  Ableitung  des  Namens  Judenburg  von  den  Juden  (vel 
eonditoribus  vel  incolis)  (vgl.  Aq.  J.  Caesar,  Annales  ducatus  Styriae 
1768,    X    54y   II  412)   ist  nicht  unbestritten.     Schönleben,  Camiola 
anüqaa   et  nova  1681  führt  denselben  auf  einen  Römerort  Idunum 
(Cms^a  montana)  zurück.    Allein  weder  das  Itinerarium  Antonini  noch 
i^e  XabolA  Peutingeriana  noch  die  Notitia  dignitatum  oder  das  Corp. 
inscript.   latin.  kennen  einen  Ort  Idunum,  obwohl  bei  Judenburg  rö- 
mische   Grrabinschriften  gefunden  wurden  (C.  J.  L.  III  661 — 668).  — 
Krön  es.   Die  deutsche  Besiedlung   der  östlichen  Alpenländer  1889, 
Sw  3d5,  456,  —  Dagegen  ist  das  jetzige  Wappen  von  Judenburg  (Brust- 
bfld  eines  Jaden  mit  Spitzbarte  und  schwarzem  Judenhute  im  blauen 
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Aufser  Judenburg  werden  im  Laufe  des  12. 
18.  Jahrhunderts  in  Innerösterreich  genannt:  Juden 
bei  Friesach  (villa  Judaeorum,  locus  qui  dicitur  via  | 
Judaeorum,  villa  quae  dicitur  Judendorf)  in  der  Stift 
Urkunde  für  das  Hospiz  der  h.  Maria  Magdalena  in  Fri 
um  1128  und  1144,  Judendorf  bei  Gradwein  (villa 
nuncupatur  ad  Judaeos)  in  der  Widmungsurkunde  fQ 
Kloster  Rain  vom  8.  Juni  1147  und  vom  10.  August 
Judendorf  ob  Murau  (ultra  Mure  iuxta  Turab)  ii 
Schenkungsurkunde  Eberhards  II.  von  Salzburg  fßr  A( 
1207,  Judendorfbei  Judenburg  in  der  Bestätigungsurl 
Eberhards  II.  für  Seckau  vom  11.  Dezember  1208,  Ja 
d  0  r  f  bei  Landsberg  in  der  Urkunde  Ottos  von  Traber 
das  Stift  Victring  1224,  Judendorf  bei  Leoben  ii 
Bestätigungsurkunde  Gregors  IX.  über  die  Rechte  und  * 
des  Klosters  Goes  vom  2.  Mai  1230*).  Andere,  kaum  jQ 
Judendörfer  bestehen  noch  bei  Villach,  bei  St.  Sa 
(Bez.  Friesach),  bei  Annabühl  (ZeduSka  Ves)  und 
Saal  (Bez.  Klagenfurth).  Weiter  weisen  auf  Judenn 
lassungen  hin  die  Ortsnamen:  Juden  an  ger  in 
Widmungsurkunde  des  Rudolf  von  Wallsee  fftr  den 
grafen  zu  Riegersburg  1401  *),  'Juden-Puechel  in  Ki 
Judenech  in  der  Schenkungsurkunde  für  das 
St  Paul*),  Judengraben  in  dem  Waldfrevel 
Ferdinands  I.  vom  12.  Mai  1557*)  u.  a. 

Das  häufige  Vorkommen  von  Judendörfem  beweis 
die  ältesten  Wohnorte  der  Juden  in  Innerösterreich  i 


Felde)  erst  seit  dem  16.  Jahrhundert  nachweisbar.  Ober  das 
Wappen  vgl.  Melly,  Beiträge  zur  Siegelkunde  des  Mittelalt« 
und  Widimsky,  Die  Städtewappen  des  Gsterr.  Kaiserstaat 
(IV.  Abteilung  S.  32  und  Tafel  IH  N.  38). 

>)  Zahn   a.   a.   O.   II  135,  235,  272,  684;  II  129,  139,  1 
Muchar,  Gesch.  der  Steiermark  III  137,  V  97. 

8)  Muchar  a.  a.  0.  VH  73. 

')  Mitteilungen  des  Museal- Vereins  für  Krain  I  1866,  2Si 

«)  Seh  roll,  Urkundenbuch  des  Stiftes  St  Paul  (Font 
XXXIX  511,  N.  656). 

»)  Muchar  a.  a.  0.  VHI  560. 
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halb  der  Städte,  jedoch  auf  städtischem  oder  stadtherrlichem 
Gnmde  waren.  Aus  polizeilichen,  handelspolitischen  und 
finanziellen  Gründen^)  wurde  ihnen  jedoch  seit  dem  Ende 
des  13.  und  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  die  Ansiedlung 
in  den  Städten  selbst  gewährt,  und  seit  dieser  Zeit')  sind 
Judenniederlassungen  in  den  meisten  Städten  in  Steiermark 
(Brack  a.  M.,  Graz,  Leoben,  Murau,  Rottenmann,  Kindberg, 
Hartberg,  Knittelfeld,  Marburg,  Voitsberg,  Mürzzuschlag, 

[,  Priedau,  Windisch-Feistritz,  Fürstenfeld,  Radkersburg,  Cilly, 
Voran,   Windisch grätz ,    Pulsgau,    in    dem    Salzburgischen 
Pettau  u.  a.  0.,   in   der  1148—1158  bestandenen  Püttner 
Hark  [mit   Schottwien,    Neunkirchen,    Gloggnitz,  Ternitz, 
Wiener-Neustadt],  die,  obwohl  im  Ofher  Frieden  vom  3.  April 
1254  der  Semmering-Zug  als  Grenze  zwischen  Österreich 
und  Steiermark  festgesetzt  worden  war,  doch  noch  1522  bis 
1525    als    zu    Steiermark    gehörig    angesehen    wurde),    in 
Iftmten    (sowohl    auf   den   Besitzungen   der   Herzoge    von 
Österreich    [St.  Veit,  Klagenfurth,   Völkermarkt,  Bleiburg] 
als  in  den  Enklaven  des  Erzbischofs  von  Salzburg  [besonders 
Aiesach]  und  des  Bischofs  von  Bamberg  [Villach,  Wolfs- 
berg.  Griffen])  und  in  Krain  (besonders  in  Laibach)  nach- 
weisbar. 

Die  Entwicklung  der  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in 

Steiermark  •)  nahm  einen  ähnlichen  Verlauf  wie  in  Österreich. 

Das    Privilegium   Herzog  Friedrichs    des  Streitbaren    vom 

J.  Juli  1244  galt  zwar,  wie  oben  nachgewiesen  worden  ist, 


*)  Vgl.  hierüber  Gen  gier,  Deutsche  Stadtrechts- Altertümer  1882, 

a  98. 

«)  Puff,  Marburg  1847  II  70;  Ilwof  und  Peters,  Graz  1875,  OlflT. 

*"i  Reiches  Material  für  die  Geschichte  der  Juden  in  Steiermark 
bei  Muchar,  Geschichte  des  Herzogtums  Steiermark  1844  ff.  (be- 
sonders Bd.  VII  und  VIII),  in  den  „Beiträgen  zur  Kunde  Steiermark. 
Geschichtsquellen'')  I,  n,  VI,  IX,  XV;  Wiener,  Regesten  zur  Gesch. 
der  Juden  in  Deutschland  1862.  Eine  kurze  Übersicht  bietet  Grave, 
2iir  Oesch.  der  Juden  in  Steiermark  (in  Wertheimers  Jahrb.  f.  Israe- 
liten 1858/9  V  1—21),  V.  Krön  es  in  der  „Grazer  Tagespost«  1868, 
K.  79;  ferner  „Grazer  Tagespost"  1871,  N.  303.  Gasparitz,  Die 
Jaden  in  Raun  (Mitteilungen  1893,  N.  108,  109,  115,  124,  125). 


k 
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nur  flu'  die  „Judaei  in  dislrictu  Austrie  constituti*;  »Hein, 
da  dasselbe  iu  dem  Privilegium,  welches  Pfemysl  OlUkur  11. 
als  rex  Boeniie,  dux  Austrie  et  Stirie  et  inarchio  Moravie 
„universis  Judaeis  in  reguo  nostro  et  dominio  CAiistiiutis*. 
zu  welch'  letzterem  auch  Steiermark  gehörte,  am  29.  Hin 
1254  in  WieD  erteilte,  fast  wörtlich  recipiert  wunle.  sonnb 
das  Fridericianum  als  die  Gniudlage  des  Jadenrechtes  in  der 
seit  1192  auf  Grund  des  St.  Georgenberger  Erbvertrajet 
vom  18.  August  1186  durch  Personalunion  mit  Österreici 
vereinigten  Steiermark  augeseben  werden,  wenn  auch  iu 
Ottocarianum  vom  Jahre  1254  als  das  erste  über  die  Rwbis- 
Verhaltnisse  der  Juden  in  der  Steiermark  erlassene  Gfseti 
anerkannt  werden  mufs.  In  der  durch  dieses  Jodengweli 
PtemysI  Ottakars  II.  geschaffeneu  rechtlichen  StelluDg  dw 
Juden  in  Steiermark  trat  auch  infolge  der  Besitznahme  eiM 
Teiles  dieses  Herzogturaes  durch  EWla  IV.  von  Ungarn  !'«• 
folge  des  Friedens  zu  Ofen  vom  3,  April  1254)  keine  ÄDlJ^ 
rung  ein,  da  B^la  schon  am  5.  Dezember  1251  fUr  dieJadN 
seiner  Lftuder  ein  ebenfalls  dem  Fridericianum  vom  1.  Joü 
1244  nachgebildetes  Privilegium  erlassen  hatte,  das  er  tl 
22.  März  1256,  also  noch  zur  Zeil  seiner  Herrschaft  dits 
jenen  Teil  der  Steiermark,  erneuerte,  so  dafs  dassell^e  luk 
fOr  diese  Steiermark ischen  Juden  Geltung  hatte.  Überdief 
erliefs  auch  Pfemysl  Ottakar  am  23.  August  1268  ein  «wfitÄ 
mit  dem  Privilegium  vom  29.  März  1254  übereiDstimmtiBdM 
Judengesetz  für  alle  seine  Länder,  zu  welchen  seit  12$lilil 
Steiermark  wieder  gehörte'). 

Auf  Grund  dieser  liberalen  Privilegien  erlangten  i* 
Juden  in  Steiermark  grofse  Vorrechte,  Sie  hatten  eiw 
privilegierten  Gerichtsstand,  das  Judengericht;  sie  waiM 
mit  ROcksicht  auf  Art.  1,  24  und  25  der  Ottakarischa: 
Judenordnungen  von  dem  Besitze  von  Immobilien  Dicht  ao*- 
geschlosseu^);    sie    allein    waren    l>erechtigt.    gegen    groß» 

')  Vgl.  hierüber  oben  8.  317  ff.  und  338. 

*)  Sie   besafseii    Häuser,   Felder,  Weingärten, 

z  (1«1,  1439.  Wiener  Kegegten  N.  134.  207.  Ä»,» 

lel,  Mater.  I  I,  245,  387).  Marbnrg  (1317.  1405.  U7»:  Wifoeti 


rn .  Hsfv  B.  »„  M  U 
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Zinsen  auf  Pfänder  aller  Art  Geld  zu  leiheu.  Im  Gegensatze 
zu  den  Juden  in  Österreich,  welche,  wie  oben  gezeigt  wurde, 
Ton  dem  Handelsbetriebe  zu  Gunsten  der  Städtebürger  fast 
gänzlich  ferngehalten  wurden,  hatten  die  steiermärkischen 
Juden  aber  auch  den  Handel  vorwiegend  in  ihren  Händen. 
Wie  aus  den  später  zu  besprechenden  Beschwerden  der  Städte 
ach  ergiebt,  waren  sie  in  Steiermark  von  städtischen  Giebig- 
keiten  und  Leistungen  befreit. 

Einzefaie  Juden  machten  sich  als  Ärzte  verdient  und  er- 
langten besondere  Vorrechte.  So  verlieh  Friedrich  III.  im 
Junar  1478  in  Ansehung  des  Fleifses,  „so  Michel  Jude 
Wtmdarczt  zu  erledigung  vnnsrer  lanndlewt,  so  von  den 
Tnrcken  gefangen  vnd  gen  Constantinopel  gefurt  worden 
Bein,  gehabt  hat^,  dem  Genannten  die  Begünstigung,  sich  in 
einer  der  landesfürstlichen  Städte  in  Steiermark,  Kärnten  und 
Krain,  in  denen  Juden  wohnhaft  sind,  „wo  Im  das  fueg^  nieder- 
znlassen  und  darin  zu  wohnen  und  thut  ihm  und  seinem  Vetter 
Frewndels  „die  sunder  gnad  daz  Sy  mit  vnsem  Juden  in 
denselben  vnsem  landen  noch  in  den  Steten,  da  Sy  sich  nider- 
hssen  vnd  setzen  werden,  in  stewr  noch  in  ander  weg 
kainerlay  mitleidung  tun  vnd  haben,  sunder  gancz  frey  da- 
«elbs  siezen  vnd  von  Irm  leib  an  vnsern  Mawtstetn  kain 
Mawt  geben  sullen  vngeuerlich".  Allen  kaiserlichen  Haupt- 
leuten und  besonders  der  „Judischait"  und  ihrer  Meister- 
«chaft  wird  ernstlich  geboten,  die  benannten  Michel  und 
Mosche  bei  diesen  Begünstigungen  und  Gnaden  zu  belassen 
und  ihnen  daran  keine  Irrung  noch  Hindernis  zu  thun*). 
Einem  anderen  Juden  Leui,  Leben  des  Juden  Sohn  zu 
Völkermarkt,  den  Kaiser  Friedrich  „von  seiner  kvnnst" 
wegen  zum  Meister  der  Judenschaft  geordnet  und  mehrere 
Freiheiten    über   die   fremden   nach   Nürnberg   kommenden 


leg.  N.  160  [S.  48],  N.  96  [S.  93],  Muchar  VU  S.  99);  Brück  (1478  — 
f^iener  a,  a.  0.  N.  235  [S.  249],  Judenburg,  Hartberg,  Knittelfeld, 
idkenboTg  u.  a.;  Wiener  N.  241  [S.  251];  Chmel  Mat.  I  264). 

')  Chmel  im  Notizenblatt  zum  Archiv  f.  Kunde  österr.  Gesch.- 
leUen  1852,  S.  120. 


Juden  verlieben,  bestätigte  Max  I.  am  5.  Seplember  U9ö  die 
hierüber  ausgestellten  drei  Urkunden'). 

Judengerichle  !>e8tan(len  iu  Graz.  Marburg,  Judenbor^ 
und  Radkersburg.    Genannt  werden  folgende  JudenriehWr; 

1.  In  Graz:  Peter  der  Hinderholczer ,  Verweser  nud  ' 
Judenrichter  1382*).  Andreas  Kregl,  Land- und  Judenrichter  ! 
1403,  1405,  Urban  Dieperskircher ,  Hubmeist«r  und  ,ludM- 
richter  1462^),  March  Petlersdorfer  1478*),  Wolfgang  Lm- 
bHcher  1478"). 

2.  In  Marburg:  Seidenschwant z  1365  ■» ,  Matthiu 
König  1381'),  Meinhart  Prawnsberger  1385"),  Heiuricli  der 
Kozirep  1390.  1399»),  Reinhard  von  Straspurg  1436'"),  Sig- 
mund vou  Roggendorf  1440 •').  Josl  Walduer  1444"), 
Christoph  Serleitner  (Seeleitner)  1455,  1465,  Linihart  Seyd«»- 
schwantz  1468'*},  Hanns  Kuerudl  (Kuiidl)  1478'»),  ThoiW 
Pucher  1492  "). 

3.  In  Judeiiburg:  Hanns  vou  Pfaffendorf  1389.  140^ 
1427,  Thomas  von  St.  Lambrecht  1391,  1406,  MelcM 
Smuczer  1437  '•),  Melchior  Tyrmitz  (Tymnitz)  1441  "),  St«phil 


^^k  Srap 


')  Wiener,  Regesten  252  (N.  347). 

*)  Orig.-Urk.  im  Kärntner  hiat.  Archive  N.  512. 

•)  Muchar  Vit  82,  91;  VUI  «2. 

*)  Wiener,  Reg.  250  (N.  23S). 

")  Moii.  Hahsb.  I  2,  821,  N.  393— M5. 

*)  Puff,  Marburg  in  Steiennark  I84T,  II  70;  Mo 

'I  Muchar  VII  27. 

s)  Kärnlner  Kopialbuch  H  U9,  N.  446  b. 

»)  Kärtner  Archiv  N.  522,  568. 
'"]  Urkunde  im  Kudoltinum  in  Laibach. 
<>l  Caeaar,  Annales  II  321.  III  409. 
'•)  Joanneum- Archiv  N   5933. 
")  Kärntner  Archiv  (Victringer  Copialbuch  11  4*4,  455,  4571 
")  Mon.  Habsb.  l  2  S.  749,  N.  771,  772,  S,  810  N.  HS. 
"I  Wiener,  Reg.  8.  99  (N.  134>. 

■•I  Muchar  n.  a.  0.  Vn  40,  41.  90,  92,  191,  IM.  fl4B,  36». 
")  Caesar.   Annales  III  410;   Leithner,   Vsmwh  € 
graphie  der  Kreissiadi  Judenburg  1840,  15. 
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Ihsaltrer  1449,  Ludwig  Voyter  1451,  Andreas  Trennwegkh 
1478,  Stadt-  und  Judenrichter  *). 

4.  InRadkersburg:  Hanns  Walkerdorfer  1468^). 

Mit  dieser  Aufzählung  ist  die  Reihe  der  Judenrichter 
fohl  kaum  vollständig  angegeben;  doch  dürften  Juden- 
jeriehte  nur  in  den  vier  genannten  Städten  bestanden 
laben. 

Den  Judenrichtem  in  Steiermark  war  in  den  Ottaka- 
ischen  Privilegien  derselbe  Wirkungskreis  zugewiesen, 
reicher  nach  dem  Fridericianum  vom  1.  Juli  1244  den  Juden- 
iehtem  in  Österreich  zustand.  Neben  den  Judenrichtem 
estanden  auch  in  Steiermark  für  die  Rechtsangelegen- 
äten  der  Juden  untereinander,  für  einzelne  Rechtssachen 
irischen  Christen  und  Juden,  für  gewisse  staatliche  (be- 
mders  Finanz-)Funktionen ,  wie  in  Österreich,  Juden- 
eister,  so  in  Marburg,  Radkersburg,  Graz,  Judenburg  und 
deren  Städten*). 

Infolge  der  Gleichheit  der  gesetzlichen  Grundlagen  ge- 
Jteten  sich  überhaupt  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden 
gleicher  Weise,  wie  in  Österreich. 

Aber  auch  auf  das  durch  die  kaiserliche  Belehnung  vom 
tfai  1335  an  das  Haus  Habsburg  gelangte  Kämthen  *),  wo 
och  der  österreichische  Besitz  durch  Enklaven  des  Erz- 
::hofes  von  Salzburg,  des  Bischofes  von  Bamberg,  der 
ifen  von  Görz  und  Ortenburg  u.  a.  vielfach  durchbrochen 


1)  Schlager,  Wiener  Skizzen  aus  dem  Mittelalter  II  191,  192; 
inm.  Habsb.  I  2,  N  1009  S.  825. 

«)  Chmel,  Notizenblatt  139;  Wiener,  Reg.  N.  237  (250). 

3)  Mon.  Habsb.  I  2,  N.  984  (798),  130  (930),  733;  Wiener,  Reg. 
ö  (91),  106  (95)  u.  a.  249  (236),  252  (247).  u.  a. 

*)  Zur  Geschichte  der  Juden  in  Kärnten  vgl.  Freiherr  v.  Ankers- 
en  im  Arch.  f.  K.  österr.  Geschichtsq.  1849,  2N.  142;  Hermann, 
idbttch  der  Geschichte  des  Herzogtums  Kärnten  1843,  I  559 — 568; 
k,  Arch.  f.  österr.  Geschichtsq.  X  227,  N.  853;  Tomaschek,  Reg. 
G^eflch.  von  Kärnten  (Arch.  f.  vaterländ.   Gesch.  und  Topographie 

129,  136,  153,  162).  — Carinthia  1851  S.  43,  N.6,  81—117;  1875 
4;  1879  S.  297,  298;  Wiener,  Reg.  89  (N.  71),  96  (111),  228  (85, 
236  (143),  243  (191).  249  (236),  252  (245,  247). 


war,  unil  das  gleiciizeitig  an  Österreich  tniDckged 
Kraio  hiieben  die  Ottak arischen  Judenjirivilegien  infolg 
im  grofsen  und  ganzen  gleichförmigen  Rechteentwid 
dieser  Länder  und  der  regen  wirtschaftlichen  und  so 
WechselteziehungeD  derselben  zu  Steiermark  und  Öste 
nicht  ohne  Rückwirkung  und  fanden  wahrscheinlich 
frUh  analoge  Anwendung  auf  die  rechtlichen  Angelegen 
der  Juden  dieser  Länder. 

Ein  für  die  Juden  in  Steiermark  und  dem  voi 
Hause  Habsburg  beherrschten  Teil  von  Kärnten  gi 
schaftliches  Judengesetz  war  die  Handfeste  der  B 
Albrecht  IIL  und  Leopold  IIL  ddo.  Wieo,  24.  Juni 
Ober  „ire  recht,  freyhait,  gnad  vnd  göt  gewonhait', 
die  Emeuemng  und  Bestätigung  dersell»en  voa  I 
Wilhelm  „nach  göter  vorbei  räch  tung  \-nd  rate  vnserr 
vnd  r6te,  die  datzemal  bey  vns  warn"  vom  23,  0 
1396 '). 

Der  nähere  Inhalt  beider  Handfesten  igt  iuibefcan 
die  erste  Urkunde  weder  im  Originale  vorhanden  n 
den  im  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchive  iu  "Wien  vem 
RegisterbOchern  der  landesfürsf liehen  Kanzlei  einge 
ist,  die  zweite  aber  blofs  mit  Berufung  auf  die  Hai 
vom  24.  Juni  1377  in  allgemeinen  AusitrOcken  den 
gemaiDlich  in  Steyr  vnd  in  K^Irndeu,  die  gegenwurt 
darinn  sitzent  oder  die  kunftikleich  da  sitzen  vnd 
werdent.  die  obgenanien  hantuest  von  sonder  gnaden  m 
geuestent  vnd  beslfitt"  und  „in  auch  die  wissentlich  tni 
dil'z  liriefs  mit  allen  den  iiunden  (I*unkten)  vnd  »rtiki 
darinn  sind  begriH'en"  befestigt  und  bestätigt. 

Wie  bereits  oben  erwälint,  vertritt  v.  Lusclila*)  i 


I 


■)  Die  leutcre  Urkunde  befindet  sich  im  Hana-,  Uof-  um 
arcbir  tn  Wien  und  im  Gnbeniialarcliiv  in  Gt«z.  LicliM 
Gesehichte  des  Hause«  Habsbnrg  I$47,  V  X.  105.  S.  KU;  1 
«.  a.  0.  VII  57. 

')  V.  Lusebin,  Das  Berufen  von  Brief  und  Sif^al  ifx 
R  Gesch.  XII  1676,  S.  47  ff). 
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oAt,  dafs  der  Inhalt  jener  Handfesten  mindestens  teilweise 
ii  jenm  acht  Artikeln  vermutet  werden  könne,  welche  in 
der  ältesten  Handschrift  des  steierischen  Landrechtes  unter 
der  gemeinsamen  Rubrik  „Daz  sind  der  judenrecht  gen  den 
herren  von  Österreich^  den  Schlufs  dieses  Bechtsbuches 
hiiden.  Allein  die  Bestimmungen  dieser  später  zu  be- 
sprechenden Artikel  246—252  des  steierischen  Landrechtes 
^thalten  ausnahmslos  gegen  die  Juden  gerichtete  oder 
denselben  ungünstige  Bestimmungen,  und  es  ist  daher  mit 
dem  Inhalte  derselben  schwer  in  Einklang  zu  bringen,  wie 
beide  oben  erwähnten  Handfesten  von  den  den  Juden  in 
Steiermark  und  Kärnten  gegebenen  „recht,  freyhait,  gnad 
vnd  gut  gewonhait"  sprechen  können. 

Mit  Rficksicht  auf  die  oben  (S.  392)  geschilderte  Gefangen- 

uhme  und  Beraubung  der  Juden  in  Österreich  und  die  Juden- 

^rfolgungen  in  Brück  a.  d.  Mur,  Cilly,  Friedau,  Fürstenfeld, 

Graz,   Hartberg,   Judenburg,   Knittelfeld,   Leoben,  Marburg, 

Nurau,  Pettau,  Radkersburg,  Voitsberg,  Windischgrätz,  Puls- 

giu  u.  a.  0.   im  Jahre  1370  ^)   hat  es  eher  den  Anschein, 

dafs  die  Juden  in  Steiermark  und  Kärnten,  wie  ihre  Glaubens- 

iNiossen  in  Österreich,  nach  dem  Aufhören  der  Verfolgung 

m  Wiederverleihung    oder    neuerliche    Bestätigung    ihrer 

Privilegien  baten  und  dafs  die  Herzoge  Albrecht  III.   und 

Leopold  IIL  diesem  Ansuchen   im   Jahre  1377   durch  Er- 

teflung  von  Handfesten  über  die  Rechte  und  Freiheiten  der 

Joden  sowohl  in  Österreich  als  in  Steiermark  und  Kärnten 

eat^rochen  haben.    (Über  die  Handfeste  für  die  Juden  in 

Österreich  und  deren  mutmafslichen  Inhalt  siehe  S.  398  ff.)« 

Diese   den   Juden    in    Österreich   verliehene   Handfeste 

wurde  wahrscheinlich  durch  die  Handfeste  vom  24.  Juni  1377 

auf  die  Juden  in  Steiermark  und  Kärnten  ausgedehnt  oder 

wurden    in    der   letzteren    den    bezüglich    ihrer    bisherigen 

Rechte   und   Freiheiten   infolge   der   obigen  Ereignisse  mit 

Recht  besorgten  Juden  dieser  beiden  Länder  die  Freiheits- 


^)  Über   diese  Verfolgong  vgl.   von   Krön  es   in  der   „Grazer 
Tagespost"  8.  April  1868  (N.  79). 
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briefe  PfemysI  Ottakars  bestätigt.  Im  Jahre  1366  akf 
mögen  die  später  zu  besprechenden  Privilegien  de»  Henoe 
Wilhelm  fQr  die  Städte  in  Steiermark  vom  17.  März  139S, 
welche  einige  Abfinderungen  der  Ottakarschen  Freiheit^briffe 
und  mehrere  den  Juden  ungQustige  Bestimmungen  enthieltra. 
die  letzteren  veraniafst  haben,  den  Herzog  um  neuerlifhe 
Bestätigung  ihrer  Rechte.  Freiheiten.  Gnaden  und  ant« 
Gewohnheiten  zu  bitten ,  was  mit  der  Handfeste  loni 
23.  Oktober  1396  geschah. 

In  den  nicht  unter  der  Herrschaft  des  Hauses  Hal<- 
burg  betindlichen  Teilen  von  Kärnten  beruhte  die  rechtlicke 
Stellung  der  Juden  auf  Special  Privilegien.  So  nimmt  tleinrid 
von  Kärnten  am  20.  Januar  1328  den  Juden  Höschleio  vai 
seine  Erben  in  seinen  Schutz  mit  freiem  Ansied lungsrefble 
in  Kärnten  und  sichert  ihnen  die  Rechte  zu,  die  anderi 
Juden  in  Österreich  und  Steiermark  geniefseu.  Wer  klaf;lir 
gegen  sie  auftreten  wolle,  wende  sich  an  seinen  Haupt] 
in  Kärnten.  Zur  Einbringung  ihrer  Guthalien  und  Ford^ 
rungen  in  Käruthen  und  aufaerhalb  dieses  Landes  verspricM 
er  ihnen  seinen  Beistand.  Dafür  sollen  sie  ihm  jährlich  a 
Händen  seines  Vitztums  in  Kärnten  am  Michaelstage  30 Midi 
Silber  zahlen '), 

Die  Kirche  trat  in  Innerösterreich  niemals  feisdseBf 
gegen  die  Juden  auf.  Obwohl  die  judenfeindlichen  Sabtua^ 
der  Salzburger  Prorinzialkonzilien  vom  Jahre  1267  uad  WM 
auch  fQr  Steiermark  und  Kärnten  galten,  da  die  BislUaw 
Seckau.  Gurk  uud  Lavant  zu  der  Salzburger  Kirchenproni 
gehörten,  so  ist  doch  kein  Fall  bekannt,  dafs  die  geisUii 
Behörden  im  Sinne  jener  Satzungen  gegen  die  Juden 
gegangen  Wiiren.  Im  Gegenteil  stand  der  Klerus  bc 
Länder  in  reger  Geschäftsverbindung  mit  den  Kindern  I»neh 
Zwischen  1274  und  1296  kaufte  Heinrich  IL,  Abt  von  AdmoDl 
von  einem  Juden  in  Marburg  einen  Weingarten  uid  22  Mari 
Silber*).    Am  13.  Dezember  1327  verkauft  der  Jode  Genfai 


k 


')  WienM  Staatearchiv  Cod.  3! 
*)  Admonter  Saalbucb  III  40. 


I  f.,  M&. 
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ein  von  seinem  Vater  überkommenes  Haus  in  Brück  an  das 
Stift  Rein;  am  11.  Mai  1328  bestätigt  Friedrich  der  Schöne 
den  Vertrag  zwischen  dem  Abte  Eckhard  von  Admont  und 
dem  Juden  Putzlein  über  300  Mark  Silber;  Ende  September 
1829  verurteilt  Albrecht  II.  die  Judengesellschaft  Höschel 
ron  Judenburg,  Merklein  von  Murau  und  Meyer  und  Friede- 
lein von  Villach  anläfslich  ihrer  Forderungen  von  530  Mark 
Silber  an  das  Stift  Admont,  sich  mit  100  Mark  zufrieden  zu 
(teilen  und  alle  auf  ihre  Forderungen  bezüglichen  Urkunden 
lerauszugeben  *).  1405  (27.  November)  kaufte  Abt  Rudolf 
m  St  Lambrecht  von  dem  Juden  Isserl  von  Judenburg 
anen  halben  Hof  am  Berge  über  der  Kirche  und  ein  Haus^). 
fik  aus  der  Urkunde  ddo.  Innsbruck,  6.  September  1431 
icrvorgeht,  löste  Herzog  Ernst  das  zur  Pfarre  in  Graz  ge- 
i5rige  Badhaus  an  der  Mu'rbrücke,  das  den  Juden  versetzt 
jcwesen,  von  denselben®).  Am  5.  März  1437  kaufte  Propst 
bdreas  Ennsthaler  von  Seckau  von  dem  Juden  Kever  zu 
Ittdenburg  eine  halbe  Säge  ob  der  Preg  *).  In  dem  Vertrage 
nrischen  dem  Bischöfe  Heinrich  von  Gurk  und  dem 
hrthäuser-Kl oster  Seiz  vom  7.  Januar  1306  über  den  Ver- 
ttnf  der  im  Gurkthale  gelegenen  Besitzungen  dieses  Klosters 
in  den  Bischof  um  50  Mark  Friesacher  wird  bestimmt,  dafs, 
renn  der  Bischof  die  Bedingungen  nicht  einhält,  es  den 
tarthäusem  gestattet  sei,  das  Geld  „apud  Judeos  reeipere 
ab  usura"*).  Unterm  13.  November  1355  stellt  Bischof 
littl  von  Gurk  den  Juden  Musch  und  Chatsim  für  eine 
chuld  von  2613  Gulden  Bürgen®).  In  dem  Vertrage  vom 
November  1476  übergiebt  Jona  Jud,  des  Mauller  Sohn  in 
arburg,  dem  Propste  Johann  von  GriflFen  alle  seine  Rechte 


')  Muchar  a.  a.  O.  VI  239,  245,  246. 
«)  Muchar  VII  90. 
»)  Chmel,  Materialien  I  1,  Reg.  81. 

*)  Chmel,  Gesch.  Friedrichs  IV.,  I  325,  327;  Muchar  VII  263. 
5)  Orig.  im  Archive  des  Bistums  Gurk  (deponiert  im  Archive  des 
ntner  Geschichtsvereins). 
•)  Orig.  im  Gurker  bisch.  Archive. 

tcherer.  Beitr&g«  I.  30 


-    466    — 

aus  dem  Schuldbriefe  des  Blasius  Watmanger  in  Volke 
markt  *).  Am  19.  Oktober  1367  verspricht  Albrecht  III.  de 
Abte  Konrad  von  St.  Paul,  den  Schaden  zu  fibemehmc 
den  derselbe  bei  Entlehnung  des  Geldes  von  den  Juden  zi 
Einlösung  der  von  Albrecht  und  Leopold  III.  verpfiündet 
Veste  Merenberg  erleiden  wird*). 

Als  Gläubiger  nicht  nur  des  Bürgers  und  des  Bauen 
sondern  auch  des  Adels  und  der  Geistlichkeit  erlangten  di 
Juden  mit  ihrem  Reichtume  bei  der  in  jenen  kapitalsarne 
Zeiten  herrschenden  Geldknappheit  allmählich  einen  grobe 
Einflufs,  zogen  sich  aber  auch  durch  allzu  rücksichtsloi 
Ausnützung  dieser  Geldherrschaft  und  besonders  des  Zii 
monopols,  welche  andererseits  in  dem  Mangel  jeder  tc 
läfslichen  Garantie  ihrer  ihnen  gesetzlich  eingeräumten  k 
Sprüche  ihre  Rechtfertigung  findet,  sowie  durch  die  oh 
skizzierte  privilegierte  Stellung  gegenüber  anderen  S 
Völkerungsklassen  und  infolge  der  von  einzelnen  begangen 
Übergriffe  und  Mifsbräuche,  die  generalisiert  wurden,  i 
Verlaufe  des  Mittelalters  die  Feindschaft  zunächst,  i 
überall,  der  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung,  alhnäUi 
jedoch  auch  der  anderen  Volksklassen  zu. 

Bei  dieser  Stimmung  gegen  die  Juden  und  bei  dt 
niedrigen  Bildungsgrade  des  von  Neid  und  Habgier  gog 
die  Besitzenden  erfüllten  Pöbels  in  dem  abergläubigsten  al 
Jahunderte  ist  es  begreiflich,  dafs  das  Märchen  von  Hosä 
Schändungen  seitens  der  Juden  auch  in  Innerösterrd 
Glauben  fand  und  zu  zwei  blutigen  Verfolgungen  d 
selben  den  Vorwand  gab. 

Nach  dem  Berichte  des  Anonymus  Leobiensis  •)  soll  U 
bei  einem  Juden  in  der  Nähe  von  Fürstenfeld,  nach  i 
Cistercienserfraters    Ambrosius    von    Heiligenkreoz    Seh 


»)  Griffener  Kopialbuch  N.  110. 

')  Seh  roll,  Urkunden  buch  des  Benediktmentiltea  St  I 
(Font.  r.  Aast  XXXTX  246  N.  255).  Vgl  weiter  Hermana,  G< 
des  Herzogtumn  Kärnten  I  560  n.;  Wiener,  Reg.  244,  N.  Kl  i. 

")  Anon.  Leob.  Chron.  1.  4  c.  7  (bei  Pes,  Script  rer.  Aoit  It 
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aeüs  Judaeorum  sub  duee  Rudolfo''  ^)  im  Jahre  1310 
(ohie  Angabe  eines  bestimmten  Ortes)  eine  geweihte  und 
dnrchstochene  Hostie,  aus  welcher  Blut  flors,  gefunden 
worden  und  sollen  deshalb  fast  alle  Juden  in  Steiermark 
md  Kärnten  geflohen ,  der  Besitzer  jener  blutenden  Hostie 
und  viele  andere  Juden  aber  verbrannt  und  in  anderer  Weise 
getötet  worden  sein^). 

Auch  bei  der  zweiten  Judenverfolgung  1338,  in  demselben 
Jahre,  in  welchem  eine  von  den  Juden  in  Pulka  in  Öster- 
teieh  geraubte  und  verunehrte  Hostie  eine  grofse  Verfolgung 
ienelben  nicht  nur  in  Österreich,  sondern  auch  in  Böhmen, 
Xlbren  und  den  angrenzenden  Gebieten  hervorrief,  bot  eine 
den  Juden  in  Wolfsberg  zur  Last  gelegte  Hostienschändung 
die  Veranlassung;  doch  dürfte  sich  diese  Verfolgung  auf 
Ilroten  beschränkt  haben  ^). 

Auf  eine  dritte  Judenverfolgung  in  den  Jahren  1348/49 
(irahrscheinlich  wegen  der  damals  den  Juden  allgemein  zur 
Iist  gelegten  Brunnenvergiftung)  mufs  aus  dem  Friedens- 
lertrage  zwischen  dem  Erzbischofe  Ortolf  von  Salzburg  und 
■im  Hochstifte  Bamberg  ddo.  Friesach,  14.  November  1349 
fesehlossen  werden,  in  welchem  der  erstere  erklärte,  er  und 
Seinigen  wollten  sich  „nichts  annemen  vmb  die  Juden- 
5hen"*).  Dagegen  ist  die  romantische  Geschichte,  dafs 
f^  Juden  in  Judenburg  die  Ermordung  aller  Christen  dieser 
-8Udt  während  der  Weihnachtsmette  1312  geplant  hätten, 
rdtTs  dieses  Komplott  von  einer  Jüdin  ihrem  christlichen  Ge- 
liebten verraten  wurde  und  hierauf  alle  Juden  in  Judenburg 
(daher  ^Judenwürg"  genannt)  getötet  worden  seien,  urkuud- 


1)  HerauBgegeben  von  Karajan,  Kleinere  Quellen  zur  Gesch. 
(kerreicbs  1859,  I  1-10. 

»)  Ilwof,  Zur  Geschichte  der  Judenverfolgungen  in  Steiermark 
(Mitt  des  hist  Vereins  in  Steiermark  XII  206),  der  die  Jahreszahl  1310 
llr  die  richtige  hftlt 

*)  Joann.  Victoriensis,  liber  certarum  historiarum  (Böhmer, 
Fontes  rer,  germ.  I  131/2),  Anon.  Leob.  a.  a.  O.  953. 

^)  Eichhorn,  Kopie  aus  einem  Bamberger  Chartular;  H  ermann, 
Gksch.  Kärntens  1843,  I  562. 

30* 
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• 


lieh  nicht  nachweisbar  und  bereits  längst  in  das  Reich 
Fabeln  verwiesen*). 

Nicht  viel  glaubwürdiger  ist  der  von  Christoph  Huel 
Rektor  in  Landshut,  in  seinen  „Vormerken  1478"  berichte 
von  den  Juden  in  der  Nähe  des  Klosters  in  Milichstat  (ü 
statt)  angeblich  begangene  Ritualmord.  Nach  demselben  sol 
1478  bei  jenem  Kloster  „13  Kinder  tod  vnd  lebendig**  gefu» 
worden  sein;  „drunder  seindt  gewesen  newn  kinder,  dai 
die  Juden  das  pluet  genomen  haben  zw  warzaiehen,  daz  i 
dabey  ein  pecher  gefunden  hat,  darein  die  Juden  das  pl 
genomen  haben;  das  mer  dann  hundert  mensch  gese 
haben  zu  Milichstat"  *). 

Da  dieser  angebliche  Ritualmord  zu  einem  Einschrei 
gegen  die  Juden  nicht  führte  und  Huebers  Angaben  asc 
weitig  nicht  bestätigt  werden,  so  kann  seine  Erzählung 
zweifelt  werden,  umsomehr,  als  um  jene  Zeit  das  Bestre 
nachweisbar  ist,  in  einzelnen  Orten  Nachbildungen 
später  zu  besprechenden  Martyriums  des  Simon  von  Tr 
zu  schaffen. 

Über  eine  Judenverfolgung  in  Steiermark  und  Kän 
im  Jahre  1397  berichtet  der  Appendix  zur  sogenani 
Chronik  des  Gregor  Hagen*).  Anläfslich  der  Hinrieht 
„ettlich  armer  erberer  leut  —  den  Juden  ze  lieb"  auf  Be 
des  Hauptmannes  zu  Graz  traten  Freunde  der  ersteren 
sammen ,  hiefsen  sich  die  „Ungenannten"  oder  „der  Ji 
Hauer"  und  entboten  allen  Städten  und  Märkten,  wo  Jv 
safsen,  dieselben  auszutreiben,  anders  müfsten  sie  mit 
Juden  verbrennen.  „Do  ward  verprant  Grfecz,  Rökalf 
(Radkersburg?),  Pettau,  die  weiten  in  die  Juden  nicht 
burten ;  under  den  leuten  war  vil  edler  leut,  ritter  und  be 


1)  Caesar,  Annales  duc.  Styriae  II  412;  Caesar,  Staat»- 
Kirchengesch.  des  Herzogt.  Steiermark  1787,  V  147;  Leitkner,  II 
graphie  der  Kreisstadt  Judenburg  1840,  S.  15;  llwofa.a.0. 

>)  F.  Mayer,  Kleinere  Mitteilungen  zur  G^esch.  der  fiaMi 
ruhen  in  Steiermark  (Beiträge  zur  Kunde  steier.  Greaehidilaq.  XIT 

')  Uhlirz,  Zur  Kunde  österr.  Geschicbtsq.  (Festgabe  la  E 
Max  Büdingers)  1898,  323  ff. 


—    469    - 

Iiaimleich,  die  gern  gocz  matrer  gerochen  hieten  und  varaus 
ir  brieff  und  geltschüld  von  den  unseligen  Juden  lediglic 
gewesen."  Die  Juden  flohen  nach  Wien,  mehr  denn  tausend 
fOD  Steier  und  Kärnten.  Der  Herzog  sandte  den  „Gayfas*^ 
tteb  Steiermark,  um  den  Juden  Frieden  zu  machen,  doch 
rofste  er  nicht  mit  wem  und  kehrte  wieder  nach  Wien 
nrfick.  Die  nach  Wien  geflohenen  Juden  versprachen  dem 
ferzoge  in  Wien  16000  Mark  zu  Michaeli  »dass  er  in  frid 
ßhnff."  Da  der  Pöbel  in  Wien  gerne  über  sie  hergefallen 
ire,  verbot  der  Herzog  und  der  Rat  zu  Wien  „wer  ain  Juden 
DT  unrecht  ansSch,  der  wer  umb  leib  und  gut,  tSt  er  im 
1  leib  oder  an  gut  icht,  so  wolt  man  in  und  sein  sipp  und 
iczt  an  dy  sibent  sipp  vertiligen;  also  ist  Osterreich  der 
iden  verhaissen  und  gesegnet  land." 

Eine  auf  ein  religiöses  Motiv  zurückgeführte  Mafsregel 
)gen  die  Juden  seitens  eines  weltlichen  Fürsten  war  ihre 
ertreibung  aus  Cilli  und  dessen  ganzem  Gebiete  durch  den 
nfen  Hermann  IL  1410.  „Dieser  Grav  Hermann  von 
Ui",  heifst  es  in  der  Chronik  der  gefürsteten  Grafen  von 
Ui,  „hat  sich  der  Juden  in  allen  seinen  Herrschaften  und 
^bieten  durch  Gots  Liebs  willen  abgethan"  ^). 

Dagegen  waren  höchst  profane  finanzielle  Gründe  bei 
ir  Judenverfolgung  im  Jahre  1370  und  wahrscheinlich  auch 
i  der  Ausweisung  der  Juden  aus  Graz  1439  mafsgebend  ^) ; 
Dn  bei  der  ersteren  wurde  von  den  Herzogen  Albrecht  III. 
d  Leopold  III.  ihre  gesamte  Habe,  wie  in  Österreich,  bei 
r  letzteren  von  Herzog  Friedrich  dem  Jüngeren  ihr 
iuserbesitz  in  Graz  konfisziert. 

Von  den  Landesherren  wurden  die  Juden  infolge  der 
(gestellten  Auffassung  des  Judenhoheitsrechtes  und  des 
^mdenrechtes  auch  bezüglich  der  Geltendmachung  ihrer 


^)  Chronicon  triplex  Cellejanum  (M.S.  I  45,  III  25).  Caesar, 
lales  in  45,  858;  Hahn,  Collectio  monumentorum  II  680.  Vgl. 
Crones,  Beiträge  zur  Kunde  steierm.  Geschichtsquellen  VIU  1871, 
:;  Mnchar  VH  115. 

*)  Ober  letztere  vgl  Ilwof  und  Peters,  Graz  1875,  S.  91,  136; 
nel,  Gesch.  des  Kaisers  Friedrich  IV.,  I  887,  Mater.  I  406  ff. 
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Schuldforderungen,  sowie  bezüglich  ihrer  Freizügigkeit  vi 
fach  beschränkt.  In  ersterer  Beziehung  vernichteten  hnii 
fürstliche  Tötbriefe  ihre  Rechtsansprüche ,  in  letzterer  I 
Ziehung  sachten  die  Landesfürsten,  ihre  eigenmächtige  Äi 
Wanderung  zu  verhindern.  Die  Ansiedlang  in  dem  6ebi( 
eines  anderen  Herrn  wurde  mit  Konfiskation  ihrer  unbewc 
liehen  Habe  und  Verlust  ihrer  Forderungen  bestraft.  So  i 
liefs  Rudolf  IV.  dem  Stifte  Ädmont  zu  Martini  1361  ä 
Geldschuld  an  den  Juden  Häslein  von  Judenburg  im  Betn 
von  5000  Gulden,  am  11.  Februar  1362  der  Anna  von  LiriN 
berg  und  ihren  Söhnen  eine  Schuld  von  450  Golden  und  i 
3.  März  1362  dem  Grafen  Meinhard  von  Goerz  und  de» 
Bruder  die  Geldschuld  an  diesen  Juden ,  und  erklärte  i 
3.  März  1362  dessen  Habe  für  verfallen,  weil  derselbe  ol 
Wissen  und  Willen  des  Herzogs  „hinter  den  Erzbisehof  ^ 
Salzburg  (nach  Friesach)  gefahren  war" ;  in  gleicher  W« 
ermächtigt  Albrecht  III.  am  3.  Febniar  1367  die  Jw 
Isserl  und  Jona  von  Neuburg,  alle  Habe  der  flüchtigen  Joe 
Musch  und  Chatsim  von  Marburg  an  sich  zu  bringen  i 
spricht  23.  Juli  1367  den  Friedrich  von  Topplach  samt  sen 
Bürgen  von  allen  Geldschulden  an  den  flüchtigen  Musch  i 
Kadgem  in  Cilli  los*). 

Im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  kam  auch  der  Im 
latent  vorhandene  Mifsmut  des  mächtig  aufstrebenden,  ni 
mit  gleichen  Freiheiten  ausgestatteten  Bürgerstandes  t 
die  grofsen  Vorrechte  der  Juden  zum  Durchbruche,  und 
Bestreben  desselben  ging  dahin ,  ohne  jede  Gewaltthätigl 
auf  streng  gesetzlichem  Wege  die  Einschränkung  oder  i 
hebung  jener  Privilegien  der  Juden  zu  erlangen,  weicht 
die  Rechte  der  Städte  und  ihrer  Bürger  am  empfindlich 
eingriflFen. 

Der  erste  Angriff  der  Städte  in  Steiermark  richtete 
gegen  die  Freiheit  der  Juden  von  den  stftdtise 
Leistungen  und  Abgaben. 


^)  Muchar  a.  a.  O.  VI  357;  Lichnowsky,  Greech.  da»  Hl 
Habsbnrg  IV  609  (337X  650  (787),  650  (793),  651  (798),  752  (BM. 
671  (1010)  u.  a. 
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Eine  Verordnung  Herzog  Ottos  vom  14.  Juni  1336^) 
bestimmte  zunächst  ffir  Graz,  dafs  den  Bürgern  anläfslich  der 
Verbesserung  verschiedener  Bauten  „all  vnser  Juden,  die  ze 
ßreez  gesessen  sind,  an  demselben  pawe  beholfen  sein  sollen 
m  aller  der  mazze  als  daz  gewonleich  vntzher  gewesen  ist,^ 
foraus  geschlossen  werden  mufs,  dafs  die  Juden  schon  früher 
in  Beitragsleistungen    bei    städtischen   Bauten    verpflichtet 
waren.  Ein  Privilegium  Albrechts  III.  für  Graz  vom  3.  Mai 
1898  und  die  Privilegien  desselben  Herzoges  für  Graz,  Voits- 
berg,  Brück,  Judenburg,  Bottenmann,  Leoben,  Mürzzuschlag, 
Kindberg  vom  21.  und  23.  Oktober  1393«)  verfügten,  dafs 
alle,  welche  in  diesen  Städten  wohnen.  Habe  und  Güter  be- 
sitzen und  Handel  und  Gewerbe  trieben,  dieselben  Steuern 
in  zahlen  haben,  wie  die  übrigen  Bürger;  endlich  wurden 
durch  die  Privilegien  Herzog  Wilhelms  vom  17.  März  1396*) 
Ar  Graz ,  Rottenmann ,  Mürzzuschlag ,  Judenburg ,  Leoben, 
Knittelfeld,  Brück,  Kindberg  und  andere  Städte  die  Juden 
for  die  Alternative  gestellt,  die  Häuser,  die  sie  für  ihre 
Geldschuld  in  ihre  Gewalt  bringen  und  die  in  diesen  Städten 
nd    ihrem   Burgfrieden    gelegen    sind,    binnen   Jahresfrist 
an  Christen  zu  verkaufen   oder  davon  mit  den  Bürgern  zu 
leiden   und   zu   steuern.     Speciell   für  Judenburg   verfügte 
Albrecht  VI.  am  Montag  nach  St.  Paulstage  (2.  Juli)  1444, 
dafs  alle  Juden,  welche  daselbst  Häuser  besitzen,  gleich  den 
Borgern  die  Steuern  zahlen  sollen,  und  in  Ergänzung  dieser 

')  War  tinger,  Privilegien  der  Hauptstadt  Graz  1886,  S.  4. 
*)  Wartinger  a.  a.  O.  18,  24;  Wartinge r,  Priv.  v.  Brück 
26;  Mucbar  YII  47. 

•)  Lichnowsky  a.  a.  0.  V  Urkundenverzeichnis,  VI  N.  38 — 45. 
Wartinger,  Graz  14,  Brück  27,  Priviiegienbuch  von  Judenburg  21. 
Dieses  Privilegium  wurde  von  Herzog  Ernst  für  Leoben  am  24.  Au- 
gost 1418,  Brück  am  11.  November  1418  (von  Friedrich  IV.  24.  März 
1441),  Rottenmann  am  14.  September  1418,  Graz  26.  Oktober  1418  (von 
Friedrich  IV.  am  8.  Januar  1441),  Kindberg  am  11.  November  1418 
bestätigt.  Wartinger,  Brück  27,  38;  Graz  29,  38;  Muchar  VII 
148.  Das  Privilegium  für  die  Bürger  von  Kindberg  vom  11.  November 
1418  befindet  sich  nicht  im  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchive;  dagegen  eine 
Bestätigniig  ihrer  Rechte,  Freiheiten  und  Gnaden,  „damit  sie  weil. 
Herzog  Wilhelm  gefreit  und  begnadet  hat''  vom  3.  Mai  1420. 
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Bestimmung  ordnete  Friedrich  IV.  am  Freitage  von  Mise 
cordias  1467  (17.  April)  an,  dafs  alle  Schalasjuden  und  andi 
Juden  und  Jüdinnen,  welche  in  Judenburg  nicht  haussäs 
sind  und  daselbst  gleich  den  Bürgern  jährlich  Steuern  u 
andere  Dienste  leisten,  sofort  aus  der  Stadt  entfernt  weni 
sollten  ^). 

Die  gleiche  Tendenz,  die  Juden  bezüglich  der  Abgal 
den  Christen  gleichzustellen,  verfolgt  der  Art  15  der  For< 
Hingen  der  Einigung  der  sämtlichen  Städte  und  Märkte  < 
Landes  zwischen  1433  und  1439^):  Item  sew  schullen  auch  w 
vnd  zoll  geben  als  ander  cristen  von  allem  das  sew  tI 
lanud  fürent ;  nur  allein  von  iren  puechern  vnd  toten  jd 
sint  sew  nit  maut  schuldig  (vgl.  Art.  12  und  13  des  Ot 
carianum  und  Art.  222  des  steier.  Ländrechtes). 

Weiter  ging  das  Bestreben  der  Städte  dahin,  die  Jud 
von  dem  Handel  auszuschliefsen.  Infolge  einer! 
schwerde  der  Städte  und  Märkte  in  Steiermark  bestimi 
Albrecht  III.  mit  der  Verordnung  vom  3.  Juni  1377,  d 
„nyemand  mer  weder  prelleten  noch  ander  pfaffen  nocheti 
lewt ,  herreu,  ritter  oder  knecht  noch  ir  holden  vnd  lewt  n 
die  Juden  ..  .  chain  chaufmannschaft  nicht  treiben, 
sullen  in  \Tisem  stetten,  merkchten  oder  dorffern  in  Su 
noch  auf  den  Suntag  merkchten  noch  veyrtag  merkchten' 

In  gleichem  Sinne  verfügte  das  Privilegium  Ben 
Wilhelms  vom  23.  Oktober  1393  für  Graz,  Judenberg  Ki 
berg ,  Knittelfeld ,  Leoben ,  Mürzzuschlag,  Rottenmann  \ 
Voitsberg  „daz  .  .  .  daselb  .  .  .  nyemand,  er  sey  geistl 
oder  weltlich,  mit  in  kainerley  kawmanschaft  noch  gei 
treyben  noch  arbaitten  soll  an  iren  willen  vnd  gunst*"  *X 
die  Verordnung  des  Landeshauptmanns  Bemard  von  Liech 
stein   vom   2.   März  1401  für  Radkerburg  „dass  niemi 


1)  Muchar  VII  319,  YIll  45  (nach  Urkunden  im  Joanneno 
*)  Bischoff,  Über  Murauer  Stadtbächer  (Beiträge  XII  1« 
")  Landesarchiv  Cop.  N.  3279;  wiederholt  von  Herzog  En 
Wiener-Neustadt  am  12.  Juli  1418  (ib.  N.  4698)l 
*)  LA.  N.  3789  g. 
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khaiQ  kawfmannschaift  noch  khainerlay  handl  (in  den  dörffern 
TDd  auf  den  freythöflfen)  treiben  soll"  ^), 

Wie  diese  Anordnungen,  so  richteten  wohl  auch  die 
Handfesten  für  Knittelfeld  vom  12.  September  1302,  Leoben 
Tom  5.  Mai  1305,  Voitsberg  vom  15.  März  1307,  Birkfeld 
vom  24.  April  1330,  für  das  Ennsthal  und  Rottenmann  vom 
I.Juni  1351,  Aussee  vom  7.  Oktober  1400,  die  bereits  er- 
»älmte  für  Radkersburg  vom  3.  März  1401,  für  Semriach 
^om  11.  Dezember  1443  u.  a. ,  welche  insgesamt  die  Be- 
chränkung  des  Handels-  und  Gewerbebetriebes  auf  die  in 
liegen  Orten  sefshaften  Bürger  bezweckten^),  ihre  Spitze 
aaptsächlich  gegen  die  Juden. 

Alle  diese  Vorschriften  scheinen  jedoch  keinen  besonderen 
Irfolg  gehabt  zu  haben;  denn  die  oben  erwähnte  Einigung 
er  Städte  und  Märkte  in  Steiermark  (zwischen  1433  und  39) 
langte  im  Art.  14  ihrer  Postulata:  „Item  das  man  allen 
den  allerlay  kauffmannschafft  in  stetten  vnd  merkehten, 
of  dem  lande  vnd  in  allen  jarmarchten  weren  sol  vnd  das 
;hol  man  allenthalben  berueffen.''  Ebenso  kehrt  sich  die 
1  Art.  12  dieser  Einigung  enthaltene  Beschwerde  wegen  der 
)nntagsmärkte  wohl  hauptsächlich  gegen  die  Juden. 

Den  Abschlufs  fand  diese  Agitation  der  Städte  gegen 
m  Handel  der  Juden  erst  in  der  Verordnung  Kaiser 
riedrichs  III.  ddo.  Wien,  Samstag  nach  Allerheiligen 
.  November)  1445,  in  welcher  u.  a.  bestimmt  wurde,  dafs 
lie  Juden  kein  Kauffmanschafft  hinfüro  nit  mehr  Treiben  .  .  . 
Ilen  mit  Venedigischer  Waar,  mit  Tuech  und  mit  Gefüll, 
t  Eisen  noch  mit  Wein  ausgenomben,  wafs  die  Juden  Wein 
ihrer  geltschuld  nemmen  .  .  .  doch  was  sie  auf  den 
rckten  verkauflfen,  dass  sie  dauon  Mauthen  und  Zollen"®). 


')  Hofrichter,  Privilegien  von  Radkersburg  S.  19,  N.  18. 

S)  V.  Zahn,  Über  Materialien  zur  inneren  Geschichte  der  Zünfte 
teiennark  I  (Beiträge  XV  89  ff.). 

*)  L«and handfeste  für  das  Herzogtum  Steiermark  vom  Jahre  1781 
g^abe  1842)  S.  17.  Für  Judenburg  wurde  diese  Verordnung  ins- 
odere  best&tigt  von  Friedrich  IV.  zu  Neustadt  am  Montag  nach 
(fichaelstage  1476  (Priv.-Buch  f.  28). 
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Der  dritte  AngrifEspankt  des  Bürgerstandes  war  der 
besondere  Gerichtsstand  der  Juden  vor  dem  Judeih 
richter.  In  dieser  Richtung  entschieden  die  bereits  erwähnta 
Privilegien  des  Herzogs  Wilhelm  vom  17.  M&rz  1896  ttr 
Graz,  Brück,  Rottenmann,  Mürzzuschlag,  Leoben,  KnitteÜdd, 
Kindberg,  Judenburg  u.  a.,  dafs  alle  Geldbriefe  der  Bünjer 
an  Juden  von  dem  Stadt-  oder  Marktrichter  und  dem  Jndei- 
richter  besiegelt  sein  müssen,  und  nicht  etwa  blofsvondeB 
einen  oder  anderen  allein.  Dadurch  wurden  die  Juden  teil- 
weise dem  Stadtrichter  unterstellt  und  der  für  diese  Af 
gelegenheiten  nach  den  Ottokarischen  Privilegien  ausschlieft- 
liehe  Wirkungskreis  des  Judenrichters  durchbrochen. 

So  endete  der  Ansturm  der  Städte  damit,  dafs  die  Jadeo 
die  meisten  ihrer  dem  Bürgerstande  abträglichen  Vorrechte 
verloren. 

Singulare  Bestimmungen  bezüglich  der  Juden  enthaltet 
die  Privilegien  von  Judenburg,  Radkersburg,  Brück  in  Steier- 1 
mark  nnd  von  St.  Veit  und  Bleiburg  in  Kärnten.  In  der  ^ 
Ordnung  für  den  Bürgerausschufs  oder  die  Vierundzwannf 
der  Stadt  Judenburg  vom  Montage  nach  KreuzerhöhoiV 
1461^)  verordnet  Kaiser  Friedrich  III.  u.  a.,  dafs,  wem 
ein  Jude  jemanden  klagt,  er  ihn  schon  gleich  am  ersten  Tige 
namhaft  zu  machen  habe,  und  das  Reskript  desselbei 
Herrschers  vom  30.  Juni  1478  verfügt,  dafs  die  Juden,  wekto 
an  Häusern  und  anderen  Gütern  in  Judenburg  „geltschoÜ 
phantschaft,  behabte  recht  oder  vbergab"  haben,  dieselbei 
alljährlich  in  der  Stadtschranne  vor  dem  Stadtrichter  öfet- 
lich  melden  und  darüber  bei  Verlust  der  Forderung  ^ 
dem  Stadtrichter  den  Meldebrief  begehren  und  nehiK* 
müssen  *). 

Den  Bürgern  von  Radkersburg  gewährte  Friedrich Ifl* 
unterm  1.  Dezember  1441  auf  Widerruf  die  Gnade,  dafskfl*^ 
von  ihnen  ausgestellter,  auf  Christen  lautender  Schuldbrief 
den  Juden  eingeantwortet  oder  übergeben  werde'),  währen» 

1)  Muchar  VIII  23  (Joanneum-Urkunde).    (21.  September). 

«)  MoD.  Habsb.  I  2,  800,  N.  939. 

»)  Lichnowsky  a   a.  0.  Reg,  VIII  N.  150'6. 
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m  Bürgern  von  Brück  gemäfs  einem  Privilegium  vom 
inuar  1478  zugestanden  wurde,  dafs  sie  wegen  Geldschulden 
id  ähnlichen  Angelegenheiten  weder  von  der  Landschranne 
K;h  vor  dem  Judengerichte,  sondern  blofs  vor  ihrem  Gerichte 
Brack  belangt  werden  sollen^). 
Von  den  Privilegien  der  landesfürstlichen  Städte  in 
&rnten  enthalten  blofs  das  Stadtrecht  der  alten  Haupt- 
adt  St.  Veit  sowohl  in  dem  ursprünglichen  Gnadenbriefe 
riedrichs  des  Schönen  vom  5.  April  1808')  als  auch  in  der 
»tätigung  und  Erweiterung  desselben  von  Albrecht  II.  vom 
L  September  1838 ,  und  das  Stadtrecht  Albrechts  III.  und 
jopolds  III.  für  Blei  bürg  vom  15.  November  1870  Be- 
immungen  bezüglich  der  Juden.  Das  Stadtrecht  von 
.  Veit,  wo  sie  eine  nach  ihnen  benannte  Gasse  (die  jetzige 
räuhausgasse)  bewohnten,  bestimmt  im  Art.  10:  Auch  suln 
den  ir  gesueches  geben  4  phening  von  der  zal  march,  von 
}r  march  silber  zwen  phennig  ze  der  wochen.  Die  Juden 
ihi  auch  dehain  vihe  haben  vnd  dehain  gemein  der  weide 
ich  (noch)  dehain  pier  prewen.  Si  suln  ir  vleisch  dahaim 
ihen  vnd  verchauffen.  Tuet  ain  Jude  ain  vntzucht  in  der 
at,  daz  sol  man  gegen  in  beweren  vnd  bereden  mit  dem 
id,  daz  ist  mit  zwain.  Gestet  er  aber  der  zwayer  ainer,  da 
it  wirt  behapt.  Art.  11  regelt  das  Beweisverfahren  in 
Jgender  Weise :  Spricht  ein  Christen  ein  Juden  an  vmb  gult, 
iz  sol  er  gegen  im  beweren  mit  einem  Christ  vnd  ainem 
iden.  Spricht  aber  ein  Jude  ain  Christen  an,  daz  sol  der 
ide  gegen  im  beweren  mit  Christen.  —  Dagegen  bestimmten 
ie  Stadtrechte  für  St.  Veit  vom  15.  September  1838  und 
Ir  Bleiburg  vom  15.  November  1870:  Ez  sullen  auch  unser 
ttden  ze  sand  Veyth  (ze  Pleiburg)  alle  die  recht  haben,  die 
'»der  Juden  habent  in  unsem  stetten  ^). 

»)  Chmel,  Notizenblatt  1852,  48. 

*)  Original  im  Archive  des  bist.  Vereins  für  Kärnten  A.  194. 
Veröffentlicht  von  Ankershofe n  in  Chmels  Geschichtsforscher 
^  2  B.  Vn  211-216. 

')  Beide  Stadtrechte  wurden  bestätigt  am  17.  November  1370, 
19.  Januar  1397,  30.  November  1406  und  31.  Juli  1411.  (Notizenblatt 
^  Areh.  für  K.  Ost.  Gesch.  I  1851,  S.  46,  60). 
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Das  Stadtrecht  von  Klagenfurt  von  Albre« 
19.  September  1338 ')  erwähnt  der  Juden  nicht,  obwofa 
dort  eine  Gasse  (die  jetzige  Priesterhausgasse)  nach 
hiefs;  doch  niuTs  die  Bestimmung  des  g  7  desselbet 
treffend  die  Aerptiichtmig  derer,  die  Haus  und  Hof  i 
Stadtfriedeu  haben,  zu  allen  Diensten,  Steuern  und  Leist 
mit  den  Bürgern  —  mit  Rücksicht  auf  die  oben  erwj 
Privilegien  far  die  ateirischen  Städte  —  auch  auf  die 
bezogen  werden '). 

Kaum    war  der    oben   geschilderte   Kampf  der 
gegen  die  Privilegien  der  Juden  zum  Nachteile  der  let 
beendigt,  als  denselben  neue  noch  gefährlichere  Gegn 
standen. 

Gegen  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  machte  äcb  ai 
den  Kreisen  der  Landstände,  welche  bisher  den  Juden 
abgeneigt  waren ,  eine  judeufeindliche  Strömung  beine 
die  nicht  nur  in  den  Chroniken  jener  Zeit  und  einei 
uns  gekommenen  Eechtshuche,  sondern  insbesondere  i 
Beratungen  und  Beschlüssen  der  Landlage  und  in  den  L 
gesetzen  ihren  Ausdruck  findet.  Infolge  der  privileg 
Stellung  der  Juden  und  ihrer  Geldherrschafl 
die  höheren  Stände  zum  Teile  selbst  in  eine  g< 
Abhängigkeit  von  denselben  geraten;  aufserdem 
jedoch  die  immer  mehr  überhand  nehmende  Verschi 
der  ständischen  Unterthaneu  bei  den  Juden  zu  verschie 
Kollisionen  der  Interessen  der  letzteren  mit  denen  derS 


L 


')  Ankcrahofen   in    Chmela    Geschieh tsfoncber,   I  8,  ) 
B.  209—211. 

*)  Das  von  Mochar  a.  a.  0.  VTl  148  soutigswci««  mllf 
Privilegium  des  Erzherzogs  Ernst  fiir  Kindberg  vom  II.  Koi 
141ä,  nach  welchem  alle  Qcldbriefe  an  Juden  mit  dem  Si^ 
Juden-  und  Marktrichtera  besiegelt  sein  mufeten,  und  wann  «ü 
gestohlenes  Gut  kaufte,  er  bei  Bann  sagen  solll«.  wenn  an 
tener  er  ea  gekauft  habe,  beCndet  sich  nicht  im  Haiu-.  Bo 
Staatsarchive  in  Wien  und  im  Gubernialarchive  in  Gru.  Li 
Beadnunung  steht  im  Widerspruche  mit  A.  5  des  Frideririn 
Ottacarianum  und  mit  Art.  227  des  steierm.  Landrvchleo. 


r«chlea.    ^M 
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Die  Jadenfrage,   welche   bisher   nur  vom  Standpunkte  der 
lokalen  Interessen  der   Städte  behandelt  worden  war,  trat 
infolge  dieser  Verhältnisse  aus  diesem  engen  Rahmen  heraus 
und  wurde  zu  einer  allgemeinen  Landesangelegenheit.    Die 
Besehwerden  gegen  die  Juden  ziehen  sich  neben  den  Rüstungen 
gegen  die  Türken  wie  ein  roter  Faden  durch  die  landstän- 
fischen  Verhandlungen   der    zweiten  Hälfte   des  15.  Jahr- 
lianderts,  bis  die   Stände,  nach  langem  zähem  Kampfe,  in 
i^elchem  es  an  wechselseitigen  Rekriminationen  nicht  fehlte, 
sich  entschlossen ,  mit  grofsen  materiellen  Opfern  die  gänz- 
liche Ausweisung  der  Juden  zu  erkaufen. 

Die  Mafsregeln  gegen  die  Juden,  welche  die  Landstände 
von  dem  Kaiser  Friedrich  IIL  (IV,)  verlangten,  waren  teils 
repressiven,  teils  präventiven  Charakters  und  bezogen  sich 
hauptsächlich 

1.  auf  die  Regelung  der  Kompetenz  der  Judengerichte 
und  die  Hintanhaltung  von  Übergriffen  derselben  ana- 
log den  gleichen  Bestrebungen  der  Städte; 

2.  auf  den  Schutz  besonders  der  landständischen  Unter- 
thanen  gegen  die  allzu  rücksichtslose  Ausnützung  des 
Wuchermonopols  und  gegen  Übervorteilung  bei  Geltend- 
machung der  Schuldforderungen; 

3.  auf  die  Einschränkung  der  Zinsen. 

I.   Die  Verfügungen  in  ersterer  Beziehung  waren: 
a)  Die    Befreiung    der   Landstände    von    der 
Jurisdiktion  des  Judengerichtes. 

In  dieser  Beziehung  verfügte  das  Privilegium  des  Kaisers 
^oin2.  Dezember  1447^),  wie  bereits  oben  (S.  237)  bei  Be- 
sprechung des  Wirkungskreises  des  Judenrichters  dargelegt 
^rde,  „daz  hinfur  alle  prelaten,  abtefsin  vnd  priorin,  pharrer 
^<l  altaristen,  graven,  herren,  ritter  vnd  knecht  des  fuersten- 
^mbes  Steir   sich  gen  kainen  Juden  vnd  judinen  in  den 


*)  Original  im  steierm.  Landesarchiv  Abteil.  11  N.  16,  a.  Muchar 
'H  342  mit  dem  unrichtigen  Datum  30.  November  (Samstag  nach 
St  Andreas  1447  war  der  2.  Dezember).  Weifs,  Archiv  des  Cister- 
^«aser-Stiftes  Beun  (Beiträge  II  16). 
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judengerichten  desselben  fuerstenturabs  Steir  noch  irem  ge- 
saczten  richter  vmb  klag  vnd  ansprach,  die  irselbs  persoD 
vßd  gut  berart,  zuverantwilrtteu  nicht  phlichtig  sein  snllen, 
sunder  oh  ain  jud  oder  judinn  ze  den  yetzgemelten  prekleo. 
geistlichen  lewten  vnd  den  vom  adel  icht  klag  oder  tinsspract 
von  geltschuldbrief  oder  annderer  sactaen  mainten  ze  habea. 
daz  sy  darumb  für  ainen  yeden  haubtmann  oder  seinen  vtr 
weser  des  fllrstentumbs  Steir  gegenwftrttig  vnd  künftig  twC 
hauptgflt    vnd    gesflche   gen   Grficz    geuordert   vnd  geUdei 
werden   sullen.     Derselb   baubtinann  oder  seinen 
dann  darauf  denselben  Juden  nid  judinen  alweg  au 
Mittichen  nach  ann  hoftaidingen  cze  Grftcz  mit  erbem  krisM 
vnd  mit  kaim  Juden  recht  beseczen  vnd  ergeen  lassen  ^ 
zu  gesaczten  t^gen  alsdann  das  recht  ist.    Iteui  ^*Qd  ob  si-« 
in  solchem    rechten   begSb,  daz   ain  lail  \'nder  in  dignts 
(Appellation)  nottUrftig  nfird  vnd   der  in  solchen   reche 
begerte,  daz  derselb  tail  dingnufs  tun  sol  \Tid  uiag  au  ^ 
als    lanndesfursten    vnd    nachmalen    an    yedeu  regienincS 
Fürsten  des  lannds  Steir,  doch  daz  dieselb  dingnuls  besehe« 
ee  dann  vber  den  dritten  gefragt  vnd  daz  auch  dieselb  dixtj 
nufs  nach    notdäriften  geuertigt  werde,   als   dingnufe    Tit 
lanndsrecht  ist.  Hiet  aber  der  Iwnanten  prelaten,  ahtessüm 
vnd  priorin,  pharrer,  vnd  altaristen,  grauen,  herren,  ritler 
vnd  knecht.  oder  die  vom  adel  ainer  oder  meniger  m  den 
Juden   oder  judinn   auch  ycht  (in  irgend  einer  Sache)  le- 
sprechen,  daz  irselbs  person  oder  ir  geltschuld  benirt,  de« 
oder   dieselben   mugen  sy  alstlaun  für  den  bemelten  binh- 
mann  oder   seinen  verweser  auch  in  solh  recht  laden  tbJ 
sullen  sy  in  phlichtig  sein  ze  antwurten  als  oben  gemelt  ist. 
Item  nach  dem  \'nd  all  Juden  vaA  judinn  gemainclicli  iB 
latmd  Steir  gesessen  zu  solchem  iren  rechten  \*nd  gesacrtes 
tdgen   gen  GrÄcz  kommen  mössen  vnd  aber  sesshafi  jud'* 
da  nicht  sein  (wie  ol>eu  erwähnt,  wurden  die  Juden  1*3^ 
aus  Graz  ausgewiesen  und  ihre  Hftuser  konfisziert  I,  dadur» 
in   swßr  w8r  ze  solhpm  rechten  ir  zerung  vnd  aufhalto** 
ze  haben,  vnd  dadurch  so  vordert  die  uÄttdurffl  der  sacb«^ 
daz  wir  als  lanndsfuerst  Juden  in  ettlich  hewsser  i 


äser  in  (Uai^t| 
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at  GrAcz  seczen  siillen  vnd  mugen,  daz  die  da  sein  vnd 
a  hanndel  getreiben  vnd  dapey  die  andern  Juden  ir  zerung 
d  aofhaltung  zu  sdlhem  obberurten  rechten  Mid  lögen 
ster  fttgleicher  gehaben  mflgen.*' 

Durch  diese  Verfügung  waren  die  St&nde  von  dem  Juden- 
richte vollständig  eximiert ;  allein  gerade  dieses  Privilegium 
)  wiederholt  Anlafs  zu  Beschwerden  seitens  der  Juden, 
der  Antwort  auf  der  Landleute  Artikel  und  Gebrechen 
Q  Jahre  1468  rügt  der  Kaiser:  Item  daz  von  alter  die 
en  allenthalben  ir  judenrichter  haben  gehabt,  die  haben 

und  unedl ,  so  den  Juden  schuldig  sein  gewesen ,  für 
1  geladen.  Dafür  aber  sy  sein  kaiserlich  gnad  gefreyt 
)  und  die  Juden  darumb  in  das  lanndrechten  geweist,  he- 
gen sich  die  Juden,  daz  sy  in  (ihnen)  daselbs  khain  recht 
r  sprechen  noch  besetzen  (beisitzen)  wellen  und  halten  sy 

Juden  mit  siegen  und  in  annder  weeg  unzuchtliklich, 
\  seiner  kais.  gnaden  auch  missfeldf"  ^). 

Gegen  diese  Beschuldigung  wegen  verweigerter  Rechts- 
^hung  und  wegen  Chikanierung  der  Juden  bei  dem  Land- 
ihte  verwahrte  sich  die  gemeine  Landschaft  sehr  energisch : 

Item  von  den  Juden  wegen,  die  sich  beklagen,  man  well 
das  Recht  (nicht)  sprechen,  ist  der  lanndlewt  antwurt, 
i  sy  seinen  kaiserlichen  gnaden  unrecht  furbracht  haben, 
i  vindet  sich  nicht.  Man  spricht  in  recht,  als  vil  ain 
ler  versteet.  So  (doch)  khomen  sy  mit  solher  ungestum- 
it  und  wellen  lernen  die  lanndlewt  das  recht  sprechen 
ih  irem  geuallen  und  gut  bedunkhen,  wiewol  sy  doch 
^  von  ainer  beswarnus  dingen  (appellieren)  mugen,  das 
rechter  zeit  nymer  abgeschlagen  werd  und  vergunt,  was 
'ht  ist.  Aber  sy  komen  zu  zeiten  mit  unpillichen  begern 
d  wellen  jezuzeiten  (gleich)  dingnuss  über  dingnuss  zu 
ni,  damit  ainer  nymer  zu  recht  komen  möcht,  das  wftr 
der  alle  recht  und  pillichkait;  das  sy  aber  zu  zeiten  vmb- 
gen  (belästigt)  werden,  das  ist  der  lanndlewt  willen  noch 
^heft  nicht,  sy  tun  auch  dasselb  nicht  bey  kainem*). 

')  Mon.  flabsb.  I  3,  S.  330,  N.  CXLIV. 
*)  a.  a.  O.  8.  331. 
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b)   Die  Wahrung  des  jus  non  evocandi  für  die 
Schuldner  der  Juden. 

Die  Juden  belangten  nach  den  bezüglichen  Beschwerden 
der  Stände  ihre  christlichen  Schuldner  bei  einem  ihnen  be- 
liebigen Gerichte. 

Zur  Vermeidung  der  hieraus  entstehenden  Chikaoei 
verordnete  Art.  17  der  von  Kaiser  Friedrich  III.  zu  St.  Veit 
am  Sonntag  vor  der  drei  Könige  Tag  (5.  Januar)  1444  über 
Ansuchen  der  Stände  erteilten  „freyhait  vnd  bestÄtiguBg 
wegen  der  Landrecht  vnd  Landgerichten  alda  in  Khärndten': 
Item  wan  aim  Joden  ain  Briff,  der  an  Christen  lautet,  tob 
aim  Christen  vbergeben  würde,  das  soll  der  Jud  berechtea 
an  den  enden,  da  es  die  Christen  solten  gethan  haben'). 
Diese  „freyhait"  wurde  in  Kaiser  Max'  „Befreyung  vnd  Gab- 
brieif  etlicher  Artickel  dieser  ainer  ersamen  Landschaft 
Landshandvesten  betreffend*^  ddo.  Wien,  Mittwoch  naA 
St.  Erhartstag  1494  bestätigt«). 

In  gleicher  Weise  bestimmt  die  Handfeste  Friedrichs  IIL 
ddo.  Wien,  Samstag  nach  Allerheiligen  (6.  November)  1445, 
in  welcher  der  Kaiser  über  Bitten  der  Prälaten,  Grafco 
Herren,  Ritter  und  Knechte,  sowie  der  Städte  und  Mirkta 
des  Fürstentums  Steiermark  die  zwischen  denselben  beruf- 
lich mehrerer  Angelegenheiten  entstandenen  Streitigkeit« 
auf  Grund  der  erzielten  Einigung  beider  Teile  beilegte:  Itea 
wan  ein  Christ  einen  Geld-Brief  hat  von  einem  andrt 
Christen  und  den  einem  Juden  übergeit,  so  soll  der  Jud  das 
Recht  darauf  suchen  an  den  Stätten,  da  es  der  Christ 
Thun  solt«). 

Trotzdem  mufste  diese  Anordnung  infolge  der  Beschwerde 
des  vereinigten  Landtages  zu  Graz  im  Januar  1468  wieder- 
holt werden :  So  auch  furan  ain  jud  seiner  gelter  (Schuldner) 
ainen  oder  meniger  furnemen  wil,  ist  derselb  gelter  in  ainer 


^)  Lands  Handvest  des  Löblichen  Ertzhertzogthmnbs  Rhaemdtoi 
1610,  S.  22. 

»)  a.  a.  0.  32. 

»)  Steierm.  Lhf.  19. 
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stat  gesessen ,  da  ain  Judenrichter  ist ,  daz  sol  er  vor  dem- 
selben Jadenrichter  tun  und  in  nicht  an  ander  weiter  gericht 
ziehen.  Ist  aber  daselbs  khain  Judenrichter  oder  der  gelter 
ist  auf  dem  lannd  gesessen  und  nicht  in  ainer  stat,  so  sol 
^  in  in  dem  nägsten  Judenrecht,  so  daselbsum  ist,  fumemen 
tnd  nicht  weiterziehen^).  Allein  auch  diese  Verfügung 
cbeint  keinen  Erfolg  gehabt  zu  haben ;  denn  auf  dem  Land- 
ige zu  Graz  am  Dreikönigstage  (6.  Januar)  1480  beklagten 
ch  die  Landstände  abermals:  Von  erst  das  geordnet  wurd, 

welich  gericht  der  Juden  ain  yeder  gemainer  man  ge- 
den  solt  werden  von  den  Juden,  damit  nicht,  der  vmb 
idenburg  gesessen  ist,  hinab  gen  Marburg  geladen  wurd 
id  die  unndteren  hinauf,  als  die  Juden  thun^). 

c.  Eine  dritte  hierher  gehörige  Mafsregel  präventiver 
Hut  bezog  sich  auf  die  Ausfertigung  und  Siegelung 
JT  Geldbriefe  der  Juden.  Dieselbe  ist  zum  Teile  eine 
iederholung  der  bereits  oben  erwähnten  Bestimmung  der 
ädteprivilegien  vom  17.  März  1396,  dafs  die  Schuldbriefe 
r  Juden  von  dem  Stadt-  oder  Marktrichter  und  von  dem 
denrichter  besiegelt  werden  müssen.  In  der  Entscheidung 
er  die  Einigung  der  Landstände  und  der  Städte  und 
Irkte  in  Steiermark  vom  6.  November  1445  wurde  zunächst 
^geschrieben:  „Item  welcher  Christ  einem  Juden  einen 
ItrBrief  geit,  den  soll  der  Richter  (wohl  Judenrichter)  nit 
ein  besiegeln,  sondern  allweg  ein  Landmann  oder  Burger 
t  ihm",  und  in  der  Antwort  der  „landlewt  artikl  vnd  ge- 
lben, so  sy  seiner  k.  gnaden  in  geschrift  geben  haben 
JS**  heifst  es  schon  ganz  bestimmt:  „Item  daz  all  siglung 
jr  der  Juden  geltbrief  beschehen  durch  burgermaister  und 
enrichter  in  der  stat,  darinn  der  jud,  darauf  solh  gelt- 
jf  lautten,  wonhaft  ist;  wo  aber  khain  burgermaister  ist, 


»)  Mon.  flabsb.  I  2,  831—838,  wo  jedoch  irrtümlich  die  Jahres- 
1478  angegeben  ist.  Über  die  richtige  Jahreszahl  vgl.  v.  Krön  es, 

rbeiten   zur  Quellenkunde  und  Geschichte   des  mittelalterlichen 

ta^wesens  in  Steiermark  (Beiträge  II  1865  S.  89  ff). 

«)  Mon.   Habsb.  1  3,  386  N  CLXVIb.    Vgl.  übrigens  v.  Krön  es 

O.  101*. 

her  er,  B«itrftg«  I.  31 
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daz  dan  der '  statrichter  und  judenrichter  solh  geltbrirf 
sigeln.  Weiher  edlman  aber  von  ainen  jnden  entlehnt,  dir 
ruber  sol  der  edlman  sebs  und  ain  ander  edlman  und  der 
burgermaister  und  judenrichter  oder  statrichter  mit  in 
sigeln." 

Als  weitere  Kautelen  bezüglich  der  Schuldbriefe  Yerhing» 
die  Beschwerden  der  Stände  vom  6.  Januar  1480  die  Mitr 
fertigung  zweier  Nachbaren,  die  den  Schuldner  kennen,  fener, 
dafs  keiner  besiegeln  solle ,  „er  kund  dann  schreiben'  nl 
bei  einem  Schuldner,  der  sich  nicht  selbst  unterschroba 
kann,  dafs  „derselb  Besigler  sein  handgeschrifft  (Hiidr 
zeichen)  unnden  an  den  brieff  durch  Zeugknuss  wdloi 
schreib  ^)". 

II.  Die  Mafsregeln  gegen  die  Ausnützung  mi 
Übervorteilung  der  Schul dnerwarendurchausprifcii* 
tiver  Natur  und  umfafsten 

a)  den  Schutz  der  Unterthanen  bei  Darleheft 
und  bei  Versetzung  ihrer  Liegenschaften. 

Infolge  der  bei  den  Juden  kontrahierten  Schuldes  go-i 
rieten  die  Bauern   und  Grundholden  immer  mehr  is  i^i 
hängigkeit  von  denselben  und  konnten  ihren  Verpflichl 
gegenüber  ihren  Grundobrigkeiten  nicht  nachkommen, 
war   daher  notwendig,   das  Schuldenmachen  dieser  Ui 
thanen  zu  erschweren.    In  dieser  Richtung  bestimmte 
Ansuchen  der  Stände  Art.  16  der  Landhandfeste  für 
vom  5.  Januar  1444:  Item  es  soll  auch  kain  Pawr 
unter  die  Juden  versetzen  noch  kainen  Brieff  geben 
seines  Herrn  willen ;  vnd  thut  er  das  darüber,  so  sol  es 
Herrn   an    seinen    Rechten   vnd  Zinsen  ohn  schaden 
Auch  die  Bestimmung  des  Art  18  dieser  Freiheit  «Item 
soll  auch  hinfür  kain  Pawer,  der  nicht  aigen  Erb  hat, 
vnser  Landschrann  geladen   werden,  sondern  man  sol 
Herren  oder  Auwald  vber  ihn  klagen,   der  sol  Redit 
jhm  thuen''  hat  den  gleichen  Zweck  der  Eontrole  sei 
der  Obrigkeit*). 


')  Mon.  Habsb.  I  a,  a86,  CLVlb. 
*)  Landhandfeste  1610,  S.  22  o.  82. 
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Letztere    Bestimmung    ist    auch    in    die   Entscheidung 
Friedrichs  III.  über  die  Einigung  zwischen  den  Ständen  und 
Städten  und  Märkten  in  Steiermark  vom  6.  November  1445 
in  der  Weise  aufgenommen,  dars  „wan  ein  Baur  stirbt,  man 
seiner  Wittiben ,  Kindern  oder  andern  ihr  Gutt  nicht  ver- 
Metten soll  von  keiner  Geldt-Schuld  wegen,  sondern  man 
ftll  vor  seinem  Herrn  oder  Anwald   dämmen  klagen  und 
an  die  Rechtens  Begehren ,  die  ihm  des  auch  forderlich  er- 
gehen sollen  Lassen  als  Recht  ist  ungefährlich.*'     Dagegen 
fndet   sich    die    Anordnung,    dafs    die   Unterthanen   ohne 
Wissen   und  Willen  ihrer  Herren  kein  Darlehen  aufnehmen 
Mdlen,  in  Steiermark  nur  vereinzelt  vor,   so  z.  B.  in  dem 
Gnadenbriefe  Kaiser  Friedrichs  III.  vom  9.  März  1463  ftlr 
seine  Räte  Georg   und  Christoph  Ungnad   gegenüber   den 
Juden     und    Jüdinnen     „hiedishalb     vnd     endeshalb     des 
Senunerings  gesessen^  ^). 

Aus  den  Art.  248,  249,  251,  und  252  des  später  zu  be- 
sprechenden steiermärkischen  Landrechtes  geht  jedoch  hervor, 
jalis  auch  in  Steiermark  gewohnheitsrechtlich  die  Aufnahme 
Km  Darlehen  und  Verpfändung  von  Liegenschaften  der  Unter- 
ftanen  bei  Juden  ohne  Wissen  und  Willen  ihrer  Obrigkeiten 
ndsätzlich  unstatthaft  war. 

Den  gleichen  Zweck  des  Schutzes  der  Unterthanen  ver- 
igte die  kaiserliche  Entscheidung  über  die  Beschwerden 
\T  Landleute  vom  Jahre   1468,  dafs   „furan  khain  pawr 
inem  Juden  schuldig  sein  sol  vber  drew  jar,  sondern  äin 
ier  jud  sol  sein  geltschuld  von  einem  jeden  pawrn  inner 
n  jaren  inbringen  mit  recht  und  wie  er  mag.     Tut  er 
T  des  nicht,  so  hat  er  sein  geltschuld  verloren"  ^). 
b)   Eine  weitere  Schutzmafsregel  gegen  Übervorteilungen 
iü8    den    Schuldverschreibungen    war    die    wiederholt    an- 
ordnete   jährliche    Meldung    der    Forderungen, 


>J  Birk,  Arch.  f.  K.  österr.  Geschichtsquellen  X  397  N.  649. 

«^  Vgh    die   analoge   Bestimmung   des   A.  6  der   Judenordnung 
jui^»  VIII  von  Frankreich  vom  Mittwoch  in  der  Octav  Aller  Heiligen 
November  1223;  Lauri^re,  Ord.  I  47. 

31* 
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Allgemein  eingeführt  wurde  das  Judenbuch  wahrschein- 
h  erst  1491.  In  der  kaiserlichen  Majestät  „antwurtt  auff 
)  furgebrachten  beswerungen  von  gemainer  landtschafift  in 
ajr''  vom  8.  Juli  1491  erklärt  nämlich  der  Kaiser,  der 
Jen  halber  lasse  er  es  bei  der  Kärntner  Ordnung;  sie 
lle  auch  er  handhaben ;  die  Schuldbriefe  der  Juden  sollen 
!h  Graz  gebracht  und  in  ein  Buch  bei  dem  Verweser  oder 
rgermeister  eingeschrieben  werden;  welcher  Brief  nicht 
diesem  Buche  gefunden  würde,  solle  kraftlos  und  nichtig 

Auf  die  in  diesem  kaiserlichen  Reskripte  erwähnte 
inong  bezieht  sich  das  Mandat  des  Kaisers  vom  8.  Juni 
B,  in  welcher  derselbe  den  Juden  befiehlt,  in  Anbetracht 
3  des  vorderen  jars  (1491)  in  vnserm  fürstentumb  Steir 
1  dornach  in  Kemdten  zur  Verhüttung  der  verdaechtlichkeit, 
ir  vorher  der  geltbrief  halben  gehabt,  ain  Ordnung  fur- 
omen  vnd  gemacht  ist,  daz  all  gelltbrief,  so  ir  habt,  in 

puech  ingeschriben  vnd  was  für  an  gelltbrief  für  ew 
sacht,  daz  die  auch  in  dem  bemelten  puch  begriffen  vnd 
chriben  werden  sullen.  Wie  dann  das  dieselb  Ordnung 
rlieher  innhalt,  empfehlen  wir  ew  allen  vnd  ewr  yedem 
onnder  ernstlich  vnd  wellen,  daz  ir  der  berührten  Ordnung 
derlich  nachgeet,  die  vefstiklich  halltet  vnd  dawider  nicht 
mdlet.  Welch  aber  des  nit  tun  würden,  den  soll  man  auf 
l^eltbrief  ze  tun  nichts  schuldig  sein  ^)"  . . . 

d)  Andere  Vorschriften,  die  hierher  gehören,  beziehen 
1  auf  die  Zuweisung  von  Pfändern  und  auf  die 
nschränkung  der  Darlehensgeschäfte. 


1)  T.  Krön  es,  Vorarbeiten  zur  Quellenkunde  und  Geschichte 
Landtagswesens  der  Steiermark  (Beiträge  VI  72,  95).  In  ähnlicher 
iae  verfugt  die  Ordonnanz  Louis*  VIII  vom  8.  November  1223,  A.  5: 
ent  etiam  Judaei  facere  inrotulari  auctoritate  dominorum,  quibus 
ant,  universa  debita  sua  infra  instans  festum  Purificationis 
[ariae,  ita,  ut  de  debitis,  quae  nunc  inrotulata  non  fderint,  non 
»ondebitur    Judaeis    de  cetero  nee  eis  reddetur  (Lauriöre 

222;  Warnkönig,  Französ.  Staats-  und  R.G.  II  205). 

*)  Kopie  im  steierm.  Landesarchiv. 
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lot  -iTHifieTbort  r^r^k'LiAe  Entscheidung  Kaiser  Fried- 
ricfaj  IIL  TOTL  6.  Xovf-m^ifT  1445  bestimmt  bezüglich  der 
Pfhuder:  ,ltem  »iin  ein  Jud  Pfand!  för  Gericht  fürtrtgt 
'anmeldet),  so  s(»l]  er  den  för  r;ericht  mit  Namen  nennen, 
daranf  er  das  die  Pfandt  fnrtrtgt.  Thätte  er  aber  difs  nit.  so 
«loTle  man  ihme  kein  Urtl  daranf  sprechen.  Item  es  sau 
kein  Jnd  keim  Christen  «»ein  Gntt  nemmen.  er  habs  dan  mit 
Becht  Bebabt  (im  Prozesse  gewonnen),  und  so  er  ein« 
Christen  sein  fahrend  Gntt  nach  der  Behdbnos  (Sieg  ia 
Prozesse )  nimbt .  da.s  sol  ihm  von  dem  Juden-Richter  tot 
fromen  und  gewisfsen  Leutben  geschätzt  und  dem  Christen 
Ton  dem  Juden  an  solcher  Geldschuld  abgezogen  werden, 
ungfahrde.* 

Eine  weitere  in  dieser  Entscheidung  enthaltene  Ve^ 
f&gung  lautet: 

^Item  was  Hiuser  oder  andere  GrQnd  in  Stitten  und 
M&rckten  liegen,  wer  dazu  ZusPrueh  maint  zu  haben,  der 
sol  Becht  darummen  suchen  und  nemmen  Tor  dem  Statt- 
oder  Marckt-Bichter.  darin  dan  dafsselbe  Haufs  oder  Grund 
gelegen  ist.*" 

In  den  auf  Grund  des  kaiserlichen  Befehles  ^)  auf  dei 
Grazer  Landtage  am  6.  Januar  1480  beschlossenen  Artikeb 
verlangen  die  Landstände:  ^Das  auch  in  den  rechten  die 
Ordnung  biet  (beobachtet  werde),  welcher  Jud  ain  Behtbniui 
tatt  daz  der  sieh  unnder  Jarsfrist  derselben  guet  mit  geridt 
ansetzen  lass,  welher  aber  daz  inner  jarsfrist  nicht  tatt.  da 
sol  solh  Behabnuss  hinfur  nicht  mer  helffen.  Was  auch  lii . 
Tegklicher  Jud  die  weil  er  an  seinem  geltter  seiner  Schuld* 
halben  genug  haben  mag,  so  sol  er  nicht  weytter  suech« 
zu  vemands  annderm  zu  seins  geltters  guet  Das  auch  & 
Juden  nicht  ansprechen  ainen ,  der  an  (ohne)  seiner  schali 
oder  umb  sein  gelt  ains  varund  gut ,  der  des  Juden  gelter  1 
ist,  emnembt,  angesehen,  das  daz  unrund  gut  kain  gewet 
hat  es  war  dann  daz  der  Jud  ee  (früher)  mit  recht  daniif 
kemen  war  und  biet  (vorausgesetzt)  daz  der  schuldiger  voi 


i>  Mob.  HaM».  I  3.  382. 
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fuden  in  ainem  bestand*'    (d.  h.   dafs   nicht  mehrere 
iner  Besitzer  des  fahrenden  Gutes  waren)  ^), 

5hon  auf  dem  Landtage  der  Steirer,  Kärntner  und 
3r  vom  20.  Januar  1468  ^)  und  in  den  an  den  Landtag 
).  Januar  1480  zu  erstattenden  Artikeln  baten  die 
I  unter  Hinweis  auf  die  wiederholt  vorgebrachte 
m  merklichen  beswernuss,  so  das  ganntz  lannd  von 
den  in  menigen  weg  erleiden  muefs  und  durch  sy  das 
also  geermbt  und  erscheft  (erschöpplft)  wird  mit  vil 
und  valsch  die  offenbar  sein  und  daz  gelt  daraus  ge- 
nit  falsch  und  anndern  unrechten,  dadurch  es  ganntz 
lemen  und  armut  furan  bracht  ist, . . .  daz  khain  jud 
ief  hinfur  lieh,  und  was  geltbrief  sy  inhieten,  yeden 
annotten  und  zu  lAsen  geben  umb  ain  pillichs".  Statt 
eldbriefe  oder  Schuldverschreibungen,  sollen  sie  auf 
chermphannd"  oder  „Sch(r)einphand**  (auf  bewegliche 
achen,   die  man  in  einem  Schrein  aufbewahren  kann) 

I.    Zur   Einschränkung   des   Wuchers    diente 
das  Verbot  der  Zinseszinsen  als   auch   die   Herab- 
g  des  Zinsfufses. 

i     ersterer    Beziehung    verfügte    Friedrich    IIL    in 

„antwurt   auf  der  lanndlewt  artikl   und  geprechen, 

seinen    k.    gnaden    in    geschrift    geben    haben   anno 

LXXVIII  (richtiger  1468),  daz   die  Juden  khainen 

;  auf  khainerlay  geltschuld  mer  tun.    Daz  ist  daz  sy 

nicht  mer  gesuech  von  gesuech  nemen"  ®)  —  und  in  der 

irtt   auif  die   furgebrachten   beschwerungen   von   ge- 

•  lanndtschaift  in  Steyr"  vom  8.  Juli  1492,  sowie  in 

ereits  erwähnten   Mandat  an  die  Juden  des  Landes 

ddo.  8.  Juni  1492:  „die  Juden  sullen  sich  mit  siechten 


Mon.  Habsb.  I  3,  387. 

ST.  Krön  es,   Vorarbeiten  a.  a.  0.  89,  91;  M.  Habsb.  I  2,  836, 
mit  der  Jahreszahl  1478. 
Srfon.  Habsb.  I  2,  834;  v.  Krön  es  Vorarbeiten  I  89. 
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gesuch  (einfachen  Zinsen)  begnügen  lassen  und  furan  khm 
f urslag  als  gesuch  von  gesuch  nemen""). 

Bezüglich  des  Zinsfufses  wird  sowohl  in  dem  kaisei 
liehen  Reskript  vom  8.  Juli  1491  als  in  dem  eben  erwihntei 
Mandate  vom  8.  Juni  1492  bestimmt,  dafs  die  Juden  timi 
„aim  hungrischen  güldein  zwen  pfenning  vnd  nicht  mer  n 
gesAch"  nehmen  sollen*). 

Übrigens  war,  wie  sich  aus  zahlreichen  Schuldurkuodei 
ergiebt,  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  der  Zinsfols  t« 
86%  auf  65%,  43V8%,  ja  selbst  auf  21%%  herab- 
gesunken ^). 

Einen  wichtigen  ergänzenden  Beitrag  zur  Kenntnis  des 
in  Steiermark  geltenden  Judenrechtes  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts liefert  das  zwischen  der  Hälfte  des  14.  JahrhunderU 
und  1425  entstandene  ,,Steiermärkische  Landrecbt*^ 
ein  Rechtsbuch,  enthaltend  das  in  Steiermark  gebräack- 
liche  Recht  (mit  Ausnahme  des  Stadtrechtes).  Obwohl  nur 
die  Privatarbeit  eines  unbekannten  Verfassers,  fand  dasselbe, 
wie  aus  der  verhältnismäfsig  grofsen  Anzahl  der  erhaltenea 
Handschriften  geschlossen  werden  mufs ,  in  Steiermark  und 
Kärnten  und  wahrscheinlich  auch  in  Krain  vielfache  An- 
wendung, und  ist  daher  für  die  Beurteilung  vieler  Rechte- 
verhältnisse jener  Zeit  von  grofser  Wichtigkeit. 

Von  den  252  Artikeln  dieses  Landrechtes  beziehen  siel 
zehn  (Art.  32,  34,  227  und  unter  der  Rubrik :  „Daz  sind  der 
Jude  recht  gen  den  herren  von  Österreich*  Art  246—252) 
auf  die  Juden.    Art.  32,  34  und  zum  Teile  Art.  247  handdi 


')  V.  Krön  es,  Vorarbeiten  u.  s.  w.  (Beiträge  VI  72,  85,  Kopi* 
im  steier.  Landesarchive). 

^)  Trotzdem  verpflichtet  sich  28.  November  1491  Ludwig  Sttiocr 
dem  Joden  Schmoel  in  St.  Veit  von  100  Gulden  ung.  „alle  wociMt 
3  d  zu  gesuech"  zu  geben  (N.  1428  im  Klagenfurter  L.-ArcliivX 

')  v.  Luschin  in  den  Mitteilungen  des  steierm.  bist.  Yeraii* 
XX  1873  S.  L. 

*)  Bischoff,  Über  ein  mittelalterliches  steierm.  Landrecht  (Btt- 
träge  zur  Kunde  steierm.  Geschichtsq.  1868  V  45^1,  VI  S4);  Bitcboff 
Steierm&rkisches  Landrecht  des  Mittelalters  1875,  S.  90,  165,  17S  tt 
175  und  Anhang  UI,  XIU,  XIX,  XX  (181,  183  £). 
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von  dem  Beweisverfahren  bei  Rechtssachen  zwischen  Christen 
und  Juden.  Im  Art.  32  und  34  wird  der  gemischte  Beweis 
verlangt;  und  zwar  sowohl  bei  J udenschaden  ^)  als  bei 
anderen  Rechtsgeschäften  zwischen  Christen  und  Juden  wird 
der  Beweis  geführt  von  dem  Juden  gegen  den  Christen  mit 
Juden  und  Christen  (und  wie  aus  der  Handschrift  der  Wiener 
Hofbibliothek  N.  12836  und  der  Handschrift  des  Stiftes 
Renn  hervorgeht)  von  dem  Christen  gegen  den  Juden  eben- 
falls mit  Juden  und  Christen.  Art  247  verlangt,  dafs  bei 
dem  Judendarlehen  an  einen  Holden  ein  oder  zwei  Bieder- 
männer aus  demselben  Dorfe  als  Zeugen  zugezogen  werden 
Bollen,  die  „dem  aygen  gesworen  habenf",  d.  h.  die  be- 
schwören, dafs  das  versetzte  Gut  des  Holden  Eigentum  ist; 
leugnet  dies  des  Herm  Amtmann,  so  sollen  dennoch  die 
Juden  nach  der  „zwayer  man  chuntschaft  (Zeugnis)  gericht 
werden". 

Art.  227  erklärt  (im  Einklänge  mit  Art.  5  des  Otto- 
carianum)  die  Vindikation  des  im  Besitze  von  Juden  be- 
findlichen gestohlenen  Gutes  (diepisch  gut)  für  unzulässig; 
denn  ,daz  recht  habent  die  Juden "". 

Art.  246  schreibt  die  Berufung  der  jüdischen  Gläubiger 
binnen  Jahresfrist  nach  dem  Tode  des  christlichen  Schuldners 
seitens  der  Erben  des  letzteren  behufs  Anmeldung  ihrer 
Forderungen  in  der  Judenschule  vor.    (Vgl.  oben  S.  246.) 

Art.  247  verbietet  in  Übereinstimmung  mit  Art.  98  und 
n?  desselben  Landrechtes  den  Juden,  den  Holden  (herr- 
schaftlichen Bauern)  ohne  des  Herrn  oder  seines  Amtmanns 
Wissen  bei  sonstiger  Ungültigkeit  der  Forderung  (worüber 

*)  Bei   der  Unzulänglichkeit  der  Sicherungsmittel  bei  Gelddar- 

■^en  war  es  im  Mittelalter  in  Süd-  und  Norddeutschland  üblich,  dafs 

^  Schuldner  für  den  Fall,   dafs  er  zur  rechten  Zeit  nicht  zahlen 

Wite,  dem  Gläubiger  gestattete,  das  die  Forderung  des  Letzteren 

präsentierende  Bargeld  auf  seine  Rechnung  gegen  Zinsen  bei  Juden 

^o&miehmen.     Dieser  für  den  Eintritt  der  mora  solvendi  debitoris 

Verabredete  Nebenvertrag  wurde  bezeichnet  als  Judenschaden  oder 

Ü8  das  Becht,  das  Geld  auf  Schaden  aufzunehmen.    Vgl.  Stobbe, 

hr  Gesch.  des  deutschen  Vertragsrechtes  40  ff.;  Juden  in  Deutschland 

14  iL  239  Akg.  104. 
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nach  Art,  251  der  Judenricliter  oder  der  AmtmaaD 
Brief  mit  seinem  Siegel  auszufertigen  hatte)  auf  ihi 
zu  leihen  und  gestattet  ihnen  hiofs.  auf  „schreinphaa 
wegliche  Sachen)  Darlehen  zu  gewähren;  nur  wenn  ei 
zwei  Biedermänner  aus  deinselhen  Dorfe  Iwzeugten,  di 
versetzte  Gut  des  Holden  Eigengut  sei.  konnten  die 
wie  oben  erwähnt,  trotz  dem  Leugnen,  d.  h,  der 
teiligen  Behauptung  des  Amtmanns,  ihr  Recht  erlani 

Nach  Art.  248  haftete  hei  Darlehen  der  Juden  ar 
Holden  ohne  des  Herrn  oder  des  Amtmanns  Wissen  in 
der  allgemeinen  Bestimmungen  der  Art.  124  und  1! 
Landrechtes  lediglich  der  Darlehusnehmer. 

Gemüfs  Art.  249  durfte  auch  der  Amtmann  ohne 
Herrn  Willen  sich  selbst  oder  des  Herrn  Gut  an  Judei 
versetzen  bei  sonstiger  Ungültigkeit  des  Rechtsgeschl 

Nach  Art,  250  sollen  lange  nicht  gemeldete  Schul 
der  Juden  keine  Gültigkeit  haben  und  die  Joden  I 
aus  denselben  weder  ein  Recht  genieften  noch  Jen 
damit  schaden. 

Art.  252  bestimmt,  dafs,  wenn  ein  Jude  einen  C 
belangt  wegen  einer  Geldschuld,  die  ihm  der  Christ 
soll,  und  über  dieselbe  keinen  Brief  oder  Borgen  ha' 
der  Christ  leugnet  diese  Schuld,  der  Jude  Recht  sucht 
nehmen  solle  vor  des  Christen  Herrn  oder  seinem  Am 
Diese  Verfügung  entspricht  dem  Art,  85  des  Landr 
nach  welchem  die  Herren  Recht  sprechen  über  ihre 
,vmh  varund  gut  oder  \Tiib  gült»  (Schuldigkeiten). 

Die  Art.  247 — 252  verfolgen,  wie  aus  dem  Dai^es 
hervorgeht,  dieselbe  Tendenz,  welche  den  oben  gesehÜ 
Forderungen  der  steiermärkischen  Landstftnde  und  At 
die  letzteren  erflossenen  kaiserlichen  Reskripten  n  ( 
liegt,  den  Schutz  der  Unterthanen. 

Auch  einzelne  steirische  Weistümer')  stehen  «t 
selben  Boden;  so  besonders  die  Stiftsartikel  von  St.  Lu 


L 


')  Bischoff  und    Si-hönbach,    Steierische 
Tdidinge.     Wien  1S8I.    (Ösierr  Weisrümpr.  B«ud  VL) 


J 
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1  Obersteier  aus  dem  15.  Jahrhunderte,  die  den  Stifts- 
nterthanen  jährlich  in  dem  Stifte  vorgelesen  werden  sollten, 
>eeiell  Art.  11:  Item  das  chainer  icht  entnem  von  den  Juden 
3ld  auf  grttnd  oder  prief,  damit  si  in  verderben  chämen, 
n  der  pen  das  die  herrschaft  sich  seins  guets  underwinden 
il  und  den  Juden  zaln  und  übrig  schol  der  herrschaft 
eiben  ^). 

Die  Grundbuchsordnung  des  Abtes  Johannes  vom 
ihre  1494*)  führt  als  Motiv  der  Anlage  dei;  Grundbücher 
a.  an,  dafs  mit  den  über  Urbarsgüter  ausgestellten  „brief 
\A  insigeln  dem  Stifte  und  seinen  Untertanen  durch  gelaubig 
id  ungelaubig  ettwe  vil  und  grofs  geverlichkait  zugefügt 
Orden  sein,  nemlich  von  verspottern  des  heiligen  christen- 
;hen  gelaubens,  den  posen  valschen  Juden  in  Steyr,  Kamdten 
ad  Crain  wonhaften ,  die  viel  jar  und  lang  zeit  mit  etwas 
irborgem  oder  etwas  verblümten  valsch  umbgangen  und, 
&  man  zalt  1493  jare,  mit  solchem  valsch  offenwar  be- 
arlich  begriffen  sein  solh  bofsheit:  was  brief  oder  insigl 
m  zu  iren  banden  bracht  haben,  die  mit  iren  arglistigen 
unsten  solh  insigill  von  dem  wachs  ön  alle  spur  und  mangel 
bgezogen,  damit  solh  valsch  brief  gemacht,  hantgeschrift 
Achgeschriben  und  vil  menigen,  reich  und  arm,  zu  verderben 
[ebraucht  haben." 

Bei  den  oben  geschilderten  langwierigen  Verhandlungen 
inögen  die  innerösterreichischen  Stände  zu  der  Überzeugung 
gelangt  sein,  dafs  sich  Kaiser  Friedrich  zu  einer  Ausweisung 
1er  Juden  aus  den  drei  Ländern,  in  welcher  sie  schliefslich 
^  einzige  Mittel  zur  endgültigen  Lösung  der  Judenfrage 
erblickten,  kaum  jemals  entschliefsen  würde. 

Als  Motiv  der  judenfreundlichen  Gesinnung  des  Kaisers 
^wde  Habsucht  angeführt®) ;  es  mag  ja  sein,  dafs  Friedrich, 
der  bei  den  inneren  und  äufseren  Stürmen  während  seiner 

*)  a.  a.  0.  224. 
*)  a.  a.  0.  225. 

')  Vgl.  die  Regensburger  Chronik.    (Oefele,  Rer.  boic.  SS.  1763 
"  ^16):  Friderico  et  avaritia  dominante. 
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langen  Regierung  viel  Geld  brauchte,  in  den  Juden  ein 
giebige,  leicht  auszubeutende  und  nicht  so  bald  versieg 
Steuerquelle  erkannt  hatte ,  die  man  schonen  und  erh 
müsse;  der  wahre  Grund  seines  wohlwollenden  Verhi 
gegen  die  Juden  war  jedoch,  wie  bereits  oben  nachgew 
wurde,  seine  Vorurteilslosigkeit  und  sein  tiefes  Gefüh 
Gerechtigkeit  und  Humanität,  die  nur  den  Unters* 
zwischen  Gutem  und  Schlechtem,  aber  nicht  zwischen  Chi 
und  Juden  gelten  liefsen  ^). 

Anders   gestalteten   sich  jedoch   die  Verhältnisse 
dem  Tode  des  alten  Kaisers  (19.  August  1493)  unter  se 
Sohne  und  Nachfolger  Max  I.     Die  Rüstungen  gegei 
Türken  erforderten  gröfsere  Geldmittel,  bezüglich  derei 
schaflFung  Maximilian  blofs  auf  seine  Erbländer  angew 
war.    Vielleicht  schon  während  seiner  Anwesenheit  in 
(4 — 14.  November   1493),   gewifs  aber   anläfslich   der 
kömmlichen    Bestätigung    der    Landesfreiheiteu    in 
(20.  und  21.  Dezember  1493)  kam  es  zu  Unterhandlu 
zwischen  Max^)  imd  den  innerösterreichischen  Ständen  ^ 
Ausweisung  der  Juden.    Auf  dem  vereinigten  Landtag 
Marburg  vom  27.  April  1494  brachten  die  kaiserlichen 
Sigmund  Herr  zu  Polhaim,   Simon  Hungerspacher,  Se 
meistergeneral ,    Joerg    Erlacher    und    Lienhart    Em^ 
Vitztumb    in    Steier,    nebst    den    Vorschlägen    über 
Rüstungen  zum  Türkenkriege  auch  die  Anträge  betre 
die  in  Wien  verabredete  Entschädigungssumme  für  die 
treibung  der  Juden  ein.    Der  König  verlangte  16000  P 


^)  Bachmann,  Aus  den  letzten  Tagen  Kaiser  Friedridi 
(Mitteil,  des  Inst  f.  österr.  Geschichtsforschung  VII  471  ff.). 

*)  Über  das  Verhalten  des  Kaisers  in  der  Judenfrage  vg 
wof,  Kaiser  Maximilian  und  die  Vertreibung  der  Juden  aus  S 
mark  (Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Geschichte  J 
655),  welcher  mit  Berufung  auf  Unrest,  Chron.  Austriac  (Hahn, 
mon.  veter.  et  rec.  1726  I  795)  die  Mitwirkung  Maximilians  hi 
nachweist,  gegen  L.  Geiger,  Maximilian  L  in  seinem  Verhilt 
zu  dem  Reuchlinschen  Streite  (a.  a.  O.  IX  20a~216)»  der  gestdti 
Annal.  MeUic  (Mon.  Grerm.  SS.  XI  526)  diese  Mitwirkung  leognc 


—    49S    — 

Pfennige,  die  Stiiide  erUJurten  sich  berat,  fta  die  Aus- 
treibong  der  Judenschmft  .al$  die  Veint  xnrsers  gUabens" 
^e  ÄTersiialsiiiiiiDe  von  I6OO1)  Pfund  Pfennigen  durch  eine 
Jmlage,  worin  auch  .seiner  knnigl.  Mijslt.  Stett  vnd  Mftrkht*" 
aicht  aber  die  königliehen  „Urbarlewt")  einbezogen  werden 
)llten,  ao&ubringen  und  infserdem  seinerzeit  noch  G4000 
fuDd  Pfennige  za  zahlen,  somit  80000  Pfand  Pfennige, 
abrscheinlich    mit  Rttcksicht   anf  die  geforderte  Türken- 

Bfe^). 

Auf  dem  am  St.  Kathreintage  (25.  November)  1494  ab- 
^haltenen  zweiten  Landtage  zu  Marburg  wurde  zwischen 
m  königlichen  lUten  und  Regenten  und  der  .gemainen 
nndtschafft  in  Steyr"  der  Vertrag  und  Beschlufs  betreffend 
ie  Ausweisung  der  Juden  vereinbart,  „doch  auf  zuerugckh 
Qd  hindter  sich  bringen  an  die  anndern  Rom.  kunigl.  Mayt. 
Uhe  vnnd  regennten  zue  Wienn,  so  uer  sich  dieselben  der- 
lass  auch  darinen  verwilligen*)/ 

Nach  P.  1  dieses  Übereinkommens  verwilligten  sich  die 
legenten  „an  statt  kön.  Mayt**,  auf  Begehren  und  Bitte 
;emeiner  Landschaft  in  Steier  „die  Jttdischait  vmb  iro  niiss- 
tandlung  zue  ewigen  zeiten  aus  dem  lanndt  Steyr,  N  ewstat t 
nmdNew  Kürchen  zue  treiben",  verlangten  jedoch  anderer- 
seits „zue  ainer  ergeczligkait  vnnd  Widerlegung  der  nucz, 
80  die  Rom.  kay.  Mayt  jerlichen  von  den  Juden  gehabt,  dos 


^)  Bi  der  mann,  Handschriftl.  Mitteilungen  aus  Innsbruckor 
Akten  1474—1495  (Mitteil.  des  Krainer  histor.  Vereins  186.5,  S.  HJ). 

*)  Zu  dem  folgenden  vgl.  Annales  Mellic.  (Pertz  M.(f.  XI  526), 
Ünre8t,  Chron.  Austriac.  (Hahn,  Coli.  Mon.  veterum)  II  795,  7Ü6; 
Cbonik  des  Chorherrenstiftes  Rotenmann  1455  —  1591  (HandMchrift  dnr 
Orazer  Üniv.-Bibliothek  XVII  f.  33/88)  ad  a.  1495;  Muchar  a.  a.  (). 
Vm  190 ff.;  V.  Krones,  Vorarbeiten  zur  Quellenkunde  und  GoMchicht« 
des  mittelalterlichen  Landtagswesens  in  Steiermark  (Beiträge  zur  Kundn 
Steiermark.  Geschichtsq.  II  103-105);  Bischoff,  Nachrichtmi  iWmr 
"mehrere,  die  steierm&rk.  Geschichte  betreffende  ilandschriften  (H«i|- 
^e  VI  25,  26,  87—40);  v.  Krones,  Vorarbeiten  u.  s.  w.  flli-itrttgo 
^75—77,  95)  und  die  zeitgenössischen  Quellen  der  steieniiArk.  (i#i. 
«Mchte  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  JahrhundertM  (Hmirktci'  VII 
•^.S.5).  ' 
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viigellts  in  dem  laundt  Steyr  widerumbeo  auf  ewige  zeil  inu 
Kun.  gnaden  auf  seiner  gnaden  erben  zue  geben." 

Auf  dieses  Verlangen  einer  jährlichen  Abgabe  für  liie 
Judenausweisung  gingen  die  Stände  nicht  ein;  darauf  «onie 
gemftfs  P.  2  der  Übereinkunft  beschlossen,  dafs  die  L»Dd- 
schaft  zur  Bezahlung  der  Schuldeu,  welche  der  \-etstorbeBf 
Kaiser  und  Mas  aus  AnlaTs  der  Besoldung  der  Dienstleutt 
und  Söldner  in  dem  ungarischen  Kriege  kontrafaiert  hittm. 
38000  rheinische  Gulden  geben  solle,  zu  welcher  Aasgabe 
die  gemeine  Pi'iesterschaft  und  „alle  die  so  guldt  (Schuldig- 
keit) im  lanndt  Steyr  haben ,  in  was  stanndt  oder  weäres 
sie  sein,  niemandt  dann  allain  ir  kön.  Ma)'t  vrbarlenlh  aus- 
geschlossen" beisteuern  sollten*)- 

Von  diesen  38  000  rheinischen  Gulden  oder  Pfund  Pferniigen 
sollten  im  Sinne  des  F.  3  der  Üt>ereinkunft  nach  AufrichlUB|( 
und  Übergabe  der  Verschreibung  zwischen  dem  Koniiie  uwl 
der  Landschaft  14000  Gulden,  innerhalb  ,ainer  quatemher" 
(eines  Vierteljahrs)  abermals  14000  Gulden  und  innerhilt 
Jahresfrist  die  restlichen  10000  Gulden,  somit  in  andertbilt 
Jahren  nach  dato  der  vier  auszufertigenden  Briefe  an  if* 
König  gezahlt  werden,  es  wäre  denn,  dafs  das  Land  riiei« 
ganz  oder  zum  Teile  vor  Ausgang  der  Zahlungsfrist  duni 
„ungelaubig",  A.  h.  wohl  durch  die  Türken  geschädigl 
und  überzogen  würde,  in  welchem  Falle  die  königM« 
Bäte  die  Macht  erhielten ,  auszusprechen  „was  soHcher  bf 
schedigung  halben  in  bemelter  zalung  abczogen  werde.* 

4.  Eine  Kopie  der  Verschreibung  des  Königs  für  ^ 
und  seine  Erben  und  Nachfolger  betreffend  die  Austreibnai 
der  Juden  und  die  Bezahlung  der  vorgenannten  Diensileut 
sollte  von  den  Regenten  verfafst,  nach  Graz  geschickt  ü» 


'}  to  ähnlicher  Weise  bewilligte  in  England  das  Haut  d«r  Loi< 
dem  Könige  Eduard  I.  1290  aoliirslich  der  Ausweisung  der  Jaden  ^ 
funfaehnteD  Teil  aller  Güter  der  Gemeindeu  (accepta  ■  lotii  «* 
munitatibus  bonorum  temporalium  qutnta  dodina).  woau  dt»  Gaitk 
keit  ihm  noch  ein  Zehntel  ihrer  beweglichen  Güter  rerehrt«.  Flolta* 
Wigoriensis  monachi  Chronieon  (edid.  Thape,  London  1747)  «MOk- 
ad  8.  1290.    (Vgl.  oben  S.  91.) 
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en  Landleuten  mitgeteilt  werden,  damit  diese,  wenn  sie  in 
lerselben  etwas  zu  bemängeln  hätten,  ihre  Einrede  erstatten 
dnnten. 

5.  Zur  Zeit  der  Überantwortung  der  Verschreibung 
der  vor  derselben  sollte  durch  die  Regenten  die  Verfügung 
etroffen  werden,  dafs  alle  Jüdischheit  innerhalb  eines 
[oDates  nach  dieser  Überantwortung  aus  dem  Lande  Steier, 
eustadt  und  Neukirchen  ziehe,  und  es  solle  für  die  Land- 
liaft  und  die  Einwohner  ohne  Schaden  sein,  wenn  andere 
aden)  hereinkämen  und  durch  das  Land  oder  an  den  könig- 
chen  Hof  zögen. 

6.  Die  Landschaft  sollte  nach  Überantwortung  der  Ver- 
hreibung  die  gefangenen  Juden  wegen  ihrer  „misshandlung" 
(issethaten)  zur  Rechtfertigung  ziehen  und  mit  ihnen  ver- 
hren,  „wie  recht  ist";  femer  sollten  die  Regenten  der 
Idischheit  in  allen  königlichen  Erblanden  einen  Termin 
ir  Vorbringung  ihrer  Forderungen  und  Schuldbriefe  bei 
BT  aus  den  Regenten  und  Verordneten  der  Landleute  in 
raz  zusammenzusetzenden  Kommission  bestimmen,  und  wenn 
men  die  Christen  „ainhellig"  (ohne  Widerspruch)  geben 
1er  die  Juden  bis  dahin  „wie  recht  ist"  beweisen,  so  soll 
en  Juden  von  den  Christen  das  Kapital  (erken),  aber  kein 
resuch  oder  Fürschlag  bezahlt  werden,  doch  dergestalt,  dafs 
in  jeder  Jude  oder  seine  Erben  die  Briefe ,  die  auf  sie 
inten  und  von  denen  sie  Gebrauch  machen,  selbst  vor- 
ringen, „so  uer  sie  gotts  gewalt  darinen  nicht  iren  thue, 
las  wissentlich  ist",  d.  h.  sofern  es  ihnen  eine  vis  major, 
lie  notorisch  ist ,  nicht  unmöglich  macht.  Dagegen  konnte 
iber  auch  der  angeklagte  Christ  oder  ein  anderer  gegen 
bselben  Juden  um  ehrbare  und  unehrbare  Händel  Klage 
Wiren  und  Rechtens  begehren,  das  ihnen  die  erwähnte 
Kommission  unverzüglich  „ergeen"  lassen  sollte,  ohne  dafs 
te  Jude   „gelaidt  noch  freyhait  darwider  geniessen"  solle. 

7.  Welche  Briefe  nach  Ausgang  der  bestimmten  Frist 
▼on  den  Juden  auf  die  Steierer  oder  ihre  armen  Leute  vor- 
Ecbracht  worden,  auch  wenn  Christen  solche  Briefe  an  sich 
Klommen    haben,    die    „nit   obgetädingt   (gerichtlich   ver- 
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handelt)   vnd  gerechtfertigt   wären",   die   sollen   ganz 
kraftlos  und  vernichtet  sein. 

8.  Es  sollte  auch  kein  Jude,  wo  immer  er  wohnh 
sei ,  keinem  Steierer  oder  ihren  armen  Leuten  auf  Brie 
Grund  noch  Boden,  die  inner  oder  aufser  Land  gelegen  sin 
leihen ;  auch  solche  Briefe ,  mögen  dieselben  durch  sie  od 
Christen,  denen  sie  sie  tibergeben,  vorgebracht  werde 
sollten  kraftlos,  tot  und  vernichtet  sein*).  — 

Dieser  Präliminarvertrag  wurde,  wie  eingangs  erwihi 
worden,  von  den  Räten  und  Regenten  in  Wien  der  Revisii 
unterzogen  und  mit  mehreren  Modifikationen  und  Zosät» 
den  steiermärkischen  Landständen  auf  dem  Landtage  i 
Graz  am  28.  Augustin  (St.  Augustinustage)  1495  mitgetei 
und  definitiv  abgeschlossen  (endtlich  gemacht). 

Nach  diesem  definitiven  Vertrage  sollten  1.  die  von  d( 
Prälaten,  dem  Adel,  der  gemeinen  Priesterschaft,  den  StÄdt 
und  Märkten,  sowie  allen,  die  Gtilten  auf  dem  Lande  habe 
ftir  die  Austreibung  der  Juden  und  zur  Bezahlung  der  anläfsiv 
des  ungarischen  Krieges  kontrahierten  Schulden  zu  zabIeDd< 
38  000  rhein.  Gulden  oder  Pfd.  Pf.  in  drei  Terminen  ui 
zwar  14  000  Gulden  bis  zum  nächsten  Dreikönigstag 
14  000  Gulden  zu  St.  Michaelstage  1496  und  10  000  Gul* 
zu  St.  Ambrosientage  1497  an  den  König  gezahlt  werde 
Über  diese  Ablösungssumme  sollte  die  gemeine  Landscha 
dem  Könige  einen  Schuldbrief  ausstellen,  dagegen  der  Kön 
der  Landschaft  ftir  sich,  seine  Erben  und  Nachkommen  dr 
gleichlautende  Verschreibungen  ausfertigen,  die  Juden  fi 
ewige  Zeiten  aus  dem  Lande  Steier,  aus  Neustadt  und  Xd 
kirchen  zu  Urlauben  und  auszutreiben. 

2.  Diese  Briefe  sollten  unterzeichnet  und  wechselseit 
tibergeben   werden,   und  die   Ausweisung   der   Judischai 


')  Dieser  Vertrag  sowie  der  folgende  am  28.  Augast  14d5  ist  e 
halten  in  dem  Cod.  84  des  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchive«  in  Wi 
f.  175  b— 181a;  ferner  in  der  Handschrift  der  Wiener  Hofbibliotk 
N.  8065  Bl.  160—164.  Bischoff,  Nachrichten  über  mehrei«,  diett» 
mark.  Geschichte  betreffende  Handschriften  (Beitrfige  VI  S.  S5)l 
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sollte  zwischen  jetzt  und  dem  nächstkommenden  Dreikönigs- 
tage  erfolgen. 

3.  Die  Regenten  sollten  zwischen  hin  und  der  heiligen 
)Teik5Digetage  der  Jüdischheit  in  allen  königlichen  Erb- 
enden eine  Frist  (zeitlich  tag  vnnd  zeit)  bestimmen,  damit 
ie  Juden  vor  den  kaiserlichen  Räten  Georg  Rottaller  Frei- 
erm  zu  Talberg,  Theobald  Harracher  und  Leonhard  von 
Imaw  und  den  Delegierten  der  steiermärkischen  Stände  in 
riaz  alle  ihre  Forderungen  und  Schuldbriefe  auf  die  Steierer 
od  ihre  armen  Leute  vorlegen.  Bei  von  den  Christen  an- 
rkannten  oder  richtig  befundenen  Forderungen  sollte  den 
nden  von  den  Christen  das  Kapital  (erkhenn)  und  dazu 
OD  je  20  Gulden  Kapital  ein  Gulden  zu  „gesuech''  jährlich 
egeben  werden  (worin  eine  den  Juden  günstige  Abänderung 
es  P.  6  des  oben  erwähnten  Präliminarvertrages  lag) ;  wenn 
b  Jude  zwar  eine  „rechtfertige"  (zu  Recht  bestehende) 
'erderung  vorbringt,  aber  mit  Falsch  und  Übelthat  begriffen 
rare  oder  würde,  so  sollte  der  Christ  blofs  das  Kapital 
ahlen;  doch  sollten,  wie  bereits  oben  verlangt  wurde,  ein 
eder  Jude  oder  seine  Erben  die  Briefe,  die  sie  gebrauchen 
rollten,  selbst  vorbringen,  „souer  ine  gottes  gewalt  nit  da- 
iimen  iren  thuet",  und  der  angeklagte  Christ  oder  ein 
Uderer  konnte  anderseits  mit  dem  gleichfalls  im  P.  6  er- 
^Ikten  Erfolge  denselben  Juden  vor  der  genannten  Kom- 
mission „vmb  erbar  oder  vmb  vnerbar  henndl"  belangen. 

4.  Wenn  der  christliche  Schuldner  bei  „rechtlicher" 
Unerkannter)  Schuld  ohne  seinen  grofsen  Schaden  oder  sein 
Verderben  nicht  so  bald  zahlen  konnte,  so  sollte  ihm  eine 
«Btsprechende  Zahlungsfrist  bewilligt  werden. 

5.  Gegen  die  Entscheidungen  der  Kommission  bezüglich 
4cT  Schulden  sollte  eine  fernere  Appellation  oder  eine 
Weigerung  unzulässig  sein ;  wenn  jedoch  die  Mitglieder  der 
Kommission  bezüglich  einiger  Sachen  oder  Artikel  sich  nicht 
^en  könnten ,  so  sollte  die  Entscheidung  bis  zur  Bei- 
aehung  noch  eines  oder  zweier  Regenten  und  ebenso  vieler 
^'«gierten  der  Stände  ausgesetzt  werden.   Diese  verstärkte 

^«^•'•r,  Beitrige  I.  32 
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Kommission  sollte  alle  ihre  Händel  ohne  weitere  AppellaüoB 
bis  zum  nächsten  Dreikönigstage  endgültig  entscheiden. 

6.  Bezüglich  der  gefangen  gehaltenen  Juden  wurde  der 
Landschaft  die  im  P.  6  des  Präliminarvertrages  eingeräomte 
Judikatur  zugestanden ;  allein  es  sollten  „bey  sollcher  redi- 
fertigung"  stets  zwei  oder  drei  königliche  Räte  und  R^ 
genten  nach  Befehl  ihrer  königl.  Majestät  anwesend  sein 
und  aufmerken,  dafs  nichts  anderes  mit  ihnen  (den  Juden) 
gehandelt  werde,  als  was  den  Rechten  gemäfs  ist. 

Die  Art.  7  und  8  des  Vertrages  vom  St.  Augusünns- 
tage  1495  stimmen  mit  den  Punkten  7  und  8  des  Präliminar- 
vertrages überein. 

Art.  9  bestimmt,  dafs  die  von  dem  Könige  der  gemeinen 
Landschaft  auszustellenden  Verschreibungen  mit  dem  grofsen 
königlichen  Siegel  versehen  sein  sollten. 

Gemäfs  Art.  10  sollte  die  Freiheit  der  Juden  halber  in 
die   unter  der    goldenen  Bulle   bestätigten  Freiheiten  an^  j 
genommen  werden.  } 

Von  den  königlichen  Regenten  und  Räten  wurde  dieser 
Vertrag  am  7.  September  1495  unterzeichnet 

Schon  am  14.  September  1495  erliefsen  die  wahrschein- 
lich  auf   dem    Landtage   vom   28.    August    1495  zur  Ve^ 
anschlagung  und  Einhebung  der  von  den  Ständen  bewilligtei 
Ablösungssumme   bestellten  und  mit  einer  Instruktion  Ter* 
sehenen  landschaftlichen  Kommissarien  ^)  (Wolfgang,  Abt  n ;' 
Rein,  Otto  von  Stubenberg,  Obrister  Schenk  in  Steier,  JakA 
Windischgrätzer,  Christoph  von  Ratmannsdorf  und  Lienbar' 
Harracher)  eine  Kundmachung'),   laut  welcher  dieser  An-  j 
schlag   „auf  jedes  Gült,  es  sey  Zins,  Zehend,   Bergrecht,  j 
nichts  darin  ausgeschlossen,   denn  eines  jeden  Weingartei 
oder  Mayhof,  so  er  selbst  bauen  läfst"   umgelegt  werda 
sollte.    Zu  diesem  Zwecke  sollten  die  Urbar-Register  bis  xt 
St.  Colomanstag  (18.  Oktober)  1495  oder  in  den  nächsta  { 

1)  Handschrift  der  Wiener  Hofbibüothek  N.  8065  BL  164«-HI.> 
Jeder  der  fünf  Kommissarien  hatte  die  Veriaatbarong  in  dses  dff 
Viertel  des  Landes  zu  besorgen. 

s)  Ebendaselbst  Bl.  166—167. 
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Sit  Tagen  darauf  den  Deputierten  vorgelegt ,  die  Gülten- 
iztlge  bei  „handgelobten  Treuen  und  Ehren"  einbekannt 
id  der  Anschlag  in  drei  Terminen  bis  August  (circa  festum 
Laurentii)  1497  eingehoben  werden.  Alle  Pfarrer  sollten 
es^  Mandat  drei  Sonntage  hintereinander  öffentlich  von 
r  Kanzel  verkündigen  ^). 

Die  Steueranschläge  wurden  von  den  Obrigkeiten  auf 
J  Unterthanen  repartiert^). 

Laut  der  Quittung  ddo.  Augsburg  Mitich  vor  Unserer 
ben  Frauentag  Purificat.  (27.  Januar)*)  1496  erhielt  Max  I. 
mals  die  erste  Rate  der  Ablösungssumme  im  Betrage  von 

000  Pfd.  Pf.  Am  Freitage  vor  dem  Sonntage  Judica 
I.  März)  1496  stellte  der  König  zu  Schwabisch- Werda  den 
rieff  von  Aufstreibung  der  Judischheit  aus  Steyr"  aus*), 
n  Eingang  dieses  Ausweisungsdekretes  bildet   eine  Art 

1  Motivenbericht,  in  welchem  gegen  die  Juden  die  land- 
ifigen  Beschuldigungen  erhoben  werden,  dafs  sie  dem 
iligen,  hochwürdigen  Sakrament  zu  vielen  Malen  Unehr, 
8ter  und  Schmach  erzeigt,  auch  junge  christliche  Kinder 
nmerlich  gemartert,  getötet,  vertilgt,  ihr  Blut  von  ihnen 
Qommen  und  zu  ihrem  verstockten,  verdammlichen  Wesen 
braucht,  sowie  nach  Anbringen  der  Landschaft  des  ge- 
nnten  Fürstentums  Steyr  ihre  Vorvordem  und  sie  selbst 
t  falschen  Briefen,  Insiegeln  und  sonst  in  anderer  Weise 
-  und  aufserhalb  Rechtens  betrogen  und  viele  mächtige 
id  andere  Geschlechter  damit  in  gänzliches  Verderben  und 
rmut  gesetzt  haben,  darum  etliche  gefangen,  solch  Übel  an 


»)  Ebendaselbst  Bl.  166-167;  Caesar,  Annales  Styr.  III  611; 
ichar  a.  a.  0.  VUI  192  ff. 

*)  Vgl.  Weifs,  Das  Archiv  des  Cistercienserstiftes  Renn  (Bei- 
je  11  19),  Muchar  a.  a.  O.  VIII  194.  Gasparitz,  Renn  im  15. 
l  zu  Beginn  des  16.  Jahrh.  (Mitteilungen  XLV  115). 

•)  Bei  Bisehoff,  Nachrichten  über  mehrere  die  steierm.  Ge- 
ichte  betreffende  Handschriften  (Beiträge  VI  26),  ist  irrtümlich  als 
am  der  24.  Februar  angegeben. 

*)  Landhandfeste  Kaiser  Karls  VI.  für  das  Herzogtum  Steiermark 

J.  1731  (gedruckt  1842)  S.  22,  28;  Muchar  VIII  191;  Handschrift 
065,  BL  169—171. 

32* 
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ihnen  gefunden  und  ein  Teil  mit  peinlichen  Rechten  gestnfl 
worden  seien,  welcher  Beschwerung  sie  (die  Landstände),  ihn 
Erben  und  Nachkommen,  wenn  dies  nicht  durch  den  Kdnig 
verhütet  werde,  täglich  von  ihnen  gewartend  (geilürtig) 
wären.  Aus  diesen  Gründen  habe  Max  als  römischer  Kömg 
und  christlicher  Fürst  und  Liebhaber  der  Ehre  Gottes  and 
seines  heiligen  Glaubens  Gott  zu  Lob  und  seinen  Unterthanei 
zu  Gnaden,  die  ihm  zur  Ablegung  und  Ergötzlichkeit  seines 
Nutzens  und  der  Renten,  die  er  von  der  gemeldeten  Jüdi»^ 
heit  jährlich  gehabt  hätte,  eine  Summa  Geldes  zu  seisei 
Händen  gestellt  und  gegeben  haben,  damit  fürderhin  sokk 
Übel  in  dem  obgenannten  Fürstentum  und  Lande  nicht  mekr 
geschehe,  dieselbe  Jüdischheit  allenthalben  aus  dem  Lande 
Steyr ,  auch  von  Neustadt  und  Neukirchen ,  ,in  ewige  Zdl 
geurlaubt  und  zwischen  hin  und  der  Heiligen  Dreier  König- 
Tag  schierist  künflFtig  auszutreiben  zuegsagt."" 

Als  römischer  König  und  regierender  Herr  und  Landes* 
fürst  verordnet  Max,  „dafs  nun  für  den  gemeldten  der 
Heiligen  drey  König-Tag  kein  Jud  in  obberierten  ünserti 
Land  Steyr,  Neustatt  und  Neu-Kirchen  nicht  mehr  kommei 
noch  darinen  ainicherley  Handlung  mit  Wucher  noch  ii 
ander  gestalt  üeben  noch  Treiben,  sondern  daraus  ganz  ans- 
geschlossen  und  Ihn  verbotten  seyn  sollen,  es  wäre  dan,  A 
denselben  Juden  einer  oder  mehr,  wo  Wir,  Unser  Erhi 
oder  Nachkommen  Unsem  Königlichen  und  Fürstlichen  Hob 
in  dem  jezt  gemeldten  Unserm  Fürstenthum  Steyr  hieltUi 
seiner  Nothdurflft  nach  Uns  Besuchen  oder  mit  Unser  od» 
Unserer  Regenten  oder  Anwaldt  in  Steyr  Sicherheit  und 
Glait  zu  Uns  durchziehen  wurde;  des  soll  Hm  nit  gewehrt 
werden,  doch  dafs  sie  sich  darinen  glaitlich  (nach  Mafsgabe 
des  Geleitbriefes)  halten  und  wefsentlich  nit  bleiben.* 

Wie  diese  Bestimmung  dem  P.  5  des  Präliminarvertragei 
vom  25.  November  1494  entspricht,  so  stinmit  die  nack* 
folgende  Verfügung  mit  dem  P.  8  dieses  Vertrages,  li*^' 
ziehungsweise  des  Vertrages  vom  28.  August  1495  übereil 
„Es  soll  auch  kein  Jud,  wo  der  wohnhaffl  ist,  keinem  Steyre' 
noch  ihren  Armen  Leuthen  nach  dato  difs  Brieffs  auf  Brie^ 
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3rrandt  noch  Boden,  die  innen-  oder  aufser  Unsers  Lands 
>te7r  gelegen  seind,  nicht  Leihen;  Wo  sie  aber  das  Thätten 
sd  solch  Brieflf  durch  sie  oder  Christen,  dem  sie  die  über- 
eben,  inn-  oder  aufser  Lands  fürbracht  würden,  die  sollen 
IDZ  krafftlofs  und  vemicht  seyn.'^ 

Im  Sinne  der  Art.  8  und  9  des  Vertrages  vom  28.  Aug. 
1%  erklärt  König  Max  am  Schlüsse  seines  Briefes:  „Wir, 
nsere  Erben  und  Nachkommen  wollen  und  sollen  auch  die 
>beriert  Unser  Landschafft  bey  solchen  Unsern  Gnaden 
id  freyheit  allzeit  gnädiglich  halten,  Handhaben,  schuzen 
id  schermen  und  dawider  nicht  Tringen,  Bekümmern  noch 
abwären  noch  das  jemands  andern  zu  Thun  gestatten 
kein  weis  ungefährlich.*' 

Am  3.  Oktober  (am  Montag  nach  St.  Michael)  1496  auf 
m  Landtage  zu  Brück  stellten  die  steierischen  Stände  die 
thuldverschreibung  über  die  dem  Könige  bewilligten 
1000  Pfd.  Pf.  aus"),  und  am  Sonntag  St.  Gallentag 
6.  Oktober)  1496  fertigte  Max  die  Quittung  über  die  zweite 
ate  von  14  000  Pf.*)  und  am  8.  April  1497  über  die  erst- 
ehen 10 000  Pf.  aus«). 

Die  Kärntner  Landstände,  welche  nach  Inhalt  der 
aittung  König  Maximilians  zu  Schwäbisch  -  Werde  vom 
rchtage  nach  dem  Sonntage  Oculi  in  der  Fasten  (8.  März) 
196  für  die  Nutzung,  die  er  von  der  Judischheit  ge- 
ibt,  demselben  4000  Gulden  Rheinisch  bezahlten,  er- 
ielten  am  nächsten  Tage  (9.  März)  1496  die  „Befreiung 
^egen  aufstreibung  der  JAdischhait",  die  sich  von  dem  Pri- 
ilegium  für  Steiermark  dadurch  unterscheidet,  dafs  den 
uden  ein  halbjähriger  Termin  zur  Auswanderung  bestimmt 
nirde*).  Die  Krainer  Landstände  hatten  zwar  zu  dem  ver- 
anigten  Landtage  zu  Marburg  vom  27.  April  1494  ebenfalls 

>)  Handachrift  8065,  Bl.  167«— 169  Bischoff,  Nachrichten  über 
^^^aese  die  steierm.  Geschichte  betreffende  Handschriften  (Beiträge 
^26,40). 

*)  Ebendaselbst  Bl.  172. 

*)▼.  Rrones,  Zeitgenöss.  Quellen  u.  s.  w.  (Beiträge  VII  58 — 55). 

*)  Lands  Handvest  des  Löblichen  Ertzhertzogthombs  Khaemdten 
Wlö  8.  38-40. 


—    502     - 

Delegierte  entsendet'),  allein  da  in  Krain  nur  in  h 
eine  Juden  gemeinde  bestand,  so  hatt«  die  Landschar 
unmittelbares  Interesse  an  der  Vertreibung  der  Jud« 
diesem  Lande.  Erst  1515  wurden  die  Juden  über 
der  Butler  von  Laihach  gegen  Zahlung  einer  Summe 
aus  dieser  Stadt  ausgewiesen. 

So  brachte  das  letzt«  Decennium  des  15.  Jahrbu 
verhängnisvoll  für  die  Juden  durch  ihre  Augweban 
Castilien,  Aragonien,  Neapel.  Sardinien,  aus  Narar 
der  Provence,  aus  dem  Salzburger  Erzstift«  und  s 
Gebieteu,  auch  die  Entscheidung  über  ihre  Geschi 
Steiermark,  Kärnten  and  der  ehemaligen  Grafschaft  1 

Die  Folgen  dieser  Mafsregel  machten  sich  hold  n 
in  finanzieller  Beziehung  bemerkbar.  ,Die  Juden 
man  los,  zugleich  aber  auch  die  Steuerfreiheit",  die 
nocii  am  12.  Januar  1494  der  steiennärkischen  Lan 
anerkannt  hatte  ^).  „Die  Ausschreibung  der  EntschJidi 
summe  (Kontribution!  von  38  000  11.  auf  Grund  eigt 
gelegter  Register  hatte  ganz  gegen  die  Absicht  der 
zwei  wichtige  Vorbedingungen  für  jede  weitere  Slei 
Schreibung,  wenn  auch  in  unvollkommenem  Grade 
Es  war  ein  Kataster  geschaffen  und  die  Steuerfähigfc 
Landes  erprobt.  Kein  Wunder,  dafs  die  Regiemn^ 
Verbrauch  der  genannten  Summe  —  da  der  Regiemi 
wand  immer  mehr  stieg  und  durch  die  ^-erbesserte  Doi 
Verwaltung  nicht  gedeckt  werden  konnte  —  neue  uh 
mals  neue  Forderungen  aus  den  verschiedensten  An 
bald  als  Beiträge  ein  für  allemal,  bald  als  Darlehen 
Vom  Jahre  1516  sind  uns  bereits  SteuerbDcher  er 
und  so  gewöhnlich  wurde  bald  trotz  aller  SehadU 
diese  Neuerung,  dafs  ihre  Reihe  vom  Jahre  1525  a1 
mehr  unterbrochen  ist"*). 

■)  Mucbar  a.  &.  U.  VIU  190;  v.  Krone*.  VorarbäteB 

(Beiträge  VI  95),  Mitteilungen  des  Kraincr  hütor.  Vereiiu  IS 

>)  V.  Lutchi  n.  Die  eteier.  Laiidh&ndfeaten  (Beitrtge  PC 

N.  98). 

'1  V.  Luschin  a.  a.  O.  159  und  N.  lOl. 
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Von  gttnstigerer  Wirkung,  als  in  finanzieller  Beziehung 
ir,  wenn  auch  nicht  sofort,  so  doch  in  der  Folgezeit,  die 
isweisong  der  Juden  auf  die  Entwicklung  und  Hebung 
s  Handels  und  Verkehres  in  Innerösterreich;  denn  trotz 
D  oben  angeführten  Repressivverfügungen  vom  3..  Juni 
77,  23.  Oktober  1393  und  6.  November  1445,  welch'  letztere 
I  Juden  nur  von  der  Kaufmannschaft  mit  bestimmten 
iren  ausschlofs,  war  der  Handel  noch  immer  zu  einem 
»fsen  Teile  in  ihren  Händen  geblieben,  so  dafs  sie  den 
istlichen  Kaufleuten  auch  weiterhin  Konkurrenz  machten, 
rch  ihre  Ausweisung  entfiel  dieser  Mitbewerb,  und  die 
erösterreichischen  Konsumenten  waren  nunmehr  aus- 
liefslich    auf  christliche  Verkäufer   angewiesen,   welche, 

den  an  sie  gestellten  Anforderungen  genügen  zu  können, 
lötigt  waren,  sich  mit  gröfserem  Eifer  als  bisher  dem 
Ddelsbetriebe  zu  widmen  und  hierdurch  den  einheimischen 
tivhandel  zu  fördern. 

Die  Durchführung  des  Ausweisungsdekretes  und  die  Ein- 
gang der  an  den  König  zu  zahlenden  Entschädigungs- 
ame verzögerten  sich  weit  über  die  oben  bestimmten 
rmine  hinaus.  Trotz  der  Präklusivfrist  des  königlichen 
iefes  vom  18.  März  1496  waren  nach  Urkunden  in  dem 
dschaftlichen     Archive    vom    22.    Dezember    1497    und 

Mai  1499  Juden  damals  noch  in  Marburg,  Voitsberg  und 
dkersburg  ansässig  ^),  und  was  die  Judenkontribution  be- 
ll, so  bezeugen  das  Mandat  Max'  I.  an  Andreas  Spang- 
iner,  den  Vicedom  Leonhard  von  Emaw  und  den  Pfleger 
I  Wildon  Leonhard  Harracher  vom  19.  Februar  1498,  den 
ekstand  der  Judensteuer  in  Steiermark  mit  Strenge  und 
•hängung  der  auf  die  Säumung  gesetzten  Strafe  ein- 
reiben'), und  der  Auftrag  an  die  Bewohner  des  Marktes 
ring  vom  9.  März  1501,  die  auf  ihre  Gülten  und  Güter 
mschlagte  Steuer  „so  wir  bisher  in  unserm  Fürstenthum 


*)  V.  Krön  es,  Zeitgenöss.  Quellen  der  steierm.  Geschichte  in 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrh.  (Beiträge  VII  54). 

•)  V.  Zahn,  Styriaca  aus  dem  k.  k.  Statth.-Archive  in  Innsbruck 
rage  XV  29). 
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Sleir  zur  Auflösung  der  Juden  und  um  anderer  Sa 
Willen  veraosclilagl  haben",  sogleich  zu  zahlen'),  AaSs 
bestimmte  Zahlungstermin  mehrfach  nicht  eiDgebaltrai  vt 
Am  schwierigsten  gestaltete  sich  jedoch  die  mit  den  L 
standen  in  Steiermark  und  Kärnten  vereinbarte  Aastrif 
der  Schuldfordeningen  der  Juden  gegen  die  Christen  in  di 
Läudern.  Die  zu  diesem  Zwecke  im  Sinne  des  P.  6 
Vertrages  vom  25.  Noveml)er  1494  und  P.  3  des  Cba 
kommens  vom  28.  August  1405  eingesetzte  KommissioD 
königlichen  Räten  und  Delegierten  der  steierm&rki» 
Landstände  erstattete  mit  Berufung  auf  den  letzteren 
trag  erst  am  23.  Februar  1502  ihren  Bericht*),  gv 
welchem  den  Juden  zur  Rechtfertigung  ihrer  Fordern 
und  Ansprüche  gegen  die  Christen  zuerst  ein  Termin  zwis 
St.  Aug:ustin  und  St  Colomann  bestimmt  und  behufs 
scheinens  vor  der  Kommission  von  dem  Landeshauptn 
in  Steier  Reinprecht  von  Revhenburg  ein  Geleitbrief  i 
einem  Auszuge  oder  einer  Abschrift  jenes  Vertrages 
gefertigt  wurde;  den  nicht  Erschienenen  wurde  ein  weil 
Termin  bis  zum  St.  Blasientage  des  nächsten  Jahres  i 
Zustfilung  von  „genuegsam  gelayt"  gewährt,  bei  dessen  N 
einhaltung  dieselbeu  ^all  jr  schulden  sprucb  vnd  gerecl 
katt  verloren  haben"  sollten.  Von  der  Kommissiun  wu 
zwischen  den  Klägern  und  den  Geklagten  teils  auf  Gi 
gütlicher  Vereinbarungen,  teils  auf  Grund  von  Komtnissi 
heschlüssen  die  endgültigen  Erkenntnisse  geftllt.  beiQ] 
der  Forderungen  der  nichterschienenen  Juden  die  Chri 
»aller  ihrer  Schuld,  Spruch  vnd  Forderungen'  beut« 
hinftlr  „emprochen"  (losgezähltl  und  den  christli 
Schuldneiii  hierüber  ein  Rechtsspruch  und  Gerichtgab« 
ausgefolgt. 

Damit  war  jedoch  diese  Angelegenheit  noch  lange 
abgeschlossen;  denn  noch  1510  Ijeschwerten  sieb  die  & 
märkischen  Stände  „wiewol  Ein  Landschafft  Versdiinnei 

')  Muchar  a.  a.  0.  VUI  206. 

')  OrigiDal-Pergam.  mit  zehn  Siegeln  in  steieim.  IimiJm 
AbteU.  Ua  N.  18.  
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ie  Juden  mit  schweren  Kosten  aus  dem  Land  Kaufit  und 
hnen  ein  zeit  zuegelassen  haben,  darin  sie  Ihr  Forderung 
nd  Spruch  gegen  die  Christen  rechtfertigen  und  zu  End 
ringen  und  die  (Christen)  hinach  von  Ihnen  unbekumert 
leiben  sollen,  wie  dan  die  Abscheidt-Brieff  von  kay.  Maytt : 
tc  Käthen  und  denen  Landleuthen,  so  darzu  Verordnet  ge- 
best, darunter  aufsgangen  und  von  beeden  Theilen  an- 
niomben  seyn,  Clärlich  ausweisen :  Noch  über  das  haben  die 
aden  etlich  aus  dem  Land  Steyr  in  das  fürstlich  Camer- 
ericht  zu  der  Neuenstatt  geladen  und  über  solch  Contract  und 
bschidt-Brieff  unbillieher  weise  in  Costung  geführt.  Ist 
iner  Landschaift  unterthäniges  Bitten,  solch  der  Juden 
adong  und  Rechtfertigung  gnädiglich  abzustellen  und  fürter 
irüber  keinerley  Befelch  aufsgehen  zu  Lafsen,  noch  zu  ge- 
iatten,  sie  also  wider  gemeldten  Contract  von  den  Juden 
«iter  Beschwert  oder  umgeführt  werde." 

Max  I.  gab  hierauf  in  dem  Augsburger  Libell  vom 
0.  April  1510  zur  Antwort,  „dafs  Ihrer  Maystätt  Regiment 
oQ  darein  sehen,  und  darob  seyn,  dass  es  in  der  Rechfertigung 
wischen  den  Christen  und  Juden  gehalten  werde  nach  Laut 
ter  Vertrag  vormals  aufgericht"  ^). 

Aus  Kärnten  sollten  die  Juden  gemäfs  dem  zwischen 
(axens  Räten  und  den  Landleuten  des  Fürstentums  Kärnten 
bgeschlossenen  Vertrage  bis  zum  „nagstkunfftigen  des 
«iligen  Creutztag  erhöchung"  (14.  September)  1496  weg- 
iehen,  jedoch  was  die  Christen  den  Juden  „redlicher  schuld 
Bin*",  sollten  sie  ihnen  bis  zum  St.  Bartholomäustag 
W.  August)  1496  bezahlen.  Wer  dies  nicht  thäte ,  dessen 
Üb  und  Gut  sollte  der  Landesverweser  dem  Weisboten 
Jerichts-  oder  Fronboten)  Virgil  Haffner  einantworten, 
ieser  es  verkaufen,  von  dem  Erlöse  dem  Juden  seine  Schuld 
mt  den  Kosten  bezahlen  und  den  Rest  dem  Schuldner  aus- 
igen. Laut  Urkunde  vom  29.  August  1496  verkaufte  im 
ine  jenes  Übereinkommens  der  genannte  Weisbote  die 
iter  des  Ritters  Leonhard  Aschpach,  weil  dieser  dem  Juden 


')  Steier.  Landhandfeste  38. 
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Mosclie  Preinrte]  zu  St.  Veit  120  Pfund  Pfeunige,  die  er  ihm 
schuldig  war,  vor  dem  obeugenannten  St.  BartholonüibUge 
nicht  bezahlt  hatte,  auf  Grund  der  Einantwortung  dipser 
Gttter  durch  den  Laudesverweser  iu  Kärnten  Veit  Welwr'). 
Der  Kealbesitz  der  Juden  fiel  an  den  König,  welcher  ihn 
verkaufte,  verschenkte  oder  mit  demselben  belehnte'). 

Auf  wesentlich  anderen  Grundlagen  als  die  bisher  ge- 
schilderten Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  den  öster- 
reichischen Gebietsteilen  (in  Steiermark  und  KSmion  be- 
ruhte der  Rechtszustand  der  jüdischen  Unterthanen  in  dM 
steiermarkischen  und  kftrntnerisclien  Enklaven  des  En- 
bischofes  von  Salzburg  und  des  Bischofs  von  Bamberg*). 

■Während  in  den  Habsburger  Besitzungen  nAmtich  di« 
rechtliche  Stellung  der  Juden  principiell  durch  feste  Gesetrt 
geregelt  war,  wurde  iu  den  genannten  geistlichen  Territorien 
die  Aufnahme  und  die  Rechtssphfire  derselben  von  Fall  t* 
Fall  von  besonderen  t'bereinkomnien  oder  Privilegien  *b 
hängtg  gemacht. 

Die  älteste  Niederlassung  der  Juden  auf  den  Besttznoge 
des  Bistumes  Bamberg  in  Kärnten  und  wohl  in  Kante 
überhaui>t  dürfte  in  Villach,  dein  Mittelpunkte  des  K&nitiM! 
Handels  und  seit  1060  den  Bischöfen  von  Bamberg  gehöril 
enstanden  sein.  Schon  in  dem  Friedensvertrage  zwisch« 
dem  Bamberger  Bischöfe  Heinrich  i.  von  Schmiedefeld  wO 
Rudolf  von  Kais  (Koseck)  vom  16.  Mai  1255  verziehtet«  it 


'l  Originalurknode    Im  Archiv    dea    Kirotner   GeMbidi 
in  KlagenAirt  N.  A.  14.^. 

*)  Vgl.  u.  a.  die  Urkunden  vom  23.  September  1497,  4,  U  tf 
20.  Februar  1498  bei  v.  Zahn,  StTTJac«  aus  dem  k.  k.  Suttbatttrd 
Archive  in  tnnebnick  i  Beiträge  XV  18,  28,  29). 

■)  Das  Hochstifl  Bamberg  be^aTa  ifi  Kfimten  Viltadi,  WolMcfl 
St,  Leonhard,  Reichenfeie,  Feldkircben,  Tar^i»,  (vgl.  Camot^.  D 
JudcD  in  Tarvia'  Vorzeit.  Ben  Chananja  III  516),  die  SehlOawT  WalM 
fltein,  Hartneidetein,  Grill'en,  Weifseneck  u.  a.  O.  VgL  Vonea  ' 
Die  Herrschaften  des  rormaLigen  Hochstiftes  Bamberg  in  fUnC 
1858  S.  139  (auch  in  Uormayrs  Arehirl.  von  Jaborit«gg-Alte  i 
fels,  Miscelten  (Arch.  f.  raterl.  Kfirlner  Geschichte  und  Topogt^to 
VII  1862  S.   Uli),    Über  die  SalzbuffPr  Braitzungm  s.  n 
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letztere  u.  a.  auf  das  Yogteirecht  (ius  advocatiae)  und  andere 
Rechte,  welche  er  bezüglich  der  Juden  in  Yillach  zu  besitzen 
glaubte  (quod  in  iudeis  de  Villaco  mihi  competere  vide- 
batur)^).  1289  besafsen  die  Bischöfe  jüdische  Unterthanen 
im  Lavanttale,  welchen  Otto  von  Weifseneck  Geld  schuldete. 
In  dem  Vertrage  zwischen  König  Heinrich,  Herzoge  von 
Ximten,  und  dem  Bamberger  Bischöfe  Wulfing  von  Stuben- 
berg vom  22.  März  1311  betreffend  die  Verpfändung  der 
Bamberger  Herrschaften  in  Kärnten  an  den  ersteren  wird 
über  die  Juden  in  Villach  und  Wolfsberg  folgendes  bestimmt : 
,Und  sullen  auch  von  den  Juden,  dy  nu  da  (in  Villach)  sint, 
von  sant  Georgentag  über  vier  jar  nicht  nemen  danne  ire 
zudem  (in  jedem  Jahre)  jar  52  mark  aglayer  und  sullen  auch 
dy Juden  in  Wolfsperch  lazzen  beleiben,  als  ir  handfest  habent 
von  dem  vorgenant  bischof "  *). 

Aus  dieser  Urkunde  geht  hervor,  dafs  die  Juden  in  den 
Bamberger  Enklaven  in  Kärnten,  ähnlich  wie  in  Salzburg, 
gegen  Zahlung  einer  bestimmten  jährlichen  Abgabe  den 
Aufenthalt  und  wohl  auch  gewisse  Rechte  zugestanden  er- 
Melten. 

Dieses  Schutzgeldes  wird  öfter  erwähnt;  so  heifst  es  in 
der  Abrechnung  des  Berenger,  Chorherrn  zu  St.  Stephan  in 
Bamberg  nnd  Pfarrer  zu  St.  Leonhard,  mit  dem  Pfleger 
Wulfing  von  Erenfels  vom  1.  Oktober  1862:  Auch  hat  er 
(Wulfing)  von  allen  Juden  des  gotshauses  nit  mer  verrait 
dann  6  gülden  und  1  Mark  aglayer;  waz  aber  si  mer  ver- 
sezzen  haben,  das  sol  man  fürpas  raiten  und  von  in  vordem®). 

1399  nahm  Bischof  Albert  (1399—1421)  die  Juden  Jakob 
ttnd  Eislein  in  Villach  auf,  wofür  ersterer  20  Gulden, 
letzterer  10  Gulden  jährlich  zahlen  sollte*). 

Wie  in  anderen  Ländern,  durften  die  Juden  auch  aus 
dem  Gebiete  des  Hochstiftes  Bamberg  ohne  Bewilligung  des 

^)  V.  Ankershofen,  Arch.  f.  K.  österr.  Geschieh tsq.  XXXII 
Keg.  1218. 

^Eichhorn,  Kopie  aus  einem  Wolfsberger  Chartular. 
I  ')  Eichhorn,  Kopie  aus  einem  Wolfsberger  Chartular. 

I  *)  Wolfsberger  Archiv. 


I 
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Schutzhelm  nicht  wegziehen.  In  diesem  Sinne  entschied 
Albrecht  II.  von  Österreich  in  seinem  Schiedsspruehe 
zwischen  dem  Bamberger  Bischof  Wentho  von  Rheinedi,  den 
Grafen  von  Ortenburg  und  den  Brüdern  Friedrich  und 
Konrad  von  Aufenstein  vom  4.  September  1334^):  Wir 
sprechen  auch ,  daz  der  (Friedrich)  von  Aufenstein  die  zwei 
Juden,  dy  von  Villach  gevaren  sind,  hinwider  antworten  sol 
mit  weih  und  mit  kindem  und  mit  der  hab,  die  si  heraos- 
procht  haben ;  und  sullen  die  Juden  des  auzvarens  nicht  ent- 
gelten gen  dem  bischof  oder  gen  seinen  pfieger  in  kainem 
weg «). 

Die  Judenniederlassung  in  Villach  mufs  ansehnlich  ge- 
wesen sein;  denn  die  Juden  besafsen  daselbst  Häuser')  und 
eine  Schule,  so¥rie  aufserhalb  der  Stadt  in  der  Nfthe  von 
dem  bereits  oben  erwähnten  Judendorf  ihren  Friedhof*). 
1353  wird  ein  Judenmeister  in  Villach  genannt 

Auch  auf  den  Bamberger  Besitzungen  blieben  die  Juden 
von  Verfolgungen  nicht  verschont.     Wie  bereits  oben  an- 
geführt wurde,  brach   1338  in  Wolfsberg  wegen  der  ihnen 
zur  Last  gelegten  Verunehrung  von  geweihten  Hostien  ein« 
Verfolgung  gegen  sie  aus.    Auch  in  dem  für  die  Juden  so 
unheilvollen  Jahre  1349  scheinen  Ausschreitungen  gegen  ü^ 
in  dem  Gebiete  des  Hochstiftes  stattgefunden  zu  haben,  ds^ 
sich   bis   in   das   Territorium   des   Erzbistums  Salzburg  i^ 
Kärnten  erstreckten.    Darauf  deutet  wenigstens  der  zwisehei' 
dem  Erzbischof  Ortolf  von  Salzburg  und  dem  Gotteshaus^ 
Bamberg  am  14.  November  1349  in  Friesach  abgeschlossen^ 
Frieden  hin,  in  welchem  der  erstere  u.  a.  erklärte,  er  werd^ 


1)  £icbhorn,  Kopie  aas  einem  Bamberger  Chartular. 

*)  Eichhorn,  Kopie  aus  einem  Bamberger  Chartnlar. 

>)  Am  21.  Oktober  1342  bekennt  der  Ritter  Volker  Ton  St.  Leoo- 
hard,  dafs  ihm  Bischof  Leopold  II.  von  Bamberg  ein  Hans  in  seiBef 
Stadt  Villach,  gelegen  an  dem  Thore  bei  der  Brücke,  ^daa  geweoea 
ist  der  Juden  Zarach"  und  einen  Garten  ^pei  der  judenschal  an  der 
rinckmauer  zu  Villach*'  zu  Leibgeding  verliehen  habe  (Eichhorn. 
Kopie  aus  einem  Bamberger  Chartular). 

*)  Vonend  a.  a.  0.  74. 
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icbtz  annemen  umb  der  judenslachen*'.    Wollte  aber 
der  Seinen  sich  annehmen  „ymb  die  judenslachen**, 
i  solle  sich  auch  äufsem  und  sie  die  Bambergischen 
lassen^).     Wahrscheinlich   wurden   bei   den   Juden- 
en  im  bambergischen  Gebiete  auch  Salzburger  Juden 
igt  oder  erschlagen,  daher  obige  Bestimmung, 
weiteren  Verlaufe  des  Mittelalters  sorgten  jedoch  die 
ger    Kirchenfürsten    kräftig    für    den    Schutz   ihrer 
n   Unterthanen   in   Kärnten.     So   mufste  sich  Graf 
von  Pfannberg,  Hauptmann  in  Kärnten,  bei  der  Über- 
ier  ihm  von  dem  Bischöfe  Leopold  III.  von  Bamberg 
1363)    übertragenen    Hauptmannschaft   über    dessen 
nd  Güter  in  Kärnten  in  dem  Reverse  vom  9.  Dezember 
rpflichten,  „im  und  seinem  gotzhaus  all  ir  Juden,  die 
n  in  ieren  steten  und  vesten  in  dem  lande  ze  Kern  den 
en  trewen  (zu)  scherm  (schirmen)  vor  allem  gewalt 
recht  in  aller  weyzz,  als  sy  sich  selb  gegen  in  mit 
efen  verpunden  haben  an  alles  geuerd"  ^).   In  gleicher 
ersprachen  dem  genannten  Bischöfe  am  l.  April  1859 
ler  Leiniger  und  die  zwölf  Geschworenen   samt  der 
ie  der  Stadt  zu  Villach  bei  ihrer  Treue  „vmb  die 
die  hie  pey  uns  gesessen  sint  in  der  stat  datz  (da 
ach  oder  die  noch   herin  varent  hinder  unsere  vor- 
Q  herren,  das  wir  die  beschermen  und  befriden  suUen 
3  geuerd.     Und   ob   chain  (?)   auflauch  gescheh  in 
steten  in  dem  land  datz  Kemden,  so  sullen  wir  sew 
friden,  so  wir  pest  mügen  untz  (bis)  auf  unsers  herren 
•der  seines  gescheft  an  alles  geverd"®). 
3in  nicht  nur  ihr  Leben  und  ihre  persönliche  Sicher- 
rden  geschützt;  die  Bischöfe  sorgten  auch  dafür,  dafs 
glich  ihrer  Schuldforderungen  die  erforderliche  Hilfe 
Bischof   Ludwig   (1366—1374)    schlofs    mit    den 
n   Albrecht  III.  und   Leopold  III.   am   12.  Februar 


ichhorn,  Kopie  aus  einem  Bamberger  Chartular. 
ich  hörn,  Kopie  aus  einem  Bamberger  Chartular. 
ichhorn,  Kopie  aus  einem  Bamberger  Chartular. 
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1S68  einen  Vertrag  ab,  gemäfs  welchem  der  herzoj 
Landeshauptmann  in  Kärnten  den  Leuten  des  Bischöfe 
seines  Gotteshauses,  sie  mögen  Christen  oder  Juden 
beistehen  sollte,  dars  sie  von  ihren  Schuldnern  befri 
werden  ^). 

Ebenso  wurde  in  dem  Vergleiche  zwischen  dem  He 
Friedrich  und  dem  Bischöfe  Anton  von  Bamberg  (1432— 
vom  3.  Februar  1436  bestimmt,  dafs  der  Landeshaupt 
in  Kärnten  auf  Verlangen  bambergischer  Untertl 
Christen  oder  Juden,  denselben  behilflich  sein  solle 
den  landesftlrstlichen  Leuten  Schulden  nach  Recht  un 
wifsheit  einzukassieren  *). 

Mit  diesem  Schutze  steht  auch  das  Urfehdebeke 
des  Juden  Trostel  zu  Villach  vom  30.  Dezember  1386' 
der  Bischof  Lamprecht  (Lambert,  1374—1386)  gefange 
beschatzt  hatte,  nicht  im  Widerspruche,  da  aus  dem 
nicht  geschlossen  werden  kann,  dafs  jene  Gefangen) 
und  Beschatzung  auf  einem  Willkürakte  beruht. 

Die  geschilderten  günstigen  Verhältnisse  dauerten 
während  des  15.  Jahrhunderts  ohne  wesentliche  Tr 
fort,  bis  die  den  Juden  zugeschriebene  Ermordung  des 
von  Trient  auch  in  dem  Hochstifte  Bamberg  und  s 
Gebiete  für  die  jüdischen  Unterthanen  unter  dem  Bi 
Philipp  von  Henneberg  1478  die  Ausweisung  zur 
hatte*).  Dieses  Ausweisungsdekret  wurde  republizier 
von  dem  Bischöfe  Georg  von  Limburg,  1565  und  19.  Dej 
1566  von  dem  Bischöfe  Veit  IL,  7.  Juni  1585  von 
von   Mengersdorf,   3.    September   1593   von   Neidthai 


1)  Kurz,  Albrecht  lU.,  I  211. 

3)  Chmel,  Materialien  I  247. 

')  Eichhorn,  Kopie  aus  einem  Bamberger  Chartolar  N. 

*)  Spangenberg,    Hennebergische   Chronik  4   c.    18;,   ] 
Schudt,  Jüd.  Merkwürdigkeiten  IV  a,  281);  Hoff  mann,  AnnaL(L 
SS.   rer.  Episc.   Bamb.  90),   Jakob   Ayrer,  Bamberg.    Rdm-' 
(IL  Ber.  des  hist.  Ver.  77),  Eckstein,  Gresch.  der  Jaden  im 
Fürstbistume  Bamberg  1898,  13,  U. 
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Thungen,  und  in  der  Folge  1687,  1699,  1700,  1711,  1712, 
1713,  1748 »). 

In  Yillach  kaufte  die  Judenschule  im  Jahre  1535  der 
Stadtricbter  Andreas  Haifinger  um  120  Gulden,  worüber 
aber  erst  sein  Sohn  am  12.  April  1546  den  Kaufbrief  aus- 
fertigte «). 

über  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  den  Be- 
Sitzungen  des  Erzstiftes  Salzburg  in  Steiermark  und  Kärnten 
»ehe  Abschnitt  IV  über  die  Juden  im  Salzburger  Gebiete. 

Trotz  der  Ausweisung  der  Juden  lebte  der  Judenhafs 
besonders  in  Steiermark  ungeschwächt  fort.  Selbst  dafs  die 
Juden  in  dem  benachbarten  Österreich  weiter  belassen 
wurden,  bildete  wiederholt  einen  Beschwerdepunkt  der  inner- 
Werreichischen  Stände.  So  verlangte  der  Generallandtag 
der  österreichischen  Erbländer  in  Augsburg  (vom  12.  Dezember 

1525  bis  Anfang  März  1526),  an  welchem  neben  den  Ständen 
^ou  Nieder-  und  Oberösterreich,  Görz,  Tirol  und  Vorder- 
toerreich  auch  die  Stände  von  Steiermark,  Kärnten  und 
Krain  teilnahmen,  im  Art.  35  der  am  16.  Februar  1526 
tiberreichten  gemeinsamen  Beschwerde,  dafs  allen  Juden, 
teil  sie  den  Unterthanen  nicht  geringen  Schaden  und  Ver- 
daten bringen,  verboten  sein  solle,  in  den  Erblanden  zu 
tohnen,  wie  in  einigen  Erblanden  ohnehin  verordnet  ist, 
worauf  jedoch  Ferdinand  I.  in  seiner  Antwort  vom  23.  Februar 

1526  bezüglich  der  Länder,  welche  keine  dagegen  lautenden 
Privilegien  haben,  nicht  einging  ®).  Ebenso  protestierten  die 
Stände  in  der  Beschwerde  gegen  die  Ferdinandeische  Polizei- 
ordnung vom  1.  Juni  1542  —  vom  21.  Februar  1553,  fest- 
haltend an  den  alten  Verträgen,  nachdrücklichst  dagegen. 


^)  Gähn,  Beiträge  zur  Quellenkunde.   Gesch.  des  Bamberger  R. 

86;  Pf  ister  im  53.  Ber.  des  bist.  Ver.  in  Bamberg  214,  der  statt  des 

üihres   1565   die   Vertreibung  unter  Veit  II.  in  das  Jahr  1563  setzt; 

Klager,  Handschr.  Gesch.  im  Archiv  IV  167 — 168;  Eckstein  16,  17. 

«)  Vonend  a.  a.  0.  139. 

*)  M.  Mayr,  Zeitschrift  des  Ferdinandeums  III.  Folge,  38.  Heft 
ond  Separatabdruck  1894,  S.  82. 
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dafs  die  Juden  in  Ihrer  Majestät  niederösterreidiische 
Ländern  frei  handeln  und  wandeln  dürfen*). 

Ängstlich  wachten  insbesondere  die  steiermärkische 
Stände  über  die  genaue  Einhaltung  des  teuer  erkaufte 
Privilegiums  vom  18.  März  1496,  und  bei  jeder  Bestttigui 
der  Landesfreiheiten  (so  am  25.  Oktober  1520,  1.  Sovemh 
1523,  10.  November  1566,  7.  Januar  1593,  12.  Dezemh 
1596,  28.  Oktober  1631,  5.  Juli  1660  und  8.  Oktober  173 
liefsen  sie  sich  auch  den  „Brieff  von  Aufstreibong  d 
Judischeit  aus  Steyr"  mit  bestätigen*). 

Der  Durchzug  und  der  Aufenthalt  der  Juden  wurdi 
strenge  überwacht.  So  bestimmt  z.  B.  das  Pantaiding  d 
Landgerichtes  Landskron  bei  Brück  an  der  Mur  1617  (j 
„Item  alle  Juden,  die  im  lantgericht  begriffen  wurden,  sei 
dem  landrichter  oder  sein  poten  schuldig  umb  merere  siebe 
heit :  ain  jede  person  zu  fuefs  1 2  Pfenn.  und  zu  rofs  od 
wagen  24  Pfenn.  Welche  sich  dessen  sezen,  seint  dem  lai 
ftlrsten  verfallen  32  Pfund  Pfenn.  und  dem  lantricht 
10  pfunt  Pfennig"^).  Nach  dem  Tarif  für  das  kaiserlic 
Mautamt  in  Leoben  vom  6.  Mai  1714  mufste  ein  Jude  i 
seine  Person  eine  Maut  gebühr  von  einem  Gulden  zahlen 

Es  hatten  somit  die  Juden  in  Steiermark,  wie  in  d 
Salzburgischen  Gebiete  und  in  Tirol,  nach  der  Ausweist 
einen  Leibzoll  zu  entrichten. 

Nach  anderen  Verordnungen  war  ihnen  der  Aufentl 
ohne  Erlaubnis  verboten.  In  dieser  Beziehung  bestimmt 
Gerichtsordnung  zu  Strafsfried  Amoldstein  (zwischen  Vill 
und  Tarvis  in  Kärnten)  aus  dem  17.  Jahrhundert  im  Art. 
soll  auch  sonsten  kein  gerichtsman  und  unterthan  in  Str 
friederischen  gericht  ledigmafsige  persohnen  und  herren 
gesinde  so  wenig  Juden,  schotten,  sofeyer,  unbekant  pet 


M  Muchar  a.  a.  0.  VUl  517. 

^)  V.  Luschin,  Die  steierischen  Landhandfesten  (Beiträge 
188  ff.). 

')  Bischoff  und  Schönbach,  Steierische  und  Kärtniache 
dinge  1881  (Österr.  Weistümer  VI  827). 

*)  Graf,  Nachrichten  über  Leoben  und  die  Umgegend  1824. 
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[einer,  landsknecht  und  andere  landfahrer  ohne  forwissen 
d  erlaubnus  beherbigen  und  aufhalten,  sondern  dem  ge- 
htsherm  anzaigen"  ^). 

Nur  ausnahmsweise  bewilligten  die  Stände  über  Wunsch 
r  Regierung  einzelnen  Juden  den  Aufenthalt  im  Lande, 
1753  dem  Juden   Elias  Israel  auf  sechs  Wochen,   1779 
n  Juden  Ascher  Joseph  auf  vier  Tage. 

Als  in  dem  Hofdekrete  vom  16.  Mai  1781  (Gubernial- 
imation  vom  29.  Mai  1781)  die  Tolerierung  der  Juden 
igesprochen  wurde,  brachten  die  steirischen  Stände  bei 
iser  Joseph  IL  dagegen  eine  Vorstellung  ein,  über  welche 
•  Kaiser  laut  Hofkanzleidekrets  vom  20.  Oktober  1781 
ibernial-Intimation  vom  12.  November  1781)  eröffnete: 
i  hierlands  vermöge  landesfürstlicher  Privilegien  derzeit 
ier  Juden  vorhanden  seyen  noch  geduldet  werden,  so  seye 
gen  Einführung  oder  Tolerirung  der  Judenschaft  im 
sigen  Lande  ohnehin  keine  Frage  nicht." 

Trotzdem  gestattete  das  Patent  vom  9.  September 
13,  dafs  „die  In-  und  Ausländer  sowohl  christlicher  als 
er  anderen  Religion  die  Jahrmärkte  zu  Graz,  Klagenfurt, 
ibach  und  Linz  besuchen  können";  jedoch  war  gemäfs 
sem  Patente,  dem  Cirkulare  vom  20.  Oktober  1784  und 
n  Patent  vom  4.  Juni  1787  den  Juden  aufs  strengste 
•boten,  aufser  diesen  Jahrmärkten  das  Land  zu  betreten, 
hrend  derselben  von  Haus  zu  Haus  zu  verkaufen,  andere 
line  Jahrmärkte  zu  besuchen  und  altes  Silber  oder  andere 
Qge  einzukaufen^). 

Im  §  67  „Von  Abschaffung  der  Juden"  der  Beilage  der 
Darstellung  aller  ständischen  Beschwerden,  Bitten  und 
Gnsclie"  zu  der  an  Kaiser  Leopold  IL  1790  gerichteten  Ein- 
te „Von  Wiedereinführung  der  ständischen  Verfassung  und 
rer  Wirksamkeit"  baten  die  Stände  unter  Hinweis  auf  das 


0  Bischoff  und  Schönbach  a.  a.  0.  442. 
')Wartinger,  Über  das  Befugnis  der  Juden,  in  Steiermark  mit 
kreide  zu  handeln  (Steierm.  Zeitschr.  VllI  1827  S.  149—152). 

Weherer,  Beitrftge  I.  38 
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Landesprivilegium  vom  18.  März  1496,  es  sei  den  Jude 
auch  der  Besuch  der  Grazer  Jahrmärkte  ,,  schärfest  zu  vei 
bieten"  ^). 

Mit  der  kaiserlichen  Entschliefsung  vom  15.  Novembc 
1819  (Hofkanzleiverordnung  vom  25.  November  1819  Z.  3694! 
wurde  das  Verbot  des  Getreidehandels  der  Juden  i 
Steiermark  bis  auf  weiteres  aufgehoben ,  ohne  dafs  jedoc 
hieraus  eine  Erweiterung  ihrer  sonstigen  gesetzmäfsige 
Befugnisse  oder  eine  Duldung  in  solchen  Provinzen,  wo  s 
ausgeschlossen  sind ,  gefolgert  oder  zugestanden  werde 
kann  *). 

Noch  mit  den  Gubemialverordnungen  vom  26.  Febnu 
1828  Z.  5165  und  5.  März  1828  Z.  3509  wurden  die  oh 
erwähnte  kaiserliche  Entschliefsung  vom  9.  September  178 
die  Gubernialdekrete  vom  20.  September  1783  und  20.  Oktob 
1784  betreffend  die  Nichtgestattung  des  Aufenthaltes  d 
Juden  in  Steiermark  aufser  in  den  Jahrmarktszeiten  in  6r 
und  das  Verbot  des  Hausierhandels  derselben  unter  Berufui 
auf  die  alten  Privilegien  des  Landes  republiziert'). 

Nach  §  27  der  Verfassungsurkunde  des  österreichisch» 
Kaiserstaates  vom  25.  April  1848*)  sollten  die  Beseitigui 
der  in  einigen  Teilen  der  Monarchie  noch  bestehenden  \( 
schiedenheiten  der  bürgerlichen  und  politischen  Rech 
einzelner  Religionskonfessionen,  sowie  die  Aufhebung  d 
der  Erwerbung  aller  Arten  von  Grundbesitz  noch  ei 
gegenstehenden  Beschränkungen  den  Gegenstand  d( 
ersten  Reichstage  vorzulegender  Gesetzesvorschläge  bild 
und  gemäfs  §§17  und  31  war  allen  Staatsbürgern  die  vo 


')  Vgl.  hierzu  Bid  ermann,  Die  VerfassungskiisiB  in  Steieist 
zur  Zeit  der  ersten  französischen  Revolution  (Mitt.  des  histor.  Verl 
f.  Steiermark,  Heft  XXI  1873)  und  v.  Zahn,  Aus  der  Zeit  der  \ 
fassungsumkehr  in  Steiermark  (Steierm.  Geschichtsbl&tter  VI  V 
S.  80  ff.,  162  ff.,  198  ff.). 

3)  Provinzial-Gesetzsammlung  1819,  S.  S92,  N.  146. 

*)  Provinzial-Gesetzsammlung  1828,  8.  42,  N.  26  und  182^  S 
N.  48. 

«)  Provinzial-Gesetzsammlung  1848,  S.  180,  N.  81. 
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Glaubens-  und  6e¥ri8sens-,  sowie  die  persönliche  Freiheit 
und  die  freie  Ausübung  des  Grottesdienstes  gesichert.  Das 
kaiserliche  Patent  vom  4.  März  1849  (R.G.Bl.  N.  151)  über 
die  durch  die  konstitutionelle  Staatsform  gewährleisteten 
politischen  Rechte  stellte  die  Israeliten  in  Staats-  und  privat- 
rechtlicher Beziehung  den  Christen  vollkommen  gleich. 

Allein  in  dem  kaiserlichen  Patente  vom  31.  Dezember 
1851  (R.G.Bl.  N.  3Ä  1852),  durch  welches  jenes  Patent 
aufser  Kraft  gesetzt  worden  war,  wurde  erklärt,  dafs  jede  in 
den  im  Eingange  des  Patentes  erwähnten  Kronländer  gesetzlich 
anerkannte  Kirche  und  Religionsgesellschaft  in  dem  Rechte 
der  gemeinsamen  öffentlichen  Religionsübung,  in  der  selb- 
ständigen Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  und  im  Besitze 
der  für  ihre  Kultus-,  Unterrichts-  und  Wohlthätigkeitszwecke 
bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds  erhalten  und 
geschützt  werden  solle  (welche  Bestimmung  jedoch  auf  die 
Juden  in  Innerösterreich  keine  Anwendung  hatte,  weil  die 
israelitische  Religionsgesellschaft  in  demselben  nicht  an- 
erkamit  war),  und  mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
i  Oktober  1858  (R.G.B1.  N.  190)  P.  I  für  alle  Kronländer 
imrde  bestimmt,  dafs  vom  Tage  der  Kundmachung  dieser 
Verordnung  durch  das  Reichsgesetzblatt  bis  zur  bevor- 
stehenden definitiven  Regulierung  der  staatsbürgerlichen  Ver- 
kütnisse  der  Israeliten  in  jedem  Kronlande  die  in  demselben 
W  und  bis  zum  1.  Januar  1848  bestandenen,  die  Besitz- 
ftkigkeit  der  Israeliten  beschränkenden  Vorschriften  pro- 
^risch  wieder  in  Kraft  treten  sollen  (mit  den  im  P.  II 
^geführten  Ausnahmsfällen,  wenn  die  Israeliten  den  recht- 
Mfsigen  Besitz  bereits  vor  diesem  Tage  erworben  oder  das 
^ch  um  Eintragung  ihres  Besitzes  in  den  öffentlichen 
Bflchem  bereits  überreicht  haben).  Hierdurch  war  der  Status 
?uo  vor  1848  wieder  hergestellt. 

Die   in   der  kaiserlichen  Verordnung   vom  2.  Oktober 

1853  in  Aussicht  gestellte  Regulierung  der  staatsbürgerlichen 

Verhältnisse  der   Israeliten   erfolgte   bezüglich   der  Besitz- 

ilhigkeit  mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  18.  Februar 

1860  (R.G.B1.  N.  46)  wirksam  für  Niederösterreich,  Böhmen, 

33* 
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Mähren,  Schlesien,  Ungarn,  die  serbische  Wojwodschaft  ul 
das  Temeser  Banal,  Kroatien,  Slavonien,  Siebenbürgen,  dis 
Küstenland  und  Dalmatien  und  mit  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  18.  Februar  1860  (R.G.Bl.  N.  44)  für  GalincB, 
die  Bukowina  und  das  Grofsherzogtum  Krakau,  bezog  sieh 
jedoch  nicht  auf  Oberösterreich,  Salzburg,  SteiemttrL 
Kärnten,  Krain,  Tirol  und  Vorarlberg,  in  welchen  Länden 
die  Juden  daher  von  dem  Besitze  unbeweglicher  Güter  aufk 
weiterhin  ausgeschlossen  blieben. 

Ein  anderes  Privilegium  odiosum  enthalten  die  Gemeinde- 
ordnungen für  Kärnten  vom  15.  März  1864  (L.G.Bl.  X.  61 
für  Oberösterreich  vom  28.  April  18G4  (L.G.Bl.  N.  6),  Salz- 
burg vom  2.  Mai  1864  (L.G.Bl.  N.  7),  Steiermark  vom  2.  Mii 
1864  (L.G.B1.  N.  5),  Tirol  vom  9.  Januar  1866  (L.G.Bl.  X.  1) 
und  Krain  vom  17.  Februar  1866  (L.G.B1.  N.  2).    Während 
im  §  1   der  Gemeindeordnungen  aller  anderen  Länder  den 
Predigern   oder  Rabbinern  der  jüdischen  Glaubensgenossen 
gleich  den  christlichen  Seelsorgern  und  höheren  Geistlichen 
der  christlichen  Konfessionen  das  aktive  Wahlrecht  in  der 
Gemeinde  ohne  Rücksicht  auf  die  Steuerzahlung  eingeräumt 
ist,   sind    die  obengenannten  israelitischen  Funktionäre  ii 
jenen  Gemeindegesetzen  unter  den  Wahlberechtigten  nickt 
angeführt  (wohl  weil  keine  israelitischen  Kultusgemeindei 
in  den  erwähnten  Kronländern  bestanden)   und  stand  den- 
selben   gemäfs   den  Landtagswahlordnungen  dieser   Länder 
vom  26.  Februar  1861  auch  das  aktive  und  das  passive  Wahl- 
recht für  den  Landtag  nicht  zu. 

Erst  das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867 
(R.G.Bl.  N.  142)  über  die  allgemeinen  Rechte  der  SUats- 
bürger  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  (Art.  2,  4,  6,  14  und  15)  hob  principiell  die  Be- 
schränkungen der  Juden  in  den  angeführten  Ländern  aot 
wie  auch  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  derselben  fbr 
den  Reichsrat  in  diesen  Ländern  nach  der  Reichsrats- 
Wahlordnung  vom  2.  April  1873  (R.G.Bl.  N.  41)  §§  9  and 
19  aufser  Frage  steht  Gemäfs  dem  Gesetze  vom  21.  Man 
1890  (R.G.Bl.  N.  57)  betreffend  die  Regelang  der  ftafsei« 


1 


j 
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lechtsverhältnisse  der  israelitischen  Religionsgesellschaft 
ind  die  Juden  in  allen  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
eichen  und  Ländern  berechtigt,  Kultusgemeinden  zu  gründen, 
ie  Angelegenheiten  derselben  durch  den  gewählten  Vorstand 
a  besorgen,  Rabbiner  zu  bestellen,  Leistungen  (Abgaben 
od  Gebühren)  nach  Mafsgabe  der  Statuten  der  Gemeinde 
ufeuerlegen,  ihre  religiöse  Überzeugung,  besonders  auch  in 
toeller  Beziehung,  zu  bethätigen  und  die  Einrichtung  und 
m  Wirkungskreis  der  Kultusgemeinde  durch  ein  der  staat- 
:hen  Genehmigung  unterliegendes  Statut  zu  regeln. 


n. 

Krain^). 


In  Krain  waren  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  nicht 
wie  in  Österreich  und  Steiermark,  durch  feste  Gesetze  ge- 
regelt, sondern  beruhten  lediglich  auf  landesfürstlichefi 
Specialprivilegien.  Eines  der  interessantesten  Privilegieft 
dieser  Art  ist  der  Ende  Januar  oder  anfangs  Februar  1828 
ausgestellte  Freiheitsbrief*)  König  Heinrichs  von  Böhm», 
Grafen  von  Tirol  und  Herzogs  von  Kärnten,  für  die  Jude» 
Manuel,  Bonaventura  den  Arzt,  Jakobs  Sohn  Aaron,  Pilgrein 
Jakob  und  Bonaventura,  Jeriums  (Jeremias)  Söhnen  usi 
ihre  Gesellen,  die  Juden  von  Sibidat,  in  welchem  er  ihoei 
den  Aufenthalt  in  seiner  Herrschaft  Krain ,  wie  lange  and 
wo  sie  bleiben  wollen,  nebst  allen  jenen  Befugnissen,  die  ei 
ihnen  in  einer  früheren  Urkunde")  verbrieft  hatte,  zusicherte 

>)  Die  Juden  in  Krain  (von  A.  Dimitx)  in  der  „Laibacher  t» 
tung*"  N.  51,  52,  54  vom  3.,  5.  und  7.  M&n  1866  (ohne  Angmbe^ 
Verfassers);  Dimitz,  Geschichte  Krains  1874£,  I  239,  305;  U  ^ 
IV  51,  177,  230,  319. 

>)  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv  in  Wien.   Cod.  391,  Fol.  55  b. 

')  Bereits  Mitte  März  1327  hatte  König  Heinrich  bewüligt.  ^ 
Heinrich  von  Schrofenstein  und  Jakob  der  Wechsler  von  Laibacb  <& 
Juden  Bonaventuren  Arnold,  Pilgrein  und  Jakob,  Sohn  des  Jeresi* 
von  Sibidat  und  Grörz  und  ihre  Gesellschaft  auf  die  landetfonliicki 
Oilten  des  Amtes  in  Laibach  anweisen  bezüglich  der  Schaldfbrderaapi 
welche  diese  Juden  an  sie  beide  sowie  weiland  NjcUns,  Tjiiiiinrliw3b< 
in  Krain,  laut  Verschreiben  zu  stellen  haboi.  Wiener  Haot-,  Bf 
und  Staatsarchiv.  Cod.  391,  Fol  36. 


—    519    — 

Er  verbot,    dars  jemand  für  ein  ihnen  versetztes  Pfand  in 
ihrem  Hause   ein   höheres  Angebot   mache.     Habe  jemand 
gegen  sie  auf  Leib  und  Gut  zu  klagen ,  so  nehme  er  einen 
Juden  und  einen  Christen  mit  sich,    um  seine  Sache  vor- 
zubringen.   Sollte  in  den  „deutschen  Landen"  eine  Neuerung 
mit  den  Juden  vor  sich  gehen ,  so  übe  dieselbe  auf  sie  in 
seinen  Ländern  keine  Rücki^irkung;  in  seinem  Gebiete  sei 
ihnen  Sicherheit  gegen  jedermann  gewährleistet.    Niemand 
dürfe  sich   ihrer  rechtmäfsig  verbrieften  Forderungen  ent- 
schlagen.   Was  sie  in  Barem  ausleihen,  soll  ihnen  in  der- 
selben Münze  zurückerstattet  werden,  falls  sie  dies  fordern, 
oder  mit  anderer  Münze  in  gleichem  Geldwerte.    Nur  sie 
allein  sollten   zum    Ausleihen   befugt   sein.    Jede  ihnen  in 
seinem  Gebiete  zugefügte  Gewaltthätigkeit  versprach  er  ihnen 
wieder  gut  zu  machen.   Ohne  sicheres  Pfand  seien  sie  nicht 
verpflichtet,  weder  seinem  Hauptmanne,  noch  seinen  Pflegern 
oder  anderen    zu   borgen.     Er  reservierte   sich  selbst  das 
Strafrecht,  falls  einer  von  ihnen  sich  gegen  ihn,  sein  Land 
oder  seine  Leute  vergehen  sollte.    Am  9.  Februar  1330  er- 
teilte Heinrich  dem  Bonaventura,  Aaron   und  Pilgrein  und 
ihren  Gesellen,  seinen  Juden  von  Laibach,  die  Vollmacht, 
dafs  derjenige,  dem  sie  für  einmal  eine  gültige  Abrechnung 
gelegt  hätten,  nicht  nochmals  eine  Rechnungslegung  fordern 
dürfe.    An  seine  Richter  in  Laibach  ergehe  der  Befehl,  ge- 
kannte Juden  bei  diesem  Rechte  zu  schützen^). 

Eine  gröfsere  Niederlassung  der  Juden  bestand  in  Krain 
Wofs  in  Laibach.  Hier  haben  die  Juden  1213  ihre  alte 
Synagoge  von  neuem  und  viel  herrlicher,  als  sie  vorhin  war, 
^ttfgebaut,  „weil  sie  überaus  reich  waren  und  mit  den 
Venetianern,  Ungaren  undKrabaten  grofsen  Handel  trieben"^). 


1)  Ebendaselbst  Cod.  886  f.  10. 

•)  J.  Weichard  von  Valvassor,  Ehre  des  Herzogtums  Krain 

oder  desselben  topographisch-histor.  Beschreibung  1689,  XI  710;  Kiun, 

äntav  für  die  Landesgeschichte  von  Krain  1854,  II  8.    Die  Synagoge 

heknd  sich  an  der  Stelle,  wo  später  das  Haus  N.  226  im  „Judensteige" 

«tand.  Vgl.  anch  Bichter,  Geschichte  von  Laibach  (in  Kinns  Archiv) 

1852  I  18&    Auch  die  in  dem  „Lueger  alt  Lehenbuche *"  1453  erwähnte 


—    520    — 

Aufser   dem   Handel   war   das   zinsbare   Darlehn,  wie 
anderwärts,  ihre  bedeutendste  Erwerbsquelle,  und  die  ersten 
Adelsgeschlechter  des  Landes,  die  Lamberger,   Auersperge, 
Reutenberger   u.  a.   wurden   ihre   Schuldner^).     Hierdurch 
gelangten  sie  in  den  Pfandbesitz  oder  in  die  Nutzniersang 
verschiedener  Güter  im  Lande.    So  erwähnt  eine  Urkunde 
vom  22.  September  1466  der  Güter  zu  Yeser  (Jezero),  zu 
den  Stauden,  zu  Treuen,  zu  St.  Margareth,  Strafsberg  u.  a., 
die   der  Jude  Joseph   in  Laibach  besessen').     Allein  audi     l 
von  dem  Eigenbesitze  von  Immobilien  waren  sie  nicht  aus-     { 
geschlossen.    Am  6.  nach  St  Urban  1451  tauscht  der  Priester 
Christian    Jakutsch    sein    Vaterhaus    in   Laibach    mit  den 
Hause  des  Juden  Aaron  und  dessen  Ehegattin  RyflTka  hinter 
der    Kapelle    des    heiligen    Nikolaus').     Mit   Mandat  Tom 
27.  Januar  1478  wird  den  Juden  in  Laibach  aufgetrageOi 
das  „Örtl**   an  der  Stadtmauer  am  Neuen  Markte  und  deft 
Turm  an  dem  Wasser,  den  sie  innehaben,  zu  bauen,  t^ 
Wehr  zuzurichten  und  auszubessern*). 

Bei  dem  Betriebe  des  Darlehensgeschäftes  machten  ihne^ 
steiermärkische   (besonders  Marburger)  Juden   starke  Kot^ 
kurrenz*),  sowie  anderseits  wieder  Laibacher  Juden  in  de^^ 
Pfandbesitz   von  Liegenschaften  in  Steiermark  und  Öste^' 
reich  gelangten*),  die  ihnen  anläfslich  der  Gewährung  vcf^ 
Zinsdarlehen  zugewiesen  wurden. 


Ortschaft,   „zu  den  Juden  Puchel'^  weist  auf  dne  Jndenniederiasso^^ 
hin.    D  i  m  i  t  z ,  Der  Lueger  alt  Lehenbuch  (Mitt  des  Krainer 
Vereins  1866,  S.  250). 

1)  Valvassor  XV   809;   Mitt.  des  hist  Vereins  £  Krain 
S.  48  (30),  51  (50),  52  (55),  65  (101)  u.  a. 

•)  ßirk,  Regesten  X  434,  N.  918. 

>)  Valvassor  IX  79. 

«)  Chmel,  Archiv  f.  K.  österr.  Geschichtsq.  1849  11  151. 

^)  Vgl.  Wiener,  Regesten  230  N.  101,  Originalorkonde  im 
bacher  Rudolfinum  vom  Pfinztag  nach  Mariae  Gebart  1444  o.  a. 

*)  Laut  Urkunde  Herzog  Friedrichs  des  Jüngeren  vom  Eritag'V^ 
St.  Pauls  Conversion  (24.  Januar)  1436  besafii  Jekl,  Jude  von  Ltdhm^* 
von  weiland  Friedrich  Bruckl,  dessen  Gattin  und  Sohn  nach  lab^ 
des  Gerichts-  und  Behabbriefes  des  Judenrichters  von  Marburg.  Ri 
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Allein  neben  dem  Betriebe  des  Handels  und  der  Geld- 
geschäfte scheinen,  falls  ein  Schiurs  aus  dem  Namen  auf  die 
Beschäftigung  berechtigt  ist,  die  Juden  in  Krain  auch  Hand- 
werke betrieben  zu  haben,  worauf  die  in  dem  Amtsbuche 
des  Laibacher  Vicedoms    vom   Jahre    1496    vorkommenden 
Namen  „Jud  Mvlner,  Jud  Tischler"  u.  a.  hinweisen^). 

Die  Juden  in  Krain  unterstanden  in  administrativer  und 
finanzieller  Beziehung  dem  herzoglichen  Vicedom.  Die  civil- 
rechtlichen  Angelegenheiten  mit  den  Christen  gehörten  teils 
in  die  Kompetenz  des  Vicedoms  (so  ist  z.  B.  der  oben  er- 
wähnte Tauschvertrag  zwischen  dem  Priester  Christian 
Jakutsch  und  dem  Juden  Aaron  und  seiner  Gattin  Ryifka 
vom  Jahre  1451  betreffend  ihre  Häuser  in  Laibach  von 
Petrus  Poltz,  Pfarrer  in  Morftutsch,  dem  Archidiakon  in 
Krain,  und  dem  Vicedom  Georg  von  Weichselberg  unter- 
scrieben),  teils  (besonders  bezüglich  der  Zinsdarlehen  und 
der  mit  denselben  im  Zusammenhange  stehenden  Rechts- 
fragen) in  den  Wirkungskreis  des  Judengerichtes.  Da  jedoch 
in  Krain   das  Fridericianum  oder  eine  seiner  Nachbildungen 


liait  von  Straspurg,  vom  Phinstag  nach  St.  Erhartstag  (12.  Januar) 
1436  mehre  Besitzungen  in  Obercilly,  Puch,  Hagenpuch,  Chottin  und 
I^ensdorf  (Urk.  im   Laibacher  Budolfinum).    Am  20.  Mai  1465  giebt 
Priedrich  III.  Andreien  Walstorffer,  Bürger  zu  Neustadt,  und  seinen 
&ben  das  Haus  daselbst  in  der  Vorstadt,   y,so  von  Petem  Goldner 
Tcm  seiner  Verhanndlung  wegen  an  aim  weilent  vnserr  Juden  Jekl 
von  Laibach  ergangen^  an  den  Kaiser  gefallen  war.   (Birk,  Regesten 
X  424  N.  838>    Am  22.  September  1466  beurkundet  der  Kaiser,  dafs 
^^>^reiicz  Tessitsq)!  mit  der  Bitte  vor  ihn  gekommen  sei,  ihm  einige 
Önmdstücke    und   Güter   zu    Yeser,   zu    der   Stauden,    zu    Treuen, 
St  Margareth,  Strafsberg  u.  a.  zu  verleihen,  „wann  vnser  Jud  Joseph, 
^  Laibach  gesessen,  die  . .  .  Barbaren  seiner  Hausfrau  als  Erbin  weil. 
Anuens  attwann  Hannsens  Lindegker",  Witwe  in  der  Landschomme 
^  Laibach  mit  Kecht  anbehabt  (im  Rechtsstritte  ersiegt)  und  die  auf 
wiche  Behabnus  (Sieg  im  Prozesse)  Andreen  Hohenwarter,  Hauptmann 
'»  der  Mettling,  zu  des  genannten  Lorencz  Händen  vor  Gericht  über- 
geben und  demselben  Lorencz  darauf  mit  Recht  zugesprochen  worden 
«nd  (Birk  X  484,  N.  918). 

^     *)Dimitz  in   den  MitteiL   des   Musealvereins  für  Krain    1868, 
8. 53  ff. 
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nkht  galten  und  daher  auch  die  diesen  Judensatzungen  em- 
sprechende  Institution  des  Judenrichters  in  diesem  Lande 
nicht  bestand  ^X  so  ging  in  den  in  Österreich  und  Steienuii 
dem  Judenrichter  vorbehaltenen  Angelegenheiten  der  Knuer 
Juden  der  Rechtszug  meist  an  das  Judengericht  in  Marburg 
So  ist  der  oben  erwähnte  Gerichts-  oder  Behabbrief  fir 
den  Juden  Jekl  in  Laibach  vom  12.  Januar  1436.  aus- 
gefertigt von  Reinhart  von  Straspurg,  Judenrichter  in  Mar- 
burg, und  der  Behabbrief  für  GamI,  Mayrs  Bructer  in  Ihr- 
bürg,  über  die  Verpfändung  und  Zuweisung  mehrerer  Güter 
des  Georg  Scheyrer  in  Krain  (Altenburg,  Erlach,  EentetOL 
Lautenperg,  Rügest orf,  Welsperg,  Kronau,  Eobelsperg.  Sdreyr. 
Glin,  Toreschen,  Türen,  Jegerstein,  Globotsch,  Batschach  m) 
vom  10.  September  1444  ausgestellt  von  Jost  Walduer, 
Judenriehter  in  Marburg'). 

In  Strafsachen  unterstanden  sie  gleich  den  Christen 
wie  aus  dem  Mandate  Friedrichs  III.  ddo.  Salzburg,  an 
Eritag  vor  St.  Veit  (14.  Juni)  1485»)  hervorgeht,  der  Surf- 
gewalt  des  Richters  und  Rates  der  Stadt  Laibach. 

Infolge  der  regen  Wechselbeziehungen  der  innw- 
österreichischeu  Länder  unter  einander  entstand  gewohnheits^ 
rechtlich  in  denselben  eine  Rechtsgemeinschaft  in  aoS' 
gedehntem  Umfange*),  die  in  mehrfacher  Richtung  auck 
bezüglich  der  Juden  zum  Ausdruck  gelangte,  so  besosdets 
bei  der  Berufung  von  Brief  und  Siegel  und  bei  der  Ver- 
anlagung  der    landesfürstlichen    Steuern.     Wahrscheinlif^ 


1)  Das  Mandat  Friedrichs  lU.  (vom  April?)  1478  an  seine  flffpi' 
leute,  Verweser^  Landschreiber,  Vitzthumben  und  Judenriehter  * 
seinen  Fürstentümern  Steiermark,  Kftmten  und  Krain  (Chmel,  ^^ 
Habsb.  I  2,  930,  MCCCV)  steht  mit  dem  Obengesa^n  nicht  im  Vld«^ 
Spruche,  denn  dasselbe  ist  kollektiv  an  alle  in  Betracht  kommeB^ 
Behörden  dieser  Länder  gerichtet,  woraus  jedoch  nicht  gdcAff^ 
werden  kann ,  dafs  alle  daselbst  genannten  Amtspersonen  aoch  tltf^ 
sächlich  in  jedem  der  drei  Länder  vorkamen. 

*)  Beide  Urkunden  in  orig.  im  Rudolfinum  in  Laibach. 

')  Klun,  Diplomatarium  Camiolicum  I  1855  S.  id,  N.  68. 

«)  Bischoff,  Steiermark.  Landrecht  des  Mittelalters  1875,  S.^^ 
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vrar  auch  das  steiermärkische  Landrecht,  das  iu  den  Art.  32, 
M,  227,  246—252  das  Judenrecht  in  Steiermark  behandelt, 
Q  Krain  in  Gebrauch  ^). 

Am  Pfingsttage,  22.  Sambart  5206  nach  Erschaffung 
er  Welt  (1445  der  christlichen  Zeitrechnung)*)  liefs 
riedrich  von  Lamberg  in  der  Judenschule  in  Marburg 
jttels  Berufung  von  Brief  und  Siegel  die  jüdischen  Gläubiger 
iner  Verwandten  auffordern ,  vorzukommen  und  zu  zeigen 
id  zu  wissen  thun  ihre  „Brieffe  vndter  30  Tagen  als  rechter 
erueffung  im  Lande  Steiermark  **,  und  auf  Grund  eines 
iffenbrieflichen*'  Bekenntnisses  von  fünf  Juden  aus  Marburg, 
adkersburg,  Judenburg,  St.  Veit  und  Laibach  wurde  die 
rklärung  ausgestellt,  dafs  kein  Lamberger  denselben  etwas 
huldig  sei. 

Einen  weiteren  Beweis  für  die  auch  in  Krain  übliche 
enifung  von  Brief  und  Siegel  liefert  der  „Embrestbrief" 
ii8  lossprechende  Urteil)  ddo.  Laibach,  Montag  vor 
:.  Michelstag  (28.  September)  1467  des  Landesverwesers 
Ibrecht  Melcz  für  Meister  Christoph  Petschacher,  in  welchem 
•klärt  wurde,  dafs  der  letztere,  nachdem  bezüglich  der 
af  das  Erb  und  Gut  seines  verstorbenenen  Vetters  Mert 
nd  seines  verstorbenen  Bruders  Jörg  Petschacher  lautenden 
riefe  und  „Kuntschafft",  die  er  in  seinem  Hause  in  Stein 
ehabt,  das  abgebrannt  ist,  die  viermalige  Berufung  „ob 
emandt,   welcher  der  wer,  es  sein  geistlich  oder  weltlich. 


»)  Bischoff  a.  a.  0.  S.  65. 

*)  Valvassor  a.  a.  0.  XV  309.  Dimitz  in  dem  oben  an- 
gefahrten Artikel  „Die  Juden  in  Krain*'  hält  das  Jahr  5206  für  iden- 
isch  mit  dem  Jahre  1278  der  christlichen  Zeitrechnung;  allein  das 
^on  erwähnten  jüdischen  Jahre  gleichkommende  christliche  Jahr  er- 
(i^bt  sich,  wenn  man  von  5206  die  Zahl  8761  abzieht;  darnach  ist 
^  richtige  Jahr  der  christlichen  Zeitrechnung  1445.  Vgl.  Meier- 
^ornick,  System  der  Zeitrechnung  1825;  v.  Zahn,  Über  eine  jü- 
^be  Urkunde  des  15.  Jahrhunderts  (Mitt.  des  hist.  Vereins  f.  Steier- 
"^  1862.  11.  Heft.  201).  Einen  Monat  „Sambat"  giebt  es  nicht;  es 
^x^  der  Monat  Schebat,  der  11.  Monat,  Butenmonat,  entsprechend 
^  Fehraar  gemeint  sein.  (Vgl.  Hamburger,  Real-Encjklopädie 
fc  Bibel  und  Talmud  1883,  II  608). 
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Christ enii  oder  Juden ,  edel  oder  ynedl ,  die  di  bräB  ritt 
knntj^liafFt  haben''  erfolglos  geblieben  war,  udi  im  Mß- 
erkenntnisse  der  Landleute  ^hinfQr  gegen  lätennniiöki 
gancz  mnsig  xitd  enbrocben*  sei  *).  Aach  ergiBpm  fif  ^•■ 
stÄndignngen  über  die  Teranlafste  Bemfang  t«  Brirf  «i 
Siopel  in  den  Jndenschnlen  an  die  Joden  ii  SttBemut 
Kärnten  und  Krain*), 

Bezüglich  der  Steuern  und  anderen  Lrisnnpi  I» 
Juden  in  Krain  mufs  unterschieden  werden  zrodMnlo**' 
fürstlichen  und  Kommunal  Verpflichtungen.  Bei  im  löte- 
fürstlichen  Steuern  bildeten  hinsichtlich  der  Undepnc  «i 
Zahlung  der  allgemeinen  Abgaben  die  Juden  (die  Judisclkrt 
in  Steiermark,  Kfirnten  und  Krain  im  15.  Jahrimkrt' 
eine  in  solidum  haftende  Steuergesellschaft,  welche  dt  ^ 
sie  fi^tgesetite  Steuerkontingent  im  Wege  der  Reptitiö* 
aufbringen  mufste.  Allein  aufserdem  hatte  die  JödisciW 
von  Laibach  noch  specielle  landesfürstliche  Abgab«  n  * 
richten.  So  bestimmte  das  Mandat  Friedrichs  IIL  ^ 
28,  September  1469»),  dafs  die  Judischheit  in  LaiUck*« 
Jobst  Harrer  107  Pfund  7  Schilling  für  Sold  und  65G«M« 
ungarisch  und  (oder?)  Dukaten  für  Schaden  und  60  Pfo* 
geben  solle. 

Was  die  stÄdtischen  Leistungen  betrifft ,  so  wir  i» 
den    Privilegien   Heinrichs   von   Kärnten    1320,   Ottos  ^ 
Österreich    1336,   Albrechts  IIL    1367,   Albrechts  IIL  «^ 
Leopolds  IIL   1370,  Friedrichs  IIL  1448,   1461.  1476«»* 
Max^  I.  1510   für   Laibach*)  jeder  Hausbesitzer  in  dies« 
Stadt  (Geistlichkeit  und  Adel  nicht  ausgenommen)  verbünd«*' 
zum   gemeinen   Besten   die  Steuern  zu  entrichten  und  ^ 
Besorgung  der  Wachen,  bei  Herstellung  der  Stadtniai»^ 
Gräben  und  Brücken  und  in  anderer  Weise  mitzuhelfen, 
war  daher  keine  Ausnahmsverfügung,  wenn  Friedrich 


»)  Bischoff  a,  a.  0.  186. 

«)  Chmel,  Mon.  Habsb.  I  2,  930  MCCCV. 

•)  Wiener,  Regesten  92,  N.  87. 

*)  Klun,  Diplom.  Carniol.  I  N.  1,  2,  6,  8,  89,  44,  bS,  85. 
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olge  einer  Beschwerde  der  Stadt  am  27.  Januar  1478*) 
1  säumigen  Juden  in  Laibach  befahl,  bei  sonstiger  Strafe 
LZ  örtl  an  der  statmauer  am  Newnmarkht  von  des  vici- 
abs  haws  vntz  (bis)  an  das  wasser,  auch  den  turn  bey 
Q  wasser,  den  ir  innhabt,  zu  pawn  vnd  zu  der  wer  zu- 
iehten  vnd  zu  pezzem". 

Von  verschiedenen  Drangsalen  waren  die  Juden  in 
bach  ebensowenig  verschont,  wie  ihre  Glaubensgenossen 

den  Nachbarländern.  Schon  1290  wird  über  einen 
ügen  Streit  in  der  „Judengasse''  und  auf  dem  „Juden- 
ige'  zwischen  den  Bürgern  und  den  Juden  wegen  eines 
[eblich  von  den  letzteren  geraubten  Christenkindes  be- 
ttet*); 1337  werden  sie  der  Brunnen  Vergiftung  be- 
uldigt'),  und  1408  kam  es  infolge  der  Enthauptung  eines 
len  wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Entehrung  eines 
ristenmädchens  neuerlich  zu  einem  Strafsenkampf  zwischen 
1  Bürgern  und  den  über  die  Justifizierung  mifsvergnügten 
ien,  bei  welchem  drei  Juden  getötet  wurden*). 

Auch  den  aus  dem  Judenhoheitsrechte  abgeleiteten  Will- 
rakten  entgingen  sie  nicht.  So  vernichtete  Albrecht  111. 
t  dem  Tötbriefe  vom  Eritag  vor  unserer  Frauen  Tag  im 
Jrbst  (4.  September)  1369  den  Schuldbrief  seiner  Getreuen 
ckl  des  Schick  und  Merhel  des  Lindegger  über  eine  Schuld 
n  24  Gulden  an  Esther,  die  Jüdin  in  Laibach  *). 

Trotzdem  war  im  grofsen  und  ganzen  die  rechtliche 
«Uung  der  Juden  in  Laibach  eine  gesichertere  und  un- 
Mbtere  als  in  den  angrenzenden  Gebieten. 

An  den  Verhandlungen  über  die  Ausweisung  der  Juden 
US  Steiermark  und  Kärnten  nahmen ,  wie  oben  dargestellt 
nirde,  wohl   auch   ständische  Delegierte  aus  Krain  teil*); 

*)  Chmel,  Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschichtsq.  II  1849,  151. 
*)Kluii,  Archiv  II  18. 

')Vaiva88or,  XV  319;  Richter,  Geschichte  von  Laibach 
^  a  0.  186). 

*)  Valvassor  XI  711;  Richter  a.  a.  0.  122. 

)  ^'g.  im  Laibacher  Rudolfinum. 

)  Muchar  VIII 190;  v.  Krön  es,  Vorarbeiten  zur  Quellenkunde 
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allein  da  die  Juden  in  diesem  Lande  in  gröfserer  Anzahl 
blofs  in  Laibach  lebten  und  ihr  Verbleiben  oder  ihre  Aus- 
weisung somit  keine  Landesangelegenheit  bildete,  so  hatten 
die  Krainer  Stände  kein  unmittelbares  Interesse  an  ihrer  Ent- 
fernung aus  dem  Lande.  Noch  unterm  1.  Juni  1510  ordnete 
derselbe  Max  L,  der  die  Juden  aus  Steiermark  und  Kärnten 
ausgewiesen  hatte,  von  Augsburg  aus,  wo  damals  die  öster- 
reichischen und  innerösterreichischen  Stände  demselben  ihre 
Beschwerden  und  Wünsche  vortrugen,  mittels  Mandats  an 
den  Landeshauptmann  Hanns  von  Auersperg  und  den  Rat 
von  Laibach  an,  dafs  die  Juden  in  der  Stadt  allda  bei  ihrem 
alten  Herkommen  gelassen,  ihnen  die  verbotenen  Strafsen 
und  Wochenmärkte  ohne  Verzug  geöffnet,  auch  die  Ge- 
fangenen wieder  losgelassen  werden  sollen'),  woraus  ge- 
schlossen werden  mufs,  dafs  damals  gegen  die  Laibacher 
Juden  eine  feindselige  Stimmung  geherrscht  hat. 

Vielleicht  war  es  aber  gerade  diese  Verfügung,  die  die 
Bürgerschaft  in  Laibach  gegen  die  Juden  aufreizte :  denn  sie 
erwirkte  zunächst  einen  kaiserlichen  Befehl  an  den  Landes- 
hauptmann Hanns  von  Auersperg  ddo.  Oudenaarde  4.  August 
1513*),  er  solle  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  die  Juden  in 
Laibach  allerlei  Kaufmannsgewerbe  und  Hantierung  treiben, 
wodurch  die  Christen  und  sonderlich  die  in  Laibacb  an 
ihren  Gewerben  zu  ihrer  Nahrung  und  Behelf  verhindert 
werden,  was  sich  nicht  gebührt,  den  Juden  in  Laibach 
solchen  Kautmannsgewerb  und  Hantierung  verbieten  ^^ 
denselben  jetzt  und  in  der  Zukunft  abstellen  und  verhüten, 
und  den  Juden,  welche  noch  darüber  betreten  würdö»» 
ihre  Kaufmannsgüter  zu  kaiserlichen  Händen  zur  Strafe 
nehmen  und  einziehen,  und  nach  kaum  anderthalb  Jahreo 
erkaufte   sie   von  Max   den   Ausweisungsbefehl   ddo.  l^ 


und  Geschichte  des  mittelalterl.  Landtagswesens  in  Steieimark  (^^ 
träge  II  104). 

')  Urkunde  im  landschaftL  Archiv  in  Laibach. 

2)  Klun,  DiploDL  Cam.  1  N.  92. 
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Tick,  1.  Januar  1515^),  in  welchem  der  Kaiser  auf  Bitte 
«  Bürgermeisters,  des  Richters  und  der  Räte  seiner  Stadt 
iibach  die  Juden,  weil  durch  ihre  Handlung  und  ihren 
ucher  die  Bürger  und  Inwohner  daselbst  in  merklichen 
baden  gekommen  seien  und,  wofern  nicht  vorgesehen 
irde,  zu  besorgen  sei,  dafs  die  Stadt  Laibach  dadurch  noch 
gröfseres  Verderben  kommen  könne,  gegen  Zahlung  einer 
imme  Geldes  für  ewige  Zeiten  aus  Laibach  austreibt  und 
3  Freiheit  erteilt,  dafs  die  gemeldeten  Bürgermeister, 
chter  und  Räte  zu  Laibach  und  ihre  Nahkommen  „in  ewig 
it  weiter  nicht  gebunden,  schuldig  vnd  verpflicht  seyn 
llen,  kainen  Juden  mer  mit  heuslicher  wonung  bei  Inen 
der  berürten  vnnser  stat  Laibach  einkomen  noch  da 
mnen  zu  lassen  **. 

Ungeachtet  dieser  Ausweisung  aus  Laibach  hielten  sich 
iden  noch  im  17.  Jahrhundert  in  Krain,  ja  in  Laibach 
Ibst  auf.  Aus  den  Landgerichtsprotokollen  der  Herrschaft 
ack  vom  Jahre  1643  geht  hervor,  dafs  anläfslich  der  Straf- 
iihandlung  wegen  einer  Hostienentwendung  auf  der  Folter 
IS  Geständnis  abgeprefst  wurde,  dafs  die  geraubten  Hostien 
im  Verkaufe  an  Juden  bestimmt  waren,  und  im  Jahre  1660 
urde  in  Laibach  eine  Jüdin  getauft*).  Unterm  9.  Sep- 
^mber  1672  richtete  Leopold  I.  an  den  Lanndeshauptmann 
Volf  Engelbrecht  Grafen  von  Auersperg  ein  Reskript"),  er 
ei  glaubwürdig  berichtet  worden,  „wafs  gestalten  Vngeacht 
Tisser  ergangenen  khay.  und  Landesfürstl.  Generalien ,  dafs 
^bein  Judt  mehr  in  vnsem  Erbländem  solle  erduldet  werden, 
?l«ichwollen  noch  Immer  forthin  in  vnterschidlichen  terri- 
toriis  in  Crain  Etliche  vnd  zwar  in  Pflegen  vnd  anderen 
Diensten  sich  befinden  sollen.  Worauf  vnser  nochmalig 
'^uelch  hiemit  ist,  dass  du  all  diejenigen  sowol  unter  deiner 

*)Klun,  Diplom.  I   N.  95.  —   Mitteilungen  des  bistor.  Vereins 
^  Krain  (Dezemberheft  1852). 

*)Dimitz,  Die  Juden  in  Krain  (FeuiUeton  der  „Laibacher  Zei- 

*)  Mitteilungen  des  Krainer  histor.  Vereins  1862,  S.  70. 
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als  anderen  Jurisdiction  in  dienst  und  Verwaltung  befin 
Juden  kheineswegs  gedulden,  sondern  also  baldten  würl 
abschaffen  sollest" 

1762  erklärte  sich  der  Laibacher  Handelsstand 
einer  Anfrage  der  Regierung,  ob  den  Juden  nicht  — 
Einstellung  des  Verkaufes  aller  fremden  Waren  —  der  . 
weise  Handel  mit  den  erbländischen  Erzeugnissen' 
statten  wäre,  unter  Berufung  auf  seine  Handelspriv 
vom  Jahre  1756  und  auf  den  von  Kaiser  Karl  ) 
22.  Januar  1718  bestätigten  Brief  Max'  I.  von  1515  se 
schieden  gegen  diese  Zulassung  der  Juden.  Ebenso 
sich  der  von  der  Regierung  einvernommene  Kommerz-I 
in  sehr  scharfer  Weise  gegen  die  Juden  aus*). 

Wie  bereits  erwähnt,  gestattete  Joseph  IL  mi 
Patente  vom  9.  September  1783  den  Besuch  auch  de 
marktes  in  Laibach.  Noch  1788  äufserte  sich  der  stä 
Ausschufs  gegen  die  Gestattung  des  Aufenthaltes,  I 
und  Wandels  der  Juden,  und  erst  unter  der  französische 
Schaft  (am  30.  November  1809)  konnte  der  Jude  AI 
Heimann  aus  Memelsdorf  in  Baiern  mit  seinem  Neffei 
ein  Manufakturgeschäft  in  Laibach  eröffnen.  Von  de 
reichischen  Regierung  wurde  zwar  die  Familie  Heima 
Hofentschliefsung  vom  1.  September  1818  bei  den  unt 
Schutze  der  Gesetze  erworbenen  Rechten  belassen 
jedoch  eine  weitere  Ausdehnung  derselben  zu  gc 
Anderen  Juden  sollte  der  Aufenthalt  und  die  A 
machung  in  Krain  gemäfs  dem  Hofkanzleidekrete  vom 
zember  1817  nicht  gestattet  sein  und  die  Bestimmui 
kein  Jude  ein  Amt  erhalten  solle,  wurde  auch 
Familie  Heimann  ausgedehnt'). 

1)  Di  mit  z  a.  a.  0.  und  „Geschichte  Krains*"  II  1876,  I 
>)  Über  die   Chikanen,  denen  die  Familie  Heimann   a 

war,   vgl   (Dimitx),   die  Juden   in  Krain    (FeuiUeton  der   ^] 

Zeitung""  1866,  N.  54  vom  7.  März). 


IIL 

Jndenstenem 
in  Österreich  nnd  Innerösterreieh. 


A.    Die  Judensteuern  in  Österreich. 

Wiewohl  die  Juden  in  Österreich  wahrscheinlich  schon 
froher  zu  mannigfachen  Zahlungen  und  Abgaben  heran- 
gezogen wurden,  so  lassen  sich  feste  Judensteuem  doch  erst 
in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  nachweisen. 

Im  Laufe  des  Mittelalters  kann  man  in  Österreich 
folgende  Steuern  der  Juden  unterscheiden: 

I.   Landesfürstliche  Steuern    und   zwar  sowohl  direkte 
als  indirekte.     Die  ersteren  waren   ordentliche  und 
aufserordentliche  Steuern. 
II.   Kommunalabgaben. 

III.  Kirchliche  Abgaben. 

IV.  Reichssteuern. 
V.  Kultusbeitrage. 

I.    LandesfHrstliche  Steuern. 

▲.  Direkte  Steuern. 

1.    Ordentliche  Steuern. 

Die  ordentliche  Judensteuer,  zuerst  nachweisbar  unter 
Friedrich  dem  Schönen  (1308—1330),  war,  wie  die  Bürger- 
steuer und  die  Abgaben  von  den  Urbaren  und  Gerichten, 
eine  direkte  jährlich  zu  zahlende  Repartitionssteuer  und 
wurde     in    der    Art    erhoben,     dafs    die    einzubringende 

Scherer,  Beitrige  I.  34 


—    580    — 


1 


Steuersumme,  das  Steuerkontingent,  (meist  durch  von 
Herzoge  zu  diesem  Zwecke  eigens  bestellte  Juden  als  „Ab- 
samer"  und  Einheber)  auf  sämtliche  Juden  des  Landes  oder 
eines  bestimmten  Bezirkes ,  die  in  dieser  Richtung  als  eine 
Gemeinschaft  (Judischheit),  als  Steuergesellschaft  aufgefafst 
wurden,  aufgeteilt  und  eingehoben  wurde.  Anfangs  fimgierte 
als  Steuerbehörde  das  herzogliche  Hofmeisteramt. 

Schon  1320  verspricht  Friedrich  der  Schöne  in  einer 
Urkunde  vom  20.  Mai  dem  Erzbischofe  Friedrich  von  Salz- 
burg die  ihm  schuldigen  1200  Mark  Silber  aus  den  Ein- 
künften von  den  Juden  und  der  Münze  in  Wien  zu  zahlen'). 
1328  bestätigt  König  Friedrich  die  Teding,  die  seines  Bruders 
Herzog  Albrechts  wegen  zwischen  dem  Abte  von  Admont 
und  Putzlein  dem  Juden  geschehen  um  300  Mark;  .doch 
dacz  der  Jud  desselben  gelts  in  3  Jahren  von  der  Jaden- 
steuer verriebt  werd"*).  Aus  dem  Rationarium  der  öster 
reichischen  Herzoge  aus  den  Jahren  1326 — 1338')  geht 
hervor ,  dafs  1329  nach  der  von  König  Friedrich  mit  dem 
herzoglichen  Hofmeister  vorgenommenen  Abrechnung  Aber 
die  Judensteuer  (de  magna  stura  Judaeorum)  der  letztere 
bis  zum  7.  April  3084  M.  Silber  10  Lot  eingenommen  hatte 
und  diesen  Betrag  bis  auf  8  M.  3  Vierting  ablieferte,  die 
er  schuldig  blieb.  ' 

Unter  Friedrichs  Nachfolgern,  Albrecht  IL  (f  1358)  und 
Otto   (t    1339)    kommen    zahlreiche    Anweisungen   auf  die 
nächste  Judensteuer  vor;  so  erhalten  unterm  11.  September 
1331  Stephan  von  Meifsan   und  seine  Brüder  für  die  geget 
Böhmen    geleisteten   Dienste    900   Tal.    den.    ad    JudeosM; 
Konrad  von  Pottenstein  und  Ulrich  der  Turse  von  Chrumpadi 
werden  1331   für  ein  Rofs  und  einen  Hengst   um  10  Mark 
Silber  an  Herzog  Otto  auf  die  nächste  Judensteuer,  ebenso  d« 


')  Lichnowsky,  Geschichte  des  Hauses  Habsburg,  Reg^stei 
III  N.  537. 

«)  Schlager  a.  a.  0.  II  224  N.  2. 

')  Chmel,  Zur  österr.  Finanzgeschichte  in  der  ersten  H&lft4 
des  14.  Jahrhunderts  (Geschichtsforscher  I  SO  ff.). 

*)  Chmel  a.  a.  0.  II  228. 
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Burggraf  Friedrich  der  Houzzen  in  Mediich  für  den  Dienst, 
den  er  mit  drei  Helmen  gegen  Baiern  thun  soll,  mit  60  Pfund 
Wiener  Pfennigen  an  den  Wiener  Juden  Zathreiser  auf  Abschlag 
der  nächsten  Judensteuer,  Heinrich  vonPuchaim  um  den  Dienst, 
den  er  mit  10  Helmen  gegen  Baiern  thun  soll,  für  150  Pfund 
Wiener  Pfennigen  auf  die  nächste  Judensteuer  verwiesen^). 
15.  November  1336  bekennen  beide  Herzoge,  dem  obersten 
Känmierer  in  Österreich,  Reinprecht  von  Ebersdorf,  500  Pfund 
Wiener  Pfennige  schuldig  zu  sein  und  weisen  ihn  an,  sich 
diesen   Betrag   von  der  nächsten  Judensteuer   zu  nehmen, 
wenn  er  nicht  bezahlt  würde  aber  zehn  der  besten  herzog- 
lichen Juden  dazu  zu  nötigen  und  festzuhalten,  bis  sie  ihm  diese 
Smnme  und  allen  Schaden   berichtigt  haben  ^).    Auch   auf 
einzelne  Juden  erhielten  die  herzoglichen  Dienstleute   An- 
weisungen, so  z.  B.   Ulrich  der  Lazberg,  Schützenmeister, 
für  den  Dienst  gegen  Baiern  mit  70  Pfund  Wiener  Pfennigen 
auf  die  Jüdin  Gutenmann  und  den  Juden  Jeremias  (1331)'). 
In  dem    Tausch-    und   Verpfändungsvertrag    zwischen   den 
[    Iierzoglichen    Brüdern     und     den    Brüdern    Walsee     vom 
vom  7.  Februar  1331   wird  anläfslich  der  Verpfändung  des 
Schlosses  Pottenstein  samt  Zugehör  bemerkt:  „et  solverunt 
pro  eis  in  Judeis  domini  Duces  1233  tal.  den.  Viennensium"  *). 
In  der  Kelleramtsrechnung   vom  26.  März  1332  erscheinen 
unter  den  Einnahmen  verrechnet:  von  Tröstlin,  dem  Juden 
in  Wiener  Neustadt,  10  Mark,  gerechnet  für  17^2  Talente, 
die  Mark    zu    15   solidi,    in    der   Kelleramtsrechnung   von 
Elostemeuburg  vom   1.  Mai   1337:  von  Pluema  der  Jüdin 
80  Talente,  von  Eferlein,  dem  Juden  zu  Neuburg,  26  Talente  *). 
1379/80     weisen     die     Herzoge     Albrecht    III.     und 
Leopold  III.  die  Juden  Swrczel   von  Linz  und   David  von 
Eggenberg  bezüglich  des  Darlehens  von  10000  Pfund  Wiener 
Pfennigen  auf  alle  Juden  und  Jüdinnen  im  Lande  und  den 


1)  Wiener,  Reg.  220  N.  18,  25,  26. 
«)  Wiener  a.  a.  0.  221  N.  30. 
»)  Wiener  220  N.  24. 
*)  Chmel  a.  a.  0.  II  212. 
^)  Chmel  U  238,  488. 

84' 
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Städten  in  Österreich^);  am  3.  Januar  1389  betraut 
Albrecht  III.  fünf  seiner  Juden  mit  der  Auflegung  der  zu 
vergangenen  Weihnachten  fällig  gewesenen  Judensteuer  in 
Österreich  ob  und  unter  der  Enns,  diesseits  und  jenseits  der 
Donau*),  1397  geben  die  Herzoge  Wilhelm  und  Albrecht 
sieben  Juden  die  Gewalt,  die  Judensteuer  im  Betrage  von 
16000  Gulden  unter  und  ob  der  Enns  anzuschlagen  und 
samt  dem  ausständigen  Reste  einzutreiben*).  1402  erlassen 
die  Herzoge  Wilhelm  und  Albrecht  einen  Gewaltbrief  an 
mehrere  Juden,  die  jährliche  Steuer  einzuheben  von  den 
Juden  ob  und  unter  der  Enns^). 

Unter  Friedrich  III.  werden  erwähnt  200  Gulden  jährlich 
von  den  Juden  in  Österreich,  500  Gulden  von  den  Juden  in 
Steier,  Kärnten  und  Krain  (Tagebuch  Friedrichs  III.  Coi 
der  Wiener  Hofbibliothek  N.  427  Hist.  prof.). 

2.    Aufserordentliche  Steuern. 

Am  9.  Januar  1415  schrieb  Albrecht  V.  mit  Rücksicht 
auf  „des  Lands  merklichen  notturfft  vnd  Lofsung  des  Silber- 
geschirres" eine  besondere  Steuer  aus  und  ernannte  mehrere 
Juden  zu  Anschlägern  und  Einsammlern.  Dieselben  erhielten 
eine  eigene  Instruktion,  von  welcher  später  gesprochen 
werden  wird*). 

Am  25.  Januar  1417  bewilligte  derselbe  Herzog  einigen 
seiner  Juden ,  die  ihm  ein  Darlehen  von  6000  Gulden  ge 
währt  hatten,  diese  Summe  samt  Schaden  und  Zehrung  auf 
die  Gemeinschaft  der  Juden  in  Österreich  ob  und  unter  der 
Enns  zu  schlagen  und  ernannte  als  „  Absamer^  zu  diesem  Zwecke 
die  Juden  Michel,  Trawtens,   Schawln,  Meister  Abrahams 
Sohn,  Jona,  Meister  Schalams  Sohn  zu  Wien,  Smoyeln,  Josephs 

')  Senckenberg,  Selecta  IV  105;  Kur«,  Albrecht  IIL  I  71  um! 
Albrecht  IV.  U  197. 

«)  Schlager,  Skizzen  II  2i5,  N.  20. 

«)  Schlager  U  234. 

*)  Schlager  II  228,  N.  15. 

")  Kurz,  Albrecht  U.  I  196,  808  BeU.  XVII;  SenekenberiP 
Sei.  iuris  IV  195. 
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Sohn  zu  Krems,  Josephen  von  Ibs,  Rachymen  von  Tres- 
kirchen  und  Maisterlein  von  Berchtoldsdorf' ).  Andere  aufser- 
ordentliche  Steuern  wurden  zur  Bestreitung  von  Kriegs- 
kosten*), der  Zahlung  für  die  Verpflegung  der  herzoglichen 
Gesandten')  u.  Ä.  eingehoben. 

In  der  Erklärung  der  österreichischen  Landstände  für 
den  minderjährigen  Herzog  Albrecht  V.  vom  5.  September 
1406  Art.  19  wurde  zwar  bestimmt,  dafs  die  Juden  ohne 
Wissen  und  Zustimmung  des  herzoglichen  Rates  mit  keiner 
ungewöhnlichen  Steuer  oder  Forderung  belegt  werden 
sollen^);  allein  trotzdem  wurden  sie  zu  aufserordentlichen 
Zahlungen  herangezogen;  so  mufsten  sie  1446  anläfslich  der 
Vermählung  der  Schwester  Friedrichs  III.  Katharina  an 
Heiratssteuer  60000  Gulden  beitragen*). 

Auch  waren  sie  zu  Naturall ieferungen  an  den  Hof  ver- 
pflichtet, die,  wie  z.  B.  die  Bettlehen,  auf  dem  Hausbesitze 
hafteten.  Im  Jahre  1379  oder  1380  befreite  Albrecht  III. 
das  Haus  der  Juden  Kolman,  seines  Unterkäuflers,  in  Wien 
von  allen  „Pettlehen"  gegen  den  Hof,  den  Judenrichter  oder 
sonst  jemanden  •). 

Bezüglich  des  Vorganges  bei  der  Einhebung  der  landes- 
ftrsllichen  Steuern  giebt  die  oben  erwähnte  Instruktion 
Albrechts  V.  für  die  Abschätzer  und  Einsammler  der  Juden- 
steuer vom  9.  Januar  1415  interessante  Aufschlüsse.  Die 
Abschätzer  und  Einheber  (Höschlein  Rachem  von  Trais- 
h'rchen,  Hoczen,  welchen  ersterer  zu  sich  genommen,  Jonas 
Steuss,  Jakob  von  Weytra  und  Muschel  von  Linz,  die  Steuss 
benannt  hatte,  und  „von  der  Gemain  unsser  Juden", 
Jeklein,  Hetschleins  Sohn  von  Herzogenburg,  Swerczlein 
von  Krems  und  Joseph  von  Zistersdorf)  sollten   die  nicht 


>)  Lichnowsky,  Reg,  V  N.  1674. 

«)  Vgl.  Schlager  a.  a.  0.  I  N.  9,  10  (1384,  1396,  1402). 

*)  So  zahlten  die  Juden  1396  an  Kuno  von  Labing  60  ff.  Zehmng 
Ton  seines  gnädigen  Herrn  Wilhelm  an  seine  „pottschaft  zu  wej- 
nachten^     Schlager  I  65. 

*)  Kurz,  BL  Albrecht  IL  I  36 f. 

<()  G  h  m  e  1 ,  Materialien  I  1567. 

*)  Senckenberg,  Selecta  iuris  IV  292. 


näher  bezeichnete  Steuersninme  „aiii 
vnd  auf  sich  sellier  getreulich  .  .  .  ; 
statten"  anschlagen,  „in  solcher  nia/. 
oder  eionest  stymm  vnder  denselben  / 
Summ  in  dem  Anslag  hingeuellet. 
doch  also,  daz  die  Juden  vnd  Juditi 
Summ  also  slahent,  mit  Iren  aydeii 
recht  ist,  bestetteu,  daz  Si  nit  m< 
Summ  vermugen". 

Es  entschied  somit  bei  Festset^* 
Steuerbetrages  nicht  die  Majori!; 
kommission ,  sondern  die  Minorität 
hölieren  Betrag  war. 

„Erfund  sich  aber,  daz  Si  m- 
sullen  Si  Stewr  geben  vnd  das  auch 
Wenn  aber  (wäre),  daz  Si  mynupi 
möchten,  wenn  Si  denn  das  mit  iren  i- 
als  vnder  In  recht  vnd  gewouhait  ifi 
Si  dabei  lassen  beleihen  vnd  nicht  ^ 

Die  „Anslaber  vnd  Absamnu- 
Herzoge  das  Versprechen ,  daTs  er 
ihm  verschwirzen  wtirde ,  Glauben 
zuvor  darüber  einvernehmen  werdu. 

Zu  den  aufserordentlicbeD  Stvi> 
verhängten  Geldstrafen'), 


B.  Indirekte  B' 
Nach  Art,  12  des  Frideni 
bildungen  hatten  die  Juden  die^r 
zahlen,  wie  die  Bürger  der  SU<' 
genommen,  wenn  sie  durch  herzM 
befreit  wurden.  So  erhielten  U"' 
Abraham  Treuer,  Ahrsbam  von 


i|  So  wird  erwUiBt  1881  am 
4 


-?.7     - 

TuiuzelneD  Juden  zu  Kultus- 
■1«  obeu  bemerkt  wurde,  auf 
pmle-n  Kultusgemeinde,  und  es 
1  und  andere  Koercitivmittel 


in  liineröBterreich, 


I  i  feuern. 
I  Steuern, 

bit  irreicliischen  Herzoge  vom 
!■  stei's  und  Laudschreibers 
c  Qn  Gefällen  an  das  herzog- 
d  officio  landscribatus  pro 
H  M.  Silber  sowohl  von  den 
r  'bristen,  an  Judensteuem 
II  euuiann  50  M. ,  femer  in 
K  i  für  Kärnten  laSS— 1337 
1'  )  M.  Silber  und  de  Judeo 

'.-11  <iie  Herzoge  Albrecht  II. 
II  j  Ulrich  von  Walsee  für 
:iuf  die  nächste  Judensteuer 
ir?  Dflimen  Ulrich  von  Wal- 
.1  M'iii  üruder  Friedrich  von 
'Ijiicn  „(ieschäfts  wegen"  die 
<ni  iiml  Freudmauu  Gebrüder 
n  llireti  Schutz,  ohne  sie  zu 
*ilß  zu  den  50  Gulden,  die  alle 
:  sie  ans  Truchsefsamt  geben 


llibfom'ker  I  38;  II  2,  203-259;  II  3, 
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1360  wurden  von  den  Juden  in  Kärnten  965  fl.  ; 
Steuer  gezahlt^).  1437  kommt  unter  den  Einkünften  d 
Herzoge  von  Österreich  vor: 

„Nucz  des  Fürstenthumbs  Steyr:  Stett  vnd  Judensteo 
1992  Pfd  12  Pfenn.,  Newnstatt  (Wiener-NeusUdt)  vng« 
gericht  weinzechent  vnnd  Juden  Steuer  1200  Pfd.  Pfenu 
unter  den  redditus  ducatus  Styrie  1438:  Stett  vnd  Judei 
Steuer  1192  Pfd.  21  Pfenn.,  Newnstett  Vngelt  gericht  weiD 
zehent  vnd  Judensteuer  1200  Pfd.  Pfenn.***). 

Unter  Friedrich  IIL  zahlten  die  Juden  in  Steiermart 
Kärnten  und  Krain  jährlich  an  Steuern  6000  fl.  In  dei 
Memorandenbuche  des  Kaisers  f.  58  a  bemerkt  derselbe 
bei  Anführung  dieser  Steuer:  ze  versuchen  ob  man  dmos 
mer  mocht  pringen^).  Einzelne  Juden  zahlten  besondere 
Steuern,  so  Joseph  in  Neustadt  40  11.,  Selmanin  in  Marburg 
32  Gulden  jährlich  *). 

2.    Aufserordentliche  Steuern. 

Wahrscheinlich  infolge  der  Baumkircher'schen  Empöruog 
wurde  1469  ein  Anschlag  auf  die  »Judischheit"  in  Steiermark^ 
Kärnten  und  Krain  ausgeschrieben^);  denn  am  1.  September 
1469  bestimmte  Friedrich  IIL,  dafs  Aram  und  Muschkis, 
die  Juden,  von  dem  auf  die  Judischheit  gelegten  Anschlage 
den  sie  einzunehmen  haben,  dem  Balthasar  Juden^ 
140  Pfd.  Pfenn.  für  Sold  geben  sollen ;  femer  gab  der  Kaise 
am  23.  September  1469  der  Jüdischheit  von  Radkersbui 
den  Auftrag,  dem  Pankraz  Gressenperger  69  Pfd.  Pfenn.  fl 
Sold  und  28  Gulden  ungr.  für  Schäden  zu  geben,  nnd  wci 
die  Judischheit  in  Laibach  an,  dem  Jobst  Harrer  107  PI 
Pfenn.  7  Schill,  für  Sold  und  65  fl.  ungr.  60  Pfenn,  f 
Schaden    zu  geben.    Am  26.  September  1469   quittiert 


1)  Zeitschrift  für  Geschichte  des  Oberrheins  XXY  1873,  S.  31; 

2)  Chmel,  Materialien  I  1,  94. 

»)  Chmel,  Friedrich  IV.  I  591,  592,  BeiL  XXX. 
*)  Tagebnch  Friedrichs  IIL  a.  a.  0. 
*)  Muchar  VIll  57. 
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auf  alle  Juden  gleichmäfsig  anzuschlagen.  Am  4.  Juni  1478 
gebot  der  Kaiser  allen  Hauptleuten,  Verwesern  u.  a.  oi 
den  Judenrichtern,  alle  Juden,  welche  ihnen  von  den  zu 
genannten  Einhebem  angezeigt  würden,  dafs  sie  jene  Steo 
gar  nicht  oder  unvollständig  zahlen,  durch  Pfändung,  G 
fängnis  oder  in  anderer  Weise  dazu  zu  verhalten.  Eben 
erging  an  die  Judenmeister  in  Graz,  Marburg,  Radkersbw 
und  Judenburg  im  Juni  1478  der  Auftrag,  bezüglich  diese 
Steuer  von  den  Juden  und  den  Jüdinnen  dieser  Städte  toi 
allem  ihrem  Gute  inner-  und  aufserhalb  des  Landes  ,be] 
iren  ayden  vnnd  andern  judischen  peen  nach  gewonhait  m 
Ordnung  der  judischait  vnd  bei  verlierung  ires  gutts*  eii 
Verzeichnis  nach  ihrer  „Euntschafift"  aufzunehmen  und  den 
Eaiser  unter  ihrem  Pettschaft  oder  Insigel  schriftlich  n 
übersenden  ^). 

Nebst  diesen  Söldnersteuem  wurden  die  Juden  auch  ii 
beträchtlichem  Mafse  zu  den  Heiratssteuern  der  weiblichei 
Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  herangezogen;  so  anlifr 
lieh  der  Vermählung  der  älteren  Schwester  Friedrich  III. 
Margaretha,  mit  dem  Kurfürsten  Friedrich  II.  von  Sachsei 
1431  zu  der  Mitgift  von  29  000  Dukaten«);  anläfslich  dei 
Verheiratung  der  jüngeren  Schwester  desselben,  Katharioi 
mit  dem  Markgrafen  Karl  von  Baden  1446  mufsten  sie  za] 
Ausstattung  6000  fl.  beisteuern^),  und  nach  Ausweis  de 
Rechnung  des  kaiserlichen  Kammermeisters  Hanns  v.  Ungni 
vom  Jahre  1447  zahlten  bei  der  Wiedervermählung  de 
Königswitwe  Elisabeth,  der  Mutter  des  Ladislaus  Posthumu 
die  Juden  „enhalb  des  Semerinkh''  4000  fl.  und  die  JuA 
^herdischhalb  des  Semerinkh"  966  Pfd.*). 

B.   Indirekte  Steuern. 

Bezüglich  der  Zölle  und  Mauten  galten  auch  für  Stei< 
mark  die  Art.  12  und  13  des  Ottakarianum.  In  der  Einigu 

»)  a.  a.  0.  932,  N.  1314. 

«)  a.  a.  O.  798,  N.  934. 

*)  Chmel,  Materialien  I  18,  N.  78. 

*)  a.  a.  O.  I  66,  N.  28. 

B)  Schlager  a.  a.  O.  U  41. 
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der  steienD&rkisehen  Städte  und  Märkte  1483—1489  Art.  15 
wurde  yerlangt,  dafs  die  Juden  Zoll  und  Maut  geben  sollen, 
wie  Christen,  von  allem,  was  sie  aber  Land  führen,  aus- 
genommen von  ihren  Bfichern  und  Leichen,  und  die  Ver- 
oninaiig  Friedrichs  IIL  vom  6.  November  1445  bestimmte  u.  a., 
dals  sie  von  dem,  was  sie  auf  den  Märkten  verkauften,  Maut 
und  Zoll  zu  entrichten  haben. 

IL   Kommunale  Abgaben  und  Leistungen. 

Über  die  Heranziehung  der  Juden  zu  städtischen  Ab- 
gaben und  Leistungen  wurde  bereits  in  den  Abschnitten 
Innd  IL  gesprochen. 

Wegen  des  Zusammenhanges  sei  hier  nur  rekapituliert, 
d&fs  die  Juden  in  Graz  mit  der  Verordnung  Herzog  Ottos  vom 
K  Juni  1836  zur  Beitragsleistung  bei  städtischen  Bauten, 
M»d  infolge  der  Privilegien  Albrechts  IIL  vom  13.  Mai  1393 
QQd  vom   21.   und   23.   Oktober   1393  und  Wilhelms  vom 
n.  März  1396  für  mehrere  Städte  in  Steiermark  alle  dort 
^sässigen  Juden  zur  Zahlung  der  gleichen  städtischen  Steuern 
Me  die  Bürger  verpflichtet  wurden.    Die  gleiche  Verpflich- 
tUDg  mufs  aus  dem  Stadtrechte  Albrechts  IL  für  Klagenfurt 
^om  19.  September  1338  Art.  7  gefolgert  werden.    In  Lai- 
iach  war  nach  den  Privilegien  Heinrichs  von  Kärnten  1320, 
Ottos  von  Österreich  1336,  Albrechts  III.  1367,  Albrechts  III. 
flüd  Leopolds  IIL  1370,  Friedrichs  III.  1448,  1461  und  1476 
Md  Max'  L   1510  jeder  Hausbesitzer  in  dieser  Stadt  ver- 
pffichtet,  zum  gemeinen  Besten   die  Steuern  zu  entrichten 
nnd  bei  Besorgung  der  Wachen,  Herstellung  der  Stadtmauern, 
Gräben   und  Brücken   und   in    anderer   Weise   mitzuhelfen. 
Aus   diesem  Grunde  trug  Friedrich  III.  mit  Mandat  vom 
27.  Januar  1478  den  Laibacher  Juden  auf,  das  „Oertl"  an 
der   Stadtmauer  und  den  Turm  am  Wasser,  den  sie  inne- 
hatten, herzustellen  und  zur  Wehre  zuzurichten. 

1459  wurden  sie  in  Wiener  Neustadt  zur  Instandhaltung 
der  Mauern  herangezogen^). 

ij  BOheim,  Wiener-Neustadt  I  145. 
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III.  lY.    Kirchliche  Abgaben  und  Reichsstenem. 

Bezüglich  dieser  beiden  Steuern  wurden  wohl  die  im 
österreichischen  Juden  gerade  so  behandelt,  wie  die  ös 
reichischen. 

V.  Knltnsab^ben. 

Aus  dem  Mandat  Friedrichs  III.  vom  14.  August  147 
an  Mosche,  den  Meister  der  Judenschaft  in  Radkersbi 
geht  hervor,  dafs  der  Jude  David,  Arams  Sohn  zu  Marbi 
sich  mittels  eines  bei  dem  Judenmessner  erlegten  Zet 
verpflichtet  hatte,  zu  dem  Baue  der  Judenschule  in  Marb 
12  Gulden  zu  zahlen  und  zum  Baue  der  Stadtmauer  dasei 
der  Jüdischheit  20  Gulden  beizusteuern.  Den  letzteren 
trag  erlegte  er.  Bezüglich  des  Beitrages  zum  Baue 
Judenschule  ordnete  der  Kaiser  an,  der  genannte  Jud 
meister  solle  bei  der  Jüdischheit  in  Marburg  darob  s 
„daz  sy  in  vmb  die  XII  gülden,  so  er  zu  paw  der  ju< 
schul  solt  ausrichten,  nachdem  er  daselbs  zu  Mar 
bürg  nicht  mer  wonen  wil  .  .  .  .vnangelangt  vnd 
bekumert  lassen,  im  die  vorgemelt  zedl,  bei  dem  Juden  mes 
erlegt,  hinaus  geben  vnd  in  deshalben  mit  kainem 
noch  anndern  jüdischen  zwang  nicht  dringen... 

1)  Chmel  im  Arch.  f.  Kunde  österr.  Geschichtsq.  1849,  II 


[1^1  Salzburg. 


Im  Gebiete  des  Erzstiftes  Salzburg,  zu  welchem  im 
Mittelalter  zahlreiche  Besitzungen  in  Österreich  (besonders 
imsdorf,  Traismauer  u.  a.),  Steiermark  (Pettau,  Friedau, 
Polsterau,  Sausal,  Lichten wald,  Reichenstein),  Kärnten 
(FViesach,  Maria  Saal,  St.  Andrä,  Osterwitz,  Guttenberg  u.  a.), 
Tirol  (Kropfsberg  mit  Zillerthal,  Hopfgarten  mit  Brichsen- 
thal,  Windisch-Matrei)  und  Baiem  (besonders  Mtlhldorf)  ge- 
hörten*), entstanden  gröfsere  Judenniederlassungnn  erst  im 
13.  Jahrhundert. 

Zwar  erwähnen  Salzburger  Urkunden  schon  im  9.  Jahr- 
handert  der  Juden;  allein  aus  denselben  kann  nicht  mit 
Bestimmtheit  gefolgert  werden,  dafs  schon  damals  Juden  in 
dem  Salzburgischen  Gebiete  wohnten.  Ein  Salzburger  Kapitu- 
lare  c.  43  um  799/800  (der  Provinzialsynode  von  Reispach?*) 
erklärt  nämlich,  dafs  nach  römischem  Brauche  die  für  Kar- 
freitag bestimmten  Gebete  von  den  Bischöfen  und  Priestern 


»)  Zauner,  Chronik  von  Salzburg  II  105,  107;  III  202,  204; 
Pich  1er,  Salzburger  Landesgeschichte  259,  363. 

«)  Boretius,  Capitularia  I  230  (Mon.  Germ.  LI.  I  80;  III  247 
«nd  474);  Hefele,  Konziliengeschichte  III  728,  732.  Bezüglich  der 
enrähnten  Qehete  Tgl.  auch  Amulo,  Contra  Judaeos  c.  4  (Migne, 
Patrologia  lat.  116,  143)  um  846  und  Epistola  Notkeri  Balbuli  (f  912) 
ad  Waldonem  et  Salomonen)  im  J.  877  (Zeumer,  Mon.  Germ.  Leges. 
Sectio  V  Form.  426). 
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schon  am  Mittwoch  vor  dem  Gründonnerstage  in  der  dritt 
Stunde  in  der  Kirche  mit  Kniebeugung  verrichtet  werd 
sollen,  ausgenommen  bei  dem  Gebete  für  die  Juden  (n 
tantum  pro  Judaeis),  wie  dies  in  der  katholischen  Kircl 
noch  heutzutage  am  Karfreitag  bei  der  achten  Oratio  pi 
perfidis  Judaeis  geschieht,  wo  die  bei  den  übrigen  Gebet« 
vorgeschriebenen  Worte:  „Flectamus  genua""  und  die  Knie 
beugung  wegbleiben,  und  in  dem  Salzburger  FormelbuclM 
aus  der  Zeit  des  Erzbischofes  Arno  (798 — 821)  bittet  wahr 
scheinlich  Arno  selbst  einen  Grafen ,  einen  jüdischen  odei 
slarischen  Arzt,  um  den  er  ihn  jüngst  mündlich  ersacht 
und  den  sich  vorher  schon  der  Bischof  des  Grafen  von  diesem 
ausgebeten  hatte,  ihnen  beiden  mit  dem  Überbringer  dies« 
Briefes  zuzuschicken  *).  Diese  Urkunde  würde ,  soweit  sie 
sich  auf  einen  jüdischen  Arzt  bezieht,  beweisen,  dafs  ii 
9.  Jahrhundert  auch  in  kirchlichen  Kreisen  das  oben  er- 
wähnte Verbot  der  Beiziehung  jüdischer  Ärzte  zu  einem  er- 
krankten  Christen  noch  nicht  beachtet  wurde*). 

Im  11.  und  12.  Jahrhundert  werden  auf  dem  Salzbargei 
Territorium  zwei  Judendörfer  erwähnt:  Judendorf  (Jüdin- 
dorf)  westlich  von  Tamsweg  im  Verzeichnisse  der  von  dea 
Stifte  Admont  im  Lungau  bezogenen  Zehnten  zwischei 
1087 — 88 •)  und  Judendorf  (villa  Judeorum,  locus qui  dicitw 
villa  Judeorum,  villa  que  dicitur  Judendorf)  in  der  Stiftung» 
Urkunde  des  Erzbischofs  Konrad  I.  von  Abensperg  für  du 
Hospiz  der  heiligen  Maria  Magdalena  in  Friesach*)  1128n» 
1144.  Seit  dem  13.  Jahrhundert  sind  gröfsere  Judennieder 
lassungen  nicht  nur  in  Salzburg  und  Hallein,  sondern  aaci 
in  Mühldorf,  Pettau  und  Friesach  nachweisbar. 

Unter  dem  Erzbischof  Rudolf  von  Hoheneck  (1284  bi 
1290)  zahlten  1284  die  Salzburger  an  Herrensteuer  (stior 


')  Rockingar,  Die  Formelsammlungen  ans  der  Zeit  der  Kin 
linger  1858  (Qnellen  znr  baier.  Geschichte  VII  149  nnd  159  K.  93  \ 
110);  Zeumer,  Formulae  448;  Roziöre,  Recneil  des  Formnies  N. 78 

<)  Vgl  oben  Einleitung  S.  41 : 6. 

')  Beiträge  zur  Kunde  steierm.  G^eschichtaquellen  IX  1872,  &  S 

«)  Zahn,  Ü.B.  des  Herzogtums  Steiermark  I  135,  285. 
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Domini)  200  M.  Silber  jährlich,  die  Juden  in  Mühldorf  und 
Hallem  (iudaei  omnes  de  Mueldorf  et  Hellino)  ebenfalls 
jährlich  200  M.  Silber,  ein  Betrag,  der  schon  auf  gröfsere 
Judenansiedlungen  schliefsen  läfst^). 

Die  Niederlassung  der  Juden  im  Salzburger  Gebiete  er- 
folgte, wie  aus  einem  Gnadenbriefe  ^)  des  Erzbischofs  Ortolf 
von  Weifseneck  (1343 — 1365)  vom  25.  Juni  1346  geschlossen 
wden  mufs,  auf  Grund  erzbischöflicher  Privilegien,  in 
reichen  ihnen  gegen  Zahlung  nicht  unbedeutender  jährlicher 
abgaben  der  Wohnsitz,  volle  Freizügigkeit  und  freier  Handel 
Q  dem  erzbischöflichem  Gebiete  zugestanden  wurde.  In 
Salzburg  und  Pettau®)  (1344,  1405)  bewohnten  sie  eine  nach 
tmen  benannte  Gasse,  in  Salzburg  und  Hallein  und  wahr- 
cheinlich  auch  in  Friesach*)  hatten  sie  seit  dem  14.  Jahr- 
underte  Judenschulen  oder  Synagogen. 

In  Salzburg  und  Hallein  waren  sie  unmittelbar  dem 
ärzbischof  untergeordnet;  in  Pettau,  Friesach  und  anderen 
)rten  unterstanden  sie  in  Verwaltungs-  und  Steuersachen 
lern  erzbischöflichen  Vicedom ;  in  Rechtsangelegenheiten 
rar  die  Verfassung  ähnlich  wie  in  Steiermark.  In  Pettau 
«stand  nach  Art.  96  und  98  des  Stadtrechtes  vom  Jahre 
376  ein  Judenrichter.  In  einer  Urkunde  vom  4.  Sep- 
ember  1351    betreffend    eine   Forderung  des  Juden   Merk- 

*)  Koch-Sternfeld,  Beiträge  zur  teutschen  Länder-,  Völker-, 
Htten-  und  Staatenkunde  1825,  11  101.  Vgl.  über  diese  Steuer  auch 
Ottokar  von  Homecks  Chronik  (Pez ,  SS.  rer.  Aust.  Ill  241)  und  Mit- 
tefl.  der  Gesellschaft  f.  Salzburger  Landeskunde  1890,  115. 

*)  In  diesem  Gnadenbriefe  vom  Sonntage  nach  Sunnenwenten 
1346  ninmit  Ortolf  nach  seines  Rates  Rat  Gerstlein  den  Judeü  und 
^en  Eidam  Zachrics,  ihre  Hausfrauen  und  ihr  Gesinde  in  seinen  be- 
Bonderen  Schutz  und  erlaubt  ihnen,  zu  sitzen  in  einer  seiner  Städte, 
wo  sie  wollen,  und  in  seinem  ganzen  Gebiete  Handel  zu  treiben,  wie  es 
^e  anderen  Juden  thun;  auch  giebt  er  ihnen  „die  freyung  und  die 
^bt  als  sie  ander  unser  Juden  ze  Saltzburg  und  anderswo  in  unsem 
"Cmchafift  habent"  gegen  Zahlung  von  jährlichen  40  Gulden  am 
8t  Jakobstage.    Kleinmayer n,  luvavia  1784,  S.  478  Akg. 

*)Muchar  a.  a.  O.  V  301. 

^)  Hermann,  Gesch.  des  Herzogt.  Kärnten  1843.  I  560.  Indem 
Mhen  Judendorf  befand  sich  seit  1351  der  Judenfriedhof. 

Scherer,  Beitr&ge  I.  35 
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lein  in  Friesach  gegen  den  Bischof  Friedrich  von  Bambe 
siegelt  nebst  dem  Vicedom  Suezzlein,  der  Jadenmeister 

Die  kirchliche  Gesetzgebung  in  Salzburg,  soweit  sie  si 
auf  die  Juden  bezieht,  enthält  im  Einklänge  mit  den  a 
gemeinen  Kirchensatzungen  ausnahmslos  harte  und  chit 
nöse  Vorschriften. 

Die  Beschlüsse  des  im  Mai  1267  in  Wien  abgehaltei 
XXII.  Salzburger  Provinzial-Konzils  *)  nahmen  in  den  Canoi 
XV— XIX  alle  bis  dahin  erflossenen  judenfeindlichen  1 
Stimmungen  früherer  allgemeinen  und  Diöcesankonzilien  a 
allein  obwohl  dieselben  nach  den  Schlufsworten  des  c  X 
alljährlich  verlautbart  werden  sollten,  so  mufs  aus  der  pn 
fatio  zu  den  Beschlüssen  des  XXIII.  Salzburger  Provinzü 
Konziles,  das  im  Oktober  1274  unter  dem  Erzbisch 
Friedrich  II.  von  Walchen  (1270—1284)  zum  Zwecke  A 
Durchführung  der  Beschlüsse  des  allgemeinen  Konzils  vo 
Lyon  abgehalten  wurde,  geschlossen  werden,  dafs,  wie  andei 
Konstitutionen  des  Wiener  Konzils,  so  auch  die  Dekret 
gegen  die  Juden  nicht  beachtet  wurden  (in  dissuetudinei 
transierunt)  ®).  Unter  den  Satzungen  des  letzteren  Konri 
befinden  sich  ungeachtet  der  speciellen  Weisung  Gregors! 
an  den  Erzbischof  von  Salzburg  und  dessen  Suffragane  yo 
17.  September  1274*),  anläfslich  des  zu  unternehmende 
Kreuzzuges  die  Juden  zum  Nachlasse  der  Zinsen  bei  soDstig< 
Entziehung  alles  Geschäftsverkehres  und  der  Gemeinschi 
mit  den  Christen  zu  veranlassen,  keine  Verfügungen 
letzterer  Beziehung*). 


')  Eichhorn  aus  einem  Bamberg.  Chartular  im  Kärtner  Ltnd« 
Archiv. 

s)  Dalham,  Concil.  Salisb.  1788,  UOff.;  Uefele,  Konifli« 
geschichte  VI  87—95;  Bärwald,  Die  Beachlässe  des  Wiener  Kou 
aber  die  Juden  aus  dem  J.  1267  (Jahrbuch  für  Israeliten  185960,  K< 
Folge.    VI    Jahrg.    S.  181  ff.).    Vgl.  oben  S.  330  ff. 

s)  Dalham  a.  a.  O.  117. 

«)  Perg.-Codez  N.  475  in  der  Admonter  Stiftsbibliothek  £  4  N 

^)  1340  wurde  der  Salzburger  Priester  Rudolfos,  welcher  il 
lehrte,  dafs  die  Juden  and  Heiden  auch  ohne  Taafe  selig  wert 
können,  auf  dem  XXXL  Salzburger  Konzil  degradiert  und  auf  Bef 
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Das  am  18.  November  1418  unter  dem  Vorsitze  des  Erz- 
bischofs Eberhard  III.  von  Neuhaus  (1403—1427)  abgehaltene 
XXXIV.  Salzburger  Provinzialkonzil  ^)  bestimmte  im  c.  XXXIII 
«de  Judaeis^  unter  Berufung  auf  die  Satzungen  des  Wiener 
KoMils  vom  J.  1267  (c.  15),  dafs  die  Juden,  wenn  sie  öfFent- 
lich  ausgehen,  einen  gehörnten  Hut  (pileum  cornutum)  tragen 
soDen,  und  verpflichtete  alle  weltlichen  Obrigkeiten  bei 
Strafe  der  Exkommunikation,  jeden  Juden,  der  ohne  einen 
solchen  Hut  ausgeht,  mit  einer  Geldstrafe  nach  ihrem  Er- 
loessen  zu  belegen,  ohne  eine  Rechtfertigung  zuzulassen. 
Alle  diese  Obrigkeiten  erhielten  das  Recht  und  wurden  ver- 
pflichtet, entweder  selbst  oder  durch  Andere  einem  ohne  jenen 
Hut  betretenen  Juden  ein  Kleidungsstück  oder  eine  andere 
Sache  öflFentlich  und  sofort  auf  dem  Wege,  auf  dem  er  ge- 
sehen wurde ,  zu  pfänden ,  damit  er  die  vorerwähnte  Strafe 
um  so  rascher  bezahle.  Unter  gleicher  Strafe  sollten  die 
Jüdinnen  verpflichtet  sein  (wie  Schlittenpferde),  eine  klingende 
Schelle  (nolam  sonantem)  an  irgend  einem  Körperteile  zu 
tragen «). 

Auch  das  unter  Erzbischof  Friedrich  V.,  Grafen  von 
Schaumberg  (1489—1494),  abgehaltene  XXXIX.  Salzburger 
Provinzialkonzil  zu  Mühldorf  (19.  Oktober  1490)  beschäftigte 

der  weltlichen   Behörde   verbrannt  (Anon.  Leob.  VI  bei  Pez   I  957, 
Dalham  Conc  159]. 

*)  Schannat,  Concilia  Germaniae  1768,  V  185ff.;  Dalham 
*•  a.  0.  186;  H  e  f  e  I  e,  Konziliengescbichte  VII  376  ff.,  der  auch  nach- 
weist, dafs  dieses  Konzil  1418  und  nicht,  wie  einige  Konziliensamm- 
lungen angeben,  1420  stattfand.  —  Von  den  österreichischen  Suff- 
'^ganen  waren  Ulrich  von  Seckau  und  Wolfhard  von  Lavant  anwesend ; 
*ö8  dem  Publikationsdekrete  Eberhards  „Dens  omnium  creaturarum 
»bricator"  geht  jedoch  hervor,  dafs  auch  Ernst  von  Gurk  und  Bert- 
•^old  von  Brizen  zustimmten.  Mit  Rücksicht  auf  des  letzteren  Zu- 
stimmung fällt  auf,  dafs  auf  der  von  ihm  am  7.— 10.  Mai  1419  ab- 
gehaltenen Synode  zu  Brixen  die  Beschlüsse  des  Salzburger  Provin- 
'^^^onzils  mit  Weglassung  des  Art  XXXIII  publiziert  wurden. 
Micken,  Synodi  Brixin.  saec.  XV  1880,  S.  6. 

■)  Die  Synode  von  Passau  1419  verfugte,  dafs  die  Jüdinnen  statt 
*^6f  Schellen  Strohhauben  (capilli  ex  stramine)  tragen  sollen.  B  i  n  t  e  r  i  m , 
deutsche  KonzUien  VII  127. 

35* 
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sich  mit  den  Juden  und  fafste  Beschlüsse  behufs  Beschr&nku^sag 
der  Ansiedlung  derselben  und  des  Verkehrs  mit  ihnen.   Unit:  «r 
den    Avisamenta   (Anträgen)    in    concilio    provinciali   p:^ro- 
sequenda  wird  u.  a.  beantragt,  es  sei  Vorsorge  zu  treflRi^iu 
dafs  die  Juden  in   der  Provinz  sich  nicht  vermehren,  ibjiuI 
c.  VI.  der  Konzilssatzungen  „de  poenitentia''  bestimmt,  d^^fs 
kein  Priester  in  den  dem  Bischöfe  vorbehaltenen  Fällen  obue 
specielle  Vollmacht  die   Absolution  erteilen  dürfe.     Solcrie 
Reservatfälle  waren  u.a.:  Begünstigung  der  Juden,  Verkehr 
mit  denselben,  besonders  bezüglich  des  Wuchers,  Coitus  xnit 
einer   Jüdin,    Gremeinschaft    mit    denselben   in  Speise   und 
Trank,  Wohnung  oder  in  anderer  Weise*). 

Milder  als  die  kirchliche  Gresetzgebung  waren  die  welt- 
lichen Gesetze,  die  sich  auf  die  Juden  bezogen. 

Die  Landesordnung  des  Erzbischofs  Friedrich  IIL  toh 
Leibnitz  (1315—1338)  vom  Michaelstage  (29.  September 
1328^)  macht  im  Art.  25  bezüglich  des  Pfandleihens  keineD 
Unterschied  zwischen  Christen  und  Juden.  Es  sol  auch 
nieman  ouf  den  andern  in  varen  noch  laisten  zu  Juden  noch 
ze  Christen  vmb  dhein  gulde,  die  hinder  zechen  pfunden  ist 
noch  dhain  ezzunden  phant  (Tiere)  setzen  vmb  deheiiu 
hinter  fünf  phuuden.  Swer  aber  so  getanen  gelub  nimii^^ 
oder  tut  vnd  swer  sein  phennig  auf  so  getanen  schÄdei» 
leicht,  der  sol  seu  verliezen  vnd  sol  der  gelub  vnentgolt^"*^ 

>)  Dalham,  243,  248,  273,  274.  Ober  das  Konzil  Hefele-Herge  ^^ 
röther,  Konzilieneesch.  VIII  293 ff. 

>)  Röfsler,  Über  die  Bedeatung  und  Behandlung  derGeschid^  '^ 
des  Rechtes  in  Österreich  1847.    Anhang  I— VI;  Spatsenegge     J" 
Privilegienbuch  der  Stadt  Salzburg  1865,  der  jedoch  S.  15  irrtfimli^^^ 
den  29.   November  als  Datum  angiebt    Die  in  dem  swiachen  £bc=^^--^^ 
hard  II.   (1200—1245),   Otto,  Pfalzgrafen   bei  Rhein  und  Herrn 
Baiem,  den  Bischöfen  von  Passau,  Regensbnrg,  Freising,  Eiehstidt 
Bamberg  beschlossenen  Landfrieden  vom  J.  1244  endialtene  _ 
Stimmung:    „item  nullus   Christianus   aocipiat  nsnras  nisi  ad  Jnd^c:^^ 
alioquin  pacem  violavit^  —  ist  wahrscheinlich  ein  sp&terer  Zusatz.  Vf 
Archiv  für  Kunde  österr.  Oeschichtsq.  I  1,  54.    Quellen  zur  btj 
und  deutschen  Gesch.  V  77—91;  Rockinger,  Zur  Aorseren  ^ 

der   älteren   baier.   Landfrieden,   Abhandl.    der   M&ichner  Akadmi^^^ 
(histor.  Klassej  IX  443  ff. 
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in,  ez  sei  dan  daz  dez  hauptguetes  mer  gewesen  sei  vnd 
tz  er  dez  guetes  gewert  hat  vncz  (bis)  hinder  zechen  phunt 
ler  hinder  fünf  phunt. 

Von  den  Stadtrechten  im  Salzburgischen  Gebiete  ent- 
ölten Bestimmungen  bezüglich  der  Juden  das  Stadtrecht 
3n  Mfthldorf,  einer  Salzburger  Enklave  in  Baiern  von 
Br  Mitte  des  10.  Jahrhunderts  bis  1803,  von  Pettau  und 
)n  Salzburg. 

Das  MOhldorfer  Stadtrecht  aus  dem  14.— 16.  Jahr- 
undert*)  bestimmt  in  dem  Artikel  „von  den  Juden":  die 
iden  sollen  im  purgerrecht  hie  sitzen  an  sein  werung  (ohne 
rewährleistung),  die  sol  er  haben  auf  seinem  Pfand  ^).  Der 
rtikel  „von  den  Juden  und  den  leitgeben"  (Wirten)  verfügt: 
Mer  Juden  noch  leitgeben  Süllen  das  eisenein  gewant 
tlüstung)  nicht  ze  phant  nemen  pei  72  dn.').  Endlich  ent- 
Ut  dasselbe  die  damals  fast  allgemein  in  Deutschland 
bliche  Formel  des  Judeneides*):  Daz  ist  der  Juden  aid,  der 
ud  soll  steen  auf  ain  Sau  haut  un  sol  man  die  fün£F  puch 
toysi  dartragen,  un  sol  die  recht  band  darein  legen  u.  s.  w. 

Das  Stadtrecht  von  Pettau  •),  welche  Stadt  seit  dem 
•  Jahrhundert  bis  1565,  in  welchem  Jahre  es  mit  Wildeneck 
nd  Gmünd  von  Kaiser  Maximilian  II.  eingelöst  wurde,  zu  dem 
•rzstifte  Salzburg  gehörte,  wurde  1376  zur  Zeit  des  Erz- 
ischofs  Pilgrim  IL  von  Puchheim  (1363—1396)  über  Auf- 
Hg  des  Vitztums  Hans  Genschker  von  Leibnitz  „nach  ge- 
^htnus  der  gesworen  des  rates"  aufgezeichnet.    Von  den 


*)  Abgedruckt  in  den  „Chroniken  der  deutschen  Städte^.  Leipzig 
78,  XV  392ff. 

2)  a.  a.  O.  404. 

')  a.  a.  0.  407.  Eine  ähnliche  Bestimmung,  Harnische  weder  zu 
^^en  noch  als  Pfand  zu  nehmen,  findet  sich  in  dem  Vertrage  des 
den  Lazarus  mit  den  Bürgern  von  Kempten  vom  25.  Juni  1499 
iener  Regesten  V  64,  N.  435). 

*)  a.  a.  O.  408,  409.  Vgl.  Schwabenspiegel  c.  263,  KL  Kaiser- 
•kt  IV  24,  Ruprecht  von  Freising  I  174,  Stobbe,  Juden  in  Deutsch- 
'<l  155  ff. 

*)  B  i  s  c  h  o  f  f ,  Das  Pettauer  Stadtrecht  vom  J.  1376  (Sitzungs- 
f^chte  der  Wiener  Akademie  1886,  CXIII  695  ff.). 
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195  Artikeln  beziehen  sich  Art  18,  96,  97,  08  und  99  ai 
die  Juden.    Dieselben  lauten: 

Art  18:  Es  schullen  auch  die  Juden  in  der  stat  zu  Petti 
weder  schenken  noch  chainerley  chaufmannschaft  treiben 
schullen  auch  mitleiden,  so  der  stat  ein  grosz  notdurft 
stet  mit  pessrung^). 

Art  96.  Der  Juden  richter  schol  den  Juden  anzwart^.^ 
nach  iren  rechten. 

Art  97.  Und  schullen  die  Juden  ihre  brief,  die 
haben  hintz  (gegen)  den  purgern,  järlich  furtragen  in 
schrang  für  den  statrichter  und  ir  vorderung  darauf  meldei^    * 

Art.  98.  Aber  iren  schreinphant,  die  seu  von  cSei 
Christen  habent,  die  mugen  seu  an  den  phinstag  (Donn^^rs- 
tag)  für  iren  Judenrichter  furtragen  und  iren  rechten  daicnit 
nachvaren. 

Art.  99.    Auf  kirchen   chlained,  auf  plutiges  gewwtnty 
auf   rochs    gam,    auf  ungewundenez   choren   und  auf     ge- 
snitenes  gewant ,  daz  noch  unbereit  ist,  schullen  die  jtaden 
nicht  leihen'). 

In  der  Reformation  des  Stadtrechtes  von  Pettau  vom 
Jahre  1513  sind  diese  Artikel  mit  Rücksicht  auf  die  149S 
erfolgte  Ausweisung  der  Juden  aus  dem  Salzburger  Gebiete 
nicht  enthalten. 

In  dem  Salzburger  Stadtrechte   „von  den  Rechten  vimJ 
em  der  purgär  xnA  der  stat  ze  saltzburg"  vom  Jahre  1368^ 
bestimmt  Art.  51 :    „TauflFet   sich  ain  jud  vnd  chert  widc: 
Mider  die  Juden,  den  sol  man  prennen  an  alles  recht",  eis 


')  Vgl.  die  Privilegien  der  steierischen  Städte  vom  S.  Juni  \S 
23.  Oktober  1393  und  6.  November  1445.    S.  oben  S.  470  ff. 

*)  Vgl.  das  Privilegium  für  Judenbnrg  vom  30.  Juni  1478  and 
Forderungen  der  innerÖsterreich.  Stände  1468,  1480,  femer  A.  67 
Stadtrechtes  von  St.  Polten.   S.  oben  S.  355  ff.,  474,  483. 

»)  Vgl.   Art.  5  des   Frideric.    1244.  Art.  4  der  fran».  Jod« 
nungen  vom  J.  1206  und  1218,  6:  Charta  Judaeor.  Angiiae.    Bes 
des  ungeschnittenen  Gewandes   vgl.    das  Pri\'ilegium  Friedric/ 
Schönen  für  Wiener-Neustadt  vom  23.  April  1316  (Winter,  T 
Neustidter  Stadtr.  S.  100).    S.  oben  S.  197  ff.,  355,  357. 

^)  M.S.  im  Salzburger  st&dt.  Museum;  abgedruckt  bei  Z 
Geschichte  der  Stadt  Salzburg  1890,  II  697. 
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Strafe,  welche  nach  Art.  56  aufserdem  nur  die  Falschmünzer 
und  nach  Art.  57  die  Landesverräter  traf. 

Gegen  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  kam  zuerst  in  Mtthl- 
dorf,  einer  damals  bedeutenden  Handelsstadt,  in  welcher, 
wie  aus  dem  oben  erwähnten  Stadtrechte  hervorgeht,  auch 
Juden  lebten,  eine  judenfeindliche  Strömung  zum  Durch- 
bruch, die  wohl,  wie  in  anderen  Handelsstädten,  ihre 
Ursache  in  der  Rivalität  der  aufstrebenden  christlichen  Kauf- 
und Geschäftsleute  gegen  die  ihnen  im  Handelsbetriebe  über- 
legenen Kinder  Israels  gehabt  haben  dürfte.  Im  Jahre  1346 
beschlossen  nämlich  die  Richter  und  Geschworenen  der  ge- 
meinen Stadt  Mühldorf,  dafs  sie  „kainen  Juden  noch  offnen 
des  Stifts  (Salzburg)  Veindt  weder  sicheren  (Schutz)  noch 
gelait  geben  wollen"  *). 

Der  eigentliche  Wendepunkt  in  den  Geschicken  der  im 
Gebiete  des  Erzstiftes  Salzburg  angesiedelten  Juden  trat 
aber  auch  hier,  wie  in  vielen  andern  Ländern,  dadurch  ein, 
dafs  sie  anläfslich  des  „schwarzen  Todes"  der  Brunnen- 
vergiftung beschuldigt  wurden.  Blutige  Verfolgungen  und 
Ausweisungen  waren  seither  ihr  Los,  und  die  kirchliche  und 
weltliche  Gesetzgebung  wetteiferten  im  Laufe  des  14.  und 
!&•  Jahrhunderts  in  chikanösen  und  harten  Verfügungen 
Segen  die  Juden ,  bis  diese  im  Jahre  1498  gänzlich  und  für 
inanieraus  den  Salzburger  Gebieten  ausgewiesen  wurden. 

Im  Jahre  1349   unter   der  Regierung  des  Erzbischofs 
Ortolf  von  Weisseneck  (1343—1365)   wurden   die  Juden   im 
Sal2burger  Territorium,  wie  in  dem  benachbarten  Baiem 
^wd  in  fast  ganz  West-  und  Mitteleuropa,  wegen  des  Ver- 
wehtes, die  Brunnen  vergiftet  und  hierdurch  den  schwarzen 
^^d  herbeigeführt  zu  haben,  der  auch  im  Salzburgischen 
^Tchtbar  wütete  (in  Mühldorf  allein  starben  von  St.  Michael 
^^^^ — 1349    1400    Menschen  an   dieser   Seuche)  2),    in   der 
^^'isamsten  Weise  getötet*).    Während  dieser  Verfolgung 

^)  Javavia  228  Akg.  a. 
^^         •)  Ann.  Mattseeenses  (M.  G.  XI 829),  Mühldorfer  Annalen  (Deutsche 
'^^^te-Chroniken  XV  384). 

•)  Ann.  Matteeeens.  (Mon.  Germ.  XI  829—830):   Evolavit  itaque 
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mögen  manche  Juden,  um  das  Leben  zu  retten,  zum  Christeo- 
tume  übergetreten,  nach  dem  Aufhören  derselben  aber  wieder 
zu  dem  Glauben  ihrer  Väter  zurückgekehrt  sein.    Desfaa//i 
bestimmte  das  unter  Mitwirkung  des  Erzbischofs  Pilgrim  IL 
von    Puchheim  (1365 — 1396)   zustande  gekommene  oben  er- 
wähnte Stadtrecht  von  Salzburg  vom  Jahre  1368  Art.  51  als 
Strafe  der  zum  Christentume  übergetretenen  und  wieder  ab- 
gefallenen Juden  den  Feuertod. 

Trotz  dieser  furchtbaren  Verfolgung,  welcher  in  Baiern 
und  im  Salzburger  Gebiete  12000  Juden  zum  Opfer  ge- 
fallen sein  sollen^),  liefsen  sich  Juden  im  Erzstifte  bald 
wieder  nieder,  erwarben  Häuser*)  und  errichteten,  wie  oben 
erwähnt,  Judenschulen  in  Salzburg,  Hallein,  Friesach. 


tunc  temporis  rumor  et  fama  universa,  quae  totaliter  nuUatenas  opim- 
batur  ficta  .  .  .  quod  universalis  decessus  (das  allgemeine  Sterbem 
haberet  originem  sive  rivaretur  ex  Appellarum  (cf.  Hont.  Sit  I  S. 
100)  veneficiis.  Ob  hanc  nempe  nephariam  infamiam  in  Saltzboigt 
et  Monaco  et  in  aliis  infinitis  civitatibus  Judaei  fiierant  cremati,  cea, 
secti  et  quomodolibet  aliter  trucidati  et  occisi.  VgL  auch  ChroD.  Salu' 
bürg  (Pez,  SS.  rer.  Aust.  I  412);  Dückher  t.  Hasslaw.  Stlzbarg. 
Chronika  1666,  188. 

1)  Job.  Adlzeiter,  Ann.  Boicae  gentis  1662 C,  3  VoL 
^  Judenhäuser  werden  in  Salzburg  erwähnt  1354^  1367  (Hofetttt 
die  ehemals  Aarons  des  Juden  gewesen  ist),   13d5  (Efferiein  der  Jb^ 
in  der  Jüdengasse  gegen  der  Judenschul  über,  derzeit  NC.  55? ;  1^ 
(nach  dem  Regist rum  Eberhardi,  Regierungsarchiv  p.  10  N.  60  ober 
läfst  Erzbischof  Eberhard  IIL  von  Neuhaus  (1403—1427)  das  TonMinev 
Vorgänger  Gregor  Schenk  von  Osterwitz  (1896—1403)  den  Juden  Stb<* 
und  Heii  und  Eleazar,  seinen  Söhnen,  verkaufte  und  aus  seiner  Ck- 
währ  in  ihren  Nutzen  und  Gewähr  geantwortete  Hans  mit  aller  Zb* 
gehörung,  gelegen  zu  Salzburg  in  der  Judengasse,  darinnen  die  Jodet- 
schule  ist,  „irer  aller  dreyen  lebtag  zu  leibgeding  vnd  nicfat  reiTcr 
(weiter)  vnd  sein  desselben  vnser  haws  ir  Sehern  vnd  vertreten gcg<* 
mäniglich,  als  purckrechts-Recht  ist  in  vnser  Stat  ze  Saltzboff 
vnd  soll  die  Judenschul  beleiben,   als  sie  von  alter  herkoinen  tflC,  i* 
solcher  Bescheiden,  das  Sie  vns  all  Jahr  jährlich  in  vnser  Kinn^ 
reichen    vnd   dienen  sollen  an  verziehen  auf  den  Weiknaebtstag  1^ 
guter  ungrischer  Gulden.    Thäten   sie  das   nicht,   so  sollen  mt 
darnach   über  14  Tage  dienen  zu  zins  zwispUd  (doppelt«  Zim) 
mugen  sie  darvmb  pfennten  als  purckrecht-Reeht  ist.    Anck  saUen  ^ 
das  Haus   paulich  innehaben  .  .  .  vnd  ob  Si  das  nickt  titen«  so  »i^ 
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der  Brief  keine  Kraft  nicht  haben".  Derselbe  Erzbischof  verlieh  am 
10.  November  1404  seinem  Bruder  Andreas  Neuhauser,  Hauptmann  zu 
FViesach,  das  Haus,  das  von  Löslein  dem  Juden  in  Friesach  ledig 
^worden  ist,  und  unterm  2.  Februar  1405  seinen  Brüdern  Siegmund 
lud  Andreas  und  ihren  Erben  das  Haus  in  der  Judengasse  zu  Pettau, 
las  SüTsleins  des  Juden  gewesen  ist  und  nun  in  die  Grewalt  des  Erz- 
>i8chof8  gekommen  ist*)  von  Swoyeln  und  Aron,  des  Süfsleins  Ayden. 
Leiter  werden  erwähnt:  1429  Haws,  da  yeczund  die  Juden  inn  sind: 
L446  Purchrechtshaus  vor  dem  Osterthore  zwischen  des  Schmuel  und 
Les  Pseher  Häusern;  1452  Fäwfel  des  Juden  Haus;  1455  die  „peunt" 
pennt,  ahd.  piunta,  biunda,  mhd.  biuntc,  piunt  ist  ein  Grundstück, 
iTif  dem  das  Recht  liegt,  es  eingefriedet  oder  ohne  Einfriedung  zu 
>enfitzen)  Wolfgang  des  Juden  in  dem  Vertrage  zwischen  Johann 
EUmsel  am  Gries  bei  Hallein  und  Georg  Prueffer,  Pfarrer  in  Hallein, 
aber  den  Kauf  der  Kesselpeunt  zu  Hundsdorf;  1477  das  Haus  Jakob 
leB  Jaden,  1487,  1512  Jud  Judls  Haus  u.  a.  (Vgl.  Zillner,  Gesch. 
ier  Stadt  Salzburg  1885,  I  34,  187,  204,  205 :  über  die  Jndengasse  in 
Salzburg  daselbst  278,  813—819;  über  die  Judenklause  [Judenthor] 
und  den  Judenbrunn  in  Salzburg  34,  158,  212;  Doppler  in  den  Mit- 
teilongen  des  Vereins  für  Landeskunde  in  Salzburg  XUF  98,  N.  136, 
101;  N.  187;  XIV  N.  201,  203  u.  a.). 

Doch  war  dieser  Häuserbesitz  der  Juden  stets  ein  nur  wenig 
gesicherter;  denn  abgesehen  von  reinen  Willkürakten  und  abgesehen 
^von,  dafs  die  unbefugte  Auswanderung  den  Verlust  des  Besitzes 
ii^ch  sich  zog,  besafsen  die  Juden,  wie  aus  der  nicht  ganz  klaren  Be- 
^estimmung  des  Mühldorfer  Stadtrechtes :  „die  Juden  süllen  im  purger- 
^t  hie  sitzen  an  sein  werung^  geschlossen  werden  kann  und  wie 
^^  der  oben  erwähnten  Urkunde  Eberhards  III.  vom  12  Mai  1404  be- 
bend den  Hausbesitz  der  Juden  Nahem,  Heli  und  Eleazar  und 
^öderen  Urkunden  klar  hervorgeht,  in  dem  Salzburgisehen  Gebiete 
^e  H&Qser  blofs  im  Burgrechte.  Dieses  Rechtsverhältnis  dürfte  darauf 
z^Tuckzufuhren  sein,  dafs  die  Juden  besonders  in  den  Städten,  wie 
^ies  in  anderen  geistlichen  Territorien  geschah  (vgl.  Rosenthal, 
2©  Gesch.  des  Eigentums  in  der  Stadt  Würzburg  1878,  21;  Honig  er, 
Zw  Gesch.  der  Juden  in  Deutschland  1886,  I  167),  die  von  ihnen  er- 
l^ften  Häuser  behufs  Erlangung  eines  gröfseren  Schutzes  der  Kirche 
^ftnigen,  es  von  ihr  im  Burgrechte  d.  h.  als  Leibgeding  auf  die 
^^bensdauer  mehrere  Personen  (auf  ein,  zwei,  drei  „Leib"),  seltener 
^  Emphyteuse  auf  unbestimmte  Zeit  zurück  empfingen  und  gegen 
''Haltung  im  guten  Zustande   und  Zahlung  einer  jährlichen  Abgabe 


.     *)  Nach   Abschriften    der   Originalkonzepte   im   fe.   Ordinariats- 

Archive. 
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Eine  neue  Verfolgung  brach  1404   aus,  als   die  Jud-^ 
beschuldigt   wurden,    das    von    einem  Christen  gestohl^] 
Ciborium  samt  Hostien  aus  der  Frauenkirche  in  Mühlen  ^^ 
kauft,  die  Hostien   mit  Nadeln  durchstochen  und  in  ander^j 
Weise  entheiligt  zu  haben.     Wegen  Beteiligung  an  dieser 
Hostienschändung  wurden  am  Tage  der  sieben  Brüder  (10.  Jolj) 
1404  zu  Winkl  aufserhalb  des  Virgiliusthores  gegenüber  der 
genannten  Kirche  jenseits  der  Salzach  auf  der  Sattelpoint 
alle   Juden    aus   Salzburg   und   Hallein   (ai;sgenommen  die 
Kinder  und  einen  erwachsenen  Juden,  der  sich  taufen  ließ) 
verbrannt  *).  Unterm  17.  Juli  1404  teilten  der  Landeshaupt- 
mann ,  die  erzbischöflichen  Räte  und  die  Bürger  von  S&Ix- 
burg  die  von  den  Juden  verübte  Frevelthat  und  ihre  Be- 
strafung den  Bürgern  von  Linz  mit"). 

Im  Zusammenhange  mit  dieser  Begebenheit  steht  wahr- 
scheinlich die  bereits  erwähnte  Koniiskation  von  Judenh&asen 
in  Friesach  und  Pettau,  sei  es,  dafs  die  Besitzer  derselbe 
aus  Furcht  vor  der  Verfolgung  flohen  und  deshalb  ihrer 
Häuser  für  verlustig  erklärt  wurden  oder  dafs  ihnen  wegen 


den  ungestörten  Besitz  zugesichert  erhielten  (vgL  hierzn  von  Hefs« 
Das  Burgrecht  [ins  civiie]  in  den  Sitzungsber.  der  Wiener  Akidenifi 
der  Wissensch.  XI  (1853)  761  flP.).  Auch  von  sonstigem  Realbedtie 
waren  die  Juden  nicht  ausgeschlossen,  wie  sich  aas  der  Entscbeiduf 
des  Oswald  Mautner  zu  Kazenberg  und  des  herzoglich  baier.  Iab^ 
Schreibers  Georg  Eberspeckh  vom  10.  August  1440  über  die  An^mk 
des  Juden  Knabel  gegen  das  Kloster  Nonnberg  auf  mehre  ans  des 
Hofe  Hofstetter  der  Pfarre  Mauerkirchen  gebrochene  Gnuidstäcke  er 
giebt  (Nonnberger  Urk.-Samml.  des  Museum  Carol-Aognsteom  N.  20 
durch  gütige  Mitteilung  des  Herrn  Direktors  Dr.  Petter). 

0  Registr.  Eberhardi  III.  N.  62  p.  19  (Regierungsarehiv);  Ab» 
San-Petr.  Coenob.  Chron.  Salisb.  (Pez,  SS.  II  429);  Duck  her?« 
Hafslaw,  Saltzburgische  Chronika  1666,  195.  Mezger,  ffist  StUi^ 
1692,  478;  Hansiz,  Germania  Sacra  I,  II  1720,  472;  Doellii** 
Miscell.  ex  cod.  mstis  coli.  1728;  11  130  VgL  dazu  Hübner, Be 
Schreibung  der  hochfurst-erzbisch.  Haupt-  und  Residenzstadt  Sil>* 
bürg  1792,  I  145  und  G.  Wolf,  Zur  Gesch.  der  Jaden  in  Salibay 
(Frankel-Graetz,  Monatschrift  für  Gesch.  und  Wiasenschaft  des  J«^ 
tums  1876,  284). 

*)  M  S.  aus  dem  Cod.  480  der  Grazer  Univ.-Bibliothek. 
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^  ihren  Glaubensgenossen  in  Salzburg  zur  Last  gelegten 
revels  die  Häuser  entzogen  wurden.  Eine  Ausweisung  der 
:ideD  aus  den  Salzburgischen  Enklaven  dürfte  damals  nicht 
*folgt  sein  oder  kehrten  sie  nach  Aufhören  der  Verfolgung, 
ie  die  Juden  im  Salzburgischen  Gebiete,  wieder  in  ihre 
theren  Wohnsitze  zurück.  Denn  in  der  bekannten  Be- 
:hwerde  des  Erzbischofs  Eberhard  III.,  unter  dessen 
egierung  die  Verfolgung  vom  Jahre  1404  stattfand  und  die 
denfeindlichen  Konzilsbeschlüsse  vom  Jahre  1418  gefafst 
urden,  über  Herzog  Ernst  den  Eisernen  vom  28.  Oktober 
123  klagt  der  genannte  Kirchenfürst  besonders  auch  darüber, 
ifs  wider  die  alten  Freiheiten  und  Rechte')  die  Pettauer 
iden  im  Weinhandel  auf  der  Strafse  über  Windisch-Feistritz 
ach  Krain  und  Kärnten  und  mit  ihren  Waren  von  Venedig 
er  and  dahin  durch  widerrechtliche  Mautabnahme  in  Lai- 
ach, Hohenmaut,  Völkermarkt  und  St.  Veit  beschwert 
werden.  Weiter  beschuldigt  er  den  Herzog,  dafs  er  den 
^ettauer  Bürger  Otto  Schuster  wegen  eines  vor  11  Jahren 
on  dem  Salzburger  Vicedom  erkauften  Judenhauses  vor  die 
lerzoglichen  Richter  nach  Neustadt  und  Marburg  vorladen 
iDd  einen  durch  den  Tod  erledigten  vor  Pettau  gelegenen 
ialzburger  Lehenhof  durch  die  Landschranne  den  Juden 
inantworten  liefs  zuwider  dem  Landbriefe,  der  alles  Gericht 
ö  Lehensachen  ausschliefslich   dem  Lehensherrn  zuweist  2). 


^)  Durch  Entscheidungen  Heinrichs  VII.(vgl.  Chmel,  Geschichte 
^r  Friedrichs  IV.  und  seines  Sohnes  Maximilian  1840  I  466) 
»d  Adolfs  von  Nassau  vom  28.  Juli  1224  und  27.  April  1295  wurde 
^  Ansuchen  der  Erzbischöfe  von  Salzburg  Eberhard  II.  und  Kon- 
1^  ly,  erklärt ,  dafs  dem  Landesherm  oder  irgend  jemand  anderem 
lebt  gestattet  sei,  den  Leuten  eines  anderen  Fürsten  auf  öffent- 
^en  und  königlichen  Strafsen  den  freien  Verkehr  zu  hindern» 
^rz,  Österreich  unter  Ottokar  und  Albrecht  I.  1816,  11  213  , . . 

*)  Über  den  Streit  zwischen  Eberhard  III.  und  Ernst  den  Eisernen 
*•  Vermerkt  die  gesprechn  die  mein  Herr  von  Saltzburg  vnd  sein 
Vertan  geistlich  vnd  werltlich  personen  von  hertzog  Emesten  und 
*ien  Anwalten  haben  (Geh.  Hausarchiv,  Salzburger  Abteil.,  Polit. 
ttion  Fol.  18  B,);  Chmel  a.  a.  0.  I  459—466,  Beil.  II;  Muchar 
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Eine  andere  Differenz  zwischen  den  Salzburger  En- 
bischöfen  und  den  österreichischen  Fürsten  wurde  durch  da 
Vertrag  zwischen  Friedrich  III.  und  dem  Erzbischof  Sieg- 
mund I.  von  Volkerdorf  (1462—61)  vom  30.  Oktober  1458 
P.  10  und  das  Mandat  des  Kaisers  an  die  inneröster- 
reichischen  Behörden  vom  8.  November  1458  dahin  ent- 
schieden, dafs  „es  von  der  Juden  Weisung  wegen  in  Steir, 
Kemden  vnd  Krain  hinfur  also  sol  gehalten  werden«  daz  die 
Juden  auf  des  benannten  von  Saltzburg  vnd  seiner  ntd- 
komen  vrbar  (Zinsgut)  in  dhainerlay  weyse  nicht  weisen 
(greifen)  sullen,  es  sein  dann  Sachen  denselben  von  Sthz- 
bürg  vnd  sein  grünt  berürend;  biet  aber  ain  jud  oder 
meniger  zu  den,  die  auf  des  benannten  von  Saltzburg  grttnti 
sessen ,  icht  (irgend  einen)  spruch  oder  anuorderung ,  so  sol 
demselben  Juden  zu  denselben  lewten  vnd  irem  gut  reett 
vorbehalten  sein,  doch  dem  yetzgenannten  von  Saltzbuig  nd 
seinen  nachkomen  an  iren  vrbam  zinnsen  vnd  gerechtikaitefl 
derselben  seiner  \Tbar  \Tinergriffenlich"  *).  Dieser  Yertng 
wurde  von  Kaiser  Maximilian  I.  am  8.  und  18.  Juni  14M 
bestätigt  2). 

Einen  wohlwollenden  Beschützer  fanden,  wie  anderwärts, 
die  Juden  in  Salzburg  an  Kaiser  Friedrich  III.,  obwohl  der- 
selbe anderseits  auch  die  bei  ihm  erhobenen  Beschwerfei 
gegen  sie  nicht  unbeachtet  liefs. 

Infolge  mannigfaltiger  Klagen,  dafs  „die  judischeitii 
dem  heiligen  reiche  vnd  besonders  in  den  provincien  MeDCt 
Trier,  Salczburg  vnd  Bisuncz  (Besangon)  wonende  mtehir 
gewondlichen  hertikeit  manig  geistlich  Mid  weltlich  vnser 
vnd  des  reiches  vndertan  mit  iren  gesuchen  vnd  wudicf 
vnczimlich  vnd  vnleidenlich  beswem,  sich  auch  in  anderweg^ 
so  vnordenlich  vnd  grob  halten,  daz  darauf  in  dem  reiche 
Mid  den  gemelten  vndertan   zu  Zeiten  Mieinigkeit, 


VII  169;  Kurz  II  65;  Steinwenter,  Beitrftge  snr  Geschichte  de 
Leopoldiner,  (Arch.  f.  österr.  Gesch.  LVIII  2,  471  ff.). 

1)  Aeneae  Sylvii,  Eist  rer.  Frider.  lU  1685,  AnhiAg  l^tf 
Hansiz,  Germ.  Sacr.  II  507;  Lfinig,  Reichsarchiv  121. 

^  Geb.  Haus-  und  Staatsarchiv. 
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iQissheliuig,  verderblich  vnd  vnwiderpringlicher  schaden,  auch 
derselben  jndischeit  beswerde,  freuel  vnd  vberfal  zugeczogen 
werden  vnd  erwachsen",  trug  Friedrich,  da  ihm  die  Jüdisch- 
heit als  römischem  Kaiser  „on  mittel"  (unmittelbar)  zugehörig 
und  allein  seinem  weltlichen  Gerichtszwang  unterthan  ist, 
seinem  Schwager,  dem  Grafen  Ulrich  von  Württemberg,  am 
20.  Juli  1465  auf,   „alle  vnd  yede  Juden  vnd  judin  in  den 
ohgesehriben  provintzen  wonende  von  vnser  vnd  des  heiligen 
reiches  wegen  in  vnsern  vnd  dein  schütz,  scherm  vnd  fride" 
sn  nehmen  und  bei  ihren  Rechten  und  Gerechtigkeiten  zu 
handhaben  und  nach  seinem  besten  Vermögen  zu  bewahren, 
andererseits  aber  auch  diejenigen,  die  des  Kaisers  und  des 
Bdches  Unterthanen  mit  Gesuch  und   Wucher   unziemlich 
und  unleidlich  beschwert  haben,  vor  sich  zu  fordern  und 
nach  ^zeitlicher  verhörung"  zu  strafen  ^).  Da  die  Juden  sich 
den  Allordnungen  Ulrichs   nicht  fügten,  erliefs  der  Kaiser 
am  7.  November  1466  ein  Patent  an  die  Behörden  im  Reiche, 
,   gonäfs  welchem  die  Juden  gezwungen  werden  sollten,  den 
[  Weisungen  dieses  kaiserlichen  Vollmachtsträgers  Folge  zu 
leisten,  und  zugleich  ein  Mandat  an  die  Juden,  bei  einer  Pön 
von  40  Mark  Goldes  und  bei  dem  Verluste  aller  Privilegien 
dem  Grafen  von  Württemberg  gehorsam  zu  sein^). 

Als  jedoch  wahrscheinlich  infolge  der  den  Juden  zur  Last 
gelegten  Ermordung  des  Simon  von  Trient  (1475)  eine  feind- 
selige Stimmung  der  Bevölkerung  gegen  die  jüdischen 
Glaubensgenossen  im  Salzburgischen  Territorium  entstand, 
richtete  Friedrich  III.  über  Bitten  der  Salzburger  Juden 
ton  Graz  aus  am  12.  März  1478  an  den  Erzbischof  Bern- 
Wd  von  Rohr  (1466—1482)  ein  Schreiben,  in  welchem  er 
Q&ter  Hinweis  auf  die  Ausstreuungen,  dafs  die  Juden  „mit 
dem  heiligen  sacrament  und  der  kristen  kinder  und  irem 
P'ttet  sullen  verhanndelt  haben,  dadurch  sy  in  vennkhnuss 


»jChmel,  Gesch.  Kaiser  Friedrichs  IV.,  II  436;  Wiener,  Re- 
gsten 101  Beil.  VI. 

"jGGldast,  Reichssatzung  186,  313;  Wagen  seil,  Epist.  ad 
Fechtimn  103;  Wiener  a.  a.  0.  89  N.  72,  73. 
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(Gefllngnis)  pracht  und  so  swerleich  gemartert  werden,  di 
sy  selbes  von  marter  wegen  bekennen  muessen 
und  wiewol  sy  des  unschuldig  sein  dadurch  von  leben  zqb 
tod  pracht  und  in  ir  gut  genomen  werde ,  des  sy  sich  be- 
sweren  und  uns  als  Komischen  Kaiser  angeruefft,  sy  darii 
gnedigkleich  zuuersehen,  damit  sy  nit  also  unversehuldi  omt 
ir  leib  und  gut  pracht  werden",  den  Erzbischof  aufforderte 
„ob  iemands,  wer  der  wer,  solh  sachen  wider  die  judischiii 
in  Saltzburg  furpringen  wurde",  sich  nicht  leichtfertiglicl 
wider  sie  bewegen  zu  lassen,  sondern  in  solchem  unbilligei 
Beschuldigen  vorzusein*). 

Ungeachtet  dieser  Fürsprache  des  Kaisers  wurde  untei 
Johann  III.  Peckenschlager  (1482—1489),  dem  Nachfolge) 
Bernhards  von  Rohr,  zur  Verhöhnung  der  Juden,  wie  ii 
anderen  Städten  (Frankfurt,  Wittenberg,  Zerbst,  Magdebarj 
Berlin,  Perugia)*)  auf  Kosten  der  Stadt  Salzburg •)  148 
auf  dem  Rathausturme  eine  Judenkinder  säugende  Sau  tu 
Holz  angebracht,  die  im  Jahre  1520  unter  dem  Erzbischt 
Matthäus  Lang  von  Wellenburg  (1519—1540)  durch  eil 
wahrscheinlich  auf  Befehl  des  Erzbischofs  Leonhard  vc 
Keutschach  (1495—1519)  aus  Marmor  hergestellte  Sa 
welche  kleine  Judenkinder  säugt,  ersetzt  wurde*). 

Wenn  auch,  wie  aus  dem  bisher  Gesagten  hervorgeh 
die  Geschichte  der  Juden  in  Salzburg  seit  der  Mitte  d 
14.  bis  zum  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts  eine  fast  a: 
unterbrochene  Kette  von  Verfolgungen,  Chikanen  und  Dran 


')  Mon.  Habsb.  I  2,  342,  N.  XXXVII. 

')  Kaufmann,  La  tmie  de  Wittenberg  (Revue  des  ^tndes  jur 
XX  211—278);  ferner  Stobbe  a.  a.  O.  267,  N.  152. 

^  „Vermerckt  Hannsen  GlauQnsperger  Buigermaister  Raitta 
(Rechnung)  von  zwain  Jam  vergangen  des  Burgermaisterambts  d 
86  unde  87  Jam''  enthält  in  der  Rubrik  „Ausgab  der  sUt  Notturft  ^ 
auch  die  Ausgabe:  Item  dem  Valcknawer  und  Hainrieb  maier  w 
den  Juden  und  Saw  Rattum  6  f.  28  d  (Kanmierrechnungen  im  stii 
Archive). 

*)  Hübner  a.  a.  0.  146. 
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saien  bildet,  vor  einem  traurigen  Geschicke  waren  sie  be- 
wahrt geblieben,  das  ihre  Glaubensgenossen  in  vielen  anderen 
Ländern  getroffen  hatte:  vor  dem  harten  Lose  der  Aus- 
weisung. Im  Jahre  1498,  in  welchem  die  Juden  in  Navarra 
von  Juan  de  Labrit  und  in  der  Provence  von  Charles  VIII.  *) 
zum  Verlassen  dieser  Länder  genötigt  wurden,  traf  sie  das 
gleiche  Schicksal  auch  im  Gebiete  des  Erzstiftes  von 
Salzburg. 

Unter  dem  oben  genannten  Erzbischof  Leonhard  von 
Keutschach  mufsten  die  jüdischen  Bewohner  dieses  Terri- 
toriums im   März    1498   einen   langatmigen   Revers    unter- 
schreiben,  in   welchem   sie  erklärten,  dafs  Leonhard   „aus 
mercklich  seiner  fürstlichen  Genaden  furgefallen  treflichen 
grofsen  dartzue  bewegenden  Ursachen,  so  derselbenn  seinen 
f&rstlichen  Genaden  Gemaine  Landschafft  vnd  Unterthan  ah 
nms  oder  vnnsernthalben  gehabt,  mit  unnserm  guetten 
Willen  und  Wissen  on  aller  unser  Verwidern  von 
dannen  aus  seiner  fürstlichen  Genaden  Haubtstatt,  Lannde 
nnd  Furstenthuemb   als  weytt  und  verr  dasselb  raichet  und 
vergrenitzt  ist,  geurlaubt  hat",  und  bei  ihrem  jüdischen  Eide 
▼eisprechen,   nie   mejir  in  das    Salzburger  Gebiet  zurück- 
zukehren und  daselbst  zu  wohnen,  ferner  geloben,  dafs  sie 
.solchen  ürlaubens  und  Ausschaffens  halben"   weder  gegen 
den  Erzbischof ,  seinen  Hauptmann,  seine  Räte,   Amtleute, 
Unterthanen,  Leute,  Richter,  Bürgermeister  und  „Granitzer", 
die  Gemeinde  zu  Salzburg  noch  sonst  jemand,  der  an  diesem 
Urlaube  und  Ausschaffen  Schuld,  Rat,  That  gehabt,  über- 
kaupt  gegen  niemand  Fehde,  Feindschaft,  Bedrohnis,  Unrat, 
Ilawillen,  Ungunst,  Rache,  Beschädigung  oder  anderes  weder 
Itöimlich  noch  öffentlich  hegen  werden ;  sie  mufsten  sich  mit 
ihrem  Leibe  und  allem  ihrem  und  ihrer  Erben  gegenwärtigen 
M  künftigen  liegenden  und  fahrenden  Hab  und  Gut  ver- 
pflichten, gegen  diese  Verschreibung  und  ihren  ganzen  Inhalt 


^)Yanga8   y    Miranda,    Historia   de   Navarra    1882   II   364; 
l^Äyserling,  Juden  in  Navarra  108;  Beug  not,  Lee  Juifs  d*Occident 
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nichts  zu  unternehmen,  die  ungelösten  PftLudfii  nidn  sa^- 
halten,  sondern  aufzuschreiben  und  treolidi  anzo^RsiiBL  uä 
ohne  Wissen  der  erzbischöflichen  Obrigkeit  dJuBBtilkiBL  msä 
wegzuführen ,  vielmehr  dieser  Pfänder  imd  jaiäfirer  ikSM 
halber  sich  in  den  erzbischöflichen  Schulz  xn  liecBto  mi 
selbst  oder  durch  ihren  Anwalt  Recht  ra  jMsfameL  mifla 
gehen. 

Am  Schlüsse  dieses  Reverses  stehen  die  \saam  «r 
Juden  mit  dem  Beisatze:  „Ich  N.  X.  bd^esBe  um  nfiOff 
Unterschrift,  dafs  ich  alles  oben  GeschriebsDe  hhhm  ai 
vollziehen  werde"  —  in  hebräischer  KursiTsduift  ^ i. 

Leonhard  von  Keutschach,  ein  harter  r^iSkääfiäm 
Mann,  der  im  Februar  1511  auch  die  Bt^rgerscLaA  T(BSll^ 
bürg  mit  List  und  Gewalt  zum  Verzichte  auf  die  ihr  in  in 
Privilegium  Kaiser  Friedrichs  III.  vom  Jahre  1481  tctM«» 
Rechte  nötigte'),  ordnete  zugleich  an,  dafs  zu  ewipmlMB 
btM  Leibes-  und  Lebensstrafe  kein  Jude  mehr  ohne  besfioäRf 
erzbischöfliche  Erlaubnis  das  Land  betreten  dürfe,  Di^ 
jenigeu,  welche  diese  Erlaubnis  erhalten  würden.  $oDwb  ki 
Leibzoll  ohne  Nachsicht  entrichten  und  in  der  Stadt  Sit- 
bürg  nicht  über  eine  Stunde  verweilen.  Die  Hiu!^.  i> 
denen  Juden  gewohnt  hatten,  liefs  er  gleich  SüLUen  reinifet. 
die  Synagogen  in  Salzburg  und  Hallein  zerstören  und  «ikr- 
scheinlich  für  den  Rathausturm  in  Salzburg  die  oheo  er- 
wllhnt(5  „Judensau"  in  Marmor  herstellen*). 


»)  G.  Wolf,  Zur  Salzburger  Chronik  1873,  S.  5—8  ri 
Hchtu  den  Revers  der  Juden  in  Salzbarg  G&nael,  Ferfel,  Moio» 
KAtnuol  und  Löser  vom  5.  März  1498.  Dm  dieser  Abdruck  nidit  feUtf" 
friM  ist,  wird  sowohl  der  eben  erwähnte  Revers  als  der  Reren  ^ 
Juden  in  Hallein  Seligmann,  Gänsel  und  Paala,  Nathans  Witwe,  ti* 
12.  März  1498  nach  einer  Abschrift  ans  der  Salzbnrger  Ciko^ 
MHmmlung  des  Hof-   und  Staatsarchives   in  Wien  im  Anhange  tMr 

«)  Juvavia  448,  449;  Pichler,  Salzboiger  Landesgeschicht« 
207;  Zauner,  Chronik  von  Salzburg  HL  275. 

*)  Juvavia  228a.  Zanner,  Chronik  von  Salzbarg  IV  tö^! 
IM<:hler  a.  a.  O.  29a. 
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l»roTiiiz.   denken    ioA    aadi    andere    ErvertisqiieQen 
standen,  florierte. 

Nicht  ohne  Einfluls  aof  den  Entsrhluls  Leonhards  dürfte 
wohl  auch  die  von  Kaiser  Max  L  ontenn  9.  und  18.  Min 
1496  angeordn^e  Austreibung  der  Juden  aus  Kirnten  uKi 
Steiennark  gewesen  srin. 

Nicht  so  sehr  das  Faktum  der  Ausweisung  selbst  (deiu) 
der  Aufenthalt  der  Judoi  im  Salibui^r  Gebiete  beruhte 
auf  besonderen  AufnahmsprivUegien ,  die  nach  der  mittel- 
alterlichen Ansicht  jederzeit  zurQckgenommen  werden  konnten 
und  nach  dem  Fremdenrechte.  nach  welchem  sie  Torwiegeod 
behandelt  wurden,  waren  sie  ja  ganz  der  Willkür  des  Landen 
forsten  preisgegeben),  als  die  Art  und  Weise,  wie  dabei 
gegen  sie  vorgegangen  wurde,  werden  für  immer  ein  SchanA- 
fleck  in  der  Geschichte  des  Erzbischofs  Leonhard  tod  Eeat- 
Schach  bleiben. 

Fast   300   Jahre  blieben   die   geschilderten  Mafsregel^ 
zur  FemhaltuDg  der  Juden  und  Erschwerung  ihres  Aufen^* 
haltes  in  dem  Salzbui^r  Erzstifte  in  Kraft,  bis  .ein  sanfter^ 
Jahrhundert  die  Zeiten  Leonhards  verdrängte  und  milder« 
Weisheit  brachte".    Unter  dem  letzten  souveränen  Erzbiscbof 
von  Salzburg.  Franz  de  Paula.  Fürsten  vonColloredo- 
M  a  D  n  s  f  e  1  d  (1772 — 1803),  einem  Gesinnungsgenossen  Kaiser 
Josephs  II..  der  gleich  diesem  \ielfache  kirchliche  und  staat- 
liche Reformen  vornahm,  wurde  auf  Antrag  des  fürstlichen 
Hofrates  laut   des  Generalbefehles  an  alle  Pfleg-  und  Land- 
gerichte,   sowie    Hofmarken    vom  3.   September   1791  der 
Jadenzoll  in  dem  Erzstifte  aufgehoben.   Die  erwähnten  Be- 
hörden sollten  jedoch  „auf  hergelofenes  Judengesindel  ebeo^ 
achtsam  wie   auf  jedes   Liederliches  Gesindl,  von  welcher 
Religion  es  immer  seye,  von  Polizey  wegen  emsige  ObsicM 
halten :  weiter  sollten  sie   in  dem  Umfange  der  ihnen  ^^ 
vertrauten  Gerichtsbarkeit  keinem  Juden  einen  Handel  g^ 
statten ,  ohne  dafs  von  der  ftlrstlichen  Polizeistelle  hietto 
die  Erlaubnis  erwirkt  wtlrde   und  zwar  aus  dem  Gnuid^ 
„weil,    solange    die  Bildung    der   Juden   in  den  dentscbei 
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Staaten  so  sehr  vernachlässigt  wird,  eine  unbegrenzte  Frei- 
heit derselben  in  einem  einzelnen  Staate  nachteilige  Folgen 
haben,  und  bey  den  im  hohen  Erzstift  bestehenden  Gewerbs- 
systeme denen  innländischen  Handelsleuthen  und  Krämern 
leicht  beträchtlichen  Schaden  zuziehen  könnte  **.  Auch  wurden 
die  oben  genannten  Behörden  angewiesen,  die  Juden  in  ihren 
Amtsbezirken  anderen  durchreisenden  Menschen  gleich  zu 
halten,  folglich  mit  keiner  gerichtlichen  Begleitung  zu  be- 
schweren ^). 

Das  Ausschreiben  der  fürstlich-salzburgischen  Hof kammer 
vom  26.  September  1791  Z.  1519  teilte  diese  Anordnung 
allen  ftirstlichen  Mautämtern  mit  und  ordnete  an,  dafs 

a)  jeder  Jude  von  nun  an  bei  der  Eintrittsstation,  wenn 
er  Handel  und  Wandel  zu  treiben  vor  hat,  vor  allem 
an  das  betreffende  Pfleggericht  angewiesen, 

l))  derselbe  anstatt  des  vollkommen  aufgehobenen  Juden- 
zolles in  Entrichtung  der  Weg-  und  Waren-Mautgebühren 
jedem  anderen  reisenden  Privaten  und  Handeismanne 
gleichgehalten,  somit  auch 

<j)  auf  den  Grenz-  und  Mauttafeln  die  Aufschrift  „Juden- 
zoll" allsogleich  ausgelöscht  (Zusatz  an  die  Haupt- 
maut in  Salzburg:  und  den  hier  ankommenden  und 
mit  Vorwissen  und  Erlaubnis  der  Polizeistelle  sich  auf- 
haltenden Juden  also  ohne  weitere  Begleitung  frei 
herumzugehen  gestattet)  werden  solle. 

1795  wurde  die  Verfügung  der  Resolution  vom  3.  Sep- 
^^inber  1791  betreffend  die  Nichtzulassung  der  Juden  zum 
Handelsbetriebe  in  dem  Erzstifte  wiederholt  und  den  Juden 
ausdrücklich  ohne  Ausnahme  und  Unterschied  alle  Fähigkeit 
^m  Aktiv-  und  Passivhandel  in  und  aufser  den  Jahrmärkten 
^^esprochen  *). 


*)  Regiemngsarchiv  (Hofkammer;    Hauptmauth    1790/1805   1.   c). 
^gl.  hierzu  W  o  1  f  a.  a.  0.  U  ff. 

•)  HartlebeD)  Deutsche  Justiz-  und  Polizey-Fama  vom  2.  April 
1802,1. 

36' 
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Der  Schmuck  des  Bathausturmes,  die  „Judeo^ 
wurde  1785  über  Auftrag  des  Stadtmagistrates  in  Salzi 
herabgenommen  *). 

Durch  den  Reichsdeputationshauptschlufs  yom25.Febi 
1803  wurde  das  Gebiet  des  Erzstiftes  Salzburg  dem  Gi 
herzog  Ferdinand  von  Toscana  als  Ersatz  für  sein  andasEö 
reich  Italien  abgetretenes  Land  mit  der  Eurfürstenwt 
zugewiesen.  Laut  eines  Girkulars  der  kurfürstlichen  Lan 
regierung  vom  9.  Januar  1805  wurde  mit  der  Entschließ 
des  Kurfürsten  vom  7.  Januar  1805  der  Judenleibzoll  i 
in  den  mit  Salzburg  vereinigten  Fürstentümern  Passau 
Berchtesgaden  aufgehoben '). 

Im  Schönbrunner  Frieden  vom  14.  Oktober  1809 
Kaiser  Franz  das  gemäfs  Art.  10  des  Friedens  von  P 
bürg  vom  26.  Dezember  1805  an  Österreich  gefallene  5 
burger  Gebiet  an  Baiem  ab. 

Am  10.  Juni  1813  erliefs  König  Max  I.  Joseph 
Baiern  ein  Edikt  über  die  Verhältnisse  der  jüdischen  Glaul 
genossen  im  Königreiche  Baiem  *) ,  das  auch  für  die  l 
in  dem  Territorium  von  Salzburg  sowie  in  Tirol,  da 
Prefsburger  Frieden  an  Baiern  gelangt  war,  galt.  Die  De 
bestimmungen  dieses  königlichen  Edikts  werden  bei 
Darstellung  der  Rechts\erhältnisse  der  Juden  in  Tirol 
geteilt  werden. 

Infolge  des  zwischen  Österreich  und  Baiem  geschloss 
Münchner  Traktates  vom  14.  April  1816  fiel  Salzburg  wi 
an  Österreich  zurück. 

Über  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  Salil 
unter  der  österreichischen  Herrschaft  vgl.  oben  S.  514— 


')  H  ü  b  n  e  r  a.  a.  0.  148  flF.  XXIV. 
^)  Gedrucktes  Regierungscirkular  im  Regiemngsarchive. 
*)  Königl.  baier.  Regierungsblatt  vom  17.  Juli  1813  (St  XX 
S.  921—932);  k.  baier.  Kreisamtsblatt  för  Salzbarg  vom  28.  Juli 

N.  89. 
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Beilaeren  zur  O^soMchte  der  Juden  in  Salzburg*.  (S.  559.) 

Beyers  der  8ftlzburfer  Juden. 

Wir  hemachbenennt  Ascher  zue  Teutsch  genannt  Gänsl, 
Fejfel,  Moyse  und  Samuel,  alle  drey  Juden  und  Brueder, 
md  loser  Jud,  dye  Zeit  zu  Saltzburg-wonnhafft,  Bekennen 
mverschaidenlich  an  dem  offenn  Brieve  und  thuen  kund 
lUermennyklich  das  der  hochwirdigist  Fürst  und  Herr,  Herr 
Leonhart,  Ertzbischofe  zu  Saltzburg,  Legat  des  Stuels  zu 
Rom  etc.,  vnnser  genedigister  Herr,  Vom  Anfanng  seiner 
forstlichen  Genaden  Regierunge  pis  an  heut  Data  vns  auff 
ranser  freyunge  und  vleissig  Pethe  jnn  seiner  fürstlichen 
Genaden  Haubtsat  Saltzburg  vnnser  Wonung,  Gewerb  und 
Banndtierunge  wie  Juden  getzymmet  sambt  vnnsern  Weyben, 
Kinden,  Gesinden  und  Eehaltten  zu  haben  und  zu  treiben 
genedigklich  begöndt,  aber  aus  mercklichen  seinen  fürstlichen 
Genaden  furgefallen  treflichen  grossen  dartzue  bewegenden 
Ursachen  so  derselbenn  seine  fürstlichen  Genaden,  Gemaine 
UnndtschaflFt  vnd  Unntterthan  ab  uns  oder  unnsemthalben 
gehabt,  mit  unnsserm  guetten  Willen  und  Wissen,  on  alles 
unser  Verwidem  von  dannen  aus  seiner  fürstlichen  Genaden 
obvermeltten  Haubtstatt,  Lannde  und  Furstenthuemb ,  als 
^eytt  und  verr  dasselb  raichet  und  vergrenctzt  ist,  geurlaubt 
hat,  demnach  gereden,  geloben  und  versprechen  wir  obgenannt 
Juden  all  funflf  unverschaidenlich  pey  unnsere  Judischait 
^oren  Ayden  und  Gewissen,  das  nun  furpasshin  zu  ewigen 
Zeitten  wir  kainer  unnsere  Erben,  Frewnde,  noch  sunst  Ny- 
^ndts  der  Unnsern  in  des  obgedachten  unnsers  genedigen 
Berm  von  Saltzburg  etc.,  und  aller  seiner  fürstlichen  Genaden 
^'achkomen,  Furstenthuemb,  Lannde,  Herschafften,  Gerichtten, 
^ögttheyen,  Steten,  Merckhten,  Dorffen,  Weyllern,  Ambten 
■^d  Gepieten  allenthalben  nymmer  mer  zu  trachtten,  noch 
^^in  Wanung  zu  suechen,  ze  haben  oder  unns  zue  begönnen 
^^  kainerlay  Weise  noch  gestalt  durch  uns  selbs  noch  sunst 
^yemandts  annders  begem,  auch  soliches  Urlaubens  und 
^Usschaffens  halben  dessgleichs  was  und  so  vill  pisher  untz 
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auff   heut   data   mit  uns  und  vnnsem  Guettem  mit  Auf- 
schreiben oder  inn  annder  Weg  furgenomen  und  gehanndeh 
ist  nichts  aussgenonunen  inn  Ewig  Zeitt  dem  obgedachtten 
vnnserm  genedigen  Herrn  von  Saltzburg  seiner  forstlichen 
Genaden  Haubtmann,  Räten,  Ambtlewten,  Unntterthanen, 
Lanndten,    Lewten,    Richtter,    Burgermaister ,    Rete  und 
Granitzer ,  Gemeinde  zu  Saltzburg ,  nach  allen  denen  so  an 
solchem  unnserm   Urlauben  und  Ausschaffen,  Schuld,  Rat, 
That,  gehabt  darinn  verdacht  und  verwendt  sein  gemaincklich 
und  sunderlich  Nyemands  vorbehaltten  kainerlay  Vehd,  Yeint- 
schafiPt,  Betronuss,  Unratt,  Unwillen,  Ungunst,  Räch,  Be- 
schedigung  oder  annders  so  yemandt  erdencken  kund  solt 
oder  mocht,  durch  uns  selbs  oder  yemands  annders  ha}inlich 
noch   offenlich,   noch  sunst  in  gar  kain  Weise  noch  Wege 
wenig   oder  vill  vber  kurtz  oder  lannck  zue  ziehen,  noch 
solchs  gegen  inen  allen  samentlich  oder  sunderlich  nymmer- 
mer   andten,    efferen,  noch  rechen,   noch    wider  das  alles 
nyenndert   noch   kainer  Ende   nichts   erfundlichs   erlangen, 
geprauchen,  noch  genyessen,  sunder  des  und  alles  erdennek- 
lichen  Behellfs  aller  hievor  gemelter  Sachen  halben  hiemi^ 
yetzo  als  dann  und  dann  als  yetzo  mit  Verpinndtung  unnsef 
selbs  Leib  und  Verpfenndung  aller  unnsserer  und  unnsei^ 
Erben  gegen werttigen ,  kunfftigen  auffligenden  und  farennd^ 
Hab  und  Guettem  allenthalben  davon  nichts  ausgenomen  i^ 
der  Beschaiden  ob  wir  unnser  Erben,  Frewndt  oder  yemandt* 
annders  von   unnsemtwegen  wider  die  gegenwerttigen  Yet- 
Schreibung  und  ir  ganntz  Innhalt  Thaten  wann  durch  we^ 
so  offt  und  wie  das  beschee,  alsdann  allenthalben  ganntz  lU** 
gehindeit   und    ungenossen    aller    erdenncklichen   Genad^t 
Freyung,  Freyheit,  Sicherhayt,  Gelaitte,  Schutz,  Schenn  fa^' 
pete  vnd  Behelffe,  des  alles  wir  uns  für  uns  unnd  all  yuns 
Erben,  Frewnde,  Guet,  Gönner,  Halffer,  und  menicklichs 
obstett,  desshalben  hiemit  auch  wissentlich,  wilkurlich,  ewig^^^' 
lieh  und  unwiderueffenlich  inn  krafft  des  BriefEs  vertxyeh^^ 
haben,   und  hiewider  derselben  inn  kainen  Weg  b^em,  gT^ 
prauchen,  noch  geniessen  sollen,  megen,  noch  weUen  wem^i 
oder  vill  gegen  uns  unnsem  personen  allen  unnssem  v^* 
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onnsere  Erben  obyermeltten  Hab  und  Guettern  allenthalben 
wo  wir  und  dieselben  betretten  würden,  auflf  unsser  selbs 
obbegriflFen  wilkürlich  Verpindtung  und  Verpfenndtung  wie 
sich  umb  solich  unnser  Versprechen  *)  und  Nithalten  gepurt  on 
aJle  Genad  zu  hanndeln  und  zue  gefaren  pis  zu  völliger  Straffe 
solichs  Versprechens  (verprechen),  und  das  wir  der  ungelösten 
Pfanndt  nit  verhaltten  sunder  die  auff  zu  schreiben  treulich 
angeben  wellen,  auch  dieselben  an  wissen  unnsers  genedigen 
Herrn  von  Saltzburg,  Überkait  von  hin  nit  fueren,  sonndern 
dereselben  unnd  anndersachen  halben  in  seiner  fürstlichen 
Genaden,  Schutz  begeben,  durch  unns  oder  vnnser  Auwald 
alhie  Recht  nemen  vnd  geben,  Geben  und  nemen  wie  bisher 
mit  der  Judischhait  inn  seiner  fürstlichen  Genaden  Schutz 
und   Oberkait  gehaltten   worden  ist,  trülich  ongever,  des 
Alles  zu  ainem  warn  stäten  Urkunde  haben  wir  obgenannt 
Juden  all  funff  mit  Vleiss  gepeten:   die  furnemmenden  und 
weisen  Hannsen  Weichmerttinger,  Benedicten  Katzpeckhen, 
bed  Burger   und  Ulrich  Tegersfelder  Innwonner  zu  Saltz- 
burg das  sy  ire  aygenne  Innsigel  inen,  ir  Erben  und  Insigel 
on  Schaden   an  disen   Brieff  wissenlich  gehanngen  haben, 
daninnder  wir  unns  all  unnser  Erben,  Frewndt,  Guet,  Gunner, 
Helfer  und  menigklich  der  vnnsem  in  obverschribnner  Mass 
bej  unnser  Judischhait  ayden  und  geluben  kreffteklich  und 
unverschaidenlich  verpinden  alles  obgeschriben   Tag,   ewig, 
war,  stät  und  unwiderruefft  zehalden,  als  wir  dann  solchs 
nüt  unnser   aygen   Hanndgeschrifft   hie  undeu  geschribenn 
und  betzeugt  haben,    Geben  an  Montag  nach  sand  Euni- 
paden  Tag  (5./3.)  nach   Cristi  Gepured  viertzehen  hundert 
^d  im  achtunndnewntzigisten  Jare. 

Ich  Ascher  Sohn  des  Bär  sei.  And.  bekenne  mit  meiner 
Unterschrift ,  dafs  ich  alles  oben  geschriebene  halten 
und  vollziehen  werde. 

Ich  Eleasar  Sohn  des  Jakob  sei.  And.  bekenne  mit  meiner 
Unterschrift,  dafs  ich  alles  oben  geschriebene  halten 
und  vollziehen  werde. 

*)  Der  Revers  der  HaUeiner  Juden  hat  „verprechen". 
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Ich  Ury  genannt  Feifei  wie  oben  erwähnt  bekenne  mir 
meiner  Unterschrift  (Handschrift),  dafs  ich  alles  obeo 
geschriebene  halten  und  vollziehen  werde 

Ich  obengenannter  Ury  wurde  von  meinem  Bruder 
Rabbi  Moscheh  dem  oben  Erwähnten  ersucht  (zu  be- 
zeugen), dafs  er  bekennt  zu  vollziehen  und  zu  halten 
alles,  was  oben  geschrieben. 

Ich  Samuel  genannt  Gansei  bekenne  mit  meiner  Hand-  \ 
Schrift  alles,  was  oben  geschrieben,  zu  halten  und  zu  | 
vollziehen. 

(Alle  Unterschriften  sind,  wie  oben  erwähnt,  in  hebri- 
ischer  Kursivschrift  ausgefertigt.) 

Revers  der  Halleiner  Juden. 

Wir  hernach  benennt  Pingnus  zu  Teutsch  genannt  S&lift' 
man,  Ascher,  den  man  zu  Teutsch  nennt  Gänsel  all  bai^ 
Juden  unnd  Peierl(Paula)weilenndt  Nathan  des  Juden  gelassr^ 
witib  Judin  alle  die  zeit  zum  Hällein  wonhaft  bechenn^^ 
unverschaidenlich  an  dem  olBFen  briefe  und  thunn  kund  all^^ 
menigklich,  das  der  hochwirdigist  fürst  und  herr  herr  Leo 
hart  erczbischove  zw  Salczburg  legat  des  stuels  zu  Rom 
unnser  genedigister  herr  vom  anfang  seinr  fürstlichen  genade^ 
regirung  pis  an  heut  data  unns  auf  unnser  freyunge  unn^ 
fleissig  pethe  in  seinr  fürstlichen  genaden  stat  Hällein  unnsc^ 
wonung  gewerb  unnd  hannttirung  wie  Juden  gezyment  samhc^ 
unnsern  weihen  kinden  gesynnden  unnd  eehalten  zu  haber  " 
unnd  zu  treiben  genedigklich  begundt,  aber  aus  merckliche^ 
seinen  fürstlichen  genaden  furgefallen  treflichen  grofse^ 
darzue  bewegennden  Ursachen  so  derselben  seine  fürstliche^ 
genaden  gemaine  lanndtschaft  und  unterthan  ab  unns  ode  ^ 
unnserenthalben  gehabt  mit  unnserem  guten  willen  unm^ 
wissen  an  alles  unnser  verwideren  von  dannen  aus  sein -- 
fürstlichen  genaden  obvermelten  stat  lannde  unnd  fursten^ 
thumb  als  weit  und  verr  dasselb  raichet  und  vergrenicr^ 
ist  geurlaubt  hat,  demnach  gereden  geloben  unnd  versprechet 
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wir  obgenannt  Juden  und  Judin  all  unverschaidenlich  pey 
unnserer  Judischhait  waren  aiden  unnd  gewissen,  das  im 
fiirpashin    zu    ewigen    zeiten    wir    chainer   unnserer    erben 
freunde  noch  sunst   nyemanndts  der  unnseren   in   des  ob- 
gedachten   vnnsers   gnedigisten   herren   von    Salczburg  etc. 
und   aller    seinr  fürstlichen  genaden  nachkummen  fursten- 
thuemb  lannde  herscheften  gerichten  vogteyen  steten  merckten 
dörffern  weilleren  ambten  und  gepietten  allenthalben  nymmer- 
mer  zu  trachten  noch  chain  wonung  zu  suechen  ze  haben 
oder  unns  zu   begonnen   in  chainerlay  weise  noch   gestalt 
durch  unns  selbs  noch  sunst  nyemanndts  annders  begeren, 
auch  solichs  urlaubens  unnd  ausschaffens  halben,  desgeleichs 
was  unnd  sovil  pis  here  unz  auf  heut  dat    mit  uns  unnd 
annseren  guteren  mit  auffschreiben  oder  in  annder  weg  fur- 
genommen  unnd  gehanndelt  ist  nichtz  ausgenommen  in  ewig 
zeit  dem  obgedachten  unnserem  gnedigisten  herren  von  Salcz- 
burg seinr  fürstlichen  genaden  haubtman  raten  ambtleuten 
tiiiiiderthanen    lannde    unnd    leuten    richter    burgermaister 
mi^nd  gannczer  gemainde  zum  HäUein  noch  allen  denen ,  so 
&n  solichem  unnserem  Urlauben  unnd  ausschaffen  schuld  ratt 
tliat  gehabt,  darinn  verdacht  unnd  verwandt  seinn  gemain- 
^lieh  unnd  sunderlich  nyemannds  vorbehalten  kainerlay  vechd 
v^intschaft    betronuss    unrath    Unwillen    Ungunst    räch    be- 
Ä^^kedigung  oder  annders  so  yemanndt  erdenken  kundt  solt 
^mnd  möcht  durch  unns  selbs  oder  yemandts  annders  haim- 
^ich  noch  offenlich  noch  sunst  in  gar  chain  weise  noch  weg 
^cnig  oder  vil  über  kurcz  oder  lanngk  zueziehen  noch  soUs 
Segen    inen   allen    samentlich  oder  sunderlich   nymmermer 
^luidten  äferen  noch  rechen  noch  wider  das  alles  nynndert 
i^och  chainer  ennde  nichcz  erfundlichs  erlanngen  geprauchen 
^öch  gemessen,  sunnder  des  unnd  alles  erdenklichen  behelfs 
^Uer  hievorgemelter  Sachen  halben  hiemit  yeczo   als  dann 
^^nd  dann  als  yecz  mit  verpinndtung  unser  selbs  leib  unnd 
^^^fenndtunge  aller  unnserer  unnd  unserer  erben   gegen- 
seitigen   künftigen  aufligunden    und    varunden    hab   unnd 
^teren   allenthalbenn    davon   nichcz   ausgenommen   in   der 
^Schaiden,   ob   wir  unnser   erben   freundt   oder   yemannds 
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annders  von  unnserntwegen  wider  die  gegenburtigenn  i 
Schreibung  unnd  ir  ganncz  innhalt  tb&ten,  wann  dui 
wen  so  oft  und  wie  das  beschehe  alsdann  allenthalben  gam 
ungehinndert  unnd  ungenossen  aller  erdencklichen  gena 
freyunng  freyhait  sicherhait  gelaite  schucz  schenne  fQrpet 
unnd  behelffe  des  alles  wir  unns  für  unns  all  unsere  erb 
freundt  guet  gönner  helffere  unnd  menigklichs  wie  obst 
deshalber  hiemit  auch  wissentlich  wilkürlich  eewigklich  ni 
unwiderrueflFlich  in  kraft  des  briefs  verczeihen  verczig 
haben  unnd  hiewider  derselben  in  chainen  weg  begeren  t 
prauchen  noch  geniessen  sollen  mugen  noch  wellen  wen 
oder  vil  gegen  unns  unnseren  personen  allen  unnseren  an 
unnserer  erben  obvermelten  hab  und  guteren  allenthalb 
wo  wir  und  dieselben  betreten  wurden  auff  unnser  selbs  t 
begriffen  wilkürlich  verpinndtung  und  verpfenntung  wie  si 
umb  solich  unnsere  verprechen  und  nit  halten  gepurt  an  a 
genad  zu  hanndeln  und  zu  gefaren  pis  zw  völliger  str 
solichs  verprechens,  unnd  das  wir  der  ungelösten  pfani 
nit  verhalten  sunder  die  aufzuschreiben  treulich  angel 
wellen  auch  dieselben  on  wissen  unnsers  genedigisten  he 
von  Salczburg  obrigkait  von  hynn  nit  fueren,  sunder  d 
selben  und  annderer  Sachen  halben  in  seinr  fürstlichen 
naden  schucz  begeben  durch  unns  oder  unnser  anwäld  all 
recht  nemen  und  geben,  geben  und  nemmen  wie  bisher  : 
der  judischhait  in  seinr  fürstlichen  gnaden  schütz  und  o1 
kait  gehalten  worden  ist,  treulich  on  gever.  Des  a 
zw  ainem  warenn  stäten  Urkunde  haben  wir  obgenannt  Ja 
und  Judyn  alle  drew  mit  vleis  erpeten  den  erberen  wei 
Philippen  Kala,  burger  zum  Hftllein,  das  der  sein  aigen  i 
sigel,  im  seinen  erben  unnd  innsigel  on  schaden  an  den  b 
wissentlich  gehangen  hat,  darunder  wir  unns  all  unnser  er 
freundt  gut  gunner  hellifer  unnd  menigklichs  der  unnse 
in  obverschribner  masse  pei  unnserer  Judischhait  aiden 
gelubden  creftigklich  und  unverschaidenlich  verpinnden  a 
obgeschriben  ewig  war  stät  unnd  unwiderrueft  ze  hal 
Unnserer  bete  umb  das  innsigel  sind  zeugenn  die  erbe 
beschaiden  Jacob  Lauran,  Peter  Kleuczer,  Hanns  der  jai 
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chuczing  and  Vincenz  KAmerle  all  burger  zubemeltem  Hallen, 
eschehen  und  geben  montags  sannd  Gregor!  tag  (12./3.) 
«  heiligen  cristenlichen  lerers,  der  jarzal  nach  Christi  ge- 
ird  vierzehen  hundert  und  im  acht  und  neunzigsten  jare. 

Ich  obgenanter  Ascher  Jud  festen  mit  meiner  aigen 
Dtgeschrift  und  judischait,  das  ich  das  obenferschriben 
es  und  iedes  stat  halten  und  dem  folcziehung  thun  wil. 

Sigel  des  Kala  an  Pergamentstreifen  hängend. 

(Original-Unterschrift  von  anderer  Schrift  als  der  Context 
r  Urkunde,  wohl  eigenhändig. 

Salzburg.-Ukden., 
Abteilung  des  Wiener  Hof-  u.  Staatsarchives.) 


Tirol 


\.y 


In    Tirol*),   von   dessen    einheimischen  Heiligen  einer 
(Florinus)  mütterlicherseits  von  Juden  abstammt*)  und  da^ 
andererseits  drei  angeblich  zu  rituellen   Zwecken  von  d^^ 
Juden  ermordete  Christenkinder  (Ursula  von  Lienz,  Ander!-* 
von  Rinn   und  Simon  von  Trient)  als  Blutzeugen  verebt^* 
reichen  die  ältesten  historischen  Nachrichten  über  Juden  '  ^ 
den  Anfang  des  14.  Jahrhunderts. 

Zwar  berichtet  das  „Privilegium  ecclesiae  S.  Stephai 
in  Rendena  ^),  dars  Karl  der  GroPse  im  Jahre  800  auf  seinei 
Zuge  von  Bergamo  in  das  Oriolthal  (VäI  camonica)  mehrer^^!^: 
jüdische  Schlofsbesitzer  daselbst  besiegt  und  bekehrt,  nac"*^^ 
Übersteigung  des  Tonale  den  Heiden  und  Juden  bei  BeUiza:^-;;;^ 
(Pellizano   im   Bezirke   Mal6)   eine   grofse  Niederlage  bei^^' 
gebracht    und  zahlreiche  Kirchen  gegründet  habe.     Alleii^^ 
dieses  in   barbarischem   Latein    und    Italienisch  abgefafsti^ 
Machwerk   einer  späteren  Zeit  mit  seinen  vielen  VerstöfseiC^^ 


^)  Bidermann,   Das   Judentum   und  seine  Drangsale  in  Tiro^' 
1853  (Separatabdruck  aus  dem  .Phönix'^). 

*)  Florinus,  der  hauptsächlich  in  Heremuscia  (Ramfts)  wirkte, 
in  Amatia  (Matsch)  als  Sohn  eines  christlichen  Briten  und  einer  ge- 
tauften Jüdin  (mulieri  ex  gente  Israelitica  ^pressae  et  ortae,  sed  loage 
sacramentis   novae  gratiae  sua  stirpe  generoeiori)  geboren.    App.  ad. 
AnnaL  Holland  UI  1,  122—127. 

*)  Hormayr,  Oeschichte  der  geforsteten  Ghra6ekalt  Tirol  180& 
I  2,  555-559  ürk.  231. 
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S^en  die  Geschichte  kann  als  historische  Urkunde  nicht 
^Bgesehen  werden ;  es  ist  einer  der  nicht  selten  vorkommen- 
l^n  Ablafsbriefe ,  die  lediglich  den  Zweck  verfolgen,  die 
Privilegien  einer  Kirche  und  die  bei  derselben  bestehenden 
Ablässe  in  eine  möglichst  altehrwürdige  Zeit  bezüglich  ihrer 
Entstehung  zu  verlegen.  Für  den  Verfasser  dieses  Privi- 
legiums genügte  es,  dafs  Karl  der  Grofse  ein  christlicher 
Held  war.  Es  lag  nahe,  hieraus  zu  folgern,  dafs  er  als 
solcher  Juden  und  Heiden  bekehrt  oder  besiegt  habe. 

Im  Laufe  des   14.  Jahrhunderts  siedelten  sich  Juden, 

von  Italien  kommend,  in  B  o  z  e  n ,  der  reichsten  Handelsstadt 

des  Landes  (Bolzano  ricco),  schon  damals  infolge  ihrer  Lage 

im  Herzen  des  Landes  und  an  der  von  Verona  durch  das 

£tschthal  gehenden  Weltstrafse  der  Knotenpunkt  des  Handels 

^'Wischen   Deutschland  und   Italien,  in  den  Bischofstädten 

Biixen  und  Trient,  den  blühenden  Handelsplätzen  Ro- 

^ereto,  Lienz,  der  Residenz  der  Grafen  von  Görz-Tirol 

(1253 — 136S),   in   Riva,   Meran,   Latsch   und    anderen 

Oirten  Südtirols  an. 

Sie  erscheinen   als   Münz-  und  Zollpächter,  als  Geld- 
Darleiher,   als   Handelsleute.     Schon    am  16.   August  1308 
'^^«rden  unter  den  Pächtern  d  e  r  wahrscheinlich  von  Mein- 
*Ä«irdL  von  Görz  (1253—1258)  gegründeten  Münze  zu  Meran 
l^saak,  judeus  de  Luncz  (Lienz),  und  Bonisaae,  judeus  de 
O^reut,  28.  Mai  1310  Mayr  judeus  als  monetarius  in  Meran  ge- 
xiannt*).    Wahrscheinlich  im  November  1309  schliefst  Herzog 
Otto  (1295 — 1310)  mit  dem  Juden  Isaak  de  Luenza  (Lienz) 
einen  Vertrag  ab  über  ein  Darlehen  im  Betrage  von  100  Mark 
Bftrner  gegen   Zahlung  von  20  Mark   Berner  als  jährliche 
Winsen«).    Am  1.  März  1311  verpachtet  der  frühere  König 
von  Böhmen,  Heinrich   von  Kärnten,  Graf  von   Görz  und 
Tirol  (1310—1335),   dem   Nikolaus,  dessen  Bruder  Dantus 
w»d  Lotto  in  Florenz  und  deren  Erben,  Ysaak  dem  Juden, 
Sohn  des  Maysus ,  und  dessen  Oheimen  Mayr  und  Bonysak 

,       '^  Zeitschrift  des  Ferdinandeums  1898  (Kunsthist  Regesten)  S.  165, 
^^  X.  338,  839. 

*)  Wiener  Hof-  und  Staatsarchiv  Cod.  388  f.  44. 
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und  deren  Erben  seine  Zölle  am  Lug  und  an  der  T611  samt 
Zugehör  für   die  Dauer  der  Jahre,  welche  in  den  ihna     | 
bereits  von  weiland  seinem  Bruder  Herzog  Otto  TerlieheneD    j 
Privilegien  und  Briefen  verlautbart  sind.    Letztere  bestitigt 
er  ihnen  in  allen  Punkten  sowohl  bezüglich  der  enriümten    \ 
Zölle  als  auch  bezüglich  der  Münze  und  Wechselbank.  Für    i 
diese  Verpachtung  haben  ihn  auf  seine  Bitte  Nycolaos  und 
Ysaak  um  900  M.  Veroneser  bei  Löblin,  Bürger  in  Regens-    ; 
bürg,   ausgelöst   und  aufserdem  an  seine  Kammer  246  M.    i 
6  Pfd.  8  Groschen  gezahlt.    Er  verspricht,  sie  von  diesem 
Posten  so  lange  nicht  zu  entfernen,  bis  alle  ihre  Guthaba 
und  Forderungen  an  weiland  seinen  Bruder  Otto  beglichai 
sein  werden^).   Am  28.  Juni  1311  verspricht  Johann  Heinrieh. 
Graf  von  Görz  und  Tirol,  die  Leute  aus  Pazzeyer  bei  allen 
ihren  Rechten  zu  belassen  und  befiehlt  den  ZöUnem  am  Lueg* 
es  seien  Juden  oder  Christen,  bei  dem  Zoll  nicht  mehr  als  deu 
für  König  Heinrich  entfallenden  Teil  von  ihnen  zu  nehmen '> 
1317  oder  1318  beurkundet  König  Heinrich,  dafs  ihm  AdeV 
heid,  Tochter  der  Gluemagin  in  Bozen,  ein  Haus  nebst  Gartet 
gelegen  in  Bozen  „in  dem  Raine**  mit  der  Bitte  aufgesand^ 
habe,  dasselbe  Nikolaus,  dem  Juden  in  Bozen,  mit  eben  de^ 
selben  Rechten  lehensweise  zu  übertragen,  wie  sie  es  bish^ 
innegehabt  und  genanntem  Nikolaus  verkauft  habe.    Diese^^ 
Ansuchen  entsprechend  belehne  er  den  genannten  Nikolai 
und  dessen  rechtmäfsige  Erben  mit  diesem  Hause  samt  Gart^ 
gegen  die  Verpflichtung,  den  herkömmlichen  Zins  von  5  VP^ 
jährlich  am  Martinstage  zu  entrichten^).    Am  10.  Dezemb^ 
1827  entsagt  König  Heinrich,  da  Jakob  der    Wechsler  v(^ 
Laibach,  Sohn  weiland  des  Bonfantus,  Meister  Bonav^toi^" 
dem  Arzte,  Sohn  weiland  des  Meisters  Jakob  Arztes,  fem^ 
dem  Aaron,  Sohn  weiland  des  Israel,  Juden  aus  Österreich 


1)  Wiener  Staatsarchiv  Cod.  384  f.  9. 

*)  V.  Ottenthai  und  Redlich,  Archivsberichte  ans  Tirol  (^ 
den  MitteiL  der  HI.  Sektion  der  Centralkommission  för  Erhaltung  d^ 
Kunst-  und  histor.  Denkmale  1889  S.  467,  N.  a681> 

»)  Wiener  Staatsarchiv  Cod.  389  f.  26  b. 
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i  ihren  Genossen  den  vierten  Teil  des  Zolles  an  der  Toll, 

dem  Grafen  Johann  Heinrich  von  Görz  zugehörig  ist, 
kauft  habe,  als  Vormund  des  genannten  Grafen  von  heute 

zwei  Jahre  auf  den  vierten  Teil  des  erwähnten  Zolles, 
)ch  seien  dieselben  verhalten,  bei  beabsichtigtem  Verkaufe 
r  bei  Verpachtung  ihres  Anteils  seine  und  seiner  Räte 
timmung  anzusuchen^).  Diese  Zustimmung  war  über- 
pt  bei  dem  Verkaufe  oder  der  Verpachtung  von  Zöllen 
irendig.  Im  Einklänge  hiermit  bestätigt  König  Heinrich 
8.  März  1328  den  Verkauf  des  vierten  Teiles  des  Zolles 

Lug  (bei  Meran)  an  Engelmar  den  Austrunch,  Bürger 
Heran,  seitens  des  Emmanuel  und  Bonaventura,  der  Juden 

Sibidat,  um  300  M.  Bemer«). 

Als  Gelddarleiher  wurden  die  Juden  ebenfalls  schon  zu 
fang  des  14.  Jahrhunderts  in  Anspruch  genommen.  Aus 
1  Inventar  des  Schatzes  des  Herzogs  Otto  im  Turme  des 
ilosses  Tirol  vom  28.  Mai  1310  geht  hervor,  dafs  Herzogin 
phemia  bei  dem  oben  erwähnten  Mayr,  monetarius  in 
ran,  gegen  Verpfändung  von  Wertgegenständen  aus  diesem 
latze  Geld  entlehnte®).  Auch  Ludwig,  Markgraf  von 
mdenburg,  der  1340  bis  1361  Tirol  beherrschte,  stand 
:  Juden    in   geschäftlicher   Verbindung.    So   überliefs  er 

16.  September  1347  dem  Juden  Samuel  13  Fuhren  Wein 
1  der  Propstei  Tramin  (Bezirk  Kaltem)  unter  Intervention 
5  Küchenmeisters  Perchtold  von  Ebenhausen,  und  wurde 
t  diesem  Weine  der  genannte  Jude  bezüglich  aller  Schulden 
8  Markgrafen  gänzlich  befriedigt  *). 

Von  dem  Besitze  von  Immobilien  waren  die  Juden 
cht  ausgeschlossen.  Bereits  oben  wurde  erwähnt,  dafs  König 
einrieb  von  Kärnten   1317  oder  1318  den  Juden  Nikolaus 


*)  Wiener  Staatsarchiv  Cod.  392,  f.  2b. 
*)  Wiener  Staatsarchiv  Cod.  392,  f.  8  b. 
•)  Zeitschrift  des  Ferdinandeum  1898  S.  168,  N.  339. 

*)  Statth.-Arch.  in  Innsbruck  Cod.  IV.  III  (Registratur  Ludwigs) 

51. 
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und  dessen  rechtmäfsige  Erben  mit  dem  Hause  der  Adelheid, 
Tochter  der  Gluemagin,  samt  Garten  „in  dem  Raine''  in  Boxea 
belehnte.  Am  24.  Juni  1370  fand  in  Latsch  (Bezirk  Meran) 
in  domo  quondam  Judaei  die  Teilung  mehrerer  Güter  zwischen 
Heinrich  und  Johann  von  Annenberg  einerseits  und  Konrad, 
Johann  und  Katharina  von  Annenberg  andererseits  statt  ^).— 

Anläfslich  des  schwarzenTodes  berichtet  der  Möndi 
Goswin  (t  1388  als  Prior  und  Hofkaplan  Leopolds  III.)  in 
seiner  Chronik  des  Klosters  Marienberg  im  Vintschgau 
(Registrum  monasterii  montis  S.  Mariae  ordinis  S.  Benedieti 
Curiensis  dyoecesis  vallis  venuste'):  Istum  terremotam 
secuta  fuit  pestilentia  valida  nimis  in  anno  Domini 
MCCCXLVIII,  que  ita  terram  nostram  et  alias  circumia- 
centes  evacuavit  hominibus,  quod  vix  sexta  pars  hominam 
remansit  . . .  Tunc  etiam  Judei  in  magna  parte  prosterna(e) 
bantui*  in  gladio,  igne  et  aliis  cruciatibus,  quia  dicebantur, 
quod  intoxicum  per  varias  regiones  miserint,  pestileDciam 
intoxicando  adiuvantes,  ut  sie  christianam  fidem  suffocarent; 
sed  utrum  verum  fuerit  an  non,  ignoramus.'' 

Diese  Bemerkung  Goswins  ist  zu  allgemein ,  um  einai 
direkten  Schlufs  auf  eine  Verfolgung  der  Juden  in  Tirol  zu- 
zulassen ,  obwohl  diese  von  den  meisten  Tiroler  Historikera 
angenommen  wird®).  Allein  ohne  Folgen  blieb  die  Be- 
schuldigung der  Juden,  dafs  sie  die  Brunnen  vergiftet  haben, 
auch  für  Tirol  nicht.  Der  damalige  Beherrscher  des  Landes, 
Markgraf  Ludwig  von  Brandenburg,  der  noch  1341,  18*^ 
und  1348  die  Juden  in  Baiern,  „die  weisen  und  bescheideiMü 


1)  V.  Ottenthai  und  Redlich,  Archivsberichte  ans  Tirol  (aB* 
den  obenerwähnten  Mitteil,  der  IIL  Sektion  der  Centr.-Kommianon  ^ 
Erhaltung  der  Kunst  und  histor.  Denkmale  1889,  426  Reg.  N.  2^9- 

•)  Chronik  des  Stiftes  Marienbnrg,  yerfdst  von  P.  Goswin,  Pr*** 
und  Hofkaplan.  Herausgegeben  von  P.  Basilios  Schwitier  iS^ 
(Tiroler  Geschichtsquellen  U  S.  135). 

«)  Vgl.  Beda  Weber,  Die  Stadt  Bozen  und  ihre  Umgebung  18^* 
S.  139;  Kink,  Akad.  Vorlesungen  über  die  Geschichte  Tirols  Im  ^^ 
Vereinigung  mit  Österreich  1853,  S.  475,  476;  Egg  er,  Otmcku  Ta(^ 
von  den  ältesten  Zeiten  bis  in  die  Neuzeit  1872  I  886. 
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Ute,  seine  lieben  Kammerknechte'' ,  in  seinen  besonderen 
\miz  genommen  hatte,  erliefs  1349  an  alle  seine  Amtleute 
1  Befehl,  den  Juden  all  ihr  Hab  und  Gut  in  seinen  Landen 
i  welchen  auch  Tirol  gehörte)  für  die  landesfarstliche 
mmer  einzuziehen,  es  seien  liegende  Güter,  Kleinodien, 
nder  oder  Briefe,  und  alle  Bürger  in  den  Städten  sollten 
en  dabei  behilflich  sein.  Jedoch  schon  am  22.  Juli  1352 
ordnete  Ludwig,  „um  des  Gebrechens  wegen,  das  im 
tde  gewesen  um  Geld  seit  der  Zeit,  als  die  Juden  ver- 
bt  sind*',  dafs  künftighin  alle  Juden,  die  in  das  Land 
imen  und  daselbst  wohnen  wollen,  in  allen  Städten, 
*kten  und  Schlössern  aufgenommen  werden  sollen  unter 
icherung  aller  Rechte  und  Freiheiten,  die  sie  früher  ge- 
t,  ehe  sie  geschlagen  wurden.  Juden,  die  schon  vordem 
Lande  gewesen  und  Schaden  genommen  haben,  sollten 
i  Jahre  steuerfrei  sein.  1353  sicherte  ihnen  Ludwig 
en  besonderen  Schutz,  Schirm  und  Frieden  zu;  die 
derungen,  die  sie  „laut  guter  Urkunde"  beweisen  können, 
ten  bis  nächsten  Bartholomäitag  (24.  August)  bezahlt 
den,  wozu  ihnen  alle  Amtleute  behilflich  sein  sollten. 
h  dürfe  niemand  über  sie  gebieten  als  der  Fürst  allein 
r  sein  Hauptmann  ^). 

Auf  die  den  Juden  1349  zur  Last  gelegte  Beschuldigung 
Brunnenvergiftung  ist  wahrscheinlich  auch  die  im  §  36 
Statutes  der  Stadt  Bozen  (aus  der  zweiten  Hälfte 
14.  Jahrhunderts  Fol.  39)^)  aufgenommene  Bestimmung 
ückzuführen :  „Von  den  Juden.  Wan  die  Juden  khauffen 
len  auf  den  Platzen:  was  sy  khauffen  wellen,  darauf 
len  sy  zaigen ;  was  sy  aber  Anruern,  das  sollen  sy  khauffen 
i  bezallen  nach  des  verkhauflfers  gefallen  bey  einer  Pen 
ii5  Pfd.  Pemer."  In  ähnlicher  Weise  bestimmt  die  Bozener 
itzgerordnung,  dafs  Fleisch,  welches  ein  Jude  berührt  oder 


^)  Freiherr  von  Preyberg,  Beurkundete  Geschichte  Herzog 
^gs  des  Brandenburgers  (Abhandlungen  der  kön.  bair.  Akademie 
» Wissenschaften  1837,  II  150—152). 

*)  Im  Stadtarchiv  in  Bozen. 

8«k«rer,  Beiträge  I.  37 
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abgestochen  hat,  an  Christen  nur  verkauft  werden  dürfe, 
wenn  von  dieser  Berührung  oder  Abstechung  seitens  eines 
Juden  vorher  die  Mitteilung  gemacht  wurde*). 

Anderen  österreichischen  Judensatzungen  ist  eine 
derartige  Verfügung  fremd  ;  in  dem  schlesischen  Judenprivi- 
legium  Herzog  Boleslaus'  des  Frommen  von  Kalisz  vom 
Jahre  1264  Art.  36  ist  sogar  den  Juden  das  Berühren  von 
Brot  unter  Androhung  einer  Strafe  für  den  sie  daraB 
Hindernden  gestattet  (Statuimus  etiam  ut  Judaei  vendant 
omnia  libere  et  emant,  pauem  tangant  similiter  ut  Christiani: 
prohibentes  vero  poenam  nostro  Palatino  pro  eo  solvere 
tenebuntur).  Eine  ähnliche  Bestimmung  wie  Art.  36  die  Boles- 
lavianum  bezüglich  der  Juden  in  Bozen,  enthält  die  spiter 
zu  besprechende  Judenordnung  Herzog  Friedrichs  mit  der 
leeren  Tasche  vom  1.   Mai  1431 ,  Art.   14. 

In  Deutschland  finden  sich  derartige  AnordnuDgea« 
wie  sie  §  36  des  Bozener  Statutes  enthält ,  vereinzelt  vor. 
so  z.  B.  im  München  er  Stadtrechte  c  455,  nach  welchem 
den  Juden  nicht  gestattet  war,  Fische  früher  anzurühren, 
bevor  sie  sie  gekauft  hatten*),  femer  in  Ulm,  wo  nachdem 
Ratsbeschlusse   vom  30.  September  1421  die  Juden  bei  dem 
Einkaufe  von  Vieh  dasselbe  nicht   „begrappen"  (begreifend 
durften ;  ebenso  war  ihnen  untersagt,  bei  dem  Einkaufe  von 
Efswaren  auf  dem  Ulmer  Markte  oder  sonstwo  Obst,  Fische 
Fleisch,   Hühner  u.  ä.  zu  „hanzen,  bändeln,  begroppen,  b^ 
greifen  noch  umbeziehen",  ehe  sie  diese  Efswaren  gekauft 
hatten®)  u.  a. 

Auch  das  französische  Recht  enthält  analoge  Vo^' 
Schriften.  So  war  nach  einer  Ordonnanz  Philipps  IV.  vo^ 
Jahre  1288  den  Juden  in  Paris  verboten,  die  zum  Verka«^"^^ 
ausgestellten  Lebensmittel  zu  berühren*);  die  Statuten 


')  Weber,  Die  Stadt  Bozen  und  ihre  Umgebung  1849,  S.  4i 
«)  A  u  e  r,  Stadtrecht  von  München  1840  c  455. 
')  N Übung,  Die  Judengemeinden  des  Mittelalters,  inabeaMMl^^ 
die  Judengemeinde  der  Reichsstadt  Ulm  1896,  478. 
*)  Sauval,  Antiquit^  de  Paris  II  10. 
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Avignon*)  (aus  dem  13.  Jahrhundert)  bestimmen :  „Statui- 
mus,  quod  Judaei  aut  meretrices  non  audeant  tangere  panem 
vel  fructus ,  qui  exponuntur  venales ;  quod  si  fecerint,  tunc 
emere  id,  quod  tetigerint,  tenentur",  —  und  nach  dem  Rechte 
des  Städtchens  Mas  d'  Agenais*)  in  B^arn  Art.  XIII  war 
es  weder  einem  Juden  noch  einer  Jüdin  gestattet,  das  in 
der  Stadt  zum  Verkaufe  ausgestellte  Brot  noch  Obst  mit 
den  Händen  zu  berühren,  widrigens  sowohl  der  Jude  als 
der  Verkäufer  eine  Strafe  von  5  Sous  zahlen  sollte. 

Das  Motiv  dieser  Bestimmungen  war  wohl,  wie  dies  ein- 
zelne Synodalstatuten®)  unverblümt  aussprechen,  die  Be- 
fürchtung, die  Juden  könnten  die  Christen  aus  Hafs  ver- 
giften, somit  dasselbe,  das  der  Fabel  von  der  Brunnenver- 
giftong  zu  Grunde  lag. 

Aus  Judensatzungen  des  15.  Jahrhunderts  geht  hervor, 
dafs  die  rechtliche  Stellung  der  Juden  in  Tirol  auf  Special- 
privilegien beruhte,  die  Einzelnen  verliehen  wurden.  Ein 
allgemeines  Judenstatut  für  Tirol  bestand  nicht.  Das  inter- 
essanteste dieser  Privilegien  ist  die  Judenordnung  des 
Bischofs  Ulrich  III.  (von Reichholf)  von  Brixen  (1396 
kis  1417)  für  die  Juden  Isaak,  Gansmanns  Sohn,  und  dessen 


0  Michel,  Histoire  des  Baces  maudites  de  la  France  et  de 
l'Egpagne  1847,  I  330,  II  277. 

*)  Kayserling,  Die  Juden  in  Navarra,  den  Baskenländern  und 
»of  den  Balearen  1861,  S.  140. 

•)  Vgl.  die  Konstitutionen  der  Breslauer  Synode  1267  c.  10:  ne 
Ckristiani  cames  venales  seu  alia  cibaria  a  Judeis  emant,  ne  forte 
P^  hoc  Jadei  christianos,  quos  hostes  reputent,  fraudulenta  machi- 
Äatione  venenent,  und  des  Wiener  Provinzialkonzils  1267  c.  18 :  Omnibus 
^^hrUtianis  istius  provinciae  et  civitatis  Pragensis  .  .  .  sub  poena  ex- 
commnnicationis  districtius  inhibemus,  ne  Judaeos  vel  Judaeas  secum 
•d  convivandum  recipiant  vel  cum  eis  manducare  vel  bihere  audeant 
int  etiam  cum  ipsis  in  suis  nuptiis  aut  neomeniis  vel  ludis  saltare  vel 
tripacQare  audeant,  ne  forte  per  hoc  Judaei  Christianos,  quos  hostes 
'^tttant,  fraudulenta  machinatione  venenent.  —  Vgl.  dazu  Ago- 
^»rdi,  de  insol.  Judaeor.  c.  3,  4  (Migne,  Patrol.  104,  72  ff.)  und  Ein- 
teitung  S.  44 :  10. 

37* 
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Schwager  Samuel  mit  ihren  Dienern  und  dem  Hausge 
vom  Martinstage  1403*).    Dieselbe  lautet: 

Wir  Virich  etc.  tun  chunt,  daz  wir  angesehen  vn 
tracht  haben  die  manigüeltig  gebrechen,  die  in  vnser 
Brigschen  mit  anlehen,  die  mit  \iisem  leüten  dasell 
wesen  sind  vnd  sonderlich  baz  sich  Christen  uersindt 
vberuaren  habent,  dadurch  wohl  bedachtlich  mit  dem 
geschriben  Juden  Isacc  Ganstnans  sun  vnd  Samuel  i 
swager  vberkomme  vnd  sie  aufgenomen  in  solicher  ms 

(1)^)  das  si,  jr  diener  vnd  hausgesind  bei  vns  ii 
selben  vnser  stat  ze  Brichsen  wonen  vnd  beleiben  s 
nemblich  von  den  nägsten  nevn  jartag  über  zwai  jai 
nach  chunftige, 

(2)  suUen  vnd  mögen  darin  leihen  umb  gesuch  i 
gewerb  treiben  mit  chaufmannschaft  in  allen  vnsem  l 
vnd  gepiden,  vnd  doch  nur  ain  phund  vmb  ain  vin 
die  Wochen  ainem  lantman  vnd  den  vnsem;  aber  ainen 
mügen  sie  wol  leihen ,  wie  er  mit  jnen  vberain  kon 
ain  geding  machet; 

(3)  sie  mügen  wol  auf  allerlai  pfandt  leihen  an  a 
weiht  khelich  vnd  mefs  gewannt; 

(4)  wir  sullen  jn  auch  inders  Miser  stat  gutei 
schaffen  vnd  jn  gehollfen  sein,  warzu  si  recht  habent 
sie  nicht  nöten,  wider  jre  recht  ze  tun ; 

(5)  wan  auch  jr  veyrtag  ist,  so  sullen  sie  nit  pha 
lösen  geben  oder  rechnung  thun  oder  ander  geschafft 
mit  gericht,  rat  oder  ander  weg; 

(6)  vnd  war  (wenn)  ein  phand  mer  dan  ain  jar  st 
soll  es  des  Juden  aigen  sein,  ob  das  ze  Trient  vi 
Bozen  auch  also  der  Juden  recht  ist; 

(7)  wftr  aber  ain  phant  gewefst,  das  der  jud  nicht  1 
wil  halten ,    so  soll  der  jud  ainen  Schergen  zu  jm  schi 

^)  Sinnacher,  Beiträge  zur  Geschichte  der  bischöflichen  '. 
S&ben  und  Brixen  in  Tirol  1820,  VI  25;  Bischoff,  österr.  Stsdl 
und  Privilegien  1857,  12— U. 

*)  Die  Numerierung  der  einzelnen  Bestimmungen  fehlt  im  Ori] 
ist  jedoch  behufs  besserer  Orientierung  zweckm&Tsig. 
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des  das  pfand  ist,  Her  jm  sag,  daz  er  das  pfand  nicht  lenger 
hakn  will;  löfst  er  dan  das  nicht  im  acht  tagen  darnach, 
so  mag  der  jud  sein  pfand  wol  verkhaufen. 

(8)  wer  aber  ain  täding  (ein  bestimmter  Termin)  zwischen 
jn  (ihnen)  auf  ain  zeit,  so  soll  aber  nach  derselben  vergangen 
seit  das  pfand  sein  aigen  sein  vnd  bedarf  der  jud  nicht  ain 
jax  zu  beiten  (warten) ; 

(9)  war  auch,  daz  ain  schad  beschäch  an  den  pfänden 
es  war  von  milben,  mewsen,  fewer,  gots  gewalt,  von  dieben 
oder  herren  not  vngeurlich,  das  sollen  die  Juden  nicht  be- 
z&len. 

(10)  verleust  einer  sein  pfant,  so  verleust  der  jud  sein 
riecht,  das  auf  den  pfänden  stet; 

(11)  man  soll  auch  den  Juden  gelauben,  was  sie  bey 
jr-em  aid  vnd  warhait  gesprechen  mügen,  daz  die  pfand  steen, 
08  seie  haubtgut  oder  gesuech; 

(12)  vnd  war  daz  die  egenanten  Juden  heten  geliehen 
a-iaf  brief  oder  auf  gelübd  vnd  des  nicht  bezalt  möcht  werden, 
^iarumb  suUen  wir  jn  allweg  ain  vnuerzogenes  recht  schoffen 
"^^geuarlich ; 

(13)  wir  sullen  auch  mit  vnsem  fleischhackem  schoffen, 
^az  sie  jn  viech  geben  ze  schneiden  nach  jren  siten  vnd  jn 
fleisch  ze  kaufen  geben  umb  jren  phening  vmb  geleichen 
kauf  als  dan  gewohnheit  in  vnser  stat  ist,  vnd  sie  sullen 
^ie  Juden  es  lassen  beschawen  nach  jren  siten; 

(14)  vnd  was  die  Juden  gelts  haben,  es  sei  jr  aigen  gut 
oder  das  sie  von  andern  Juden  haben,  da  soll  niemand  chain 
Zuspruch  zu  haben; 

(15)  war  auch,  daz  ain  jud  bey  ainer  Christen  frawen 
l*g  vnd  mit  jr  begriffen  wurde,  so  sol  der  jud  vns  verfollen 
f^iö  zehn  gülden,  als  offt  er  begriffen  wird ;  darnach  sol  man 
j'ö  nichts  mer  tuen  weder  an  sein  leib  noch  gut; 

(16)  wan  auch  die  Juden  nach  den  vorgeschriben  zwain 
J^ren  von  vns  ziehen  wolten,  das  sullen  wir  jnen  günnen 
^  bedurft  vns  nicht  darumb  fragen  noch  vrlaub  nemen, 
*^cli  ob  (wenn)  si  vns  oder  den  vnsern  ausrichten,  ob  sie 
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vns   oder  jn   icht   gelten  solten  (ob  sie   dem  Bischof  or^ 
seinen  Unterthanen  etwas  zurückzahlen  sollen); 

(17)  auch  sind  vns  die  vorgenanten  Juden  nicht  n# 
schuldig  den  alweg  den  gewonlichen  zins,  des  nemlich  ^ 
jar  wirdet  vierzig  dukaten.  sullen  auch  damit  vor  aller  ait 
rais  (Auszug),  hüttung,  stewer,  hauszins,  wacht,  arbait  in  dei 
graben  vnd  an  der  mawr  ledig  sein; 

(18)  si  sullen  mis  auch  das  haus,  das  wir  jn  umb  de 
benanten  zins  leihen,  lustichlich  halten  vnd  vns  das  wiede 
antwurten  in  als  guten  pau,  als  sie  es  vinden  vngeuarlich 

(19)  wan  auch  die  egenannten  Juden  indert  (irgen 
wohin)  reisen  wolten,  so  sullen  wir  jn  \Tiser  gelaidt  zi 
schicken  vnd  sie  belaiten  als  ver  (soweit  als)  dann  vnsc 
gottshaus  gelait  weret,  vnd  sol  der  jud  dem  gelaitsma 
nichts  mer  geben  den  die  zerung  vngeuarlich; 

(20)  auch  soll  vnd  mag  man  die  Juden  umb  kain  zeichun 
pöss  leumden  (Beschuldigung)  nicht  überzeugen  dann  m 
zwain  erbern  frummen  gesessen  Christen,  die  nicht  jr  feind  sine 

(21)  sind  aber  da  nicht  gezeugen,  so  mügen  die  benante 
Juden  wol  ledigen  vnd  entreden  mit  jr  aid,  als  das  recht  i: 
der  Juden ; 

(22)  trib  auch  jemand  chain  (?)  vngeswer  in  der  egenant€ 
Juden  heuser,  es  war  mit  Übelhandlung,  überslahung  odi 
in  andere  weg,  vnd  wären  nicht  mer  zeugen  dabei,  dann  d- 
juden  hausgesindt,  so  müge  dasselbe  jr  gesind  wol  gezeuci 
nus  geben,  vnd  was  die  bewärtlich  sagen  als  recht  ist,  d. 
sol  man  jn  gelauben; 

(23)  war  aber  niemand  daheim  dan  der  Juden  ainc 
dem  sol  man  auch  gelauben,  als  recht  ist; 

(24)  vnd  ob  sich  der  jud  gewert  hat,  das  sol  jm  kaiiH 
schaden  bringen  gen  der  herrschaft  noch  gegen  jemans  r 
geuarlich ; 

(25)  man  sol  auch  kainen  Juden  khindt  nicht  taufe 
das  vnder  dreizehen  jar  alt  ist; 

(26)  wir  sullent  jn  auch  aufzaigen  vnd  geben  ain  sts 
da  sie  jre  tote  Juden  hinbegraben  Mid  jn  das  freien,  das  . 
niemand  chain  vnzucht  daran  tue. 
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(27)  war  auch,  daz  die  egenanten  Juden  lenger  wen  zwai 
iar  bei  vns  in  der  stat  wollten  sein,  so  soll  allweg  der  brief 
^i  seinen  kreflften  bleiben,  als  ob  begriffen  ist.  vnd  also 
sollen  jn  vnd  allen  Juden,  die  nach  jn  noch  dahin  khämen, 
alle  obgenante  recht,  artikl  vnd  freyhait  volgen  vnd  di  haben, 
als  die  oben  an  den  brief  geschriben  steent,  ob  dieselben 
Juden,  die  noch  dahin  khoinen,  mit  vnsern  auch  überain 
werden,  nach  unsem  geuallen  vngeuarlich.  mit  vrkhundt 
dies  briefs  geben  zu  Brichsen  an  St.  Martinstag  nach  Christi 
gepurde  an  dem  vierzehnhundert  und  dem  dritten  jar. 

Vergleicht  man  diese  liberale  Judensatzung  mit  anderen 

österreichischen  Judenordnungen,   so  ergiebt  sich,  dafs  sie 

inhaltlich  am  nächsten  steht  dem  Fridericianum  vom  Jahre 

1244  und  dem  vier  Jahre  vor  ihrer  Erlassung  dem  Juden  Samuel 

in  Portenau  verliehenen  Privilegium  vom  20.  Juli  1399*).  Es 

entsprechen  Art.  2  des  Brixener  Statutes  dem  Art.  30  F.  II, 

1,  27  P.;  Art.  3  dem  Art.  5  des  Belenum  und  Ottacarianum, 

Art  5  dem  Art.  28  des  Belenum  und  Ottacarianum,  14  P. ; 

Art.  6,  7  dem   Art.  27  F.  II  und  6  P.;  Art.  9  dem  Art.  7 

F.  II,  22  P.;   Art.  10  dem  Art.  6,  7  F.  II,  24  P.;  Atl.  11 

dem  Art.  2,  3,  6,  7  F.  II;  Art.  12  dem  Art.  25  F.  II;  Art.  13 

dem  Art.   10  P.;   Art.  14  dem  Art.  28  F.  II;   Art.  16  dem 

Art.  12  F.  II  2,  3  P.;  Art.  17  dem  Art.  8  P.;  Art.  19  dem 

Art.  14  und  32  P.;   Art.  20,  21  dem  Art.  6  F.  I,   Art.  1, 

2,  3  F.  II,  Art.  12,  15  P.;  Art.  22  dem  Art.  23  F.  II,  Art. 

12  P.;  Art.  24  dem  Art.   28  R;   Art.  25  dem  Art.  3  F.  I 

30  P.;  Art.  26  dem  Art.  14  F.  II,  Art.  19  P. 

Hieraus  geht  hervor,  dafs  auch  der  Freiheitsbrief 
Bischof  Ulrichs  III.  zum  grofsen  Teile  auf  dem  Judenstatut 
Herzog  Friedrichs  IL  von  Österreich  vom  1.  Juli  1244  be- 
niht  und  daher  mit  zu  den  Tochterrechten  desselben  ge- 
rechnet wetden  kann. 


*)  Vgl.  über  dasselbe  Valentinelli,  Diplomatarium  Portus- 
Monenae  (Font.  rer.  Aust.  XXIV  427  ff.).  Der  Kürze  wegen  eitleren 
^  da»  Fridericianum  vom  J.  1238  als  F.  I,  das  Fridericianum  vom 
J«  1244  als  F.  II,  das  Portenauer  Privilegium  als  P. 
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überführt  wurden,   sowie  ein  Christ,   der  mit  einer  Jüdin 
fleischlich  verkehrte,  und  im  Falle  der  Ergreifung  mit  einem 
Christen  und  zwei  Juden  überführt  wurde,  beide  lebendig 
begraben  wurden  (ambo  vivi  sepeliantur)  ^),  eine  Strafe,  die 
Dach  dem  Ofher  Stadtrechte  vom  Jahre  1290  überhaupt  Ehe- 
brecher traf,  die  lebendig  in  ein  Grab  bei  dem  Galgen  gelegt 
und  gepfählt  wurden').  Das  sogenannte  Altprager  Stadtrecht 
1269,  eine  deutsche  Privatarbeit  aus  dem  Ende  des  13.  oder 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts,  bestimmt   im  Art.  125:    „Ob 
ein  iude  bey  einem  cristen  wibe  begriffin  wirt.    Begrifit  man 
einen,  luden  bey  einem  cristin  weil)e,  bey  der  er  lige,  is  sy 
ein  ledig  weip,  is  get  dem  Juden  czu  haut  und  czu  har,  und 
ds  weip  antwurt  man  in  geistlich  gerichte"  und  im  Art.  126: 
»Ob  ein  Jude  mit  einir  elichin  weybe".   „Uuirt  ein  Jude  mit 
einis  elichin  mannis  weip  (begriffen)  dor  ubir  sal  man  richtin 
an  der  weigescheide  mit  ainem  pfale,  und  des  Juden  gut  sol 
nian  in  des  richters  gewalt  irtailin".    (Von  einer  besonders 
£masamen  Strafe  wird  in   Hondorflf,  Promptuarium  exem- 
plorum  [Frankfurt  a.  M.  1572,  S.  350a]   berichtet:    Anno 
Cliristi   1536  Ist  ein  Jude   in  Praga  in   Bohemen  gewesen, 
mit  einer  Christin  gebulet  vnnd  drüber  ergrüfen;  da  hat 
müssen  sein  Mennlich  Glied  zu  einem  Spunde  eines  ge- 
piditen  brennenden   Fasses   hinein   stecken   und   wurde  jm 
^arzu  auffs  Fafs  ein  schartig  stumpff  messer  geleget,  als  jm 
All  die  hitze  so  grimmig  wehe  gethan ,  hat  er  jhm  mit  dem 
^Äesser  sein  Gliedt  vor  schmertz  abgeschnitten*).    Vnnd  da 
^1^  nun  also  blutig  hat  darvon  lauffen  wollen,  hat  man  böse 
blinde  an  jhn  gehetzet,  die  ihn  zurisseu  haben"*).    Diese 

')  Tomaschek,  Deutsches  R.  in  Österreich  im  13.  Jahrhundert 
^Ö5»  S.  296  und  250  flF. 

•)  Michnaj  und  Lichner,  Ofner  Stadtrecht  von  1244—1421, 
S.  159. 

*)  Auch  nach  Mainzer  Rechte  1422  wurde  dem  jüdischen  Ehe- 
^''Gelier  gein  ^Ding"  abgeschnitten  und  ein  Auge  ausgestochen;  doch 
^^  die  Ablösung  dieser  Strafe  mit  Geld  gestattet.  Siebeukees, 
^**trige  «um  teutscben  Recht«  I  66. 

*)  Ex  Theatro  Vitae  lib.  13  (Gütige  Mitteilung  des  Herrn  Prof. 
^  Ämffen). 
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Sirale  sclieiut  jedoch  auf  keiner  gesetzlitheo  Vorschrift  te- 
mht  zu  haben  und  wahrscheinlich  eiu  Akt  der  Lyoehjnsäl 
gewesen  zu  sein.) 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Geschichte  dcsRedl» 
der  Juden  in  Tirol  ist  uoch  Art,  6  des  Brixener  Frwhdts- 
briefes:  „vnd  war  ein  phand  mer  danain  jar  stet,  so  »H 
es  den  Juden  aigen  sein,  ob  das  ze  Trient  vnd  ze  Bolen 
auch  also  der  Juden  recht  ist",  woraus  geschlossen  werdea 
raufs.  (lafs  auch  in  diesen  beiden  Städten  eigeoe  Judea- 
satzungeu  bestanden,  die  jedoch  nicht  bekannt  sind'). 

Eine  sämtliche  Bestimmungen  der  Brixener  Judenordnim* 
vom  Jahre  1403  recipierende ,  aber  uoch  liberalere  Judo- 
Satzung  verlieh  Herzog  Friedrieh  mit  der  leeres 
Tasche  (U06— 1439)  unterm  I.Mai  1431  den  Juden  Mtoi- 
lein,  Symon  und  Kubeiu  samt  ihren  Hausfrauen  und  üuo 
Hausgesinde  *).  Dieselbe  enthält  in  26  Artikeln  folgende  flfr 
Stimmungen :  Die  genannten  Juden .  ihre  Weiber  und  'iSn 
Hausgesinde  erhielten  das  Recht,  in  den  herzoglichen  StidUi 
in  Bozen  und  anderen  in  der  Grafschaft  Tirol 'gel^om 
Orten  von  dem  nächstfolgenden  heiligen  „phinstag''"lfünfg»ui 
Jahre  nacheinander  zu  wohnen  und  zu  bleiben  und  ,im  gen^ 
und  gewerb  mit  kaufmanschaft  und  ausleihen"   zu  trefl» 

Nach  Art.  1  sollten  sie  von  einem  Laudmann  oder  anderai 
herzoglichen  Unt«rthanen  nicht  mehr  nehmen  als  von  eiDen 

'  1  Ob  die  Juden  von  diesem  Privilepum  Gcb»uch  gemacht  hib«- 
ist  niiht  bekannt.  Sinnucher  a.  a.  0.  b&Bwcifelt  es.  Bwnert«* 
wert  iüt  in  dieser  Bi^ziehuag  jedeDfalls,  A&k  Bischof  BercbtoU  "■ 
(von  Bückelsbarg  f  1427)  die  von  der  am  7,  bis  19.  Mai  UlS  •>' 
gehaltenen  Synode  iu  Brixen  (vgl.  Bickell,  Svnodi  BrixinensM  i*"- 
XV  1880,  6)  recipierten  Konstitntionen  des  Salibarg^r  Frovinrialk"' 
ziles  vom  Jahre  1418  mit  Ausnahme  des  c.  XXXIII  ,de  JudAeis*  kat^' 
machte,  woraus  geschlossen  werden  kann,  dafs  entweder  in  Bo*** 
keine  Juden  lebten  oder  dafa  Bischof  Berchlold  mit  Rücksicht  wrf  **  I 
den  Juden  von  Ulrich  III.  erteilte  Privilegium  die  Veri»ntt«r«**  | 
(lieser  Judenfeind  liehen  Konzilasatüung  absiehtlicb  nntci^ef»-  i 

*)  Cod.  415  des  Haus-,    Hof-  und  Stsstsarcbivg  m  Wien  p.  l**i 
Lichnowsk}',  Reg.  V  2966  (auszugsweise). 

"l  Der  nfich st fo Irrende  heilige  ^phinstag"  (Dannentag) 
Hinimelfahrtatag  ilO.  Mai, 


)  n^^d 


—     587     -- 

fiind  wöchentlich  drei  Berner  (somit  64,5  ^/o,  was  der  Wiener 
idensatzung  vom  Jahre  1838  bei  Darlehen  von  einem  Pfunde 
ifwärts  entspricht) ;  von  einem  Gaste  (Fremden)  aber  mögen 
e  nehmen  (ganz  ähnlich  wie  nach  Art.  2  der  Brixener 
idenordnung) ,  wie  sie  mit  ihm  übereinkommen  und  „ge- 
ng*  machen. 

Die  meisten  folgenden  Artikel  stimmen  wörtlich  mit 
n  Bestimmungen  der  Brixener  Judensatzung  überein  und 
wichen  nur  in  folgenden  Punkten  ab: 

Nach  Art.  12  können  die  Juden  auch  auf  Urbar,  Häuser 
id  andere  Erb  und  Güter  leihen  und  „sol  man  in  auch 
holfen  sein". 

Art.  18  hat  den  Zusatz :  „und  ain  iglicher  pader  sol  si 
den  umb  ir  gelt,  als  dann  gewondlich  ist"  *). 

Mit  Rücksicht  auf  die  oben  angeführte  Bestimmung  des 
36  des  Bozener  Statutes  ist  besonders  wichtig  Art.  14:  Si 
Qgen  auch  auf  allen  mSrkthten  a  n  r  ü  r  e  n  und  kaufen  umb 
Q  phening,  was  in  notturft  ist. 

Wie  die  Gestattung  der  Benutzung  der  Badestuben,  so 
^rstöfst  gegen  die  kirchlichen  Vorschriften*)  die  Bestim- 
ung  des  Art.  15:  Item  man  sol  in  auch,  wo  si  wonen 
eilen,  umb  an  zins  hßwser  leihen  und  kästen,  knecht 
nd  diern,  die  in  umb  im  phening  gern  dienen 
eilen,  dienen  lassen. 

Die  Strafe  des  Ehebruches  eines  Juden  mit  einer  Christin 
ird  im  Art,  16  auf  fünfzig  Pfund  Berner  erhöht. 

Neu  (gegenüber  dem  Brixener  Statut)  ist  Art.  17:  „Item 
b  ain  phant,  den  benanten  Juden  geseczt,  verstolen  w6r, 
)  soll  man  dem  Juden  sein  hauptguet  und  schaden  aus- 
ichten  und  ist  nicht  schuldig,  den  dieb  zu  melden,  eine 
erftigung,  die,  abgesehen  von  der  Beweisführung  (die  aber 
ö  Art.  25  besonders  behandelt  wird),  dem  Art.  6  des 
ridericianum  vom  1.  Juli  1244  entspricht. 


^)  Vgl.  dagegen  die  Satzungen  der  Breslauer  Synode  1267  c.  14 
Jid  des  Wiener  Konzils  1267  c.  15.  Über  einzelne  Städterechte 
^obbe  171, 

«)  Dieselben  bei  St  ebbe  171,  272  Akg.  163. 
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Art.  19  bestimmt,  dafs  Streitigkeiten  der  Juden  unter- 
einander von  ihnen  selbst  zu  entscheiden  sind  und  dafs  sie 
hierbei  in  keine  höhere  Strafe  oder  BuTse  verftllt  werden 
sollen,  als  ein  Christ  um  solche  Sachen  gebürset  wird. 

Bei  Ansprüchen  von  Christen  oder  Juden  gegen  die  im 
Eingange  des  Privilegiums  genannten  drei  Juden  hatten  sieh 
die  letzteren  gemäfs  Art.  21  blofs  vor  dem  Herzog  oder 
seinem  Bevollmächtigten  zu  verantworten. 

Nach  Art.  22  durfte  sie  oder  die  Ihrigen  kein  Jude  in 
den  Bann  thun,  und  weder  Christen  noch  Juden  sollten  dieses 
Bannes  achten. 

Art.  24  stimmt  mit  Art.  17  der  Brixener  Judensatzung 
überein ;  nur  sollte  jeder  der  drei  privilegierten  Juden  als 
Entgelt  für  die  ihnen  verliehenen  Freiheiten  einen  Jahres- 
zins von  zehn  Dukaten  zu  Pfingsten  an  die  herzogliche 
Kammer  entrichten. 

Ein  anderes  Specialprivilegium  hat  Herzog  Friedrich 
mit  der  leeren  Tasche  unterm  31.  Januar  1432  dem  Meister 
Rubeln,  „der  Arzt  genant"  verliehen*).  Er  nimmt  darin 
diesen  Judenmeister  samt  seinem  Hausgesinde  „zu  erznej' 
auf  und  erweist  ihm  die  Gnade,  „wan  er  sich  seiner  erzoei 
emeret  und  dhain  gesuch  (Zinsdarlehengeschäft)  nicht  treibet^ 
wie  der  Herzog  vernommen,  dadurch  und  seiner  Dienste  1 
wegen ,  dafs  er  in  der  Grafschaft  Tirol  steuerfrei  und  zoll- 
frei sitzen  und  wandeln  solle  bis  auf  Widerruf.  Allen  Ge- 
treuen und  Unterthanen  wird  empfohlen,  den  vorgenanntei 
Meister  Rubeln  mit  seinem  Hausgesinde  bei  den  vot- 
geschriebenen  Freiheiten  bleiben  zu  lassen  und  ihn^  solanS^ 
der  Herzog  sie  nicht  widerruft,  dawider  nicht  zu  bekümmert* 

Aus  diesem  Privilegium  geht  hervor,  dafs  schon  dam^^^ 
die  Juden   in  Tirol,  so  weit  sie  nicht  besonders  privilegi^^ 
waren,  Steuern  und  Zölle  an  den  Landesfürsten  zu  zahl^ 
hatten. 


1)  Cod.  415  des  Haas-,  Hof-  und  Staatsarchivs  p.  258;  Lic 
nowsky  a.  a.  0.  V  8087. 
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Wie  aus  Art.  2  des  Brixener  Statutes  und  Art.  1  des 
ivilegjums  vom  1.  Mai  1481  ersichtlich  ist,  war  der  Zins- 
s  in  Tirol  nicht  in  gleicher  Weise  geregelt.  Dies  folgt 
ch  aus  den  ältesten  Rechnungsbüchern  der  Herren  von 
ilandersberg  *),  nach  welchen  1402  Kaspar  von  Schlanders- 
•g  „den  Juden  ze  Poczen  40  tucaten  und  ain  tucaten") 
Wucher**  gegeben  hat,  was  bei  der  im  Mittelalter  üblichen 
shenweisen  Zinsenberechnung  einem  Zinsfufs  von  130  ^/a 
spräche. 

Auch  Friedrichs  Sohn  Sigmund  (1439—1490),  der  den 
en  Seligmann  als  Wundarzt  hatte,  war  den  Juden  nicht 
eneigt  und  nahm  sich  ihrer  in  dem  später  zu  erwähnen- 

Prozesse  gegen  ihre  Glaubensgenossen  in  Trient  anfangs 
rgisch  an.  Unter  ihm  findet  sich  der  erste  Nachweis 
)r  besonderen  Judensteuer  in  Tirol;  denn  am  19.  Juli  1451 
tätigt  er,  dafs  Mosse,  Jud  von  Hall,  dem  Seligmann, 
lern  jüdischen  Wundarzte,  50  rh.  Gulden  gegeben  habe 

den  700  rh.  Gulden,  welche  die  Juden  in  Tirol  dem 
zog  zu  zahlen  haben  ^). 

In  seine  Regierungszeit  fällt  die  den  Juden  zur  Last 
3gte  Ermordung  des  Knaben  Simon  von  Trient  und  werden 
h  zwei  andere  dieser  vorausgegangene  angeblich  von  ihnen 
angene  Ritualmorde  an  Christenkindern  versetzt.  Obwohl 
)  drei  Fälle  mehr  ein  kulturhistorisches  als  ein  rechts- 
chichtliches  Interesse  bieten,  so  ist  es  doch  mit  Rücksicht 
:  die  verhängnisvollen  Folgen,  welche  die  ersterwähnte 
gebenheit  für  die  Juden  nicht  nur  in  Tirol,  sondern  auch 
anderen  Ländern  hatte,  notwendig,  ihrer  zu  erwähnen 
d  dieselben  einer  objektiven  Prüfung  zu  unterziehen. 

Am  Charfreitag  1442  sollen  die  Juden  in  Lienz,  wo  sie 

der  Judengasse  zwei  Häuser  bewohnten,  die  drei  oder 


*)  V.  Otten  thal,  in  den  Mitteil,  des  Instit.  für  österr.  Geschichts- 
«chung  n  1881,  563  Akg. 

*)  Ober  die  Münzen  in  Tirol  vgl.  Ladurner,  Über  die  Münze 
^  das  Münzwesen  in  Tirol  (Tiroler  Archiv  V  1  bes.  S.  38,  98); 
^ber,  Untersuchungen  über  die  Münzgeschichte  Österreichs  1871. 

*)  iBDsbmcker  Statth.- Archiv,  Schatzarchiv,  IL  Serie  350. 
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vierjährige  Tochter  Ursula  des  Lienzer  Bürgers  Thom&> 
Pöck  gemartert,  ihr  das  Blut  durch  zahlreiche  Stiche  (piinc- 
turis)  abgezapft  und  sie  darauf  in  das  Wasser  geworfen 
haben.  Da  nach  Auffindung  des  Leichnams  bei  der  Toten- 
beschau, zu  welcher  viele  Männer  und  Weiber  beigezogen 
wui-den ,  der  Verdacht  der  Thäterschaft  auf  die  Juden  fiel. 
so  wurden  dieselben  verhaftet.  Bei  dem  ersten  Verhöre 
leugneten  sie;  bei  der  hierauf  folgenden  peinlichen  Unter- 
suchung (ut  ex  sequenti  eorum  inquisitione  patet)^  be- 
kannten sie ,  das  Kind  gemartert  und  getötet  zu  haben  and 
gaben  die  Christin  Margaretha  Praitschedlin  als  Mitschuldige 
an.  Diese  gestand  „quaesita",  die  kleine  Ursula  an  sich  ge- 
lockt und  gegen  Geschenke  den  Juden  ausgeliefert  zu  haben. 
Auf  Befehl  der  Gräfin  Margaretha,  Gemahlin  des  Grafen 
von  Öttingen  und  Tochter  des  Grafen  Heinrich  von  Goa 
die  in  Abwesenheit  des  letzteren  die  Regierung  führte, 
wurde  den  Schuldigerkannten  der  Prozefs  gemacht  und  der 
Jude  Samuel,  der  an  Ursula  zuerst  Hand  gelegt,  mit  einem 
Hunde  zur  Seite  gerädert,  der  Jude  Joseph  durch  den  Strang 
hingerichtet  und  an  seine  Füfse  ein  grofser  Hund  gebunden 
und  Margaretha  Praitschedlin  und  zwei  Jüdinnen ,  mit  dem 
Rücken  aneinander  gebunden,  verbrannt.  Vier  jüdische 
Mädchen  und  ein  Knabe  empfingen  auf  ihr  Verlangen  die 
Taufe  und  entgingen  hierdurch  der  Strafe.  Alle  Juden  wurden 
durch  richterlichen  Spruch  aus  Lienz  verwiesen*). 

Die  einzige  Quelle  für  diese  Begebenheit  ist  ein  wahr- 

• 

')  Deckert,  Vier  Tiroler  Kinder,  Opfer  des  chassidischen  Fant*^ 
mus,  1893  behauptet  zwar  S.  78,  86,  dafs  die  Juden  ohne  Tortur  P" 
standen    haben,    giebt   jedoch    zu,    dafs    sie    vielleicht    infolge   ^^ 
Drohungen   bekannten;    allein   die  im  Protokoll    vom  18.  SepteUB^^^ 
1475  vorkonmienden  Worte   „inquisitio"   und  „quaesita"  bedeuteo    ^ 
späteren  mittelalterlichen  Strafprozefs  stets  das  peinliche  Verhör  *^ 
nach    Deckerts   Ausfuhrungen    S.   43  AT.  war    die    Tortur  wegen     ** 
Leugnens  der  Juden  auch  vollkommen  gerechtfertigt. 

')  Burglechner,    Aquila    Tirolensis   III   2,   c    18;   Brao' 
rCoroUa  aquilae  Tirolensis)  Tiroler  £hrenkranzel  1678,  II 139;  Schi 
Ehrenglanz  der  gef.  Grafechaft  Tirol  1732,  11 141;  (Bonelli), 
zione  apologetica  sul  martjrio  del  B.  Simone  da  Trento  ndl  to  ^'^ 
dagli  Ebrei  ucciso;   1747,  242  flF.;   Sinnacher,  Beiträge  lur  Gts-^ 
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ieinlich  über  Ansuchen  des  Bischofs  Johann  IV.  Hinder- 
ich  von  Trient  auf  Befehl  des  Pfalzgrafen  Leonhard  von 
ärnten,  Grafen  von  Görz  und  Tirol,  mit  21  Einwohnern 
m  Lienz  als  Gedenkmänner  am  Montag  vor  dem  Feste  des 
JÜigen  Matthäus  (18.  September)  1475  aufgenommenes 
•otokoU  *). 

Aus  diesem  unter  dem  frischen  Eindrucke  der  Nachricht 
er  die  Ermordung  des  Simon  von  Trient  durch  die  Juden 
Stande  gekommenen  Protokolle  geht  lediglich  hervor,  dafs 
3  Juden  in  Lienz  beschuldigt  wurden,  die  kleine  Ursula 
mordet  zu  haben,  und  dafs  man  aus  dem  Befunde  der 
ichenbeschau  schlofs,  dafs  sie  die  Thäter  seien.  Ein  Schuld- 
weis liegt  nicht  vor.  Allerdings  wurde  ihnen  im  peinlichen 
xrhöre  ein  Bekenntnis  abgeprefst;  und  nach  dem  straf- 
ozessualen  Beweisverfahren  des  Mittelalters,  bei  welchem 
ur  zu  oft  Aberglauben  (Gottesurteile  und  sonstiges  un- 
ittelbares  Eingreifen  der  Gottheit)  und  rohe  Gewalt 
olterung)  entscheidend  waren,  war  ein  derartiges  Be- 
mntnis  für  den  Schuldbeweis  ausschlaggebend;  aber  „ver- 
enen  diese  Aussagen  mehr  Glauben  als  die  Geständnisse 
aer  gefolterten  Hexen,  welche  ebenfalls  bekannten,  dafs 
e  auf  dem  Besenstiele  zum  Blocksberge  geritten  seien, 
)rt  in  den  Lüften  getanzt  und  mit  dem  Teufel  Unzucht 
^trieben  haben?  In  jenen  unmenschlichen  Zeiten  war 
ie  Folter  ja  immer  die  zuverlässige  Wünschelrute ,  welche 
den  Ausbund  des  Unsinnes,  das  Entsetzlichste  und  Scheufs- 
chste,  woran  kein  Menschenherz  je  gedacht  ans  Tageslicht 

m  Brixen  und  Sähen  VI  277;  Tinkhauser,  Kathol.  Blätter  aus 
irol  1854,  N.  10,  S.  217—225. 

^)  Dasselbe  bei  Bon  eil  i,  Dissertazione  etc.  243  b.  Bischof 
inderbach  entsendete  auch  den  Dominikaner  Heinrich  von  Schlett- 
wit  mit  einem  Cirkular  vom  25.  September  1475  an  Kirchen-  und 
ältliche  Fürsten,  Grafen  u.  a.,  in  welchem  er  um  Mitteilung  der 
Q^  bekannten  Fälle  der  von  Juden  verübten  Christenmorde  und 
>8tienschändungen  bat.  Bonelli  (a.  a.  0.  245  a,  246)  bringt  dies  in 
lAftmmenhang  mit  der  Behauptung  des  Juden  Samuel  im  Trienter 
^zesse,  dafs  die  Juden  sich  des  Blutes  von  Christen  zu  rituellen 
decken  nicht  bedienen. 
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zu  bringen  wufste**  *).  Schon  Justin  der  Märtyrer  (t  IK) 
sagt  in  seiner  zweiten  Apologie  c.  12  anläfslich  der  6e 
schuldigung,  dafs  die  Christen  Menschenfleisch  essen:  nWel<^l^ 
Genufssüchtige  oder  Unmärsige  und  am  Essen  von  Menschen- 
fleisch Gefallen  Findende  hierse  wohl  den  Tod  willkommen 
und  böte  nicht  alles  auf,  um  unbemerkt  und  möglichst  lange 
seine  gewohnte  Lebensweise  fortzusetzen!?  Wenn  ihr  durch 
Martern  von  unseren  Sklaven,  Frauen  und  Kindern  einzelne  Ge- 
ständnisse erprefst,  so  sind  das  keine  Beweise  unserer  Schald'^H 

1472  wurde  ein  Jude,  der  sich,  eines  falschen  christ- 
lichen Namens  bediente  und  in  Lienz  der  Juden  Agent  in 
ihren  „schallemacheyen"  verdeckterweise  sein  wollte  und 
„weilen  selbe  wegen  neulich  Verübter  Mordthat  an  der 
seeligen  Ursula  des  Landes  und  der  Statt  durch  richter- 
lichen Spruch  ausgebannt  und  Vertrieben  waren***),  als  er 
durch  einen  wälschen  Kaufmann  entdeckt  worden  war.  mit 
dem  Besen  ausgestäupt. 

Zwanzig  Jahre  nach  der  Ermordung  der  Ursula  Ton 
Lienz  sollen  die  Juden  einen  Ritualmord  an  dem  Knaben 
Andreas  von  Rinn  verübt  haben. 

Aus  den  aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert  stanunenden 
Berichten*)   über  diese  Begebenheit  geht  folgendes  henor: 

1)  Steub,  Altbaierische  Kalturbilder  1869,  S.  124. 

*)  Vgl.  hierzu  Strack,  Das  Blut  im  Glauben  und  Aberglaob» 
der  Menschheit  1900.    S.  199  ff. 

*)  Bibl.  Dipauliana,  Bd.  964  (Relation  und  Beschreibang  des 
Sllosters  Sonnenburg)  IV  24. 

*)  Hippolyt  Quarinonius  von  Hoffberg  und  Volderthan, Be- 
gründete fiistory  der  Marter  des  heil,  unschuldigen  Kindes  Andreae  w 
Rinn  (1642),  Triumph-Cron,  Marter  und  Grabschrift  des  unschuldigeB 
Kindes  Andreae  von  Rinn  (1642);  Acta  Sanctorum  III 462—468;  Ztch, 
0.  Praem.  Wilthin.,  Ausführliche  Beschreibung  der  Marter  des  hA 
unschuldigen  Kindes  Andreas  von  Rinn  etc.  1724  (mit  Kupfentichea); 
Adrian    Kembter,    Acta   pro    veritate    martyrii   corporis  et  coit"* 
publici  B.  Andreae  Runensis  pueruli  So  1462  die  12.  Julii  a  Jnda^ 
in  odium  fidei  occisi  collecta  variis  notis  illnstrata  et  proposita  ^^ 
1745  (812  Seiten);  Bonelli,  Dissertaaione  etc.  285ff.  —  Der  Jad^" 
stein    oder   Geschichte    des    Martyrtodes    des   unschuldigen   Km^^ 
Andreas  von  Rinn  1745;  Deckert  a.  a.  O.  87 £  o.  a. 
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Andreas  war  im  November  1459  als  Sohn  des  Taglöhners 
mon  Oxner  und  dessen  Ehefrau  Maria  in  Rinn  bei  Hall 
boren.    Nach  dem   Tode   seines  Vaters    nahm  ihn  samt 
iner  Mutter  sein  Taufpate,  der  dem  Trünke  stark  ergebene 
lons  Mayr,  Bauer  vom  Weissei-  (Pittel-,  Penzen-)  Hofe,  in 
n  Haus  auf.    Nürnberger  Juden,  welche  über  Rinn  zu 
n  Frohnleichnamsmarkte  nach  Bozen  zogen,  verführten 
1  Weissel-Bauer,   ihnen  am  12.  Juli  1462  den  2V2Jährigen 
aben  gegen  eine  grofse  Summe  Geldes  auszuliefern,  ent- 
irten  denselben,  während  die  Mutter  bei  dem  Kornschnitte 
thst  Ambras  beschäftigt  war,  in  einen  bei  Rinn  gelegenen 
kenwald,  legten  ihn  daselbst  auf  einen  dort  befindlichen 
ifsen  Stein  (den  später  so  genannten  Judenstein),  schnitten 
1  die  Hauptadem  am  Halse,  an  den  Schläfen,  Armen  und 
fsen  auf,  um  sein  Blut  zu  sammeln,  und  hingen  den  mit 
Wunden  bedeckten  Leichnam  auf  eine  Birke,  worauf  sie 
flohen.     Während  dies  geschah,   fielen  der   bei  Ambras 
)eitenden  Mutter  drei  frische  Blutstropfen  plötzlich  auf 
Hand ;  sie  eilte ,  von  Angst  getrieben ,  nach  Hause ,  wo 
ihr  Kind  vergebens  suchte,  und  erfuhr  nach  längerem 
ftngen  von  dem  Paten  Mayr,  er  habe  ihren  Sohn  reichen 
ufleuten  übergeben,  welche  versprachen,  für  ihn  gut  zu 
•gen.    Dieselben  hätten  für  sie  eine  grofse  Summe  Geldes 
rüekgelassen  und   seien  mit   Anderle  gegen   den  Birken- 
Id  abgezogen.    Die  geängstigte   Mutter  eilte  hierauf  in 
a  Wald  und  fand  ihr  Söhnlein  mit  zahlreichen  Wunden 
deckt  auf  der  Birke  hängend.    Auf  ihr  lautes  Jammern 
rbeigeeilte    Leute   brachten    den    Leichnam    nach    Rinn, 
)  er  auf  dem  Friedhofe   beerdigt  wurde.   —  Als    Mayr 
i8  erhaltene  Geld  der  Mutter  zeigen  wollte,   fand  er  in 
inem    Hute,     wohin     er     dasselbe    gethan,     Laub;     er 
srfiel   in    Wahnsinn    und    soll    nach    seinem    zwei    Jahre 
^rnach    erfolgten    Tode    noch    200    Jahre     als     langes, 
ßhwarzes  Gespenst  Rinn  beunruhigt  haben,   bis  die  Rinner 
*di  dem  Berichte  des  Pfarrers  von  Ampafs,  wohin  der  Ort 
^pferrt  war,  1680  durch  Stiftung  einer  Jahresmesse  sich 

^«^•r«r,  B«itrige  I.  38 
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von  ihm  befreiten*).  Aus  dem  Grabe  Anderles  wuchs  eine 
schöne  weifse  Lilie  empor,  welche  einige  Knaben  aus  Mut- 
willen abrissen.  Dafür  sollen  weder  sie  noch  ihre  Kwh- 
kommen  eines  natürlichen  Todes  gestorben  sein.  Die  Birke, 
auf  welche  der  Leichnam  aufgehängt  worden  war,  grünte 
durch  sieben  Jahre  auch  im  Winter.  Als  ein  Ziegenhirt  sie 
umhieb,  brach  er  bald  darauf  das  Bein.  Im  Jahre  1670 
wurde  hauptsachlich  infolge  der  Bemühungen  des  kaiser- 
lichen Leibarztes  und  Haller  Damenstiftsarztes  Hippol]1 
Quarinonius  von  Hoflfberg  und  Volderthum  (f  1654)  am 
Orte  der  That  ein  Kirchlein  zu  Ehren  aller  unschuldigen 
Kinder ,  besonders  aber  des  seligen  Andreas,  Judenstein  ge- 
nannt, gebaut,  das  am  2.  Dezember  1678  von  dem  Fürst- 
bischof von  Brixen  Paulinus  eingeweiht  wurde.  Um  die 
Kirche  entstand  allmählich  der  ^/s  Stunden  von  Rinn  est- 
fernte  Wallfahrtsort  Judenstein,  bekannt  durch  die  Kämpfe 
Speckbachers  mit  den  Baiem  28.  Mai  1809. 

Die  Geschichte  des  Anderle  von  Rinn  ermangelt  des 
historischen  Charakters.  Zunächst  berichtet  kein  Zeit- 
genosse über  dieselbe  *).  Weder  Franz  Schweizer ,  der  in 
seiner  Chronik  der  Stadt  Hall  1303—1572«)  auf  Grund  älterer 
Chroniken  und  insbesondere  der  Chronik  des  Berchtold  Pötier 
alle  auf  Hall  und  seine  Umgebung  bezüglichen  Daten  geniB 
verzeichnet,  noch  andere  Chronisten  von  Hall*)  erwähnen  dieses 
Ereignisses.  Nicht  einmal  zur  Zeit  des  Trienter  Proxess» 
als  infolge  des  oben  (S.  591,  N.  1)  angeführten  Rundschreibeos 
des  Bischofs  Hinderbach  vom  25.  September  1478  Berichte  über 
von   Juden    verübte   Ritualmorde    aus  den   verschiedensten 


')  Kembter  a.  a.  0.  7;  Notitiae  Ampassenses  des  P&nW 
Bartholomäus  Geir  1680. 

*)  Bonelli,  Dissertazione  237  bestätigt,  „che  di  tatto  qv^ 
racconto  non  v'ha  neppur  un  Scrittore,  non  dirö  Sincrono,  n*  ■* 
anche  un  p6  vicino  aU'  anno,  in  cui  si  vuole  s^^ito  sia  il  numto 
infanticidio,  che  ce  ne  abbia  lasciata  memoria**. 

*)  Herausgegeben  von  David  Schönherr  1867. 

*)Seeböck,  Dreifache  Chronik  der  Stadt  HaU  im  I»»*^ 
(Zeitschr.  des  Ferdinandeums,  IIL  Folge,  26.  Heft,  41—99). 
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»egenden  einliefen,  wird  des  vor  13  Jahren  in  Rinn  verübten 
tordes  erwähnt.  Die  Ausstattung  der  Begebenheit  mit  ver- 
hiedenen  Wundern  benimmt  ihr  vollends  die  Glaubwürdigkeit, 
itte  sie  sich  nur  annähernd  so  zugetragen,  wie  sie  ge- 
hildertwird,  so  wäre  daraus  eine  cause  c61öbre  geworden,  wie 
)  Ermordung  des  Simon  von  Trient,  und  die  Rückwirkung  auf 
!  Juden,  zunächst  in  Hall,  wo,  wie  aus  der  oben  erwähnten 
künde  vom  19.  Juli  1451  hervorgeht,  jüdische  Glaubens- 
lossen  wohnten,  wäre  kaum  ausgeblieben.  Für  die  Er- 
rdung  des  Anderle  von  Rinn  spricht  nicht  einmal  der  für 
i  Ritualmord  gewöhnlich  angeführte  Grund,  dafs  die  Juden 
h  der  Lehre  des  Talmud  (in  dem  jedoch  hierüber  kein 
irtchen  steht)  *)  zur  Bereitung  des  Osterbrotes  des  Blutes 
chuldiger  Christenkinder  bedürfen,  da  ja  Anderle  von  zu 
ir  von  der  Corporis-Christi-Messe  in  Bozen,  also  längst 
h  Ostern,  reisenden  Juden  ermordet  worden  sein  soll. 
5  ganze  Legende  ist  wahrscheinlich  unter  dem  Eindrucke 
'  Ermordung  des  Simon  von  Trient  entstanden  und  viel- 
At  von  Quarinonius,  einem  grofsen  Verehrer  des  letzteren, 
dessen  Leichnam  er  im  Jahre  1609  bei  der  Einbalsamierung 
12  Wunden  gefunden  zu  haben  behauptete ,  in  den  oben 
ierten  zwei  Schriften  über  Andreas  von  Rinn  weiter  ent- 
5kelt  worden,  um  den  Stiftsdamen  in  Hall,  deren  Leib- 
:t  er  war,  ein  Pendant  zu  Simon  von  Trient  zu  bieten, 
r  Entstehung  dieser  Legende  mag  die  Auffindung  eines 
"unglückten  oder  von  unbekannt  gebliebenen  Mördern  ge- 
«ten  Christenkindes  den  Anlafs  gegeben  haben.  In  solchen 
llen  war  man  früher,  wie  noch  heute  oft  genug,  schnell 
tschlossen,  die  Juden  als  Thäter  zu  bezeichnen,  und  da  in 
nn  selbst  keine  Juden  wohnten,  so  mufsten  durchreisende 

')  Wagenseil,  Benachrichtigungen  wegen  einiger,  die  gemeine 
ienschaft  betreff,  wichtigen  Sachen  1705,  132;  Kopp,  Zur  Juden- 
^  nach  den  Akten  des  Prozesses  Rohling-Bloch  1886,  156 ff.; 
Utzsch,  Schachmatt  den  Blutiügnern  Rohling  und  Justus,  1883, 

Merx,  Wissenschaftliches  Gutachten  über  den  wahren  Sinn  der 
len  ans  dem  Sohar  und  aus  VitaFs  iiqqutim  1885,  21;   Strack; 

Blutaberglaube  bei  Christen  und  Juden  1891,  44 ff.;  Strack,  Das 
^  im  Glauben  und  Aberglauben  der  Menschheit  1900,  114  ff. 

38* 
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fremde  Juden  die  That  begangen  haben.  Diese  Ansicht  wirf 
auch  dadurch  nicht  widerlegt,  dafs  Benedikt  XIV.  laut  der 
Bulle  „Beatus  Andreas"  vom  22.  Februar  1755  über  Bitten 
des  Bischofs  von  Brixen  und  des  Prämonstratenser-Abtes  zu 
Wüten  auf  Grund  der  Darstellungen  des  Martyriums  des 
Andreas  von  Rinn  bei  den  Bollandisten  (Acta  SS.  III  m. 
Julii  ad  diem  XII,  die  sich  auf  Aufzeichnungen  des  P.  Ernst 
Bidermann  S.  J.,  des  Beichtvaters  des  Erzherzogs  Ferdinand 
Karl  [1646 — 1662],  stützen),  bei  Quarinonius,  Adrian  Eembtir 
und  in  der  Dissertazione  apologetica  (als  deren  Verfasser 
Bonelli  nach  seinem  Geburtsorte  Cavalese  P.  Cavalesio  ge- 
nannt wird)  unterm  15.  Dezember  1753  eine  eigene  Messe 
und  ein  Officium  cum  lectionibus  für  die  Stadt  und  Diöeese 
Brixen  bewilligt  hatte ,  auf  die  erbetene  Kanonisation  aber 
nicht  einging  ^) ,  weil  diese  Bulle  sich  lediglich  auf  die  An- 
gaben der  Obengenannten  stützt,  deren  Glaubwürdigkeit  be- 
stritten werden  mufs. 

Von  den  schwersten  Folgen  für  die  Juden  wurde  die 
ihnen  zugeschriebene  Ermordung  des  Knaben  Simon  ron 
Trient  1475. 

In  Trient  bestand  eine  blühende  Judenniederlassong, 
welche,  wie  aus  Art.  6  der  Brixener  Judenordnung  MW 
geschlossen  werden  mufs,  ihre  eigenen  Satzungen  besafs.  Die 
Juden  wurden  bei  dem  Betriebe  ihrer  Geschäfte  von  den 
Bischöfen  geschützt.  So  fällte  Bischof  Alexander  von  Mass»- 
vien  (1423—1444)  am  3.  September  1440  ein  Erkenntnis  n 
Gunsten  des  Juden  Isaak  (der  von  den  Bischöfen  von  Trieik 
das  Privilegium  erhalten  hatte,  possendi  exercere  usaras ia 
Episcopatu),  gemäfs  welchem  Peter  von  Rido  zur  ZaUnnf 
von  Zinsen  an  Isaak  verurteilt  wurde*). 

In  Trient  bestand  eine  Judenschule  (die  in  den  Pnaeft- 
akten  betreffend  die  Ermordung  des  Simon  von  Trient  wieder- 
holt [in  salis,  in  scholis  Judaeorum]  erwähnt  wird).  Die  Jodea 
besafsen  daselbst  drei  Häuser  und  standen  in  regem  Verkehr 

')  BuUarium  Benedicti  XIV  1757  tom.  IV  285-265  (b«.  p.  «^ 
§  3,  259;  §  22,  260;  §  24). 

«)  Innsbrucker  Statth.-Archiv  CIX  81. 
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lit  den  Christen.  Besonders  der  Jude  Tobias  hatte  als  ge- 
jhickter  Arzt  vertrauten  Umgang  mit  den  Bürgern  in 
Hent,  da  er  viele  derselben  ärztlich  behandelte*). 

1475  wirkte  in  Trient  als  Guardian  des  dortigen  Francis- 
iDerklosters  Bernardinus  von  Feltre,  einer  jener  gefähr- 
;hen  Fanatiker,  welche  wähnen,  ihre  Liebe  zu  Gott  am 
rksamsten  dadurch  zu  bethätigen,  wenn  sie  ihre  anders- 
lubigen  Mitmenschen  mit  glühendem  Hasse  verfolgen.  Als 
Im  des  Donatus  Rombaldoni  in  Feltre  1439  geboren,  wurde 
schon  in  dem  Yaterhause  zu  feindseligen  Gesinnungen 
jen  die  Juden  angeleitet;  denn  sein  Vater  wurde  seitens 
•  Stadt  Feltre  als  orator  pro  expellendis  Hebraeis  an  den 
lat  von  Venedig  geschickt*),  welcher  Umstand  dafür  spricht, 
s  bereits  dieser  ein  Gegner  der  Juden  gewesen  ist.  Als 
mciskanermönch  predigte  er  gleich  seinem  Ordensgenossen, 
D  tapferen,  aber  grausamen  und  unduldsamen  Johannes 
pistranus,  überall,  wohin  er  kam,  mit  giftigem  Hasse 
;en  die  Juden  und  suchte  die  Bevölkerung  gegen  sie  auf- 
"eizen,  so  dafs  ihm  Herzog  Galeazzo  von  Mailand  1480 
\  Predigen  in  seinem  Gebiete  untersagte  und  in  Florenz 
a  der  weitere  Aufenthalt  verboten  wurde®). 

Das  friedliche  Zusammenleben  der  Christen  und  Juden 
Trient  erregte  seinen  Unmut,  und  1475  benutzte  er  die 
stenpredigten,  um  gegen  die  Juden  zu  hetzen.  Als  dieses 
ftreten  selbst  bei  einzelnen  Christen  Ärgernis  erregte  und 
se  dem  Mönche  bemerkten   er  thue  den  Juden  Unrecht, 

sie,  wenn  sie  auch  nicht  den  wahren  Glauben  hätten, 
dl  gute  Menschen  seien,  rief  er  aus:  Hi  vestri  boni, 
antum  vobis  advehant  mali,  nescitis;  sed  non  praeteribit 
i8cha  Dominicum,  antequam  hi  dignum  suae  bonitatis  prae- 
Ant  argumentum^)! 


^)  Protokoll  vom  6.  Juni  1475 :  Tobias  habebat  magnam  famili- 
litatem  com  civibus  Tridentinis,  quia  pluribus  medebatur. 

*)  Wadding,  Annales  Minorum  XII  442  (ed.  Fonseca  1731), 

*)  Acta  SS.  VI  N.  87,  216—220;  auch  N.  252,  338,  372. 

*)  Wadding,  Annal.  Minor.  XIV  132;  Acta  SS.  VII  Sept.  ad 
^  28,  p.  823. 
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Diese  „Prophezeiung**   ging  nur  zu  bald  in  Erfüllun. 
die    Predigten   des  Fanatikers,    an  die   abergläubische  i 
tolerante  Menge  gerichtet,  waren  eine  zu  böse  Saat,  als  d^ 
sie  nicht  traurige  Früchte  gezeitigt  hätten. 

Am  Gründonnerstage  (23.  März)  1475  verschwand  d 
am  26.  November  1472  geborene  Söhnchen  Simon  (Simec 
Simoncino)  des  in  Trient  in  der  Contrada  del  Fossato  wohnej 
den    Schuhflickers   oder  Gerbers    Andreas   Unferdorben** 


^)  Bonelli,  Dissertazione  4. 

*)  Über  die  Ermordung  des  Simon  von  Trient  besteht  eine  stU* 
reiche  Litteratur.    Hervorzuheben  sind:   Annales  Mellic  (Perts,  Um, 
IX  552),  Anonymi  S.  Petrensis  Chron.  Salisb.  (Pez  II  437);  Sttin- 
delii,  Chron.  (Oefele  M.  B.  ad  a.  1475);  Joannes  Matthias  Tiberinai, 
De  obitu  b.  Simonis  Tridentini  ad  rectores,  senatum  et  populun  Bri- 
xianum  1475  (im  Innsbrucker  Statth.-Archiv);  Geschichte  des  zu  TricBt 
ermordeten  Christenkindes   fol.   mit  12  Holzschnitten,  das  iltesteii 
Tirol  (Trient  bei   Albertus  Duderstatt  von  dem  Ecksveldt  147^)g^ 
druckte  Buch  (vgl.  Waldner,  Quellenstudie  zur  Gesch.  der  Tjpognplue 
in  Tirol  bis  zum  Beginne  des  XVU.  Jahrhunderts  in  der  Zeiiachn^ 
des  Ferdinand.    III.  Folge,  32.  Heft,  17  und  Anhang  105),  Kemntt 
(t  1476),  Chronik  Kaiser  Friedrichs  des  Siegreichen  (in  den  Qoellei 
zur  baier.   und   deutschen   Geschichte  1850,  119);  Passio  B.  SinMtf 
pueri   Tridentini   a  perfidis  Judeis  nuper  occisi;  Relatio  de  Sünoie 
puero  Tridentino  1475;  Hermann  Schindelejp,  Hist.  Simonis  pncn 
1477;  Tiberinus,  In  B.  Symonem  Epigramma  1482;  Joannis  Ctl* 
phurini  et  Raphael.    Zovenzonii,  De  beato  Simone  puero  et  lBi^ 
tjre   etc.    1482;   Dr.   J.  Eck,   Ain   Judenbnechleins   Verlegung  1^ 
K.  3ff.    Acta   Sanctorum   III   495-502;   Bzovius,  Annai.  ecd  d 
a.  1475;   Raynaldus,  Annal.  eccl.  ad  a.   1475;  B.  Jos.  ha  Coheit 
Emek   habacha  (zw.    1558 — 1575),   übersetzt  und  heraosgegebeo  ▼<* 
M.  Wiener   185S,  63 ff.;  Burglechner,  Tirol    Adler  III  3;  Pincio, 
Annaii    overo   Chroniche  di  Trento  1648,  lib.  lY;    Hosmann,  D>* 
schwer  zu  bekehrende  Judenherz  1699,   115;  Wagenseil,  Uofiiiaf 
auf  die  Erlösung  Israels  1704,  105  ff.;  1707,  45  ff.;  Basnage,  flistoii* 
des  Juifs  1726  IX  c.  31,  852  ff.;  (Bonelli),  Dissertazione  apologet  ül 
martyrio  del  S.  Simone  da  Trento  neir  anno  1475  dagli  Ebrei  iko^ 
1747  (301  S.  gegen  Wagenseil  und  Basnage;  dafs  dieses  anoojs  tf* 
schienene  Werk  von  Bonelli  ist,  geht  aus  Mon.  Ecd.  Trid.  IV  ^^ 
hervor);  Flamin.  Cornelius,  De  cultu  S.  Simonis  Pueri  Trid«"*** 
Martyris  1748;  Bonelli,  Joa.  Hinderbachii  episc  Trideat  CoUec<**^ 
in   Judaeos   B.   Simonis   Trident.  pueri  interemptores  ex  ipstf  *"^ 
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Bernardin  von  Feltre,  der  in  der  Nachbarschaft  der  Juden 
wohnende  Johannes  Sweizer  und  andere  Judenfeinde,  sowie  die 
Knaben  auf  der  Gasse,  „aus  deren  Munde  oft  der  heilige  Geist 
spricht*  *)i  behaupteten  gleich  anfangs,  das  Kind  mttsse  bei  den 
Juden  gesucht  werden.  Nach  langen,  auch  im  Hause  des  Juden 
Samuel  in  der  Fossata  vorgenommenen  vergeblichen  Nach- 
forsehungen  nach  seinem  vermifsten  Söhnchen  rief  Andreas 
Cnferdorben  die  Intervention  des  Bischofs  Johann  IV. 
Hinderbach  (1468—1486)  von  Trient  an;  allein  sowohl  die 
Qber  des  letzteren  Anordnung  von  dem  Podestä  Johann  Sala 
(de  Salis)  veranlafste  öffentliche  Ausrufung  als  wiederholte 
Hausdurchsuchungen  (auch  bei  den  Juden)*)  blieben  erfolglos. 
In  der  Nacht  des  Ostersonntags  (26.  März)  zeigte  zuerst  der 
oben  genannte  jüdische  Arzt  Tobias  allein,  später  in  Be- 
gleitung der  Juden  Angelus  und  Samuel  im  bischöflichen 
Kastell  an,  dafs  in  dem  unter  dem  Hause  des  Samuel  fliefsen- 
den  Wasser  (in  aqua  per  domum  Samuelis  praeterlabente) 
der  Leichnam  eines  Kindes  gefunden  worden  sei ;  sie  wurden 
aber  vor  den  Bischof  nicht  vorgelassen.    Dagegen  erschien 


gn{^i8  in  episc  Tabulario  exstantibus  redacta  et  notis  illustrata  1765 
(Hon.  eccl.  Trid.  III  2,  421—463);  Alberti,  Annali  del  priDcip.  eccl. 
<ii  Trento  1022 — 1540  (reintegr.  e  annotati  da  Tommaso  Gar,  1860, 
352-359,  367,  368,  373);  Pott  hast,  Bibl.  medii  aevi  1862,  996  ff.; 
Lnzzato,  Israel.  Annalen  II  353;  Civilt4  cattolica  XI  Vol.  8 
0.9,  1881,  1882;  Rohling,  Meine  Antworten  an  die  Rabbiner  1883. 
2.Anff.  58 — 78;  Desportes,  Les  myst^res  du  sang  chez  les  Juifs 
1890,  132  ff.;  Erler,  Die  Juden  des  Mittelalters  (Ve rings  Archiv 
f.  kath.  Kirchenrecht  L,  Neuer  Folge  44.  Bd.  35  ff.);  Deckert,  Ein 
^toalmord  akteumäfsig  nachgewiesen  1893.  Deckert,  Vier  Tiroler 
Kinder.  Opfer  des  chassidischen  Fanatismus  1893,  1 — 72;  M.  Stern, 
JM.  Presse  N.  14  u.  15  ai  1892;  Strack,  Das  Blut  im  Glauben  und 
Aberglauben  der  Menschheit  1900,  126  ff.  u.  a. 

»)  Wadding  a.  a.  0.  XIV  132;  Acta  SS.  HI  496:  Pueri  autem 
<M&&e8,  e  quorum  labris  saepe  Spiritus  sanctus  loquitur,  illum  apud 
Judaeos  inquirendum  asserebant;  die  Apologie  (bei  den  Innsb. 
^^osefsakten  Capsa  69  N.  192):  Johannes  (Sweyzer)  vero  et  alii  odiosi 
Hebroonun  disseminabant  per  civitatem,  quod  iste  puer  debebat  esse 
ii^domibos  Judaeorom  etc. 

^Bonelli,  Dissertazione  9  b  10  a. 
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noch  in  derselben  Nacht  der  Prätor  de  Salis  mit  dem  Eapit 
Jakob  Sporo  und  anderen  in  dem  bezeichneten  Hause,  ' 
die  Juden  Samuel,  Angelus,  Tobias,  Israel  und  Bonaventi] 
anwesend  waren,  erhoben  den  toten  Körper,  fanden  an  de 
selben  zahlreiche  Wunden  und  blaue  Flecke  und  liefsen  < 
fünf  genannten  Juden,  femer  Joaff  (Joif)  und  BonaTentn 
den  Koch  noch  nachts  verhaften.  Da  bei  der  am  27.  MI 
vorgenommenen  Totenbeschau  die  von  dem  Prätor  beigezogen 
Ärzte  Archangelus  Baldinus,  Johann  Matthias  Tiberinus  a 
Christoph  de  Fatis  erklärten,  dafs  das  Kind  nicht  ertnmk< 
sondern  getötet  worden  sei,  weil  der  Körper  nicht  ai 
gedunsen  wäre,  weil  aus  den  Wunden  Blut  fliefse,  «plai 
acsi  vivum  foret  corpus",  und  die  Glieder  beweglich  seiei 
und  da  ein  zu  jener  Zeit  wegen  eines  Diebstahles  im  Eerkc 
befindlicher,  von  dem  Podestä  über  die  Gebräuche  der  Jude 
an  ihrem  Osterfeste  befragter  getaufter  Jude  Johann  yo 
Feltre^)  angab,  dafs  dieselben  zur  Bereitung  des  ungesäuerte 
Brotes  und  zur  Beimischung  zum  Osterweine  das  Blut  eine 
Christenkindes  unter  Verwünschungen  gegen  Christum  m 
das  Christentum  verwenden,  so  wurden  noch  zehn  ander 
Juden  (Israel,  Sohn  des  Samuel,  Moses  der  Alte.  Mobti 
dessen  Sohn,  Salomon,  Sohn  des  Mendelin  de  Ysprecho  [Ibds 
brück?],  Lazarus  de  Seravallo,  Moses,  Sohn  des  Salomw 
des  Hospoch,  Isaak,  Sohn  des  Jakob  de  Vedera,  BrunetU 
die  Gattin  Samuels,  Vitalis  und  Israel,  Sohn  des  Mohär  voi 
Brandenburg)  inhaftiert  *). 

Am  28.  März  begann  das  peinliche  Verhör*).  Alh 
Verhafteten  leugneten  anfangs  entschieden  die  That  un« 
beschuldigten    einen    in    ihrer    Nachbarschaft     wohnendei 


')  Vgl.  die  oben  erwähnte  Apologie  der  Juden;  Acta  SS.  lÜ  i^b 
500;  Bonelli,  Dissertazione  22a. 
'  *)  Bonelli,  Dissertazione  11. 

')  Die  Prozefsakten  befinden  sich  im  vatikanischen  Archi''^ 
(früher  in  der  Engelsburg  vgl.  Benedict!  XIV,  De  servorum  Dd  be«fr 
ficatione  III  c  15).  Abschriften  in  latein.  und  deutscher  Sprtdw  ^ 
liegen  im  Statth.-Archive  in  Innsbruck  Capsa  69,  im  Pfarr-Ar^ 
S.  Pietro  in  Trient  und  in  der  Hofbibliothek  in  Wien,  Cod.  5360  (W 
IV  der  Tabulae  codicum  daselbst  p.  109). 
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Schweizer  Johannes  (Janesus,  Zanesus),  der  ihnen  längst 
feindlich  gesinnt  sei  und  Böses  gedroht  habe  (qui  pridem 
nfensus  Judaeis  malumque  minatus)  und  einen  deutschen 
>ehneider  Anzelin  (Enzelin),  das  Kind  getötet  und  in  das 
laus  Samuels  gebracht  zu  haben.  Johannes  und  dessen 
Veib  Dorothea  wurden  eingezogen  und  verhört.  Nach  den 
Protokollen  vom  28.  und  31.  März  wies  Johannes  sein  Alibi 
m  23.  März  nach  und  wurde  auf  wunderbare  Weise  aus 
em  Kerker  befreit  ^). 

Nach  schweren  durch  fünfzehn  Tage  fortgesetzten  und 
erdoppelten  Folterqualen*)  legten  die  Gepeinigten,  vom 
chmerze  übermannt,  ein  Geständnis  ab,  wie  man  es  wünschte : 
aTs  Tobias  das  Kind  gestohlen  imd  in  Samuels  Haus  gebracht 
abe  und  dafs  acht  anwesende  Juden  nach  Vornahme  der 
•eschneidung  unter  Verwünschungen  gegen  Christum  und 
ie  Christen  dasselbe  in  grausamer  Weise  gemartert  und 
etötet  haben  —  entsprechend  den  an  sie  konform  mit  den 
ingaben  des  Johann  von  Feltre  gestellten  Fragen.  Trotz- 
em  sind  die  Aussagen  bezüglich  der  Zeit,  des  Ortes  und 
er  Art  und  Weise  des  Mordes  sehr  widersprechend.  Samuel 
in  dem  Protokolle  vom  30.  März),  Moses  der  Alte  (in  dem 
^tokolle  vom  4.  April)  und  Moses,  der  Lehrer  der  Söhne 
es  Tobias  (in  dem  ersten  mit  ihm  aufgenommenen  Proto- 
kolle) leugneten  auch  auf  der  Folter,  dafs  die  Juden  Christen- 
>lüt  gebrauchen'). 

Am  21.  April  1475  befahl  Herzog  Sigmund,  dem  die 


1)  Acta  S8.  III  501;  Boneil i,  Dissertazione  172c.;  173. 

*)  In  den  Prozefsakten  heifst  es  wiederholt :  post  molta  oder  varia 
^er  diversa  et  atrocia  tormenta  confessus  est.  Am  11.  April  wurde 
Isaak  bewnfstlos  davongetragen,  Moses  der  Alte  starb  im  Kerker  „vel 
^  veneno  ab  amicis  praestito  vel  ex  acerbitate  torturae  vel  etiam 
^olenta  morte".  Über  die  Folterqualen  vgl.  die  bei  den  Innsbrucker 
^leCsakten    sub    N.  192    befindliche    Apologie    und    das    Protokoll 

^Piiolo  di  Novara  vom  15.  Mai  1476  (bei  Bonelli,  Dissertazione 

108a). 

*)  Bonelli  a.  a.  O.  54,  55  b. 
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Oberhoheit  über  Trient  zustand^),  dem  Bischof  die  Ein- 
Stellung  des  Prozesses,  weshalb  sich  dieser  in  einan  Sehreiben 
an  den  po^ta  laureatus  Raphael  ZoYenzonius,  d^  YerfasBer 
des  Hymnus  auf  Simoncino:  Die  age,  Sancte  Paer...ftber 
den  Herzog  und  den  Kaiser  bitter  beklagte'). 

Der  Doge  von  Venedig ,  Pietro  Mocenigo  richtete  m 
22.  April  1475  an  Antonio  Erizzo,  podestä,  und  Bertadco 
Coutarini ,  Capitaneo  von  Padua,  und  am  28.  April  U75  u 
Maria  Malipieri,  Statthalter  in  Friaul,  Dekrete*)  zum  Sehvtxe 
der  Juden,  in  welchen  er  erklärte,  es  sei  zu  seiner  Kenntnis 
gekommen,  dafs  infolge  eines  Gerüchtes  (ex  causa  coiasdam 
rumoris  dissipati) ,  es  sei  in  Trient  ein  von  den  Juden  ge- 
töteter Knabe  aufgefunden  worden,  im  Venetianischen  Ge- 
biete Juden  von  Christen  angegriffen  und  bei  dem  Ein-  und 
Ausgange  in  die  Orte  beraubt  werden ,  so  dafs  sie  zög^n. 
von  einem  Orte  zum  anderen  zu  ziehen,  um  nicht  geschlagen 
odet"  beraubt  zu  werden.  Die  Urheber  und  Anstifter  dieser 
Verwegenheit  seien  gewisse  Prediger,  und  die  Einwohner 
von  Zara  hielten  bereits  Volksversammlungen  hierüber.  & 
spricht  sein  Mifsfallen  über  diese  Vorgänge  aus,  da  er 
glaube,  dafs  jenes  Gerücht  eine  Lüge  sei  (credimos  certe 
rumorem  ipsum  de  puero  necato  conmientum  esse  et  artem; 
ad  quem  finem  viderint  et  interpretentur  alii)  und  trägt  den 
genannten  Obrigkeiten  auf,  bei  den  strengsten  Strafen  Fftr- 
sorge  zu  treffen,  dafs  die  Juden  ungefährdet  und  sicher  da- 
selbst  wohnen  und  ein-  und  ausgehen  können,  indem  sie 
gegen  die  Zuwiderhandelnden  vorgehen  und  verhindern« 
damit  das  Volk  von  Predigern  und  Anderen  nicht  zu  solche* 
Ausschreitungen  aufgehetzt  werden. 

>)  Dur  ig,    Über   die   staatsrechtlichen   Beziehangeii    der  ><*** 
Landesteiie  von  Tirol  zu  Tirol  und  Deutschland  1864»  21. 

<j  Bonelli,  CoUectanea  426,  427. 

')  Das  erste  Dekret  im  Stadtarchive  in  Padnm.    Abgedmekt  ^ 
Cardoso,   Excellencias  de    los  Hebreos  427;    Isaak   Viva,  Vi9^ 
sanguinis  17;  Wagen  seil,  Hoffnung  auf  die  firlöeimg  Isrmela  ^'^ 
Bonelli,   Dissertazione   215  a.     Wohl   nur   infolge  eines  Ven^^^ 
schreibt  Er  1er  a.  a.  O.  44  das  Dekret  vom  22.  April  1475  dem  Do^ 
von  Trient  zu. 
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Erst  am  5.  Juni  wurde  infolge  eines  Schreibens  des 
dstolischen  Sekretärs  Wilhelm  Pajellus  über  Auftrag  des 
idthauptmannes  Jakob  Sporo  der  Prozefs  wieder  auf- 
lommen.    Der  80jährige  Moses  (il  vecchio)  leugnete  noch 

8.  Juni  hartnäckig;  erst  am  10.  Juni  gestand  auch  er 
Qlge  der  schweren  Folterqualen  alles  ein,  was  man  von 
Q  verlangte.  Am  19.  Juni  wurde  er  im  Kerker  tot  auf- 
funden  (vel  ex  veneno  ab  amicis  praestito  vel  ex  acerbi- 
e  torturae  vel  etiam  violenta  morte)*).  Sein  Leichnam 
rde  verbrannt,  und  am  21.  Juni  erlitten  Samuel,  Israel, 
igelus  und  Tobias,  am  22.  Juni  Vitalis  und  Mohär  den 
d  auf  dem  Scheiterhaufen;  am  28.  Juni  wurden  die  beiden 
naventura  (nach  erhaltener  Taufe)  enthauptet. 

An  dem  letzteren  Tage  (23.  Juni)  befahlPapst  Sixtus  IV. 
(71—1484),  da  in  einzelnen  Städten  Italiens  anläfslich 
8  Prozesses  gegen  die  Trienter  Juden  eine  feindselige 
immung  gegen  ihre  Glaubensgenossen  zu  Tage  trat,  dem 
schofe  Hinderbach,  die  weitere  Untersuchung  und  die  Voll- 
Jhung  der  Urteile  bis  zur  Ankunft  eines  päpstlichen  Special- 
mmissärs  einzustellen.  Am  3.  August  richtete  der  Papst 
1  Breve  an  den  Trienter  Bischof,  in  welchem  er  dem- 
Iben  empfahl,  obwohl  er  überzeugt  sei,  dafs  gegen  die 
den  bisher  nach  Recht  und  Gesetz  vorgegangen  worden 
i,  da  auch  viele  Fürsten  das  Geschehene  mifsbilligen  (quia 
iam  multi  principes  factum  hoc  improbant),  nicht  weiter 
»rzugehen,  und  zeigte  ihm  die  Entsendung  des  Bischofs 
iambattista  dei  Giudici  von  Ventimiglia,  eines  Domini- 
iners,  als  päpstlicher  Kommissär  an,  der  im  Einvernehmen 
it  ihm  (una  cum  fraternitate  tua)  die  Angelegenheit  unter- 
ichen  solle.  In  der  Instruktion  an  den  Bischof  von  Venti- 
liglia  (nuntio  et  commissario  in  civitatem  Tridentinensem 
ro  causa  pueri  ut  asseritur  interempti  ituro)  vom  gleichen 
age  forderte  Sixtus  IV.  denselben  auf,  sobald  als  möglich 
ach  Trient  zu  gehen ,  den  Bischof  von  Trient  zu  besuchen 
^^,  da  gewichtige  Stimmen   in  der  Sache  zu  murren  be- 

^)  Acta  SS.  III  500. 
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ginnen,  eine  neue  sorgfältige  Untersuchung  vorzunehmei 
er  solle  die  Prozefsakten  mit  seinem  und  des  Bischofs 
Trient  Siegel  besiegelt  und  verschlossen  dem  heiligen  Stuhr     h 
bei  seiner  Rückkehr  übergeben  oder  durch  einen  getreu^^^a 
Boten  übersenden ;  er  solle  erforschen ,  ob  die  Juden  jen<       »c 
Knaben,  von   dem  die  Rede  ist,  gekauft  und  von  wem.  c — )h 
und  wie,   unter  welchen  Ceremonien  und  Martern  sie  ifc::=M 
getötet ,  ob  sie  etwas  mit  seinem  Blute  angefangen  habe--  ii. 
ob  bei   der  Anklage  irgend  ein  Betrug  unterlaufen  sei,  «i=)h 
sie  fälschlich  oder  mit  Recht  angezeigt  wurden  und  was  si«c?h 
sonst  auf  diese  Sache  bezieht.    Es  wird  ihm  auferlegt,  si^h 
zu  überzeugen,  ob  wirklich  Wunder  vorkämen  oder  ob  ei 
Täuschung  oder  ein   Irrtum  (deceptio  vel  delusio)  voi 


und   alles  aufzuschreiben,   damit  der  heilige  Stuhl   in  c_Hie 
Lage  komme,  zu  wissen,  was  er  zu  billigen,  was  er  zu  hind^^  td 
habe.    Sollte  Hab  und  Gut  von  Juden  aus  diesem  GruiK^^e 
weggenommen    worden    sein    oder    weggenommen    werd^usn, 
so  solle  er  dies  alles  genau  aufschreiben  und  durch  eilten 
kaiserlichen  Notar  verzeichnen  lassen,  und  so  lange  ni^zrht 
die  Wahrheit  völlig  klar  gestellt  sei,  solle  er  nicht  an  d^iD- 
selben  rühren  lassen  und  nichts  weggeben.    Sollten  Jud^^po. 
Männer,  Weiber  oder  Kinder,  im  Gefängnisse  sein,  so  senile 
er  die,  welche  er  unschuldig  findet,  alsbald  in  Freiheit  sets^D. 
Falls  er  aus  irgend  einem  Grunde  für  etwas,  was  in  ^er 
Sache  zu  thun  ist,  Trient  nicht  für  geeignet  halte,  so  köKBoe 
es  von  einem  anderen  Orte  aus  geschehen.    In  allem  so  11^ 
er  sich  mit  dem  Bischof  von  Trient  ins  Einverständnis  set^^o 
und  mit  dessen  Unterstützung  klug  zu  Werke  gehen.      ^ 
solle  alles  so  genau  und  nach  Vorschrift  des  Rechtes  (rite 
et    iuridice)   vorgenommen   werden,  dafs  man  seiner  F«^* 
Stellung   vollen   Glauben  schenken  könne,  und  der  heilig 
Stuhl   daraufhin   in  die  Lage  komme,  in  dieser  Sache  ^^ 
Endurteil  zu  fällen  0. 


*)  Durch  die  Güte  des  Heim  Prof.  A.  Bachnuum  besorgte  -A^ 
schritt  aus  dem  Vatikanarchive  (sec  lib.  polit  LV  t  238—240).  In  ^*^ 
Aufischrift  der  Instruktion  heifst  der  Bischof  Bemardna. 
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In  einer  Encyklika  vom  10.  Oktober  1475  an  alle  Fürsten 
id  Behörden  in  Italien  teilte  der  Papst  mit,  er  habe,  (ob- 
>hl  „nihil  adhuc  certum  compertumque  nostro  iudicio  aut 
probatum  sit  de  quodam  puero  Simone  Tridentino  per 
daeos,  ut  dicitur,  interfecto",  weshalb  er  jüngst  eine  voll- 
Slndige  Untersuchung  angeordnet  habe),  da  trotzdem  öffent- 
;h,  selbst  in  Predigten,  behauptet  werde,  dafs  dieser  Simon, 
n  sie  einen  Seligen  nennen,  von  den  Juden  in  Trient  nach 
Blen  Martern  gekreuzigt  und  getötet  worden  und  ein 
ärtyrer  sei  und  durch  Wunder  glänze,  und  da  überdies 
Ider  und  Geschichten  hierüber  verkauft  und  öffentlich  zum 
erkaufe  ausgestellt  werden,  wodurch  die  Ghristgläubigen 
igen  die  Juden  und  ihren  Besitz  aufgehetzt  werden,  dies 
id  ähnliches  durch  ein  öffentliches  Verbot  in  Rom  unter- 
gen  lassen,  und  befahl  ihnen,  dasselbe  Verbot  (unter  ihnen 
tsprechend  scheinenden  Strafen)  auch  in  ihren  Gebieten  zu 
lassen  und  die  Juden  kräftig  zu  schützen,  bis  sie  einen 
deren  Auftrag  von  ihm  erhielten  0. 

Der  päpstliche  Kommissär  bestritt  nach  seiner  Ankunft 
Trient  auf  Grund  der  an  Ort  und  Stelle  angestellten 
Qtersuchung  sowohl  das  Martyrium  Simons  als  die  bei 
inem  Grabe  geschehenen  Wunder  in  Gegenwart  des  Volkes, 
>g  sich  aber  nach  kaum  dreiwöchentlichem  Aufenthalte  in 
rient,  wie  aus  seiner  Apologie  (nach  dem  14.  Oktober  1475) 
Jrvorgeht,  aus  Furcht  vor  dem  Bischof  und  dem  Volke, 
%  niemand  ohne  Gefahr  zu  ihm  gehen  konnte,  nach  Rovereto 
arück,  wozu  er  nach  der  päpstlichen  Instruktion  vom 
.  August  1475  berechtigt  war.  Am  26  September  verlangte 
r  von  Johann  IV.  die  Freilassung  der  gefangenen  Juden, 
ind  nahm  anfangs  Oktober  die  Eingabe  der  Prokuratoren  der 
luden  Jakob  von  Brescia  und  Jakob  von  Riva  entgegen,  in 
welcher  dieselben  ausführten,  dafs  der  Leichnam  eines  ge- 
mordeten Kindes  durch  Judenfeinde  in  das  Haus  Samuels 


OBeoedikt  XIV.,  De  servorum  Dei  beatificatione  et  Beatorum 
»noDMatioiie  (Opera  omnia  1747,  II 12  c.  13,  N.  4);  Bon  eil  i,  Disserta- 
»one  197a;  Alberti,  Annali  etc.  (ed.  T.  Gar),  358 
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gebracht,  dafs  alle  Juden  verhaftet  und  durch  die  Folter  zu 
Geständnissen  gezwungen  worden  seien ,  obwohl  das  Gesetz 
Moses  den  Mord  verbiete,  dafs  den  Verhafteten  die  Ver- 
teidigung unmöglich  gemacht  wurde,  dafs  man  f&lsehlicb 
angegeben  habe,  es  seien  viele  Wunder  geschehen,  und 
dafs  gerade  die  reichen  Juden  hingerichtet  worden  seien,  um 
sich  ihrer  Güter  zu  bemächtigen ,  und  verlangten ,  dafs  der 
Bischof,  das  Kapitel  und  der  Podestä  von  Trient  auf  diese 
Eingabe  antworten.  Der  päpstliche  Kommissar  entsprach 
diesem  Ansuchen  am  8.  Oktober  und  citierte  am  14.  Oktober 
den  Podestä  Johann  von  Salis  und  andere  Grerichtspersonen 
zur  Rechtfertigung  ihres  Vorgehens  gegen  die  Juden  nach 
Rovereto ;  dieser  Vorladung  wurde  jedoch  nicht  entsprochen, 
weil  der  päpstliche  Kommissar  nach  der  Instruktion  vom 
S.  August  im  Einvernehmen  mit  dem  Trienter  Bischof  die 
Untersuchung  zu  führen  habe  und  weil  derselbe  als  Beschützer 
der  Juden  ein  verdächtiger  Richter  sei.  Hierauf  erwiderte 
der  Bischof  von  Ventimiglia  am  23.  Oktober,  er  habe  eine 
päpstliche  Vollmacht  vom  10.  Oktober  erhalten,  kraft  welcher 
er  jedermann  vor  sich  laden  könne ,  selbst  den  Bischof  und 
seine  Beamten  bei  Strafe  der  Exkommunikation.  Am  29.  Ok- 
tober untersagte  er  dem  Bischof  Hinderbach  bei  Exkommuni- 
kation das  weitere  Vorgehen  gegen  die  gefangenen  Juden 
und  ordnete  die  Freilassung  der  gefangenen  jüdischen  Frauen 
und  Kinder  an,  wogegen  Hinderbach  ein  Rundschreiben  an 
alle  geistlichen  und  weltlichen  Machthaber  richtete,  in 
welchem  er  die  Geschichte  des  Martyriums  Simons  schildert, 
gegen  die  ihm  zur  Last  gelegte  Beraubung  der  Juden 
protestiert  und  die  Untersuchung  des  Bischofs  dei  Giudici  ^^ 
Ventimiglia  als  „corruptam  inquisitionem*'  bezeichnet  Am 
81.  Oktober  brachten  der  Bischof,  das  Kapitel,  der  Podest* 
und  der  Magistrat  in  Trient  einen  neuerlichen  Protest  gcg«*^ 
die  Anordnungen  des  genannten  päpstlichen  Kommissars  ^^^ 
und  appellierten  an  den  Papst  oder  einen  anderen  ^^ 
parteiischen  apostolischen  Delegaten.  Dei  Giudici  teilte  ^' 
gegen  am  2.  November  dem  Bischof  Johann  IV.,  dem  ^?" 
destä  und  dem  Kapitän  die  päpstliche  Encyklika  mit,     ^ 
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welcher  Sixtus  IV.  verbot,  „praedicari  martyrium  B.  Simonis 
usque  ad  agnitionem  causae  sui  commissarii*'. 

Ungeachtet  aller  Verbote  des  apostolischen  Kommissars 
wurde  der  Prozefs  gegen  die  gefangen  gehaltenen  Juden 
und  Jadinnen  fortgeführt,  während  dei  Giudici  gegen  den 
in  Rovereto  verhafteten,  der  Mitschuld  an  dem  von  Johannes 
Sweyzer  begangenen  Morde  an  dem  kleinen  Simon  verdäch- 
tigen Anzelin  (Enzelin),  einen  deutschen  Schneider  aus 
Tiient,  die  Untersuchung  einleitete,  und  denselben  durch 
das  peinliche  Verhör  zum  Geständnisse  bringen  wollte.  Da 
Äazelin  leugnete*),  führte  ihn  der  Legat  über  Verona,  wo 
der  letztere  von  der  Strafsenjugend  mit  Steinen  beworfen 
und  miter  Hohnrufen  bis  zu  den  Stadtthoren  verfolgt  wurde  *), 
nach  Rom.  Hier  wurde  Anzelin  in  der  Engelsburg  gefangen 
gehalten').  In  Trient  wurden  am  2.  Dezember  1475  Moses, 
der  Sohn  Salomons,  am  13.  Januar  1476  Isaak  und  Lazarus 
nxdam  16.  Januar  1476  Moses  und  Joa£f  (die  beiden  letzteren 
nadi  Empfang  der  Taufe)  hingerichtet. 

Da  der  apostolische  Kommissär,  dem  sich  die  Vertreter 
der  Juden  anschlössen,  nach  seiner  Rückkehr  nach  Rom  auf 
Grund  der  von  ihm  geführten  Untersuchung  behauptete,  dafs 
die  Joden  unschuldig  seien  und  der  Mord  von  Christen  aus 
Hab  gegen  die  Juden  verübt  und  auf  die  letzteren  geschoben 
worden  sei,  sowie  dafs  Hinderbach  das  Vermögen  der  Juden 
habe  an  sich  ziehen  wollen ,  die  Prokuratoren  Johann  IV. 
▼OB  Trient  in  Rom ,  der  bischöfliche  Sekretär  und  kaiser- 


1)  In  JSmek  habachs  (S.  68)  wird  £1120  (Anzelin)  direkt  aU  der 
^^Ma  des  Simon  bezeichnet  and  berichtet,  daCs  ein  Diener  des  Böse, 
^■iditeii  der  das  Kind  ermordet  hatte,  gestand,  dafs  jene  Schändlich- 
•^  taf  Befehl  des  Bischofs  geschehen  sei,  der  die  Jaden  za  ver- 
^*^^  beabeiehtigt  hätte.  Es  scheint  jedoch  hier  eine  Verwechslung 
TQBiliegen. 

*)  Boneil i,  Dissertazione  176:  Dens  volait,  qaod  esset  a  paeris 
^oowMibiis  lapidatos  et  persecutos  osqae  ad  portam  civitatis  cam 
**ÖBt  eins  ignominia.  Qaare  ex  ore  infantiaro  et  lactentium  per- 
*^*til«»dem  etc. 

')A«f  die  Aassagen  Anzelins  in  dem  IL  Prozesse  gegen  die 
^■^  irt  kein  Wert  za  legen,  da  sie  aaf  der  Folter  erzwangen  warden. 
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liehe  Notar  Wilhelm  Rottaler  und  der  Rechtsanwalt  Ap 
\ino  degli  Approvini,  dagegen  die  Berechtigung  des  ^ 
gehens  desselben  verteidigten  und  den  Bischof  von  Vc 
miglia  der  Bestechung  seitens  der  Juden  beschuldigten,  se 
Sixtus  lY.  eine  Kommission  von  sechs  Kardinälen 
Revision  beider  Prozesse  ein.  Er  verständigte  hiervon  not 
3.  April  1476  den  Trienter  Bischof  und  verbot  ihm 
Strafe  der  suspensio  a  divinis,  den  Prozefs  weiterzufllb 
und  die  jüdilschen  Frauen  im  Gefängnisse  zurückzuhali 
Die  Untersuchung  in  diesem  dritten  Prozesse  führte  Fran« 
Panvino,  uditore  delle  cause  del  S.  Palazzo,  einer  der  gröft 
Verehrer  und  vertrautesten  Freunde  Bemardins  von  Feltr» 
Auf  Grund  des  in  diesem  dritten  Prozesse  erflossei 
Urteiles  erklärte  der  Papst  in  der  Bulle  „Facit  nos  piet 
vom  20.  Juni  1478  den  Prozefs  gegen  die  Juden  in  Tri 
als  „rite  et  recte  factum,"  befahl  jedoch  zugleich  Bind 
bach,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  bezüglich  der  Verehn 
Simons*)  seitens  der  Gläubigen  nichts  geschehe,  was  ge| 
das  auf  dem  allgemeinen  Konzil  (vom  J.  1215)  erlass 
Dekret  Innocenz'  III.  oder  andere  kirchliche  Bestimmunj 
verstofsen  würde,  dafs  kein  Christ  ohne  Urteil  der  weltlicl 
Gewalt  es  wage,  einen  Juden  zu  töten,  zu  verstümmeln, 


')  Wadding  a.  a.  O.  328. 

^)  Der  Leichnam  des  Knaben  Simon  wurde  in  der  Petenkii 
in  Trient  beigesetzt.  1480  gestattete  Sixtus  IV.  auf  Bitten  des  Biscl 
und  des  Kapitels  seine  Verehrung,  1584  liefs  Gregor  XlII.  s^ 
Namen  in  das  Martjrologium  Romanum  ad  24.  Martii  eintragen« 
mit  der  Bulle  „Regni  Coelorum^  vom  8.  Juni  1588  (BonelU,  DitfC 
zione  207  a)  bewilligte  Sixtus  V.  auf  Bitten  des  Kardinals  Fi 
bischofs  Ludwig  von  Maddruzzo  ein  eigenes  Officium  in  hooo 
8.  Simonis  mit  einem  vollkommenen  Ablasse.  Durch  die  Entschenl 
der  Congregatio  SS.  Rituum  vom  2.  August  1782  wurde  Simon  i 
zweiten  Diöcesanpatron  von  Trient  erklärt  und  sein  Fest  auf 
3.  Sonntag  nach  Ostern  festgesetzt  (Acta  SS.  III  4d3).  Das  Gebi 
haus  Simons  in  der  Strafse  „Fossato  S.  Simone*  und  das  in 
Kapelle  verwandelte  Gelafs,  wo  er  gemartert  worden  sein  soll,  bad 
Besitze  der  Freiherren  von  Salvadori,  sind  mit  Inschriften  und  Medaü 
geziert.  An  der  Fassade  des  Palazzo  Salvadori  sind  2  Medaillons 
Oradini,  das  Martyrium  und  die  Apotheose  Simons  darstellend,  angebn 


—    609    — 

verwunden  oder  in  der  Ausübung  des  ihnen  von  Rechts- 
wegen gestatteten  Ritus  zu  hindern,  endlich  dafs  die  Kinder 
der  verurteilten  Juden  ihren  getauften  Müttern  ^)  (zugleich 
Diit  der  den  letzteren  gehörigen  Mitgift)  zurückgegeben 
werden*).  Das  Vermögen  der  Hingerichteten  wurde  ein- 
bezogen, und  alle  Juden  wurden  aus  Trient  und  dessen 
Sebiete  unter  Androhung  der  schwersten  Strafen  (sotto 
igorosissime  pene)  im  Falle  der  Rückkehr  verbannt®). 

So  endete  dieser  hier  nach  den  Prozefsakten  des  Statt- 
altereiarchives  in  Innsbruck  (Capsa  69)  und  mit  Berück- 
ichtigung  der  oben  angeführten  Litteratur  (besonders  der 
Verke  des  Franciskaners  Benedetto  Bonelli  [f  1783])  skizzierte 
h-ozefs,  der  in  ganz  Europa  grofses  Aufsehen  hervorrief,  nach 
aehr  als  dreijähriger  Dauer  mit  der  Verurteilung  der  des 
litualmordes  beschuldigten  Trienter  Juden. 

Bei  unvoreingenommener  objektiver  Prüfung  aller  ein- 
ehen  Phasen  dieser  cause  c61öbre  darf  jedoch  nicht  über- 
ehen  werden,  dafs  das  Volk  in  Trient  durch  die  Fasten* 
►redigten  Bemardins  von  Feltre  gegen  die  Juden  aufgehetzt 
m,  dafs  dieser  Mönch,  wie  oben  angegeben  wurde,  die  Ver- 
ibung  einer  Missethat  der  Juden  gegen  die  Christen  ganz 
)e8timmt  noch  vor  Ostern  vorher  sagte,  dafs  er  und  der  von 
len  Juden  der  Ermordung  des  kleinen  Simon  beschuldigte 
fohannes  Sweyzer  und  andere  Judenfeinde,  sowie  die  Jugend 
in  Trient  gleich  anfangs  auf  die  Juden  als  die  Thäter  hin- 
wiesen, was  nicht,  wie  die  Acta  Sanctorum  III  496  bezüg- 
lich dieser  letzteren  es  thun,  auf  eine  Eingebung  des  heiligen 
Geistes,  um  auf  vox  populi ,  vox  Dei  hinweisen  zu  können, 
sondern  auf  von  Erwachsenen  ausgegangene  Anstiftung  und 
Verhetzung  derselben  zurückgeführt  werden  mufs,  dafs 
üe  Juden,  falls  sie  das  genannte  Kind  ermordet  hätten,  vom 


^)Die  Jüdinoen  Brunnetta,   Bella,   Anna  und  Sara  liefsen   sich 

*«rfen.  Alberti,  Annali  357,  365. 

*)Abgedrackt  bei  Bonelli,  Dissertazione  198a. 

^Acta  SS.  III  498;  Bonelli,  Monum.  HI  2,  455;  Alberti, 
AimaliS57. 

Se^mr,  Beitrage  I.  39 
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23.  bis  27.  März  wohl  genug  Zeit  und  Gelegenheit  gehabt 
haben  würden ,  die  Spuren  des  von  ihnen  begangenen  Ver- 
brechens zu  vertilgen,  während  gerade  sie  die  erste  Anzeige 
von  der  Auffindung  des  vermifsten  Knaben  erstatteten,  dafs 
der  einzige  Schuldbeweis  gegen  sie  in  den  durch  die  grausamen 
durch  15  Tage  fortgesetzten  und  gesteigerten  Folterqualen 
abgeprefsten ,  vielfach  widersprechenden  Geständnissen  liegt, 
dafs  drei  von  ihnen  (darunter  ein  achtzigjähriger  Greis)  auch 
auf  der  Folter  das  ihnen  zur  Last  gelegte  Verbrechen  be- 
harrlich leugneten,  bis  der  physische  Schmerz  ihre  geistige 
Widerstandskraft  brach,  dafs  der  von  den  Juden  als  der 
Mörder  Simons  bezeichnete  Johannes  Sweyzer  denselben 
feindselig  gesinnt  war  und  Rache  geschworen  hatte,  daher 
ihm  eine  solche  That  zugemutet  werden  kann ,  um  sich  an 
ihnen  zu  rächen,  dafs  Sweyzer  nach  den  Protokollen  vom 
28.  März  und  13.  November  1475  wohl  sein  Alibi  in  dem 
Weingarten  Malvasia  am  23.  März  während  des  Tages,  nicht 
aber  auch  in  der  Nacht  nachwies ,  dafs  der  steinreiche  und 
abschüssige  Etschgraben,  in  welchem  Simonino's  Leichnam 
gefunden  wurde ,  nicht  nur  den  Juden ,  sondern  auch  den 
Nachbaren  derselben,  (zu  welchen  Sweyzer  gehörte),  zugäng- 
lich war  und  dieser  daher  trotz  des  behaupteten  Alibi  der 
Thäter  gewesen  sein  konnte. 

Mit  Recht  weist  die  bei  den  Prozefsakten  unter  S.  192 
erliegende  Apologie  der  Juden  darauf  hin,  dafs  das 
Gesetz  Mosis^)  den  Menschenmord  und  den  Genufs  des 
Blutes  verbietet,  dafs  es  der  Vernunft  widerspricht,  wem 
die  wenigen  in  einer  unter  geistlicher  Herrschaft  stehendet 
Stadt  wohnenden  Juden,  wo  sie  von  der  christlichen  Be- 
völkerung gehafst  wurden,  noch  dazu  in  der  Charwoehe.  i^ 
welcher  sie  wegen   der  Erinnerung  an  das  Leiden  Christi 


')  Vgl.  1.  Mos.  9,  4;  2.  Mos.  21,  12,  14;  3.  Mos.  24,  17,  21;  4.Mo«^ 
35,  le— 25;  ferner  3.  Mos.  3,  17;  17,  10—14,  7,  26,  27;  19,  26;  5,  H^  " 
12,  16,  23;  15,  23.    Über  die  spätere  jüdische  Gesetsgebung  s.  Strte 
Der  Blutaberglaube  bei  Christen  und  Juden  1891  *,  29  £ 
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ihr  als  je  den  Anfeindungen  der  Christen  ausgesetzt  waren, 
)  dafs  ihnen,  wie  im  Eingange  erwähnt,  selbst  das  Ans- 
ahen während  dieser  Zeit  durch  kirchliche  Gesetze  verboten 
ir),  nicht  die  Gefahr  eingesehen  hätten,  wenn  sie  einen 
irartigen  Mord  verübten,  dafs  sie  nach  ihrem  eigenen 
Bsetze  während  ihrer  Osterzeit,  die  1475  am  22.  März, 
iher  einen  Tag  vor  dem  Verschwinden  des  kleinen  Simon, 
gann,  nicht  nur  nicht  töten,  sondern  auch  nichts  Unreines 
sen  oder  berühren  durften^),  und  dafs,  da  den  Juden  auf 
r  Folter  auch  die  Aussage  abgerungen  wurde  *),  dafs  sie 
sonders  in  ihrem  Jubeljahre  Christenblut  gebrauchen,  das 
hr  1475  wohl  ein  von  Sixtus  IV.  angeordnetes  Jubeljahr 
r  Christen ,  aber  kein  Jobel-  oder  Sabbatjahr  der  Juden 
.  Mos.  25)  war,  umsomehr  da  die  letzteren  das  Jobeljahr 
it  langem  (seit  der  Zerstörung  Jerusalems  durch  Nebukad- 
5zar  586  v.  Chr.)  nicht  mehr  feierten. 

Das  Verfahren  gegen  die  angeklagten  Juden  entsprach 
cht  den  bestehenden  Vorschriften.  Gegen  die  Statuten 
5r  Stadt  Trient^)  1.  III  c.  16  und  17  wurden,  wie  aus  der 
ehr  genannten  Apologie  hervorgeht,  weder  zwei  Gastaldioni, 
ie  es  ein  alter  Gebrauch  vorschrieb,  noch  zwei  Konsulen 
3r  Stadt  zur  Folterung  beigezogen,  welche  die  Verpflich- 
ing  hatten,  dem  podestä  entgegenzutreten,  wenn  er  das 
[afs  der  Tortur  überschreiten  wollte,  und  ohne  deren  An- 
esenheit  überhaupt  weder  der  podestä  noch  ein  Beamter 
n  einer  Geldstrafe  von  25  Pfund  für  jeden  Fall)  einen 
angeklagten  foltern  lassen  durfte,  sondern  es  intervenierte 
«i  der  Tortur  nur  Johannes  de  Calapinis,  ein  notorischer 
ludenfeind. 

Gegen  die  Vorschrift  der  Statuten  1.  III  c.  50  wurde  femer 
feü  angeklagten  Juden,  wie  die  Beschwerde  der  Oratoren 


*)  Vgl.  dazu  Saalschutz^  Das  mosaische  Recht  1  267  ff. 

*)  Vgl,  das    mit    Tobias    am   8.   April   aufgenommene   Protokoll 
(BowUi,  Dissertazione  4  d). 

*)  Vgl  Tommaso  Gar,  Statut!  della  cittä  di  Trento  1858,  S.  251, 
268  tmd  die  Introduzione  LXVIII. 

39* 
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derselben  Jakob  von  Brescia  und  Jakob  von  Riva  bei  dem 
päpstlichen  Kommissär  (anfangs  Oktober  1475)*)  und  die 
Apologie  bestätigen,  die  Verteidigung  verweigert  (defenao 
denegata).  Die  Apologie  behauptet  weiter,  dafs  der  bischöf- 
liche Notar  in  den  Protokollen  über  die  Aussagen  der  B^ 
schuldigten  vielfache  Fälschungen  vornahm,  welcher  Verdacht 
nach  Inhalt  der  Verteidigungsschrift  des  Notars  de  Fundo 
vom  28.  Oktober^)  schon  von  dem  apostolischen  Legaten  dei 
Giudici  gegen  denselben  ausgesprochen  wurde,  und  weist  die 
zahlreichen  Widersprüche  in  den  Aussagen  der  Gefolterten 
nach.  Zur  Abwehr  der  Blutbeschuldigung  der  Juden  über- 
haupt bemerkt  die  Apologie  mit  Recht ,  dafs  es  schon  des- 
halb keinen  Ritus  geben  könne,  christliche  Knaben  zu  töten 
und  ihr  Blut  abzuzapfen,  weil  ja  viele  Juden  auch  unter 
den  Türken,  Mauren  und  anderen  Ungläubigen  und  be- 
sonders in  Konstantinopel,  wo  beiläufig  40  000  Juden  sind, 
leben  und  hier  christliche  Knaben  verkauft  und  gekauft 
werden,  so  dafs  es  leicht  wäre,  solche  verkaufte  Knaben  n 
töten,  und  doch  sei  niemals  berichtet  oder  konstatiert  worden, 
dafs  dies  geschehen  sei.  Sie  citiert  die  zahlreichen  päpst- 
lichen Schutzbullen  zu  Gunsten  der  Juden  von  Galixt  IL 
Eugen  III.,  Alexander  III.,  Clemens  III.,  Ccelestin  UL 
Innocenz  III. ,  Honorius  III. ,  Gregor  X.  und  Martin  V.'). 
Auch  seien  sowohl  die  Beschneidung  als  die  ungesäuerten 
Brote  längst  vor  der  Ankunft  Christi  eingeführt  worden,  d* 
noch  keine  Christen   waren  und  daher  auch  kein  Christen- 


>)  N.  164,  177  der  Trienter  Prozefsakten. 

*)  N.  95  der  Prozefsakten. 

')  Ergänzend  mufs  noch  beigefügt  werden,  dafs,  wie  oben  Did^ 
gewiesen  wurde,  auch  Gregor  IX.,  Innocenz  IV.,  Urban  IV.,  ^'^^ 
laus  m.,  Honorius  IV.,  Nikolaus  IV.,  Clemens  VI^  Urban  V.,  Boni^ 
IX.  und  nach  Martin  V.  Eugen  IV.  die  Bulle  „Sicut  Judaeis  non*  ^ 
stätigten  und  dafs  direkt  gegen  die  Blutbeschuldigung  gerichtete  BuU«» 
von  Innocenz  IV.  am  2a  Mai   1247,  5.  Juli  1247  und  25.  Septeo*»«' 
1253,  von  Gregor  X.  am  7.  Oktober  1272  und  7.  Juü  1274  und  Martin  ^ 
am  20.  Februar  1422  erlassen  wurden.  VgL  die  Einleitung  S.84-^ 
und  Strack,  Das  Blut  im  Glauben  und  Aberglauben  der  Ueoich^^^ 
1900,  177  ff. 
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Mut  zu  denselben  verwendet  werden  konnte.  Überdies  hätten, 
(renn  das  Blutrituale  ein  Gebrauch  der  Juden  wäre,  die 
rielen  und  hervorragenden  und  gelehrten  Männer  aus  dem 
fadentume,  die  zum  christlichen  Glauben  bekehrt  wurden 
tnd  die  viele  und  bedeutende  Schriften  über  beide  Testa- 
Dente  veröffentlichten,  auch  darüber  etwas  geschrieben  oder 
[esagt,  was  ja  leicht  konstatiert  und  dann  mit  Eifer  geprüft 
rerden  könnte,  damit,  wenn  sich  jene  Behauptung  als  falsch 
nriese,  Vorkehrungen  getroffen  würden  sowohl  zum  Schutze 
ler  überlebenden  Juden  als  zur  Wahrung  des  Ansehens  des 
postolischen  Stuhles. 

Mit  Rücksicht  auf  das  bisher  Gesagte  und  die  aus  der 
leschichte  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  nachweisbare 
rhatsache,  dafs  der  Fanatismus  niemals  in  seinen  Mitteln 
fählerisch  war  und  dafs  in  den  breiten  Schichten  des  Volkes 
lie  Verfolgung  und  Vernichtung  der  aus  religiösen  und  wirt- 
chaftlichen  Gründen  verhafsten  Juden  als  ein  gottgefälliges 
^erk  aufgefafst  wurde,  müssen  begründete  Bedenken  be- 
:llglich  der  Schuld  der  verurteilten  Juden  in  Trient  und 
bezüglich  der  Objektivität  und  Gerechtigkeit  ihrer  Richter 
intstehen,  und  es  kann  nicht  einmal  von  einem  Justizmorde 
D  diesem  Falle  die  Rede  sein ,  sondern  die  Untersuchung 
ind  Verurteilung  der  Trienter  Juden  mufs  als  ein  von 
Jernardin  von  Feltre  und  anderen  Judenfeinden  im  voraus 
verabredetes  und  auf  Grund  eines  wohl  überlegten  Planes 
ausgeführtes  Komplott  zum  Verderben  der  Juden  bezeichnet 
werden.  Mag  auch  Hinderbach,  wie  ihn  der  päpstliche 
Kommissar  und  die  Oratoren  der  Juden  beschuldigten,  nicht 
iU8  Habsucht  die  Verfolgung  der  Juden  angeordnet  und  ge- 
fördert haben,  was  er  ja  in  seinem  Schreiben  an  den  Kar- 
Üualpatriarchen  von  Aquileja  vom  22.  Februar  1476*)  be- 
liÄuptet,  einen  grofsen  materiellen  Vorteil  zog  sowohl  er 
als  seine  Residenz  aus  dieser  cause  c61öbre  dennoch,  da 
Trient  seither  ein  vielbesuchter  Wallfahrtsort  wurde. 

Roma  locuta  est,   causa  finita  est.    Es  schien,  als  ob 


^)  Prozefsakten  in  Innsbruck  N.  66. 
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die  Worte  des  heiligen  Augustinus:  „Wer  von  Rom  ver- 
urteilt ist,  der  ist  von  dem  ganzen  Erdkreise  verurteilt"  be- 
züglich der  Juden  voll  in  Erfüllung  gehen;  denn  von  allen 
Seiten  brach  nun  das  Unheil  über  sie  herein. 

Herzog  Sigmund  von  Tirol,  der,  wie  oben  berichtet  wurde, 
anfangs  sich  der  Juden  annahm ,  im  weiteren  Verlaufe  des 
Prozesses  aber  eine  zweideutige  Rolle  gespielt  zu  haben 
scheint,  indem  er  am  20.  September  1475  an  den  päpstlichen 
Kommissär  dei  Giudici  schrieb,  er  sei  bereit,  allem  Folge 
zu  leisten,  was  dieser  im  Namen  des  Papstes  anordnen 
würde  *),  aber  auch  mit  dem  Bischof  von  Trient  verhandelte, 
da  dieser  in  seiner  vorhin  erwähnten  Rechtfertigungsschrift 
an  den  Kardinal  Si.  Marci,  den  Patriarchen  Marco  Barbo 
von  Aquileja  vom  22.  Februar  1476  erklärt,  er  habe  die 
Juden  vor  Abschlufs  der  Verhandlung  auf  Drängen  der 
Stadt  Trient,  der  benachbarten  Städte  und  des  Fürsten  von 
Österreich,  Sigmund  von  Tirol,  hinrichten  lassen,  wies  wahr- 
scheinlich schon  im  Dezember  1475  die  Juden  aus  seinem 
Gebiete  aus*;.  Der  Herzog  von  Mailand  Galeazzo  Maria 
liefs  1476  alle  Juden  seines  Herzogtums  unter  dem  Vor- 
wande,  dafs  ähnliche  Kindermorde  auch  im  Mailändischen 
verübt  worden  seien ,  einkerkern  und  gab  ihnen  erst  gegen 
Zahlung  eines  Lösegeldes  von  20  000  Gulden  die  Freiheit 
wieder*). 

In  Regensburg  wurde  1476  infolge  der  Aussagen  des 
auch   in  dem  Trienter  Prozesse  wiederholt   genannten  g«" 


>)  N.  20  der  Prozefsakten.  Vgl.  auch  das  Schreiben  Sixtus'  IV 
an  Bischof  Hinderbach  vom  12.  Oktober  1475  (N.  30).  Bonelli,  CoU««- 
tanea  (Mon.  eccl.  Trid.  III  2,  427),  Dissertazione  138,  228. 

')  Dies  folgt  aus  der  Protokollaraussage  des  im  Dienste  Sigmoi^^ 
stehenden   Kaspar  Sajz  anläfslich  der  Untersuchung  gegen  den  ^^ 
geplanten  Vergiftung  des  Bischofs  Hinderbach  angeklagten  getaaf^^ 
Juden  Wolfgang  (früher  Israel  Pictor)  aus  Regensburg:    ,Omned  ^^ 
daei  a  praefato  illustrissimo  principe  (Sigismundo)  per  eins  publi^'**^ 
edictum  ex  dominio  suo  noviter  expulsi  sunt".    Bonelli,  Disserta^**'** 
230  a  (148).    Im  Innsbrucker  Statth.-Archiv  ist  dieses  Auswciso^*^ 
dekret  weder  vorfindlich  noch  in  den  Repertorien  verseichnet. 

')  Ripalta,  Annales  Piacentini  (Muratori  S&  XX  949). 
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ften  Juden  Wolfgang  (Wolfkan,  früher  Israel  Pictor)  aus 
?ensburg,  eines  lügenhaften  Denuncianten,  gegen  17  Juden 
)  langwierige  Untersuchung  wegen  eines  vor  acht  Jahren 
übten  Mordes  eines  Christenkindes  eingeleitet*). 

In  Venedig  wurden  am  4.  Juli  1480  drei  Juden  wegen 

ihnen  zur  Last  gelegten  Ermordung  des  Christenknaben 
istian  aus  Porto  Buffole  verbrannt®). 

Mit  dem  Trienter  Prozesse  im  Zusammenhange  steht 
Anbringung  der  „Judensau"  auf  dem  Rathause  in  Salz- 
y  und   auf  dem  nach   Sachsenhausen   führenden  Thore 

Mainbrücke  in  Frankfurt  a.  M.*).  Auch  auf  die  Ver- 
bung  der  Juden  aus  Steiermark  nnd  Kärnten  1496  und 
irscheinlich  auch  aus  dem  Salzburgischen  Gebiete   1498 

jener  Prozefs  von  Einflufs. 

In  Tirol  selbst  bestimmte  der  Abschied  der  oberöster- 
hischen  Regierung  vom  28.  Februar  1520  in  Ausführung 

Landtagsbeschlusses  vom  22.  Januar  1520  P.  III  an  alle 
iptleute,  Grafen,  Freiherren,  Edlen,  Pfleger,  Landrichter, 
hter,  Bürgermeister,  Räte,  Bürger  und  Unterthanen: 
i  dem  Drütten,  so  vememen  Wür,  das  sich  etlich  Juden 
disem  Lanndt  der  Fürstlichen  Grafschaft  Tyrol  vntersteen 
erzulassen,  Darünen  Zu  wonen,  Zu  hausen  vnnd  Ihre 
indl  vnnd  wuecher  zu  treiben,  Dardurch  der  gemain  mann 
8  beschwert  vnnd  in  Verderben  gefiert  würdet.  Darauf 
vnuser  beuelch,  wo  dieselbigen  Juden  in  Eum  Verwesungen 
1 ,  Das  Ir  Inen  ernstlich  ansaget,  Sy  auch  darzue  haltet, 
mit  Sy  fürderlich  aus  dem  Lanndt  ziehen  vnnd  sy  khaines- 
^gs  Haufshäblichen  darynnen  wohnen  noch  hanndtieren 
r  wuechern  lasset"  *).  Obwohl  dieser  Abschied  sich  weder 

den   Trienter   Prozefs   noch  auf  das  Ausweisungsedikt 

>)  Gemeiner,  Regensburger  Chronik  1821,  III  267  flf. 

•)  Flaminius  Cornelius  in  der  oben  citierten  Schrift  De  cultu  S. 
»nis. 

»)Schudt,  Jüdische  Denkwürdigkeiten  1714,  II  256;  Wagen- 
>  Hofoung  etc.  109. 

*)  B  r  a  n  d  i  8 ,  Geschichte  der  Landeshauptleute  in  Tirol  1850, 
O;  Hirn,  Die  Tiroler  Landtage  zur  Zeit  der  grofsen  Bauem- 
^gung  (Abhandlungen  der  Leo-Gesellschaft  1893,  S.  7). 
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Herzog  Sigmunds  beruft,  dürfte  er  doch  eine  Folge  derselba 
sein,  da  vordem  den  Juden  die  Niederlassung  in  Tirol  nickt 
verboten  war.  Für  Trient  wurde  den  Juden  der  Aufenthih 
(dimora)  von  dem  Fürstbischof  Karl  Emmanuel  von  Madnuzo 
unterm  27.  Oktober  1&68  mit  Berufung  auf  die  Ermordung 
Simons  untersagt  *)  und  bezüglich  der  Passienmg  des  Trienter 
Gebietes  angeordnet,  dafs  sie  nicht  in  geschlossenen  Wagen 
oder  Sänften  reisen  dürfen  und  dafs  sie  ein  farbiges  Ab- 
zeichen äufserlich  auf  der  Brust  in  der  Gröfse  eines  Tbiüers 
(un  segno  colorato  alla  grandezza  d'un  thaler)')  (gem&fs  den 
Konstitutionen  der  Synoden  unter  Fürstbischof  Bemard  von 
des  vom  Jahre  1538  c.  46  und  unter  Ludwig  von  Madrozxo 
vom  Jahre  1593  c.  45)  bei  einer  Geldstrafe  an  den  ilskos 
tragen  sollen,  von  welcher  ein  Dritteil  an  die  Kirche  oder 
Kapelle  des  heiligen  Simon  fallen  sollte.  Im  Falle  derZih- 
lungsunvermögenheit  war  eine  arbiträre  Kerkerstrafe  zu  ver- 
hängen. Diese  Verordnungen  wurden  während  der  Sedisvakani 
von  dem  bischöflichen  Kapitel  am  10.  September  1725  mit 
der  Bestimmung,  dafs  die  Juden  einen  roten  oder  mit  einem 
gelben  Tuche  bedeckten  Hut  zu  tragen  haben ,  und  von  dem 
Fürstbischof  Dominik  Anton  Grafen  Thun  unterm  22.  De- 
zember 1731  republiziert®). 

Ganz  eigentümlicher  Art  war  die  Ursache  der  Aus- 
weisung der  Juden  aus  dem  seit  1416  unter  Venetianischer 
Herrschaft  stehenden  Rovereto,  wo  zur  Zeit  des  Trienter 
Prozesses  nicht  nur  die  dortigen  Juden ,  sondern  selbst  der 
podestä  bei  Bischof  dei  Giudici  von  Ventimiglia  die  An- 
geklagten verteidigten  (ubi  non  solum  Judaei,  sed  ipse  potestas 
causam  Judaeorum  defendit)*).   Während  der  37tÄgigenBe- 

')  Innsbracker  Statth.- Archiv  c.  III  139. 

«)  Nach   den   Statuti   della   citti   di   Trento  (ed.   Tommtw  ^ 
1858  S.  294)  cm  c.  104  mufsten   die  öffenüichen  Dirnen  ein  ge^^ 
oder  safranrotes  Band  auf  der  linken  Seite  in  der  Breite  von  wenig»**"* 
3  Fingern  bei  einer  Strafe  von  100  Charentanem  fnr  jeden  Betretö^^ 
fall  ohne  dieses  Band,  eventuell   bei  Zahlungsonf&higkeit  dreiti^^«^ 
Ausstellung  am  Pranger  (in  berlinam)  tragen. 

>)  Civ.  Cattolica  IX  220;  BoneUi,  Dissertazione  290. 

^)  Brief  Hinderbachs  an  Raphael  Zovenzoniiis  vom  1.  Okt  ^ 
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jerung  dieser  Stadt  durch  Herzog  Sigmunds  Feldherm 
radenz  von  Matsch  in  dem  Kriege  gegen  Venedig  1487 
ichten  die  Roveretaner  das  Gelübde,  falls  sie  aus  den 
lüden  der  Deutschen  befreit  würden,  keine  jüdischen 
ucherer  mehr  in  Rovereto  zu  halten  *).  Sie  wandten  sich 
shalb  nach  Venedig,  und  laut  eines  Schreibens  des  Dogen 
igustin  Barbadigo  vom  6.  Mürz  1488  an  den  Podestä  Paul 
mpetro  erklärte  sich  das  Consiglio  degli  rogati  am  11.  Au- 
8t  1487  mit  diesem  Beschlüsse  einverstanden  (Praeterea 
tierunt,  quod  non  cogantur  teuere  aliquem  Judeum  foenera- 
rem  illic  contra  eorum  voluntatem.  Ad  hoc  respondeatur : 
ö  esse  contentos,  quod  fiat  ut  petitur).  Doch  verzögerte 
h  die  Ausführung  dieses  Beschlusses  trotz  grofser  Aus- 
sen und  unermefslicher  Bemühungen  (maxima  cum  im- 
Dsa  et  immensis  laboribus)  der  Gemeinde,  und  es  wurde 
her  am  26.  April  1491  im  Rate  der  Fünfundzwanzig  Ser 
nedict  Serbatus  zum  Sprecher  gewählt,  der  nach  Venedig 
ben  und  dort  sowohl  bei  dem  Dogen  als  auch  bei  den 
amten  der  Venetianischen  Kammer  alle  Schritte  thun 
Ite,  dafs  die  Juden  ausgewiesen  werden,  damit  das  Land 
Lon  in  Ruhe  bleibe  und  das  Gelübde  einlösen  könne  und 
:ht  etwa  wegen  Nichterfüllung  desselben  von  Gott  ge- 
aft  werde. 

Trotzdem  blieben  die  Juden  in  Rovereto  und  trieben 
'e  Geschäfte  weiter;  denn  in  der  Sitzung  des  Consiglio 
i  7.  April  1499  wurden  zur  Durchführung  des  Gott,  der 
ngfrau  Maria  und  dem  heiligen  Marcus,  dem  Patron  von 
jvereto,  gemachten  Gelübdes  und  der  Vollziehung  der  oben 
wähnten  Konzession  des  Consiglio  degli  rogati  zwei  Exe- 
itoren  gewählt,  welche  sowohl  in  Rovereto  als  in  Venedig 
if  alle  Weise  dahin  wirken  sollten,  dafs  die  Juden  mit 
rem  Wucher  gänzlich  aus  der  Stadt  vertrieben  werden. 
^t    infolge     des     energischen    Vorgehens     dieser     Exe- 


1)  Sammler  für  Geschichte  und  Statistik  in  Tirol  1806—1809, 
^29;  besonders  Gar  und  Cresseri,  Statuti  della  cittk  di  Rovereto 
>— 1610.    Trento  1859,  S.  140—142,  145,  158. 
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kutoren  dürften  die  Juden  Rovereto  verlassen  haben.  Allein 
wie  grofs  die  Besorgnis  der  Roveretaner  war ,  dafs  sie  sid 
wieder  in  ihrer  Stadt  niederlassen  könnten,  beweist  der  Um- 
stand, dafs  unter  den  Bedingungen  der  Kapitulation  vom 
31.  Mai  1509,  gemäfs  welcher  Rovereto  gegen  Belassong 
seiner  bisherigen  Freiheiten  und  Rechte  sich  Max  I.  unter- 
warf, auch  die  Bestimmung  enthalten  ist,  dafs  die  Juden 
niemals  im  Gebiete  von  Rovereto  wohnen  dürfen  (che  li 
Zudei  mai  possi  star  in  la  terra  de  Rover^). 


Trotz  diesen  Ausweisungsedikten  und  Niederlassungs- 
verboten erlangten  Juden,  wie  aus  allgemeinen  Vorschriften 
und  Einzelnprivilegien  hervorgeht,  seit  dem  Anfange  des 
16.  Jahrhunderts  das  Recht,  sich  in  Tirol  aufzuhalten  und 
daselbst  Geschäfte  zu  betreiben. 

Die  allgemeinen  Verfügungen  sind  vorwiegend  be- 
schränkender Natur  und  beziehen  sich  auf  das  Tragen  des 
Judenzeichens,  das  Verbot  des  Hausierens  und  auf  die 
Zahlung  eines  Leibzolles  bei  den  Zollstätten  des  Landes. 
Schon  Kaiser  Ferdinand  I.  schrieb  in  dem  für  die  unteren, 
oberen*)  und  vorderen  österreichischen  Fürstentümer  er- 
lassenen Generale  vom  1.  August  1551')  für  alle  Juden  das 
Tragen  eines  an  der  linken  Brustseite  des  oberen  Rockes  oder 
Kleides  anzubringenden  Ringes  von  gelber  Farbe  und  be- 
stimmter Breite  (2  cm)  und  bestinmitem  Durchmesser  (8  cm) 
vor,  das  dieselben  binnen  Monatsfrist  von  der  Erlassung  dieser 
Satzung  anlegen  sollten.  Bei  Übertretung  der  Vorschrift  sollte 
der  betretene  Jude  im  ersten  und  zweiten  Falle  die  Kleidung 
und  alles,  was  bei  ihm  befunden  wird,  verwirken,  wovon  die 
Hälfte  dem  Anzeiger ,  die  andere  Hälfte  der  Obrigkeit  oder 
dem  Gerichte,  in  dessen  Sprengel  er  betreten  wurde,  zufiel; 
im  dritten  Betretungsfalle  sollte  er  nicht  nur  die  Kleidung 
und  alles,  was  bei  ihm  befunden  würde,  verlieren,  sondern 

')  Zu  den  oberösterreichiBchen  Fürstentümern  gehörten  seit  der 
Regimentsordnung  Max'  I.  Tirol,  Vorarlberg  und  die  österteiditfcl*** 
Besitzungen  im  östlichen  Schwaben. 

2)  Cod.  Austr.  I  566  ff.      . 
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nt  Weib  und  Kindern  aus  allen  österreichischen  Fürsten- 
nem   für  ewige   Zeiten  ausgewiesen  sein.     „Doch   wann 

Juden  ihrem  Gewerb  und  Nothdurflft  nach  über  Land 
len,  sollen  sie  solch  Zeichen  auff  der  Strafse  zu  tragen 
ht  schuldig  sein;  bis  sie  in  ihre  Herbergen  und  Nacht- 
er in  die  Stadt,  Flecken  und  Dörffer  kommen,  alsdann 
len  sie  das  Zeichen  wider  herfür  nehmen  und  tragen." 
jselbe  Vorschrift  enthält  fast  wörtlich  die  „Ordnung 
i  Reformation  gueter  Policey  in  Ihrer  Durchleuchtigkeit 
stlichen   Graffschaft   Tyrol"    Erzherzog   Ferdinands    vom 

Dezember  1573  (Bl.  XV)  bezüglich  aller  Juden  „so  in 
Sern  Unsem  Land  sitzen,  also  auch  die  darinnen  oder 
durch  hin  vnd  wider  wandlen  vnd  handien". 

Bezüglich  des  Hausierens  bestimmte  der  Art.  13  der 
ndtsordnung  Ferdinands  I.  vom  Jahre  1532  und  der  „New 
formierten  Landts-Ordnung  der  fürstlichen  Grafschaft 
rol"  vom  Jahre  1573  (Neue  Ausgabe  1603)  zunächst,  dafs 
lotten,  Savoyeni  und  dergleichen  Personen  nicht  gestattet 
rden  soll,  „im  Land  bei  aintzigen  Häusern  vnd  in  den 
älem  vnd  Dörfern  von  Haufs  zu  Haufs  zu  hausiren  noch 
ischen  den  Märkten  in  diesem  Vnsern  Land  zur  Verhütung 
gerechter  Wahr,  Waag  vnd  Mafs  weder  in  Stätten  oder 
richten,  da  Wir  nit  Persönlich  mit  Vnserer  Hofhaltung 
ir  Regierung  sein ,  jhr  Wahr  fayl  zu  haben  noch  zu  ver- 
iiffen  bey  Verliehrung  jhrer  W^ahren  ..."  Bezüglich  der 
den  wird  fesgesetzt:  „Gleichergestalt  wie  obbemeldt  solle 
ch  den  Juden  das  Hausiren  im  Land  vnd  fayl  haben 
ischen  den  Märckten  verboten  sein". 

Den  Weifsgerbem  war  nach  Titel  XXIV  des  V.  Buches 
r  New  reformirten  Landtsordnung  1603  (f.  94)  der  Ver- 
uf  des  Fellwerkes  an  Juden,  „bey  Straff  vnd  Verbietung 
s  Gerichtes  vnd  Burgfriedeos"  verboten. 

Eine  weitere  allgemeine  Beschränkung  der  Juden  war 
fe  Verpflichtung  zur  Zahlung  eines  Leibzolles  bei  den  ZoU- 
Itten  des  Landes^).     Im  Jahre  1573  gab  die  Einhebung 

^)  Vgl.  dazu  V.  Schönherr,  JudenzoU  und  Contraband  (Yolks- 
^  Schützenzeitung  1865  N.  1). 


—    620    — 

dieses  Leibzolles  bei  den  Zollstätten  in  Rovereto  und  Saeco 
Anlars  zu  Beschwerden.  Der  Jude  Abraham  in  Bozen  tls 
Vertreter  der  ganzen  Judenschaft  der  Grafschaft 
Tirol  richtete  unterm  5.  und  9.  November  1573  eise 
Eingabe  an  den  Landesftlrsten  Erzherzog  Ferdinand  IL,  is 
welcher  er  ausführte,  dafs  der  Zöllner  in  Rovereto,  so  oft  die 
einheimischen  Juden  bei  seiner  Zollstätte  vorbeiziehen,  was 
der  Geschäfte  wegen  oft  drei-  bis  viermal  geschieht ,  stets 
den  vollen  Aufschlag  von  20  kr.  von  jedem  reitenden  Juden 
und  von  10  kr.  von  jedem  Fufsgänger  einhebe.  Dies  sei  wohl 
bei  den  fremden  Juden  billige  aber  nicht  bei  den  ein- 
heimischen und  daher  bitte  er  um  Abstellung. 

Die   oberösterreichische   Regierung  in  Innsbruck  bean- 
tragte jedoch   bei   dem   Landesfürsten   unterm    1.  Februar 
1574,  es  bei  der  bisherigen  Gepflogenheit  zu  belassen,  gemiis 
welcher  von  den  in-  und  ausländischen  Juden  bei  Passierung 
der  Zollstätten  der  Zoll  bezahlt  werde  und  zwar  von  eiueni 
reitenden  Juden  20  kr.  und  von  einem  Fufsgänger  10  kr. 
samt    dem    Zoll    für    die    Waren,    die    sie     durchftüiren 
oder    durchtragen,    da   sich    aus   den  von    dem    Raitrathe 
(Rechnungsrate)    und   Hofkontrolor   Paul    Schulpeckh  und 
den    Zollbeamten    in    Sacco    und    Rovereto     abverlangte 
Berichten    ergebe,    dafs    etliche    Juden    ihrer    Geschift^ 
wegen    an     die    Zollstätten    in     Rovereto    und    anderswo 
mit   der   Angabe  kommen ,   sie  seien  von  Reif,   Mori  und ' 
anderen  Orten,  während  sie  vielfach   Ausländer  seien,  ^ 
auch    unmöglich,    dafs    die    Zollbeamten    all    diese  Leute 
persönlich  kennen,  die  Juden  sich  auch  als  angebliche  In- 
länder  durchschleichen    und   allerlei    Gontraband   mit  ver- 
botenem  Gelde,   altem   Silbergeschmeide    u.  dergl.  führen- 
Hofkontrolor   Schulpeckh   beantrage   zwar   in   seinem  Gu^' 
achten  (vom  15.  Oktober  1573),  von  allen  in  Tirol  und  den 
vorderen   Landen   hausenden   Juden  als  Tribut    von  jedei*^ 
Manne  jährlich  10  fl.,  von  den  Weibspersonen  und  junge^ 
Leuten  bis   15  Jahren  5  fl.  in  zwei  gleichen  Jahresrente^ 
anticipando  einzuheben;  allein   die  Regierung  erkläre  sic^ 
aus  mehrfachen  Gründen  gegen  diesen  Tribut  und  bitte,  ^ 
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bei  ihrem  Antrage  verbleiben  zu  lassen ').  Aufserdem  zahlten 
die  ansässigen  Juden  auch  ein  „sitzgeld^.  In  allen  diesen 
Beschränkungen  lag  kein  Privilegium  odiosum  für  die  Juden 
der  oberösterreichischen  Länder ;  denn  dieselben  Vorschriften 
galten  auch  für  ihre  Glaubensgenossen  in  den  meisten  anderen 
Provinzen. 

Die  oben  erwähnten  kaiserlichen  oder  landesfürstlichen 
Specialprivilegien  für  einzelne  Juden  zum  Aufenthalte 
und  Handelsbetriebe  in  Tirol  erstreckten  sich  entweder  auf 
das  ganze  Land  oder  waren  auf  einzelne  Städte  beschränkt. 

Ein  Privilegium  der  ersteren  Art  war  der  Freibrief 
Maximilians  I.  vom  7.  Dezember  1509  für  den  Juden  Salomon 
aus  Bassano,  der  die  Bewilligung  erhielt,  im  Reiche  und  in 
den  österreichischen  Erblanden  überall  Handel  zu  treiben 
and  sich  in  den  letzteren  auch  häuslich  niederzulassen^ 
:,ausgenomen  in  unsem  fürstenthumben  Österreich,  Steyr  und 
Khämten".  Dieses  Privilegium  wurde  mit  derselben  Be- 
schränkung dem  Salomon  bestätigt  von  Kaiser  Karl  V. 
unterm  15.  April  1530  und  seinem  Sohne  Maggius  von  dem- 
selben Kaiser  unterm  18.  Januar  1544  und  18.  Jaauar  1548  *). 
Samuel  May  erhielt  von  dem  Erzherzoge  Ferdinand  IL  am 
11.  Juni  1578  das  Privilegium,  an  dem  Hoflager  zu  Innsbruck 
oder  wo  immer  dieses  wäre,  sich  aufzuhalten.  Am  8.  Juli  1584 
wurde  dieser  Freibrief  dahin  erweitert,  dafs  Samuel  „sammt 
semen  Kindern  Abraham,  Marx  und  Ferdinand  und  seinem 
Hausgesinde  in  Innsbruck  und  in  der  Grafschaft  Tirol  acht 
Jahre  lang  hausen  und  wohnen  und  gegen  Erstattung  der 
Gebühr  ihre  Hantierung  und  Kaufmannschaft  unbehindert 
treiben  dürfen".  Dem  Rate  in  Innsbruck  wurde  aufgetragen, 
sie  darin  zu  schützen.  Am  16.  Mai  1593  wurden  diese  Frei- 
heiten auf  weitere  fünf  Jahre  bestätigt®).  Neuerliche  Be- 
stätigungen erfolgten  für  Samuel  May  unterm  3.  Januar 
^601  und  für  Abraham   May  unterm  2.  September  1620*). 

»)  Innsbrucker  Statth.-Archiv  (Pestarchiv  XXIII  73). 

*)  Innsbrucker  Statth.-Archiv  Leop.  J.  22. 

')  Statth.-Arch.  in  Innsbruck.  Ambraser  Sammlung  V  140,  VI  55. 

^)  Ebendaselbst  Kopialbuch  von  der  furstl.  Durchlaucht  167,  251. 
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Besondere  Freiheiten  erhielt  Abraham  May  vom  Erzhenog 
Leopold  V.  (1619— 1632)  und  Kaiser  Leopold  L  in  denPii- 
vilegien  vom  26.  November  1630  und  25.  Juli  1667.  Ni* 
denselben  sollte  er  samt  seinem  Hausgesinde  zehn  Jahie 
lang  in  der  Grafschaft  Tirol  wohnen  und  Handel  und  Eairf- 
mannschaft  treiben  dürfen ,  von  dem  Tragen  des  Juden- 
Zeichens  und  von  der  Entrichtung  des  Leibzolles  befreit  sein 
und  das  bisherige  Begräbnis  bei  Weyerburg  weiter  geniefse«. 
Unterm  29.  Mai  1675  bewilligte  Kaiser  Leopold  I.  im 
Schwager  Abrahams,  Jakob  Bözel  ^),  Hebräer  aus  Mainz,  mit 
Rücksicht  auf  sein  bisheriges  Wohlverhalten  über  seine  und 
Abrahams  Bitten  die  Übertragung  jener  Privilegien  an  dea- 
selben  auf  fünf  Jahre  ^). 

Privilegien  zur  Ansiedlung  in  einzelnen  Städten  er- 
hielten die  Juden  für  Bozen,  Innsbruck,  Mori,  Neu- 
markt  und  Riva  di  Trento,  femer  für  das  Gebiet  vm 
Brixen^). 

In  Bozen  wurde  am  23.  Mai  1525  während  der  Bauent- 
Unruhen  die  dortige  Judenniederlassung,  die  sich  in  der 
Erbsen-  oder  Judengasse  befand,  hart  bedrängt  und  besonders 
der  Geldmakler,  Seidensticker  und  Pfandleiher  Simon,  der 
selbst  mit  Kaiser  Karl  V.  Geldgeschäfte  machte,  vollständig 
ausgeplündert*).    Da  während  dieser  Unruhen  der  kaiser- 

Da  nach  dem  Tode  Samuel  Maj  s  und  seines  Sohnes  Marx  sich  tndere 
Juden  (besonders  Schmoll)  auf  die  dem  ersteren  verliehene  Penonil- 
Zollbefreiung  beriefen,  wurde  die  oberösterreichische  Regierung  t* 
22.  Juni  1620  aufgefordert,  da  dieses  Privilegium  in  dieser  Ausdehnnog 
nicht  verliehen  worden  sei,  den  Zoll  einzuheben. 

^)  Nicht  Gözl,  wie  ihn  Bidermann,  Die  Nationalitäten  inlirol 
und  die  wechselnden  Schicksale  ihrer  Verbreitung  1886,  S.  470  ncimt- 

«)  Statth.-Archiv,  Pestarchiv  I  297, 

')  Für  das  folgende  vgl.  Bidermann,  Die  Nationalitäten  i^ 
Tirol  und  die  wechselnden  Schicksale  ihrer  Verbreitung  (in  de^ 
Forschungen  zur  deutschen  Landes-  und  Volkskunde  von  R.  Lehmum  ^ 
I  1886,  7.  Heft,  467—472),  wo  sich  jedoch  einige  Irrtümer  bcfinder^ 
die  hier  infolge  gütiger  Mitteilungen  des  Herrn  Professors  O.  Redlich 
berichtigt  werden. 

^)  Kirchmayers  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit  (1519—1553)^ 
(Fontes  rer.  Austr.  Scriptores  I  417—534),  herausg.  von  Tb.  v.  Kartjti^ 
S.  470.    Weber,  Die  Stadt  Bozen  und  ihre  Umgebung  1849,  99. 
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he  Freiheitsbrief  Max'  I.  für  die  Juden  in  Bozen  verloren 
g,  wandten  sich  die  Juden  an  den  Kaiser  unter  Vorlage 
Bf  Abschrift  desselben  mit  der  Bitte,  diesen  Freibrief  zu 
tätigen.  Das  um  sein  Gutachten  befragte  oberöster- 
hische  Regiment  in  Innsbruck  erklärte  unterm  8.  No- 
ibe  1532  nach  Rücksprache  mit  einigen  Landräten,  wie 
rg  Freiherm  von  Firmian  und  Francis  von  Kastelalt, 
mancherlei  Ursachen  (namentlich  um  nicht  den  Unwillen 
ehrsamen  Landschaft  zu  erregen  —  wahrscheinlich  mit 
ksicht  auf  den  oben  erwähnten  Landtagsbeschlufs  vom 
Januar  1520)  es  nicht  für  rätlich,  den  Juden  das  An- 
lungsrecht  in  Bozen  oder  anderswo  einzuräumen,  be- 
ragte jedoch,  da  den  zwei  Vertretern  der  Juden  durch 
land  Kaiser  Max  eine  diesbezügliche  Zusage  gemacht 
den  sei,  den  Beiden  diese  Gnade  zu  gewähren  und  eine 
auf  bezügliche  Urkunde  auszustellen^).  1551  wird  der 
le  Abraham  in  Bozen  genannt^),  vielleicht  derselbe,  der 
3  als  Vertreter  der  ganzen  Judenschaft  der  gefürsteten 
i&chaft  Tirol  die  oben  erwähnte  Beschwerde  wegen  chika- 
er  Zolleinhebung  bei  den  Zollstätten  in  Rovereto  und 
M»  bei  Erzherzog  Ferdinand  II.  einbrachte.  Am  27.  Mai 
18  erteilte  Erzherzog  Ferdinand ")  den  Juden  Joseph,  Sohn 
Qons  und  dessen  Söhnen  Gerson  und  Leon  (nicht  Aaron) 
1  seinem  Eidam  Gerson  einen  Schutzbrief  und  das  Woh- 
Dgsrecht  in  Bozen*).  Unterm  14.  November  1613  wurde 
iT8on  von  dem  Tragen  des  Judenzeichens  dispensiert.  1618 
urden  die  Juden  Grassini,  ein  Nachkomme  des  oben  ge- 
tonten Salomon  von  Bassano^),  1619  der  Jude  Jeremias 
Qzzati  als  Handelssensal  ®)  und  Elias  Moravia  als  Siedelkoch 


*)  Innsbracker  Statth.- Archiv  (An  die  römische  Majestät  1532  bis 

&»,  lib.  V  f.  148). 

*)  Innsbracker  Statth.- Archiv  (Pest-Archiv  XVII  57). 

*)  Nicht  1548  Kaiser  Ferdinand,  wie  Bidermann  a.  a.  0.  467  an- 
iek 

*)  8tatth.-Archiv  Leop.  J.  22. 
*)  8tatth.-Arcbiv  Leop.  J.  22. 
*)  Ebendaselbst  Copejbuch,  Causa  Domini  1617—1619  f.  448. 
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erwähnt  ^).  1678  wirkten  bereits  drei  Juden  als  Marktsensale 
in  Bozen.  Als  der  Sensal  Abraham  Novara  starb,  bewirb 
sich  der  Jude  Emmanuel  Isaak  Lewi  aus  Mantoa  um  die 
erledigte  Stelle.  Am  12.  Mai  1678  berichteten  der  Prisident 
die  Kammer ,  die  Regenten  und  Hofkanunerräte  der  ober- 
österreichischen  Lande  an  Kaiser  Leopold  L  über  das  Umeo 
zur  Begutachtung  übermittelte  Gesuch  Lewis,  dafs  der  von 
ihnen  befragte  Georg  Bernhard  Giovanelli  im  Einvernehmen 
mit  dem  Mercantil-Magistrate  in  Bozen  sich  dahio  aus- 
gesprochen habe ,  dafs  man  lieber  einen  Christen  als  einen 
Juden  an  dieser  Stelle  sehen  würde ,  und  beantragten  die 
Abweisung  des  Gesuches^). 

Für  die  Anwesenheit  von  Juden  im  Gebiete  von  Brixen 
spricht  der  Umstand,  dafs  der  Fürstbischof  Kardinal  Christoph 
von  Madruzzo  (1539—1578)  am  18.  Dezember  1551  eine 
eigene  Judenordnung  erliefs ,  in  welcher  das  Tragen  eines  I 
Zeichens,  die  Vermeidung  wucherlicher  Kontrakte  nnd  ] 
anderer  Excesse  angeordnet  und  die  Überwachung  dieser 
Vorschriften  seitens  der  Obrigkeiten  anbefohlen  wurde*). 

In  Borgo  di  Valsugana  war  anfangs  des  17.  Jikr- 
hunderts  ein  Jude  Benedetti  ansässig,  der  von  dem  Guber- 
nator  Erzherzog  Max  III.  (1602—1612)  unterm  18.  Februtf 
1610  sicheres  Geleite  auf  ein  Jahr  zugesichert  erhielt*). 

In  Mori  (Bezirkshauptmannschaft  Rovereto)  wird  '^ 
16.  Jahrhundert  der  Jude  Jacopin,  Sohn  des  Juden  Grasone 
aus  Riva,  erwähnt,  welchem  sowie  seinen  Erben  und  Genossen 
Nikolaus  Freiherr  von  Madruzzo,  Herr  der  Quattro  Vicari^ti 
(Brentonico,  Avio,  Ala  und  Mori),  am  16.  März  1554  die 
bereits  früher  in  diesen  Vikariaten,  besonders  aber  in  Mori« 
erworbenen  Freiheiten  bestätigte*). 

In  Neumarkt  (Egna,  Bhm.  Bozen)  waren  Juden  nicl^ 
ansässig.     Als  daher  der  Jude  Abraham  aus  Bozen  1550  aii^ 


V)  Weber  a.  a.  O.  57. 

-)  Innsbrucker  Stattb.-Archiv,  Pestarchiv  VUI  31. 

')  Bibl.  Tirol.  Dipauliana  Bd.  1229,  Bl.  296  b.  des  V.  Stockes. 

*)  Innsbmcker  Statth.- Archiv,  Leop.  G.  11. 

*)  Innsbrucker  Statth.-Archiv,  Pestarchiv  JLYUl  82. 
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•und  eines  Dekretes  König  Ferdinands  vom  20.  Februar 
48  las  Haus  des  Grafen  Felix  von  Arco  für  drei  Jahre 
ietete,  erhielt  er  1551  den  Auftrag,  Neumarkt  zu  ver- 
ssen,  weil  hier  bisher  niemals  Juden  geduldet  worden  seien, 
braham  berief  sich  jedoch  darauf,  dafs  bereits  früher  sein 
ihwager   daselbst   gewohnt   habe^). 

In  Riva  di  Trento  hatten  die  Juden  von  den 
metianem,  unter  deren  Herrschaft  diese  Stadt  vom 
hre  1440—1509  stand,  sowie  von  Kaiser  Max  I.  Pri- 
egien  erhalten.  Dieselben  wurden  dem  Juden  Wolf  und 
n  übrigen  in  Riva  wohnenden  Juden  von  dem  Fürst- 
Jchof  Bernhard  von  Cles  von  Trient,  an  welchen  die 
adt  samt  dem  Gebiete  im  Mai  1521  von  Karl  Y.  ab- 
treten  worden  war,  am   11.  November  1522  bestätigt*). 

dem  Trienter  Prozesse  vertrat  Jacobus  de  Ripa  (Riva), 
daeus  et  fautor  Judaeorum,  wie  oben  erwähnt,  mit  Jakob 
Q  Brescia  die  Sache  seiner  Glaubensgenossen  bei  dem  päpst- 
hen  Kommissär  dei  Giudici,  Bischof  von'  Ventimiglia*). 
n  anderer  in  diesem  Prozesse  vorkommender  Jude  ist  der 
igister  Joseph,  qui  habitat  Ripe  et  qui  circumcidit  filios 
aus  Angeli,  bei  dessen  Verhöre  Josephs  erwähnt  wird. 
B  dem  hochgebildeten  Fürstbischöfe  von  Trient  und  Brixen, 
rdinal  Christoph  von  Madruzzo  (1539 — 1578),  erhielten 
)  Juden  das  Privilegium  zur  Errichtung  einer  hebräischen 
Tickerei  in  Riva,  welche  zwischen  1558  und  1562  besonders 
roh  Joseph  Ottolinghi,  Rabbiner  und  Schul  direkter  zu 
emona  (f  1570),  als  Verleger  und  Jakob  Marcaria,  Sohn 
8  David  Marcaria,  Arzt  in  Riva  (f  wahrscheinlich  1562), 
J  Drucker  zu  grofsem  Ansehen  gelangte  *).  Nicht  weniger 
s  34  Druckwerke  (darunter  die  Riten  von  Abraham  Klausner, 


')  Innsbrucker  Statth.-Archiv,  Pestarcbiv  XVII  37;  Bid ermann, 
t-  0.  471. 

^  Alber ti,  Miscell.  III 231  ff.,  dessen  Annali  439 ;  Gar-Cresseri, 
^ti  della  cittÄ  di  Riva  1274—1790.    Trento  1871,  S.  213. 

*)  Bon  eil  i,  Collectanea  429. 

^)  Vgl.  Carmoly,  Annalen  der  hebräischen  Typographie  von 
^  di  Trento  (1558—1562)  1868,  2.  Aufl. 

^herer,  Beitrag  I.  40 
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die  Halachot  R.  Mordechai  ben  Hillel  [nebst  Index],  die 
Mischna  nebst  Kommentar  von  Maimonides,  die  logischen 
Schriften  des  Aristoteles  nach  den  Kompendien  Ton  Ibo 
Roschd,  die  fünf  Bücher  Moses  nebst  dem  Targom  Onkelos 
und  Kommentar  von  Raschi,  der  Kommentar  über  das  Buch 
Hieb  von  R.  Melr  Arama  u.  a.)  gingen  aus  dieser  Typo- 
graphie hervor.  Der  Namen  des  Kardinals  Christoph  von 
Madruzzo  steht  auf  dem  Titelblatte  der  meisten  dort  ge- 
druckten Werke ;  einige  Titelblätter  tragen  auch  das  Wappen 
desselben. 

Wie  aus  dem  Gesagten  hervorgeht,  gestaltete  sich  die 
Lage  der  Juden  in  Südtirol  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts 
viel  freundlicher,  als  nach  dem  Ausgange  des  Trienter  Pro- 
zesses erwartet  werden  konnte ;  selbst  in  Trient  wurde  aus- 
nahmsweise einzelnen  Juden  der  Aufenthalt  auf  Grund  kaiser- 
licher Schutzbriefe  gestattet.  In  dem  Schutzbriefe  Kaiser 
Max'  L  vom  1.  März  1516  wurde  dem  Juden  Emmanuel, 
Sohne  des  Samson  Judas,  für  die  zu  Belluno  geleisteten  Dienste 
die  Niederlassung  in  Verona  gestattet  und  u.  a.  bestimmt: 
Über  das  weillen  sich  ofiftmallen  begibt,  das  emennter 
Emanuel  Jud  mit  seinen  Khauffmannschafften  unnd  güetteni 
an  orthen  und  ennden  khombt ,  alda  khain  Jud  vermOg  der 
orthen  Stattuten  unnd  rechten  geduldet  würdet  noch  wonen 
darff,  haben  wir  ine  umb  seiner  bei  uns  habennder  ver- 
diennsten  willen  von  gemainer  schar  der  Juden  abgesönndeit 
unnd  mit  disen  sonnderbaren  freyhaiten  unnd  genaden  be- 
gabt, das  er  in  allen  dergleichen  stetten  unnd  sonnderlicb 
inn  unnserer  statt  Trienndt,  so  offt  er  dahin  khomen  würdet 
frey,  sicher  unnd  ohn  alle  verhinnternus  sambt  seinen  güettera 
drey  ganntzer  tag  sein  unnd  bleiben  möge*),  unangesehen 

• 

der  ortten  gewonhait,  rechten   unnd  Stattuten,  denen  ^^ 

')  Darauf  ist   wohl  die  Angabe  in  Misson,  Nouvean  Xojtg^ 
dltaUe  I  116  und  Basnage  IX  3  (XIH  858) zorficksafuhren,  dafs  de«» 
Juden   in  Trient  der  Aufenthalt  far  drei  aufeinander  folgende  Tt^ 
gestattet  worden  sei,  welche  Erlaubnis  jedoch  infolge  ihrer  Blitwirkno^ 
bei  der  Verteidigung  von  Ofen  seitens  der  Türken  gegen  die  Christ^^ 
auf  drei  Stunden  eingeschränkt  worden  seL   VgL  dagegen  BoneÜ^^ 
Dissertazione  230  a. 
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lin  zu  würcklicher  volge  unnserer  khayserlichen  freyhait 
mit  der(o)  glitt  unnd  Ir  crafft  enntzogen  haben  wellen 
ledigelich  ansinnende,  das  der  erwürdig  andächtig  unnser 
h  unnd  bischoff  zu  Trienndt  auch  alle  unnd  yede  der 
ten  fürgesetzte  obrigkhaiten,  das  sy  bemelten  Emanuel 
[en  bei  erlanngten  unnsern  genaden  unnd  freyhaiten  hanndt- 
len  unnd  sich  deren  gebrauchen  unnd  erfreyen  unnd  dar- 
er  khainen  eintrag  thuen  lassen  sollen  ^). 

Aber  auch  in  Nordtirol,  besonders  in  Innsbruck, 
de  ihnen  im  16.  Jahrhundert  die  Niederlassung  und  der 
idel  und  das  Betreiben  von  Geldgeschäften  gestattet.  Der 
e  Ansiedler  in  Innsbruck  dürfte  der  oben  genannte  Maggius 
ggio,  May),  Sohn  des  Salomon  von  Bassano,  gewesen  sein, 
i  den  Nachkommen  desselben  nahmen  auf  Grund  der 
m  verliehenen  früher  angeführten  Privilegien  besonders 
lueP)  May  und  dessen  Söhne  Abraham,  Marx  und 
linand,    später    auch   Abrahams  Schwager  Jakob  Bözel 

hervorragende  Stellung  ein.  1587  kaufte  Samuel  das 
IS  der  Schiefstl  am  Piebenthore,  das  trotz  den  Protesten 
Innsbrucker  Stadtrates  bis  1673  im  Besitze  der  Familie 
b®).  Die  bei  diesem  Hause  liegende  schmale  Gasse  führte 
ler  den  Namen  „Judengasse".  Besonders  während  der 
ierung  Erzherzog  Ferdinands  II.*)  (1563—1594)  wuchs 
Zahl  der  Juden  sowohl  in  Innsbruck  als  auch  in  den 
landen.  Sie  trieben  teils  Handel  (auch  mit  Getreide  und 
emünzten  Edelmetallen),  teils  Zinsdarlehens-  und  Wechsler- 
jhäfte.  In  letzterer  Beziehung  ist  hervorzuheben,  dafs 
0  der  Jude  Abraham,  wahrscheinlich  derselbe,  der  1573 
Vertreter  der  gesamten  Judenschaft  der  gefürsteten  Graf- 
ift  Tirol  die  Beschwerden  wegen  der  Zolleinhebung  in 


')  Innsbrucker  Statth.-Archiv,  Leop.  J.  22. 

^  Über  Abraham  May  vgl.  auch  Hirn,  Kanzler  Bienner  und 

Prozefs  1898,  20. 

*)  Innsbrucker   Stadtarchiv   811,   Innsbr.   Statth.-Arch.-Abt.     An 
föistl.  Durchlaucht  f.  865. 

*)  Zu  dem  folgenden  vgl.  Hirn,  Erzherzog  Ferdinand  IL  Ge- 
chte  seiner  Regierung  und  seiner  Länder  I  (1885V  H  (1888). 
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Rovereto  und  Sacco  von  Bozen  aus  einbrachte  und  später 
nach  Prag  übersiedelte,  dem  Erzherzoge  Ferdinand  IL 
200  000  fl.  zu  5  ®/o  anbot  ^).  Dafs  die  meist  arme  Bevölkerung 
infolge  der  Zinsdarlehen  in  Schulden  geriet  und  Klagen  über 
Wucher  der  Juden  laut  wurden,  ist  leicht  begreiflich.  Schon 
1558  erklärten  die  Regenten :  Möchten  nur  die  Juden  arbeiten 
wie  andere  Leute,  ihre  Schmähungen  wider  die  christliche 
Religion  unterlassen  und  sich  des  Wuchers  enthalten,  so 
hätte  man  gegen  ihre  Duldung  kein  Bedenken ').  Zur  Ein- 
dämmung  und  Überwachung  der  ^wucherischen  Kontrakte* 
wurde,  wie  in  Steiermark  und  Kärnten,  die  Abschliefsung 
der  Darlehensverträge  zwischen  Christen  und  Juden  vor  der 
Obrigkeit  bei  sonstiger  Ungültigkeit  derselben  vorgeschrieben 
und  der  Verkauf  der  Schuldbriefe  der  Juden  an  Christen 
verboten  (1558,  1570,  1580)»).  1581  berichten  die  herzog- 
lichen Kammerräte :  die  armen  Untertanen  stecken  hart  hinter 
den  Juden  mit  viel  tausend  gülden^).  Allein  es  fehlte  auch 
nicht  an  Verteidigern  der  Juden. 

Als  Sigmund  von  Welsberg  zur  Vertreibung  der  Juden 
aus  seiner  Herrschaft  Telvano  aufgefordert  wurde,  erwiderte 
er,  dafs  man  allerdings  bei  den  Juden  um  20— 40^<o  leihe: 
aber  auch  die  Christen  verlangen  20%  und  „von  den 
Christen  werden  viel  mer  als  von  den  Juden  von  Haus  und 
Hof  vertrieben",  denn  dem  Juden  versetzt  man  nur  fahrende 
Habe,  dem  Christen  aber  auch  liegende  Güter  und  zwar  mn 
einen  sehr  geringen  Anschlag'^). 

Am  30.  Mai  1568  befahl  Erzherzog  Ferdinand  II ,  t^ 
erheben,  wie  viel  Juden  in  den  ober-  und  vorderösterreichi- 
schen  Landen  und  wo  sefshaft  sind  *),  und  unterm  14.  Dezember 


>)  H  i  r  n  a.  &.  0.  I  424.  Selbst  bei  Hofe  erlangten  sie  Stelhmgei^ 
So  wird  Daniel  Levi  als  Tanzmeister  und  Harfenspieler  bei  Hof  g^ 
nannt. 

•)  StattlL-Arch.  Abt:  An  die  fürstliche  Durchlaucht  f.  la  Hi«"«^ 
a.  a.  0.  I  425. 

«)  Hirn  1  425,  450. 

^)  ebenda  424. 

»)  Hirn  a.  a.  0.  I  444. 

*)  Innsbrucker  Statth.- Archiv.    Ambraser  Sammlimg  V  19. 
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)  und  6.  Februar  1570  verlangte  er,  wie  einst  Kaiser 
iinand  I.  unterm  30.  Dezember  1558,  von  der  vorder- 
oberösterreichischen  Regierung  Ratschläge,  wie  er  seinen 
latz,  die  Juden  aus  allen  seinen  Ländern  wegzubringen 
auszuschaffen,  ausführen  könnte^). 

Die  Regierungen  erklärten  sich  jedoch  in  einem  langen 
chte  vom  20.  Januar  1570  gegen  eine  allgemeine  Ans- 
ang; denn  „man  müfste  dafür  sorgen,  dafs  die  jüdischen 
ibiger  vor  ihrem  Abzüge  aus  dem  Lande  von  den  Unter- 
en bezahlt  werden,  was  jedoch  unmöglich  sei;  zudem 
len  die  Vertriebenen  doch  bald  wieder  ihre  Rückkehr 
rken,  und  wenn  sie  auf  dem  benachbarten  Gebiete  fremder 
ren  sich  niederliefsen,  könnten  sie  noch  gröfseren  Schaden 
chten^)". 

Im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  wuchs  die  Zahl  der  Juden 
nnsbruck  in  der  Weise,  dafs  sie  mehrere  Christenhäuser 
)hnten.  Die  Bürgerschaft  machte  wohl  zweimal  (1662 
1667)  den  Versuch,  sie  in  eine  Art  Ghetto  einzuzwängen, 
ohne  Erfolg.  Der  unfreundlichen  Stimmung  der  Be- 
erung ist  es  auch  wohl  zuzuschreiben^  dafs  Kaiser 
?old  L  unterm  8.  August  1677  die  Verpachtung  der 
ikaccise  an  Johann  Ferdinand  May  widerrieft).  Aufser 
nnsbruck  waren  Juden  im  17.  Jahrhundert  nur  noch  in 
m  ansässig. 

Auch  im  18.  Jahrhundert  trat  in  der  rechtlichen  Stellung 
wenigen  in  Tirol  wohnhaften  Juden  keine  wesentliche 
erung  ein.  Mit  dem  Hofdekrete  vom  5.  Juni  1748  ver- 
;te  Maria  Theresia  von  der  oberösterreichischen  Hof- 
zlei  einen  „guettachtlichen  bericht  über  anlangen  des 
sbrucker  Handelsstands  wider  die  Judenschaft  um  der- 
«n  Abschaffung"  *). 


*)  Daselbst  Copialbuch  an  fürstliche  Durchlaucht  1570  f.  20—30. 

»)Hirn  a.  a.  0.  1  425. 

')Bidermann  a,  a.  0.  470. 

*)  Innsbrncker  Statth.- Archiv  Copialbuch  Resolutiones  1747—1748, 
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Bei  dieser  Abschaffung  handelte  es  sich  aber  nicht,  wie 
aus  Bidermann  a.  a.  0.  470  geschlossen  werden  könnte,  od 
alle  Juden  in  Innsbruck,  sondern  blofs  um  zwei  zugewanderte, 
nur  zeitweilig  in  dieser  Stadt  sich  aufhaltende  Juden  Uffen- 
heimer  und  Meyr  Landauer.  Die  oberösterreichische  Hof- 
kanzlei berichtete  am  12.  August  1748  an  die  Kaiserin: 
Was  die  in  Innsbruck  weilenden  Juden  betriflft,  so  habe  sie 
stets  darauf  gesehen,  dafs  in  der  Stadt  sich  kein  Jude  auf- 
halte oder  höchstens  solange ,  als  er  in  Rechtssachen  oder 
anderen  unabweislichen  Dingen  unumgänglich  notwendig  hier 
zu  thun  hatte.  Dies  sei  auch  bei  den  genannten  zwei  Joden, 
dem  UflFenheimer  und  Meyr  Landauer,  der  Fall,  derentwegen 
die  Innsbrucker  Handelsleute  sich  beschwert  haben.  Dfleo- 
heimer  müsse  wegen  seines  Prozesses  mit  dem  Innsbrucker 
Kaufmann  Andre  Hold,  mit  dem  er  betreffis  Zahlung  fOr 
Monturslieferung  in  Streit  geraten,  nach  Erklärung  des 
Regiments  persönlich  anwesend  sein  und  deshalb  bis  zur 
Beendigung  des  Prozesses  geduldet  werden.  Landauer  habe 
die  Monturlieferungen  für  200  Rekruten  übernommen  und 
mufs  deshalb  in  Innsbruck  anwesend  sein.  Dafs  man  ihn 
diese  Lieferung  übertragen  (worin  wohl  der  Hauptgrund  der 
Beschwerde  der  Innsbrucker  Handelsleute  zu  suchen  ist). 
käme  davon  her,  dafs  die  Innsbrucker  Handelsleute  schlechte 
und  teure  Ware  haben  und  eine  derartige  Lieferung  zu  über- 
nehmen gar  nicht  im  stände  sind.  Man  werde  aber  alle^ 
thun,  damit  die  beiden  Juden  sobald  als  nur  möglich  entfernt 
werden '). 

Als  die  Kaiserin  gemflfs  dem  Hofdekrete  vom  31.  Augu^ 
1 748  über  Beschwerden  des  Handelsstandes  zu  Innsbruck  auf 
der   vollkommenen   FortschaflFung   der  Juden   von  dort  be- 
harrte,   erwiderte    die    oberösterreichische    Hofkanzlei  ^ 
14.  September  1748,  sie  wolle  dem  Befehle  wie  immer  alle^' 
unterthänigst  gehorchen ,   erlaube  sich  aber  zu  bemerke^^ 
dafs  sie  in  diesen  beiden  Fällen  nicht  anders  gehandelt  hatr*^ 


>)  Innsbracker  Statth.- Archiv,  Copialbueh  Ad  Aogngtinimam  T 
n  fol.  899. 
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Is  bei  ähnlichen  unausweichlichen  Fällen  auch  früher.  Die 
legierung,  welche  zur  Beschleunigung  des  Prozesses  des 
Iffenheimer  aufgefordert  worden,  habe  erklärt,  dafs  zu  der 
evorstehenden  Liquidation  Uffenheimer  jedenfalls  persönlich 
Qwesend  sein  .müsse.  Wegen  der  Monturlieferung  durch 
andauer  habe  der  Militär-Kommandant  von  Innsbruck  sich 
isführlich  dahin  geäufsert,  dafs  man  zuerst  die  Montur- 
ßferung  Innsbrucker  Handelsleuten  angetragen  habe,  die  aber 
tils  dieselbe  nicht  annahmen,  teils  solche  waren,  von  denen 
An  wufste,  dafs  sie  nicht  einmal  für  25,  geschweige  für  200 
ekruten  Monturen  liefern  können.  Unter  solchen  Umständen 
ibeer  sich  geradezu  für  verpflichtet  gehalten,  einen  billigeren 
feg  zu  suchen  und  habe  daher  das  leidliche  Anerbieten 
andauers  angenommen.  Übrigens,  bemerkte  die  Hofkanzlei 
i  ihrem  Berichte  weiter,  befinde  sich  Landauer  gegen- 
ärtig  gar  nicht  mehr  in  Innsbruck,  werde  aber  zum  Ab- 
hlufs  der  Lieferung  im  November  wiederkommen,  was  ihm 
ohl  nicht  verwehrt  werden  könne*). 

Hiermit  scheint  diese  Angelegenheit  ihren  Abschlufs 
ifunden  zu  haben;  denn  aus  der  Folgezeit  findet  sich  kein 
kt  über  dieselbe  vor.  Von  sonstigen  Verfügungen  bezüg- 
;h  der  Juden  aus  der  Zeit  Maria  Theresias  ist  blofs  das 
tlnzpatent  vom  12.  Februar  1752  zu  erwähnen,  welches 
nen  den  Wucherhandel  mit  guter  Münze  verbot. 

Unter  Joseph  II.  forderte  die  Hofkanzlei  am  20.  Ok- 
ber  1781  von  dem  Tiroler  Laudesgubemium  einen  Bericht 
)er  die  in  Tirol  befindlichen  Juden  und  ihre  Beschäftigung. 
OS  dem  diesbezüglichen  Gubernialberichte  vom  24.  Dezember 
'81  geht  hervor,  dafs  zu  jener  Zeit  sich  nur  in  Bozen  und 
nsbruck  ansässige  Juden  aufhielten.  In  Bozen  seien  zwei, 
mlich  Heinrich  Hendle,  verheiratet,  mit  drei  Knechten 
d  Marcus  Gerson  mit  zwei  Stiefsöhnen;  ersterer  begebe 
h  auf  Handelschaft,  besuche  in-  und  ausländische  Märkte 
d  werde  von  dem  Kreisamte  als  von  guter  Aufführung 
d  sparsamer  Wirtschaft  bezeichnet.  Gerson  sei  eigentlich 
in  Händler,   sondern  betreibe    für  die  zu  den  Märkten 

0  Copialbuch  Ad  Augustinimam  1748,  11  fol.  1082. 
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kommenden  Juden  eine  Wirtschaft.  In  Innsbruck  sei  nur 
Lazarus  Uffenheimer,  verheiratet,  mit  fOnf  Kindern  alsis- 
sässig  und  toleriert  zu  betrachten.  Der  zweite,  Gtbriel 
Uffenheimer,  mit  vielen  Knechten,  halte  sich  in  Innsbruck 
seit  einigen  Jahren  wegen  Liquidation  seines  Salzkontnktes 
und  anderer  einschlägiger  Gegenstände  auf.  Zwei  Knechte 
desselben  treiben  Handel  und  Hausiergeschäfte.  Einer  von 
ihnen  habe  geheiratet  und  sich  ansässig  gemacht  Daraus 
sei  ersichtlich,  dafs  die  meisten  sich  mit  Handel  und  Hennn- 
schachem  abgeben,  weswegen  bereits  dem  Polizeireferat  die 
nötigen  Weisungen  erteilt  worden  seien. 

Die  meisten  Kreisbehörden  fänden  g^en  diese  Juden 
kein  Bedenken ;  wenn  überhaupt ,  so  hege  man ,  wie  z.  B. 
die  tirolische  Landschaft ,  nur  Besorgnis  wegen  ihrer  Ver- 
mehrung. 

Da  die  Allerhöchste  Willensmeinung  aber  dahin  geht 
dafs  die  Juden  nicht  vermehrt ,  sondern  nur,  dafs  die  schou 
ansässigen  geduldet  und  dem  Nutzen  des  Staates  dienstbir 
gemacht  werden,  so  ist  hierauf  allerdings  Bedacht  zu  nehmeL 
Daher  könne  auch  der  von  dem  Frankfurter  Juden  und 
Judeubaumeister  Gabriel  Uffenheimer  gemachte  Vorschlag. 
es  solle,  wie  dies  in  Paris  geschehe,  kein  Jude  im  Laude 
ohne  Zeugnis  der  ganzen  Judenschaft  aufgenommen  werden 
und  jeder  Aufgenommene  habe  nach  Mafs  seiner  Umstünde 
ein  Kapital  zu  3®. o  in  der  Schwazer  Kreditkasse  zu  erlegen, 
nicht  berücksichtigt  werden,  da  man  überhaupt  keine  weiteren 
Juden  im  Lande  wolle.  Uffenheimer  habe  sich  auch  über 
das  Toleranzgeld  beschwert ;  allein  nicht  dieses,  sondern  nur 
die  Leibmaut  sei  allerhöchsten  Ortes  aufgehoben  worden*). 

Mit  Berufung  auf  diesen  Gubemialbericht  verlangte  die 
Hofkanzlei  unterm  18.  Januar  1782  weiter  Auskunft  darüber, 
welche  Vorkehrungen  gegen  die  mit  dem  in  der  Regel  ^r* 

1)  Innsbrucker  Statth.- Archiv  Ad  Caesarem  1781  f.  566  (FubL  ^^ 
Mit  den  Reskripten  vom  19.  und  31.  Dezember  1781  waren  von  Jo»«p^"* 
in  allen  Ländern,  wo  die  Juden  geduldet  waren,  alle  Leiboi*''^ 
Passier-  und  Repassier-Nachtzettel-Abgaben ,  die  doppdten  Gerieli^ 
taxen  u.  ä.  aufgehoben  worden. 
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^tenen  Hausieren  sich  abgebenden  Juden,  besonders  gegen  die 
nechte  des  Gabriel  Uffenheimer  getroffen  wurden,  femer 
3lche  Vorschriften  bezüglich  der  Geschäfte  halber  im  Lande 
ih  aufhaltenden  Juden  bestehen,  endlich  wie  es  sich  mit  der 
intributionsabgabe  der  ansässigen  Juden  verhält. 

Das  Gubemium  berichtete  über  diese  Angelegenheiten 
1  18.  März  1782  folgendes: 

Ad.  1.  Das  eigentliche  Hausieren  war  den  Juden  nie- 
)ls  erlaubt,  sondern  es  wurde  nur  nach  Einführung  des 
uen  Zolltarifs  jenen,  welche  die  Bozener  und  Haller  Märkte 
suchten,  für  ihre  da  übrig  gebliebenen  Waren  ein  Hausier- 
tent  erteilt,  dessen  sich  freilich  dann  andere  und  ins- 
sondere  die  Uffenheimerschen  Knechte  unbefugt  bedienten, 
igegen  wird  von  der  Polizei  auf  das  genaueste  vorgegangen. 
i  übrigens  Gabriel  UflFenheimer,  der  sich  wegen  seiner 
ilzkontrakt-Streitigkeiten  hier  aufhält,  nächstens  wieder 
Jgziehen  wird,  müssen  auch  seine  vielen  Knechte,  die  er 
rgeblich  nötig  hatte,  fortgehen,  und  der  allfällige  künftige 
andatar  Uffenheimers  mufs  auf  seine  Kosten,  nicht  aber 
»m  Hausieren  leben. 

Ad.  2.  Die  Verordnungen  betreffs  der  Juden  stammen 
18  dem  16.,  17.  und  dem  Anfang  des  18.  Jahrhundert  und 
stimmen  im  allgemeinen  das  Verhalten  gegen  die  Juden 
den  österreichischen  Ländern.  Speciell  für  Tirol  verbietet 
6  Landes-  und  Polizeiordnung  den  Juden  das  Hausieren 
Q  Lande  und  zwischen  den  Märkten  und  verhält  sie  zum 
ragen  eines  gelben  Streifens  an  ihren  Gewändern,  was  aber 
'boD  lange  nicht  mehr  beobachtet  worden  ist. 

Ad.  8.  Von  den  Geschäfte  halber  sich  einige  Zeit  in 
irol  aufhaltenden  Juden  wurden  anfänglich  täglich  30  kr. 
ezogen,  jetzt  blofs  15  kr.  Zu  Bozen  werden  die  gewöhn- 
chen  Marktgelder  entrichtet.  Früher  ist  von  ihnen  an  den 
'älschen  Konfinien  und  von  den  Augustinern  in  Seefeld  eine 
^ibmaut  eingehoben  worden;  aber  dermalen  besteht  keine 
^dere  Abgabe  ^für  sie  als  die  Toleranzsteuer.  Wenn  Juden, 
^e  Lazarus  und  Gabriel  Uffenheimer,  Häuser  besitzen,  so 
^ben  sie  die  Haussteuer  wie  andere  Inhaber  zu  entrichten. 
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Aufserdem  zahlt  Lazarus  Uffenheimer,  der  seit  1765,  als  der 
allerhöchste  Hof  hier  war,  ein  Spezereigeschäft  betreibt,  als 
bedungeDe  KoDzessionsrekognition  jährlich  20  Gulden. 

Im   allgemeinen   kommt  es   also  einerseits  auf  durch- 
reisende, andererseits  auf  ansässige  und  tolerierte  Juden  an. 

Von  den  blofs  durchreisenden  wird  jetzt  keine  nur  auf 
ihren  Stand  (als  Juden)  sich  beziehende  Leibmaut  oder 
sonstige  Abgabe  erhoben.  Jene,  welche  die  Märkte  besuchen, 
werden,  wie  andere  Kauf-  und  Handelsleute  gehalten,  ebenso 
die  mit  Taschenspielerei  und  ähnlichen  Künsten  sich  befassen- 
den ,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  jüdische  Religion  nach  den 
allgemeinen  Polizeivorschriften  behandelt.  Diejenigen  aber, 
welche  nur  mit  Hausieren  und  Schacher  sich  abgeben  und 
über  keinen  anderen  Erwerb  sich  ausweisen  können,  werden 
gar  nicht  ins  Land  gelassen  oder  im  Betretungsfalle  ab- 
geschafft. Von  den  ansässigen  und  tolerierten  erwähnt  der 
Gubemialbericht  des  Heinrich  Hendle  in  Bozen,  verheiratet 
mit  drei  Knechten,  der  Handelschaft  treibe,  und  des  Marcus 
Gerson,  der  ebenfalls  Handel,  besonders  aber  die  Bewirtung  | 
der  zu  den  Märkten  kommenden  Juden  betreibe.  Im  ganzen  | 
seien  in  Bozen  acht  Juden.  In  Innsbruck  führe  Lazarus 
Uffenheimer  mit  Weib  und  fünf  Kindern  und  ohne  Knecht 
die  ihm  verliehene  Spezereihandlung.  Gabriel  Uffenheimer 
mit  seinen  Kindern  und  vielen  teilweise  verheirateten  Knechten 
könne  nicht  mehr  gerechnet  werden,  da  er  fortziehen  werde. 

Geroäfs  den  höchsten  Verordnungen  seien  Hendl,  Gerson 
und  Lazarus  Uffenheimer  auch  femer  als  toleriert  anzusehen, 
haben  sich  jedoch  in  Bezug  auf  die  Sprache,  Erziehung  un^ 
Verwendung  ihrer   Kinder  in   die  vorgeschriebene  Lebens- 
art zu  fügen ;  blofs  bezüglich  der  Toleranzsteuer  wäre  rvi^ 
ihnen  eine  andere  Einrichtung,  nämlich  im  proportioniertei^ 
Verhältnisse    zu    den  Christen  des  gleichen  Gewerbes  uO* 
am  gleichen  Orte,  zu  treffen. 

Ein  Anstand  bestehe  nur  bezüglich  der  Knechte  4^ 
Gabriel  Uffenheimer,  da  einzelne  von  ihnen  bereits  zehn  u^^^ 
mehr  Jahre  hier  geduldet  sind ;  so  Abraham  Weil,  verheint^ 
(mit  vier  Kindern  und  einem  Knechte  oder  Schäcbter), 
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it  Seide  and  Wollwaren  handle  und  Märkte  besuche ,  und 
braham  und  Joseph  Uffenheimer,  beide  ledig,  die  Handel 
it  Uhren,  Dosen,  Ringen,  Seidenwaren  u.  a.  treiben.  Das 
ubemium  beantragte,  dieselben  weiter  zu  toleriren,  aber 
itsprechend  zu  besteuern  und  sie  zu  verpflichten,  dafs  sie 
ifser  auf  den  Märkten  nicht  hausieren  und  neben  ihrem 
aDdel  mit  einer  anderen  dem  Staate  nützlichen  Profession, 
ibrik-  oder  Gewerbebetrieb  sich  ausweisen,  widrigens  sie 
ie  andere  nicht  tolerierte  Juden  ohne  weiters  abzuschaffen 
Iren  *). 

Sei  es,  dafs  letztere  Mafsregel  durchgeführt  wurde  oder 
ifs  die  jüdische  Bevölkerung  aus  anderen  Ursachen  abnahm, 
li  der  auf  Grund  des  Hofdekretes  vom  21.  April  1781, 
?lches  die  jährliche  Revision  der  Volkszählungsoperate  an- 
dnete,  vorgenommenen  Volkszählung  im  Jahre  1785  wurden 
den  fünf  Kreisen  Tirols  mit  Vorarlberg  bei  einer  Gesamt- 
völkerung  von  506  463  Einwohnern  blofs  acht  Juden  vor- 
fanden *). 

Während  der  baierischen  Herrschaft®)  erliefs  König 
ax  I.  Joseph  von  Baiem  (1806—1825)  ein  auch  für  Tirol 
id  Vorarlberg,  sowie  für  das  im  Frieden  von  Wien  1809 
n  Österreich  abgetretene  Salzburgische  Gebiet  (nebst  dem 
nviertel  und  zwei  Drittteilen  des  Hunsrückviertels) ,  die 
8t  infolge  des  Münchener  Traktates  vom  14.  April  1816 
eder  an  Österreich  zurückgelangten,  gültiges  Edikt  vom 
L  Juni  1813  über  die  Verhältnisse  der  jüdischen  Glaubens- 
nossen  im  Königreich  Baiern*). 

Dieses  Edikt  regelte  in  34  Paragraphen  die  rechtliche 
ellung  der  Juden  in  folgender  Weise: 

^)  Innsbrucker  Statth.- Archiv:  Ad  Caesarem  1782,  f.  106  ff. 

«)  Egg  er,  Geschichte  Tirols  III  119. 

•)  Im  Frieden  von  Prefsburg  1805  trat  Österreich  Tirol  und 
ctirlberg  an  Baiem  ab.  Nordtirol  nebst  Vorarlberg  (ohne  Vils 
l  Weiler)  kamen  infolge  der  Pariser  Übereinkunft  vom  3.  Juni 
4,  Südtirol  auf  Grund  der  Schlufsakte  des  Wiener  Kongresses  vom 
Juni  1815  wieder  an  Österreich  zurück. 

*)  Königl.  baier.  ßegierungsblatt  vom  17.  Juli  1813,  N.  XXXIX, 
^1-932. 
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Um  den  jüdischen  Glaubensgenossen  eine  gleichförmige 
der  Wohlfahrt  des  Staates  angemessene  Verfassung  zu  geben, 
sollten  dieselben  das  Indigenat  in  den  baierischen  Staaten 
auf  gesetzliche  Weise  erwerben,  d.  h.  binnen  drei  Monaten 
nach  Kundmachung  dieses  Ediktes  die  Eintragung  in  die  bei 
der  königl.  Polizeibehörde  anzulegende  Judenmatrikel  unter 
Angabe  ihres  Wohnortes,  Standes  und  Alters,  der  Familien- 
zahl und  Erwerbungsart  sowie  Vorlage  ihrer  Schutzbriefe, 
Konzessionen  und  Aufenthaltsbewilligungen  erwirken  (§§1-4). 
Die  Aufnahme  erfolgte  nach  Annahme  eines  bestimmten 
Familiennamens  durch  Entscheidung  des  Generalkom- 
missariates nach  erfolgter  Ablegung  des  Unterthanseides 
auf  die  Bibel  durch  Eintragung  in  die  Matrikel,  aus  welcher 
der  Jude  zu  seiner  Legitimation  einen  Auszug  erhielt 
(§§  5 — 8).  Jede  Einwanderung  und  Niederlassung  fremder 
d.  h.  solcher  Juden,  welche  obige  Bedingungen  nicht  er- 
füllten, war  verboten  (§§  10,  11).  Die  Zahl  der  Juden- 
familien in  den  Orten,  wo  sie  dermal  bestehen,  durfte  nicht 
vermehrt,  sondern  mufste  vielmehr  nach  und  nach  vermindert 
werden,  wenn  sie  zu  grofs  ist  (§  12).  Jedoch  konnte  die 
Ansässigmachung  über  die  Zahl  in  Orten,  wo  sich  bereits 
Juden  befanden,  oder  in  Orten,  wo  noch  keine  Juden  waren, 
von  der  allerhöchsten  Stelle  bewilligt  werden  wegen  Er- 
richtung von  Fabriken  und  grofsen  Handelsunternehmungen, 
bei  Ergreifung  eines  ordentlichen  Handwerkes,  wenn  sie  die 
Ausübung  eines  Meisterrechtes  erhielten,  und  wenn  sie  soviel 
Grund  und  Boden  zur  eigenen  Bearbeitung  erkauften,  dafs 
sich  eine  Familie  vom  Feldbau,  ohne  daneben  Handel  Pi 
treiben,  gut  ernähren  konnte  (§  13).  Die  um  die  Heirats- 
bewilligung ansuchenden  Juden  mufsten  gemäfs  §  14  nach- 
weisen, dafs  hierdurch  die  bestimmte  Zahl  nicht  überschritten 
werde  und  dafs  sie  mit  Ausschlufs  des  Schacherhandels  einen 
ordentlichen  durch  das  Gesetz  gebilligten  Erwerbszweig  be- 
trieben, von  dem  sie  sich  und  ihre  Familien  zu  ernähren  i^ 
Stande  sind.  §  15  liefs  die  Juden  zu  allen  bürgeriich^ 
Nahrungszweigen,  als  Feldbau,  Handwerken,  Betrieb  tö^ 
Fabriken  und  Manufakturen  und  des  ordentlichen  Handel 
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nit  Ausschlufs  des  Schacherhandels)  unter  den  in  den 
§  16—20  enthaltenen  Bedingungen  zu.  Nach  §  16  konnten 
e  das  volle  und  Nutzeigentum  (dominium  plenum  et  utile) 
)n  Häusern,  Feldern  und  anderen  Gründen  erwerben,  das 
hereigentum  (dominium  directum)  jedoch  nur,  wenn  sie  das 
utzeigentum  besafsen.  Dagegen  war  ihnen  die  Erlangung 
utsherrlicher  Rechte  verboten  und  der  Ankauf  und  die 
igene  Bewohnung  von  Häusern  in  der  Residenzstadt  von 
er  Genehmigung  der  Allerhöchsten  Stelle  abhängig  gemacht, 
tire  Felder  konnten  sie  durch  jüdische  und  christliche  Dienst- 
oten  bearbeiten  lassen.  Die  Verwendung  ausländischer  Juden 
rar  jedoch  verboten.  Die  Pachtung  von  Feldgründen  war 
luien  gestattet,  die  Verpachtung  untersagt  (§  17).  Nach 
18  konnten  sie  alle  Manufakturen,  Fabriken,  Gewerbe  und 
landwerke,  sie  mochten  zünftig  sein  oder  nicht  (mit  Aus- 
tahme  der  Brauereien,  Schank-  und  Gastwirtschaften),  falls 
brer  Ansässigmachung  nichts  im  Wege  stand,  wie  die  Christen 
^treiben.  Es  sollten  jedoch  keine  eigenen  jüdischen  Zünfte 
►estehen,  sondern  die  hinlänglich  Befähigten  in  die  vor- 
handenen Zünfte  aufgenommen  werden.  Sie  konnten  zur 
Meisterschaft  gelangen  und  dann  christliche  und  jüdische 
Uhrjungen  und  Gesellen  aufnehmen.  Ferner  konnten  sie 
•u  dem  ordentlichen  Wechsel,  Grofs-  und  Kleinhandel  mit 
)rdentlicher  Buchführung  (die  jedoch  nur  in  deutscher  Sprache 
gestattet  war),  zugelassen  werden,  wenn  sie  das  hinreichende 
V'^ermögen,  die  gute  Aufführung  und  die  gesetzlich  vor- 
Seschriebene  Gewerbsbefähigung  nachweisen  (§  19).  Dagegen 
«^ar  aller  Hausier-,  Not-  und  Schacherhandel  in  Zukunft 
gänzlich  verboten  und  eine  Ansässigmachung  hierauf  durch- 
aus untersagt  (§  20).  §  21  verfügte  die  Auflösung  aller 
Judenkorporationen  binnen  sechs  Monaten. 

Die  in  den  verschiedenen  Orten  des  Königreiches  wohnen- 
den Juden  sollten  keine  eigene  Judengemeinde  bilden,  sondern 
sich  an  die  christlichen  Bewohner  des  Ortes  in  allen  Gemeinde- 
Angelegenheiten  anschliefsen  und  (mit  Ausnahme  der  Not- 
Handel  treibenden  Juden)  mit  ihnen  die  Gemeinderechte  und 
Verbindlichkeiten  teilen  (§  22). 
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§  23  sicherte  den  jüdischen  Glaubensgenossen  yoII- 
kommene  Gewissensfreiheit  und  alle  in  dem  Edikte  vom 
24.  März  1809,  Abschnitt  II,  Kap.  2  (Regierungsblatt  1809 
St.  XXXX,  904)  den  Privatkirchengesellschaften  eingeräumten 
Befugnisse  zu,  sofern  sie  in  der  gegenwärtigen  Verordnang 
nicht  abgeändert  oder  näher  bestimmt  wurden. 

Nach  §  24  konnten  die  Juden,  wo  sie  in  einem  mit  der 
Territorialeinteilung  des  Reiches  übereinstimmenden  Bezirke 
in  einer  Zahl  von  wenigstens  50  Familien  vorhanden  waren, 
eigene  kirchliche  Gemeinden  bilden  und  an  Orten ,  wo  eine 
Polizeibehörde  bestand,  eine  Synagoge ,  einen  Rabbiner  and 
eine  eigene  Begräbnisstätte  haben ;  wo  dies  jedoch  nicht  der 
Fall  war,  wurden  sie  gemäfs  §  25  auf  die  einfache  Haus- 
andacht beschränkt. 

Wo  eine  Synagoge  bestand,  durfte  nur  der  Rabbiner 
oder  dessen  bestätigter  Substitut  kirchliche  Verrichtungen 
ausüben.    §§   26—29  regeln  die  Bestellung  der  Rabbiner, 
welche  königliche  Unterthanen,  der  deutschen  Sprache  mächtig 
und  wissenschaftlich  gebildet,  ohne  Makel  des  Wuchers  oder 
eines   betrü  glichen  Bankerotts  und   von  sittlichem  Lebens- 
wandel sein  mufsten,  über  Vorschlag  der  Kirchengemeinde 
von  dem  Generalkommissariat  ernannt  und  nur  mit  dessen 
Zustimmung   entlassen  wurden    und  bei  ihrer  Bestätigung 
einen  feierlichen  Eid  abzulegen  hatten,  den  Reichsgesetzen 
gehorsam  zu  sein ,  nichts  gegen  dieselben  zu  lehren  und  zu 
gestatten  und  sich  mit  keinem  ausländischen  Oberen  ein- 
zulassen.   Der  Wirkungskreis  der  Rabbiner  war  auf  kirch- 
liche  Verrichtungen   beschränkt,    und   alle  Ausübung  von 
Gerichtsbarkeit  und   alle   Einmischung  derselben  und  der 
Bamosen   (Parnassim,    der    Ältesten)    in   bürgerliche  oder 
Gemeindeangelegenheiten  bei  Geld-  und  Arreststrafen,  eveß- 
tuell   Entlassung  und  Nichtigkeit  der  Handlung  verbotet 
(§  30).    Nach  §  31   verblieb  das  jüdische  Kirchenvermöge* 
den  jüdischen   Kirchengemeinden   und    sollte   durch  ein^^ 
Kultusausschufs,  bestehend  aus  dem  Rabbiner  und  zwei  tö^ 
der  Gemeinde  erwählten  Mitgliedern,  verwaltet  werden.  P^ 
züglich  des  Unterrichts  bestimmten  die  §§  32—34,  dib  ^ 
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lassen  werden ;  doch  sollten  sie  keine  öffentlichen  Ämter  be- 
kleiden und  war  ihre  Vermehrung  nicht  gestattet 

Gemäfs  dem  Hofdekrete  vom  17.  Januar  1818^)  durlteD 
sie  an  ihren  Festtagen  nicht  vor  Gericht  geladen  werden. 

Mit  dem  Ministerialerlasse  vom  13.  Oktober  1849*) 
wurde  die  Gleichstellung  der  Juden  mit  den  übrigen  Staats- 
bürgern bezüglich  des  Rechtes  der  Verehelichung  aus- 
gesprochen, und  die  Eidesabiegung  im  freiheitlichen  Sinne 
mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  Au- 
gust 1850^)  geregelt. 

Mit  der  Allerhöchsten  Entschliefsung  vom  17.  März 
1860  wurden  die  Beschränkungen  bezüglich  des  Grundbesitzes 
aufgehoben  *),  und  durch  die  Statthalterei-Kundmachong  vom 
14.  Dezember  1878*)  für  die  Matrikenführung  der  Israeliten 
Bestimmungen  getroffen. 

Vgl.  dazu  noch  die  S.  514 — 517  angeführten  Gesetze. 

Beilasre  I.    Die  Judenordnunfir  Herzofir  Friedrichs 
mit  der  leeren  Tasche  vom  1.  Mai  1431.   (Zu  S.  &8$) 

Cod.  des  Wiener  Hans-,  Hof-  nnd  Staatsarchiyes  N.  415,  p.  166£ 

Bekennen,  daz  wir  Mftnndlein  Symon  und  Rubein  Jaden 
mitsambt  irn  hausfrawn  und  hausgesinde  aufgenomen  \aA 
in  die  gnad  getan  haben  wissentlich  mit  dem  brief ,  daz  si 
ir  weiber  und  hausgesinde  in  unsem  steten  ze  Boczen  odtf 
andern  in  unsrer  graffschaft  Tirol  gelegen  von  dem  nachßt- 
kunftigen  heiligen  phingstag  fünf  ganze  iare  nacheinander 
nachstkunftig  wonen  und  beleiben  und  dazwischen  im  gesuch 
und  gewerb  mit  kaufmanschaft  und  ausleihen  treiben  magea, 
als  dann  hernach  geschriben  steet.  1)  Des  ersten,  dax  si 
von  ainem  land  mann  und  andern  den  unsem  nicht  m^[ 
sullen  nemen  denn  albeg  von  ainem  phund  die  wocben  drei 


»)  Prov.  Ges.-Sammlong  V  35. 
<)  Landes-Gesetzblatt  1850,  N.  6. 
>)  Landes-Gesetzblatt  N.  392. 
*)  Landes-Gesetzblatt  N.  19. 
'')  Landes-Gesetzblatt  N.  7. 
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roer,  aber  von  ainem  gast  mugen  si  nemen,  wie  er  mit 
uberain  kumbt  oder  geding  machet;  2)  auch  mugen  si 
f  allerlai  phant  gleichen  dann  auf  geweicht  kelch  und 
ssgewant  nicht.  3)  Wir  sullen  in  auch  in  dem  obgemelten 
serm  land  der  grafschaft  Tirol  gAten  stad  schaffen  und  in 
lolfen  sein,  warzA  si  recht  habend  und  si  nicht  nöten 
1er  ire  recht  ze  tön.  4)  Wann  auch  ir  feirtag  ist,  so 
len  si  nicht  phlichtig  sein  phant  ze  losen  geben  oder  rech- 
Qg  ze  tun  noch  ander  gescheffte  haben  weder  mit  gericht 
.  oder  in  ander  wege.  5)  Und  wenn  ain  phand  mer  dann 
i  iar  gesteet,  so  sol  es  derselben  Juden  aigen  sein.  6)  Wftr 
m  ain  phand  ze  pos,  daz  es  der  Jud  nicht  lenger  wolt 
ben,  so  sol  der  Jud  ainen  Schergen  zu  dem  schikchen  des 
s  phand  ist,  der  im  sag  daz  er  das  phand  nicht  lenger 
ben  wil.  Löset  er  es  dann  nicht  inner  acht  tagen  darnach, 
mag  dann  der  Jud  das  phand  wol  verkaufen.  7)  W8r 
er  ain  taiding  zwischen  in  auf  ain  zeit,  so  sol  aber  nach 
rselben  zeit,  ob  das  phand  darinne  nicht  geloset  wirdet, 
3  Juden  aigen  sein  und  bedarf  der  Jud  dann  nicht  ain  iar 
ften.  8)  Item  und  ob  kainerlai  schad  geschehe  an  den 
anden,  es  w3r  von  milben  mewsen  fewr  gotzgwalt  von 
ipen  oder  herrennot  ungevfirlich,  des  sullen  die  Juden  nicht 
»In.  9)  Wan  verlewset  ainer  das  phand,  so  verlewset  der 
1  das  gelt  das  er  auf  dem  phand  hat.  10.  Man  söl  auch 
1  benanten  Juden  gelauben  was  si  bei  irm  aide  und  war- 
it  gesprochen  mugen ,  daz  die  phant  steen ,  es  sei  haubt- 
t  oder  gesftch.  11)  Item  ob  die  egenanten  Juden  bieten 
lihen  auf  brieve  oder  auf  glubde  und  des  nicht  bezalt 
Kthten  werden,  wer  in  darumb  an  laugen  wßr,  sullen  wir 
schaffen  für  sich  auszurichten,  wer  in  aber  laugent,  gen 
nselben  sullen  wir  in  ain  furderlich  recht  schaffen.  12)  Item 
*  die  egenanten  Juden  gelihen  bieten  auf  urbar  hftwser 
ler  ander  erb  und  guter,  des  sol  man  in  auch  beholfen  sein. 
0  Item  auch  sullen  wir  mit  unsern  üeischhakchem  schaffen, 
welher  unsrer  stat  der  benanten  unsrer  grafschaft  Tirol 
^anend  sind,  daz  si  in  viech  geben  ze  sneiden  nach  irm 
^n  und  in  fleisch  ze  kaufen  geben  umb  im  phening,  in 

ScbarQr,  Beitrig«  I.  41 
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ainem  gleichen  kaufen,  als  dann  in  derselben  unsrer  sUt 
gwonlich  ist  und  sullen  es  die  Juden  lassen  beschawn  nach 
irm  siten  und  ain  iglicher  pader  sol  si  paden  umb  ir  gelt, 
als  dann  gwondlich  ist.  14)  Si  mugen  auch  auf  allen 
mfirkchten  anrüren  und  kaufen  umb  irn  phening  was  in 
notturft  ist.  15)  Item  man  sol  in  auch  wo  si  wonen  wellen 
umb  irn  zins  hftwser  leihen  und  kästen,  knecht  und  diern, 
die   in   umb  irn  phening  gern  dienen  wellen,  dienen  lazzen. 

16)  Item  ob  auch  der  obgenanten  Juden  ainer  mit  der  warbait 
begriffen  wflrde  bei  ainer  kristinne,  so  sol  derselb  Jud  der 
herrschaft  nicht  mer  vervallen  sein  dann  fünfzig  phant 
pemer   und   dann  von   mftniklichen   unbekumbert  beleiben. 

1 7)  Item  ob  ain  phant  den  benanten  Juden  geseczt  verstoln  wk, 
so  sol  man  dem  Juden  sein  haubtgftt  und  schaden  ausrichten 
und  ist  nicht  schuldig  den  diep  ze  melden.    18)  Item  es  sol 
auch  kain  richter  gestatten ,  daz  dem  Juden  freithof  kain 
frevl  beschuhe.    Wer  das  aber  tet,   den  sol  man  daminb 
strafen.     19)  Item  ob  auch  die  benanten  drei  Juden  und  ir 
hausfrawn  und  hawsgesind  zwaiung  mit  einander  oder  andern 
Juden  bieten,  mugen  si  das  undereinander  selber  gerichten, 
so  sullen  die  egenanten  Juden  nicht  mer  gen  dem  gerichte 
vervallen    sein  noch  darumb   hoher  gepüsset  werden  dann 
ain  Krist  rechtlich  umb  solch  sachen  gepüsset  wirdet  on- 
gevftrdlich.   20)  Item  was  die  egemelten  drei  Juden  gelt  lutben, 
es  sei  ir  aigen  gut  oder  daz  si  das  von  andern  Juden  haben. 
darzu  sol  niemand  kain  ansprach  haben.  21)  Item  obiemand 
zu  den   obgemelten  drein  Juden  ichts  zesprechen  biet,  es 
w6m  Kristen  oder  Juden,  das  sullen  si   nindert  anderswo 
verantvmrten  dann  vor  unser  oder  dem  wir  das  emphelhen. 
22)  Item  wir  sullen  auch  nicht  gestatten,  daz  si  noch  die  '\t^ 
kain  Jud   in  den  pan  tft  sunder  gepieten  und  schaffen,  i^ 
weder  Kristen  noch  Juden  desselben  pannes  achten.   28)  Ite^ 
wenn   auch   die  egenanten  Juden  nach  den  benanten  fu<^ 
jam  von  uns  ziehen  wolten,  des  sullen  wir  in  gunnen  u^d 
bedürfen  uns  darumb  nicht  fragen  noch  urlaub  nemen,  do^' 
daz  si  uns  und  die  unsem  aufrichten,  ob  si  uns  icht  gelt^ 
selten.   24)  Item  uns  sind  auch  die  vorgemelten  Juden  ni^' 
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er  schuldig  ze  geben  denn  den  gewondlichen  zins,  des 
>mlich  von  ir  iglichem  jerlich  zehen  ducaten  ist  in  unser 
imer  albeg  ze  pbingsten  ze  raichen  und  si  sullen  auch 
imit  vor  aller  aufweisung  hfttung  stewr  wacht  arbait  in 
fm  graben  und  an  der  mawr  ledig  sein.  25)  Item  man  sol 
id  mag  auch  die  egenanten  Juden  umb  kain  zeihung,  bos 
omunden  nicht  überzeugen  denn  mit  zwain  erbern  fromen 
isessen  Kristen  und  mit  zwain  erbem  Juden,  die  nicht  ir 
(ind  sein;  sind  aber  da  nicht  zeugen,  so  mugen  sich  die- 
ilben  Juden  wol  ledigen  und  entreden  mit  irm  aide  als  dann 
)r  Juden  recht  ist.  26)  Item  trib  auch  iemand  kain  unfür 
der  obgemelten  Juden  hftwser,  es  w6r  mit  übel  handlung 
ihung  oder  in  ander  weg.  Und  wfirn  dann  nicht  mer 
ugen  dabei  dann  derselben  Juden  hausgesinde,  so  mag 
isselb  ir  gesinde  wohl  zeugniss  geben.  Und  was  si  bewÄr- 
'h  sagend,  als  recht  ist,  das  sol  man  in  glauben.  27)  Wör 
er  niemand  dahaim  dann  der  egenanten  Juden  ainer,  dem 
I  man  auch  glauben  als  recht  ist  und  ob  sich  der  Jud  ge* 
irt  hat,  das  sol  im  kainen  schaden  gen  uns  den  unsem 
ch  gen  niemand  bringen  ungeverlich.  28)  Item  man  sol  auch 
in  Juden  Judenkind  nicht  taufen  daz  under  dreizehn  jam 
t  ist  und  mit  den  gegenwurtigen  freihalten  solh  sich  nie- 
änd  behelfen  noch  kainem  andern  ze  staten  komen  und  ze 
If,  dann  den  obgenanten  drein  Juden.  29)  Item  ob  auch  die 
gemelten  Juden  lenger  dann  die  obberurten  fünf  jare  under 
IS  in  der  obgenanten  grafschaft  Tirol  wolten  sein,  so  sullen 
wider  darumb  für  uns  komen  und  solh  gnad  und  freihält 
der  er  herben  und  uberain  werden  nach  unserm  gevallen 
les  ungeverdlich.  Mit  urkund  diz  briefs  geben  zu  Insprugg 
i  Sand  Philipps  und  sand  Jacobstag  apostolorum  anno  domini 
illesimo  quadringentesimo  tricesimo  primo. 

eilage  II.  Apologrie  der  Juden  in  Trient.  (Zu  S.  610 flF.) 

(Capsa  69  N.  192  des  Statth.-Archiyes  in  Innsbruck.) 

Causa  tante  persecucionis,  calamitatis,  confusionis,  spolia- 
onis  bonorum  tantorumque  cruciatuum  ac  necis  nephande 

41* 
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Hebreorum  in  civitate  Tridentina  commorancium  fuit  quidam 
Johannes  Scueczer  incola  Tridentinus,  homo  pauper,  yicmos 
Hebreorum  et  eorum  antiquus  hostis  sceleratus  et  nepharios, 
qui  cum  volens  dictos  Hebreos  redimere ,  tantum  nephas  ad 
pemiciem  eorum  aggi*essus  est,  quod  non  solum  HebreiTri- 
dentini,  qui  bonis  eorum  non  paucis  spoliati,  carcerati,  di- 
versis  tormentis  cruciati  et  crudeliter  et  inique  mortui  soot, 
verum  eciam  scandala  multa  aliis  iudeis  dicte  civitatis  Ti- 
cinis  et  mortes  eciam  evenerunt  et  dubitatur ,  quod  nisi  de 
oportuno  remedio  provideatur  facile  omnibus  iudeis  inter 
christianos  commorantibus  similia  evenire  poterunt. 

Iste  sceleratus  Johannes  tum  ex  antiquo  odio,  quo  san- 
guinem  Hebreorum  sciciebat  et  fretus,  ut  creditur,  favore 
nonnullorum  civium,  qui  egre  ferebant  se  spretos  a  iudeis  in 
confectione  capitulorum,  que  a  civibus  habere  consueverant 
et  sine  illis  habitis  tantum  capitulis  ab  episcopo  impetratis 
in  civitate  manebant  et  ex  hoc  in  odium  Hebreorum  exar- 
serant,  machinatus  est  hoc  nephas  et  per  suam  concubinam 
sive  uxorum,  pessimam  mulierem,  puerum,  de  cuius  nece 
actum  fuit,  rapi  fecit  et  abscondi. 

Puero   deperdito   parentes   illum   perquirunt  die  Jovis 
sancta,   quo   dicitur   puerum   deperditum  et  illum  non  io- 
venientes  redierunt  ad  domum.    Johannes  vero  et  alii  odiosi 
Hebreorum    disseminabant    per    civitatem,    quod   iste  poer 
debebat  esse  in  domibus  Hebreorum,  et  hoc  constat  ex  pro- 
cessu,  quando  pater  asseruit  officiali  ita  fuisse  sibi  dictuiD. 
Petit  ab  episcopo  pater  pueri  sibi  provideri,  committit  epis- 
copus  potestati,  ut  provideat,  fit  proclamacio  per  civitate© 
sub  pena   pro   inveniendo   puero   nullö   comparente,  pater 
asserens  se  informatum,  quod  debet  esse  in  domibus  Hebre- 
orum et  dictum  quod  instaret,  ut  illorum  domus  perquirerentuT^ 
petit  illas  perquiri.   Et  sie  officialis  et  alii  perquirunt*)  ^^ 
Veneris  sancta  cum  maxima  diligencia*)  domum  Samuel^ 
Helirei  solum  •),  in  qua  erat  sinagoga  Hebreorum,  et  ita  f^ 

')  Damach  folgt  getilgt:  domos  Hebreorom. 

')  Damach  folgt  getilgt:  et  eciam. 

')  solum  ist  von  anderer  Hand  am  Rande  nachgetragen. 
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gens  perquisitio  dicte  domus,  ut  non  modo  corpus  infantis, 

acus  uno  reperta  fuisset.  Erat  autem  dies  Veneris 
icta,  in  qua  cbristiani  plus  iudeos  aborrent  et  tarnen  nicbil 
ertum  est,  prout  in  vero  nicbil  erat.  Et  licet  in  pro- 
äu  dicatur,  quod  Vicencio  (?)  milite  perquisivit  domum 
nuelis  in  multis  locis,  illud  fuit  sie  scriptum  contra  veri- 
em,  quia  publice  iste  officialis  et  eciam  coram  commissario 
it,  quod  non  potuisset  infans  unus  vivus  vel  mortuus  ibi 
B,  quod  non  fuisset  repertus.  Et  hoc  eciam  dicunt  littere 
scopi  Tridentini. 

Deinde  die  dominico  sequenti  quasi  de  sero  repertum 
:  corpus  infantis  in  quadam  roggia  sive  canali  aque  ductus 

domo  Samuelis  existenti  et  statim  Samuel  fecit  intimari 
scopo,  quod  dictum  cadaver  erat  ibi  repertum  et  binc 
ipta  oportuna  occasione  fuit  in  Samuelem  et  alios  Hebreos 
madversum  et  capti  et  carcerati  sunt  absque  alio  indicio. 

Captus  eciam  fuit  Jobannes  prefatus  et  concubina  contra 
»s  indicia  procedebant,  sed  iudei  diris  carceribus  man- 
äti  fuerunt  et  in  compedibus  et  cippis  positi,  Jobannes 
0  in  quadam  camera,  a  qua  leviter  exire  poterat  detine- 
ur  et  pro  purgacione  indiciorum,  que  contra  eos  babita 
Dt,  satis  fuit  dixisse  se  illa  die  non  fuisse  in  civitate  et 
i  aliter  discusso,  an  verum  esset,  nee  considerantes,  quod 
iectio  cadaveris  in  fossatum  non  fuit  facta  de  die  sed  de 
te,  clam  liberatus  fuit  ex  industria  et  voluerunt  asserere, 
4  miraculose  fuit  liberatus,  concubina  vero  non  examinata 

detenta  fuit  liberata,  licet  contra  eos  essent  indicia 
liencia  urgencia.  Quod  autem  Jobannes  fuerit  macbinator 
eris,  constat  ex  istis  presumpcionibus  et  probacionibus : 
mo  quia  captus  fuerat  tanquam  suspectus,  tum  quia  ini- 
us  Hebreorum,  tum  ex  aliis  indiciis,  et  maxime,  quia 
ei  capti  et  per  quindecim  torti  constanter  negabant  se 
sse,  sed  Jobannem  prefatum  boc  fecisse  ad  perniciem 
um.  Ista  fuerunt  scripta  per  episcopum  Tridentinum 
ctissimo  domino  nostro  in  litteris  suis,  in  quibus  dicit, 
»d  Jobannes  fuit  captus  precedentibus  indiciis  contra  eum 
uxorem,  et  tarnen  nunquam  fuit  examinatus  nee  uxor, 
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sed  finxerunt  eum  miraculose  liberatum  ad  des 
Hebreoruin,  de  quo  miraculo  nichil  constitit  coi 
utque  credit ur  posse  constare. 

Accenditur  odium  et  ira  contra  iudeus,  torq 
quia  nichil  confitentur  reno  van tur  et  duplican 
menta  et  varia  et  diversa  et  atroeia.  P 
ignis  sulphure  ovis  bullientibus  sub  1 
appositis,  ita  quod  primo  appositis  unus  in 
deffecit  et  mortuus  est  et  alius  nunc  similiter  periit 
fuit  eis  vitam  una  morte  finiri,  quam  cothidie  per 
varia  et  atrocia  tormenta  cruciari.  Et  si 
considerentur  processus  et  omnia  indicia,  que  ers 
iudeos,  licet  falso  conficta,  tarnen  ex  duplicata 
cata  et  quadruplicata  tortura  quam  quand 
Vera  erant  purgata.  Quis  est  enim  tam  cons 
possit  per  dies  quindeeim  perseverare 
negacione,  prout  fecerunt  isti  iudei,  qu 
episcopus  Tridentinus  in  suis  litteris,  in  quibus 
plures  dies  torti  et  interrogati  nichil  in  huius')  | 
sceleris  aut  culpe  uno  ore  unaque  voce  affin 
in  alio  loco,  tandera  multis  et  variis  in  eosde 
attemptatis  quindena  fere  finita  etc.  et  sie  per 
fueruntcruciati,  licet  in  processu  non  ponatur, 
tum  est  de  industria,  ne  appareat  de  crudelitate  ton 

Summa  criminis  in  eos  hec  fuit,  scilicet  quod  < 
sancta  Hebrei   prefati  in  Synagoga  in   domo  Sami 
gregati  consilium  fecerunt  de  habendo  uno  puero 
in  Jobal  id  est  in  anno  iubilei,  de  cuius  sanguine 
in  azimis  et  in  circumcisione  et  fetorem  tolleret  H« 

Subditur ,    quod    Samuel   requisivit    Lazarum 


1)  Darauf    folgt    getilgt:    illis.     Nach    Bonelli,    Di 
103  n.  a  und  dem   Codex  N.  5360  der  Wiener  Hofbiblioth 
dem  Samuel  bei  dem  Heraufziehen  an  dem  Seile  kochend 
unter  die  Achselhöhlen  gelegt,  anderen  wurde  bei  der  1 
Pfanne  mit  rauchendem  Schwefel  unter  die  Nase  gehalten. 
Strack,  Das  Blut    127  ff. 

■)  Darauf  folgt  getilgt:  nece. 
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suum,  ut  vellet  christianum  adducere  et  quod  ille  recusavit 
et  statim  de  civitate  recessit. 

Item  quod  postea  requisitus  fuisset  Tobias  et  quod 
Thobias  in  die  Jovis  sancta  discurrens  per  civitatem  invenit 
Symonem  queudam  sedendum  sine  custode  et  quod  eum 
secum  duxit  ad  domum  Samuelis  et  occisus  fuit  prout  falso 
in  processibus  et  capitulis  ac  inpressuris  asseritur. 

Nunc  demonstrandum  est  et  per  leges  et  auctoritates 
et  exempla  et  rei  evidenciam  predicta  non  modo  vera  nee 
verisimilia  esse  possint.  Primo  enim ,  quia  in  lege  et  testa- 
mento  veteri,  quod  apud  Hebreos  observatur  homicidium  est 
prohibitum  ethomicida  morte  punitur,  habetur  Genesis  IV. 
capitulo^)  ubi  dicitur:  Quicunque  effiiderit  sanguinem  ho- 
minis, eflfundetur  et  sanguis  illius,  et  Exodi  XX:  Non  oc- 
cides,  et  in  eodem  XXI:  Qui  percusserit  hominem  volens 
occidere,  morte  moriatur,  et  iterum:  Si  quis  occiderit  ho- 
minem ab  altari  meo,  evelles  ut  moriatur.  Levitici  XXIII: 
Qui  occiderit  hominem  morte  moriatur,  et  in  multis  aliis 
locis,  tam  de  cive,  quam  de  alienigena  et  servo  et  eciam 
animalibus  prohibitum  reperitur  et  per  hoc  credendum  est, 
iudeus  non  modo  homicidium  non  commisisse,  sed  nee  cogitasse. 

Accedit  ad  hee  racio  naturalis,  quia  cum  dicti  Hebrei 
essent  pauci  in  dieta  civitate  sub  dominio  ehristianorum  et 
viderent  se  habitos  odio  a  civibus,  considerare  debebant  peri- 
culum,  quod  eis  immineret,  si  homicidium  attemptassent, 
maxime  eo  tempore,  quo  magis  christiani  infesti  sunt  iudeis 
propter  passionem  Christi,  propter  quod  eis  eciam  prohibetur 
domus  exire,  tum  ex  ritu  eorum,  tum  per  proclamata,  que 
solent  fieri  comuniter  in  civitatibus  et  tunc  facta  fuerat  in 
dicta  civitate  Tridentina. 

Accedit  eciam  tempus  pascale  eorum,  quod  fuit  in  die 
Jovis  sancta  XXIII  Marcii,  quo  tempore  ex  lege  non  modo 
interficere,  sed  nee  aliquid  inmundum  aut  contaminatum 
comedere  vel  tangere,  nee  aliquod  morticinum  videre  neque 


')  Darauf  folgt   getilgt:    et   in  eodem  XI:   Qui  percusserit  ho- 
nunem  volens  occidere,  morte  moriatur. 
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sanguinem  längere  et  hiis  similia,  sed  debent  esse  mandi 
ab  omni  sorde. 

Item  nee  est  presumendum,  quod  dicti  Hebrei,  in  quorum 
numero  erant  aliqui  docti  et  divites,  predicta  communicassent      l 
inter  omnes,  si  facere  voluissent,  cum  non  essent  ita  grossi 
et  ignorantes,  quod  res,  que  inter  multos  conununicatur,  fa- 
eile  venit  ad  lucem  et  veniendo  ad  lucem  sequebatur  eonifl^ 
destructio  et  presertim,  quia  odiosi  sunt  inter  se  et  de  fs" 
cili  possent  destruere  maiores  minores,  qui  talia  ordinassea^ 
a  principio. 

Item  alia  racione  non  est  presumendum,  quia  cun^^ 
asseratur  Lazarum,  servum  Samuelis,  requisisse  aufugisse^ 
poterant  considerare  et  dubitare,  quod  ille  causam  fuge  sue 
propalaret  et  prout  verisimile  erat.  Item  non  est  credendum, 
quod  hoc  factum  et  perpetratum  fuerat,  quia  similia  fieri 
per  Hebreos  nunquam  vere  esse  repertum  est  tanquam  pro- 
hibita  a  lege  et  tradicionibus  seniorum.  Nee  inter  Hebreos 
est  similis  ritus  aut  consuetudo  et  si  esset,  iam  tot  elapsis 
annorum  curriculis  vel  per  scripturas  vel  per  facti  eviden- 
ciam  fuisset  sertum  et  \isum,  nee  annus  iubileus  polest  hanc 
fictionem  colorare,  maxime  quia  iste  annus  iubileus  non  est 
annus  L^""^  datus  a  lege,  sed  annus  datus  ex  gracia  tempore 
domini  Pauli  et  si  diceretur,  quod  inter  iudeos  esset  annus 
iubileus,  hoc  non  polest  esse  verum,  quia  si  numeremus 
annos  a  creacione  mundi  sive  ab  exitu  Israel  ex  Egiplo,  non 
reperiemus,  istum  esse  annum  iubilei,  licet  Hebrei  annum 
iubilei  non  celebrent. 

Accedit  eciam  exempla  notoria,  propter  que  credi  non 
polest  nee  debet  ex  more  vel  rilu  Hebreorum  esse  inlerficere 
puerum  christianum  et  de  sanguine  facere,  que  supradicta 
sunt,  quoniam  multi  Judei  sunt  inter  Turchos  et  Mauros 
et  alios  iufideles  et  maxime  in  Constantinopoli,  ubi  sunt  cir- 
citer  XL**  milia  Hebreorum,  et  venduntur  et  emuntur  pueri 
christiani  et  quibus  facile  esset  pueros  sie  venditos  impune 
occidere,  et  tamen  nunquam  dictum  aut  repertum  fuil  hoc 
fuisse  factum. 

Insuper  habentur  decreta  apostolica   hoc   expresse  de- 
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larancia,  videlicet  mendacia  esse  Hebreos  occidere  pueros 
hristianos  et  in  corde  eorum  communicare  et  sanguinem  in 
izimis  et  in  circumcisione  apponere  et  hahentur  bulle 
3ali8ti  IL,  Eugenii  IV.,  Alexandri  III.,  Clementis,  Celestini, 
nnocencii,  Honorii  et  Gregorii  X.  et  Martini  V.,  per  quas 
ipparet  predicta  confingi  ad  redimendum  Hebreos  et  licet 
(X  dictis  litteris  apostolicis  posset  argui  alias  fuisse  factum 
espondet  et  quod  potest  argui  falso  fuisse  confectum  et 
amen  non  fuisse  eorum  repertum  et  quod  ista  processit  ab 
llis,  qui  iudeos  redimere  volebant,  prout  nunc  ab  isto  ne- 
uam^)  Johanne  processit. 

Item,  quod  non  sit  verum  aut  verisimile,  quod  sanguis 
ueri  christiani  occisi  ponatur  in  azimis  vel  in  circumcisione, 
>paret  manifeste,  nam  et  cum  circumeisio  et  azimi  panes 
ducti  ante  adventum  Christi  et  continuate  ultra  tempus 
ium  milium  annorum,  quibus  temporibus  nullus  erat 
xistianus,  non  poterat  de  sanguine  christiani  in  illos  poni. 

Insuper  est  advertendum,  quod  antedie(m)  Jovis  sancta(mX 
te  fuit  dies  primus  azimorum  vel  pascatis,  fuerant  facti 
Ues  azimi  ad  sufficienciam  pro  illis  diebus  et  ita  solent 
(^ere,  quia  in  talibus  diebus  pascatis  non  licet  eis  facere 
»nes  nee  aliquid  tangere  et  sie  non  erat  amplius  necessitas 
Uguinis  pueri  christiani.  Et  si  diceretur,  quod  sanguinem 
•lebant  conservare,  ostenditur  hoc  non  esse  verum,  quia  si 
'o  sanguine  puer  fuisset  interfectus,  tunc  incisissent  venas 
^tturis  et  non  suifocassent  eciam  plus  habuissent  de  san- 
i^ine,  attento,  quod  de  maxilla  et  tibia  non  exit  tantum 
Oguinis  quantum  de  venis  gutturis. 

Preterea,  si  hoc  fuisset  consuetum  aut  usitatum,  tot  et 
t^ti  Hebrei  et  viri  doctissimi,  qui  ad  fidem  Christi  con- 
i^i  sunt  post  illius  ascensionem  et  qui  scripserunt  multa 
magna  utriusque  testamenti  et  fuerunt  magni  prelati, 
^quid  scripsissent  aut  dixissent  de  premissis  et  hoc  potest 
ciliter  investigari  ab  Hebreis  factis  christianis  tam  in  urbe 
^am  extra  quibus  credere  dignum  est  fiat  diligens  examina- 


^)  Von   zweiter  Hand  mit  lichterer  Tinte  aus  tainquam  korrigiert 
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cio  et  si  repperiantur  isla  conficta  esse  falsa ,  fiat  illa  pro^ 
visio,   que  sit  conveniens  tarn  ad  salutem  superviTenciuiP 
Hebreorum,  quam  ad  revocacionem  attemptorum  factonm^ 
in  contentum  sedis  apostolice,  si  revocari  possont  ad  penai^ 
condignas  procedatur  prout  iustum  fuerit. 

De  eo,  quod  dicitur,  quod  tali  sanguine  utantur  ad 
tollendum  fetorem,  ridiculum  videtur,  cum  in  iudeis  non 
appareat  aliquis  fetor,  et  hoc  est  magnifestum  et  obstetrices, 
que  pueros  levant  Hebi-eorum  et  nutrices,  que  eos  lactaDt, 
hec  melius  sciunt  et  cbristiani,  qui  fuerunt  Hebrei  examinen- 
tur  et  sie  repperitur,  hoc  nichil  esse. 

Posset  dici  ex  adverso,  quod  homiddium  illius  pueri 
fuerit  factum  in  contemptu  passionis  Christi.  Hoc  quidem 
non  est  credendum,  cum  inter  Hebreos  non  sit  talis  consue- 
tudo  et  pocius  videretur  idolatria  ad  eos  quod  facerent  illam 
reputacionem  passionis  quam  singulis  anuis  faciunt  christiaDi 
et  hoc  poterant  scire  quid  eis  ex  hoc  accedisset,  et  eciam 
non  est  verisimile,  quia  non  fuerunt  illi  infanti  reperta  ali- 
qua  Signa  sive  vuluera,  que  aliquid  commune  haberent  cum 
vulneribus  Christi  et  istud  non  fuisset  publice  in  synagoga 
attemptaturo,  cum  faeile  potuisset  propalari. 

Et  si  diceretur,  quod  voluerunt  eum  pro  victima  immo- 
lare, respondetur,  quod  in  lege  non  repperitur  aliquem  h( 
minem  immolatum  vel  aliquod  mandatum  immolandi  hominem, 
licet  deus  temptassßt  Abraham,  ut  immolaret  iilium  et  tamei 
noluit  ut  interficeretur  et  videtur  absurdum  dicere 
quando  fuisset  talis  immolacio  premissa,  quod  ipsi  paue^^  - 
Hebrei,  qui  erant  ibi  voluissent  pro  civibus  Hebreis  immo —  -• 
lare  et  facere  illud  quod  non  fit  in  aliquo  loco  mundi 
inter  paganos,  ubi  sunt  milia  milium  Hebreorum.  Et  s 
diceretur,  quod  *)  imraolavit  filium,  illud  fuit  ex  voto. 

Descendendo  ad  processus  factos  contra  Hebreos  didtui 
quod   illi   nulliter   sunt   facti  et   contra  formam  tarn   iuri: 
quam  facti  statutis  civitatis  et  maxime,  quia  in  tortura  fact 
iudeis  non  fuerunt  adhibiti  duo  guastaldiones ,  qui  deben 

')  Bei   diesem   Wort  fugte   eine  dritte  Hand  am  Rande  hinii 
Istud  est  falsum. 
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vocari,  ne  fiat  inmoderato  tortura,  sed  vel  nullus  vel  unus 

^t  ille  emulus  iudeorum  et   adbibitus  quidam  Johannes  de 

Calapinis,  qui  erat  publicus  Hebreorum  inimicus.    Et  hoc 

fuit  factum,  ut  fierent  tormenta  pro  libito  et  eciam  dicto 

proeessu  fuit  aditum  et  cancellatum  in  substancialibus,  ymo 

^cia.m  primi  processus  erant  taliter  confecti,  quod  ante  ac- 

^ssum  commissarii  fuerunt  combusti  per  ancillam  potestatis 

6t     de  novo  alii  compositi,  ut  videretur,  illos  fuisse  cum  ali- 

Q^o  iuris  colore  factos  et  ancilla  potestatis  illos  sie  com- 

'^^stos  proiecit  in  quendam  locum  communem  ne  viderentur 

^^      loc  potest  sciri  a  notario,  si  examinetur. 

Item  et  quia  fuerunt  formati  non  precedentibus  legitimis 
^^^iciis  et  si  qua  indicia  habita  fuissent,  non  modo  copia 
^^-ta  fuit,  sed  nee  potuerunt  se  deifendere  per  aliquos 
^'^^istianos  aut  iudeos  et  vere  magna  iniquitas  officialis 
^^^identini  et  maxima  iniusticia  fuit,  ymo  dici  potest  in- 
^ Anitas barbarica,  quod  eis  esset  denegata  defensio  de 
]  ^^  ris  nature  inducta,  que  non  est  deneganda  dyabolo  et 
^^^  hoc  officialis  ostendit  acerbitatem  et  perfidiam  suam,  ut 
tmini  Hebreo  volenti  illis  carceratis  loqui  licenciam  dare  aut 
Ivum  conductum  facere  voluerit.  Et  quod  peius  est,  duobus 
^^vocatis  Christianis  volentibus  eos  defendere,  fuit  conmina- 
^\im^),  ut  inde  discederent,  si  vellent  salvi  esse  et  ex  hoc 
^no  potest  clare  diiudicari  fictionem  criminis  et  promptam 
Voluntatem  ad  necandum  innocentes  et  illorum  bona  diri- 
Piendum.  Nam  si  delictum  erat  verum  aut  erant  de  illo 
Buspecti,  debebat  defensiones  admittere  saltim  ad  sui  iusti- 
Gcationem  et  dare  locum  et  tempus  et  franchiciam  defen- 
Soribus,  quod  noluit  facere  prout  patet  ex  proeessu  et  pro- 
testacione  bene  facta  pro  parte  Hebreorum,  maxime  quia. 
Hon  poterat  dubitare,  quod  illi  carcerati  de  manibus  suis 
evelli  possent,  sed  inique  agens  noluit  aliquem  audire  et 
licet  maliciose  officialis  misisset  ad  carceres  ad  intimandum 
illis  si  volebant  se  defendere,  tamen  hoc  non  relevat,  cum 
Bon   esset   tutus   locus  Hebreis  propter  pletem  et  de  hoc 


^)  Folgt  unleserlicher  Name. 
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fuerat  protestacio  facta  et  quia  nemo  poterat  Ulis  loqui  nee 

carcerati  poterant  procura tores  et  advocatos  querere. 

Item,  si  aliqua  indicia  erant  contra  dictos  Hebreos.  91a 

non  fuerunt  talia,  que  non  fuissent  pemegata  per  primam 

torturam ,  in  qua  nil  confessi  sunt  et  hoc  non  potest  negari 

quasi  per  primam,  secundam  et  terciam  torturam  fuissent 

confessi,  non  erat  opus  officiali  tot  genera  tormentorum 

m  u  t  a  r  e  per  quam  mutacionem  tormentorum  probat  et  aperte 

illos  perstetisse  in  negacione  non  tantum  semel,  sed  bis.  ter 

et  quater.    Et  quod  hoc  sit  verum,  patet  ex  processu  io 

quo  pereeverencia  negacionis  facta  fuit  in  tribus  et  in  IIIl^' 

tormentis  et  episcopus  Tridentinus  varia  et  diversa  torment-^ 

illata   dicit  et  repertos  constantes.    Et  propterea  omne-    * 

prense  confessiones,  que  dicuntur  per  postea  facte  ^^ 

ratificate,   ille   fuerunt  extorte  per  metum  et  xit::^^ 

tormentorum  et  cruciatuum  crudelium  et  man 

ditorum  et   tormentorum  diversitatem,  nee  habe  ^^^ 

—  e 
obstare,    quod    dicitur    ex    adverso,    quod    Tobias   absqu 

tormentis  fuit  confessus,  quia  constat  de  contrario  ex  p 

cessu,  in  quo  patet  quater  fuisse  in  tormentis  interrogatu^^;^^ 

et  semper  perstitisse  in  sua  negacione  et  fuit  taliter  tortus,-«^-  ^ 

quod    ultima    vice    fuit    quasi    deperditus   et    non  poterat 

loqui,  sed  dicta  confessio  fuit  facta,  quia  promissa  fuit  sibi 

inpunitas^)  persuasione  christianorum,  qui  hoc  promiserunt 

licet   Sit  erronea  prout  infra  et  re  ipsa  ostenditur,   quia 

cum    XV    diebus    varie   torti")   perstitissent   in 

negacione,    certum    est,   quod    omnis    confessio 

postea  extorta  fuit  vi  tormentorum  facta. 

In  quibus  tormentis  duo  diversis  vicibus  mortui  sunt*) 

et  aliis  magis  consultum  fuit  mori  semel  quam  continuis  et 

diversis  tormentis  cothidie  cruciari  et  propterea  confessiones 


>)  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande:  Non  est  vemm  istad. 

*)  Dabei  yon  dritter  Hand  am  Rande:  Non  omnes  simul  et  «mal, 
sed  successiye  unus  post  altemm,  et  leviter,  nt  dicnnt  illi,  qui  inter- 
fuerunt. 

')  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande:  Non  in  Tincalis  (darauf 
folgen  drei  unleserliche  Worte)  sua  morte. 
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non  tenent  tanquam  per  vim  tormentorum  facte,  quis 
m  reperitur  tarn  constantis  animi,  ut  ita  dura  tormenta 
idie  reiterata  possit  sustinere  et  non  eligeret 
IS  mori,  quamvis  aliqui  semper  in  negacione 
stiterunt. 

Conatur  eciam  processus  suos  officialis  Tridentinus 
are  asserendo,  quod  tempore,  quo  tale  corpusculum  des- 
um  fuit,  de  vulneribus  ipsius  sanguis  exivit  volens  in- 
5,  quod  per  presenciam  Hebreorum  hoc  eveniret,  sed 
it,  quod  ibi  erant  multi  christiani  ultra  illos  quos  de- 
>sit.  Nam  si  verum  est,  quod  presente  homicida  vulnera 
int  sanguinem,  ita  potuisset  ex  presencia  christianorum 
:  Hebreorum  evenire  ^)  et  quod  in  hoc  voluntarie  apparet, 
in  emissione  sanguinis  ponit  nomina  iudeorum  presen- 
L  et  tacet  de  christianis,  in  aliis  vero  ponit  nomina 
jtianorum. 

Et  similiter  tacuit,  quod  Samuel  fuit  primus,  qui  relevarit, 
[  est  notandum  et  est  vebemens  presumpcio  innocencie 
quia  postquam  domus  sua  erat  diligenter  perquisita,  si 
fecisset,  non  posuisset  illum  sub  domo  sua,  ut  videretur 
mnibus  et  potuisset  aliter  celare  vel  sepelire  vel  frustatum 
3urere  et  facilius  fuisset  illum  humare  et  qua  ex  causa 
»et  Samuel  motus  ad  ponendum  cadaver  in  canali  post- 
[ü  fuerat  a  suspicione  liberatus  per  inquisicionem  factam 
omo  sua. 

Item  dicitur,  quod  tempore  mortis  dicti  pueri  fuerunt 
i  verba  prolata,  que  nee  babent  aliquam  significacionem 
ab  aliquo  intelliguntur.  Et  si  veritas  est,  quod  dicti 
rei  dicta  verba  confessi  fuerant  cum  nil  importent,  presu- 
dum  est,  eos  ex  vi  tormentorum  quasi  dementes  id 
sse,  quod  maxime  patet  in  Tobia,  quia  ita  acriter  fuit 
US,  quod  erat  quasi  mortuus  et  non  poterat  loqui. 
Item  illud  quod  dicitur,  quod  post  mortem  pueri  fuit 
netum  famulis,  ut  illud  absconderent  in  canapa  propter 

^)  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande:  Istud  non  releyat,  quia 
Aderant  illi,  de  quibus  hodie  suspicati  sunt,  aut  quos  inculpavit 
3  Johannis  Suytzer  et  alii  ciyes  aut  vicini. 
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metum  capture,  quare  non  fuit  repertum  de  mane  sequenti, 
quando  tota  domus  fuit  perquisita  et  recte  intelligentibas 
non  debet  esse  verisimile,  quia  ipsi  Hebrei,  si  tale  scelus 
perpetrassent ,  abscondissent  cadaver  in  canapa,  quia  certi 
esse  poterant,  quod  fieret  perquisicio  in  domo  prout  facta  fuit. 

Item  et  quomodo  est  verisimile  id  quod  dicitur,  quod 
die    sabbati    sancto    portarent    illud    cadaver   in   sinagoga. 
quando  die  precedenti  erat  perquisita  domus  Samuelis,  iB 
qua  erat  sinagoga  et  quod  illo  tempore  ipsi  Hebrei  velleo-^ 
contaminare  sinagogam  eorum  tali  cadavere  quam  teneo^^ 
mundam  ab  omni  cadavere  et  ab  omni  re  inmunda  et  Hebr^^ 
qui   tangerent   cadaver  aliquod  vel  irent  ad,   reputarentt^-^ 
inmundi  et  contaminati  et  ab  aliis  evitarentur. 

Item  nee  est  verisimile  nee  credendum,  quod  si  coük^^ 
misissent  tale  nephas,  quod  in  nocte  nostre  pascatis  Uli 
corpuscullum  proiecissent  sub  domo  Samuelis  et  ponerent 
in  discrimine  mortis,  quando  in  die  Veneris  in  domo  sua 
canapa  et  in  fossato  nichil  erat  repertum  et  voluissent  eciai 
illud  denunciare  cum  mille  modos  baberent  ad  illud  occ\lZ^ 
tandum  eciam  si  dimisissent  in  fossatum  non  fuisset  repertoii^^ 
quia  iam  erat  perquisitum  et  aqua  portasset  illud  in  Athesii 
attento,  quod  fossatus  erat  declivis  valde  et  leviter 
deductum  in  Athesim. 

Item  est  valde  attendendum  quod  si  aliqua  indicia  milS^' 
tabant  contra  Samuelem,  maxime  quia  illud  cadaver  fuer»»  '^ 
sub  domo  sua  repertum,  illa  non  poterant  militare  contr""^ 
Tobiam  et  alios  Hebreos,  qui  babebant  domos  remotas  a  donm  ^ 
Samuelis  et  sub  quorum  domibus  non  erat  cadaver  repertum^. 

Et  ut  apparet  manifeste,  que  indicia  sint  habita  contc^ 
Judeos  et  quam  levia*)  infra  describuntur :  Primum  f ui  ^^ 
quod  cadaver  fuit  repertum  sub  domo  Samuelis.  Secunduc*^ 
quod  vulnera  emittebant  sanguinem  et  quod  ibi  adei 
Samuel  et  certi  alii  Hebrei.  Tercium  quod  potestas  int«* 
rogavit  iudeos  super  invencione  cadaveris  et  variabant  -• 
propterea  iussi  sunt  detineri.    Quartum  quia  dicebat,  qu< 


*)  Dieses  Wort  steht  zweimal  geschrieben. 


puer  erat  submersus  et  ab  aqua  concussus  et  quod  non 
apparebat  submersus,  quia  erat  corpus  rubicundum  et  membra 
flexibilia. 

Primum  prensum  indicium  evacuatur,  quia  Samuel  habita 

noticia   per  famulum,   quod  in  fossato  erat  cadaver  unius 

mortui  pueri   statim^)  fecit  illud  nunciari  episcopo  et  capi- 

taneo*)   et   hoc   constat   ex  litteris  scriptis  per  episcopum 

sanctissimo  domino  nostro  et  hie  potest  argui  iuiquitas  iudicis, 

quia  tacuit  fuisse  repertum  ad  denuDciacionem  dicti  Samuelis 

«t  per  illam  denunciacionem  insurgebat  vehemens  presumpcio 

innocencie   Samuelis,  nee  erat  presumendum,  quod  si  ipse 

fuisset  culpabilis  et  die  veneris  preterito  fuisset  perquisita 

ricinus  et  fossatus  usque  ad  capsas  existentes  in  domo  et 

liichil  repertum  fuisset  et  erat  a  suspicione  liberatus  voluisset 

proicere  dictum  cadaver  in  fossatum,  cum  haberet  mille  modos 

occultandum  et  facere  se  suspectum  ubi  non  erat. 

Secundum  vero  indicium  de  emissione  sanguinis,  si 
verum  est,  quod  asseritur,  quod  presente  homicida  vulnera 
^mittant  sanguinem,  quare  est,  quod  sanguis  per  omnia 
vulnera  non  exibat,  que  puer  habebat,  sicut  de  duobus  et 
quare  magis  ista  presumpcio  erat  contra  iudeos,  quam  contra 
christianos,  qui  ibi  erant  presentes  et  erant  plures  quam 
iudei,  quod  maliciose  non  fuit  descriptum.  Et  si  potestas 
volebat  hinc  experimentum  pro  iudicio,  debebat  vel  emittere 
iudeos  et  videre,  si  emissio  sanguinis  cessabat,  vel  emittere 
<^hri8tiano8;  sed  in  utro  vulnera  erant  rectucia  et  non  erat 
öiinun,  si  emittebant  sanguinem  et  ita  testantur  littere  dicti 
^piscopi  Tridentini  dum  scribit  domino  nostro,  quod  puer 
^on  erat  in  aqua  extinctus,  sed  alias  recenter  occisus.  Hoc 
^ciam  dicitur  in  processu,  quando  ponitur,  quod  corpus  erat 
ita  rubicundum,  quod  videbatur  hodie  mortuum,  hoc  eciam 
<iuin  iuramento  deponunt  duo  phisici  et  unus  cirorgicus 
naedici  deputati  per  potestatem  ad  inspiciendum  cadaver  et 
illius  vulnera,  qui  dicunt  et  iudicant  per  raciones  veras, 


')  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande :    Non  statim,  sed  per  tres 
&ut  quatuoT  horas  postea  et  in  crepusculo  noctis  hora  ave  Marie. 
*)  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande :    capitaneo  soli  episcopi. 
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quod  illa  vulnera  et  dictum  homicidium  fuerant  facta  et 
commissum  die  precedenti  et  non  ante ,  per  que  constat  de 
errore  confessione  Hebreorum,  qui  dicunt  puerum  die  Jovis 
occisum,  nee  obstat,  quod  ex  adverso  asseritur  miraculoee 
fuisse  preservatum  illis  diebus,  quia  si  hoc  fuisset  verum, 
non  opportuisset  sequentibus  diebus  propter  fetorem  maximum 
illud  exviscerare  et  decarnare  et  cerebrum  tollere  et  omnia 
implere  aromatibus  et  balsamo^),  quibus  non  obstantibas 
fetebat  ^)  et  commissarius  domini  nostri,  dum  fuit  ductus  ad 
videndum  illud  pre  fetore  totus  conturbatus  fuit")  et  com- 
mutatus  et  quasi  defecit  et  considerato,  quod  Septem^)  men- 
sibus  elapsis  dictum  cadaver^)  fuerat  ad  aerem  et  humoies 
debebant  esse  exsiccati  et  fetor  debuisset  cessare*)  edan 
sine  aromatibus,  videbatur  esse  unum  mirum  quod  deberet 
emittere  fetorem,  sed  creditur  illud  evenisse  ad  ostendendnn 
errorem  illorum,  qui  dicunt  eum  martirem  et  sanctum. 

Tercium  vero  prensum  indicium  de  variacione,  que  ad 
invencionem  cadaveris  illud  nullum  est,  quia  nulla  est  varia- 
cio  in  dictis  illorum,  qui  interfuerunt  invencioni  cadaveris 
et  potestas  debuit  ponere  et  notare  in  quo  variabant,  quia 
si  posuisset  potuisset  cognosci,  an  talis  variacio  potoisset 
salvari  ita  quod  non  fecisset  indicium  ad  capturam. 

Quartum  vero  non  potest  dici  indicium  quia  iudei  vi- 
dentes  puerum  in  fossato  aque  putabant  prout  verisimile 


^)  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande:  Non  fiiit  balsamatoSf  sed 
solum  myrra  et  aloe  conditus. 

')  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande:    Sed  bene  oiebat 

^)  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande :  Imo  non  fetebat,  sed  ipse 
simulabat  hoc  et  quasi  (folgt  unleserliches  Wort)  et  in  amentiam  ceci- 
disset ,  nisi  episcopus  Tridentinus  illum  detinuisset.  Quod  potius  ex 
divino  miraculo  processisse  credendum,  cum  fuerit  incredulus  et  totns 
in  favorem  iudeorum  perversus  et  attractus,  ut  ex  sequentibus  operibw 
ipsius  malis  et  processu  valuit. 

^)  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande:  Non  fuerunt  elapei  nisi 
sex  raenses. 

^)  Darauf  folgt  getilgt:   ad  aerem. 

^)  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande:  Et  iam  fuit,  quia  nidui 
fetebat,  sed  bonum  odorem  habebat. 
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it  illum  subniersum  et  concussuin  vel  vi  aque  attento, 
od  fossatus  aque  er^t  saxosus  et  declivus  satis  vel  quod 
r  casum  a  foraiuine  *)  per  quod  fuit  proiectum  et  postea 
strusum  et  erat  super  eminens  fossato  facile  capud  et 
rpus  in  rippa  fossati  potuerat  contrudi. 
Item  ad  emanacionem  istorum  indiciorum  accedit,  quod 

fossato  poterat  ingredi  per  alia  loca  quam  per  domum 
imuelis  et  proici  sive  inmitti  inanis  cadaver  et  hoc  probatur 

deposicione  Andree  patris  dicti  pueri,  qui  dicit  se  die 
vis  et  die  Veneris  intrasse  in  fossatum  incipiendo  in  domo 
loniei  de  Penellis  et  veniendo  in  domum  Nesaris  cerdonis 
que  in  domum  Samuelis  et  perquisivit  totum  fossatum  in- 
3iendo  ab  eo  loco,  in  quo  aqua  fossati  intrat  civitatem  et 
niendo  usque  ad  locum  unde  exit  civitatem  et  quemadmodum 
idreas  intravit  et  ivit  per  totum  fossatum,  its.  potuisset  unus 
ius  ire^)  et  portare  illud  corpusculum  usque  ad  domum 
.muelis  attento  eciam^  quod  erat  aditus  ad  fossatum  per  alias 
mos,  maxime  dictoruni  Thomei  et  Nesaris  et  mirandum  est, 
od  isti  vicini  et  alii,  per  quorum  domus  erat  aditus  ad  fossa- 
ra  non  fuerunt  debite  examinati,  licet  solum  Nesaro  in  domo 
a  fuerit  datum  iuramentum,  an  puerum  cognovisset  vel  in 
mo  sua  conversatus  fuisset  et  non  aliud.  Non  obstat  illud, 
od  adducitur  pro  indicio,  quia  potestas  perquisivit  fossa- 
m  et  voluit  videre  an  aqua  potuisset  adducere  illud  cadaver 

domum  Samuelis  et  quod  vidit  inter  domum  Nezaris  a 
rte  superiori  et  domum  Thomei  per  duos  passus  erant 
ptem  palete  fixe  in  fossatum  per  transversum  distantes 
T  unum  palmum  ad  invicem  et  quod  supereminebant  aquam 

1)  Dabei   von    dritter  Hand    am   Rande:   Hoc  presentavit   false, 
ia  nallum  foramen  erat  aut  existit,  per  quod  potuispet  intus  proyci 

canipa  iudeorum  aut  a  superius  deduci  propter  angustiam  et  stric- 
ram  rugie  et  palos  desuper  affixos  ut  in  processu. 

^)  Dabei  von  dritter  Hand  am  Rande:  Non  potuit  lustrare  aliter 
t  intrare  per  omnia  loca  et  angulos  ruggie,  sed  reptare  in  manibus 

pedibus,  ipse  ex  una  parte  et  alius  ex  alia  parte  contra  se  invicem, 
^ertim  in  quodam  loco  (?)  et  angulo  eiusdem  rugie,  sed  lustrare 
^  faculis  et  luminibus  et  perquirere  cum  rastri  et  furcellis,  quas 
^Haiit. 

heilerer,  Beiträge  I.  42 
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per  unuiu  palimim  cum  dimidio,  quia  {»er  hoc  non  tDllitur, 
quod  super  paletas,  que  erant  distantes  a  summitate  fossati 
Don  potuisset  unus  intrare  vel  proicere  inanis  cadaver  vel 
inmittere  per  alias  domos  vel  proicere  per  foranen.  ut  supra- 
dictum  est,  maxime  quia  iudei  non  dicebant  puerum  sul^ 
mersum,  sed  constanter  affirmabant  illud  fuisse  proiectuui 
per  Johannem  Sweczer  per  dictum  foramen,  de  quo  supra 
in  eorum  pemiciem  nee  habet  obstare  indicium  Johannis 
de  Fe  Uro  christiani  asserentis  ita  esse  consuetum  facere. 
quia  ista  consuetudo  per  ea ,  que  supradicta  sunt  non  est 
Vera  et  testimonium  christianorum  contra  Hebreos  non  tenet 
ex  constitutione  et  Statute  apostolico,  de  quo  in  bulüs 
Gregorii  decimi*). 

Item,  quia  dicitur,  quod  Johannis  deposicio  factum  fait 
ad  placitum,  ut  liberaretur  a  carceribus,  in  quibus  erat 
detentus  pro  furto  prout  factum  fuit,  quia  post  paucos  dies 
fuit  liberatus. 

Item,  quia  ad  probandum  talem  consuetudinem  delniit 
officialis  habere  alias  probaciones  quam  illius  carcerati  pr^^ 
furto ,  que  haben  potuerunt  ab  illis  christianis  qui  fuenint 
iudei,  quod  eciam  clare  probatur  per  buUas  apostolicas. 
quibus  dicitur  tales  fictas  consuetudines  non  esse  veras  et 
ita  repertum  per  fidedignas  probaciones  christianonun.  qoi 
fuerant  iudei .  et  similia  testimonia  haben  potuissent  super 
ista  asserta  consuetudine. 

Nee  obstat  indicium  Antonii  viatoris  deponentis  se  audi- 
visse  vocem  unius  pueri  in  sinagoga ,  quia  potuit  esse  alter 
puer  Hebreus  de  illis  qui  inerat  ad  sinagogam  et  hoc  satis 
clare  apparet.  cum  in  processibus  dicatur  licet  falso,  quod 
ille  infans  fuit  interfectus  in  canapa.  que  est  in  loio  sub- 
terraneo  distante  a  sinagoga  ex  quo  non  potuisset  audiri  vos 
pueri  et  postquam  fiiit  interfectus  delatus  fuit  in  sinagog>^ 

Item  eciam,  quia  ridiculum  est.  quod  dicit,  quod  qaaDd<^ 
plorabat  et  quando  non,  quia  si  erat  interfectus  pruua  ^^ 
noctis,  non  potuit  plorare  in  sinagoga,  nee  eciam  {»otertt 
plorare  fasaam  in  collo  strictam.  Et  si  tanto  tempore  dom^ 

»)  Ygl  oben  S.  :^. 
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mctus,  quare  vicini  non  audierunt,  maxime  quia  erat  de 
:te,  quo  tempore  silent  omnia,  et  erat  fama,  quod  puer 
«t,  propter  quod  vicini  magis  debuerunt  intelligere. 

Item  quomodo  est  credendum,  quod  iste  fuerit  ibi  per 
Kliam  horam  ex  planctu  pueri  absque  aliqua  causa  et  si 
ieretur,  quod  ipse  dubitabat,  ut  ibi  esset  puer,  debuit  vo- 
re  vicinos  vel  alios  et  videre,  si  erat  ille  puer  deperditus. 

Item  et  quia  testis  est  christianus,  cui  non  debet  fides 
hiberi,  ut  supra,  et  pauper,  et  vilis  et  habet  pignora  pro 
ibus  dietis  apud  Samuelem. 

Item  licet  confessiones  per  Hebreos  facte  sint  et  censeri 

5beant   extorte   metu  et  vi   tormentorum,  ut  dictum  est. 

men  eciam  contrarianturad  invicem :  Primo  in  tractatu 

5  habende  puero.    Nam  Tobias  dicit,  quod  die  Martis  fuit 

actatum  et  conclusum  de  habende  et  quod  ipse  debebat  esse 

inister  et  quod  Angelus  fuit  primo  locutus  et  quod  ob- 

ilerunt  Lazaro  centum  ducatos,  qui  recessit.   Samuel  dicit, 

lod  die  Martis  fuit  raciocinatum  et  nichil  conclusum  de 

ibendo  et  die  Mercurii  conclusum  et  commiserunt  Tobie, 

^  persuaderet  Lazaro  et  David,  ut  vellent  puerum  invenire, 

li  recusaverunt   et   quod   Tobias  obtulit  se  id  facturum. 

ngehis  confitetur,  quod  Samuel  aut  Tobias  fuit  locutus  et 

chil  seit  quod   actum  fuerit   de   dando  aliquid  pro  dicto 

lere  inveniendi  puerum   et  quod  ipse  non  consensit  quod 

iberetur  puer  ad  interficiendum ,  sed  pro  extrahendo  san- 

linem  solum,  et  omnes  predicti  allegant  participem  Mohär 

lius  criminis,  qui  tortus  est  cruciatus  nichil  se  scire  dicit 

'  tractatu.    Et  Israel  dicit,  quod  simpliciter  fuit  promissum 

iriamque  danti  puerum  dare  centum  ducatos  ut  audivit  a 

onaventura  coquo  et  quod  tractatum  fuit  de  hoc  die  Martis. 

iscordant  eciam  in  participibus  dicti  tractatus,  nam  Tobias 

cit  Septem  ex  eis   fuisse  in  tractatu,  quos  nominat,  alii 

cunt  de  tribus,  alii  de  quatuor  et  plures  ex  dietis  nomi- 

^tis  torti  negaverunt  se  fuisse,  in  qua  negacione  persever- 

^enmt.   Item  discordant  in  alio,  quia  Angelus  et  Samuel 

xerunt  in  tractatu,  quod  opus  erat  sanguinem  unius  pueri 

^Hstiani,  quia  carebant  illo  in  pascate  futuro  pro  azimis 

42* 
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et  tarnen  Samuel  coutitetur ,  quod  die  Mercurii  et  sie  ante 
capturam  pueri  posuerunt  sanguinem  in  azimis,  quod  si  erat. 
non  carebant  sanguine,  sed  ista  dicta  sunt  per  tormeota. 
Discordant  eciam  in  captura,  quia  Tobias  confitetar  se 
fuisse  illum,  qui  invenit  puerum  et  cum  blandimentis  cm- 
duxit  ad  domum  Samuelis,  qui  expectabat  post  hostium 
ipso  hostio  aperto,  cui  tradidit  puerum  cum  manibus. 

Samuel  vero  confitetur,  quod  hostio  clauso  expectabat 
Tobiam  respiciendo  per  foramen  et  vidit  Tobiam  portaDtem 
))uerum  sub  clamide  et  applicuit  ad  hostium,  antequam  illud 
apperiret  et  pulsavit  cum  pede  et  aperto  hostio  intravit  in 
domum  et  dedit  ei  puerum.  Israel  vero,  filius  Samuelis, 
confitetur  audivisse  a  Bonaventura  coquo,  quod  Isaac,  fa- 
mulus  Angeli,  portaverat  puerum  per  stabulum  Samuelis  in 
domum,  et  Bonaventura  pluries  tortus  dicit  nichil  scire  de 
captura.  Discordant  eciam  in  forma  mortis  et  homicidii. 
quia  Tobias  dicit,  quod  in  camera  sinagoge  invenit  Samuelem 
haben tem  puerum,  cui  dixit,  quod  esset  bonuni  illum  inter- 
iicere  et  quod  tunc  Samuel  posuit  fazolum  ad  coUem  pueri 
et  postea  tradidit  Moysi ,  qui  cum  quadam  tenalea  traxit 
camem  de  maxilla  dicti  pueri  et  successive  Samuel  cum 
eadem  tenalea  traxit  camem  de  eodem  loco.  Mohär  con- 
fitetur, quod  Samuel  posuit  fazolum  ad  collem  pueri  post- 
quam  eum  tradiderat  Moysi.  Item  Israel  asserit,  quod 
Samuel  traxit  camem  de  maxilla  cum  alia  tenalea  et  noo 
cum  ea,  cum  qua  Moyses  traxerat.  Angelus  dicit,  quod  in- 
venit puerum  resupinum  super  quadam  vegete  et  quod  manus 
pueri  tenebantur  per  Tobiam  et  quod  Tobias  fuit  ille,  qui 
vulneraverat  puerum  in  maxilla  quodam  ferro.  Bonaventurt 
coquus  asserit ,  quod  mortuo  puero  fuit  extracta  caro  de 
maxilla  cum  tenalea  per  Moysem  et  SamueleuL  Tobias 
confitetur  se  collegisse  sanguinem  in  quadam  scutella  de 
stagno,  quam  cucurrit  ad  accipiendum  post  vulnus  illatam 
in  maxilla.  Israel  et  Bonaventura  dicunt,  quod  ipsi  collig^ 
bant  sanguinem  de  maxilla  in  una  scutella  de  terra,  Uop^ 
vero  et  Ysaac  colligebant  sanguinem  exeuntem  de  tibit  ^ 
alia  scutella.    Samuel  dicit,  quod  Tobias  coUigebat  sanguineio 
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lius  tenebat  scutellam.  Bonaventura  dicit,  quod  aliquando 
luel  et  aliquando  Tobias  tenebant  scutellam  pro  colligendo 
;uinem  in  una  scutella  de  piltro.  Yitalis  laceratus  et 
iiatus  tormentis  nichil  dicit  se  scire  de  colleccione  san- 
lis  et  aliis  faciendis  ad  propositum.  Item  Tobias  dicit, 
d  scutellam  cum  sanguine  posuit  in  fumo  ibi  propinquo 
[|uod  Samuel  abscondit  sanguinem  in  armario  posite  in 
Fa.  Samuel  dicit,  quod  sanguinem  abscondit  in  camera 
lorum  in  una  Capsula,  quam  reposuit  in  aliam  capsam. 
Israel  dicit,  quod  reposuerat  sanguinem  in  uno  catino. 
n  Angelus  dicit,  quod*)  Samuel  ostendit  sibi  sanguinem 
mo  platello. 

Samuel  dicit,  quod  erat  in  uno  crato  argenti.  Israel 
t,  quod  sanguis  ascendit  ad  unam  scutellam  cum  dimidia 
postea  variando  dicit  de  media  scutella.  Angelus  dicit, 
>d  sanguis  sibi  ostensus  capiebat  scutellam.  Samuel  dicit, 
>d  die  Sabbati  ])roiecit  sanguinem  in  latrina,  Mohär  vero 
t  de  die  dominico  post  capturam  Samuelis,  quod  Israel 
Bruneta  portaverunt  sanguinem  in  camera  pignorum.  Item 
?elus  dicit  se  habuisse  certam  partem  dicti  sanguinis  a 
Quele,  qui  sanguinem  habebat,  in  una  scutella,  et  Samuel 
it,  quod  erat  in  uno  crato  argenti  et  Israel  dicit,  quod 
IS  sanguis  remansit  Tobie  et  postea  variando  dicit,  quod 
ivit  a  patre,  quod  posuit  sanguinem  in  capsa  in 
lera  sua. 

Item  Tobias  confitetur,  quod  punxerunt  puerum  ante 
tius  illatum  in  tibia  et  quod  eciam  ipse  punxit.  Israel 
t,  quod  punxerunt  post  vulnus  illatum  in  tibia  et  post- 
m  erat  suffocata,  quod  neque  Tobias  neque  Moyses  neque 
fiuel  punxerunt  puerum. 

Item  Tobias  dicit,  quod  de  mandato  Moysi  illum  punxe- 
t,  quia  dicebat,  quod  erat  Optimum  et  conveniens  non 
rimendo  causam  puncture.  Israel  dicit  Moysen  dixisse, 
)d  multum  merebantur  ita  pungendo  et  faciendo.  Item 
auel  confitetur,  quod  Moyses  perforavit  eum  in  virga 
tquam  extirpavit  carnem  de  tibia  et  Moyses  dicit,  quod 

*)  Damach  getilgt:  erat  in  uno  cratho  argenti. 
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perforavit  antequam  extraheret  carneni  de  tibia  et  quod  bis 
perforavit. 

Item  discordant  in  presentibus  tempore  mortis,  quia 
inter  se  non  concordant,  cum  alius  alium  tamquam  parti- 
cipem  et  presentem  dicto  facinori  allegat  et  tamen  noncoo- 
stat  illos  fuisse  presentes. 

Item  variant  confitentes  circa  modum  occultacionis  cor- 
pusculi  post  mortem,  quam  Israel  confitetur,  quod  Samuel 
mandavit  abscondi  in  canapa  intra  vegetes  et  quod  fait 
abscoDsum  intra  vegetes  in  uno  catino  et  quod  stetit  ibi 
usque  ad  diem  dominicum  hora  XXII. 

Samuel,  licet  variaverit,  tamen  confitetur,  quod  ipsemet 
illud  portavit  per  sinagogam  et  abscondi t  in  loco  ibi  pro- 
pinquo  in  feno  et  quod  die  Yeneris  hora  XXII  illud  portant 
in  canapam  et  de  canapa  in  stabulum,  in  quo  illud  abscoodit 
ponendo  desuper  paleas  et  quod  ibi  stetit  usque  ad  diem 
Sabbati,  quo  die  illud  portavit  super  almemor,  in  quo  stetit 
usque  at  diem  dominicum  ad  horam  XXII,  qua  hora  de  suo 
mandata  per  Bonaventuram  coquum  fuit  portatum  in  fossatum. 

Bonaventura  vero,  filius  Mohär,  dicit,  quod  eo  mortuo 
Samuel  portavit  illum  in  scolis  et  posuit  super  almamor. 

Item  aliqui  dicunt,  quod  die  Sabbati  corpus  erat  is 
almamor  et  non  potuisset  videri  ab  astantibus,  nisi  posuissent 
se  super  almamor.  Alii  dicunt  quod  poterat  videri  ab 
Omnibus  astantibus. 

Alii  dicunt  quod  corpusculum  erat  vestitum  et  coopertum 
in  totum,  alii  dicunt,  quod  habebat  vestem  et  cbBp^ 
revolutas  et  quod  capud  non  erat  coopertum. 

Item  discordant  in  causa  occidendi,  quia  aliqui  dicuot, 
quod  eos  occidunt,  quia  ita  fuit  institutum  apud  Babilona 
pro  Salute  animarum,  alii  dicunt,  ut  utantur  sanguine  propt^f 
fetorem  evitandum  et  alii  dicunt .  quod  pro  habendo  sas- 
guinem  ad  ponendum  in  azimis  et  circumcisione.  Aliq^ 
dicunt,  ut  habeant  sanguinem  loco  agni  masculi  de  eni^ 
sanguine  accipiebant  secundum  legem.  Alii  dicunt,  quod 
accipiunt  sanguinem  in  memoria  illius  maledictionis  data 
Egypto,  quando  converse  sunt  aque  in  sanguinem. 
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Item  Samuel  dicit,  quod  extraxerunt  carnes  de  maxilla 
ibia^),  ne  si  illum  vulnerassent ,  posse  imputari,  quod 
irum  occidissent. 

Angelus  decit,  quod  vulnus  in  maxilla  significat,  quod 
yses  per  os  suum  monuit  Pharaonem  et  vulnus  in  tibia 
lificat,  quod  Pharaon  et  exercitus  eins  fuerunt  infelices 
)ersecucione  iudeorum.  Puncture  significant,  quod  populus 
[peius  in  omni  parte  corporis  percussus  fuit  a  deo. 

Item  confessi  sunt,  quo  tempore,  quo  seviebantur  in 
jrum  proferebant  certa  verba  in  processibus  descripta, 
)rum  nullus  est  sensus  nee  interpretatus  sensus  convenit 
is  verbis,  quia  non  sunt  Hebraica  nee  Greca  nee  Latina; 
Israel  confitetur,  quod  dicta  verba  important  eh.  farra 
lire  gentolommi  cavalli  et  camelli,  quod  est  ridiculum 
in  multis  aliis  dicte  confessiones  ad  invieem  eontrariantur 
non  solum  inter  se  variant,  sed  una  queque  confessio  habet 
trarietatem  et  repugnanciam  in  se,  tanquam  extorta  metu 
vi  crudelium  et  repetitoruni  tormentorum.    Quibus  stanti- 

quamvis  viderentur  omnes  concordare  de  morte  pueri  et 

erat,  quia  mors  pueri  apparebat  aliis  tanquam  erroneis 
non  veris  discordant,  ut  appareat,  quod  iniuste  actum 
rit  et  propterea  non  debuit  potestas  ita  preeipitare  ad 
dempnacionem ,  sed  supersedere  et  veritatem  melius  in- 
rere  et  salvum  facere  conduetum  aliis  Hebreis  petentibus 
deffensionem  carceratorum ,  ut  convenit  iustum  iudicem, 
dme  cum  de  vita  tot  hominum  ageretur.  Juxta  illud 
la  unquam  de  morte  hominis  cunctacio  longa  est,  et 
dme,  quia  multa  argumenta  et  indicia  in  contrarium 
ebant,  ex  quibus  de  innocencia  carceratorum  poterat  con- 
re  et  quod  omnia  confessata  per  eos  erant  extorta  vi 
nentorum  et  quod  erant  errones  et  carebant  veritate,  tum 
a  ipsimet  iudei  denunciaverunt  cadaver  fuisse  in  fossato, 
id  non  est  verisimile  fecisse,  si  fuissent  auetores  sceleris 
facile  potuissent  aliter  occultare  et  nee  debebant  credere 

istam  revelacionem  fuisse  liberos  a  suspieione  homieidii 


^)  Darauf  folgt  getilgt:  et. 
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et  non  erant  ita  fatui  ut  ignorarent,  quod  caucius  faisse^ 
illud  cadaver  nunquaui  fuisse  repertum.  quam  repertam  pei 
eorum  denunciacionem  attento,  quod  fuerat  perquisita  domiat 
et  non  fuerat  repertum. 

Item,  quia  confessata  circa  interfeccionem  puerommi 
christianorum  sunt  falsa  cause,  maxime  quia  contra  lege^Ki 
prohibentem  vesci  sanguine  humano  et  animalis  bruti  ^> 
quia  eciam  prohibetur  in  lege  homicidium  committi  eciiL^ 
in  bestem  et  alienigenam  attento  eciam  discrimine,  quod  ixi 
minebat  vite  et  bonorum  attento  eciam  odio ,  quo  cives  &©s 
persequebantur. 

Item  confessi  sunt  in   die  Jovis  sancta  interfecisse   et 
medici  viso  cadavere  et  vulneribus  illum  die  Sabbati  et  noa 
ante  fuisse  interfectum  indicarunt,  quod  satis  apparebat  ei 
rubedine  et  flexibilitate  membrorum  et  quia  non  fetebat 

Item  quedam  Margareta  attestatur,  quod  die  Veneris 
sancta  audivit  Symonem  plorantem  et  habere  notaiu  eius 
vocem  et  sie  error  confessionis  apparebat. 

Item  secundum  legem  iudeorum  illis  diebus  non  licet 
aliquod  moiticium  taugere  aut  in  sinagogas  deferre,  qws 
arbitrantur  polutas  si  quod  mortuum  in  eas  inferretur  ut 
dictum  est. 

Item  eciam  hora  prima  noctis  derogat  tidei  confessionmn.    ■ 
cum  illa  bora  non  erat  hora  committeudi  tale  facinus,  cuid 
illa  hora   vicini   nondum  quiescerent  et  poterat  facile  audiri 
rumor,  qui  fuisset  factus. 

Ex  quibus  liquide  constare  poterat  erroneas  et  ri  et 
motu  tormeutorum  extortas  huiusmodi  confessiones,  ut  clictuni 
est,  cum  maxime  et  diversimode  et  propter  diversitatem 
tormentorum  fuissent  confessi. 

Item  peccant  dicti  processus,  quando  ofticialis  noluit 
crimen  confiteri  per  uuum  inteq)retem,  quia  illo  casu  propter 
diversitatem  ydiomatum  requiritur  pluralitas  interpretum  et 
in  civitate  Tridentina  facile  haberi  poterant  interpretes,  qtti* 
fere  onmes  cives  sciunt  Italicum  et  Alamanicum. 

Item  peccat  processus  factus  contra  Bonaveuturam  iß- 
niorem  XXV  annis,  quia  sibi  debuit  dari  curator  a  principiOi 
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eum  defendisset  et  dod  post  vulneratum  causam  adhibere 
ledium,  quamvis  non  constat  accusatoreni  postea  datum 
iquam  cum  eo  locutum  vel  procuratum,  utrum  vellet  facere 
3Dsiones  neque  unquaiu  peciit  copiam  indiciorum,  ut  in- 
igeret,  an  iuste  tortus  et  au  confessio  esset  vi  tormen- 
im  extorta,  ex  quo  arguitur,  quod  dictus  curator  pro 
aa  pocius  quam  pro  causa  datus  fuit. 

Item  quia  ipsis  Hebreis  fuit  sublata  facultas  et  inopia 
insionis,  ut  dictum  est,  et  nou  modo  alii  Hebrei  accedere 
jrant,  sed  nee  christiauis  licitum  fuit  illis  loqui  tute  et 
[ue  metu. 

Item  eciam  cum  esset  sublata  defensio  potuit  potestas 

libito  scribi  facere  indicia.  confessiones  et  processus  et 
ttere  quod  voluit  ad  conplacendum  jiopulo,  qui  affectabat 
licionem  Hebreorum,  quod  verisimile  est,  quia  per  alium 
um  fuit  in  dicto  officio  reformatus. 

Et,  ut  res  ista  machinata  et  tanta  iniustieia  commis^sa 
uem  haberet  colorem,  fecerunt  per  totam  Itaiiam  et 
maniam  publicari  tanquam  cantilenam,  tum  per  peregriuos 
ientes  et  redeuntes  a  iubileo.  tum  eciam  ])er  epistolas  et 
ressione  librorum  factas  in  occulis  Romane  curie  ad- 
cendo  eciam  miracula,  ut  cresceret  ista  populacio,  quod 

posset  evelli  sine  difficultate  ementibus  bominum  et 
5tur  fides  taute  iniquitati  commisse  contra  dictos  Hebreos, 
d  est  advertendum. 

Insuper  errorem  errori  addiderunt,  et  hoc  est  valde  pou- 
indum,  quod  post  inhibicionem  tam  per  sanctissimum 
linum  nostrum,  quam  illius  conmiissarium  in  partibus 
as  ut  procederetur  ad  ulteria  de  mense  Decembris  proxime 
erito  nonnuUos  ex  iudeis  detentos  mori  fecerunt  et  quod 
irius  est  et  pemiciosissimi  exempli,  quendam  Israel  iuvenem, 

se  fecerat  christianum  et  fuerat  adductus  in  testem 
ra  Hebreos  et  steterat  in  domo  episcopi  Tridentini  tan- 
n  familiaris  et  scutifer  quasi  per  nienses  Septem  et  per 
um  baptismum  fuisset  absolutus  ab  omni  crimine  fecerunt 
i  ultimo  supplicio  et  similiter  de  uno  sutore  christiano 
ies  torto,  cum  noUet  deponei*e  iuxta  mentem  torquentis 
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feoenint  ultimo  supplicio  tradi,  ne  esset^  qui  Untani  iniusä- 
eiam  detegere  posset. 

Item  aliud  absurdum  comisenml,  ut  (lostquani  com- 
missarius  s.  d.  cum  magna  industria  e3dTit  Trideoto  et  stetit 
in  loco  tuto ,  fedt  nonnuUos  testes  ad  se  eTocari  pro  inda- 
ganda  veritate  eorum,  que  8ibi  fuerant  commissa.  quoram 
aliqui  venerunt,  alii  fuerunt  detenti,  ne  venire  possent  post 
discessum  commissarii  de  partibus  fecerunt  c^pi  omnes  te^ 
qui  deposuerant  coram  ipso  commissario  et  torqueri  et  ex- 
torserunt  eis  testimonium  contnuium  et  testimonio  perhibito 
coram  commissario  et  confinxerunt  oertos  processns  nolliter 
et  de  faeto  ad  vituperandum  si  possent  auctoritatem  sedis 
apostolice. 

Ista  quam  sint  honesta  quam  iusta.  quam  supporUndi 
possunt  vestra  reverendissima  dominacio  iudicare.  quod  epis- 
copus  Tridentiuus  sive  sui  officiales  spretis  mandatis  et  ifl 
contemptum  ac  \ilipendium  sedis  apostolice  tanta  innovare 
presumpserunt  faciendo  mori  iudeos  christianos  qui  supererant 
et  in  quos  non  erat  animadversum  eo  tempore,  quo  alii  fueroot 
necati  et  maxime  illum  Israel  baptizatum  et  suum  familiareni 
iii  patibulo  cum  duobus  canibus  hinc  et  inde  suspendi  imo 
aliquis  superesset,  qui  veritatem  patefaceret 

Et  quia  advocatus  ex  adverso  coram  vestra  doniinacione 
allegando  dicit  duos  ex  iudeis  noiuisse  mori  in  eorum  per- 
fidia  et  fecisse  se  christianos,  honore  suo  salvo  cootrariuin 
est,  in  facto,  nam  illi  duo.  ut  non  supponerentur  ulterioribus 
cruciatibus  habita  promissione  vite  venerunt  ad  baptismuiQ 
non  zelo  fidei  sed  zelo  \ite,  tamen  eis  non  fuit  servata  M^ 
contra  omnes  bonos  mores  et  ne  superessent  ad  ostendenduiD 
veritatem,  que  facile  reperietur,  si  Johannes  Sauczer  et  uxor 
veniant  vel  ducantur  Romane  curie  et  examinentur  debito 
modo,  tamen  puto,  quod  ista  *)  non  reperientur,  ut  occultetur 
veritas  et  hoc  et  humiliter  petitur  et  supplicatur. 

Et  donec  illud  cadaver  est  in  altari  sancti  Petri  de  Tn- 
dento  in   propatulo  contra  canonica  instituta  multa  possuut 


')  „Quod  ista"  ist  doppelt  geschrieben. 
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^currere  scandala  contra  Hebreos  sub  velamine  fidei  et 
k^ropterea  supplicatur  pro  deo  et  pro  iusticia.  dignetur  do- 
Klünacio  vestra  diligenter  hec  breviter  inspioere  et  considerare 
Ütrocitates  tormeDtorum  perseveranciam  et  constanciam  Hebre- 
mmm  XV  diebus,  prout  littere  episcopi  Tridentini,  et  per- 
suadet  s.  d.  quam  admodum  par  est.  ut  postquam  mortui 
rehaberi  non  possunt  bona  iniuste  ablata  restituantur  et  non 
permittat  contemptum  sancte  sedis  apostolice  in  multum  iri 
et  ut  pauperes  Hebrei,  qui  inter  christianos  sustinentur  in 
testimonium  fidei  non  cogantur  a  christianis  exulare  et  liceat 
eis  non  esse  ampliori  loco  apud  christianos,  quam  fuerunt 
eorum  patres  apud  Pharaonem  et  quod  mulieres  et  alii,  qui 
in  carceribus  et  catenis  detinentur  ducantur  ad  Romanam 
curiam  et  si  fuerint  innocentes  relaxentur,  sin  autem  fiat 
illud,  quod  iusticia  permittit 

De  prensis  miraculis  nii  videtur  dicendum,  cum  et  si 
illa  vera  essent,  non  arguerent  iusticiam  vel  iniusticiam  com- 
missam  contra  iudeos  et  possent  ista  esse  incompatibilia,  ut 
deus  ostenderet  miracula  et  iudei  fuissent  innocentes.  Altissi- 
mus  mentes  vestras  dirigat  ad  viam  veritatis  et  iusticiam. 


VI. 
Vorarlberg  % 


Die  Nachrichten  über  die  Rechtsverhältnisse  der  JuA  ^" 
in  Vorarlberg  während  des  Mittelalters  fliefsen  nur  spärliu:^'^- 

Die  älteste  die  Juden  in  diesem  Lande  betreffende  l  ^' 
künde  dürfte  das  Urteil  von  5  Schiedsrichteni  in  dem  K(^  ^* 
flikte  zwischen  dem  Grafen  Albrecht  I.  von  Werdenber^^' 
Herrn  zu  Bludenz  und  Sonnenberg,  und  Ulrich  I.  von  Moim  ^* 
fort,  Herrn  auf  Feldkirch  und  Testers,  vom  Jahre  1343  \^^^ 
treflFend  den  eigenmächtigen  Abzug  der  Juden  und  Jüdinnen  ^ 
und  der  Eigenleute  des  Grafen  aus  Feldkirch  nach  Bludei^-^ 
sein,  gemäfs  welchem  die  ohne  Wissen  und  Willen  ihrt^^ 
Herrn  Wegziehenden  demselben  verfallen  sein  sollten*). 

1451   findet   sich   ein   Schuldbrief  des  Markgrafen  Wil  ^ 
heim  von   Baden-Hochberg,  Gemahls  der  Gräfin   ElisabetB^ 
von   Montfort-Bregenz ,    auf    Herzog    Siegmund    von    Tiro  ^ 
um    220    Gulden    an    den   Juden    Seligmann,    die    bei  de^^ 
Raitung  um  Bregenz,  von  dem  ein  Theil  laut  Kaufvertrages^^ 
vom  12.  Juli  1451  an  Österreich  verkauft  worden  war,  ab-^^ 
gezogen  oder  sonsten  gezahlt  werden  sollten"). 

»)  Weizenegger-Merkle,  Vorarlberg  1839,  3  Bde.  U  34^^ 
362—367,  III  293 n.,  356—363;  Bidermann,  Das  Judentum  und  seineü^ 
Drangsale  in  Tirol  (Separatabdruck  aus  dem  Phönix)  1853,  S.  10—11^ 

*)  Statth.-Arch.  in  Innsbruck  IV  Schatzregistratur  N.  564. 

')  Ebendaselbst  V  N.  1035.  Auch  die  sonstigen  in  der  erw&hnte» 
Abteilung  des  Innsbrucker  Archives  erliegenden  Akten  sind  teil» 
Schuldbriefe,  teils  Quittungen. 
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1559  erwirkten  sich  Bregenz  und  Hohenegg  ein  Privi- 
legium, dars  sich  dort  keine  Juden  niederlassen  dürfen^). 

Erst  im  17.  Jahrhundert  werden  die  Ansiedlungen  der 
Juden  im  Vorarlhergischen  etwas  häufiger.  1606  liefsen  sie 
sich  in  Heiligenkreuz*),  1617  in  Hohenembs,  1637  in  Sulz 
nieder.  Von  Heiligenkreuz  zogen  sie  nach  Bludenz;  in  Sulz 
bei  Rankweil,  wo  sich  trotz  dem  Widerstände  der  Land- 
stande aus  Schwaben  ausgewanderte  Juden  niedergelassen 
hatten,  blieben  sie  bis  1744,  in  welchem  Jahre  sie  vertrieben, 
aber  von  dem  Grafen  Franz  Wilhelm  III.  gegen  Zahlung 
eines  Schutzgeldes  von  jährlich  17  Gulden  in  Hohenembs 
aufgenommen  wui-den*). 

Die  bedeutendste  Judengemeinde  im  Vorarlbergischen 
^ar  die  in  Hohenembs*). 

Am  3.  April  1617  gewährte  Graf  Kaspar  von  Hohen- 
cnibs-Gallarate  den  Juden  die  Ansiedlung  in  seinem  Gebiete 
^nter  folgenden  Bedingungen: 

1.  Es  sollten  ihnen  alle  Hantierungen  (mit  Tuch,  Silber- 
geschirr, Kleidern,  Korn,  Wein)  wie  den  Christen  gestattet 
Sein  mit  der  im  P.  5  enthaltenen  Einschränkung  bezüglich 
^es  Weines. 

2.  Sie  durften  Geld  gegen  einen  jährlichen  Maximal- 
zius  von  5  Gulden  ausleihen. 

3.  Dagegen  sollte  ihnen  aller  Wucher  „abgestrickt" 
Verden.  Sie  konnten  offene  Läden  halten  und  alles  kaufen, 
^as  ihnen  zugetragen  wird,  ausgenommen  schweifsige  Kleider, 
^^sse  Häute,  nasse  Tücher,  ungedroschenes  Korn,  Kirchen- 


*)  Weizenegg  er  a.  a.  0.  III  857. 

*)  Prugger,  Veldkirch.  Das  ist  Histor.  Beschreibung  der  Lob- 
^^J^en  O.  ö.  (oberösterreichischen)  vor  dem  Arienberg  gelegenen  8tatt 
^«Idkirch  u.  s.  w.  1685,  79. 

*)  Über  die  Drangsale  der  Juden  in  Rankweil  Weizen  egger 
^-  a.  O.  m  356. 

*)  V.  Bergmann,  Über  Hohenembs  und  die  dortige  Juden- 
^^meinde,  die  einzige  (seit  1617)  in  Tirol  und  Vorarlberg  (Kalten- 
^äcks  Österr.  Zeitschrift  für  Geschichts-  und  Staatsknnde  1836,  N.  99, 
^%,   8.  398  ff.). 


ger&te,  Kelche  und  was  zur  Messe  gehört,  sowie  alles, 
wissentlich  gestohlenes  Gut  ist^). 

4.  Des  Aufschlages  halber  mit  Rors  und  Vieh  sollte?^  i 
sie  ebenmärsig  wie  andere  Untertanen  gehalten  sein,  d^ 
gegen  auch  die  Gemeindelasten  tragen  (besonders  bei  FeoeK-- 
Wasser-  und  anderen  Schäden).  Von  den  Gemeinde-Nutzba  :r 
keiten  (namentlich  dem  Holzbezuge)  waren  sie  nicht  ais^s- 
geschlossen  *). 

5.  Es  war  ihnen  gestattet,  Wein  zu  kaufen,  darauf  zu 
leihen  und  damit  zu  hantieren  inner  und  aufser  Landes.  1d 
der  Zeit  von  Georgi  bis  Martini  durften  sie  jedoch  nur  EMuit 
herrschaftlichem  Weine  innerhalb  des  Landes  handeln. 

6.  Sie  sollten  der  Herrschaft  nützlich,  gehorsam,  «pot- 
bar",  gerichtsbar  sein  und  sich  verhalten,  wie  anderen  üoter- 
thanen  zusteht. 

7.  In  Sachen  ihrer  Religion  sollten  sie  sich  auTserha/i) 
ihrer  Häuser  mit  Reden,  Thun  und  Lassen  also  bescheideoN 
lieh  verhalten,  dafs  daraus  kein  Unterthan  verführt  werfe 
oder  Ärgernis  empfange  und  auch  nichts  unternehmen,  so 
der  christlichen  katholischen  Religion  zuwider  ist.  Sie  solIteD 
einen  eigenen  Begräbnisplatz  bekommen  und  von  einem 
Alten,  so  mit  Tod  abgeht,  2  Gulden,  von  einem  Kiode 
1  Gulden  zu  zahlen  schuldig  sein').  Es  wurde  ihnen  die  Hal- 
tung von  Schulmeistern  ihrer  Religion  in  ihren  Häusern, 
Synagogen  und  Schulen  bewilligt  „unverhindert  mäniglichsV 
Religionsstreitigkeiten  sollten  sie  vor  ihrem  Rabbi  nach  ihrem 
Grundsatz  und  Ordnung  wohl  ausrichten ,  doch  der  Herr- 
schaft an  dero  Herrlichkeit  und  Obrigkeit  unnachteilig,  ^i^ 
durften  an  ihren  Sabbaten  und  Feiertagen  Christen  besolden, 
die  ihnen  ihr  Haus  halben  verrichten. 

8.  An  Schutz-  und  Schirmgeld  sollte  jeder  Jude,  der 
sich  im  gräflichen  Markt  Ems  niederläfst,  der  Herrschaft 
jährlich  10  Gulden  zahlen  und  zwei  gemästete  Gränse  liefern. 


1)  Vgl.  dazu  oben  §§  11  und  12  (S.  196  ff.). 
«)  Vgl.  oben  S.  471.  524. 
»)  Vgl.  dazu  S.  224. 
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!u  aDderen  aufserordentlichen  Auslageu  au  das  Reich  (Hier 
nderweg  sollten  sie  gleich  den  übrigen  l^nterthanen  ver- 
alten sein. 

9.  Es  wurde  ihnen  der  Bau  eigener  Häuser  gestattet 
Qd  zu  diesem  Zwecke  ein  geraumer  Platx  angewiesen. 
dllte  die  Herrschaft  selbst  solche  H&user  bauen  lassen.  S4> 
Uten  sie  die  Kosten  hiefür  mit  5^o  verzinsen. 

10.  Sie  konnten  in  ihren  Häusern  zu  ihrer  Hausnot- 
irft  metzgen  und  die  Hinterstücke  und  was  ihnen  abfällt 
1er  zu  essen  verboten  war,  anderweitig  verkaufen. 

11.  Des  Einzugs  und  Abzugs  halber  sollten  sie  gänzlich 
e^igehalten  und  von  ihnen  nichts  gefordert  werden  *). 

Unterm  1.  März  1657*)  wurde  das  Schutzgeld  für  vier 
u  aufgenommene  Familien  auf  10  Reichsthaler  für  jedes 
itglied  und  zwei  gute  gemästete  Gänse  und  unterm  9.  Januar 
76  auf  20  Reichsthaler  für  jede  Haushaltung  erhöht  und 
s  von  dem  Grafen  Karl  Friedrich  (f  1678)  in  mehreren 
inkten  erweiterte  Statut  für  die  Juden  vom  3.  April  1617 
[»euert. 

Bei  dieser  Satzung  blieb  es  auch  unter  östernuchisclu'r 
MTSchaft  (seit  1765). 

Wie  grofs  die  Judenniederlassung  in  Hohenembs  Wiir, 
giebt  sich  daraus,  dafs  bei  der  am  15.  November  1777  aus- 
brochenen  Feuersbrunst  nebst  21  Christenhäusern  17  Judon- 
user  niederbrannten,  wobei  34  Judenfamilien  um  Hab  und 
it  kamen*).  Unter  der  baierischen  Herrschaft  wurde  im 
hre  1813  die  Zahl  der  domicilberechtigten  Juden  auf  90 
schränkt*). 

Bezüglich  der  rechtlichen  Stellung  der  Juden  in  Vorarl- 
rg  unter  der  österreichischen  Herrschaft  vergl.  oUm 
514-517.  femer  S.  639. 


')  Y.  Bergmann  a.  a.  O.:  Weizeneggcr-Mcrk  le  ff  '162— ^'>. 
^}  Nach  Weizenegger  a.  a.  O.  ff  J^S  ff.  104>?. 
»)  Weizenegger  II  367. 
^)  Bidermann  a.  a.  O. 


Berichtigungen. 


S.  4  Z.  6  V.  u.  lieö  „des"  statt  der. 

S.  4  N.  1  Z.  9  V.  o.  „Histoire'^  statt  Histoires. 

S.  9  N.  1  Z.  3  V.  o.  „Heft  2,  8  S.  25 ff.,  231  ff."  statt  Heft  142  Z.  2;  & 

S.  23  Z.  6  V.  u.  .conciliomm"  statt  consiliorum. 

S.  24  N.  1  1.  „collectio"  statt  cellectio. 

S.  36  Z.  4  V.  o.  1.  „12."  statt  18.  Februar. 

8.  56  N.  2,  3,  4  1.  „Äff."  statt  Off. 

S.  61  N.'^3  gehört  das  Citat  .Bandtkie,  Jus  polon.  1831,  289/29(h,  io 
die  N.  4  vor  „Volumina  legum". 

8.  66  Z.  10  V.  o.  ist  beizufügen:  Form.  30. 

S.  70  Z.  10,  11  V.  o.  1.  „in  der  ersten  Urkunde"  statt  ersten  Urkondeo. 

S.  73  Z.  19  V.  o.  1.  „1157"  statt  1137. 

S.  76  Z.  17  V.  o.  1.  „Worte"  statt  Werte. 

S.  79  Z.  12  V.  o.  1.  „consensu"  statt  consemu. 

8.  97  Z.  1  V.  o.  fehlt  das  Wort  ..werden". 

S.  113  Z.  5  V.  1.  „Kultus-"  statt  Kulturbedürfnisse;  144  N.  2  „Bdcking* 
statt  Boeking;  S.  186  Z.  12  v.  o.  „';i  "  statt  in;  202  sind  die  N. 2 
und  3  verwechselt;  211  N.  1,  letzte  Z.  v.  u.  1.  „c.  1,  X*  rtitt 
c.  IX;  216  Z.  15  V.  u.  1.  „Privilegium"  statt  Privilegien;  S.  125, 
218,  288  1.  „Hainburg"  statt  Haimburg;  233  Z.  4  v.  u.  I.  ,liÖ4' 
statt  1839 

S.  235  N.  3  und  S.  303  Z.  9  v.  o.  1.  „5."  statt  12.  September. 

S.  249.    Der  letzte  Absatz  des  §  21  hat  zu  entfallen. 

S.  254  Z.  12  V.  o.  und  S.  257  Z.  5  v.  u.  1.  „archisynagogos''  stirt 
archisjnagus. 

S.  263  Z.  10  V.  u.  1.  „20/21". 

S.  266  Z.  14  V.  o.  ist  vor  Spanien  die  Z.  4  statt  3  zu  setzen. 

S.  274  N.  4  1.  „iurado"  statt  urado;  288  Z.  10  v.  o.  ist  hinter  notf 
das  Wort  av  beizufügen ;  299  Z.  6  v.  o.  1.  „hriven"  statt  hriTren; 
306  Z.  10  und  21  v.  o.  1.  „haddam"  statt  hadam:  350  Z.  8  ▼.  n.  L 
„Schroeter"  statt  Schröter;  371  N.  2  ist  infolge  des  Überspringeni 
der  Lettern  das  Wort  „nuntios"  aus  der  Z.  8  in  Z.  7  gertten. 
Z.  8  hat  demnach  zu  lauten :  per  nuntios  etiam  Christianos  infeciss^' 

S.  383  Z.  8  V.  o.  hat  das  Wort  „bestand"  zu  entfallen. 

S.  386  Z.  4  V.  o.  1.  „Jude"  statt  Juden;  404  Z.  10  v.  o.  vnd*'  st»tt 
vne;  482  Z.  2  v.  o.  Juden"  statt  jnden;  482  Z.  3  v.  o.  „selb» 
statt  sebs;  592  N.  4,  595  Z.  19  v.  o.,  596  Z.  9  v.  o.  „Gnarinonio» 
statt  Quarinonius;  594  Z.  9  v.  u.  „Schweyger"  statt  Schwcii«- 
S.  627  Z.  18  V.  o.  1.  „Pickenthor"  statt  Piebenthor,  630  und  631 
N.  1  1.  „Augustissimam"  statt  Augustinimam.  S.  640  Beil.  l  ^^ 
29  Artikel,  S.  586  sind  blofs  26  Artikel  angegeben.  Die  Orisintl- 
urknnde  ist  nicht  in  Artikel  eingeteilt;  die  Numerierung  errolgt« 
blofs  behufs   schnellerer  Orientierung. 

8.  578  Z.  12  V.  o.  1.  „des"  statt  die. 

Leicht  erkennbare  Druckfehler  und  irrige  Unterscheidungszeichen 

(ao  s.  B.  8.  29  Z.  4  v.  u.,  183  Z.  8  v.  u.,  229  Z.  3  v.  o.,  435  Z.  3 

y.  o.,  578  Z.  13  v.   o.  u.  a.)  werden  der  freundlichen  Korrektur  des 

Lesers  überlassen. 


Pi«r«r*aoh«  Hofbuebdruekerei  Stephan  0«ib«l  k  Co.  in  Altcobars. 
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